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Vorwort

Seit der letzten Ausgabe des Bandes über ,Das Arbeitsgebiet der Bundesstatistik., die Mitte 1958 erschien,
sind zahlreiche Anderungen und Ergänzungen im statistischen r\rbeitsprogranim nncl in seinen rechtlichen
und methodischen Grundlagen eingetreten. Das Statistische Bundesamt hat sich deshalb entschlossen, einc
Neuauflage dieses Bandes lierauszugeben. lls tr'rigt damii viell'achen \\rrinschen cler Benutzer Rechnung,

die anstelle von Ergünzungsheften lieber ein überarbeitetes Nachschlage*-erli in iLe Hirnd nehmen, das clen

Rückgriff auf friihere \reröffentlichungen entbelirlch niacht.

I)er votliegende Band, der sich im Aufbau unil in der Art der Darstellung ,r"itg"h"n'd nach seinenr

\ror'gänger richtet, gibt einen vollständigen Uberblich über das gesamte Gebiet der amtlichen Bunclesstatistih.

Die Bemirhungen um die Yelbesserung und Vervollständigung des.statistischen fnstrumentariurris, tlie mit
der I.egalisierung weiterer Statistiken einhergingen, finden ihren Niederschlag im Äusbau cles Textteils,
der Enveiterung des Anhangs und der Ergänzung des Kat,alogs der Statistiken, der mit zusätzlichen Hin-
rveisen auf methodische Grundlagen r.ersehen worden ist.

Au tler Zusammenstellung-des Materials rvaren wieder die obersten Bundesbehörden und andere Dienst-
stellen beteiligt, denen ich an dieser Stelle meinen Dank ausspreche.

Die Yeröffentlichung, an der alle Abteiluugen rles dmtes mitgearbeitet haben, .wurde in der Abieilung ,All-
gemeine Organisation der Statistik, allgemeine Äuslandsstatistik. des Ltd. Regierungsdirektors Dr. Szameitat

von Frau Dr. Strubc im Hauptleferat des Regielungsrates Gerharilt znsammengestellt.

lYiesbaden, im Novcrnber 1962

Dr. Gerhard Fürst
Präsident des Statistischen Bundesamtes
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Der volliegencle Band enthäIt einen allgerneinen Teil (Teil Ä),
einen Katalog der Statistiken (TeiI B) und einen Anhang.

TeilA gibt eine textliche Darsiellung der organisato-

rischen, rechilichen und methodischen Grundlagen der Bundes-

statistili. Nach Ausführüngeir über Organisation und Aufgaben

der amtlichen Statistik wird in eincm Beitlag über die Rechts-

grundlagen u. a. auf einige Grundsatzfragen eingegangen, die

sich seii dern Inlirafttreten des Gesetzes über die Statistik

für Bundeszrvecke vom 3. September 1953 (BGBI. I S. 1314)

ergeben haben. Die ständig wachsende llitarbeit des Statistischen

Bundesamies in internatiorralen und supranationalen Organisa-

tionen wird in einem erlciterten Textabschnitt behandelt. Übel

die Fortschritte, die bei der \Meiterentwicklung der Systematiken

erzielt rvurden, und über den urnfassenderen Anwendungsbereicli

des Stichprobenver.lahrens wird in den folgenden Beiträgen

berichtet. Ausgebaut rvurde auch der Äbschnitt über die Anwen-

dung maschineller Verfahren, nachdem sich durch'den Einsatz

einer elektronischen Großrechenanlage auf diesem Gebiet neue

Möglichkeiten .ergeben haben. Ein Abschnitt, in dem allgemeine

Veröffentlichungsgrundsätze und die Neuordnung des Veröffent-

lichungssystems des Statistischen Bundesamtes geschildert wer-

den, ist neu aufgenommen rvorden.

Im Hauptteil der Yeröffentlichung (TeiI B) rverden - lvie

bisher - in einheitlicher Form,clie vom Statistischen Bundesamt

und die im Geschäftsbereich der obersten Bundesbehörden be-

"rlb"it.t.n 
Statistiken in einem nach sachlichen Gesichtspunkten

geordneten Katalog der Statistiken nachgewiesen. Die

Gliederung des Katalogs nach Hauptabschnitten schließt sich

rveitgehend der Gliedemng des ,Statistischen Jahrbuches für

die Bundesrepublik Deuischland" an. Für jede Statistik werden

Angaben über die Rechtsgrundlage und Periodizität der Er-
hebung, den Kreis der Befragten, den Berichtsweg und die Ärr
der dargestellten Tatbestände gemacht. Der Veröffentlichungs-

nachweis sthließt an die im letzten Band gemachten Angaben

an. Statistiken, deren Anordnung in nächster Zeil zu erwarten

ist, sind im Katalog bereits erwähnt. Das alphabetische
Sachregister soll das Auffrnden der einzelnen Siatistiken

und ihrer u'ichtigsten Tatbestände erleichtern.

Der Anhang enthält außer dem Gesetz über die Statistik

für Bundeszrvecke und den hierzu erlassenen Anderungsgesetzen

auch die zur Durchführung einzelner Statistiken erlassenen

Gesetz.e und Verordnungen. Die amtlichen Begründungen zu den

Gesetzentwürfen wurden mit abgedruckt, weil sie dem Benutzer

zusätzliche Auskünfte über die einzelnen Bestimmungen, ins-

besondere über Zweck, Umfang und Art der Durchführung der

Statistiken, vermitteln. In Ergänzung des Textbeitrages über die

Systematiken ist eine synoptische übersicht der in der amtlichen

Siatistili verrvendeten wichtigsten Systematiken mit Angaben

über Gliederungstiefe und Anwendungsgebiete abgedruckt wor-

den. Für einige dieser Systematihen rvurden außerdem die oberen

Gliederungsstufen rviedergegeben. In einer zrveiten Synopsis,

die die Ausführungen über die Anwendung von Stichproben-

lerfahren ergänzt, wurden die methodischen Grundlagen der

Stichprobenerhebungen und -aufbereitungen, z. B. Auswahlein-

heiten, Schichtungsmerkmale, Hochrechnungsverfahren u. dgl.,
zusammengestellt. Das neue Yeröffentlichungssystem des Stati-
stischen Bundesamies ist aus der übersicht über die vom Amt
herausgegebenen Veröffentlichungen zu ersehen.

Einleitung

(

-5-



a



A. Allg'emeiner Teil
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Olganisation und Aufgaben der Bundesstatistih

Die mit dem statistischen Nachrveis del rvesentlichen Tat-
bestände und Veränderungen unseres tvirtschafilichen, sozialen
und kulturellen Lebens verbundenen Aufgaben haben in der
Bundesrepublik Deutschland zu einer olganisatorischen und
institutionellen Ordnung für den Gesamtbereich der Bundes-
statistik geführt. Die Durchführung der Statistiken - von der
Anforderung der fachlich zuständigen Ministerien bis zur ab-
schließenden Veröffentlichung und allgemeinen Auswertung der
Ergebnisse - rvickelt sich iirnerhalb dieses Rahmens ab.

Da die Kenntnis der rechtlichen und olganisatorischen Be-
dingung-en, der Verteilung der Zuständigkeiten und Äufgaben
sorvie des Zusammenwirkens aller beteiligten Stellen für das
Verstäridnis von Äufbau und Arbeitsrveise- der amtlichen deut-
schen Statistik erforderlich ist, unterrichtet die folgende kurze
Darstellung iiber die Organisation der Bundesstatistik sowie über
den Ablauf der Arbeiten bei lrorbereitung und Durchführung
einer Erhebung.

A. Institutionen und ihle Aufgaben
, 1. Bundesministerien

Obrvohl die Ergebnisse fasi aller Bundessiatistiken nicht allein
für Zwecke cler Regierung und Yerwaltung von Bedeutung sincl,
sondern dariiber hinaus auch das fnteresse der breiten öffent-
lichkeit beriihren, sind doch die Bundesministerien die ,Auftrag-
geber. der Bundesstatistili. Sie stellen fest, r,velches Zahlei-
material sie für ihrc Zwecke benötigen und bestimmen damit den
Inhalt der Statistiken. Da sie als Auftraggeber auch an den
techniscli-nrethodischen Grundsätzen interessiert sind, nach denen
die Statistiken durchgeführt rverden, nehmen sie außerdem an
den Beratungen in den Fachausschüssen des Statistischen Beirats
teil. Sie haben so die Möglichkeit, vor allem bei der Vorberei-
tung der Bundesstatistiken mitzu.wirken.

Die vom Statisiischen Bundesamt veröffentlichten und für all-
gemeine Z,,vecl<e dargestellten Ergebnisse werden von d€in
Bundesministerien noch für ihre speziellen Zwecke ausgewertet.

In eigendr Zuständigkeit führen die Bundesministerien im
allgemeinen solche Statistiken durch, deren lJnterlagen aus-
schließIich im Geschäftsgang anfallen oder deren Beirbeitung
sich vom Geschäftsgang nicht trennen läßt (§ 9 des Gesetzei
über die Statistik für Bundeszwecke). Sie können diese Auf-
gabe ganz oder teilweise dem Statistischen Bundesamt über-
tragen, andererseits in Ausnahmefällen aber auch ermächtigt
werden, für bestimmte Bundesstatistiken die Aufgaben dös
Statistischen Bundesamtes ganz ofler zum Teil rvahrzunehmen,
auch rvenn es sich nicht um Geschäftsstatisiiken handelt.

llfenn auch in erster Linie die Bundesministerien ftir den
Inhalt des statistischen Arbeitsprogramms verantwortlich sind,
während die methodische und technische Durchführung grund-
sätzlich bei den St,a,iistischen-Aintern liegt, so, ist die Grenzlinie
in der Praxis doch nicht immer leicht zu ziehen. So muß z. B.
das Statisiische Bundesamt für die Aufstellung Volkswirtschaft-
licher Gesamtrechnungen auch auf das PrograÄm der Statisiihen
Einlluß nehmen, während andererseits für ein Bündesressort die
methodische Frage, ob und wie das Stichprobenverfahren bei
einer Statistik angewendet werden soll, aus sachlichen Gründen
wichtig sein kann. Hierin hat sich aber in der Praxis eine recht
gute Zusammenarbeit herausgebildet, ohne daß vom Gesetz Art
und Umfang der gegenseitigen Beteiligung und Einflußnahme im
einzelnen festgelegt worden wären.

2. Statistische Amter
Der Gesamtbereich der Bundesstatistili wird insiitutionell im

wesentiichen vo,n den Statistischen Amtern getragen. Ihnen ob-
liegi es in erster Linie, die Staiistiken für Bundeszwecke vor-
zubeleiten, zu koordinieren, durchzuführen und ihre Ergebnisse
zu veröffentlichen.

Olganisation und Aufga,benverteilung cler Statistisclien Amtel
rverden von den fachlichen BedürfnisJen und dem allgemeinen
Verwaltungsaufbau bestimmt. Die Einrichtung eigenä Fach_
behörden zur Durchführung der statistischen A"ufguien hat siclr
in Deutschlancl seit eirva 100 Jah"en bervährt uriä rvurde auclr
nach dem Zweiten \{eltkrieg beibehalten. Sie erleichtert clie
rvissenschaftlich-meihodische Einheitliclikeit des gesamten stati_
stischen Arbeitsprogramms und er,möglicht die aibeitstechnische
Rationalisierung. \{Iesenilich geändert hat sich nach clem Zrvei_
tcn Weltkrieg dagegen die Aufgabenverteilung zrvischen den
Statistischen Amteln auf den verschiedenen Ebänen der öffent_
lichen Verrvaltung. Sie entspricht ietzt dem föderativen Staats_
und Verlvaltungsaufbau des Bundes uncl führte zu einer auf
Bundesebene f a c h I i ch z ent r al i s i e r t e n, r e g i o n a I jecloch
weitgehend dezentralisierten Organisation cler arnilichen
Statistik.

. Die regionale Dezentralisiemng entspriclrt den Bcsiirnnungen
rles Grundgeselzes, das, abgesehen .,oo d". Fällen bundeseige"nor.
Verrvaltung, die Verwaltungsexekutive gr.undsätzlich den Län-
dern zurveist (Art. 83). Hierzu gehör,C' auch im plinzip clic
statistische Erhebungs- und Aufbereitungsarbeit.

Die Staiistischen Landesämter beclienen sich' bei der Durch-
führung eines Teils der Bundesstatistilien der n{itrvirliung tler
städtischen Statistischen Amter und der Gemeindeverrvalttingen.

Die Koordinierungsfunktion des Statistischen Bundesamtes uncl
clie Tätigkeit der verschiedenen statistischen Ausschüsse, iiber
die in Abschnitt 3 kurz berichtei wird, gewillrrleisten, daß das
statistische Arbeitsprogramm nach einheitlichen Grundsäizen unil
ohne überschneidung durchgeführt wird.

Statistisches Bundesanrt
Der Aufbau des Statistischen Bundesamtes, einer selbständigen

Bundesoberbehörde im Geschäfisbereich des Bundesministeriäs
des fnnern, kann dem im Anhang beigegebenen Organisations-
plan entnommen werden. Die Aufgaben äes Amtes 

".i"d i" g 2
des Gesetzes über die Statistik für Bundesz.wecke (StatGes) väm
3. September 1953, das in den Ausführungen über die Rechts-
grundlagen 1) behandelt wird, festgelegt. §ie bestehen im ein_
zelnen darin,

a) Statisiiken.für Bundeszwecke (Bundesstatistiken) technisch
und methodisch vorzubereiten, auf ihre Einheiilichkeit irnd
Vergleichbarkeit hinzuwirken, ihre Ergebnisse für den
Bund zu sammeln, zusammenzustellen und für allgemeine
Zwecke darzustellen,

b) Bundesstatistihen zu erheben und aufzub'ereiten, wenn es
in einem Bundesgesetz bestimmt ist oder soweit die be-
teiligten Länder zustimmen,

c) nach I\[aßgabe von § 9 Satz 2 Geschäftsstatistiken zu be-
' arbeiten,
d) Statistiken des Auslandes und internationaler Organisa-

tionen zu sammeln und darzustellen,
e) Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen aufzustellen,
f) an der Yorbereitung der BundesEesetze, Rechtsverordnun-

gen und allgemeinen Verwaltüngworschriften auf dem Ge-
biete der Bundessiatistik mitzurvirken und

g) auf Anfordern der obersten Bundesbehörden sonstige
Arbeiten statistischer und ähnlicher Art durchzuführen so-
wie Gutachten über statistische Fragen zu erstatten.

Der technischen und methodischen Yorbereitung der einzelnen
Bundesstatistiken gehen eingehende wissenschaftliche Arbeiten
an der Vervollständigung und lVeiterentwicklung des gesamten
statistischen Instrumentariums voraus. In engem Zusammenhang

I Wi rri"rzu S. re m.
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Zu:eigstelle Berlitt iles Statistischen' ßundesa»tles

hiermit stelit auch dre Äu{gabe, die }Jrgebnisse tler rerschieclenen

Statistrken so zu lio'oltiinielen, tlaß sie in ein rvirtschalts-
statistisches Clesanrtbild erngeoltlnct u'erden liölneu DenRalrncn
luerfür gebcn die Volksrvirtschaftlichen Gesamtrechnungen al;,

ilelen Erstelluug tlern :\rut ir,usdrüclilir:lt vom Gesetzgeber iiber'-

tragen rvorclen ist.

Die zrvischetr tlcr Yor'bereitung eincr Bunclesstatistrk und del

abschließenden Zusamttreustellung und \reroffentlichung ihrer
I,)rgebnisse liegentie Erhebungs- und Aufbereitungsarbeit gehört
in der Regel i.u den Au{gaben der Statistischen f,anrlesiimter

Es grbt jedoch auch !'dlle, in cleneu diese Aui'gaben vom Statisti-
schän Bunrlesarrrt rvahrgenommen 'tvcrtlen. So rvilcl rvegeu der

Bccleutung untl clcr Eigenart des Itrrhebungsverlalirens clie r\ußen-
handelsstiiistili, ber tler clie z-u erhebenclcn Taibestäncle im Zu-

sarnmeuhang mit cler 'frltigkeit cler z.uur Bund gehirrenden ZolI-
r envaltung festgestellt rverrlen, z.entral beirn Statistischen Bun-

rlesamL bearbeitct. Äuch in einiqen anderen Füilen erfolgt di':

-\ufbereitung des statistischen Ilaterials aus sachliolten. netho-
dischen oclcr technischen Griinden ganz otlel tcilrveise zentral
(2.. B. Eisen- und Siahlsiatistili, I(ostenstruktulstatistik, Berlin-
turrd Interzonenhanclelsstatistik, Statisiilt der WirtscLaftst echnun-

gcn, Großhandelsstaiistik, Statistik der Fischereifalgergebnisse).
Die Abgrenzung ist also keinesrvegs starr. sonr'lern Iiißt be-

stimmte Sonderr'cgelungen mit den Statistrschen Lantlesdrntern

uber eine zwechrniißige Arbertsverteilung zu.2)

Das Statistische Bundesamt ist für die Nlasse cler einen breiten
Iireis von I(onsumenten in Yenvaltung und \\rirtschaft inter-
essierentlen volksrviltschaftlichen Statistihen zuständig. rvählend
clie Bundesministerien und die iibrigen Bundesbehrirden iu der

Hauptsache einige Statistiken fiir interne Zrvecke durchführen.
Iur Interesse der vöIligen Objektivit;it und Neutralitdt der Amts-
albeiten ist in der amtlichen Begrtindung des Gesetzes envilhnt,
tlaß <tei' Präsident rles Statistischen Bunclesanites in nrethotlischen

!) Die Abweictrungen vom Regelfall können den Angaben zu den einzelnen
Statistiken im Katalog entnommen werden.

r.rnd rvissenschaftliclien Fragcn uicht an {achliche lVeisungen ge-

hunrlen sein soll.

\ron stiintlg rvirchsender Bedeutut.rg ist rlie Zusal.nmeuarbeit
des Statistischen Bundesanrtes mit supra- und internationalen
Organisu,tionen, ar.rf tlic noch besondet's erngegangen rvirci (sieht:

s. 14 f).
Im Znsirtntlenhang mit den Buntlestagswahlen hat sich eine

besondcre Aufgabe daclulolt ergcbcn, daß cler Prirsident des

Statistischen Bttnclesamtes 
- 

in Fortfiiltrung tlel Tradition bei

den Reichstagsu'altleu - 
zugleich Buudess'ahlleiter ist. Er

ist Ierner 1\[itglicrt (und Iür die I Wahlpelrocle Yolsitz-encler)

rlcl sirinrligen \\"rlrIkt('isli')rtrttrissiutt.

Zur Durchfiihrung besortderer Aufglaben hat das Statistische
IJundesauit ,\ußenstellen in Berlil. Dtisseldolf und Hambrtrg
eingerichiet. 1r

Die Zrveigstelle Berl'rn tlieut cler l'tirderung tler besou-

dercn Belange Berlils. Sie führl als stiindige Aulgabe lor allcnt
die Äul'bercituug rler Rellin- ur-rd Intct zonenhandelsstatisiili
ciurch. erstele in Zusammenarbeit mit dern Statistischen Lantles-
arnt Berlin. Einige andere Statistilien, rvre clie Durchfuhrstatistik
rm r\nßenhanrlel, die Lultfalirtstatistik uncl clie Fischeleistatistili,
s'errlen in Rerlrn maschinell arifbercitet. Iußerdem steht eine

Schreil-r- und Lesegruppe i,ol alien frir \rer'öffentlichungsarbeiten
zul Ycrfriguug. Ferner rverrlen dulch eine besontlele Albeits-
gluppe r\ufbereitungs- urtrl I(onzenttationsalbeiten an statisti-
schen Erhebungen durchgefiihrt. Än größeren, allerclings zeitlich
beglenzten Arbeiten 'tvertlen das rm Änschluß an die Volks- und
Berufszühlung 1961 anlallende Nlaterial für die Haushalts- und
Farnilienstatistik sorvie die Erhebungspapiele zur Einkommeus-
und \rerl;rauchsstichprobe 1962 au{beleitet. Daneben rverden
insbesondere als Son<lerarbeiten im Notstandsprogramm durch
etiva 400 bis 500 Notstandsangestellte rvissenschaftlich rvichtige
Sonderausweltungen. zumeist an Hand bereits vorliegenden Er-
hebungsrnaterials, z. B. des N{ikrozensus, der Hochschullehler'-
e"hebäg, \\rirtsoha,l tsr'echuungen. (l vLl) Zusatzdrhebung zur
Wohnungsstatistili. rhrrchgef Lrhrt
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Bei der Außenstelle Düsseldorf liegt die Bealbeiiuns
cler sachlich besonders tief gegliederten industriellen Procluk-
tionsstatistik für clen Bereich Eisen und StahlB). Die Iionz.en-
iliemng del eisenscha{Ienrlen Industr.ie rn tliesem Raurn ließ es
zwec.kmäßig erscheinen, auch die statistischen Aufgaben mög-
lichst nalie den belragten Betrieben und in ständigel enger
Fühlungnahme mit den interessierten \'erbünden durchzufirhren

Im Zusammenhang mit rler. besonrler'en Stellung I{amburgs fiir
clen Außenhandel l,urde fiir bestimmte Arbeiten, z B. die \ror-
plüfung lon t\nmeldescheinen und die Er.ledigung von Rircl(-
fragen im Rahmen der Außenhandelsstatistik, die Außenstel] e
'Hamburg eingerichtet, \yodurch eine enge Yerbindung zu der
Zollstellen uncl zur Außenrvirtschaf t in Hamburg her.gest,ellt
rvurde. Diese Außenstelle .rvir'ht außerclcm ltei cler Aufbereitunq
cler Luftfrachtstatistik mit.

Ernschließlich rler Zrveigstelle Bellin uncl der .\ullenstellen rn
Düsseldorf unrl Hamburg beschriftigte tlas Statistische Buncles-
amt lfitte 1962 2 498 Personen (darunter in der Zrveigstelle
Berlin 468, in del r\ußenstelle Drisse'ldorf 49 und in der Äußen-
stelle Hamburg 12). r\uf dre cinzelnen 'Äbteilungen glieclertc
sich dieser Personalstand'u'ie 1olgt auf.

In dcn Stacltstaateu flambulg und Blcuren nchmen die Stati-
stischen Lanrlesärnter auch die lionununalstatistischen Aufgaben
rvahr.

Das gleiclre gilt lul Bellin. clas nocli insofern eine Sonrler.-
stellung einnimurt, als Bundesgesetze hier nicht o,hne besonrleres
Berliner Ciesetz angetvenclet ryerclen liönnen Das Statistischc
Lantlesamt Rerlin wirkt aber praktisch in gleicher Aufgal:en-
stellung »'ie die iibrigen Landesämter an clen statistischen t\r-
.beiten rnit.

i\{it del »'iltscha{rlichen Einglieclelung rJes Saarlancles in rlie
Bundesrepublik rvulden auch ilie bis äahin noch nicht angc-
glichenen saarliindischen Statistiken vollstrindig an rlas lluncles-
proqramm angcpaßt.

Komnrunalstatistischc Amter und Dicnststellen
Bei eilem Teil der Bundesstatistiken rverclen die Erhebungs-

papiere direlit von den Statistischen Lanclesrimtern an rlie Ile-
{ragten verteilt und audh s,ieder bei ihnen gesammelt. In zalrl-
reichen anderen l'ällen hat es srch als zrveckmäßig errvioser.
firr die unmittelbare lerteilung unrl Einsammlung der Frage-
bogen rvie ruch fiir gervisse Priifungsaufgaben die Yeru'altung
tler hleisfreien Siäclte, Landkreise uncl Gemeinden in Anspruch
zu nehmen. Das ist vor allem bei clen Großzehlungen jz. B.
Yolks- undBerufszdhlung), aber. auch bei laufenden Erheburrgen,
insbesondere auf dem Gebiet der BevöIlierungs- uird Landrvirt-
scha{tsstatistik der Fall. t'

Die Großstädte und größeren Iliitelstridte verftigen irber.
eigene Statistische Amter s) , rvährencl die kleineren Stadte
statistische Stellen haben, die als r\bteilungcn anderer Dienst-
stellen fungieren

Ahnlich rvie clie Statistischen Landesiimter iiben a.uch rlir:
Statistischen Arnter der Stäclte eine Doppelfunktion aus. Neben
der Mitwirkung an Bundes- uncl Landesstatistiken frihren sie die
Erhebungen durch, dig vo'n der kommunalen Selbsti-errvaitunq
fär eigene Ztnrecke benötigt rverden.

Die Statistische Abteilung des Deuischen Stridtetages vertritt
die gemeinsanien Interessen der Städtestatistischen Amter uncl
ist vor allem um die Yergleichbarkeit und Auswertung der.

r statistischen Ergebnisse bemirht.

In einigen Ländern rvurden bei clel Lanclkreisverrvaltungen
besonclere statistische Stellen eingerichiet, die für die Durch-
führung der "Erhebungen in ihrem Zuständiglieitsbereich verant-
rvortlich sind.

3. Statistische Ausschüssc

Die YieI{ait der Aufgaben, ihre Verteilung auf me}rrere
Institutionen uncl die Notrvendigkeit einer Koorclinierung der
getrennten Zustäldigkeiten für. clie Anorclnung, Vorbereitung und
Durchführune cler Bundesstatistilien haben zur Bikiung einiger
Ausschüsse gef irhrt, denqn jeweils ein bestimrnter r\ufgaben-
komplex zugerviesen worden ist. Da in den r-ersohiedenen Aus-
schiissen teilrveise die gleichen Institutronen nnrl Personen ver-

Pelsonal

Äbteiluug damnter
Zefian-
gestellte

Z

I

II

III

IV

V

VI

lIII
\TIII

\ielrvaltung
rlarttrter lianzlei ............:.....:
Allgenreine OrganisrLtion der Stltistili.
Allgemeine Arrslanrlssi;tiistik .........
,larrnlcr nlasehinello Arfberrtlut! ....

Zueigstelle Betltn .

Allgemeine fachliche Koolclinierung,
Volksrvirischaf tliche Gesamtrechnungen

Erndhrungs- und Landrvirtschaf ts-
statistik
Industrie- und Handu,er.ksstatistik ....
rlarunter Außenstelle Dässeldorf ......
Handels- unrl \rerliehrsstatistik ......
darunter Außenstelle Hatnburga) .....
Staiistik der Preise. Löhne und Wirt-
s_chaftsreclnungen, des Wohnungs- unrl
rles Sozialrvesens ...
Finanz- unrl Steuelstatistik ..
BcvöIlierungs- uncl Iiulturstatistih ....

Statistischc Lantlesärnter
Entsprechend rlel fdclerativen Struktur der Bundesrepublilr

rvcrden die Bundesstatistiken in den meisten FriIIen von den
Ländeln erhoben und zumcrst auch bis z,ur Erstellung von
Landesergebnissen aufbereitet. Damit liegt das Schivergervicht
der technischen Arbeit bei den Statistischen Landesdmtern, die
organisatorisch selbstiindige Landesbehördeno), in ihrer Funk-
tion jedoch in großem Umfang Erhebungs- und Äufbereitungs-
stellen der Bundesstatistik sind. Hrerbei ist zu bedenlien, daß
die Ergebnisse der. Bundesstatistilien in vielen FäIlen auch fiir
Landeszrveclie bendtigi *'elden.

Daneben sind die Statistischeu Landesämter auch Träger cler
Landesstatistilien, die ,iedoch einen t'esentlich kleineren Teil des
gesamteny'.rbeitsprogramms umfassen. Bei Lanclesstatistikcn. die
von melrrelen orler von allen Liindern clurcligeftrhrt rverden (2. B.
Schulstatistik), rvirlit clas Statistische Bundesamt als Koordinie-
rungsstelle, da Bund und Länder an vergleichbalen Ergebnissen
interessiert sind.

Dienstsitz und Anschriften der StatistiscLen Landesiirnter so-
rvie ihr regionaler \trtrirkungsbereicli, der dulch die Landesgrenzen
bestimmt wird, sind der kartographischen Dirstellung und dem
Yerzeichnis im AnhangT) zu entnehmen.

tr'eten'sincl, ist die \ror'aussetzung frir eine \yeitgeLen
zahnulg uncl :\l:stimmung der tlrbeit in den einzelnen
gegeben.

Statistischer Beilat
Im Statistischen Beirat, der durch § 4 des Gesetzes über die

Staiisdik {iil Bundeszrvecke als beratJncles Organ cles Siatisti-
schen Bundesantes gescliaffen rvorden ist 

- 
bereits seit 1048

arbeitete der Statistische Ausschuß mit etlva gleicheh Funk-
tionen s) 

-, 
sind die minisieliellen ,\uftraggeber, clie durch-

ftihrenden Statistischen Ämter und die Benutzer der Bundes-
statistiken ryie anch dieBefragtenvertretenl0). In diesern großcn
I(reis. der aIs' einz.iger alle an der Bundesstatistik beteiligten
Gruppen umfaiJt, rverden vornehmlich wichtige rnethodisch-tech-
nische Problenle beraten, aber auch sänrtliche die Statistik be-
treffen'den sachlichen Fragen erörtert. Der Beirat tritt iur all-
gemeinen einmal jähriich zusammen uncl behandelt in großen
Zügen das gesanlte stat,istische -\rbeitsprogrirmm solie alituelle

1

297
50

245 -

72

10

7

31

31

2 4985) 389

tle Yer-
Gremien

r) Vgl. Katalog der Statistiken S.71. - 
r) Ohne drei der Abt.lV unter-

stehende Amtsangehdrige. - 
s) Einschließlich Amtsleitung. - 

6) In Nieder-
sachsen werden die statistischen Aufgaben vom Landesverualtungsamt

- Statistik - wahrgenommen. - 
?) Vgl. hierzu S. 298 und S. 299.

e) Vgl. hiezu Karte auf 5.298. - 
0) Cesetz uber die Ernchtrrng eines

Statrstischen Amtes des Vereinigten Virtschaftsgebietes vom 21. Januir 1948
(\7iCBl. S. 19). - 

r; Die Zusammensetzung dei Beirats ist Absihnitt II § 4
des Cesetzes uber die Statistik für Bundeszwmke (vgl. Anhang S. 156) zu ent-
nehmen.
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Einzelfragen von besonderem Gewicht. Den Vorsitz führt der
Präsident des Statisiisihen Bundesamtcs.

Die detaillierte Beratung einzelner Statistiken und die Erörie-
rung der speziellen methodisch-technischen Fragen findet in den
Fachausschüssen statt, die für folgende Gebiete gebildet
lvorclen sind:

Yollisrvirtschaftliche Gesamtrechnungen
Systematiken
Kostenstruhturstaiistik

, Landrviltschaftsstatistili
Industrie- und Handwerkssiatistih
Handels- und Ver'liehrsstatistik
Preis- und Lohnstatistik
lMohnungs- und Baustatistik
Sozialstatistik
Finanz- und Steuerstatistik
Bevölkerungsstatistik
Fiüchtlingsstaiisiik.

Den Vorsitz in den Fachausschüssen führen die für die be-
treffenden Gebiete zuständigen Abteilungsleiter des Statistischen
Bundesamtes.

Daneben sind für bestimmte Teilgebiete oder Einzelfragen
Unterausschüsse und Arbeitshreise teils für ständige, teils für
vorübergehende Aufgaben entstanden.

Zur Beratung vo,n Fragen, die vor allem für die Statistischen
Amter von Belang sind, insbesondere das Arbeitsprogramm untl
seine organisatorische und methodisch-technische Durchführung,
treten von Zeit zl Zeit die Ämtsleiter zu besonderen Konferen-
zen zusammen. Ällgemeine organisatorische, methodische unrl
technische Fragen werden in folgenden fünf weiteren Gremien
behandelt:

Ausscliuß fiir Organisations-'und Verrvaltungsfragen,
Ausschuß für maschinelle Aufbereitung 11),

Albeitskreis für Öffentlichkeitsarbeit,
Arbeitskreis für Fragen der mathematischen Methodik,
Arbeitskreis,Einheitliche Zuordnung der IJnternehmen
und Betriebe".

Interministerieller Ausschuß für Koordinicrung
und Rationalisierung der,Statistik

Seine Äufgabe ist es, die Durchführbarkeit'des erforderlichen
statistischen Programms unter möglichster Sparsamkeit zu sichern
und Notwendigkeit und Dringlichkeit im einzelnen zu beraten.
In ihm sind bestirnmte Bundesministcrien und der Bundes-
rechnungshof als ständige, andere beteiligte Bunclesministerien
aIs nichtständige stimmberechtigte Mitglieder und das Staii-
stische Bundesamt a1s ständiges beratendes Nliiglied vertreten.
Während der Interministerielle Ausschuß in früheren Jahren in
besonderen Sitzungen und nur unter dem Vorsitz des Bundes-
ministeriums des Innern tagte, tritt er auf Grund einer Verein-
bamng unter den Bundesressorts seit Frühjahr 1958 in der Form
von Ressortbesprechungen zusammen, zu denen das für die zu
behandelnden statistischen Vorhaben federführende Bundes-
ministerium einlädt. Beim Bundesministerium des fnnern finden
Tagungen des Interministeriellen Ausschusses nur noch dann
statt, wenn statistische Fragen von grundsätzlicher Bedeutung
zu behandeln sind.

Grundsätzlich befaßt sich tler Interministerielle Ausschuß mit
dem gesamten Arbeitsprogramm der amtlichen Statistik; er prüft
in erster Linie die geplanten neuen Vorhaben, daneben auch das
laufende Arbeitsprogramm. Die Beratungsergebnisse werden bei
der Entscheidung über die Vorhaben in der vorparlatnentarischen
und parlamentarischen Prozerlul berücksichtigt.

,,; ygl. 
"""], 

S. 24 ,Anwendung machineller Verfahren*.
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Die Rationalisierungsbestrebüägen des Interministeriellen Aus-
schusses werden durch die Bundesländer in der 'Weise unter-
stütit, daß vor der Behandlung der Bundesstatistiken in diesem
Äusschuß die Notwendigkeit und Zweckmäßigkeit der.einzelnen
\rorhaben in besonderen Koordinierung.uo...lü..r, dÄr Läniler
geprüfi werden. Die abschließende Beratung durch die Länder
erfolgt in den Ausschüssen des Bundesrates.

Envähnt sei schließIich, daß einige Bundesministerien beson-
dere statistische Ausschüsse gebildei haben, in denen zur Be-
ratung der sie interessierenden Erhebungen die jeweiligen Fach-
minisierien der Länder vertreten sind.

B. Ablauf der Bundesstatistiken
Nachdem im Abschnitt A die institutionellen Zr.u.^"rrhängn

gezeigt worden sind, soll nachstehend in einer mehr funktiä-
nellen Betrachtung kurz dargesiellt *"id..r, wie innerhalb dieses
Rahmens die einzelnen Phasen der Erhebung - von ihrer An-
regung bis zur Veröffentlichung der Ergebnisse 

- ablaufen. Die
im Änhangrz) aufgenommene Darstellung veranschaulicht -unter Verzicht auf Einzelheiten der Verzahnung 

- den Ablauf
und gibt in Stichworten die jerveils durchz.uführenden Aufgaben
sorvie die daran beteiligten Institutionen rvieder.

1. Anregung zur Durchführung cirre" Bundesstatistik
Bereits eingangs wurde die Zuständigkeit der Bundesministe-

rien, die Durchführung von Bundesstatistihen anzuregen, erwähnt.
Solche Anregungen rverden von den betreffenden Bundesmini-

2. Vorbereitung
(a) Aufnahme der methodisch-technischen Yorl

arbeiten
Die der Anforderung folgenden überlegungen unil Yorberei-

tungsarbeiten im Statistischen Bundesamt sind vdn vornherein
darauf gerichtet, Ergebnisse zu liefern, die in ein statistisches
Gesamtbild eingeordnei rverden'können. Es rvird angestrebt, für
alle Bundesstatistiken einheiiliche methodische Grundlagen zu
schaffen, um mit Hilfe korrespo,ndierender Fragestellungän und
Begriffsbestimmungen sorvie durch Verwendung vergleichbarer
Systematiken die einzelnen Bausteine z.u einem geschlossenen
Gebäude zusammenfügen zu können. Orientierungspunkt für die
überlegungen zur Durchführung ' dieser Aufgabe bilden die .
Volksrvirtschaftlichen Gesamtrechnungen, die im Katalog be-
sonders nachgerviesen sindrs). Diese grundlegenden überlegun-
gen ermöglichen es auch, im Gesamtbild etwa noch vorhandene
Lücken zu erkennen und durch die Einbeziehung bisher vernach-
lässigter Bereiche oder bis]rer nicht erhobener Tatbestände zu
schließen. Andererseits werden auch überschneidungen und ver-
meidbare Doppelbefragungen sichtbar, die im Inieresse einer
kostensparenden Durchführung des gesamten statistischen Pro-
gramms verhindert bzw. beseitigt werden.

Im einzelnen handelt es sicir um folgende Teilprobleme, die
bei den ersten Yorbercitungsarbeiien einer Klärung zugeführt
wcrden:

Definition der statistisch zu erfassenden Tatbestände und
Merkmale,
Klassifizierung für den Nachrveis der Ergebnisse (Syste- .

matiken) 1a),

Entwurf eines Fragebogens (Fragestellung),
Abgrenzung des Kreises der Befragten (Prüfung der Än-
wendbarkeit des Stichprobenverfahrens) 15),

Erhebungsverfahren (2. B. postalische Befragung, Verwen-
dung von Zältlern, Interviewereinsatz),
Aufbereitungsplan (uranuelle oder maschinelle, totale ocler
repräsentative Aufbereitung), .

Tabellenprogramm,
Veröff entlichungsprogramm,
Terminplan,
Schätzung der l(osten:

t:)Vgl. S.269. - 
n;Vgl. hieryu S.129. - 

tt)Vgl. hieuu S.270. - 
ts)Vgl.

hiezu S. 21 »Anwendung von Stidrprobenverfahren".

(b) Beratung des Entwurfs eines Planes fiir Er-
hebung und Auf bereitung

Diese in Stichrvorten skizzierten organisatorisch-methoclischen
Einzelüberlegungen führen zu einem ersten Entwurf eines planes
fürErhebung undÄu{bereitung, der dann vom zuständigen Fach-
ausschuß des Statistischen Beirats beraten rvird. Hier dndet eine
eingehende Diskussion zrvischen allen interessierten amtlichen
und nichtamtlichen Stellen statt. Dabei wird auch überlegi, ob
es zur lllntlastung der Befragten oder aus sonstigen Gründen del
Rationalisierung geboten ist, das Frageprogramm und das Ta-
bellenprogrämm zu verkürzen. Etrvaige Anregungen für zusätz-
liche Fragen oder Errveiterung des Tabeilenprogrämrms im Inter-
esse 

-einer 
Erhöhung des Erkenntniswertes der Erhebung werden

sorgfältig geplü{f Zur Yo,rbereitung größerer Erhebungen tritt
der Fachausschuß lviederholt zusammen. Der Statistischä Beirat
rvird wegen der großen Zahl und der zum Teil recht unterschied-
lichen Interessen seiner Mitglieder iicht zur Behandlung eines
jeden statistischen Vorhabens zusammengerufen; er wird durch
die Protokolle der Fachausschüsse unterrichtet und diskutiert
besonders rvichtige Punkte bei seinen jährlichen Tagungen.

Dem Fachausschuß wird auch eine erste Schätzung der Er-
hebungs- und Aufbereitungshosten vorgelegt. Eine A6stimmung
über die vermutlich entstehenden Kosten findet vor allem zwi-
schen den durchführenden Statistischen Amtern statt. Die end-
gültige Kostenkalkulatio,n wird schließIich in die Haushaltsvor-
anschläge'des Bundes und der Länder irbernommen.

(c) Enirvurf der Rechtsgrundlage
Der Entwurf einer Rechtsgrundlage * Gesetz oder Rechts-

verordnung - wird unter Mitwirkung des Statistischen Bundes-
amtes erarbeitet, sobald die grundsätzlichen methodisch-techni-
schen Problerne geklärt sind. Er wird mit eincr Begründung
versehen, in rvelcher Art und Umfang der Statistik sowie Sinn
und Zweck der einzelnen Vorschriften erläutert, ferner ent-
stehende zusätzliche Kosten genannt .werden. Die Federführung
hierfür liegt beim zuständigen Ressort, das auch die Yorlagc
beim Kabinett veranlaßt. I

(d) Abschlieliende Begutachtung der Notwendig-
keit einer neuen Ilrhebung

In einer/ Ressortbcsprechung, rlie zugleich ais Sitzung des
Interministeriellen Äusschusses gilt, wird der Entwurf sodann
beraten, ehe er der Bundesregierung vorgelegt rvird.

(e) ErIaß der Reclitsgrundlage
Elst die im Zusammcnwirken von Bundesregierung, Bundestag

und Bundesrat (bei Gesetzen) bzw. r'on Bundesregierung und
Bundesrat (bei Rechtsverordnungen) erlassene Rechtsgrundlage
verpflichtet die Siatistischen Amter zur Durchführung der
Erhebung.

(f) Bereitstellung der Mittel durch die Finanz-
ministerien

Sie erfolgt nach Yerabschiedung der Rechtsgrundlage und
r'iclrtet sich nach den Anmeldungen der Statistischen Amter zu
den Haushaltsplänen für die einzelnen Rechnungsjahre.

Fliermit können tlie technisch-methodischen Yorbereitungen
als abgeschlossen unrl dic formalen Irfordernisse als erfü]lt
angeselien werden.

3. Erhebung und Aufbereitung einer Bundesstatistik
Der. cndgültige Erhebungsplan, der das Muster des Frage-

bogens, die Termine,.den Erhebungsweg, Art und Umfang der
Aufbereiiung sowie die methodischen Richtlinien umfaßt, wird
an alle mitwirkenden statistischen Stellen verteilt und sichert
die einheitliche Durchfrihrung der Erliebung. Die dann folgenden
Aufgaben rverden in den meisten Fällen von den Statistischen
Landesämtern übernommen :

tr'eststellung der Belragten,
Ausdruck der Zählpapiere,
Schulung von Zählern und Interviewern (soweit sie für
die Erhebung erforderlich sind),
Versand der Zählpapiere an die Befragten (bzw. an die
Gemeinden odel an die Zähler zur weiteren Verteilung)
bzrv. Einsatz von fnterviervern,

sterien im allgemeinen mit den
Länder beraten und umreißen in
Problcme und die zu erfasscnden

entsprechenden
grol,len Zügen
Tatbestände.

Ministerien der
die zu klärenden
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Ent gt'g enua,lrnic rler riiclil au f enclen Zahlp ap i ere,

l'rir{ung au{ \'ollzähliglteit sorvie auI r'ollstiinclige uud

richtigc Beants'ortung,
llahnverfahlen bei sriumigen Befragtt:n.
\torbereitung uncl I)urchfrihmng rler r\ufbereitung (rnanuell
oder rnaschinell) : Zusarnmenstellung cles Landeselgebnisses
nach der -r'orgesehenen regiona,len und sachlichen GIie-
denrng,

N{itteilung der Ergebnisse au clas Statistische Bundesarnt

nnd an das {achlich z.ustilnclige Ressort im Lantle.

Bei z-entrzrlel Durchfiihrung lon Bundesstatistiken übernimmt
drese ÄuJ'gaben clas Statistische Bundesamt. Bei clez.entralel

-\uflrclcitung stcllen clic Statistischen Lantlesärnter die Ldncler-

ergebnisse clcnr Bundestlut zur \rerfiigung, clas daraus rlie'

Btrnrlesergebnisse zusammenf iigt.

Veröffcntlichung und Auswcrtung der Ergebnisse

Die Erhebung rvird mit der \reröffentlichung der Ergebnisse

- 
frir die besonderen regionalei Zwecl;e der Ländel in den

Siatistischen Landesämtern, sonst im Statistischen Bundesamt -
abgeschlossen. Neben dieser Dalstellung für allgemeine Zwecke
durch clie Statistischen Ämter rvet'den von den jerveils fachlich
interessierten Bundes- und Länclerministerien noch spezielle
\reroffentlichungen lterausgegeben und Atts'wertungeu für ihren
Geschäftsbereich r-orgenommen.

Verbindung zu internationalen Organisationen

, Zahlreiche internationale Organisationen bentitigen international
vcrgleichbares statistisches Material {iir ihre politischen, rvirt-
scliai'tlichen, sozialen und kulturellen Tii,tigkeiten unrl befassen

srch daher anclt tnehr ocler mincler intensiv mrt der methodiscl,eu
lrereinheitlichung rler erforclerlichen Statistiken. Durch Förde-
rung des Gedanl'crr- und Elfahrungsaustausches zrrtschen den

Stairstihern aller Erdteile untl rlurch Bmpfehlr.rngen oder auch

vorbinclliche Abkommel trl;er einheitlich anzus'enrlende stati-
siisclie Begriffe, Gr'uppierungen und I'Iethoden haben sie, beson-

tlers in den Naohhriegs,iahren, rvesentlich zur Entlvicklung der

intelnationalen Statistik beigetragen

lntelnational vcrpaleichbar'es statistisches }{aterial ist nicht nur'

eile unentbehlliche Grundlage firr dre Arbeit der internationalen
Organsationen, es ist ebenso liir alle Länder von Ntrtz.en. Denrt

rlst aus clem Velgleich lassen sich vielfach neue Erkenntnisse
ge'winnen. Die statistische 1'ritigkert dcr internationalen Organi-
sationen entbindet auch cLe staiistisclien Zentlaliimtcr in den

Lirndern vod der miihseligen nnrl zeitlaubeuclen ,\rbeii, die ihnen

errrachsen rviirtle, rvenn sie sich selbst das erfo'rderliche Ver-
gleichsmaterial unmittelbal aus dent Ausland besclraffen uiüßten
Der durcli die internationalen Orgtnisatronen ermöglichte inten-
sive Erfahrungsaustauscli auf breiter Grundltge rviik^t anregend
uncl fiirclert die rationelle'Weitcr'entr,vickiung der Liinderstatisti-
ken: im r\uslanrl bereits erprobte statistische }lethoclen können
tibernomnren untl so nranche lJmrvege uncl Kosten erspart t'erden

Das Statrstische Ilunclesamt ist an den statistischen Albeiten
i'icler intelnationaler Organisationcn in mehr otler minder'
starkcm tr{aße beteiligt. '

1. Europäische Organisationen

\ron besonderer Bedeutung isi tlie \rerbintlung des Statistischcn
Bunclesamies zur' 1(onlerenz Europäischer Statistiker rtnd zum

Stat,istischen Än.rt der Europriisohen Gcnreinschaften.

Die Konferenz. Europäischer Statistikel ist eine

sirindige Einrichtung, clie organisatorisch tler Wirtschaftskommis-
sion der Yereinten Nationen fiir Europa (ECB) in Genf ange-
sclilossen ist. thr gehören die Leiter der statistischen Zentral-
iimter aller N{itgliedslirnder der ECE an. das sind pralitisch alle
europäischen Liinder uncl dic Yereilrgten Staaten. Die metho-
dische Weiterentrvicklung cler arntlichen europiliscLen Statistiken
runcl die Verbesserung ihrer lrergleichbar'lieit sorvie eine gervisse
iioordiniemng rler gleichzeitig yon anderen internationalen
Olgalisationen im europiiischen Rattm in Angriff genomn)enerl
statistischen Arbeitcn sind ihre wichtigsten r\ufgaben. Die
Iionferenz rvidmete srch in starkem nlaße speziellen Problemen
cler \rolksu'irtschaftlichen Gesamtrechnungen In Anlehnung an
bereits bestehende Emp{ehlungen cler Yereinten Nationen hat
sie eulopilische Normen für' Statistilien der Sachkapitalbildung
untl tles Priva,ten Yerbrauchs ausgearbeitet; umfangreiche Yor'-
arbeiten zielen clarauf ab. rlie Finanzierungsvorgänge im Zusam-
rnenLang mii den bisher dargestellten Ergebnissen der \rolks-
rvirtschaftliohen Gesamtr'echnungen au{zuzeigen. Die Konferenz
befaßie sich {erner einEehentl nrit der Aufstellung europii,isclier
Proglarnme {ur großc Zä}rlungen (\'olks-. IJerufs- uncl lYoh-

nungsziihlungei'1960, intlustriestaiistische,Welterhebungen 1963)

und für'laufenrle Statistrken, tlie zur' liurzfristigen Beobachtung
rler Wirtscha{tsentrviclilung bcsonders geergnet sincl : sie schaltete
sich auch rviederholt in die statistische Arbeit cler ECE-Fach-
ausschiisse ein unc[ beteiligte sich, teilrveise seltr intensiv, an

statistischen Plojekten anclerer Organrsattonen, z. B. an cler

Ausarbeitung tles europiiischen Progranrms ftir clen Landrvilt-
sohaftszcnsus otler au der Yereinheitlichung landrvilischaftlicher'
Produktionsindices durch clie Itrrniihlungs- utrd Lanchvirtschafts-
orglnisation tler Yer'einten Nationen. Del Gedanken- uncl Elfah-
rungsaustansch der Statistiker iiber zahlreiche statistisch-metho-
clische Problerne sowie aucli über praktisclie tr'ragen, z. B. über
rhe r\usbildirng. \,on Statistikern firr die amtliche Statistik odel
iiber clen Binsatz von elektronischen Großrechenanlagen für
siatistische Zwecke, liegt auch im lnteresse der Liincler und rvircl
daher allgemein begrirlit unrl geförclertl) . Die Konfclenz. Euro-
piiischel Statistiher dienie als Vorbild frir Einrichtungel ühn-
licher r\rt bei clen andelen regionalen \Yirtschaftskommissionen
cler \rereinten Nationen in Lateil-An.rerilia, dem Fernen Osten
unrl neuerclings anch in -{.frilta.

Durch clie Grtinclung des Statistischen t\rntes der
Europäischen Gemeinschaften hat die Zusammenarbeit
z.rvischen clen 6 }{iigliedslrinclern (Bundesrepublih Deuischlancl,
Flankreich, Ita.iien, Nieclerlande, I3elgien, Luxemburg) erheblich
.rn Bedeutung gewonnen. Sie nimnit hcnte einerr breiten Raum
in clen Är'bciten der beteiligten nationalen Arnter ein. Das
Statistische r\mt cler Europdischen Gemeinschaften ist eine ge-
meinsame Dienststelle clreier supranationaler'Organisationen,
nämlich der.Europiiischen \Ä/ir'tschaftsgemeinschaft (EWG), der
Europüisclien Gemeinschaft, {iir liohle und Stahl (EGKS) und
cler Europiiischen r\tomgerneinschaft (EURATOM) . Das Amt ist
auf Gruncl cler, in r'lcn \rertriigen festgelegten Yollmachten in
der Lage, die Stutistik in dem kleineren Kr'eis cler 6 europäischen
NIitgliedsländer noch sehr viel nachhaltigel zu beeinflussen als
rlie Konferenz Eulopäischer Statistiker, die nur Empfehlungen
geben Iiann. Mit der Vereiiheitliclmns der Statistih ist auf
lielen Gebieten zugleich angelangen 'ryorclen Auf der Grundlage
der von anclelen intelnatiotralen Organisationen bereits geleisteten
.\rbeiten lvnrclen bishel einheitliche Warenslstematiken für die
:\ulJenhandels- und Giiten'erkehrsstatistik sorvie einc Wilt-
schaftsz'weigsvstemat ih f rir die Jndustriestatistih ausgearbeitet. l{it
rler r\ufstellung eines einheitliclien \Marenverz.eichnisses Iür die
Procluktionsstatistik ist begonnen trorden. Im Zusarnmenhang mit
clcn von tlen \rereinten Nationen allen Ländern emplohlenen
inclustriestatistischen Erhebungen 1963 und dem inz.rvischen
feltiggestellten europiiischen industliestatistischen Programm der
Konferenz. Europüischer Statistiker ist fiir die 6 Liinder ein
ell'eitertes industriestatistrsches Programm ent*'orIen s'orden.
Iiemel sincl Ar'beiterr z-ur :\u{stellung einheitlicher Inpui-Output-
'Iabellen (Produlibionsverllechtungen),in Gang gesetzL rvorden
Die in dcn YerträEen geforderte ,Harmonisierung. des Wirt-
schaftslebens innerhalb der Gerneinschl,ften führte auch anf

,; Vgt.',,öie Statistik in den intemationalen Organisationen., Heft 3: Die
Arbeiten der Konferenz Europäischer Statistiker 1953 bis 19r9, erschienen in
der Reihe "Allgemeine Statistik des Auslarides".
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andcrcn Clcbictcn der Statistili zu ieilx.erse seLr rvcitgehenclen
,\nfordelungen. Stttistischc .r\usschüsse unrl Ärbeitsgmppen bc-
fassen sich' urit cler \rereinheitlichung der Landrvirtschafts-,
Hands'erhs-. Lidustlie-, \-erkehrs-, Energie-. Ärbeitskrii{te-,
Preis- und Lohnstatistihen, rnit Erhebungen in prrraten IJaus-
halten, mit den Volkslvirtschaftlichen Gesarntrechnurlgcn u. ir.

Ln Hinblrck aul .ihre Bedeutung fiir die Enirvicklung del
Statisiih sind aus cler großen Zahl der bestehendcn euro,päiscl)en
Organisationen neben den beiclen errvihnten Einrichtungen noch
I'olgende besonders zu errviihnen.

Der Wrrtschaf tskommission der \rereinten Natio-
nen für Europa (ECE) ist 

- 
s.ie bercits gesagl 

- 
dre

Iionferenz, Europäisoher Statistil;er angeschlossen. Daneben be-
stehen bei der ECE Facliausschirsse fiir Lanrlrrrirtsclraft, Forsten,
lio,hle, Stahl, Gas, Illektrizitüt, Wohnungsbau untl Binnenverkehr,
die sich mit plaktischen Flagen del europrisclien Wirtsclraft
befassen. Diese Aussc.hüsse haben zum großen Teil statistischc
r\r'beitsgruppen gebililet, clie das fiir die 'IJntersuchunsen 

be-
nötigte statistische l\[aterial in vergleichbarer Form fiir allc
europäischen Liinder uncl die Yereinigten Staaten ber.ertzustellen
haben. Zu den statistischen r\rberten von größerel Bedeutung
gchören clie trlntlviclilung rles ncnen einlieitlichen europriischen
Giiterverzeiclinisses lirl clie gesanrte \rerkehlsstatist,ili und die
Standardisierung laufender, an große Ziihlungen anschließencler
Staiistiken, z. B. die Standardisierung Iaufender Landu'irtschafts-
sta.tistiken ocler laufender \Yohnungs- uncl Baustatistiken..

r\uch cler 18 europiiische Lrincler umfassentle Europärsche
Wirtschaftsrat (OEEC), dem nunrnehr nach cler inz.wischeu
vollzogenen lJmrvandlung in die Organisatio,n fiir rvir.t-
schaftliche Zusammenarbeit unrl Entrvicklung
(OECD) clie \rereinigten Staaten uncl Kanacla uls Vollmitglieder
angehören. ist im Hinblick auf die Statistik hen-orzuhebcn.
Ilit der Entrvicklun-g der Volksryirtscha{tlichen Gesarntrechnun-
gen hat er sich besonclers verclient gemaclrt. Außerdern rvird
vereinheitlichtes statistisches N[aterial fiir die Jahresberichte uncl
Iür' die laufenclen llerichte del zahlreichen Fachausschiisse zu-
samnlengetragen.

SchließIicli sei noch eine der äItesten europäischen Organi-
sationen, die Zentralliommission Iür clie Rheinschif f -
fahrt, genannt, zu clelen Zustüncligkeii clie RheinschifIahrts-
siatisi-ik gehört. Die Organrsation hat sicli darüber hinaus bei
cler Ausarbeitung cles neuen Giitclverzeichnisses für die Yerliährs-
statistrh große Ieldienste elrvolben.

2. Weltorganisationen

Die Förderung und \rereinheitlichung der Statistik übel engele
regionale Bereiche hinaus rst eine Angelegenheit tler WeIt-
ol'ganisaüionen, in erstel Linie der größten und umfassendsten
Organisation, der' \rereinten Nationen. Das Statistische r\mt
der Vereinten Nationen hat auf Yeranlassung cler Sta-
tistischel Kommission der \rereinten Nationen
enge Yerbindungen mit den statistischen Zentralämtern aller
Läncler und mit, clen statrsti§chen Büro,s intelnationaler Organi-
sationen hergestellt. Diese liefern clem Amt clas.für die laufen-
rlen, rveltumfassendcn statistischen \reröffentlichungen benötigte
Zahlenmaterial nach besiimmten Richtlinien uncl beteiligen sich
an der Diskussion statistisch-methoclischer Fragen, rnit cler. das
Ziel lerfolgt rvircl, ,intelnationaI einheitliche Statistiken z-u

crreichen, soweit das unter Berücksichtigung c'ler. unterschied-
lichen \roraussetzungen und Gegebenheiten in den einzelnen
Ländern möglich ist. Die auf diese Weise vorberciteten Empfeh-
lungen cler Yereinten Nationen bilden rlen Rahmeh {ür die
Gestaltung der internationalen Statistili und ilienen gleichzeitig

- insbesonclere den Entwicklungsländern 
- 

als Richtlinie für

rlen -\uf- unil -\rrsbau rlor Stat,istilieu in rlcu Liinrlcrn. Dic vor'-
iiegenden Ilmplchlungän cler. \rereinten Nationcn z.ur Statistilr.
clie teils'eise iiberarbertetc Empfehlungen des lriiheren Yölker-
buntles clarstellen. Letleffen u. a. die Yolks-, Berufs- und Woh-
nungsz-rihlungen 1960. rlie Industlicstatistih und speziell die liir
das Jahr' 1963 g.ri,,.,.n u'eltumfirssenden rndustrrestatistischen
ErhebunEen, die Statistikel cler Ber'ölkerungsbervegung und cler
rnternationalen \4randerungen, die Atrßenhandelsstatistik und rlas
ihr z.ugrunrle liegendc einheitliche trVarenverz-eichnis (SITC), den
Handelszenms, die \rolksrvirtschaftliclien Gesanitrechnnngen untl
die Statistih der Ka,pitalbrldung.

W,ichtige Glieder im RaLmen der. rveltu'eiten Zusammenarbeit
Lruf dem Gebiet der Statistik bilden auch die autonouren
S o n de r o rg an i s a ti on en d e r, lre r e inten N a t i on en,
denen tlie Olganisation rler Veleinten Na,tronen dre Zusammen-
stellung, Auslvertung, Yeröffentlichung und \rerbesserung del
Statistiken ihres Fachbelerchs iiber,liilJt. Die Internationale Ar-
beitsorganisation (ILO) . die Ernrihrungs- und Landrvirtschafts-
organisation der Vereinten Nationen (I'AO), die Organisation
der Vereinten Nirtionen firr l]rz-iehung, \Missenschaft und Kultur
(UNESCO). clie Weltgesundheitsorganisation (WHO) und der
Internationale Wählungsfonds (INIF) entfalten eine besonder.s
lebhafte statistische Tatigl<eit: sie legen der Statist,ischen Kom-
mission der' \rereinten, Nationen regelmdßig Berichte riber ihre
statisiischen Arbeiten vor. Die Bundesrepublik ist Nlitglied dieser
sorvie auch der übrigen Sonderorganisationen rler Vereinten
Natronen2). Das Statistiscl.re Bundesarnt unterhiilt deshalb auclr
Yerbindungen zu diesen Organisationen und beteiligt sich an den
statishischen Arbeiten. Dabei handelt es sich niclrt nur um dit
Bereitstellung von Zithlenmaterial fiir die siatistischen \reröffent-
Iichungen rler Sonderorganisationen, sondern auch um die Beteili-
gung an den statistisch-methodischen Dislrussionen, die rler Ver-
einheitlichung und \rerbesserung cler Statistili drenen uncl bereits
zur StandarclisierunE einer Reihe lon Siatistiken gefiihrt haben
Nur beispielhaft liann hier hingerviesen rvcrtlen auf Arbeiten der
ILO (Internationale Berufssystematik, lVirtschaftsrechnungen,
Statistiken der Beschäftigung und der sozialen Sicher.heit). dci
l'ÄO (Welipr.ogramrn ftir Lanclwirtschaftszählungen, Ausbau der
Fischereistatistik), der WHO (Inter.nationales Yerzeichnis der
Krankheiten, Yerletzungen und Todesursachen, Yer.besserung der
Gesundheitsstatistrken und ihre r\nrvendung für die Untersuchung
morlerner Fragen der Genetik und Stralilenschäden), der UNESCO
(Standardisieruug der Statistiken iiber das Er.ziehungsrvesen),
des Itr{F (Zahlungsbilanz-en) oder der. fnternationalen Zivilluft-
fahrt-Organisation (\rereinheitlichung der Luftfahrtstatistilicn).

Neben clen anltlichen Olganisationren spielen auch
rvissenschaftliche Vcreinigungen, Fachvereinigungen uslv. für clie
internationale Zusammenarbeit auf statistischem Gebiet eino
Ilolle. Zu diesen gehrirt vor allem das Internationale Sta-
t,istische Institut, die iilteste internationale Einrichtung liir
die Zusammenarbeit der Statistiker'. Die urspriinglichen Aufgaben
clieses Instituts sind zum Teil von den Regierungsorganisationen,
z,unächst vom \röIkerbund, spliter von den Vereinten Nationen
übernommen 'worden: als eine rvissenschaftliche Einrichtung für'
die Aussprache der Statistiker aller Fachrichtungen hat das
fnsiitut noch heutc seine Redeutung.

Von ancleren IMeltorganisationen, bei clenen die Statistrk einen
meltr odcr lvenielcr l-redcutenden Platz, einnimmt, seien hier noch
genannt: Internationaler Yelein für rvissenschaftliche Bevülkc-
lungskunde. Internationale Gesellschaft zur lJntersuchung des
\ro,lkseinlionunens .untl \rolksvelmöEens, Internationale Handels-
kammer.

,) Vgl. »Die Statistik in den internationalen Organisationga", Heft 1: rvelt-
organisationen,
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Rechtsgrundlagen der Statistik für Bundeszwecke

Die rechtlichen Grundlagen für die Bundesstatisiilr sind im
Gesetz über die Siatistik für Bundeszweclre (StatGes) vom
3. September 1953 (BGBI. I S.1314), im folgenden "Statistisches
Gesetz. genannt, festgelegtl).
' Der \Mortlaut des Statistischen Gesetzes rvurde 1955, soweit

er die Kostenverteilung zwischen Bund und Ländern betrifft
(§ 8), neu gefaßt. Außerdem rvurde der in den .Übergangs-
bestimmungen (§ 16) festgesetzte Zeitraum, in dem für die
Iaufenden Statistiken neue Rechtsgluncllagen geschafren werden
sollten, zu'eimaI - letztmalig bis 1959 - verlängert.

Das Statistische Gesetz regelt umfassend das Organisations-,
das Yerfahrens- und das materielle Recht der Bundesstatistik.
Es unterscheidet sich dadurch wesentlich vom Recht der aus-
Iändischen Statistik, das merst nur Rahmenvorschriften enthält,
in denen die Aufgaben der Statistischen Amter festgelegt rverden.

Von den acht Abschnitien des Statistischen Gesetzes sind in
den vorstehenden Ausführungen die Abschnitte I "Das Staiistische
Bunclesamt., II ,Der Statistische Beirai. und IV ,Besondere

\rerfahrensbestimmungen. bereits behandelt rvorden. Im folgen-
den soll auf die übrigen Abschnitte, und zwar insbesondere auf
Abschnitt III ,Anordnung von Bundesstatistiken", V ,Auskunfts-
pflicht", VI ,Geheimhaltungspflicht" und YII ,Strafen und Geld-
l»rlien" eingegangen werden.

Anordnung von Bundesstatistiken

Dt die Ilefragung Privater tleren Rechtssphäre unter Umst,än-
rlcn starli beriihrt, rst unter Berüchsichtigung rechtsstaatlicher
Grundsätze in § 6 bestimmt rvorrlen, daß Bundesstatistiken durch
Gesetze oder unter gewissen Voraussetzungen durch Rechts-
verorclnnngen anzuordnen sincl. Im Interesse des Schutzes cler
Bcfragten muß in der Rechtsgrundlage festgelegt sein. auf rvelche
Tatbesiände sich die Befragung erstrecken und wer als auskunfts-
pfliclitig herangezogen rverden darf. 'Werden bei einer Staiistik
nicht Private, sondern Behördcn oder Einrichtungen des öffent-
lichen Bereichs befragt, so,genügt eine allgemeine Yerrvaltungs-
vorschrift oder eine Yerrvaltungsvereinbarung zrvischen Bund
rrnrl Lündern,, je nachdem, ob Behörden und Einrichtungen des

Bunrles oder auch soiche der Läncler Ausliunft erteilen sollen.

Die Besonderheit der Rechtsgrundlagen für die einzelnen
Statistiken besteht in der Bestimmung der zu erlassenden Tat-
bestände. Hier stehen sich der Anspruch des Befragten auf
rechtsstaatlichen Schutz gegen Eingriffe in seine persönliche
Freiheit und die Forderung 'r,on Verrvaltung, Wirtschaft und
lüissenschaft nach einer den rvechselnden Bedürfnissen angepa6-
ten Illastizität des Ilrageprogramms gegenüber. Das statistische
Plograrnm muß daher klar und zugleich elastisch formuliert
*eriler. Es ist deshalb in besonderem }faße Wert darauf zü
Iegen, frir die zu erfassenden Tatbestände Begriffe zu finden,
mit denen sich möglichst viele Einzelfragen abdechen lassen.
Diese übung'folgt der Begründung des Statisiischen Gesetzes, in
cler ausdrücklich errvähnt ist, daß die Begriffe ,Kreis der Be-
fragten" sorvie ,die zu erfassenden Tatbestände" dahin zu ver-
stehen sind, daß nichi iede Einzelheit festgelegt, sondern nur
tler große Rahmen umschrieben werden soll2).

Der dadurch gegebene Spielraum ist nicht zuletzt auch wegen
der methodischen \{eiterentwicklung der Statistik notwendig.
Ferner ist damit eine Entlastung des Gesetzgebers verbunden,
der sonst schon wegen kleiner Anderungen in der Fragestellung
der einzelnen Statistik bemüht werden müßte. Die Praxis der
Gesetzestechnik, die sich entsprechend den vorstehend angegebe-
nen Richtlinien herausgebildeü hat, wirkte sich bei den einzelnen
Rechtsgrundlagen dahin aus, daß keine umfangreichen Fragen-
kataloge oder gar Fragebogen zum Bestandteil der Rechtsgrund-
Iage gemacht zu werden brauchten. Außerdem rvurden die Ge-
setze und Verordnungen auch dadurch in ihrem Aufbau über-
sichtlicher, daß sie von allgemeinen Yorschriften, soweit diese

bereits im Statistischen Gesetz enthalten sind, entlastet wurden,
falls nicht Ausnahmeregelungen, z. B. bei der Geheimhaltung,
vorgesehen wurden.

Bei der Legalisierung des laufenden statistischen Programms
in Form von Gesetzen sind sächlich zusammengehörige Materien
nach Möglichkeit zusammengefaßt worden. Hier sind z. B. zu
nennen: da,s Gesetz über die Statistik der BevöIkerungsbewegung
und die Fortschreibung des Bevölkerungsstandes vom 4. Juli 1957,
das Gesetz über die Allgemeine Statistik in der fndustrie unrl
im Bauhauptgerverbe vom 15. Juli 1957, das Gesetz über dic
Statistik der Seeschiffahrt vom 26. Juli 1957 und in neuerer Zeit
das Gesetz über die Durchführung laufender Statistiken im Handel
sorvie iiber die Statistik des Fremdenverhehrs in Beherbergungs-
stätten vom 12. Januar 1960, das Gesetz über die Finanzstatistik
vom 8. Juni 1960, das Gesetz über Statistiken der Rohstoff- und
Produktionswirtschaft einz.elner lVirtschaftszrveige vom 11. No-
vember 1960. Es ist beabsichtigt, auch die Yerkehrsstatistiken
und die Steuerstatistiken statt wie bisher durch Verordnungen
in Zukunft durch Sanmelgesetze anzuordnen.

Der Vorteil einer gesetzlichen Regelung liegt vor allem darin,
daß damit die Materie bis 'auf weiteres normiert und nicht - lvie
bei Rechtsverordnungen - alle drei Jahre eine neue Regelune
erforderlich ist.

Wenn jedoch lvegen des endgüIt,igen Programms einer Siatistili
noch Elfahrungen gesammelt rverden müssen, so daß eine Fest-
legung auf Iängere Dauer sich nicht empfiehlt, oder rvenn die
geplante Erhebung nur einmal .durchgeführt lverden soll, lrommt
für die Regelung eine Rechtsi'erordnung in Frage, sofern die
r'öraussichtlichen Kosten 500 000 DM jährlich nicht übersteigen.
Diese Verordnungen entlasten die Gesetzgebungsorgane und
erlauben eine beschleunigte Schaffung von Rechtsgrundlagen für'
clie einzelnen Statistiken.

Auf die Dauer gesehen, rvürde es jedoch zu keiner Entlastung
der gesetzgebenden Körperschaften führen, wenn Rechtsverord-
nungen nach Ablauf einer dreijährigen Geltungsdauer ohne Ande-
rungen zlvangsläufig erneuert rverden müßten. Aus diesem Grunde
und zur Gewinnung einer größeren Ubersichtlichkeit sollen die
zl.tr Zeit noch durch Einzelrechtsverordnungen normierten Stati-
stiken, soweit sie sachlch zusammengehören, in einem Gesetz
znsammengefaßt rverden, 'wcnn'clas Programm für die Zukunft
im rvesentlichen festliegt.

Der Mindestinhalt der statistischen Rcchtsgrundlage bestelit
gemäß § 7 Abs. 1 StatGes in der Bestimmung der zu erfassenden
Tatbestände und des l(reises der Befragten. Auch ohne ausdrück-
Iiche Erwähnung im Staiisiischen Gesetz gehören selbstverständ-
Iich auch Angaben über den Erhebungsstichtag bzw.. -zeitraum
und bei laufenden Erhebungen über die Periodizität zum notweu-
digen Inhalt jeder Rechtsgrundlage. Darüber hinaus können im
Bedarfsfalle noch Vorschriften aufgenommen werden über die
Repräsentation, die Freiwilligkeit der Auskunftserteilung, die Art
und \4leise der Durchführung der Statistik, z. B. zentrale Auf-
l:eleitungr und über die Geheimhaltung, z. B. Verwendung von
Einzelangaben noch für andere als statistische Zwecke oder die
Zulassung von Dienstberichterstattungen. Einzelbestimmungen
über die Durchführung erübrigen sich im Regelfall im Hinblick
auf Artikel 83 GG, rvonach die.Länder Bundesgesetze als eigenc
Angelegenheit durchführen. Abweichungen hiervon'sind jedoch
jeweils in die Rechtsgrundlagen aufzunehmen. So sind z. B. in
der Verordnung über die Durchführung einer Eisen- und Stahl-
statistik vom 1. August 1957 die Erhebung und Aufbereitung
dieser Statistik grundsätzlich dem Statistischen Bundesamt als
Aufgabe zugewiesen worden. In den weitaus meisten Fällen sind
aber die Statistischen Landesämter die erhebenden und aufberei-
tenden Stellen.

Der Rundesminister des Innern hat im Einvernehmen mit dem
Bundesminister der Justiz die Ansicht vertreten, daß auch Bun-
desstatistiken, die auf freiwilligen Auskünften beruhen, einer
Rechtsgrundlage bedürfen. Von diesem Grundsatz muß jedoch
insoweit eine Ausnahme gelten, als das Statistische Bundesamt

1) Vgl. hiezu Szameitat, Klaus: 4Jahre Statistisdres Geserz. In: \üirt-
sdraft und,Statistik, 9,,Jahrgang N! F., H. 11, November 1957, 5.577fr. -
'!) Vgll. amtlidrc Begründung zu § 7 Abs. I Statces.
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!_efu-gt sein-muß, im Rahmen seiner Vorbereitungstätigkeit (§ 2
Nr. 1-und 6 ,StatGes) Probeerhebungen auf freii,illigJr Grund-
Iage durchzuführen. Denn bei der Yorbereitung schlvie"riger neuer
Statistihen kann die trlrprobung der Erhebuigsorganisition uncl
der.Fragestellyr_ng durch eine Probeerhebrng riotrvändig sein und
auch zu einer Kosteneinsparung beitragen.

Soweit Statistiken auf. Rechtsgrundlagen der Europäischen
Gemeinschaften beruhen, bestehen gewissä Zweifel, ob und wie
weit hierbei die Gr.undsätze des Statistischen Gesetzes - l1s-
besondere die über Auskunfts- und Geheimhaltungspflicht und
über Geldbußen - -{.nwendung finden. Für die Fallä, in denen
Rechtsgrundlagen der Europäischen Gemeinschaften keine ent-
sprechenden Yorschrifien enthalten, rvird eine entsprechende
Ergiinzung des Statistischen Gesetzes elwogen.

Auskunfts. und Geheimhaltungspflicht

Das Statistische Gesetz legt die Auskunft'spflicht für alle bei
einer Bundesstatistik Befragten fest und sichert dafür die grund-
sätzliche Geheimhaltung der sCatistischen Einzelangaben durch
die mit der Durchführung der Statistik amtlich betrauten SieIIen
und Personen zu. Ohne Zusicherung cler Geheimhaltung kann
billigerrveise die vorschriftsmüßige Ausliunftserteilung nicht
erwartet 'w'erden.

§ 10 Abs. I des Statistischen Gesetzes legi im allgemeinen fest,
daß alle natürlichen und juristischen Peisonen, Behörden und
Einrichtungen zur Beantwortung der ordnungsmäßig angeordneten
Fragen verpflichtet sind. Wer auskunftspflichtig ist, tird in der
Einzelrechtsgrundlage'bestimmt. Die Auskunftspflichtigen haben
die Auskünfte' wahrheitsgemäß, vollständig, 

-fristgernäß 
uncl

grundsätzlich unentgeltlich, d. h. bei Auskunftserteilung auf dern
Postrvege unter übernahme des Portos, zu geben. 'lYeiier ist aus
der Tatsache der Unentgeltlichkeit der Angaben zu folgern, daß
der Befragte den auskunftsberechtigten Stellen nichi diä Kosten,
die ihm durch die Bearbeitung der Erhebungsvordrucke - etwa
die Kosten.füi das Personal, das hierfür beschäftigt wird - in
Rechnun§ stellen kann. Nach Auffassung der Ressorts und des
Statistischen Bundesamtes, die durch die Rechtsprechung be-
stätigt rvurdea), sind die mit der amtlichen Statistik betrauten
Stellen befugt, irngemessene Fristen für die Auskunftserteilung
zu setzen.

Da die strenge Geheimhaliung der Einzelangrb"o urt"" U*-
ständen dazu führen könnte, finanziell kaum vertretbare Doppel-
befragungen durchzuführen, sind in § 12 des Statistischen Ge-
setzes rechtliche Möglichkeiten vorgesehen worderl, dies zu ver-
meiden. Es kann in gewissen Fällen naheliegend und zweckmäßig
sein, die mit einem erheblichen Aufwand gewonnenen Zahlen
nicht nur für die amtliche Statistik, sondern auch für andere
Zwecke zu'benutzen. Falls in beso,nders begründeten Fällen die
Yerwendung der Einzelangaben f ür rveitere Zwecke zulässig sein
soll, kann dies in der Rechtsgrundlage unter Bezeichnung des
rr.eiteren Verwendungszrveckes vorgesehen werden. So wurde z. B.
in § 6 des Viehzählungsgesetzes vom 18. Juni 1956 bestimmt, dali
Einzelangaben auch für behördliche Maßnahmän zur Durchfüh-
rung. des Tierzuchtgesetzes und des Vielrseuchengesetzes sowie
für andere dort näher bezeichnete Zwecke durch die zuständigen
Behörden oder die von ihnen beauftragten Stellen verwendet,
rverden dürfen. Ferner sind insbesondere die mit hohen Kosten
erstellten Ergebnisse der Volkszählung 1961 auch für nicht-
statistische Stellen von großem Interesse. Gemäß § 9 Abs.2 des
Volkszählungsgesetzes vom 13. April 1961 wurde daher die
Weiterleitung von bestimmten Einzelangaben für wissenschaft-
liche Zwecke zugelassen. Auch konnten auf Grund von § 9 Abs.3
die Gebäude- und Haushaltslisten den Gemeinden zum Vergleich
und zur Berichtigung ihrer llnterlagen zur Verfügung gestellt
lverden.

LTm Doppelbefragungen zu vermeiden, ist außerdem die Mög-
Iichkeit der Weiterleitung von Einzelangaben auf dem Dienstwege
(Diensiberichterstattung) vorgesehen. Nach § 12 Abs. 2'StatGes

sind das Statistische Bundesamt, die Siatistischen Landesämter
und die'sonstigen- erh-ebenclen Behörden,r.rd Stell*;b;;;;ir;;t
und 

-verpflichtet, den fachlich zuständigen obersten Bundes_ un'il
Landesbehörden oder den von ihnen bestimmten Stellen auf
Verlangen Einzelangaben auf clem Dienstwege weiterzuleiten,
rvenn und soweit dies in der die Statistik anordnenden Rechts_
vorschrift zugelassen und in den Erhebungsdrucksachen bekannt-
gegeben worden ist.

Diese Möglichke_it I ist in verschiedenen Rechtsgrundlagen vor-
gesehen rvorden. So bestimmt z. B. das Geseti über äie ÄU_
gemeine Statistik in der Industrie und im Bauhauptgewerbe vom
15. JuIi 1957 unter bewußter Beschränkung auf dasisotwendige,
daß die IMeiterleitung von Einzelangaben ohne Nennung ies
Namens des Auskunftspflichtigen lediglich an die für die \4/irt-
lclaf! zu{indige oberste Bundes- und Landesbehörde zugelassen
ist. Die Weiterleitung an diese Behörden unter Nenning des
Namens des Auskunftspflichtigen ist nur in Einzelfällei auf
Anforderung zulässig. Auch müssen bei der Anforderung die
Tatbestände, über die Auskunft gefordert rvird, bezeichn"i *e-rd"rr.

^ 
Da lediglich die Einzelangaben eines Auskunfispflichtigen den

Geheimhaliungsschutz genießen, rvürde es schon lenügei, wenn
bei der Ye-röfientlichurig statistischer ErgebnissJ diJ Angaben
zrveier Auskunfispflichtiger zusammengezogen rverden. Wäil es
in diesem IalI jedoch beiden AuskunfLspflichtigen möglich wäre,
durch Differenzbildung die Angaben des andÄren zu- erkennen,
rvird über die gesetzliche Fordemng hinaus in der praxis der
Statistischen Amter eine Zusammenfassung der Angaben von
mindestens drei Auskunftspflichtigen vorgenon -en.

_ Die Angabe der Adresse allein stellt noch keine Einzelangabe
im Sinne des Statistischen Gesetzes dar, sorveit mit ihr nicht
gleichzeitig eine Keirnzeichnung vorgenommen rvird (2. B. An-
schriften von Betrieben mit einem Jahresumsatz über b00 000 DM) .

Die Herausgabe von Anschriften wird jedoch häufig nicht im
Rahmen des Aufgabengebietes des Statistischen Bundesamtes
liegen und ist daher nur in Ausnahmefällen zulässig.

Strafen und Geldbußen '

Für die Verletzung der Geheimhaltungspflicht isi in das Sta-
tistische Gesetz eine besondere Strafvorschrift aufgenommen
worden, um außer der Zusicherung der Geheimhaltung ddr Einzel-
angaben noch eine weitere Sicherung gegen unzulässige Verwen-
dung dieser Angaben zu schaffen. Es war jedoch bisher niäht
erforderlich, eine Strafe wegen Yerletzung der Geheimhaliungs-
pflicht zu verhängen, ein Zeichen dafür, daß die Statistischen
Amter die ihnen obliegende Geheimhaltung wahren.

Im Gegensqtz zur Verletzung der Geheimhaliungspflicht ist die
Yerletzung der Auskunftspflicht nicht als Straltat, sondern ledig-
lich als Ordnungswidrigkeit festgelegt worden, weil in ihr nicht
eine kriminelle Handlung, vielmehr nur ein mit Bußgeld zu
ahndender Yerstoß gegen eine Ordnungsvorschrift zu erblicken ist.

Die Verhängung der Geldbußen erfolgt nach den Vorschriften
des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten (OwiG) vom 25. März.
1952 (BGBI. I S. 177). Nach § 73 dieses Gesetzes wird die fach-
lich zuständige oberste Landesbehörde zur I)urc_hführung der
Bußgeldverfahren bestimmt, die ihrerseits wieder bestimmte Ver-
lvaltungsbehörden,mit der Durchführung beauftragen kann.

In der'I\fehrzahl der Bundesländer sind die Regierungspräsi-
denten als zuständige Verwaltungsbehörden besLimmt wo"den;
zum Teil können diese wiederum in einigen FäIlen'die Kreise
beauftragen.

Die Verhängung von Bußgeldern konnte jedoch in sehr vielen
Fällen vermieden werden, nachdem die auskunfisberechtigten
Stellen säumige Äuskunftspflichtige gemahnt oder ihnen in geeig-
neter Form den Zweck und die Notwendigkeit der Erhebungen
erläutert hatten, so daß daraufhin clie angeforderten Meldungen
eingegan_gen waren.

-_17_
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Systematiken

Bei den in der Bundesstatistik verwendeten verschieden-
artigen, in ihrer Gliederungstiefe stark voneinander abweichen-
den Systematihen 1) lassen sich die folgenden Gruppen unter-
scheiden:

A. Uriternehmens- und Arbeitsstättensystematiken

B. Warensystematiken t

C. Personensystematiken

D. Regionalsystematiken

E. Sonstige Systematiken.

A. Unternehmens- und Arbeitsstättensystematiken
Folgende wichtige auf das lInternehmen bzrv. die Arbeitsstätte

abgestellte Systematiken iverden gegenwärtig in der amtlichen
Statistik verwendet:

1. Systematik der Wirtschaftszweige
daraus abgeleitet:

a) Systematik der Wirtschaftszrveige für die Arbeits-
stättenzählung 1961

b) Systematik der Wirtschaftszweige für' die Berufs-
zählung 1961

c) Systematik der Wirtschaftszrveige für die lJmsatz-
steuerstatistik

d) Systematik der Wirtschaftszweige für die Statistik der

Kraftfahrz.eughalter
2. Systematisches Verzeichnis zum monatlichen Industrie-

bericht

3. Verzeichnis der Handwerkszweige

4. Yerzeichnis der Bodennutzungssysteme

5. Bereichsgliederung des Sozialprodukts

6. Internationale Systematik der Wirtschaftszweige (Inter-
national Standard Industrial Classification of AII Econo-
mic Activities, revised edition - ISIC rev., Classification
Internationale Type, par Industrie, de ioutes les blanches
d'activit6 6conomique - CITI rer'.)

7. Systematisches Verzeichnis der fndustrien in den Euro-
päischen Gemeinschaften (Nomenclature des Industries
6tablies dans les Communaut6s Europ6ennes - NICE)

' (ausführliche Fassung in Vorbereitung).
Außerdem können Ergebnisse noch nach folgenden, bis-

her verwendeten Systematiken gegliedert sein:

8. Systematisches Yerzeichnis der Arbeitsstätten, Ausgabe
1950
daraus abgeleitet:

a) Systematisches Verzeichnis der Ilnternehmen (vor allem
für Zwecke der Steuerstatistik)

b) Liste der lMirtscha{tszweige und alphabetisches Ver-
zeichnis der Betriebsbenennungen (für die Berufs-
zählung)

9. Verzeichnis der Wirtschaftszweige für die Ärbeitsstatistik
(mit 8 b abgestimmt).

Systematik der Wirtschaftszweige

Die Systematik der Wirtschaftszweige dient zur Einordnung
aller wirtschaftlichen Institutionen nach der Art ihrer wirischaft-
Iichen Tätigkeit. Sie hat das für diesen Zweck aufgestellte Syste-
matische Yerzeichnis der Ärbeitsstätten, Ausgabe 1950, abgelöst
und wird bei der Aufbereitung der Großzählungen 1960/62 und
der übrigen Erhebungen vom 1. Januar 1962 an verwendet.

Aus der Absicht, die neue Systematik der Wirtschaftszweige
möglichst vielseitig verwendbar zu machen, hat sich die Not-
wendigkeit ergeben, gegenüber dem Verzeichnis von 1950 noch
einige weitere Gliederungsmerkmale einzuführen. Dazu gehört
die Unterscheidung nach großen wirtschaftlichen Funktionen

(Produktion, Ietzter Verbrauch, Einkommensumverteilung usw.)
und bei den produzierenden Institutionen die Tatsache, ob sie
ihr Produktionsergebnis im allgemeinen gegen Entgelü verkaufen
und dabei überschüsse erzielen bzw. durch die Erlöse aus IJm-
sätzen mindestens die Produktioäskosten decken oder nicht2).

Demzufolge elgab sich die Bildung folgender Sektoren:

IInternehmen und Freie Börufe (Abteilung0 bis 7),
Organisationen o'hne Erwerbscharakter und Private Haus-
halte (Abteilung 8),

Gebietskörperschaften und Sozialversiche'rung (Abteilung 9).

Die Abieilungen 0 üis 7, d. h. die Abteilungen des Sektors
,IJnternehmen und Freie Berufe" dienen der Klassifizierung von
IInternehmen (und der entsprechenden Institutionen der Freien
Berufe) und/oder von deren örtlichen bzrv. fachlich abgegrenz-
ten Teilen.

Die Gliederung dieses Sektors nach Abieilungen unter-
scheidet nach IMarenprodukiioni'Warenverteilung (Handel und
Verkehr) sorvie Dienstleistungen. fnnerhalb der Warenproduk-
tion sind in gewissem Umfange die Stufen des Produktions-
ablaufs berücksichtigt; unter den Dienstleisiungen bilden Kredit-
institute ünd Versicherungsgewerbe zusammen eine eigene Ab-
teilung.
. Gegenüber dem bisherigen Systematischen Verzeichnis der
Arbeitsstätten wurde die neue Systematik der Wirtschaftszweige
durch Einschieben der ,Unterabteilungelr. um eine Stufe er-
rvertert. Dies war notrvendig, da die Gliederung nach Abteilungen
für viele Zwecke zu grob und diä nach Grufpen für diese Stufe
bereits zu deiailliert rvar. Die riächsten Stufen der Systematik,
die,Gruppen",,Untergruppen" und,Klassen., dienen der
weiteren Verfeinerung. Sie wurden soweit wie möglich den
Positionen in vorhandenen bzw.,für künftige Zählungen geplan-
ten Spezialsystematiken angepaßt. Hierbei stand der produktions-
wirtschafiliche Zusammenhang im Vordergrund, d. h., es wurden
Institutionen zusammengefaßt, die in erster Linie nach dem
Produktionsverfahren, aber auch nach dem Velwendungszweck
oder dem Fertigungsstofl in det Regel ein verwandtes Produk-
tionsprogramm, \Marensortiment, usw. aufweisen, Beim Aufbau
der Systematik der Wirtschaftszweige ist ferner die verbands-
mäßige Gliederung der lVirtschaft beachtet worden, soweit sie
im Prinzip den berücksichtigten Gliederungsmerkmalen ent-
spricht. Im großen und ganzen wurde dabei davon ausgegangen,
daß der Zusammenschluß in den Verbänden auch einen produk-
tionswirtschaftlichen Zusammenhang widerspiegelt, so daß auch
die Verbandsorganisation weitgehend für die systematische
Gliederung benutzt werden konnte. Nicht berücksichtigt wurden
Einteilungen nach Rechtsformen, nach der Eintragung in be-
stimmte Register, die Eintragung in die Handwerksro,lle, nach
vertraglichen Bindungen, nach'soziologischen Gesichtspunhten,
z. B. beim Nachweis der Freien Berufe. Außerdem schieden Ge-
sichtspunkie aus, die nur für einzelne Wirtschaftsbereiche gelten
oder nur bei sehr detaillierter Befragung zu erfassen wären, dar-
unter z. B. der bisherige Nachweis der Warenhäuser und die
bisherige Unterscheidung des Großhandels nach Außenhandel
und Binnengroßhandel. Die Beriicksichtigung solcher oft eben-
falls sehr wichtigen Merkmale muß Ergänzungsschltisseln vor-
behalten bleiben.

Die Unterscheidung nach Unternehmen und Freien Berufen
einerseits, Organisationen ohnä Erwerbscharakter, Privaten
Haushalten, Gebietskörperschaften und Sozialversicherung
andererseits brachte die Notwendigkeit mit sich, die von den
verschiedenen Sektoren betriebenen Anstalten und Einrichtungen
ebenfalls hiernach zu unierscheiden. Zu diesem Zrvecke wurd,:
dem Verzeichnis ein Sonderschlüssel angefügt,, der es ermög-
Iicht, die in Betracht kommendeh Änstalten und Einrichtungen
so nachzuweisen, daß diese bedarfsweise entrveder nach der Art
ihrer Tätigheit oder nach der Ari ihrer Träger zusammengefaßt
werden können.

{
hiezu Bartels, H., Spilkcr, H.: »Die Syltematik der lVirtsdlafts-
In: \iüirtschaft und Statistik, 11. Jahrgan§ N. F., H. 2, Februar 1959,

r) Fdr einen Teil dieser Svstematiken werden in einer besonderen Uber- ,) Vcl.
sicht (Änhang S. 270) in Umrissen Aulbau und Gliederongstiefe wieder- zwbigö".
gegeben. Auszüge aus wichtigen Systmatiken siehe 5.272 6. S. 58.

I
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Kombinierte wirtschaftliche Institutionen, d. h. solche, deren
wirtschaftliche Tritigkeit sich' iiber mehrere Positionen clcr
Systematik erstreclit, werden grundsätzlich der Position zuge-
wiesen, der sie schwerpunktmäßig zugehören. Nur in weni§en
Fällen sind Kombinationspositionen vorgesehen, und zwar dann,
wenn verschiedene Tätigkeiten üblicherweise ohne'ausgeprägten
Schwerpunkt ausgeübt werden und damit eine Zuordnung nach
einer dieser Tätigkeiten a priori unmöglich ist odir zumindest
ziemlich sinnlos erscheint.

Did Systematik der 'Wirtschaftszweige ist für die Anwendung
in der Arbeitsstättenzählung 1961 teilweise und für die Anwen-
dung in der Berufsiählung 1961 stark gekürzt worden. Auch für
andere Statistiken, z. B. für Steuerstatistiken, Iiegen abgeleitetc
Fassungen vor bzw. werden sie vorbereitet. In allen Fällen
aber, in denen die Systematik der Wirtschaftszweige in gekürzter
Form angewandt wird, stellt die gleiche Nummerung der ein-
ander entsprechenden Positionen di6 Yerbindung zur Grund-
systematik her.

Neben dieser allgemeinen Systematik werden Wirtschafts-
zweigsystematihen für spezielle Zwecke benutzt. Der Industrie-
statisiili' Iiegt das Systematische Yerzeichnis zum monatlichen
Industriebericht zugrunde, das in seiner Gliederung auf das
Warenverzeichnis für die Industriestatistik abgestimmt ist, dessen
Positionen aber auch rnit entsprechenden Positionen der Syste-
matik der l{irtschaftszrveige vergleichbar sind. Es wird nicht
nur in der Iaufenden Industrieberichterstattung, sondern auch
bei anderen Erhebungen in der,fndustriestatistik terwendet. Die
Handrverksbetriebe werden nach dem Yerzeichnis der Hand-
rverkszweige gegliedert, das, speziellen Bedürfnissen des Hand-
rverks entspricht und z. B. ünberücksichtigt Iäßt, daß der wirt-
schaftliche Schrverpunkt eines Handwerksbetriebes unter Um-
ständen außerhalb der Be- und Verarbeitung bzw. der Dienst-
leistung liegen kann..Es ist mit der Systematik der Wirtschafis-
zweige deshalb auch nur bedingt vergleichbar. Die landwirt-
schaftlichen Betriebe können zusätzlich nach Bodennutzungs-
systemen gegliedert werden, d. h. nach der Art, in der die ver-
schiedenen Anbau- und Kulturarten im einzelnen Betrieb kombi-
niert sind.

Ein Vergleich mit der "Iniernationalen Systematik der lMirt-
schaftszrveige (ISIC). läßt sich auch für die jetzt vorliegende
revidierte Fassung dieser Systematik global durchführen. Das,
gleiche gilt für die vorläufige Ausgabe des,Systematischen
Verzeichnisses der Intlustrien in deri Europäischen Gemein-
schaften (NICE).. Das ist von besonderer Bedeutung für die
,Bereichsgliederung des Sozialprodukts", die sowohl auf die
Systematik der Wirtschaltszweige wie auf die internationalen
Systematiken Bezug nimmt.

Das durch die Systematik der Wirtschaftszrveige abgelöstc
Systematische Verzeichnis der Arbeitsstätten ist ebenfalls sehr
vielseitig angewandt worden. Die neue Systematik der 'Wirt-
schaftszrveige berücksichtigt aber noch weitere Gliederungsmerk-
male. Dadurch und durch Andelrungen im Handel (voi allem
Zusammenfassung von AulJenhandel und Binnengroßhandel) ist
die - sonst im allgemeinen vorhandene - Yergleichsmöglich-
keit mit der bisherigen Systematik eingeschränkt.

. B. Warensystematiken

Für die anltliche Statistik sind folgende wichtige lVaren-
systematiken zu nennen:

1. Systematisches'Warenverzeichnis für die Industriestaiistik
mit der abgeleiteten Fassung:

Nomenklatur zum Produktions-Eilbericht

2. \Marenver2eichnis für die Außenhandelsstatistik

3. Deutscher Zolltaril
4. Güterverzeichnis für die Verkehrsstatistik

5. Allgemeine Erzeugnisgliederung der Land-, Forst- und
Jagdwirischaft, Fischerei

I

6. Systematisches Güterverzeichnis für den Privaten Ver-
brauch

7. Internationales Warenverzeichnis für den Außenhandel,
'revidierte Ausgabe (Stanilaril Internation.al T";;;'C;;;i
fication, revised edition 

- SITC rev., Classification Type
pour-Ie Commerce International 

- CTCI rev.) und hierÄit
übereinsiimmend:

8. fnternatio,nales l4farenverzeichnis für den Außenhandel in
den Europäischen Gemeinschafien (Classification Statistique
et Tarifaire-pour le Commerce fnternational 

- CST)
9. Brüsseler Zolltarifschema, 

-BZT (Brussels Tarifr Nomen-
clature - BTN, Nomenclature Douaniöre de Brux'elles _
NDB)

10. Gemeinsamer Zolltarif. der Europäischen \{irtschafts-
gemeinschaft

11. Einheitliches Güterverzeichnis für die Verkehrsstatistik der
Europäischen Gemeinschaften (Nomenclature uniforme de
Marchandises pour les Statistiques de Transport 

- NST)
12. Güterverzeichnis für die europäische Yerkehrsstatistik

(Classification de Marchandises pour les Statistiques de
Transport en Europe - CSTE).

Wie die Aufzählung zeigi, gibt es kein allgemeines lVaren-
verzeichnis, sondern nur solche für spezielle Zwecke. Unter
ihnen sind das Warenverzeichnis für die Industriestatistik, das
I\rarenverzeichnis für die Außenhandelsstatistih und das Güter.-
verzeichnis für die Yerkehrsstatistik von besonderer Bedeutung.

Warenverzeichnis für die Industriestatistili
Das z.Z. gültige 1{arenverzeichnis f ür die Industrie-

statistik ist im Jahre 1957 neu herausgegeben worden; die
nächste Ausgabe ist für Januar 1963 vorgesehen. Die ständige
Anpassung an die technische und wirtschaftliche Entwicklung
führt zu - meist jährlich erscheinenden 

- Berichtigungen, die
rviederum in mehrjährigen Abständen §euausgaben noiwendig
machen.

Das Verzeichnis umfaßt die industriell gewonnenen und durch
Be- oder Yerarbeitung hergesiellten Produkie sowie einige
Dienstleistungen, z.B. Montagen und Reparaturen. Die oberste
Gruppieiung'nach sog.,'Warengruppen. folgt produktionswirt-
schaftlichen Zusammenhängen und ist daher eng mit der institu-
tio,nellen Gliederung verbunden.

Diese Anlehnung an die institutionelle Gliederung hat Schwie-
rigkeiten zur Folge, wenn eine IMare zu den Produkten ver-
schiedener '\Mirtschaftszweige gehört, weil gleiche lVaren nur
an einer Stelle aufgeführt werden sollten. Solche \Maren wur-
den nach Möglichkeit der lVarengruppe zugeordnet, die der
Industriegruppe entsprichr, in der die ieweilige Ware über-
rviegend produziert wird. So sind z. B. Elektro-Yollherde, auch
rvenn I sie Erzeugnisse des Eisen-, Blech- und Metallwaren-
gewerbes sind, unter den elektrotechnischen Erzeugnissen nach-
gewiesen.

Für die feinere Gliederung nach 'Warenzweigen, -klassen und ,

-arten stand zwar der produktionsrvirtschaftliche Zusammenhang
im Yordergrund; sie konnte aber nicht nur nach diesem einzigen
Gesichtspunkt durchgeführt werden. Hierbei ließ sich eine unter-
schiedliche Gliederungstiefe in den einzelnen l4larengruppen
nicht vermeiden.

W'arenverzeichnis für die Außenhandelsstatistik

Das 'Warenverzei chnis für die Außenh,andels-
statistik lehnt sich in seiner Gliederung eng an den'Deutschen
Zolltafif an, aus dem Abschniite, Kapitel und Tarifnummern als
Rahmen vollständig übernommen sind, so daß es in dieser Form
mit dem Brüsseler Zolltarifschema 1955 (BZT) übereinstimmt.

Diese enge Bindung an den Zolltarif erschwert die Yergleich-
barkeit mit dem,Warenverzeichnis für die Industriestatistik; an
einer weiteren Angleichung der beiden Verzeichnisse wird je-
doch ständig gearbeitet.

Die \Marennummern als kleinste Bausteine des \Marenver-
zeichnisses für die Außenhandelsstatistik erriröglichen eine Z,t-
sammenfassung der Ergebnisse zu Warengruppen und -unter-
gruppen der Ernährungswirtschaft und der Gewerblichen Wirt-
schaft. Innerhalb der Gewerblichen Wirts'chaft werden nach dem
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Verarbeitungsgrad Rohstoffe, Halbwaren sorvie Fet'tigrvaren-
Vorerzeugnisse und -Enderzeugnisse unterschieden' Die Gliede-
rung ist aber seit 1936 praktisch kaum geändert rvolden und ent-

spricht deshalb nicht mehr voll den heutigen Anforderungen.

Eine Zusammenfassung der Ergebnisse der Außenhandels-
statistik zu den Positionen des Internationalen \Marenverzeich-
nisses für den Außenhandel (CST bzw. rev. SITC) dient vor-
wiegend dem internationalen Vergleich und der Berichterstattung
an die internationalen Organisationen.

Ergebnisse der Außenhandelsstatistik in der Gliederung nach

Warengruppen und -zweigen des Warenverzeichnisses für die

Industriestatisiik ermöglichen einen bedingten Vergleich mit ent-
sprechenden Ergebnissen der Produktionsstatistik.

Güterverzeichnis für die Verkehrsstatistik

Das neue'Güterverzeichnis für die Verkehrs-
statistik, das ab 1962 das bisherige Güterverzeichnis für die

Verkehrsstatistiken ablöst, ist so aufgebaut, daß es von allen
Verkehrsträgern verwandt werden kann. Außerdem ist es mit
dem Einheitlichen Güterverzeichnis für die Verkehrsstatistik del
Europäischen Gemeinschaften (NST) und damit auch mit dem

Güterverzeichnis für die europäische Yerliehrsstatistik (CSTE)
und den anderen, bereits genannten internationalen \Marenver'-

zeichnissen (SITC und CST), abgestimmt. Die Yergleichbarkeit
mit dem früheren deutschen Güterverzeichnis für die Verkehrs-
statistiken ist eingeschränkt, dagegen ist tlas neue Güterver-
zeichnis mit dem Warenverzeichnis für den Außenhandel untl
auch mit dem 'W'arenverzeichnis für die Industriestatistik ver-
gleichbar. Diese vielseitige Verwendbarkeit und die Abstimmung
auf bereits vorliegende internationale Systematiken erlaubten
kaum die Berücksichtigung rein transporttechnischer Gesichts-

punkte.

Systematisches Güterverzeichnis für den Privaten Verbrauch

Das Systematische Güterverzeichnis für den Privaten Yet'-
brauch gliedert 'Waren und Diensileistungen, sorveit sie Käui'e
von Privaten Haushalten darstellen. Es sind zwei Gliederungs-
gesichtspunkte zugrunde gelegt, nach Verrvendungszrvecken und

gruppenspezifischen Merkmalen einerseits, nach Dauerhaftigkeit
und l4lert andererseits. Die Gliederung nach dem Verwendungs-
zweck war deshalb besonders problematisch, rveil Käufe - a1561

eine Vorstufe des tatsächlichen Yerbrauchs - 211 srflngn '!va1s1.

Die Einteilung selbsi lehnt sich an tradiiionelle Gruppierungen
an. Dem zusammengefaßten allgemeinen Zweck ,Haushalts-
führung" folgen der nicht als ,Ietzter. Verwendungszweck anzu-
sehende Zweck "Yerkehr und Nachrichtenübermittlung. sowie
,Körper- und Gesundheitspflege",,Bildung und Unterhaltung";
den Abschluß bilden ,Periönliche Ausstattung, Sonstigös.. Äus
der ,Haushaltsführung" sind \{aren, die einen eindeutigen Yer-
wendungszweck erkennen lassen, lvie ,Nahrungs- und Genuß-
mittel., ,Kleidung, Schuhe", ,Elektrizität, Gas, Brennstoffe u. ä..
sowie die Dienstleistung ,lltro'hnungsmieten u. ä'. getrennt als
Hauptgruppen herausgenommen worden. Diese sind dann rveiter
nach spezifischen Merkmalen untergliedert wortlen.

Außerdem sind die lVaren und Dienstleistungen nach ihrer
Dauerhaftigkeit und ihrem Wert geordnet, wobei unterschieden
wird zwischen

Verbrauchsgütern und Reparaturen,

Gebrauchsgütern von mittlerer Lebensdauer und/oder be-

grenztem 'Wert,

langlebigen, hochwertigen Gebrauchsgütern und
Dienstleistungen.

Diese Systematik lälli sich nur in groben Zügen mit dem
für die Erhebungen von lMirtschaftsrechnungen verlvendeten
Systematischen Verzeichnis der Einnahmen und Ausgaben ver-
gleichen, insbesondere, weil es genauer nach Verlvendungs-
zwecken und zusätzlich nach Dauerha{tigkeit und Wert gruppiert,
aber auch, weil es nicht aIIe Ausgaben, sondern nur die Käufe
der Privaten Haushalte berücksichtigt, und rveil es gröber ge-
gliedert ist.

C. Personensystematiken
Für die Gruppierung von Personen nach rvichtigen Merkmalen

und Tatbeständen - vor allem in den Statistiken der Bevölke-
rung und des Erwerbslebens - sind folgende spezielle Sysie-
matiken für die amtliche Statisiik von Bedeutung:

1. Systematisches Verzeichnis der Berufsbenennungen (änt-
halten in: Klassifizierung der Berufe, systematisches und
alphabetisches Verzeichnis der Bemfsbenennungeu, Aus-
gabe 1961)

2. Systematik der Berufe (Berufszählung 1950)

3. Systematik der Berufe (Berufsverzeichnis für die Arbeits-
statistik, Ausgabe 1949)

4. Systematik der l(rankheiten, Verletzungen und Todes-
ursachen

5. Verzeichnis cler Religionsbenennungen

6. fnternationale Standardklassifikation cler Belufe (Inter-
national Stanclard Classification of Occupations - ISCO).

Systematisches Verzeichni! der Berufsbenennungen

Das in der Klassifizierung der Beruf e, Ausgabe 1961.

enthaltene Systematische Verzeichnis der Berufsbenennungen
ersetzt als einheiiliche Systematik die bisher getrennten Syste-
matiken der Berufe {ür die Statistik und für die Arbeitsverrval-
tung. Ahnlich wie in diesen bisherigen Systematil<en 'werdeu in
der Berufsklassifizierung als ,Bemf" die auf Enverb gerichteten.
charakteristische Kenntnisse und Fertigkeiten sorvie Erfahrungen
erfordernden und in einer typischen Kombination zusammen-
fließenden Arbeitsverrichtungen verstanden. Es ist zur Begriffs-
bestimmung nicht mehr erforderlich - wie noch bei den Syste-
matiken der Berufe von 1949 und 1950 -, daß der Beruf die
Lebensgrundlage für den Berufstätigen und seine nicht berufs-
tätigen Angehörigen bildet.

Die erste Stufe der Gliederung umfaßt 8 Berufsabteilungen. -
Den Anfang bilden - entsprechend der großen Linie der Wirt-
schaftssystematiken 

-- die Berufe des Pflanzenbaues und der
'Iierwirtschaft, denen die industriellen und handwerklichen so-
wie die technischen Berufe folgen. Diesen schließen sich die
Handels- und Verkehrsberufe sowie clie des Gaststättenwesens
und der privaten Dienstleistungen an, denen die Berufe der Ver-
rvaltung, des Rechtswesens und der Sozialpflege sorvie die Berufe
rles Gesundheitswesens, Geistes- und I(unstlebens nachgeordnet
sind. Eine besondere Abteilung umfaßt die Arbeitskräfte mit
unbestimmtem Beruf.

Die Berufsabteilungen'werden zunächst in Berufsgruppen,
diese wieder in Berufsordnungen und zuletzt in. Berufsklassen
untergliedert. In dieser feinsten Gliederung werden die nach
Aufgabenstellung und Arbeitsverrichtung gleichartigen Berufe
zusammengefaßt.

Begriffe der Ausbildungsstufe (2. B. Lehrling, Geselle, Meister),
der Stellung im Beruf (2. B. Selbständiger, Ängestellter, Ärbei-
ter) oder der Stellung im Betrieb (2. B. Vorarbeiter, leitender
Angestellter) werden nicht als, Merkmal für die Berufsl<lassifi-
zierung herangezogen.

Doppelberufe sind bei clem Ber,uf eingeordnet rvorden, der den
Schrverpunkt dieser Kombination bildet.

Die deutsche Berufsklassi{izierung isi, auf die Internationale
Standardklassifikation der Berufe (International Standard Classi-
flcation of Occupation - ISCO) abgestimmt. Der \rergleich läßt
sich weitgehend auf der Ebene der Berufsgattungen (Unit
Groups der ISCO) - 2ls6 auf deren letzter, für statistische
Zwecke vorgesehenen Gliederungsstufe - durchführen.

Systematik der Krankheiten, Yerletzungen und Todesursachen

Die Todesursachen werden nach der Systematilc der Krank-
heiten, Verletzungen und Todesursachen klassifiziert. Das deutsche

'Verzeichnis, welches sich von dei internationalen Systematik ab-
Ieitet, ist in beschränktem Umfange auch geeignet für die Mor-
biditätsstatistik und findet in abgeänderter, aber statistisch ver-
gleichbarer Fassung Anrvendung in der Iirankheitsartenstatistik
der Sozialversicherung.

Die Systematik der Todesursachen n ird entsprechend inter-
nationalen Vereinbarungen in allen llitgliedsstaaten der WeIt-
gesundheitsorganisation (WHO) benutzt und ist veröffentlicht im
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Handbuch der internatio,nalen statistischen Klassiäkation rler
Krankheiien, Yerletzungen und Todesursachen (Manual of the
International Statistical Classification of Diseases, Iniuries and
Causes of Death). Eine Revision der Systematik rvird in Äb-
ständen von etrva l0Jahlen vorgenommeu; rlie nächste über-
arbeitung erfolgt voraussichtlich im Jahre 1965. Das Einteilungs-
prinzip und Richtlinien für die Anwendung der Systematik er-
gebqn sich aus der Einleitung zum Yerzeichnis. Für die.Zu-
ordnung der Todesursache ist stets das Grundleiden maßgebend.
Besteht zwischen zwei tödlichen Krankheiten kein Zusammen-
hang, rvird das Leiden statistisch erfaßt, das zeitlich schneller
zum Tode fiihrt. Grundsätzlich wird derzeit nur eine Todes-
ursache für jeden einzelnen Sterbefall statistisch erfaßt.

Yon den bedeutenderen Systematiken in diesem Bereich sei
noch auf das Verzeichnis der Religionsbenennungen
hingewiesen, das bei den Volkszählungen zur Gruppierung der
Bevölkerung nach der Zugehörigkeit zu Religionsgemeinschaften
benutzt wird.

D. Regionalsystematiken

Zur Darstellung der Ergebnisse in regionaler Gliederung wird
in der amtlichen Statistik eine Reihe von Verzöichnissen ver-
rvendet.

Eine besonders rvichtige regionale Systematih ist mit den

- auch gesondert leröffentlichten - statistischen Kennziffern
cier Gemeinden und Venyaltungsbezirke im Ämtlichen Ge-
meindeverzeichnis für dieBundesr.epubIikDeutsch-
land enihalten, dessen letzte Ausgabe (1957) den Stand von
1956 enihäIt und bereits das Saarland mit einbezieht. Es enthült
alle Gemeinden des Bundesgebietes ruit ihrer Bevölkerung und
Fläche in der Zuordnung nach administrativen Einheiien. Dort
rverden die Gemeinden nicht nur nach den Bezirken der inneren
Yerwaltung, sondern auch nach der Einteilung der Arbeitsver-
rvaltung, der Finanzverwaltung u. dgl. nachgewiesen. Eine neue
A,uflage wird z. Z. r'orbereitet. Dieses Verzeichnis berücksichtigt
aüßerdem auch die naturräumliche Gliederung der Bundes-
republik. Untelschieden werden 367 naturräumliche Haupt-
einheiten, die zu 68 Gruppen zusammengefaßt rverden.

Als Beispiele für Verzeichnissc räumlicher Gliedelungen
außerhalb rler Grenzen der Bundesrepublik Deutschland seien
das Länderverzeichnis für die Außenhandels-
statistik sowie das nach Küstenstrecken, Yerkehrsbezirken und
Erclteilen gegliederte Verzeichnis cler.Häfen des Aus-
landes envähnt.

E. Sonstige Systematiken
Yol den rvichtigeren Systematiken, die sich uicht eincieutig

einem der bereits genannten Abschnitte zuorrlnen lassen oder
einem ganz speziellen Zr,r'eck dienen, sind u. a. die in der Finanz.-
statistik verwendeten Systematiken zu nenren:

1. Finanzstatistischer Kennziffernplan
2. Richtlinien zur Statistik der Staats{inanzen

3. Funktionenplan (Gliederung des Bundeshaushaltsplans nach
Aufgabenbereichen) mit Haushalisquerschnitt.

Der F i n a n z. s t a ti s t i s ch e K e nnz i f f e r n p I a n ordnet die
FinanzvorfäIle in einer bestimmten Folge und schafft, ein ein-
heitliches Schema für die Aufsiellung der .Haushaltspläne und
-rechnungen der Gemeinden und Gemeindeverbände und damit
zugleich für die Gemeindefinanzstatistik. Der Kennziffernplan
liegi in einer gekürzten Fassung für Gemeinden mit weniger als
3000 Einwohnern, in einer erweiterten Folm für die größeren
Gemeinden und Gemeindeverbände vor. Er enthäIt Gliederungs-
ziffern für die einzelnen Verrvaltungszweige ünd Gruppierungs-
ziffdrn für die Einnahme- und Ausgaieart#.

Für die Finanzstatistih dcr staatlichen Gebieiskörperschaften

- Bund, Lastenausgleichsfonds, Länder und Stadtstaaten 
- er-

füllen die Richtlinien z:ur Statistik der Staats-
f inanzen die gleiche Funktion; sie sind - im Gegensatz ntm
kommunalen Bereich 

- 
für die Gestaltung der Haushaltspläne

und -rechnungen nicht verbindlich. Beide Systematiken können
in der Finanzstatistik zusammengefalJt rverden.

, Außerclem wird für die Erfassung und Veröffentlichung von
Haushaltsansätzen der staatlichen und kommunalen Gebiets-
körperschaften ein aus dem Funktionenplan des

Bundeshaushaltsplanes entwickeltes 
- Gliederungsschema ver-

wendet, bei dem die Folge der Aufgabengebiete gegenüber den
genannten Systematiken variiert ist.

Außer den beleits genannten rverden in der amilichen Statistik
noch andere Systematiken und Verzeichnisse verwandt. Sie
dienen meist einem speziellen Erhebungsäweck und unterteilen
daher nur eng begrenzte Tatbestände. Als Beispiel hierfür seien
das Verzeichnis cler IIöheren Schulen, Mittelschulen und Sonder-
sohulcn, das Schulträger und Schultvp angibt, und die in Vor-
bereitung befindliche Systematih der Baurverke genannt.

Die Verwendung der gleichen Systematik für entsprechende
Tatbestände in verschiedenen Erhebungen ist eine wesentliche
Voraussetzung für die Yergleichbarkeit von einer Statistik zur
anderen. Darüber hinaus muß aber auch dafür gesorgt werden,
daß die gleiche statistische Einheit auch wirklich in allen Er-
hebungen der gleichen systematischen Position zugeordnet wird.
Das ist leider nicht immer der Fall, weil der ,Schwerpunkt.
rler rvirtschaftlichen (oder der Berufs-) Tätigkeit einer Einheit
nicht in allen Erhebungen mit gleicher Gründlichkeit festgestellt
rverden hann. Der lvirtschaftliche Schwerpunkt eines lInterneh-
mens zum Beispiel sollte bei der Tätigkeit liegen, aus der der
größte Anteil an der gesamten lVertschöpfung des Unter-
nehmens resultiert. Dieser Änteil kann in den meisien Fällen
nur näherungsrveise festgestellt werden. Die Hilfsmaßstäbe, die
dabei herangezogen rverden müssen, führen nicht immer zum

gleichen Ergebnis. So rvirrl man, wenn man von der Beschäf-
tigtenzahl in den einzelnen Tätigkeiten ausgeht, leicht zu einem
anderen ,Schrverpunktn liommen als dem, der sich ergibt, wenn
aIs Gluncllage Umsatzanteile (gegebenenfalls mit 'Wert-
schöplungsquoten. Lorrigiert) dienen. Da bei manchen Er-
hebungen nur das eine oder das andere Merkmal berücksichiigt
wircl, ist es also nicht verrvunderlich, wenn die Zuordnung des

einzelnen Ifnternehmens uneinheitlich wird.

Anwendung von Stichprobenverfahren

Vorzüge und Grenzen des Stichprobcnverfahrens

Das Stichprobenverfahren rvird in ständig sieigendem Maße
und mit gutem Erfolg bei der Erhebung und Aufbereitung amt-
licher Statistiken angewandtl). Sein vielseitiger Einsatz beruht
auf einer Reihe von Yorzügen: Während bei einer Total-
statistik alle Einheiten del zu untelsuchenden Gesamiheit voll-
zählig erfaßt und aufbereitet rverclen müssen, braucht bei einer
entsprechenden Stichprobenstatistik nnr ein repräsentativer Teil

der Gesamiheit bearbeitet zu rverden. Die Beschränkung auf eine
Teilmasse (Stichprobe), die ein verkleinertes, aber sonst rvirk-
lichkeitsgetreues rlbbild der Gesamtheit darsiellt, ermöglicht es,

den Umfang der zu bearbeitenden Masse herabzusetzen. Das
bedeutet: weniger Befragungen, geringere Kosten bei Erhebung
und Aufbereitung sorvie schnellere Fertigstellung der Ergebnisse.
Das Stichprobenverfahren ermöglicht also eine erhebliche Ratio-
nalisiemng del statistischen Arbeit. Außerdem kann bei einer
Stichprobenstatistih rnehr Sorgfalt auf jeden einzelnen FalI ver'-
rvandt werden, als dies im allgemeinen bei einer Totalsiatistik
rnöglich isi. Infolgedessen können Fehler, die auf mangelhalten
Angaben in den Erhebungsbogen beruhen orler durch die Au{-

1) Vgl. hieau "Stichproben in der amtlichen Statistik", Herausgeber: Stati-
stisches Bundesamt, Verlag 'W. Kohlhammer, Stuttgart und Mainz, 1960, sowie
Schäffer, K.-A.: Stand deiAnwendung des Stidrprobmverfahrens in der amt-
lichen Statistik. In: §Tirtschaft und Statistik, 12.Jahrgang N.F., H.11,o
November 1960, S. 635#.
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bereitung hervorgerufen werden, bei Stichprobenstatistiken oft in
engeren Grenzen gehalten werden als bei Totalstatisiiken. Bei
manchen Äufgabenstellungen ist es ron vornherein notwendig,
ein Stichprobenverfahren anzuwenden, rveil eine vollständige Er-
fassung der statistischen Masse technisch ausgeschlossen is[, oder
weil die Fragen aus sachlichen Gründen so schwierig sind, daß
richtige Antworten nur durch den Einsatz besonders geschulter
Zähler oder Intervierver gesichert rverden können.

Selbstverständlich sind der Anwendung des Stichprobenver;
fahrens gewisse Grenzen gesetzt. Für viele statistische Auf-
gaben sind Totalsiatistiken unentbehrlich. Das gilt für alle Vor-
haben, bei denen eine sehr tiefe sachliche und regionale Gliede-
rung der statisiischen Masse erforderlich ist, z. B. bei Volks-
zählungen. Dar\ber hinaus werden Vollelhebungen in vielen
Fällen als Ausw'ahlgrundlage für das Ziehen der Stichproben
sowie als Basis für die Durchführung einer gebundenen Hoch-
rechnung gebraucht. Die Nachteile einer Stichprobenstatistik, die
man in Kauf nehmen muß, um ihre Vorteile nutzen zu können,
sind die sogenannten ,Stichprobenfehler.. Die Ergebnisse von
Stichprobenstatistiken stimmen fast nie genau mit den Ergeb-
nissen einer entsprechenden idealen Totalstaiistik überein, son-
dern weichen davon zufäIlig mehr oder weniger stark ab. Bei der
praktischen Verwendung von Stichprobenergebnissen muß deshalb
stets ihr,Fehlerbereich. berücksichtigt werden.

Die Breite des Fehlerbereiches läßt sich bei Stichproben, die
nach dem Zufallsprinzip gözogen worden sind, mathematisch be-
rechnen. Aus diesem Grunde wird in der amtlichen Statistik
grundsätzlich das Verlahren der Zufallsauswahl oder ein gleich-
wertiges Ersatzverfahren2) angewandt. Im folgenden werden nur
die auf solchen Auswahlverfahren aufgebauten Stichproben-
statistiken \ehandelt.

Einsatzstellen des Stichprobenverfahrens

Nach den bisherigen Erfahrungen und der Planung für die
nächsten Jahre steht das Stichprobenverfahren bei folgenden
Aufgaben.im Vordergrund:

1. Einsatz des Stichprobenverfahrens bei der Erhebung
a) Beschränkung der Erhebung aus sachlichen Gründen

Von den bisher durchgeführten Siichprobenerhebungen
sind ,als Beispiele die Besondere Ernteermittlung, der
Mikrozensus und die (1 vH) Erhebungen der Wohnungs-
statistik zu nennen. Bei der Ernteermittlung ist eine
vollsiändige Erfassung von vornherein ausgeschlossen.
Die beiden übrigen Statistiken enthalten komplizierte
Fragestellungen, die den Einsatz von fnterviewern er-
fordern.

b) Beschränkung der Erhebung aus technischen und metho-
dischen Gründen
1. Zwischenschaltung von Stichprobenstatistiken zwi-

schen Totalerhebungen

Hier werden die Statistiken in größeren Zeitabstän-
den weiterhin, als Totalstatistiken durchgeführt,
damit regional und sachlich tief gegliederte Ergeb-' nisse verfügbar sind. Die zwischen diesen Total-
erhebungen liegenden Stichprobenstatistiken be-
schränken sich auf ein reduziertes Tabellenprogramm,
Iiefern aber Ergebnisse nach dem letzten Stand
schneller und mit geringerem Aufwand. Als Beispiele
seien die Bodennutzungserhebung und die Handwerks-
berichterstattung genannt.

2. Aufstocken von Stichprobenstatistiken auf Total-
statistiken
Die Entwichlung geht dahin, bei Großzählungen von
vornherein die Erhebungsmerkmale, von denen die
Haupterhebungen entlastet werden können, abzu-
trennen und sie mit Stichprobenerhebungen zu erfas-
sen. . Dieses Verfahren eines ,mehrgeschossigen"

' Erhebungsaufbaus ist z. B. bei der Handels- und
Gaststättenzählung 1960 angewandt'rvorden.

3. Umstellung von Teilelhebungcn auf Stichploben-
erhebungen für' den Gesamtbereich

fm Gegensatz zu Stichprobenerhebungen sind die
Ergebnisse von Teilerhebungen, bei clenen nur be-
stimmte Gruppen der zu untersuchenden Gesamtheit,
in die Staiistik einbezogen werden, in ihrer Ver-
allgemeinerungsfähigkeit stark beschränkt. Es rvi"tl
deswegen'angestrebt. solche Teilerhebungen auf
Stichprobenerhebung'en umzustellen, die Aussagen
fiir die ganze statistische Masse zulassen. Ein Bei-
spiel sind die Wirtschaftsrechnungen, die bisher nur
bei bestimmten Kategorien von Albeitnehmcrhaus-
halten laufend durchgeführt 'u'erden konntdn, nun-
mehr abel als Einkommens- nnd Verbrauchsstich-
probe auf die Gesamtbevölkerung ausgedehnt werden
sollen.

2. Einsatz des Stichprobenverfahrens bei der Arrfbereitung
a) Yorrvegaufbereitung auf Stichprobenbasis

Die wichtigsten Elgebnisse einer Totalstatistik' können
vorweg ""Jt"llt 

*"ia"rli indem zuhächst eine aus dem
Material dieser Statistili gezogene Siichprobe aufbereitet
rvird. Als Beispiel seien die repräsentativen Vorrveg-
aufbereitungen der Voll<szählungen 1946 und 1950 ge-

. nannt.

b) Repiäsentative -{ufberäitung einiger Tabellengruppen
von Totalerhebungen

Bei Großzählungen können meist bestimmte Teile des

T.abellenprogramms auf Grund einer Stichprobe aus
dem vorhandenen Gesamtmaterial erstellt rverden. So
beruhte z.B.'dierHaushaltungsstatistik bei der Volks-
zählung 1950 \auf einer Stichprob'e. Bei der Volks-

_ zählung 1961 sollen die Tabellen zur Haushalts- und
Familienstatistik sowie jiber den IMeg, zur Arbeitsstätte
durch eine Stichprobeniufbeleitung aufgestelli' rverden.

c) Repräsentativc Äufbere"itung von sekundärstatistischem
Material

Bei sehr umfangreichem sekundärstatistischem Maierial
kann durch Einsatz des' Stichprobenverfahrens vielfach
eine erhebliche Senkung der Kosten und Beschleunigung
der Aufbereitung erreicht .werdenl das gilt z. B. für die
Statistik des Fernverkehrs mit Kraftfahrzeugen. Darüber
hinaus ist das,Stichprobenverfahren auch dann zweck-
mäßig, wenn die Ergebnisse der Staiistik infolge der
Unvollständigkeit des Materials ohnehin erhebliche
systematische Fehler eirthalten. Ein Beispiel sind die
Lohnsteuerstatistiken.

3. Einsatz des Stichprobenverfahrens zur Nachprrifung
a) Kontrolle der Erhebung auf Stichprobenbasis

' Die Landwirtschaftsstatistik hat mit der repräsentativen
Nachprüfung von Totalstatistiken"begonnen, und zwar
bei den Bodennutzungserhebungen' und den Viehzählun-
gen. Die Ergebnisse der Nachprüfung werden im ersten
Beispiel operativ zur Ausschaltung von Fehlern ange-
wandt; im zweiten Beispiel dienen sie deskriptiv zur

. Bervertung der Viehzählungsergebnisse.

b) Kontrolle der,Aufbereitung auf Stichprobenbasis

Das Sortieren und Signieren statistischer Unterlagen
sq$/ie das übernehmen der Angaben auf Lochkarten
können bei umfangreichen Statistiken - ähnlich wie eine
industrielle Massenfertigung - mit Hilfe des Stich-

, probenverfahrens auf Güte geprüft rverden. Das Yer-
fahren der statistischen Qualitätskontrolle wurde erst-
mals bei den manuellen Sortierarbeiten zur Lohnsteuer-
statistik 1955 erprobt. Ein Prüfverfahren für das Ab-
Iochen von Belegen wird seit einiger Zeit mit Erfolg
angewandt.

Einen allgemeinen überblick iiter clie rvichtigsten Stichproben-
statistilien der letzten Jahre sorvie über die für die nächste Zeit

q.,

-t; Die praktlsch wichtigste Technik ist die sogenannte ,systematische Aus-
wahl«, bei der aus einer geordneten Gesamtheit Einheiten in regelmäßigen
Abständen gezogen werden; die erete Einheit muß nadr dem Zufallsprinzip
bestimmt werden.



geplanten Stichprobenstatistiken gibt die synop tische über-
sicht auf S.286fr. Eine ausführliche Darstellung von 38 rvich-
tigen StichprobenÄtatistiken enthält der umfangrei"che Band über
,Stichprobon in der amtlichen Statistik". fm ersten Teil dieser
Yeröffentlichung werden nach einer allgemeinverständlichen Ein-
führung in das Stichprobenverfahren eingehend die methodischen
Einzelheiten dargestellt und die praktischen Erfahrungen behan-
delt, die bei der Planung und Durchführung von Stichproben-
statistiken gesammelt worden sind.

Aufbau eines Stichprobenplans
Eine Stichprobenstatistik erfordert stets eine sehr gründliche

Planung. Dabei müssen jeweils die einzelnen Schritte von der
Ausrvahl der Stichprobenfälle bis zur Errechnung der Ergeb-
nisse aufeinander abgestimmt und mit d,em Ziel der Statistik in
Einklang gebracht 'werden. Für die gesamte Planung gilt der
Grundsatz, daß unter den gegebenen Voraussetzungen die
Ergebnisse der Stichprobenstatistik möglichst rationell und mög-
Iichst genau erstellt werden sollen.

Der Stichprobenplan für eine Statistik hängt vor allem von
folgenden Ein f Iuß gr ößen ab:

1. vom Tabellenprogramm der Statistik;

2. von der Eigenart der Fragestellung und von der Erhebungs-
technik;

3. von clen vcr.fügbalen Unterlagen für die Planung und die
Auswahl;

4. von der Yariabilität der zu erfassenden Merkmale;

5. vom Stichprobenumfang bzrv. Auswahlsatz;

6. von den Genauigkeitsforderungen oder -vorstellungen;

7. voi den zumutbaren Kosten der Statistik;

8. von der verfügbaren Zeit.
Diese Einflußgrößen sind zwar grundsätzlich als Plandaten

vorgegeben. Sie können jedoch zum Teil durch stichproben-
rnethoclische Erfo'rdernisse modifiziert werden. Vor allem ist zu
beachten, daß sich diese Größen bis zu einem gewissen Grade
auch gegenseitig beeinflussen uncl deshalb nicht isiliert betrachtet
werden dürfen.

Ein Stichplobenplan besteht aus folgenden drei Hauptteilen:

1. .\usrvahlverfahren;

2. Verfahren zur Hochlechnung oder. IJmrechnung der Stich-
probenrvelte;

3. \reriahren zur Beurteilung der Genauigheit der Ergebnisse.

Bei der Äuswahl der Stichprobe soll ein Miniatulbild der
Gesamtheit entstehen. Diese Aufgabe kann auf sehr unterschied-
liche 'Weise gelöst werden. Von besonderer Bedcutung für den
Stichprobenplan ist die Festlegung der ,Äusrvahleinheiten", d.h.
der Einheiten, clie einem Ausrvahlvorgang zugrunde liegen. Im
Gegensatz zu den Erhebungseinheiten, die sich nach Gesichts-
punkten der Erhebungsorganisation elgeben, und den Aufberei-
tungseinheiten, die durch das Tabellenprogramm bestimmt lver-
den. können die Auswahleinheiten nach methoclischen Gesichts-
punkten festgelegi'rverden. Bei,mehrstufigen Auswahlverfahren.
rverden mehrere Ärten von Auswahleinheiten festgelegt; beim
nfikrozensus war.en z. B. vor der Oktobererhebung 1962 Gemein-
den und \Mohnungen die Ausrvahleinheiten, dagegen Haushalte
die Erhebungs- und Personen die Aufbereitungseinheiten. Viel-
fach sind Erhebungseinheiten gleichzeitig auch Auswalileinheiten.
Oft werden die Ausrvahleinheiten so bestimmt, daß sie mehrere
Aufbereitungseinheiten einschließen. Eine solche,Klumpenaus-
wahl. liegi z. B. beim Mikrozensus vor, bei dem in ausgewählten
Wohnungen alle Personen zu erfassen rvaren. Der entgegen-
gesetzte FaIl wird nur ausnahmsweise angervandt.

Durch eine ,Schichtung. oder ,Anordnung. der Einheiten vo;:
der Auswahl ist es möglich,. die Genauigkeit der Ergebnisse zu
verbessern, ohne das Zufallsprinzip zu verletzen. Bei einer-
Schichtung wird die Gesamtheit in Teiie zerlegt und aus jeder
so gebildcten ,Schicht" gesondert cinc Stichprobe gezogen; die
Auswahlsätze können dabei von Schicht zu Schicht rerschieden

s.ein. -Häufig hann diel Genauigkeit auch durch eine günstige
Anordnung der Auswahleinheiten in Yerbindung mit deÄ sysie-
matischen Auswahlverfahren erheblich gesteigert werden. Großen
praktischen Wert hat auch die Kombination von Schichtung und
Anordnung; sie wurde bei der Planung des Mikrozensus ent-
rvickelt und ist seitdem für viele andere Stichprobenstatistiken
nutzbar gemacht worden s).

Die Genauigkeit der Stichprobenergebnisse und die Kosten der
Statistik werden wesentlich durch den ,Stichprobenumfang" be-
stimmt, d. h. durch die Anzahl der in die Stichprobe einbezogenen
Einheiten: Kleinere Stichproben liefern bei sonst gleichem Stich-
probenplan rveniger genaue Ergebnisse als größere Stichproben.
Für die Genauigkeit ist der Umfang der Stichprobe,im allgemei-
nen von größerer Bedeutunga) a-ls der ,Auswahlsatz", d.h. der
Anteil der erfaßten Ausrvahleinheiten.

Das bei der Auswahl verkleinerte Bild der untersuchten Ge-
samtheit muß -im allgemeinen bei der Aufbereitung wieder auf
die ursprüngliche Größe gebracht werden. Dieser Vorgang wird
Hochrechnung der Sticliprobenwerte genannt. Bei der,freien
Hochrechrtung. werden die Stichprobenwerte mit dem reziproken
Wert des Auswahlsatzes bzrv. des Äuswahlsatzes der betreffen-
ilen Schicht multipliziert. Unter, gewissen Voraussetzungen kann
die Genauigheit der Stichprobenergebnisse mit Hilfe der ,gebun-
denen Hochrechnung" ganz beträchtlich gesteigert werden. Bei
diesen Yerfahren (Verhältnis-, Difrerenzen-, Regressions-Schät-
zung) werden - im Gegensatz znr freien Hochrechnung - zu-
sätzliche fnformationen über die Grundgesamtheit zur Verbesse-
rung der Genauigkeit ausgenutzt. Bei Strukturerhebungen tritt
an die Sielle der Hochrechnung meist eine Umrechnung der
Stichprobenwerte zu Anteilswerten und Verhältniszahlen.

Eine wichtige Komponente des Stichprobenplans ist das Ver-
fahren zur Beurteilung der Genauigkeit der Ergebnisse.
Bei jeder Statistik - also auch bei einer Totalstatistik - unter-
scheiden sich die Ergebnisse von den ,wahren 'Wertenn um
gervisse Fehler. Bei Stichprobenstatistilien werden zwei Arten
von Fehlern unterschieden:,Zufallsfehler" sind Abweichungen,
die darauf zurückzuftihren sind, daß nicht alle Einheiten der
Gesamtheit, sbndern nur die nach dem Zufallsprinzip ausgewähl-
ten Einheiten Iür die Statistik herangezogeä werden. ,systema-
tische Fehler" heißen alle Abweichungen, die nichi auf die Aus-
rvahl, sondern auf andere Einflüsse zurücLzuführen sind, z. B.
auf eine unzutreffende Abgrenzung der Grundgesamtheit, unklare
Fragestellung, falsche Angaben der Befragten, Antwortverweige-
rungen, Prestigegesichtspunkte, Fehler bei der Aufbereitung usrv.
Während für die Abschätzung von systematischen Fehlern zu-
sätzliche lJnterlagen notrvendig sind (zur Nachprüfung der
systematischen Fehler bei der totalen Vielizählung werden z. B.
besondere Konirollerhebungen durcLgeführt), könnert die Zufalls-
fehler mit Hilfe einer ,Fehlerrechnung,, der Größenordnung nach
abgeschützt werden, ohne daß zusäizliches n[aterial benötigt wird.

Die Bedeutung der Fehlerrechnung liegt nicht allein darin, daß
sie einen objektiven Maßstab zur Beurteilung der Ergebnisse
Iiefert; sie ermöglicht darüber hinaus auch Verbesserungen des
Stichprobenplans- urrrl läßt erkennen,'in rvelchen Fälien das
Stichprobenverfahren nicht mehr rationell ist. So hat z. B. die
Fehlerrechnung zur repräsentativen Baumschulerhebung 1959
gezeigt, daß bei dieser Statistih das Stichprobenverfahren keine
Yorteilc bringt, rveil die Masse der Baumschulbetriebe verhältnis-
mäßig klein und sehr inhomogen ist.

Künftigc W'cilerentwicklung des Stiehprobenverfahrens

Die im letzten Jahrzehnt gesammelten vielfältigen Erfahrungen
aus der Stichprobenpraxis lverden zur lveiteren Verbesserung der
Planung genutzt. Für die Weiterentwicklung des Stichproben-
verfahrens dürften vor allem drei Grundsätze5) besondere Be-
deutung erlangen: das planmäßige Auswechseln von Stichproben-
einheiten, clie Quantifizicrung der systematischen Fehler sowie

!) Vgl. die symoptischerUbersidrt auf S.286fi. - 
.) Vgl. Szameitat, K.,

Koller, S.: »Uber die Cenauigkeit und den Umfang von Stidrproben". Ini
lärirtschaft und Statistik, 10. Jahrgang N. F., H.1, Januar 1958, S.10tr. -5) Vgl. auch Sdräffer, K.-4.: Stand der Anwendung des Stichprobenverfahrms
in der amtlichen Statistik. In: \Wirtschaft und Statistik, 12. Jahrgang N. F.,
H.11, November 1960, S.635ff.
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die Verbesserung der Planung und Aufbereitung von Siichproben-
statistiken mit Hilfe elektronischer Rechenanlagen.

Bei laufenden Siichprobenerhebungen muß'ein planmäßiges
Auswechseln von Stichprobeneinheiten (,Rotaiion der Stich-
probe") angestrebt werden. Das dauernde Einbeziehen der gleichen
Auskunftspflichtigen isi rechtlich als ungleiche Behandlung anzu-
sehen, falls für das Beibehalten kein sachlicher Grund vorliegt.
Die Art und das Ausmaß des Auswechselns hängt von erhebungs-
und aufbereitungstechnischen Gesichispunkten sowie von stich-
probenmethodischen überlegungen ab. In der Regel müssen die
Einheiten mit den größten Merkmalswerten ständig erfaßt
werden, weil sonst die Zuverlässigkeit der Ergebnisse auf das
stärkste gefährdet rvird. Diese Gruppe soll jedoch so klein wie
irgend möglich gehalten werden. Bei allen übrigen Gruppen
müssen bereiis bei der Planung die Voraussetzungen dafür ge-
schaffen werden, daß die Befragten nach einem angemessenen
ZeiLra,.tm ausgewechselt werden können. In der Regel ist es

zweckmäßig, jeweils nur einen Teil der Stichprobe gegen neue
Einheiten auszutauschen. Ein solches Verfahren fl61 "partiellen
Rotation. wird z. B. beim l\Iikrozensus seii 1960 praktisch ange-
wandt.

Eine wesentliche Yerbesserung der Aussagekraft siatistischer
Ergebnisse läßt sich durch eine Q u a n t i f i z i e r u n g d e r s y s t e -

matischen Fehler erleichen, sovueit sie nicht durch gecignete
Maßnahmen velmieden bzrv. durch operative Kontrollen aus-
geschaltet werden können. So istrbs,z. B. bei Lohnsieuelstatistiken
nicht möglich, alle zu Recht ausgegebenen Lohnsteuerkarten zu

berücksichtigen, rveil nur ein Teil dieser Gesamtheit in die Stati-
stischen Amter gelangi. Die durch die Unvollständigkeit des

Materials bedingten systematischen Fehler sind bislang in Größe
und Richtung unbekannt. Für die,künftigen.Lohnsteuerstatistiken
ist deshalb eine repräsentatite Rücklaufkontrolle vorgesehen, die
Unterlagen zur Abschätzung der systematischen Fehler liefern
soIl.

Durch den Einsatz elektron.ischer Rechenanlagen
kann die Planung von Stichprobenstatistiken sowohl verbessert
als auch beschleunigt werden. Dieses Hilfsmittel läßt es u. a. zu,

mehrere Stichprobenpläne parallel zueinander durchzurechnen
und so den günstigsten PIan zu bestimmen. Ferner rvird es mit
Hilfe einer Rechenanlage möglich sein, besonders leistungsfähige
Stichprobentechniken anzurvenclen, die bislang lvegeir ihres

Rechenaufwandes nicht genutzt werden konnten. Schließlich
lassen sich auch die zur Beurteilung von Stichprobenergebnissen
benötigten Fehlerrechnungen schneller und in größerem Umfangc
als bisher verwirklichen.

Anwendung maschineller Verfahren

Die technische Entwicklung hat in den letzien Jahren für die
statistischen Äufbereitungsarbeiten eine Reihe neuer N[öglich-
keiten geschaffen. Die bisher eingesetzten Hilfsmittel sind jedoch
dadurch nicht überflüssig geworden. Umfangreiche Erfahrungen
ermöglichen es, die für jede Aufgabe optimale Lösung zu frnden,
wobei sich auch bei einigän Arbeiten die kombinierte Anrvendung
verschiedener Verfahren als zweckmäßige Lösung ergeben hat.
Die Enischeidung ist, selbstverständlich auch abhängig von der
zur Verfügung stehenden Maschinenkapazität und von der
Arbeitsmarktlage.

Bei einfachen und rvenig umfangreichen Aufbereitungen wird
tlas manuelle Verf ahren nibh rvie vor angervenclei. Hierfür
stehen als Hilfsmittel zunächst die eihfachen Additions-
maschinen zur \rerfügung. Bei den Vierspezies-Rechen-
maschinen gibt es neuerdings Geräte, in clenen der Rechen-
prozeß mii elektronisclien Einheiien durchgeführt wird. Diese
Maschinen ermöglichen es, bei statistischen Ausrvertungen
geringeren Umfangs Yerliältniszahlen ohne Einsatz maschineller
Aufbereitungsverfahren (2. B. Lochkarten-Verfahren) zu er-
rechnen.

:'

'.f:-dr,

€t +t t,' tt
a

t..

,
f:

,1

L._

§

t/

q{

Z
ft

t*.,

tt
S'r
*rit.r

-24-
lr

Lochsaal d,es Btetdstdschem Bu,nilesamtes

.'r 
_.1-':

I

-ß
(.

I

(



Die für viele statistische Ärbeiten eingesetzten Buchungs-
automaten urit einer Vielzahl von Speichers,er]ien haben sioh
bei einer betrüchtliclicn Zahl von Aufbereitungsarbeiten, bei
clenen die Yerrvendung der Lochliarte zu teuer rviire, sehr be-
rv_ährt. Alleldings sind die Buchungsuutomaten etwas stör.ungs-
anfällig; auch kann ihre Ärbeitsgeschu-indigkeit nicht tiber eine
bestimmte Grenze hinaus gesteigert ryerden. In den letzten
Jahren sind Buchungsmaschinen mit elektronischem Rechenwerk
und umfahgreichen internen Speichern eniwickelt rvorden. Ein-
gebaute Leits'erke ermöglichen den Ablauf komplexer Arbeits-
r-orgänge mit automatischer Steuerung. Diese Geräte, die im
Laufe der nichsten Zeit aü den n{arkt liommen werden, sind
mit Zä,1-rlrverken, die auch im-negativen Bereich arbeiten, zum
Teil mit einer Yierspezies-Recheneinheit ausgerüstei, so daß bei
vielen Tabellen in einem Arbeitsgang \rerhäItnis- und Meßzahlcn
zugleich mit den al:soluten \Merten erstellt rverden hönnen. Für
clie Fehlerrechnungen bei Stichprobenerhebungen witre z. B. bei
Einsatz derartiger Maschinen eine Zusammenfassung der vcr'-
schiedenen Rechenopelationen in einem l\{aschinengang möglich.

Für die eigentlichen Xlassenarbeiten hat clas Lochkalten-
verfahren immer noch beso,nrlere Bedeutung. Es ist immer
rlann rvirtschaftlich, rvenn aus dem gleichen IJrmaierial eine
\rielzahl lon Tabellen nit untersc.hiedlir:her Glieddrung unrl
mehrfachen Merkmalskombinirtionen zu erstellen ist. Außercleni
ermöglicht clie Lochharte eine rviederholte odcl neue Aufbeleiturg
rler Daten bei verhältnisrnülJig niedrigen Kosten. Auch für Stich-
probenerhebrrngen, die sich an eine Totalerhebung anschließen,
ist tlie Venvenclung der Lochkarte sehr zu'eckmäßig, um rlie
Besetzung der einzelnen Schichten fcstzustellen und clas Ziehen
der Siichprobe auf Gmnd bestimmter Zufallszahlen rlurchzu-
fiihren.

Von besonclelern Interesse.rva,r die Entt'icklung del Nlaschinen-
technili in den .letzten Jahren. Bei tlen Loch- und Priil -
maschinen ermöglichen Zusatzfunktionen die automatischc
ül-rernahme von gleichbleibenclen Ordnungsmerkmalen in die

.ierveils folgenrle Karte. Dadurch sincl die bisherigen Yerfahlen
des naclitrilgliohen Stanzens von Merkmalen, die in einer größeren
Zahl von Kalten gleichbleiben, unä clie Lochung yon »master'-

cards. mit Abfühlen gleichbleibender Merkmale in einer beson-
deren Äbfiihleinheit bei l\{otorrvieclerholungslochern rvesentlich
verbessert rvorden.

I)er erhebliche Arrteil cler. Kostcn für clie Lo'cliung und Prüfung
von Lochliarten an clen Gesamikosten cler maschinellen Arbeiten
sorvie cler mit dem Lochen verbundene Zeitaufwand haben einige
l'ilmen veranlaßt, Magnetschrift-Lesegeräte zu ent-
rvicheln, die eine vollmaschinelle Bearbeitung der Urbelege
ermöglichen. In i'orgeschriebene Formularfelder werden Xlagnet'-
schrift-Zahlen mit besondelen Schreibtypen und entsprechend
präparierten Farbbändern eingetragen. Das gosamte Schreibfeld
kann im Lesegerät aufgenommen und in eine Rechenanlage zur
weiteren Bearbeitung übertragen rverden. Gleichzeiiig können die
ßelege nach einer Stelle des Schreibfeldes soriiert werden.

Es gibt außerdem noch Klarschrift-Lesegeräte, clic
optische Leseeinheiten haben. Das amerikanische Bureau of the
Census hat ein spezielles automatisches Lesegerät (FOSDIC)
entwickelt, das bei del amerikanischen Volhszählung vom 1. April
1960 mit außerordentlichem Erfolg verwendet worden ist. So
war es möglich, die ersten Ergebnisse dieser Totalzählung bereits
12 Monate nach dem Stichtag vo,rzulegen. Es ist anzunehmen,
daß in einigen Jahren auch in der deutschen amtlichen Statistik
automatische Lesegeräte eingesetzt rverden Iiönnen. -

Die Sortiermaschinen sind in ihrer Leistungsfähigkeit
clurch eine neue Form der Äblage für die einzelnen Sortierfächcr
yon bisher 24 000 bis 60 000 auf nunmehr 120 000 Lochkarten-
tlurchläufe in der Stunde gesteigert worden. Es hat sich gezeigt,
rlaß auch bei Einsatz elektronischer Geräte die Sortiermaschine
in vielen FäIlen für die Ordnung der Lochkarten z.weckmäßig ist.

Die Tabelliermaschinen sind in letzter ZeiLnicht rvesent-
Iich verbessert worden, da hier bereits ein gervisser Höchststand
erreicht war, und außerdem der Einsatz von elektronischen Ge-
rüten einen gervissen Abschluß in del Entrvickhing gebracht hat.

Die neuen elektrolischcn r\nlagen. die z,um Teil bereits
im Laufe des Jahres 1961 in Statistischen ilmtern fril praktisr.he

Ärbeitcn eingesetzt rturden, haben eine s'esentliche Anderung
des gesamten "Aufl:eleitungsverfahlens elgeben. Bisher wurdr:
eine r\ufgliedemng des gesamten, teilweise sehr komplexen
r\.rbeitsalrlaufs in einzelne Arbeitsschritte vorgenommen. Die
Durchführung jedes Schrittes erfolgte auf Spezialmaschinen, rvie
Kartenmischer, I(artencloppler, Rechenstanzer u. a. m. pie moder-
nen elektronischen Gerü,te ermilglichen eine Zusammenfassung ^
verschiedener Ärbeitsschritte zu einem geschlossenen Arbeits-
ablauf. Abrveichend von tler bisherigen ,\ufspaltung in Spezial-
geräte steht nnn rvieder eine ,Allzrveckmaschine. zur Yerfügung,
die entrveder fiir komplexe Arbeiisgänge ocler anch für clifreren-
zierte Arbeitsschritte vern'enrlet rvelden kanl.

Im Statistischen Bundesamt sild im Laufe des Jahres 1961
zrvei hleine Elektronenanlagen für praktisohe Arbeiten eingesetzt
rvorden. Abgesehen von llassenarbciten liaben sie sich insbeson-
dere bei den homplizierten Indexberechnungen gut bervährt. Auch
bei einer verhältnismälJig kleinen Zahl vor. Eingabedaten'sinrl
diese Geräte noch rlurchaus rvirtschafilich, da eine Vielzahl
clifferenzierter Rcchenprozesse in einer besiimmten Folge dur.ch-
gefiihit rverden kann.

Als Eingabemedien wurden in del erstcn Zeit ausschließliclr
Lochkarien verryenclet. Da die Umstellung des Arbeitsprogramms
auf eine Großrechenanlage erst im Laule cles Sommers 1962
erfolgt ist, rvurde bei eine; TeiI cler Massenarbeiten als Zrvischen-
lösung eine vereinfachte Aufbereitung unter Benutzung hierfür
entwickelter Standardpro,gramme gewählt, um Anbcitsengpässe
zu überrvinden.

flitte Juli 1962 ist im Statistisclen Bundesamt eine Groß-
rechenanlage installiert t'orden, die einen erheblichen TeiI
del bisherigen Lochkarten-Großmaschinen ersetzt 1). Es handelt
sich urn ein modernes Gcrät mii cinem großen Kernspeicher
(100 000 Ziffern od.et 50 000 Alphazeichen); die Arbeitsgeschrvin-
rligkeit clieser Nlaschine ist sehr hoch. Als Beispiel sei erwähnt,
tlaß für etrva 14 000 Additionen zehnstelliger Zahlen et*,a eine
Sekunde benötigt wird. Die Anlage ist mit 11 Magnetbandein-
heiten ausgeriistet, die rvahhveise als Ein- bzrv. Ausgabegeriitc
rlienen und mit einer Geschwindiglieit von 42 300 Zeichen .ie
Sekunde lesen bzw. schreiben können. Da die Rechengeschwin-
diglieii sehr hoch ist, läßt die AnIaEe Simultanarbeit zu, d.h.:
es kann gelesen. und/oder geschrieben rrärden, während gleich-
zeitig gerechnet ivird. Die Anlage ist so schnell, daß selbsi Hoch-
geschwindiglieitsdrucker für einen direkten Änschluß zu langsam
wären. Sie erhält ihre Daten nur über Magnetband und gibt ihre
Ergebnisse rvieder auf Magneiband aus. Daher isi es erforderlich,
neben der Großr'echenanlage noch zrvei Kleinanl&gen zu verlven-
den, dic clie Karte-Band-Operation uncl das Äusdruchen der
Elgebnisse bzrv. das gelegentliche Stanz.en lon l(arten über-
nehmen. AlIe Arbeiten auf der Großrechenanlage setzen also ein
Zusammenspiel mit diesen beiden Kleinanlagen voraus, die eben-
falls Elektronenrechner sind. Diese verfügen über einen schnellen
Kartenabfiihler (48000 Karten je Stunde), einen Schnelldruckcr
mit einer Leistung lon 36 000 Zeilen je Stunde (Schreibwerks-
breite 132 Zeichen je Zeile). Außerdem können 15 000 l(arten
in der Stunde gestanzt rverden.

Die Speicherkapaziiät beirägt 4000 Zeichen. An jede Anlagc
ist eine Magnetbandeinheit angeschlossen. Charakteristisch für
die Großrechenanlage ist nicht nur die hohe Geschwindigkeit,
rvelche die der Lochliartenmaschinen um ein Vielfaches über-
trifft, sondern auch die fast vollständige Sicherheit der Arbeit
durch ein System automatischer interner Kontrollen. TechniscL
bedingte Fehler welden von der Maschine sofort angezeigt.

Die Anlage arbeitet nach dern eingegebenen Programm voll-
automatisch. Die Sicherheit und Zuverlässigkeit der Rechen-
arbeiten ist, von besonderer Bedeutung, da hier ein maschineller
Äblauf für einen größeren Arbeitsbereich in einem Zuge ohne
manuelle Eingriffe erfolgt. Damit werden sonst unvermeidliche
menschliche Fehlleistungen ausgeschlossen.

Der großc Speicher, die hohe Rechengeschrvindigkeit, die Viel-
zahl dcr Ein- und r\usgabemöglichkeiten und die Tatsache der
Programrnsteuerung ergeben'für den Einsatz eine außerordent-

1) Vgl. hiezu Sameitat, Klaus/Zindler, H. J,: Zum Beginn des Einsatzes
siner Croßrechenanlage im Statistischen Bundesamt. In: \Wirtschaft und
Statistik, H. 7, Juli 1962, 5.377 fi.
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Elektronisclrc Kleinan,loge im Sl,atistischen Bundesa'mt

liche F1exibilit,äi. Es ist dahei' möglich und in aller Rpgel auch

sinnvoll, Arbeitsabläufe. clie bisher auf mehreren vqrschiedenen
Lochkartenmaschinen nacheinanrler ablaufen mußten, in einem

-\rbeitsgang zusammeuzufassen.

Naturgerniiß rverclen dic urnfangreiuhstel und kompliz,rertesten
Aufbereitungsalbeitcn auf die Großrechcnanlage verlagert. So,
rvird ciie AulJenhandelsstaiistik als die gröl3te Amtsarbeit mit
ihrer Hilfe aufbereitet, ebenso, die Luftfahrt- und Luftfracht-
stat,istik, der Mikrozensus, clie Binnenschiffahrtsstaiisiik, die Sta-
tistik der Güterbervegung auf Eisenbahnen, die Familien- und
Haushaltsstatistik zur Volksziihlung 1961 u. a. m. Bei diesen
Ärbeiten u'elden nicht nur ilie Jrisher gelieferten 'Iabellen
sohneller angeleltigt, sondern es lvcrrlen gleichzeitig auch zusätz-
liche Tabellen in tieferer Gliederung oder mit zusätzlichen Details
geliefelt. Darüber hinaus gestattet es aber die Leistungsfähigkeit
rler llaschincn,-Arbeiten in Angriff z.u nehmen, zrn deren Durch-
f'iihrung bis]rer lioht gedaohi werrlen konlte. So silrl verfeinertc
)Iethoden rier Hochrechnung und del Streuungsberechnung ftii
Stichprobeu geplant, fernel auch die Saisolbereinigung bei Zeit-
reihen. Die WahrscheinlicLkeitskontrollen, die rnit der Groß-
leohenaniage durchgeführt rverden können, sincl außeroldentlich
umlangreicl und fiihren ,u einer bisher nicht gekannten Genauig-
keit cler statistischen Ergebnisse. \4-eitere Verbesselungen sind
durch clas automatische Einsetzen von Korrekturrverten geplant.
Ein rvichtiger Schritt für die Zukunft ist auch clie Erstellung
neuer 'Iabcllen. in denen bei laufenden Statistilien die rvesent-
Iichen Veränderungen zu Yormonats- bzrv. Yorjahresergebnissen
Iestgestellt und kornmentiert werden. Die Herstellung von ge-
druckten Graphiken als Ergänzung lon Tabcllen ist ebenfalls
ein lohnendes Projekt.

Eine Umstellung auf elektronische Kleinanlagen ist
auch für die Arbeiten der Statistischen Landesämter vorgesehen.
In der Zeii lon Itrnde 1961 bis Fler'bst 1962 wurden in tlen
Landesämtern derartige Anlagen installiert, die vorerst für die

Aufbereitung cles Zithlungsrr,erkes 1960/62 cingesetzt rverden.
i\{it Beendigung dieser Arbeiten im zrveiten Halbjahr 1963 sollen
die Stammarbeiten von konventronellen Tabelliermrschinen auf
diese elekironischen Änlagen umgestellt rverden. Damit wird
cine Einheitlichlieit der Maschinenausrüstung erreicht, die es
erlaubt, die Plogrammierarbeiten für die einheitlich in allen
Lande!ämtern anfallenden Arbeiten nur. an einer Stelle durch-
zuführen und Abzüge der ProErammakten sorvie Doppel der
Proglammkarten an alle antleren Landesämter zu velteilen.
Plogrammabrveichungen einz,elner Länder können zum Teil durch
Anderungen der Einheits-Maschinenprogra'mme berüclisichtigt
rvertlen. ,

Zahl der trtaschlnett am

1e6l I 1961 7902 1963)
MaschineItypen

insgesamt
darunter im

Statistischen Bundesent

)

BuchuDgsautomaterr

Lcieher . .

PruIer ..
SortlermaschiDen .,
Tabelliermaschin6n

Kartendoppler und
Zeichenlochautomaten

Kartenmischer

Dlektronen-§tetistik- und
Kontroll-Mäschinen . . .

nechenstanzer

Dlektronische Klein-
anlage ...

Elektronische Groll-
recheranlage

gmommen

19

645

397

105

59

65

18

74

L

I

20

300

168

90

82

7B

15

10

2

L

18

635

388

122

70

?4

18

.5

l1

lr

#1)

I
104

55

19

5

1

3

94

46

36

16

t2

5

8

81

34

26

1q

6

1u)

!) Einschließlidr der Maschinen fitr das Zählungswerk 1960/62. - 
!) Vor-

geiehen. - 
t) Einschließlich Zweigstelle Berlin. -- 5) Juli 1962 in iletrieb
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Bei der Plogramrnierung "dcr' .\ufbereitungsarl:eitcn ftir clas
Zählungsrvelh 1960/62 rvurde bereits in clieser Weise gearbeitet.
Die gesamten,Programmierarbeiten rvurden in Gemeinschaft mit
den Statistischen Landesiimtern irn r\usschuß für maschinelle
Aufbereitung'r'orJ:ercitet und auI die Arbeitsgruppen der ein-
zelnen Statistischen Amter verteilt. Nach Fertigitellung wurde
ein zentraler Test mit allen Programmen durchleführt,"um die
Ilinheitlichkeit der Programme sicherzusiellen.

Die aus der I'abelle zu ersehende Maschrnenausstattung
beim Statistischen Bundesamt und den Statistischen Landesämtern
zeigt. daß bei der Ausstattung mit konventionellen Lochkarien-
maschinen die optimale Größenordnung bei einzelnen Amtern
Iängst überschritten rvar. Die Umstellung auf elektronische An-
Iagen bedeutet also nicht nur eine durchaus angebr.achte Moder-
nisierung und Verbesserung, sondern auch die Äblösung eines
übermäßig großen Maschinenparks. der eine genaue übersicht
und die täglich vo,rzunehmenclen Arbeitsdispositionen sehr er-
schwert.

Eine eigene maschinelle Auf bereiiungsstelle besteht in
der Zrveigstelle Berlin des Statisiischen Bundesamtes. Dort
rverden bcstimmte laufende Ärbeiten, wie z. B. Berlin- und fnter-
zonenhandelsstatistik, Fischereistatistik u. a. m. durcligeführt,. Dar-
iiber hinaus ra,-erden einmalige zentrale Sonderarbeiten größeren
IJmfanges nach Berlin verlagert, die rlort durch Einsatz von
Zeitangestellten und kurz.fristig angemieteten Maschinen beu'äI-
iigt rverden ,liönnen. Die dortige Arbeitsmarktlage gestattet es
immer noch, jüngere Arbeitskräfte, insbesondere Iür Loch- und
Prüfarbeiten, kurzfristig einzustellen.( Dadurch rvar es in letzter
Zeit möglich, Hilfestellung bei Arbeitsengpässen auch {ür die
Staiistischen Landesämter zu geben. Für verschiedene Landes-
ilmter rvir<l z. B. ein TeiI der Loch- und Prüfarbeiten des Zäh-
Iungsrierkes 1960/62 in der Zrveigstelle Beriin clurchgefiihrt.

Eine Vo,rstellung über den steigenclen Arbeitsanfall,
der mit Hilfe des konventionellen i\{asohinenparks in den letzten

Jahren zu bcwältigen lvar und der das Statistische Bundesanrt
veranlaßte, eine Modernisierung und damit eine Erweiterung der
Kapazität vorzunehmen, gibi die nachfolgende übersichi über dic
vera rbeiteten Lochliarten.

verarbeitete Lochkertcn in Mlll.

derunter für
Jahr

1953

1954

1955

1956

1957

1958

1959

1960

1961

18,3

25,5

31,4

35,1

37,6

39,6

40,1

42,0

14,?

18,6

20,5

21,G

24,0
2A,4

25,8

2?,1

26,0

Aus der I'abelle ist ersichtlich, daß die Steigerung des LocL-
kartenvolumens in den früheren Jahren zu einem wesentlichen
Teil durch die Außenhandelsstatistik bedingt war. Eine weitere
sehr erhebliche Steigerung des Arbeitspensums hat sich im Jahre
1961 durch eine Reihe umfangreicher Sonderarbeiten ergeben,
z. B. Scatistik der Kosten und Leistungen im Güterverkehr,
Kostenstruktulstatistik, Umstellung der fndices auf Basisjahr
1958 und (1 r'H) Zusatzerhebung zur \Mohnungsstatistik 1960.

Äb Berichtsjahr 1962 rvird sich eine wesentliche Reduz.ierung
cler Zahl derverarbeiteien Lochkarten ergeben. Durch den Ein-
satz der Großrechenanlage rverden Lochkarten nur noch in der
ersten Arbeitsphase als Speichermedien benötigt. Nach der' über-
tragung der Originallochkarten auf Magnetbänder rverden alle
s'eiteren Arbeiten nur noch mit 1\IagnetbäI.dern vorgenommen,
so'daß die bisher benötigten Summenkarten entfallen. Infolge-
dessen können die Originallochkarten nach übernahme auf Barrd
sofort vernichtet werden. Die mehrjährige Archivierung der Loch-
Iiarten ist nioht mehr notrvendig; damit werden beträchtliche
Lagerungskosten eingespa rt.

insgcsamt
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Veröffentlichungen

Das Statistische Bundesamt gibt zur Untelrichtung der Öffent-
lichkeit über die rvichtigsten Ergebnisse seiner Arbei-i- jäh^rIiclt
rnehr als 300 periodisch- oder eiimalig erscheinende Veröffent-
Iichungen in eiirer Gesamiauflage t on"etrva 750000 Exemplaren
heraus.

Zweck, Umfang und Inhalt der Veröffcntlichungen

Nach E 2 Ziffer1 des Gesetzes übter die Statistik für Buncles-
zrvecke i'om 3. September 1953 hat das Statistische'Bundesamt
clie ErEebnisse deiBundesstatistik "für allgemeine Zwecke "
rlalzusiellen. f)iese Bestimmung, die in deiBegr'ündung des Ge-
setzes nicht näher erläutert lvird, ist in der Praxis so inter-
pretiert worden, daß die Veröffentlijhunggn niglt für die sleziel-
ien Zwecke bestimmter Siellen (Behöiden, Verbände, Firmen
oder einzelner Organisationen) und nicht im Hinblick auf be-
stimmte Probleme-oder geplante MalSuahmen zusammenge-stellt
rverden, sondern vielmeh"r'als Grundlage für einen möglichsi
Eroßen Kreis verschiedener Benutzer zur' Verfiigung stehen, die
äas Material jeweils nach ihren besonclelen Bedürfnissen und
Intelessen rveiter verarbeiten können.

Benutzer, die sich für wliter aufgegliederte Zahlen interessieren,
haben dil Möslichkeit, diese zu§äizliclt beim Amt anzufordern,
soweit rlie Vo"rschriften des,Statistischen Gdsetzes. über die
Geheimhaltung von Einzelangaben dem nicht enigegenstelien.

Iline 'weitere Begrenzung im Umfang del Veröffentliohungen
creibt siclr arrs eirrei YereinbarunE mit ilen Statistischen Landes-
irm"tern, durclr die das Amt im -allEemeinen darauf verzichtet
hat, in größerem lJmfang Zahlen fiir kleinere Gebietseinheiten
darzusie-llen. Da Regierungsbezirks-, Kreis- und Gemeindezahlen
meist in den Yeröff-entlicEungen der Staiistischen Landesämter
enthalten sind, rvürde es dem?rinzip einer verniinftigen Arbeits-
tcilung 'widersprechen, diese Ergebnisse noch einmal in den
Veriiffentlichungen des Statistischen Bundesamtes zu rvieder-
holen. Es kannällerdings nicht verschrviegen rverden, daß-riieses
Yerfahren für die Benützer der Statistiken, denen nicht nnr an
tlen Regioilalzahlen eines Landes gelegen ist, nnbecluem untl
rrnrationell ist, rla sie eine große Zahl von Yeröffentlichungen
verschiedener }lerausgeber zrrr Hand nehmen müssen, die sich
hiiufig auch im Aulbäu und in cler tabellarischen Darstellunq
voneinander unterscheiden. Das Amt gibt deshalb in einigen
Ftllen, frir die an Zusarnnrenfassungen von Regio,nalergebnissert
[ür das ganze Bundesgebiet interessierten Benutzcr auch \rer-
iiffentliclnrngen mit ZahIen für kleinere Yerrvaltungseinheiten
lreraus. Es liandeli sich hierbei vor a'l'lem um sogenannte ,Struh-
tulzahlen., rvie sie etrva im ,Amtlichen Gerneiniler-erzeichnis für
die Bundesrepublik Deutschland. sorvie in einigen anderen
Sonrlerveröff entlichungen nachgerviesen rverclen.

IJrn sicherzustellen, daß regional gegliederte Elgebnisse in
sämtlichen Yeröffentlichungen der Statistischen Landesämter
erscheinen, hat der Arbei[skreis,VerölTentlichungswesen der
Statistischen Landesämter. ein I\[indestveröff entlichungsprogramm
ausgearbeitet, das alle Länder dazu verpflichtet, bestimmte
Grunddaten aus den ernzelnen Erhebungen einheitlich in ihren
Yeröffentlichungcn nachzuweisen. Weitere Bestrebungen des
Ärbeitskreises zielen darauf ab, die zum Teil noch unterschied-
lich aufgebauten Lanclesamtsveröffentlichungen so aufeinander
abzustimmen, daß dem Benutzer riie Ergebnisse lach Möglichkeit
in gleicher tabellarischer Darstellung geboten'n,erden.

Ein großer Teil der Veröffentlichungen des Statistischen
Runtlesamtes'besteht nur aus Tabellen, rlenen lecliglich eine
Itnappe Erläuierung der Erhebungs- und Datste'llungsmethoden

voransestellt wird. Neben den Statistischen Jahrbüchern und
Taschtnbücheln sind dies vor allem VeröffentlicLungen mit kurz-
fristieen Ersebnissen laulender Statistiken oder Vor- bzw. Eil-
berich"te zu"später erscheinenden ausführlichen Publihationen,
rlenn das Aml hat sich zum Ziel gesetzt, jede fertiggestellte
Statistik so schnell rvie möglich den Benutzern zur Verfügurig
zu stellen. Meist geht der Zahlendarstellung eine textliche Be-
schreibunE in der-Monatszeitschrift,Wirtschaft und Statistih.
roraus. J"ahres-, Zählungs- und Sonderveröflentlichungen ent-
halten demgegenüber in -den meisten Fällen einen Textteil. Aus
Kostengrünäei erscheinen bei iährlich rviederkehrenden Ver-
öffentlichungen textliche Darstellungen allerdings im allgemeinen
nur im Abständ von zrvei bis drei Jahren. Methodische, technische
und organisatorische Fragen, die sich nicht nur auf eine be-
siimmte Statistik beziehen, sondern von allgemeiner Bedeutung
sind, rverden außer in ,Wirtschaft und Statistik" in bestimmten
Sonderveröffentlichungen (2.8. Stichprobenband) abgehandelt.

Bei der textlichen Darstellung seiner Ergebnisse be-
schriinkt sich das Amt darau{, die rvichtigsten Daten mit Hilfe
von \rergleichsmaterial und Verhältniszahlen (Prozent- und Be-
ziehungsZahlen, Me6zahlen, Indices) zu beschreiben und mit den
für das Verständnis nötigen methodischen ErläuterunEen zu ver-
sehen. In gewissenr Uäfange geht damit eine iachliche
Analyse der sich in Struktur- und Ent'rvicklungszahlen wider-
spiegelnden llrsachen Hand in I-Iand. Das Amt betrachtet es
dagegen im allgemeinen nicht als seine,Aufgabe, bis zu einer
zusammenhüngenden lMirtschaftsdiagnose ocler zu Berichten über
die Wirtschaftslage vo,rzuschreiten, da eine solche Diagnose sich
nicht allein auf quantitatives statistisches I\faterial stützen kann.
Diese Aufgabe rvird von den Ressorts, der Bundesbank, Insiitu-
ten, Verbänden und anderen Stellen rvahrgenommen.

Für rlie inhaltliche Abgrenzung der einzelnen Ver-
iiffentlichungen gibt es grundsätzlich zrvei verschiedene l\(öglich-
lieiten.

Es können
entrveder Ergebnisse einzelnel Statisiiken
ocler Zahlenrnaterial für bestimmte Tatbestäncle aus
v e r s chi e den en Siatistiken

dargestellt rverden.

Bei rlen Benutzern rvird Interesse an beirlen Arten cler \rer-
iiffentlichung vorausgesetz-t rverden können. Da eine Zusammen-
stellung de§ MateriäIs nach beiden Gesichtspunktcn jedoch z-u

einer Verdoppelung des Veröffentlichungsprogramrns Iiihren
rr'ürde, muß fiir die Masse cler Veröffentlichungen ein Prinzip
gewählt werden. 

r

Aus praktischen Gründen ist der Gliedelung nach Statisti-
li en rler Vorzug zu geben, da die zu einem bestimnrten Zeitpunlit
anfallenden Eilebnisse einer Statistik möglichsi schnell' ver-
öffentlicht rverdän sollen. Außerdem ergebdn sich für die Z,t-
sammenstellung von Zahlenmaterial aus verschiedenen Staiistiken
gewisse Schwierigkeiten wegen der technischen, methodischen
und sachlichen Unterschiede (Berichtszeiträume, Begriffsabgrel-
zungen, Erliebungsmethoden, Gruppierunsen), die in der Natur
und dem Verrvendungszweck der einzelnen Siatistiken liegen
und auch durch die erfolgreichen Bemühungen des Ämtes "um

die fachliche Kooldinierung des gesamten statistischen Ilst,r.u-
mentariums nicht \-öllig beseitigt werden können.

Da die einzelnen Statistilien verschiedenartig abgegrenzt sincl.
enthalten die Veröffentlichurgen des Amtes zuin Täil-Ergebnisse
iiber bestimmte Tatbestände' in einzelnen Bereichei (2.B.
Beschäftigte in der Industrie, Arbeitskräfte in der Landwirt-
schaft, Umsätze im Einzel- oder Großhandel), zum Teil aber auch
Material über bestimmte Tatbestände für verschiedene oder
aIIe in Betracht liommenrlen Bereiche (2. B. Prcise oder Lirhne
in den verschiedenen 'Wiltschaftszrveigen, Umsätze in allen von
der Ilmsatzsteuerstatistili crfaßten Ztveigen, Kostenstruktur in
allen Bereichen).
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Sowohl in den Zusammenfassenden Veröffentlichungen, rvie
z. B. im Statistischen Jahrbuch, im Statistischen Tasdhenbuch
otler in Wirtschaft und Staiisiik, als auch in den ,Fachveröffent-
lic.hunsen rverden die Ergebnisse cler einzelnen Siatistiken nach
großen Sachgebieten (2. B. Land- und Forstrvirtschaft, Fischerei

- 
Industrie und }landrverk 

- 
Äui,lenhandel 

- 
Verliehr) zu-

sammengestellt, rvobei zur' besseren sachlichen Orientierung in
manchen Fällen benachbarte Fachgebiete in einem Abschnitt
zusammengefaßt werden (".8. Bauwirtschaft, Bautätigheit,
Wohnungen).

Ergänzend zu den nach Siatistiken gegliederten Yeröffent-
Iichungen gibi das Amt auch einige Sonderveröffentlichungen
heraus, in denen die Ergebnisse für bestimmte Personengruppen
(2. B. Frauen, Jugendliche, Vertriebene) aus verschiedenen
Statistiken zusammengestellt sind. In Vorbereitüng ist eine Ver-
iillentlichung mit allen Angaben, die für den Bereich Industrie
in den verschiedenen Staiistiken (2. B. Industriestatistik, Preis-
statistik, Steuerstatistik usw.) vorhanden sind.

Die }lerausgabe solcher Sonderveröffentlichungen wird
aul relativ rvänige FäIle beschränkt bleiben müisen, da
clie ver'Iügbare Arbeitshapazität als auch die vorhandenen
enge Grenzen setzen.

Um das Auffinden von Zahlen riber bestimmte Tatbestände
in verschiedenen Statisiiken zu erleichtern, sind in das Siati-
stische Jahrbuch ,Hinrveisseiten. s.ufgs16r1men rvorden, die am
Ende jedes Abschnittes auf Ergebnisse für gleichartige oder
rihnlichc Tatbestände in anderen Abschnitten aufmerksam
rnachen. Daneben unterrichtet der Band über die ,Statistische
Erfassung der Produlitionsgrundlagen, -r'orgänge und -ergebnisse
in den Bereichen der Wirtschaft," mit Hilfe eines ausführlichen
Iiatalogs darüber, rvelche statistischen Daten innerhalb der ein-
z.clncn-Wirtschaftsbereiche für gewisse Tätbestände vorliegen.

über alle wichtigen Statistiken informiert der vorliegende,
in mehrjährigen Abständen ersch'einende Band ,Das Aibeits-
gebiet där Bündesstatistili., der nach den gleichen gr.äßen Sach-
[ebieten 'rvie das Statistis;he Jahrbuch g"egliedert"ist untl für
jede Statistik aIIe wichtigen Einzelheiten riber Rechtsgrundlage,
Periodizität, Kreis der Befragten, Berichtsu,eg, clargestellte Tat-
besidnde uncl Yeröffentlichungen enthält.

Gliederung det Veröffentlichungen

Um den Benutzern der Amtsveröffentiichungen den Überblich
über die Yielzahl der verschiedenartigen Publikationen zu er-
Ieichteln, sind im Laufe der letzten Jahre gewisse Umstellungen
in den BerichtsreiLen vorEenommen rvorden, die AnfanE dieses
Jahres abgeschlossen wurd-en unrl zu eincr Neuordnung dls Ver-
riffcnJlichungssystems geführt haben. \

Die Veröffentlichungen des Amtes gliedern sich nunmehr in
die rlrei großen Gruppän:

Zusammenf assende Veröfr entlichungen
Fachveröff entlichungen (Fachserien)
Systematische Verzeichnisse.

Die Zusammenfassenden Veröffentlichungen ent-
Lalten Ergebnisse aus mehreren oder allen Arbeitsgebieten des
,\mtes. Da" sie in UmfanE unrl Format recht untersch"iedlich sind,
u,ird auf die Herausgab"e unter einem Sammeltitel und in ein-
heitliclrer äußerer r\uigesta.ltung verzichtet. Zu den Zusammen-
I'assenden Veröffent'lichunEen E-ehören in erster Linie die der
iLllgemeinen Information äierr"fid"r, Standarclveröffentlichungen:

Siatistisches Jahrbuch,
Statistisches Taschenbuch,

Wirtschaft und Statistik,
Statistischer Wochendienst.

Weiterhin fallen in diese Gruppe die Veröffenilichungen übel
orEanisatorische, rnethodische und technische Fragen, IJnter-
suähunqen zur Wirischaftsstruktur und Wirtschaftsbeobachtung
sorvie äie Berichte zur allgemeinen Statistik des Auslandes.

Die Fachveröffentlichungen mit Ergebnissen aus den
einzelnen Fachgebieten erscheinen im einheitlichen Format
DIN A 4 nunmehr aussohließIich - und nicht wie bisher nur
teih,r'eise - irn Rahmen von ,Fachss1isn., die sich durch be-

stimmte l(cnnbuchstaben, Titel und unterschiedliche Farbe des
Randstrcifens arrf dem festen Umschlag rvie folgt voneinander
unterscheiden:

Jede Fachserie ist in eine bestimmte Zahl von Veröf f ent-
Iichungs reihen mit laufentl ocler unregelmäßig ersclieinenclen
Ergebnis"sen untergliedert. Ergebnisse einmaliger oder -in größe-
ren Zeitabstiinden- rlurchgeftihrter Gloßziihlungen erscheinen im
Rahmen einel Fachserie-als Ernzelveröf f entlichungen.

Die Sammelreihen,Statistik der Bundesrepublik Deutschland.
uncl "Statistische Berichte*, in denen zuletzt nur noch Yeröffent-
lichungen aus kleineren'I'eilbereichen erschienen, sind eingestelli
rrorden.

Für die Au{lösuns dieser beiden Sammelreihen und den Über-
garrg auf ein geschlössenes System von Fachserien sprachen ver-
ichiädene Gründe. Einerseits vermocltten die nicht mit den
Veröffentlichungen des Amtes vertrauten Benutzei nur schrver
zu übersehen, daß in der Reihe ,Statistik der Bundesrepublik
Deutschland. die Jahres-, ZählunEs- und Erößeren Sonder-
veröffentlichungen einer bestimmten"statistik ärschienen, in der
Reihe ,Statistische Berichte" dagegen nur kurzfristige, vorläufige
und kleinere sonstige Veröfrentlichungen. Andererseits hat aber
auch die Erfahrun§ gezeigt, daß dei größte Teil der Bezieher
von Veröffentlichungen an den Ergebnissen für ganz bestimmte
Statistiken oder für bestimmte Tatbesiände interessiert ist. Dieser
Umstand hat das Amt dazu bewogen, die beleits vor längerem
begonnene Zusammenfassung von"Yeröffentlichungen aui be-
stimmten Fachgebieten in Fachserien (2. B. Industrie, Außen-
handel, Velkehr) nun auch bci clen Veröffentlichungen aus den
anderen Gebieten vorzunehmen.

Die innerhalb der jeweiligen Fachserien erscheinenden Ver'-
öfrentlichungen sind künftig einheitlich mit einer Ordnungs- bzw.
Bestellnummer (Kenuziffer) versehen, die das Einordnen in
Bibliotheken, die Bestellung beim Yerlag und auch das Zitieren
erleichtern.

Die S y s t e m a t i s ch e n V e r z e i c h n i s s e erscheinen kiinftig
rrnter eiirem gleichlautenden Sammeltitel und nicht rvie bishei
entrveder als Teile einer bestimmten Fachserie oder ohne erkenn-
bare Zuordnung. Die Bildung einer besonderen Veröffentlichungs-
qruppe für die"systematisch"en Verzeichnisse empfahl sich sch"on

äusfräln, weil es iich hierbei nicht um Ergebnisveröffentlichungen,
sondern um Hilfsmittel für die Erstellung bestimmter Staiistiken
handelt. Entsorechend der Art der klassifizierten Tatbestände
rvirrl zrvischei lJnternehmens- und Arbeitsstättensystematiken,
IMaren-, Personen-, Regional- und sonstigen Systematiken unter-
schieden (siehe auch ÄLschnitt ,Sysiemitiken., S. l8).

Einen überblick über die Veröffentlichungen der einzelnen
Berichtsreihen vermittelt die im Anhang auf S.300 abgedruckte
übersicht.

jedoch
sorvohl
1\{it{el

_29 _

Kenn-
buchstabe Serientitel

Farbe
des Rand-
streifens

A
B

C

D

E

F

G

H

I

K
L
NI

N

Ber'öIkerung und Kultur
Land- und Forstrvirtschaft, Fischerei

Unternehmen und Arbeitsstätten . . .

Industrie und Handwerk ..........
Bauwirtschaft, Bauiätigkeit,

Wohnungen

Groß- und Einzelhandel, Gast-
gewerbe, Fremdenverkehr .......

Außenhandel ...:...
Verkehr

Kapitalmarkt und Zahlungs-
schrvierigkeiten ....

Öffentliche Sozialleistungen . . . .. .. .

Finanzen und Steuern

Preise, Löhne, Wirtschafts-
rechnllngen ..,...a......

Yolkswirtschaftliche Gesamt-
rechnungen

violett

hellgrün

mittelbraun.

dunkelblau

hellblaun

rosa

dunkelgrün

grau

gelb

orange

blau

dunkelrot

olivgrün
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Der Katalog gibt einen überblich über den Gesamtbereich der
amtlichen Bundesstatistik. Aufgenommen wurden die vom Sta-
tistischen Bundesamt und die von den obersten Bundesbehörden
(einschließIich der von nachgeordneten Dienststellen) bearbeite-
ten Siatisiiken, deien Ergebnisse ganz oder teilweise veröffent-
Iichtt rverden, zur Veröffentlichung vorgesehen sind oder Inter-
essenten auf Wunsch zur Verfügung gestelli werden. Außer-
dem enthält der Katalog auch die wichtigsten Angaben über die
Indexberechnungen, die auf Grund der Statistiken vorgenommen
rverrlen. - In zeitlicher Hinsicht weist der Katalog alle nach

dem Stand von Mitte 1962 in regelmäßigen Äbständen sowie die
seit dem 1-. Januap 195-7 einmali§ oder'in unregelmäßiger Zeit-
folge durchgeführten Statistiken nach. Danebeä rvird 1- meist
in gekürzter Form und entsprechend dem derzeitigen Stand der
Planung 

- iiber in Vorbereilung befindiiche Statist'iken berichtet
Vor dem 1. Januar 1957 durchgeführte Statistiken rvurden nur
dann aufgenommen, wenn ihre Ergebnisse von größerer Bedeu-
!u1g un{ qoc]r rych! durch entsprectende neue Eihebungen über-
holt sind (2.8. Volkszählung 1950).

Erläuterungert

A. Inhalt

B. Aufbau und Gliederung

Der Aufbau des Kataloges schließt sich mit seiner Einteilung
in Abschnitte und Unterabschnitte weitgehend der Gliederung
des Statisiischen Jahrbuches für die Bundlsrepublik Deutschland
an. Der Katalog unterrichtet bei den einzelnen Statistiken über:

t. Reähtsgrundtäge

Grundsätzlich werden die zur Zeit geltenden Rechtsgrund-
lagen angegeben. Auf .die im Anhang des Bandes abge-
rliuckten"G"esetze und tVerordnungen" wird im einzelnen
besonders hingewiesen.

2. Periodizität

, Die Angaben beziehen sich je nach Art der Statistik

a)'auf die Periodizität der Erhebung und Aufbereitu-ng' 
bzw. (bei Sekunäärstatistiken) auf"die Erfassung oder

,Berichterstattung und Zusammenstellung;

b) auf den Zeitpunkt (Stichtag), an dem die Erhebung usw.
durchgeführt wurde;

c) auf den Zeitpunki oder'Zeitraum, für den die Tat-
bestünde erniittelt wurden.

3. Kreis der Befragten

Als Befraete werden Personen und Institutionen aufgeführt,
an die sictr die statistische Befragung unmittelbar wendet.
Bei Sekundärstatistiken wird die Stelle angegeben, die sich
als erste rnit der siatistischen Bearbeitüng des ent-
snrechenden Miierials befaßt. Besonderheiten des Er-
h'ebunEsve"fahrens werden kurz erläutert. Außerdem werden
hier öäer unter' ,Bemerkungen. einige Erläuterungen zu
Ärt und Umfang von Teil- oder Stichprobenerhebungen
sorvie Hinweise iuf tlie synoptische Übeisicht über Stich-
probenstatistik im Änhang gegeben.

4. Berichtsweg
'Äus dem ,Berichtsweg. ist der Ablauf der Statistik vom
BefraEten bis zur letzän (vciöffentlichenden) Stelle zu er-
sehen." Sorveit in besonderin Fällen Statistiiren durch das
Statistische Btrndesamt*aufbereitet wertlen, ist darauf hin-
gewiesen worden, z.B.: StBA (zentrale Aufbereitung).

5. Dargestellte Tatbestände

Die Angaben vermitteln einen Überblick über die wichtig-
sten Taltbestände und Merkmale, soweit hierüber Ergeb-
nisse veröfrentlicht werden oder für die Veröffentlichring
vorqesehen sind. Sie geben den letzten Stand des Ver-
öffeätlichungs- bzrv. Eihebungsprogramms wieder. Soweit
im Zusammänhang mit den ,Taibeständen" auch die ange--

rvendeten Svstema--tiken genannt werden, wird zusätzlich auf
clie "übersichi über diJ wichtigsten in der amtlichen Sta-
iistik der Bundesrepublik f)eutichland verwendeten Syste-
matiken. sowie gägebenenfalls auf die ,Auszüge aus
rvichtigen Systematiken",im Anhang verlviesen.

Yeröffentlichungen
DieAneaben korrespondieren im allEemeinen mit den,Dar-
sestellt"en Taibestäriden" (siehe voritehend unter Zitr er 5).
[n einig'en Fällen sind bestimmte Tatbestände in den an-

gegebenen Veröffentlichungen noch nicht enthalten, da die
Ergebnisse erst in später erscheinenden Veröffentlichungen
aufgenommen rverden können.
a) Veröffentlichungsqueilen

Nachgewiesen werden die Veröffentlichungen des Sta-
tistischen Bundesamtes sowie die im Geschäftsbereich
der obersten Bundesbehörden herausgegebenen amtlichen
Publikationen, in denen Ergebnisse der im Katalog auf-
geführten Statistiken veröffentlicht werden.
Es ist zu berücksichtigen, daß das Veröflentlichungs-
svstem neu seordnet worden ist. An die Stelle der
fiüheren SeriEn ,statistik der Bundesrepublik Deutsch-
land. und ,Siatistische Berichte" sind nunmehr durch-
weg Fachserien getreten, über deren Titel und Gliede-
rung im einzelnen die übersicht über die vom Statisti-
schen Bundesamt herausgegebenen Veröffentlichungen
im Anhang auf S. 300 unteriichtet. Die im Rahmen von
Fachserien erscheinenden Veröffentlichungen lverden mit
ihren ,Kennziffern. zitiert. Die Fachserien werden
durch einen gro,ßen lateinischen Buchstaben, die Ver-
öfrentlichungsreihen durch eine arabische Ziffer ange-
geben. Soweit Reihen noch weiter untergliedert sind,
wird dies durch Anfügen einer römischen Ziffer ange-
zeigt; so heißt z. B. B 3/II: Fachserie B (Land- und
Forstwirischaft, Fischerei), Yeröffentlichungsreihe 3
(Viehwirtschaft), Einzeltitel II (Milch).
Das Statistische Jahrbuch für die Bundesrepublik
Deutschland, in dem regelmäßig ein besonders ausführ-
licher Quell'ennachweis"enthaltän ist, rvurde nur dann
aufgenommen, wenn es allgemein oder für bestimmte
Tat'6estände die einzige \reröff enilichungsquelle darstellt.
Das gleiche gilt füi den Statistischen Wochendienst.
Das Statistiscf,e Taschenbuch wurde nicht aufgenommen.

b) Zeitraum, für den die Veröffentlichungen nachgewiesen
werden
Der Katalog weist im allgemeinen bei laufenden Er-
hebungen dfu Veröffentlichungen nach, die von Mitte
1958 bis Nlitte 1962 erschienen sind. Bei den vom
Statisiischen Bundesamt herausgegebenen Veröffent-
lichunEen schließt der Nachweis somit an die ent-
sprech"enden Angaben des Bandes 182 der Siaiistik der
Bundesrepublik Deutschland an.

Unter ,In Vorbereitung. oder ,Vorgesehenn werden
Veröffentlichungen angekündigt, mit deren Erscheinen
in Kürze Eerechnet werden kann, bzw. in denen zu einem
späteren ?eitpunkt Ergebnisse der betreffenden Sta -
tistik mitgeteilt rverden sollen.'

'c) Periodizität der Veröflentlichlngen
Die bei den.einzelnen Veröffentlichungsreihen in KIam-
r4ern ( ) angegebene Periodizität gibt Aufschluß über
die Folge, in der über die Statistik in der betreffenden
Reihe berichtet wird.

d) Besondere Hinrveise
Veröffentlichungen, die eine ausführliche Darstellung
der Erhebungsmethoden enthalten, sind durch ein (M),
Veröffentlichungen, in denen Erhebungspapiere abge-
druckt worden Sind, durch ein E hinter der Heft- bzw.
Bandnummer gekennzeichnet.
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I

AuBRD

BB]M

E

FSt
IndBRD

IntMon

LFF
(M)

PL\ry

StB

STBRD

StJb

VKBRD
'WiSta

WiSta *

A. Maßeinheiten

BRT

ha

km

kvA
PS

qm

t
tkm

RM

Bruttoregisieltonne

Hektar

Kilometer

Kilovoltampere

Pferdestärke

Quadratmeter

Tonne

Tonnenkilometer

Reichsmark

B. Veröffentlichungen
(Aufbau und Glliederung der Veröffentlichungen

des Statistisdren Bundesamtes siehe Anhang S. 300 ff.)

: Der Außenhandel der Bundesrepublik Deutsch-
land

: Bauwirtschaft, tsautätigkeit, \Mohnungen
: Veröffentlichung mit Abdruck von Erhebungs-

Papreren
: Finanzen und Steuern
: Die Industrie der Bundesrepublik Deutschland
: Internationale Monatszahlen in der Reihe ,Allge-

meine Statistik des Auslandes"
: Land- und Forstrvirtschaft, Fischerei
: Veröffentiichung mit einer ausführlichen Darstel-

lung der Erhebüngsmethoden

: Preise, Löhne, Wirtschaftsrechnungen
: Statistische Berichte
: Statistik der Bundesrepublik Deutschland
: Statistisches Jahrbuch für die Bundesrepublik

Deutschland
: Der Verkehr in der Bundesrepublik Deutschland
: Wirtschaft und Statistik - Textteil -: IMirtschaft und Statistik - Tabellenteit ,Sta-

tistische Monatszahlen. 
- (Der Stern kennzeich-

net 'den Tabellenteil; z. B. WiSta 5719 *. d. h.
Tabellenteil in Heft 9 des ErscheinunEsiahres b7.
Im iibrigen siehe vorstehend unter Wi'Sta)

Verzeichnis der Abkürzungen

BGBl

BRD

BZBI.
CST

ECE

EGKS

EWG

GATT

GG

GMBI

GVBl
ISIC

MBIiV

MtbI. BAA :

C. Sonstige Abkürzungen

Bundesgesetzblatt

Bundesrepublik Deutschland

Bundeszollblatt

Classification Statistique et Tarifaire
Economic Commission for Europe (Wirtschafts-
kommission der Vereinten Nationen für Europa)

Europäisclie Gemeinschaft für Kohle und Siahl
Europäische Wirtschaftsgemeinschaft

Genelal Agreement on Tariffs and Trarlc (ÄII-
gemeines Zoll- und Hanclelsabkommen)

Grundgesetz

Gcmeinsames Ministerialblatt

Gesetz- und Verordnungsblatt

International Standard Industrial Classification of
AII Economic Activities

Nlinisterialbiatt des Reichs- und Pr.eullischen nli-
nisteriums des Innern

Amtliches Mitteilungsblatt des Bundesausgleichs-
amtes

NICE

OECD

OEEC

RGB].

RMBl

SßZ
SITC

StatGes

StBA

StLA
UN
wiGBt.

: Nomenclature des Industries 6tabiies drns les
Communaut6s Europ6ennes

: Organisation for Economic Cooperzrtion and
Development

: Organisation for European Economic Coopcratiorr
(Europäischer Wirtschäftsrat)

: Reichsgesetzblatt
: Reichsministerialblatt
: Sowjetische Besatzungszone
: Standard International Trade Classification (In-

ternationales'Wareiiverzeichnis für den Auden-
handel)

: Gesetz über die Statistik für Buncleszrvccke
: Statistisches Bundesamt
: Siaiistische Landesämter
: United Nations (Vereinte Nationen)
: Gesetzblatt der Verrvaliung des Vereinigten

Wirtschaf tsgebietes 
\

-34-



I. Bevölkerung, .Erwerbstätigkeit, Kultur

'4. Bevölkerungsstand und -bewegung

1. Volkszählung

a) Volkszählung 1950
(StBRD Band 182 5.27 , lfd. Nr. I A 1 a)

Periodizität:
Am 13. September 1950 durchgeführt.

I(reis del Bef ragten:
GesamtbevöIIierung.
Nicht erfaßt wurden Angehörige der Besatzungsstreitkräfte,
der Besatzungsbehörden, der beglaubigten ausländischen
N{issionen und der Internationalen Ko,ntrollbehörde für die
Rulir sowie Familienangehörige der vorstehend genannten
Personen.

und
STBRD

der
31

des

R e c h t s g r u n d I a g e :

Gesetz über eine Zählung derBevölkerung, Gebäutle. Woh-
nungen, nichtlandwirtschafilichen Arbeitsstätten und land-
rvirtlchaftlichen Kleinbetriebe im Jahre 1950 (Volkszäh-
lungsgesetz 1950) r'om 27.Juli 1950 (BGBI.S.335).

b) Volkszählung 1961

R e c h t s g r u n d I a g e :

Gesetz über eine Zählung der Bevölkerung und der nichr-
Iandwirtschaftlichen Arbeitsstätten und Unternehmen im
Jahre 1961 sowie über einen Verkehrszensus im Jahre 1962
(Volkszählungsgesetz 1961) vom 13. April 1961 (BGBI. I
S.437). Abdruck im Anhang S.162.

Peliodizität:
Am 6. Juni 1961 durchgeführt.

Kreis der Bef ragten:
Gesamtbevölkerung.
Nicht erfaßt wurden Angehörige der im Bundesgebiet ein-
schließIich Berlin (West) siationierten ausländischen Streit-
kräfte sowie die Mitglieder der ausländischen diplomatischen
und konsularischen Vertretungen und die Familienangehöri-
gen dieser Personenkreise.

Berichtsweg:
Befragte - Gemeinden (Durchführung der Zählung unter
nlitrvirkung clrrenamtlicher Zähler) - Kreise - StLÄ -StBA.

Dargesiellte Tatbestände :

Yorgesehen:
Wohnbevölkerung insgesamt nach Geschlecht (darunter Per-
sonen mit weiterem IMohnraum), Alters- sorvie Geburts-
jahren, Familienstand, Religionszugehörigkeit.

Schüler uncl Stuclierend".rru"h Geschlecht und Altersgruppen.

Vertriebene, Deutsche ur. d". SBZ und Sowjeiz'onenflücht-
linge nach Geschlecht, Familienstand, Religionszugehörig-
keii, Jahr des Zuzugs in <las Bundesgebiet einschließIich
Berlin (West).

Privathaushalte: Zahl und Größe, Miet- bzrv. Eigentums-
ver'lräItnis.

Anstalten: Zahl und Personenzahl.

WohnbevöIkerung irn Anstaltsbereich nach der Art der
Anstalt sörvie nach Personenkreisen (PersonaI, Insassen,
Vertriebenen- und Flüchtlingseigenschaft).

AusIänder nach Geschlecht, Alters- sorvie Geburtsjahren,
Familienstand, Staatsangehörigkeit.

Aus den Haushaltslisten von 100/o der Zählbezirke rverden
untcr' \renvendung von Yolhs- und Berufszählungsmerkmalen
Tabellen für folgende Tatbestände au{gestellt (siehe auch
übersicht auf S.286):

HurlhuIt"'
Einpersonenhaushalte: Personen nacli Geschlecht,' Alters-
gruppen, Familienstand, Stellung zum Errverbsleben, Wirt-
schaftsbereich und Stellung im Beruf.
Melr rp ersonenhaushal te : Gliederung nach llaushalt styp, Zahl
der Haushaltsmitglieder und Verwandtschaftsverhältnis; An-
zahl der Generatibnen, Geschlecht, Altersgruppe sowie Stel-
lung zum Erwerbsleben, Wirtschaftsbereich uncl Stellung
im Beruf des llaushaltsvorstandes; ZahI und Altersgruppe
der Kinder; Zahl d,er Einkommensbezieher, Unterhalts-
quellen. Nachvreis auch für Yertriebene, Deutsche aus der
SBZ und Sowjetzonenfl lichtlinge.

Familien:
Gliederung der Familien nach Familien- und Haushaltstyp;
nach Altei und Stellung zum Errverbsleben, Wirtschafts-
bereich und Stellung im Beruf des Familienvorstandes.bzw.
seiner Ehefrau; nuci, Zuhl und Alter der Kinder sorviä der

Berichtsweg:
Befragte - Gemeinden (Durchführung der Zählung unter
N[itwirhung ehrenamtlicher Znhler) - I(reise - SILA -StBA.

Dargestellte Tatbestände :

BevöIkerung nach Geschlecht, Alter, Familienstand, ReIi-
gionszugehöriglieit, Wohnort am 1. September 1939,- Mutter-
sprache.
I{aushaltungen nach Art, Größe, KinderzahT, Zahl der Ein-
hommensbezieher sorvie nach Geschlecht, Alter, Familien-
stand, BevöIkerungsgruppe, Bemfsahteilung und sozialer
Stellung des Haushaltungsvorstancles.
Fruchtbarkcit del Ehen.
Körperbehindelte nach dem Alter sowie naclr Art, IJrsache,
Zeitpunkt des .Eintritts der Behinderung und Grad der i\{in-
derung der Erwerbsfähigkeit.
Außerdem Angaben für Yertriebene nach Gelschlecht, Alter,
Familienstancl, Religio,nszugehörigkeit, Wohnort am 1. Sep-
tember 1939. Die Flaushaltungen der Ver.triebenen in der
gleichen Gheder'ung rvie die IJaushaltungen rler Gesamt-
bevölkerung.

Verö [fentlichungen:
ViSta 50/2, 8 *, 9, 9 *; 5111 

* 
, 2, 2* , 3* , 4* , 5 * , 6* , 7 , 7 * , 17 , 71 * , 12,

12*i 5216,6',72,72+; 5312, 4,4*; 5415,5x,7,7*; 55110.
stB VIII/8/1 bis 28.
stBRD Band 31, 32, 33, 34 (M), 35 Heft 1 bis 9.
Die Einführung
der Volks- und

o
Reihe stBRD sind

sonitige Unter-

kartographisdre

Die Zählungsergebnisse wurden zum Teil auch in der Gliederung nach
naturräurrllichen Einheiten aufuereitet und veröffentlicht (StBRD Band 35
Heft 7).
Uber die zur Cesamtzählung eredrienenen Veröffentlidrungen unter-
richtet STBRD Band 50 »Biblioäraphie zum Volkszäifrlun gswerk- t g50".

Bernerkungen:
Die durch die Volkszählung ermittelien Bevölkerungszahlen
wurden durch die,Fortschieibung des Bevölkerungsstandes.
(siehe S. 37, lfd. Nr. IA4) fortgeschrieben. Für Vertriebene
rind Zugewänderte siehe S. +0, ira. Nr. IA 11a - Stanrl der
Flüchtlingsbevölkerung (Fortschreibung) -.
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Bemerkungen:
Die durch die Volkszählung ermittelten BevöIkerungszahlen
werden durch die,FortschreibunE des Ber'ölkerunEsstandes.
(siehe S.37 lfd. Nr. IA4)'forigäschrieben. Für V"ertriebene
und ZuEewanderte siehe S.40-Ifd. Nr.IAIla Stand der
Vertrieblnen- und Flüchtlingsbevölkerung (Fortschrei-
bung).
(über die mit der Volkszählung verbundene Berufszählung
siehe S.41 lfd. Nr. IB 1b.)

Stellung zum Erwerbsleben der Kinder. Religionszugehör-ig-
keii der- Ehepartner sowie der Kinder, Ileirat§alter der Ehe-
partnerl wöchentliche Arbeitszeit, täglicher Zeitaufwand für
äen Hinweg zur Ärbeitsstätte und ?endlereigenschaft der
erwerbstätigen Mütter.

Abgeschlossene Ausbildung der Ehepartner an einer Berufs-
facE- oder Fachschule bz#. Universität oder anderen Hoch-
schule; Nachweis auch für Yeririebene, Deutsche aus der
SBZ und Sowjetzonenflüchtlinge.

Kriegsgefangene, Zivilinternierte und Zivilverschleppte nach
Gewähisamsmacht und Zeitpunkt der Rückkehr.

Hochschulabsolventen :

Durchschniitliches Berufsalter in Verbindung mit Fachrich-
tung der Ausbildung und verschiedenen Personen- und Er-
werbsmerkmalen.

V e r ö f f e n t I i c h u n g e n :

§7iSta 56112; 6017i 6111(M)i 62t5,5*,6,6'.
Vorgesehen:
Fachserie A, Einzelveröfr entlidrungen.
Vorberidrte 1 bis 3 bereits ersdrienea.

Dargestellte Tatbeständei
BevöIkerung:
BevöIkerung nach dem Wohnsitz am 1. September 1939 und
dem Besitz eines Bundesvertiiebenen- oder Bundesflüchtlings-
ausweisesl Vertriebene nach Herkunftsländern bzrv. \Mohn-
sitz am 1. September 1939.11

l4trohnbevöIkerung nach Ali6rsgruppen, Geschlecht und Kran-
kenversicherungsschuiz; Wohnbevölkerung von 15 Jahren
und darüber nach Mitgliedschaft in der sozialen Renten-
versicherung sowie na"ch Alters§ruppen, Geschlecht und
Familienstand. Außerdem .,Yertriebene, Deutsche aus der
SBZ und Sowjetzonenflüchtlinge nach Altersgruppen, Ge-
schlecht und Familienstand.

Haushalte nach Typ, Zahl der Haushaltsmitglieder, ZahI der
Einkommensbezieher und nach der Zahl der im Haushalt
Iebenden Kinder unter 15 Jahren. Mehrpersonenhaushalte
nach Geschlecht und Altersgruppen sowie Wirtschafts-
bereich und Stellung im Beruf des erwerbstätigen Haus-
haltsvorstandes; nach Zahl der Generationen.

Familien nach Typ der Familie, Zahl der Familienmitglieder,
weiteren rvichtigen erlverbsstatistischen und familiensozio-
Iogischen Merkmalen.

Erwerbstätigkeit: I

Im Erwerbsleben Tätige nach Geschlecht, Wirtschafts-
bereichen, SteIIung im Beruf, geleisteten Arbeitsstunden,
Berufsgruppen, aulsgervählten B,-erufen, Berufsausbildung;
nach Art des Kranhenversicherungsschutzes und Art der
Krankenkassen (teilr,r,eise gesonderter Nachweis der Ver-
triebenen, Deutschen aus der SBZ und Sowjetzonenflücht-
linge).

TätigkeitsfäIle nach Geschlecht, Wirtschaftsbereichen, Stel-
lung im Beruf, Arbeitsdauerl in allen TätigkeitsfäIlen ge-
leistete Ärbeitsstunden nach Wirtschaftsberelchen und Stel-
lung im Beruf.
Abhänsise Erwerbstätise nach Geschlecht. Wirtschafts-
bereicliei, Stellung im" Be'iuf, Arbeitstagen je Woche,
Grund der Arbeitsausfälle (nach Altersgruppen, Wirt-
schaftsbereichen und Stellung im Beruf), Schichtarbeit,
Urlaubsansprüchen, Altersgruppen; bei Arbeitszeit unter
45 Stunden nach Gründen; pflichtversicherte tätige Arbeits-
kräfte in der sozialen Rentenversicherung nach Alters-
gruppen, Geschlecht und Stellung im Beruf.

Am Erwerbsleben Beteiligte''nach Geschlecht, Wirtschafts-
bereichen, Stellung im Beruf, Altersgruppen, Frauen auch
nach Familienstand.
Veränderung in der Beteiligung am Errverbsleben (nach
Altersgruppen und tr'amilienstand) und in der Stellung im
Beruf; in der vorwiegenden.Erwerbstätigkeit durchschnitt-
lich geleistete Arbeitsstunden; Fluktuaiion in den einzelnen
Wirtichaftsbereichen und in den einzelnen Gruppen der
Stellung im Beruf.

Fachliche Gliederung nach der,Systematik der Wirtschafts-
zweige für die Beru"fszählung' (Aüsgabe 1961). (siehe auch
Ubersicht im Anhang 5.272).

Yeröffentlichungen:
wisra 5714 (M);59/4 (M),4*,7 (M),7-,8 (M), e (M), 10, 11 (M), 11*,
12 (M), 12r; 60/1 (M), 1*, 3 (M), 3{; 4, 4*,7,7*,9,9*,12,72{i 6112,
2*,4, 4*,5, 5*,9,9*,70,70*,12,72* i 6212,3,3*, 5,5*.
Fadrserie A
Reihe 4 (unregelmäßig).
Reihe 5 (unregelmäßig).
Reihe 6/I (vierteljährlidr, jährliü).
Reihe 5illII (unregelmäßig).

2. Repräsentativstatistik der Bevölkerung und des Er-
werbslebens (Mikrozensus)
(StBRD Band t82 S. 27 , lfd. Nr. I A 2)

R e c h t s g r u n d I a g e :

Gesetz über die Durchführung einer Repräsentativstatistik
der Bevölkerung und des Erwerbslebens (Mikrozensus) vom
16. März 1957 (BGBI. I S.2i3). Abdruck im Anhang S. 167.
Gesetz zur Anderung des Gesetzes über die Durchführung
einer Repräsentativstatistik der Revölkerung yl-d des Er-
werbsleb6ns (Mikrozensus) vom 5.Dezembei1960 (BGBI. I
S. 873). Abdruck im Anhang S. 169. Neues Mikrozensus-Ge-
setz in Vorbereitung, das am l. Januar 1963 in Kraft treten
soll.

Periodizität:
Vierteljährliche und jährliche Erhebung und Aufbereitung.

Kreis der Bef ragten:
Haushalte und deren Mitglieder in ausgewählten Woh-
nungen.

Die Erhebung wird nach einem zweistuflgen Auswahlver-
fahren durchgeführt, und zwar a) Auswahl von Gemeinden
in Schichtung nach B.undesländern, Größenklassen sorvie
bevöIkerunEs- und erwörbsstatistischen Merkmalen der Ge-
meinden urid b) Ars*ahl von Wohnungen und deren Haus-
halten in den rund 2700 ausgewählte; (Mikrozensus-)Ge-
meinden aus dem Material der 'Wohnungsstatistik vom
25. September 1956, ergänzt durch Unterlägen der Bau-
tätigkeitsstatistik für die Auswahl von nach diesem Zeit-
punkt bezoEenen Neubauwohnunsen und darin lebenden
Haushalten."Ab Oktober 1962 wird'nach einem Auswahlplan
gearbeitet werden, der auf den für die l0o/oAufbereitung
der Volks- und Berufszählung 1961 ausgewählten ZähI-
bezirken basiert. Als Auswahleinheiten werden Eanze Zähl-
bezirke verwendet; eine Gemeindeschichtung ist"wegen der
breiten regionalen Streuung d,er ZählbezirEe und äer Be-
rücksichtigung regionaler Merkmale für die Anordnung bei
der Auswahl nicht mehr erforderlich.

Die Auswahlsätze sind l Vo -(rund 180 000 Haushalte) inr
Oktober und 0,1 o7o (rund 18 000 Haushalte) im Januar,
April und JuIi. Siehe auch übersicht auf S.286ff.

Berichtsweg:
Befragte (Befragung durch Interviewer) - StLA - StBA.

Bemerkungen:
Die O,l0/oErhebungen entfiölen 1960 und im Januar 1961;
ab 1962 wurden si-e für Berlin.,(West) bis auf weiteres ein-
gestellt. Bei der MikrozensuberhebunE im Oktober 1960
wurden auch FraEen für die gemeinsahe Stichprobe über
die Apbeitskräfteln den Ländirn der EWG Eöstellt. Die
Erwerbstätigkeit wird im Mikrozensus nach dre'i Konzepten
er.faßt: nach,Erwerbspersonen" (Gainfully Occupied Per-
sons), ,fi1[gilskräften. (Laboür Force) und ,am'Erwerbs-
leben überhaupt Beteiligten".' Das neue, in Vorbereitung
befindliche MikrozensuslGesetz sieht neLen einem festeä
Grundprogramm ein variables, auf aktuelle Bedürfnisse ab-
gestelltes Zusatzpro,gramm voi..

Vorgesehen:
Reihe 6/Sonderbeiträge
Reihe 7/Sonderbeitäge

(unregelmäßig).
(unregelmäßig).

al
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3. Fortschreibung des Gebietsstandes; Gemeinde- und
Ortsnamenänderungen
(StBRD Band 182 S. 28, lfd. Nr. I A3)

R e c h t s g r u n d I a g e :

Gesetz über die Statistil( der Bevölkerungsbewegung und die
Fortschreibung des Ber'öIkerungsstandes vom 4. JuIi 1957
(BGBI.I S.694). Abdruck im Anhang S.170.

Periodizität:
La'uf ende Forischreibung.

Iireis der Bef ragten:
Zuständige l)ienststellen der Länder.

Berichtsrveg:
Befragte - StLA - Institut für Landeskunde in der
Bundesanstalt für Landeskunde - StBA.

Dalgestellte Tatbesrnrd",
Siehe r.rnter Bemerkungen.

Veröf f entlichungen:
STBRD Band 198 (1956157),245 (1958), 258 (1959)
fortgesetzt in:
Fachserie A, Reihe 1 (jährlich).
Amtliches Gemeindevezeidrnis' f ür die Bundesrepublik Deutschland,
Ausgabe 1957;
vorgesehen: Ausgabe 1951 mit Ergebnissen der Volkszähflung 1951.

Bemerküngen:
Die Ergebnisse der Fortschreibung werden berücksichtigt
bei rler regionalen Gliederung der Fortschreibung des Be-
r'ölkerungsstandes (siehe lfd. Nr. I A 4) und bei der Erstel-
lung von Vergleichszahlen aus früheren statistischen Er-
hebungen für' den neuen Gebietsstand.

4. Fortschreibung des Bevölkerungsstandes
(SIBRD Band 182 S. 28, lfd. Nr. I A4)

Rechtsgrundlage:
Gesetz über die Statistik der Ber'ölkerungsbewegung und die
Fortschreibung des Bevölkerungsstandes vom 4. Juli 1957
(BGBI. I S.694). Abdruck im Anhang S. 170.

Periodizität:
Nlonatliche, vielteljäh11iche,
Fortschreibung.

halbjährliche und jährliche

Kreis der Befragten:
Die Fortschreibung rvird in den StLÄ auf Grund der Ergeb-
nisse der Wanderungsstatistik (siehe lfd. Ni. I A 5) und der
Statistik der natürlichen Bevölkerungsbervegung (siehe S. 38,
Ifd. Nr. I A 7) durchgeführt.

Berichtsrveg:
StLA - StBA.

Dargesiellte Tatbestände :

Stand der WohnbevöIkerung.
Monatlich (für Bundesgebiet): insgesamt nach dem Ge-
schlecht.
Vierteljährlich (für Bundesgebiet un'd Länder): insgesamt
nach dem Gesclilecht.

Halbjährlich mit Stichtag 30. Juni und 31. Dezember (für
Länder und Kreise): insgesamt (darunter Vertriebene und
Zugewanderte) nach dem Geschlecht.

Jährlich mit, Stichtag 30. Juni: insgesamt nach 10 Gemeinde-
größenklassen (für Länder), Gemeinden mit 20000 und
mehr Einwohnern;

,iihrlich mit Stichtag 31. Dezember (für Gemeinden mit
10 000 und mehr Einwohnern sowie mit 2 000 und mehr
Einrvohnern) : insgesamt;
(fiir Bundesgebiet): iirsgesamt nach Geburtsjahren bzrv.
Altersjahren und Geschlecht;
(für Länder): insgesamt nach Altersgruppen und Geschlecht.
In mehriährigen Abständen (für Gemeinilen): insgesamt
(,AmtIiches Gemeindeverzeichnis").

Außerdem: Vorausschätzung der Bevölkerung insgesamt
nach Geschlecht und Altersgruppen ohne Berücksichtigung
der \{anderun}en (unregelmäßig).

Veröf f entlichungen:
§rista 59i3, 4; 5[,12, 4i 6tl4i 6215, 6,8.
ViSta' (monatlich).
StB VIII/7(unregelmäßig)
fortgesetzt in:
Fadrserie A, Reihe 1.
I. Bevölkerungsentwid<lung (vierteljährlich).
II. Alter und Familienstand der Bevölkerung (:ihrlich).
III. Bevtillkerung der kreisfreien Städte und Landkreise (halbjährlich).
IV. Bevölkeruns der Gemeinden

Gemeindea-und Kreise nach
:
Größenklassen sowie Gemeindm

mit 20 000 und mehr Einwohnem
mit 10 000 und mehr Einwohne'rn
mit 2000 und mehr Einwohnem

Cährliü),
Gährlidr),
(unregelmäßig).

'Y

STBRD Band 198 (1956157),245 (1958),258 (1959)
fortgesetzt in r

Fachserie A, Reihe I (j:ihrlid).
StB VIIIiTI80.
stBRD Band119
fortgesetzt in:
Fachserie A, Reihe 1 /Sonderbeiträge (unregelmäßig),
Reihe 4 (unregelmäßig).
Außerdem:
Amtliches Gemeindeverzeidrnis für die Bundesrepublik Deutsdrland,
Ausgabe 7957 (u. a. mit gemeindeweisen Angaben über Ortsklasse, zu-
ständiges Amtsgericht, Arbeitsamt und Finanzamt sowie mit zusammen-
fassenilen Angabm über Bundestagswahlkreise, Amtsgerichtsbezirke,
Arbeits-, Finanz- und Zollamtsbsirke, Hrndwerks-, ilndustrie- und
Handelskammerbezirke usw.).
In Vorbereitung:
Amtliches Gemeindevezeidrnis für die Bundesrcpublik Deutsdrland,
Ausgabe 1951.

Bemerkungen:
Als Fortschreibungsgrundlage dienten zunächst die Ergebnisse
der Volkszählung vom 13. September 1950, dann die Bevöl-
kerungszahlen der Wohnungsstatistik 1956157 mit Stichtag
25. September 1956. Ab Juni 1961 bilden die Ergebnisse der
Volkszählung vom 6. Juni 1961 die Äusgangsbasis. ,

Für den Personenkreis der Vertriebenen und Zugewanderten
rvurde die Fo,rtschreibung bis Ende 1960 durchgeführt.

5. Wanderungsstatistik
(SIBRD Band 182 S. ?8, lfd. Nr. I A!
R e c h t s g r u n d I a g e :

Gesetz über die Statistik der BevöIkerungsbewegung und die
Fortschreibung des Bevölkerungsstandes vom 4. Juli 1957
(BGBI. I S.694). Abdruck im Anhang S. 170.

Perioäizität:
Laufencle Erfassung sowie laufende Aufbereitung zu Monats-.
Vierteljahres- und Jahresergebnissen.
Für das Volkszählungsiahr 1961 rverden die Ergebnisse zum
TeiI getrennt für die Zeit vor und nach dem Zählungsstich-
tag aufbereitet.

'Kreis der Bef ragten:
Einwohnermeldeämter.

Berichtsweg:
Befragte - Kreise - StLA - SIBA.

Dargesiellte Tatbestände :

Zu- und fortgezogene Personen.

I. über die Grenzen des Bundesgebietes ohne Berlin
Vierteljährlich und jährlich :

Bund uhd Länder:
.Geschlecht, Herkunfts- und Zielgebiet, Erwerbspersonen,
Personen insgesamt und auf 1 000'Einwohner.
Jährlich außerdem:
Bund und Länder:
Geburtsjahre, Altersjahre, Personenkreise (darunter Ver-
triebene und Zugewanderte), Gemeindegrößenklassen (ab
1962 kombiniert mit Lage in Stadtregionen).
Kreise:
Personen insgesamt.

II. über die Auslandsgrenzen des Bundesgebietes
Vierteljährlich und jährlich:
Bund und Länder:
Geschlecht, Herkunfts- und Zielgebiet, Personen insgesamt,
Erwerbspersonen, Nichterwerbspersonen, Deutsche, Aus-
länder und Staatenlose, deuische Rückwanderer.
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Jährlich außerdem:
Bund und Länder:
Staatsangehörigkeit, AIters- und Geburtsjahre, Alters-
gruppen, Familienstand, Religionszugehörigkeit.

III. Zwischen dem Bundesgebiet und der sorvjetischen Be-
satzungszone sorvie dem.Sorvjetsektor von Berlin

Vierteljährlich;
Bund:
Geschlecht.
Halbjährlich uud jährlich:
Bund:
Alters.- und Geburtsjahre.
Länder:
Altersgruppen

IV. Innerhalb des Bundesgebi-etes

1. Von Bundesland zu Bundesland ohne Berlin
Yierteljährlich und jährlich:
Bund und Länder:
Geschlecht, Herkun{ts- und Zielland, Personen insgesamt,
Erwerbsp ersoncn.

Jährlich außerdem.
Bund uncl Läncler:
Nichterrverbspersonen, Altersgruppen, auf 1 000 Einwohner,
Personenkreise (darunter Vertriebene und Zugervanderte),
Gerneinclegrößenklassen (ab 1962 liombiniert mit Lage in
Stadtregionen).
ReeierunEsbezirke und Kleise:
Peisonen"insgesamt. '

2. Innerhalb der Bundesländer ohne Berlin
Vierteljährlich und jährlich:
Bund, Länder, Regierungsbezirke :

Personen insqesamt.
Bund und Länder außerdem:
Geschlecht.

Jährlich außerclem:
Bund und Länder:'
Personenkreise (darunter Vertriebene und Zugewanderte),
Gemeindegrößenklassen (ab 1962 hombiniert mit Lage in
Starltlegionen). arrt [ 000 Einrvo'lrner.
Regierungsbezirke und Kreise:
Personen insgesamt.

V. über die Grenzel von Rellin (West)
Vierteljährlich und .iährlich :

Geschlecht, -Herkunfts- und Zielgebiet, Personen insgesamt,
Erwerbspersonen, Nichterwerbspersonen.

Jährlich aulJerdem:
Ältersgruppen.

VI. Zrvischen Berlin (West) und dem Ausland
Vierieljährlich und jährlich:,
Geschlecht, Herhunfts- und Zielgebiet, Personen insgesamt,\
Erwerbspersonen, Nichterwerbspersonen, Deutsche, Aus-
länder und Staatenlose.

Jährlich anßerdem:
Staatsangehörigkeit, AIiels- und GeburtsjaLle, Altels-
gruppen, I'amilienstand, Religionszugehörigkeit.

Veröf f entlichrrngen:
\iTiSta 58/9, 70i 5919i 6011,7;6ll9i 6212.
\lfliSta* (monatlidr).
StB VIII/6(unregdmäßig),
StB VIII/12 (vierteljährlidr und jährlich)
fortgesetzt in:
STBRD Band 218 (1957), 239 (1958)
fortgesetzt in:
Fachserie A, Reihe 3 (jährlich).
Fadrserie A, Reihe 3/I (vierteljährlich,' jähdlich).
Vorgesehen :

Fadrserie A, Reihe 3/II (vierteljährlich und 1äh4ich).

Bemerkungen:
Auf Grund der Ergebnisse dieser Statistik und der Statistik
der natürlichen BevöIkerungsbewegung (siehe lfd. Nr. IA7).
erfolgt die Fortschreibung des BevöIkerungsstandes (siehe
S.3d ifd. Nr. IÄ4). Für" die Personenkrei"se cler Vei'tr.ie-
!ene3 ynd 

- !-ugervanderten . 
rvurde die Wandemngsstaiistili

bis Ende 1960 
-durchgeführt.

6. Aus- und Einwandetungsstatistik
(StBRD Band 182 S.29, lfd. Nr. I AO

Rechtsglundlage:
ErIaß des Bunclesministers des Innern vorn 29. April 1952

-62331.-261U52,
Periotlizität:
Laufende Erfassung; monatliche, vierteljährliche und jähr-
liche Aufbereitung.

Iireis cler Bcflagten:
Glenzschutzämter, überseäiräfen, Senatskommissar für das
Ausrvanrlerungswesen in Bremenl Ausrvertung der Fahrgast-
listen aus der Seever'liehrsstatistih.

Berichtsweg:
Befragte - Bundesgrenzsihutzdirektion Koblenz - StBA
(zentrale Aulbereitung).

Dargesiellte Tatbestünde :

Vierteljährliclr und jährlich :

Ausrvanderer insgesamt nzlch Geschlecht. deutscher und
fremder Staatsangehörigkeit, bisherigem lVohnsitz (Land),
Grenzübergangsstellen uncl Zielländern, Auswanclerer in den
einzelncn Monäten nach Zielländern. Auswanclerer über See-
und Flughäfen nach dem außereuropäischen Ausland außer-
rlern nach Altersgruppen, Familienstand, Yertriebenen- und
FlüchtlingseigensihaTI und Berufsgruppen.
Einrvanderer insgesamt nach Geschlecht, Altersgruppen,'deutsclrer und fremder Staatsangehörigkeit, Volksgruppen
sorvie nach }lerkunftsländern; außerdem Rückwanderer.

Veröf f entlichungcn:
\ü7iSta 58/1, 9, 10, 10'; 5919, 9* ; 6017, 7 {, 10, 70x.
StB VIII/26 (vierteljährlidr und jährlich) bis einschließlich Berichts-

jahr 1958.
STBRD Band 218 (1957). Ab 1952 Ergebnisse aus der \.{anderungsstatistik

(sidhe lfd. Nr. I A 5II) in'
Fachserie A, Reihe 3 (jährliü),
Fachserie A, Reihe 3/II (vierteljährlich und jährlich).

Bcmcrliungen'
Dic seii 1953 ge{ührie besondere Äus- und Einu'antlcrungs-
statistik rvurde wegen der n{ängel dieser Statist,ik ab Be-
richtsjahr 1959 eingestellt. An deren SteIIe rvird ab 1. Ja-
nuar 1962 die Statisiik der \Manderungen über die Aus-
Iandsgrenzen des Bundesgebietes errveitert

7. Statistik der natürlichen Bevölkerungsbewegung
(SIBRD Band 182 S. 29, lfd. Nr. I A7)

Reclrtsgrundlage:
Gesetz über die Statistik der Bevöllierungsbervegung und die
Fortschreibung des Ber'öIkerungsstandes vom 4. Juli 1957
(BGBl. I S.691). Abdruch im Anhang S. 170.

Periodizität:
Laufende Erfassung; monatliche, viertel.iährliche und jähr-
liche Äufbereitung. Fiir 1961 rverrlen tlie Ergebnissc zurn
'I'eil getrennt für clie Zeii lcii und nach dem Zählungsstich-
tag aufbereitet.

Kreis cler Bef ragten:
Standesärnter.

Belichtsweg:'
Befrigte-StLA-SIBA.
Dargestellte Tatbesiiinde :

n(onatlich (nach dem Registrierort):
Eheschließungen. Lebendgeborene; Totgeborenc. Gestorbeue
insgesamt. r
Viertel.jährlich mit Monatsergebnissen (Geburten und Stcrbe-
.füIle nach dem Wohnort) :

Eheschließungel. Lebendgeborene insgesamt (darunter. un-
chelich) und nach dem Geschlecht; Totgeborene. Gestolbcnt
nach dem Geschlecht; im ersten Lebensjahr uncl in den
ersten 28 Lebenstagen Gestorbene.
Jälirlich (Geburten und SierbefäI\e nach dem Wohnort):
Eheschließende nach Alters- und Geburtsjahren rrncl bis-
herigem F'amilienstand.

-38-



8. Statistik der rechtskräftigen Urteile in Ehesachen
(StBRD Band 182 S. 29, lfd. Nr. I A8j

Reclrtsgrundlage:
Gesetz über die Siatistih der Bevöilierungsbewegung und die
Fortschreibung des BevöIherungsstandes vom 4. Juli 1957
BGBI. I S.694). Abdruck im Anhang S.170.

Periodizität:
Laufende Erfassung, jährliche Aufbcreitung.

Kleis del Bef ragtcn
Landgerichte.

Berichtswcg:
Befragte-StLA-StBA.

Dargestellte Tatbestände :

Gerichtliche Ehelösungen nach der Art des Urteils (Nichtig-
keit der Ehe, Aufhebung der Ehe, Ehescheidung), de.m
Kläger, Gründen; Ehescheidungen nach.der Schuld, Ehe-
schließungsjahren, Ehedauer und Kinderzahl, nach Alter,
Altersunterschied, Geburtsjahren, Religionszugehörigkeit der
Gcschiedenen. Geschiedene Männer und Frauen nach A1ter
und Ehedauer.

FheschlielJungen nach Religionszugeliör'igkeit, Staatsange-
[örigkeit -u_lä . bishe-rigem Familiinstanä' der EhegattEn;
Erstehen, Wiederverheiratungen.
Eheliclie und uneheliche Lebend- und TotEeborene nach dem
Geschlecht (ieweils nach Kalendermona"ten), darunter in
Anstalten Geborene. Ehelich Geborene nach Geburts,iahren
de.r Mütter_und Gesamtgeburtenfolge, nach Eheschlieöungs-
jahren der Mütter unrl Lebendgebur[enfolqe. Ehelich Leben'd-
geborene nach Eheschließunfus-iahren unflGeburts.iahren der
I\[ütter sowie nach Geburtsjahren und Staatsan§ehörigkeit
der ,Eltern. Ehelich Erstge6orene nach Geburtsäonat"und
Ehetlauer der Eltern. Ehelich geborene zrveite und weitere
I(inder. nach Geburtenabstand- und Gesamtgeburtenfolge.
I\Iehrlingsgeburten nach Geschleclrtskombinaiion, Lebeid-
und Totgeborenen und Legitimität.
Gestorbene nach Geschlecht, Kalendermonaten, Alter, Fami-
Iienstand, Religionszugehörigkeit. Im ersten Lebensjahr Ge-
storbene nach 

*ÄIter, 'GeschTecht, Legitimiiäi, Gebu"rts- und
Sterbemonat.
Außerdem fiir Yertriebene: Eheschließungen nach der Ver-
triebeneneigerlschaft der Ehegatien; Lebendgeborene (dar-
unter unehelich) und Gestorbene nach Geschlecht. Tot-
geborene (jevreils. nach Kalendermonaten); Gestorbene
ferner nach Altersgruppen und Familienstand.
Firr Zugcrvanderte: Lebendgeborene und Gestorbene.
Für das Volliszählungsjahr 1961 werden zusätzlich nach-
gerviesen: cin Teil der Ergebnisse nach Gemeindearten,
ferner durch Tod gelöste fhen nach Geburts.iahr heider
Ehegatten und Eheslchließungsjahr; für 1960 ,nä 1962 ,r.
fakultativer Nachrveis.

V e r ö f f e n t l i c h u n g e n :

rViSta 58/7, 9i 5911, 5, 6, 7, 8, lli &12, 3, 5, 7, 9; 6117, 3, 4, 7, 9, 10;
4h,4.

\)7iSta* (monatlidr).
Stb VIII/I(vierteljährlidr)
fortgesetzt in:
Fadrserie A, Reihe 2Ä (vierteljähdlidr).

§IBRD Band 228 (1957),252 (1958)
tortgesetzt in:
Fachserie A, Reihe2 (ährlidr).
Außerdem als Sonderbeiträce:
Allgemeine Sterbetafel in ti7ista 53/1 und STBRD Band 75
wird fortgeselzt in:
Fachserie A, Reihe 2/Sonderbeiträge.'
Abgekürzte Sterbetafel 7957158 in ViSta 60/5, 5*t 1958159 (nach Todes-
ursachen) in lViSta 6113,3" i 1959/50 in \0ista 6211, 1 ".
Säuglingssterblichkeit ifl STBRD Band 169
wird fortsesetzt in:
Fadrseriea, Reihe 2/Sonderbeitüge.
Fadrserie A, Reihe 4 (unregelmäßig).

Bemerliungen:
Für die Personenkreise der Vertriebenen und Zugewanderten
u'urde diese Statistik bis Ende 1960 durchgefiiirt.

Veröf f entlichungen:
'§7iSta 58/11; 60111 6112.

§tB VII]I/13 (ährlidr)
fortgesetzt in:
FacJrserie A, Reihe 2/II (i:ihrlich).
stBRD Band2?8 (1957), 252 (1958)
fortgesetzt in:
Fachserie A, Reihe 2 (ährllich).

9. Statistik der standesamtlich beurkundeten Kriegs-
sterbefälle
(StBRD Band 182 S. 30, lfd. Nr. I A9)

Recht,sgrundlage:
Gesetz über die Statistik der BevöIkerungsbewegung und die
Fortschreibung des Bevölkerungsstande! ronr'4.3uli 1957
(BGBI. I S.694). Abdruck im Anhang S. 170.

Periodizität:
Laufende Erfassung, jährliche Aufbereitung.

Kreis der Bef ragten:
Standesämter'.

Berichtsweg:
Befragte-StLA-StBA.
DarEestellte Tatbestände :' Standesamtlich beurliun-dete Kriegssterbefälle von Ängehöri-
gen der deutschen Wehrmacht und von Zivilpersonei nach
Staatsangehörigheit und Todesjahr, von Deutschen nach
Altersgruppen und Familienstand.

lreröf f entlichungen:
§tB Vllll2gll,2,3
fortgesetzt in:
stBRD Band 228 (1957),252 (1958)
fortgesetzt in:' Fachserie A, Reihe 2 Gährlidr).

10. Statistik der gelichtlichen Todeserklärungen
(StBRD Band 182 S.30, lfd. Nr. I A10)

R e c h t s g r u n d I a g e :

Gesetz über die Statistik der BevöIkerungsbewegung und die
Fo,rtschreibung des BevöIkerungsstandes vom-4. Juli 1957
(BGBI. I S. 694). Abdruck im Anhang S. 170.

Periodizität:
Laufende Erfassung, jährliche Aufbereitung.

Kreis der Bef ragten:
Amtsgerichic.

Berichtsrveg:
Befragte - Standesamt I (Berlin) 

- SIBA (zentrale Auf-
bereitung).

Dargestellte Tatbestände :

Gerichtliche Todeserhlärungen von AnsehöriEen der deutschen
Wehrmacht und von Zivilp"ersonen nich GJschlecht, Staats-
angehörigkeit und Todesiahrl von Deutschen nach Alters-
gruppen und Familienstand.

V e r ö f f e n t I i c h u n g e n :

stB vfiv28t1, 2, 3
fortgesetzt in:
stBRD Band 228 (195n,252 (1958)
tortgesetzt ln:
Fachserie A, Reihe2 üährlidr).

11. Statistik der Vertriebenen, Flüchtlinge, Deutschen aus
der SBZ und Zugewanderten

fnwieweit über diese Personenkreise im Rahmen der amt-
lichen Statistik berichtet wird, ist aus dem alphabeiischen
Sachregister bzw. aus den ,Dargestellten Tatbeitänden" bei
den einzelnen Statistiken zu entnehmen. Einen überblick
vermitteln auch der 1955 erschienene Band 114 STBRD
(1946 bis 1953), der 1958 erschienene Band211, der eben-
falls 1958 erschienene Sonderband ,Die Deutschen Vertrei-
bungsverluste, Bevölkerungsbilanzen 1939/50 für die deut-
schen Vertreibungsgebiete. sowie die Statistischen Berichte
VIII/6 und yllllz} sorvie die in Fachserie A, Reihe 4 in

'unregelmäßigen Abständen erscheinenden Veröffentlichun-
gen.
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a) Stand der Vertriebenen- und Flüchtlingsbevölkerung
(Ergebnisse der Fortschreibung bzw. des Mikrozensus)
(SIBRD Band 182 S. 30, lfd. Nr. I Ä 11 a)

Rechtsgrundlage:
Gesetz über die Siatistik der Bevölkerungsbewegung und die
FortschreibunE des Bevölkerungsstandes vo'm 4. Juli 1957
(BGBI. I S.6§+). Abdruck im Änhang S. 170. Gesetz über
äie Durchführur'rg einer Repräsentatirätatistik der BevöIke-
rung und des Eirverbslebens (I\{ikrozensus) vom 16. März
1957 (BGBI.I S.213). Abdruck im Anhang S.167. Gesetz
zur Anderung des Gesetzes über die DulchführLrng einer
Repräsentatiristatisiik der. EevöIkerung^ ^Ind_ 

q"J- Erwerbs-
Iebens (1\{ikrozensus) 't,om 5. Dezember 1960 (BGBI. I S.873).
Abdrucir im Anhang S. 169. Gesetz über die Angelegenheiten
der Vertriebenen und Flüchtlinge (Bundesvertriebenenge-
setz 

- 
BVFG 

-) 
vom 19. Mai i953 (BGBI' I S.201).

Periodizität:
Vierteljährliche und .lährliche Fortschreibung bzw. jährliche
Erhebung durch den Mikrozensus.

Kreis der Bef ragten:
Die Fortschreibungen erfolgt,eh in den StLA im Rahmen der
Fortschreibung dä BerölEerungssiandes; bei- d-en Mikro-
zensuserhebun"gen werden die Haushalie und deren Mit-
glieder belragt.

Berichtsrveg:
Befragte-StLA-SIBA.
Dargestellte Tatbestände :

Fortschreibung: Vertriebene und Zugewanderte im Bundes-
gebiet und in äen Bundesländern nach Geschlecht und Alter;
Mikroz.ensus: Yertriebene, Sowjetzonenflüchtlinge im Bun-
dessebiet und in den Bundesländern nach Geschlecht,
AItärsgruppen, Familienstand, Erwerbstä tigkeit.

Veröf f entlichungen:
StB VIII/5(unregelmäßig),
StB VIII/2o
fortgesetzt in:
Fadrserie A. Reihe 4 (unreeelmäßic).
(Siehe auch'S. 35, lfd.'Nr. l-az und S: 37, lfd. Nr. I A4.)

Bemerkungen:
Für die Personen'hleise der Vertriebenen und Zugewanderten
wurden die Fortschreibung sowie die Auszählungen aus der
Wanderungsstatistik bis Ende 1960 durchgeführt. Bestands-
zahlen übei Vertriebene (Inhaber eines Bundesvertriebenen-
ausrveises A oder B) und Sorvjetzonenflüchilinge (Inhaber
eines Bundesflüchtlingsausweises C) und ab 1961 auch für
die Deutschen aus der SBZ lieferi weiterhin die 10/oEr-
hebung des Mikrozensus. Zahlen über die IManderung dieser
Personenkreise rverden zur Zeit nicht ermittelt.

b) Sonderauszählungsprogramm der Wanderungsstatistik
(StBRD Band 182 S. 30, Ifd. Nr. I A 11 b)

Rechtsgrundlage:
Gesetz über die Statistik der Bevölkerungsbewegung und die
Fortschreibung des Ber'ölkerungsstandes vom 4. JuIi 1957
(BGBl. I S.69-l). Abdruck im Anhang S. 170. Verein-
barungen mit den Ländern in Verbindung mit § 97, Abs. 1

des Gäsetzes über die Angelegenheiten der Vertriebenen und
Flüchtlinge (Bundesvertriebenengesetz 

- 
BVFG -) vom

19. NIai 1953 (BGBI. I S.201).

Periodizität:
Halbjährliche, zum Teil vierteljährliche Aufbereitung.

Kreis der Bef ragten:
Die Äuszählung wurde in den SILA der Aufnahmeländer
Hamburg, Bremen, Nordrhein-Westfalen, Hessen, Rheinland-
Pfalz und Baden-trVürttemberg an Hand der lJnterlagen
der JManderungsstatistik (siehe S. 37, lfd. Nr. I A 5) vor-
Senommen.

Berichtsweg:
Belragte-StLA-StBA.
Dargestellte Tatbestände :

Vierteljührlich :

Die innerhalb des Bunclesgebietes von Abgabeländern in die
Aufnahmeländer wandernden Vertriebenen (bis 1959).

Xlltlll;lt"f;.h Berlin (wesr) sorvie ,1". so,,1eti.'"hen Be-
satzungszone und Sorvjetsektor von Berlin zu- und fort-
Eezoge-ne Personen nach Geschlecht, Personenhreisen (Yer-
friebene, zugezogene Deutsche), Alters- und BevöIkerungs-
gruppen, naöh Alters-'und Geburts.jahren sowie bis 1959 die
i-nnäitalb des Bundesgebietesi von Ab§abeländern in die
Aufnahmeländer wandernden Yertriebenen nach tllters-
gruppen. AnEaben über die Bevölkerungsgruppen fallen im
ft-qf{l", derillgemeinen \Manäeiungsstätäti[ ^- .gt. S. SZ,

Ifd.Nr. IA5-an.

Veröffentlichungen
StB VIII/6 (halbjährlidt)

(siehe auch S. 37, lfd. Nr. I A5).

Bemerkungen:
Siehe Bemerkungen zu 11a). .'4

1j

c) Statistische Auswertung der Antragsformulare,zum
Bundesvertriebenenausweis,r .
(StBRD Band 182 S. 30, lfd. Nr. I A 11 c)

R e c h i s g r u ä d I a g e :

Gesetz über die Angelegenheiten der Vertriebenen und
Flüchtlinge (Bundesvertriäberiengesetz - BVFG -) vom
19. Mai 1953 (BGBI. I S.201), § 97, Abs. 2.

Periodizität:
Ab Mitte 1953 einmalige Erhebung iler'im allgemeinen bis
zum 3l.Dezember 1955 gestellten Anträge; die Aufbereitung
wurde im I'r'ühjahr 1958 abgeschlosseri.

Kreis der Bef ra'gten:
Vertriebene und Sowjetzonenflüchtlinge.

Berichtsweg:
Befragte - Kreisflüchtlingsverwalt,ungen - SILA - StBA
(Aufbeleitung teils bei den StLA, teils beim StBA).

Dargestellte Tatbestände :

Vertriebene und Sowjetzonenflüchtlinge nach Geschlecht,
Altersgruppen, Herkuhftsgebieten, Stand der wirtschaft-
Iichen und sozialen Eingliederung der Vertiiebenen und
Sowjetzonenflüchtlinge, Vergleich -zu deren Lage vor der
Vertreibung bzw. Flucht. I i

Veröffentlichungen, "
t)üiSta 58/4;50/7.
STBRD Band2tl

ä; Erh"bong über die nicht 
rlingegliederten 

nichtileutschen
Flüchtlinge in Lagern, Heimen, Anstalten und ähnlichen
Einrichtungen r ti
(stBRD Bard 182 S. 31;lfd. Nr. I A 11 d)

R e c h t s g r u n d I a g e :

Erlaß des Bundesministers für Yertriebene, Flüchtlinge und
Kriegsgeschädigte vom 1 l. Juli 1957 (I 5 a - 6946 - 1343 157 )
auf Grund einer übereinkunft zwischen dem Hohen Kommis-
sar der UN für das'Flüchtlingswesen und der Bundes-
regierung. - I

Periodizität:
Im Juli und August 1957 nach dem Stand vom 30. Juni 1957
durchgeführt. - ,t

1l
I
L

I

Kreis der Bef ragten:
Yerwaltungen der Lager, Heime usrv.

Berichtsweg:
Befragte - Flüchtlingsverwaltungen
(zentrale Aufbereitung).

der Länder - SIBA

Dargestellte Tatbestände :

Angaben über die wirtschaftliche und soziale Lage der
Flüchtl ingshaush alte.

V e r ö f f e n t I i c h u n g e n :

\fista 58/2.
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12. Ausländerstatistik
(StBRD Band 182 S. 31, Ifd. Nr. I A12)

Eine, Neuregelung der Ausländerstatistik ist vor,gesehen.
Ergebnisse über Ausländer,in der Gliederung nach vlrschie-
denen I\ferkmalen fallen bei der Volks- und Berufszählung
1961 an. 

'' 
,

13. Staatsangehörigkeitsstatistik'
(StBRD Band 182 S. 3i, Ifd. Nr. I A13)

Rechtsgrundlage:
Yereinbarungen mit den Ländern.

.Perioilizität, '

Jährliche Berichterstattung und Zusammenstellung.

Kreis der Bef ragten:
Zuständige Behörden der Länder und Bundesver.wzrltungsamt.

Berichtsweg:
Befragte - Innenministerien der Länder bzw. Bundesier-
rva,ltungsamt - StBA (Zusammenstellung und Yeröffent-
lichung). 

,l.Dargesiellte Tatbestände :

Erwerb und Fortbesiand der ddutschen Staatsangehörigkeit
durch .Einbürgerungen und Erklärungen, Staatsängeh6rig-
keitsurkunden-für Deutsche. Eingebüigerte Personän naöh
dem Rechtsglund. Erwerb und Foribestand der deutschen
Staaisangeh6rigkeit auf Grund des Zweiien und Dritten
Gesetzes- zur Regelung von,Fragen der Staatsangehörigkeit
von 1956 bzw. 1957. Aus der'deutschen Staatsan§ehOri§keit
entlassene Personen nach neuen Heimatstaaten

Veröf f entlichungen:
StB VIII/24 6ährlich)
fortgesetzt in:
Fachserie A, Reihe 1/V Gährlidr). 

t

B. Erwerbstätigkeit

(siehe- audr S. 36,_ lfd. Nt, I _A 2 - Repr2isentativstatistik der Bevölkerung
und des Emerbslebens [Mikrozensus] -)

1. Berufszählung

a) Berufszählung 1950
(StBRD Band 182 S. 31, lfd. Nr. I B 1 a)

Rechtsgrundlage:
Gesetz über eine Zählung der Bevölkerung, Gebäude, YIoh-
nungen, nichtlandrvirtschaftlichen Arbeitssidtten und land-
rvirtschaftlichen Kleinbetriebe im Jahre 1950 (Vo,Ikszäh-
lungsgesetz 1950) vom 27.JuIi 1950 (BGBI. S,335).

Periodizität:
In Verbindung mit der Volkszählung am 13. September 1950
rlutchgeführt.

I(reis der Bef ragten:
Gesamtbevölkerung.
Nichi erfaßt wurden Angehörige der Besatzungsstreitkräfte,
der Besatzungsbehörden, der beglaubigten äusländischen
l\fissionen und der Internationalen Koniiollbehörde für die
Ruhr sowie Familienangehörige der vorstehend genannten
Personen.

Berichtsrveg: :

Befragte - Gemeinden (Durchft'rhrung der Zählung unter
Mitrvirkung ehrenamtlicher Z'ihler) - Kreise - StLA -StBA.

Dargestellte Tatbestände :

Gliederung der Bevölkerung nach Geschlecht und Erwerbs-
tätigkeit. Erwerbspersonen in ihrer beruflichen, betrieb-
Iichen und sozialen Gliederung sowie nach Alter, Familien-
stand und nebenberuflicher Erwerbstätigkeit. Selbständige
Berufslose nach Personenkreisen und Alter. Zugehörigkeii
der Erwerbspersonen und der Ehefrauen ohne Hauptberuf
z,u einer Krankenversicherung und ihre voraussichtliche
Altersversorgung. Pendelwanderung der Erwerbspersonen.

Außerdem' Vertriebene nach Geschlecht und Errverbstätig-
keit, in betrieblicher und sozialer Gliederune. Yertriebeie
Erwerbspersonen- nach _ihrer beruflichen Giieclerung und
ihrer nebenberuflichen Erwerbstätigkeit. Yertriebene-Selb-
ständige Berufslose nach Personenkieisen uncl Alter.

Yeröf f entlichungen:
\{ziSta 51/2, ?:, 3, 3*; 5, 5*i 5212, 8, 9, 9*; 5BtZ, 2., 8, 8*, 10, 10*;

5512, 2*, 10.
StB MII/8/1 bis 28.
STBRD Band 34 (M), 35 Heft 1 bis 3, 37 Heft 1'bis 5. ,
Im übrigen siehe S. 35, lfd. Nr. I A 1 a.

RechtJgrundlage:
Gesetz über eine Zählung der Bevdlkerung und der nic'ht-
landwirtschaftlichen Arbäitsstätten und Ünternehmen im
Jahre 1961 sowie über einen Verkehrszensus im Jahre 1962
(Volkszählungsgesetz 1961) r,om 13. April 1961 (BGBI. I
S. 437). ,Abdruck im Anhang S. 162.

Periodizität:
In Yerbindung mit der Yolkszählung am 6. Juni 1961 dulch-
geführt.

Kreis der Bef r.agten:
Gesamtbevölke/ung.
Nicht erfaßt rvurden Angehörige der im Bundesgebiet ein-
schließlich Berlin (\Mest) stationierten ausländisciren Sireit-
krä{te sowie die Mitglieder der ausiändischen diplomatischen
und honsularischen Yertretungen und die FamiiienanEehöri-
gen dieser Personenkreise.

Berichtsweg:
Befragte - Gemein-den (Durchführung der Zählung unier
Mitrvirkung ehrenanitlicher Zähler) 

--Kreise -'SILA -StBA.

Dargestellte Tatbestände :

Yorgesehen: 
,!

(Sämtliche Ergebnisse sind nach dem Geschlecht gegliedert,.)'
Wohnbevölkerung nach Altersgruppen (für Vertriebene,
Deutsche aus dä" SBZ und S"n*iätror,"rflüchtlinge naolr
Aliersjahren), Familienstand, Stellung zum Erweibsleben,
überwiegender Ifnterhaltsquelle; Beiufszugehörige nach
übe_rwieg_ender Unterhaltsquelle, Bz-Wirtsihaftsäbteilung
und Stellung im Beruf des Ernährers.
Zivile ErwerbsbevöIkerung nach Altersjahren (Frauen auch
nach dem Familienstand), Stellung zum Enverbsleben
und Stellung im Beruf ; Bz-Wirtschaftsunterabteilungen.
sozialer Stel'lung, Religionsz.ugehörigkeit, Vertriebenen- unrl
Fliichtlingseigenschaft; Bz-Wirtschaftsgruppen, Berufsklas-
sen, Stellung im Beruf, Altersgruppen, iibenviegender
Unterhaltsquelle ; A rbei tsort und Bz-lMirtschaftsabteilungen.
Vertriebene und DeuLsche aus der SBZ unier der zivilen
Erwerbsbevölkerung (nach Bz-Wirtschaftsabteilungen) sorvie
unter den Schülern und Studierenden.
Zivile Ärbeitende nach Rz-\Mirtschaftsunterabteilungen.
Stellung im Beruf,' Altersgruppen, \Mochenarbeiiszeit; äit
rveiterer,i[ätigkeit nach Berufsk]assen, Bz-'Wirtschaftsgrup-
pen, Stellung im Beruf.
Nichtarbeitende nach Stellung zum Erwerbsleben vor der
Arbeitslosigkeit, Berufsklassen und Bz-'Wirtschaftsabteilung
der zuletzt ausgeübten Tätigkeii.
Enverbsbevölkerung, die überu'iegend von Rente lebte bzrv
überwiegend wirtschaftlich abhängig rvar nach Altersjahren,
Familienstand, Stellung im Beruf.
überrviegend wirtschaftlich Abhängige nactr Altersgruppen.
Bz-Wirtscha{tsabteilungen und Stellung im Beruf sorvie
nach der überwiegenden Unterhaltsquelle, Bz-Wirtschafts-
rbteilung und Stellung im Bcruf des Ernährers.

Nichterwerbsbevölkerung nach Selbständigen ohne Ers'erb
und'Angehörigen ohne Erwerb, Altersjahren, Familienstand,
Vertriebenen- und Flüchtlingseigenschaft.
Schüler und Studierende nach dem Schul- bzrv. Studienort.
ZiviIe AnstaltsbevöIkerung nach Anstaltsartenl Personal
und Insassen nach Altersgruppen, Bz-Wirtschaftsabteilun-
gen, Stellung zum Errverbsleben, überrviegender IJntelhalts-
cluelle, Yertriebenen- und FIüchilingseigenschaft.
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Zivile Pendler (getlenr-rt ftir Auspendler und ]linpendler) -für alle Gemeinclen: nach Bemfspcndlcrn (darunter Ab-
hängige) in der Glietlerung nach Bz-Wirtschaftsabteilungen
sc,',vie-nach Schülern und Studierenden, nach Wohnsitz- bzu'.
Zielgemeinde;
Auspendler aus Wohnsitzgemeinden mit 10 und mehr Aus-
penillern nrch einer besiimmien Zielgemeinde bzrv. Ein-
ir.,ndler in Zie'lsemeinden mit 10 und Inehr Einpenrller'n aus
einer bestimmten Wohnsitzgemeinde (Pendlerströme) :

nach Berufspendlern in Gliederung nach r\ltersgruppen,
Wirtschaftsbireich, Vertriebenen- una Flüchtlingseigenschafi
sol'ie nach Schülern und Studierenden.
Weg zurt Arbeits- bzw. Ausbildungsstätte {ür die zivilcn
-\r'beitenden bzrv. Schiiler und Studierenden (repr'äsentatire
Äufbereitune von 100/o der Haushaltslistcn nach Länclern
und Gemeinäearten) : durchschnittlicher Zeitaufwand fiir den
WeE, rvichtigstes benuiztes Verkehrsmittel, gegliedert nach
Bz-Wirtschaltsunterabteilungen, Stellung im Beruf (daruntel
Pendler) sorvie SchüIern und Studierenden (darunter
Pendler).
Personen mit abgeschlossener Ausbildung an Berufsfach-
bzrv. Fachschulen oder Hochschulen nach Altersgruppen und
zum Teil Altersjahren, Fachrichiung der Ausbildung, Stel-
lunq zum Enverbsleben, Religionszugehörigkeit (fiir Frauen
auci, nr, ch dern Fa rnilicnst anrl-, r erheiratet.) ; teilrveise Nr eh-
rveis der \reltriebenen- und Flüchtlingseigenschaft.
Zivile ErrverbsbevöIkerung mit abgeschlossener Ausbilclung
an Belufsfach- bzw. Fachschulen oder Hochschulen nach
Altersgruppen und zum Teil Altersjahren, Berufsklassen,
Fachr[htung der Ausbildung, Stellung im Beruf, Religions-
zugeliöriglicil, Bz-\Mirtschaftsunterabtcilungen. Teihveise
Na'chrveG für r\usländer sorvie der Yertriebenen- nncl
Fl iiehtlingscigenscha {t.
Ausländer nach Staatsangehöriglieit', Siellung zutn Enverbs-
leben.

Äusläncler untel cler drwerbsbevölkerunEl nach sta:rtsangc-
hörigkeit, Stellung zum Errverbsleben, Stellung im Be-ruf,
Berrifsklassen, üblrrviegender Unterhaltscluelle, Bz-Wirt-
sclraftsgnr ppcn.
Ausländer unter den rvirtschaftlich Äbhängigen nach Staats-
a,nqehörigkeit und rvirtschaftlichen n(erkrnalen des Er-
nlärers lfiir Frauen auch nach dem Familienstantl ,ver-
heiratct.).
Berufs- und rvirtschaftssystematische Gnrppierungelr wur-
rlen nach tler',I{lassiliz-ierttug cler Berufe,'svstematischt-s
und alphabetisches Verzeichnis der Bem{sbenenhungen, A-us-
gabe 1961. bzrv. nach der , Systematih der Wirtschafts-
i.rveige für die Berufsz.ählung 1961, vorgenommen, siehe
luch:übelsicht im Anlang S. 270 unct Auszug aus deII.I
,Systematischen Verzeichnis der Bcrufsbenennungen (Aus-
grbe 1961) " auf S. 284.

Veröffentlichungen: '

WiSta 55112; 59/3 (M); 6114,7 (M).
Vorgesehen:
Fachserie A, Einzelveröfientlichungen (einmalig).

2. Statistik der Arbeitsvelmittlung
(StBRD Band 182 S. 31, lfd. Nr. I 82)

Rechtsgrundlage:
Gesetz über ArbeitsvermittlunE und Arbeitslosenversiche-'
lung (AVAVG) in der Fassun§vom 3. Aprii 1957 (BGBI. I
s.321), § 202.

Periodizitzit:
Nfonatliche, viertel.iährliche, halb.iährliche und iiihrliche Be-
riclrterstattung uncl Zusammenstellung.

Iileis der Bef ragten:
Ärbeitsä.mter.

Rerichtsrveg:
Befragte 

- 
Landesarbeitsämter 

- 
§undg5an5tali fiir Ar-

beitsvermittlung und Arbeitslosenversichemng.

Dargestellte Tatbestiinde :

I. Monltlich: Arbeitslosc, ubrige .\rbeitsucherrde unr'[ olfenc
Stellen, .jerveils nach Berufsgmppen.
\ricriel,iährlich: Schr,verbeschädigte nach Berufsgruppen.
Ilalbjährlich: Arbeitslose Yertriebene nach Berufsgruppen.

1 Flalbjährlich bzw. jährlich: Albeitslose nach Berufsgrupp_en,
rvichtlgen Berufsordnungen und Berulen (N{erLmale rverclen
von Fall zu l'all festgesetzt).
Jährlich: Arbeitslose nach Alters- untl Berufsgruppen.

II. Monatlich: Ztga,ng an Arbeitstrchenden und o{fenen
SieIIen sorvie Yermittlungen nach Berufsgrttppen, tlantntet
Yermittlungen in kurzfristige Beschäftigung, Yermittlungen
vo,n Schrverbeschädigten. Vermittlungen auswärtiger Arbeits-
kräfte, clarunter im Rand-, Landesarbeitsamts- untl Buncles-
ausgleich.

Veröf f eniliclrungen | 
,

\iüiSta* (monatlich).
Fachserie A, Reihe 4 (unregelmäßig).
Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenvereicherung'
Amtliche Nacfirichten (monatlich).
Jahreszahlen zur Arbeitsstatistik (ährlidre Beilage zu den Amtlidren
Nachrichten).

3. Jahresstatistik der Berufsberatung

I (StBRD Band 182 S. 32, lfd. Nr. I 84)

Reclrtsgrundlage:' 
Gesetz. über Är'b'eitsvernrittlung und Arbeitslosenvelsi'che-
iung (AVAYG) in der Fassung vom 3. April 1957 (BGBI. I
s.321), § 202.

Periodizität:
Jährliche Berichierstattung und Znsammenstellung.

t ''
I(r'dis del Be[ragtcn'
Arbeitsärnter.

Berichüsweg:
Befragte - 

Landesalbeiisämter' 
- 

$unflssanstalt {ür Är-
beitsvär'nrittlrurg rrnd Arbeitslosenversicherung.

Dargestellte Tatbestände :

Ratsuchende, r\usbildungsstellen, Berufsr,viinsche uld Berufs-
.einmündungen nach Berufen, Schulentlassene nach Schul-
arten, psychologische Eignungsuntersuchungen, Yerbleib der
Ratsuchenden.

\reröf f entlichungen:
Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung:
Sonderheft afls Beilage zu den Antlichen Nachrichten (ähdich).

4. Beschäftigtenstatistik
(SIBRD Band 182 S. 32, lfd. Nr. I B !

. Rcchtsgrundlage:
Gesetz über Arbeitsver'mittluns und Ärl-reitsloselyersiche-
rung (ÄVÄVG) in der Fassung"vom 3. Ap'ril 1957 (BGBI. I
s. 321), § 202.

Periodizität: t
Vierteliährliche, halbjährliche und jährliche Belichtcrstat-
tung und Zusammenstellung.

,I(reis der Bef ragten:
Ärbeitsämter.

Berichtss'eg:
Befraste - Landesarbeitsämter - §u1dssan5talt für Ar-

, l;eitsvermittlung und Arbeitslosenversichelung. ;

Dargestellte Tatbestände :

Vierteljährlich (Stand 31. März, 30. Juni, 30. Septenrbcr und
31. Dezember) : Gesamtzahl der beschiiftigten Arbeitnehmer
nach dem Geschlechi.
Halbjährlich (Stand 31. März und 30. September): Beschäf-
tigte Arbeitnehmer nach lMirtschaftsz.r,veigen sor,r-ie beschäI-
tigte Heimarbeiter.
Jährlich (Stand 30. Septe{r.rber): Beschäftigie JugencHiche
unter 18 Jahren.

\reröf f entIichungen:
ViSta* (Juni- und Dezemberheft).
Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenvereicherung.
Amtliche Nadrrichten (vierteljährlidr, halbjährlidr bzw. jährlich). -
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5. Elhebung übel nichtdeutsche Albeitnehmer
(StBRD Band 182 S. 32, lfd. Nr. I BQ

Rechlsgrundlage:
Geseiz über Aibeitsvermitilung und Albeitsiosenversiche-
rung (A\rAVG) in der Fassung vom 3. April 1957 (BGBI. I

s.321), § 202..

Periodizität:
Yierteljährliche, halbjährliche und jährliche Berichterstat-
tung und Zusammenstellung.

I(rcis der Bef ragten:
Ärbeitsämter, Deutsche I(ornmissionen in Italien, Spanien
und Griechenland, Deutsche Yerbindungsstelle in der Türkei.

Berichtsrveg:
Befragte - Landesarbeitsiimter _- Bundesanstalt {iir 

^r-beits'r.ermittlung und Arbeitslosenyersicherung.

Dargestellte Tatbestände :

Vierteijährlich (Stand 31.1\[ärz, 30. Juni, 30. September und
31. Dezember) : Erstmalig erteilte Arbeitserlaubnisse für
nichtcleutsche Ärbeitnehmer nach Staatsangehörigkeit und
Wirtsr:haftsbereichen; die von den Deutschen Kommissionen
im Ausland mit Legiiimationskarten ausgestatteten ausläncli-
schen Saison- undDauerarbeitskräfte nach Berufen, Gesanrt-
zahl der beschäftigten nichtdeutschen Arbeitnehmer.
Halb.iiihrlich (Stand 31. Januar und 30. .Iuni): Beschäftigtc
nichtdeutsche Arbeitnehmer nach Staatsangehörigheit und
Wirtschaftsbereichen sorvie nach cler Art der erteiltcn Ar-
beitserlaubnis.'
Jährlich (Stand 30. Septernber) : Beschäftigte nichtrleutschr:
Arbeitnehmer nach \4rirtschaftsz,rveigen. \

V e r ö f f e n t I i c h u n g e n :

Dargestellte Tatbestiinde :

über die Auslandsglenzen aus- und einpcnclelrrde r\r'l;oit-
nehmer (Grenzgänger) nach Wirtschaftsabteilungen.

Yeröffcntlichungen:
Bund6anstalt für Arbeitsvermitü[ung und Arbeitslosenvereicherung.
Amtliche Nachrichten (halbjährlich),

C. Gesundheitswesen

1. Statistik der Neuerkrankungen an nreldepflichtigen
Krankheiten
(StBRD Band 182 S. 33, lfd. Nr. I C 1)

RcclrtsglundIage:
Gesetz zur Yereinheitlichung des Ciesundheitprvesens von.r
3. Juli 1934 (RGBI. I S.531), Dritte Durchfiillrungsverorcl-
nung vom 1. April 1935 (RMBI. I S. 327), § 49, Abi. 1 uncl 2
in \rerbindung mit:
Geseiz zur Verhütuug und ReLämpfung übertragbarcr
I(ranhheiten beim 1\{en-schen (Bundesiseuähdngesetri .'om
IS. Juli 1961 (BCBI. I S.1012).
Für Berlin: Gesetz zur, Ergänzung von Vorschriften über
Yerhütung und Bekämpfung übertragbarer Krankheiten
(Seuchenbekämpfungs-Ergänzungsgesetz) vom 8. Novembel
1951 (GVBI. für Berlin S.1105) und Durchführungsverord-
rung vom 26. nlärz. 1952 (GYBI. für Berlin S.208).

Periodizität:
Laufentle Berichterstattung, rvöchentliche, vicrteljä,hrIiche
und jährliche Zusammendtellung.

I(r'eis der Befragten:
itrzte, Pflegepersonen, Hebammen, Familienhaupt. Leichen-
schaner: Ieitende l(rankenheusärzte für Krankenanstalten,
Schiffsführer.

ßerichtsweg:
Befragte - Gesundheitsiirnter 

- 
Nledizinalvenvaltungen cler

Lünder bzrv. StLA 
- 

StBA (- Bundesgesundheitsamt);
ferirer auf Grund vo,n Sonden'eieinbaru.rge"nr Medizinalvei,-
rvaltungen 

- 
Bundesgesunrlheitsamt.

Dalgestellte Tatbestände :

Erkrankungs- und Todesfiille an Kraukheiten in.r. Sinne dcs
Bunrlesscuchengesetzes.

\JüiSta 60/4, 4* i 6113, 3+; 6214, 4'.
StB VIII/2(wödrentlidr)
fortgesetzt in: '
Fadrserie A, Reihe 7/I (wöchentlich, vie*eljähdlicJr, jährlich).
STBRD Band 232 (19r), 255 (1958)
fortgesetzt in:
Fachserie A, Reihe 7 (jähiliü).
Bundesgesundheitsamt : Bundesgesundheitsblatt.

2. Statistik der an aktivel Tuberkulose Elklankten und
Neuerkrankten
(StBRD Band 182 S. 33, lfd. Nr. I C2)

Rcclrtsgrundlage:
Beschluß der Tuberhulosereferenten der Länder der Bunrles-
republik Deutschland vom Olitober 1951; siehe Fedelhen,L.
(Herausgeber): Der Arzt des öffentlichen Gesnndheits-
dien51g.. Stuttgart 1952, S.536
in Verbindung mit'
Gesetz zur Verhiitung und Behiimpfung übcrtragb:rrcr
I(rankheiten beim Menschen (Bundes-Seuclrengesetz) .r'orn

18. Juli 1961 (tsGBl. I S.1012).
Für Berlin: Gesetz zur Ergänzung von Vorscl.rriften iibel
\rerhütung und Bekämpfung übertragbarer Krankheiten
(Seuchenbekämpfungs-Ergänzungsgesetz) vom 8. November
1951 (GVBI. für Berlin S. 1105) unrl Durchfiihmngsverord-
nung vom 26.Md.rz 1952 (GVBI. für Berlin S.208) .

Periodizität:
Laufende Berichterstattung iil;er Neuerlirankungen, bei den
I(reisärzten rvöch'entliche Meldungen nach Bundesseuchen-
gesetz ab 1. Januar 1962 erforclerlich. \riertel,iährliche Zu-
sammenstellung; Stichtag für' Bestandselmittlung: letztel
Tag rles Quartals. Fiir l\reuerkranknnEcn \\'ochenmeldung
volgeseheu.

6. Statistik über Kurzarbeit
(StBRD Band 182 S. 32, Ifd. Nr. I 87)

R e c h t s g r u n d l a g e :

Gesetz über Arbeitsvermittlung und,\rbeitslosenversiche-,
run.E (AVAVG) in der Fassung vom 3.April 1957 (BGBI.I
s.321), § 202.

Periodizität:
l\[o,nat]iche Bericlrterstattung uncl Zusamnrenstellung.

I(reis tler Belragten:
Arbcitsiilrter.

Berichtsrveg:
Befragte 

- 
Landesarl;eitsiiurter 

- 
ßundesairstalt für ,\r-

beitstermittlung und Arbeitslosenvcrsichelung.

Dargestellte Tatbestände :

ßctriebe und Kurzarbeitel nach \\rirtschaftszl'cigen bzrv.
-gfuPPen.

Yeröf f entlicLungen:
Bundesanstalt für Arbeitsvemittlung und Arbeitslosenversicherung:
Amtliche Nachridrten (monatlich).

7. Statistik der Grenzgänger
(StBRD Band 182 S. 33, lfd. Nr. I 88)

R e c h t s g r u n d l'a g e :

Gesetz über A rbeitslermittlung und ,\ r'bcitslosertvelsiche-
rung (AVAVG) in der Fassung vom 3. April 1957 (BGBI.I
s.321), § 202.

Periodizität:
Halbjährliche Berichterstattung und Zusammgnstellung.

I(reis der Befragten:
Glenz arbei ts äm t e r.

Berichtsweg
Befragte - Landesarbeitsiimter - Bunrlesanstalt {ür ,\r'-
beitsvermittlung und Arbeitslosenversichelung,

Buldesanstalt für Arbeitsvermitdung
Amtliche Nadrrichten (vierteliährlidr

und Arbeitslosenversicherun g

, halbjährlidr bzw. jährlich).
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3. Statistik der Schnellmeldungen über Kinderlähmungs-
fälle
(StBRD Band 182 S. 33, [fd. Nr. I C 3)

Rech tsgrund'Iage:
Vereinbarungen mit den Ländern.

Periodizität:
Wöcheniliche Berichterstattung und Zusammcnstellung.

Kreis der Bef ragten:
Gesundhei isämier.

Berichtsrveg:
' Befragte 

- 
Bundesgesundheitsamt.

Dargestellte Tatbestände :

Elkranliungs- und Sterbefälle an Kinderlähmung.

V e r ö f f e n t I i c h u n g e n :

Bundesgesundheitsamt : Bundesgesundheitsblatt.

4. Erhebung über die Ursachen von Milzbranderkran-
kungen bei Menschen
(StBRD Band 182 S. 33, lfd. Nr. I C4)

R e c h i s g r u n d I a g e :

Rnnclschreiben des Bundesministerium des Innern 4212-17-
l\82154 vom 9. Juli 1954; gili auch im Lande Berlin.

Periodizität:
Jährliche Berichterstattung uncl Zusammenstellung.

Kreis der Bef ragten:
Gesundheitsämter, beamtete Tierärzte, Gerverbeaufsichts-
beamte.

Berichtsrveg:
Befragte (ggf. über Gesundheitsämter) 

- 
Medizinalverwal-

tungen der Länder 
- 

Bundesgesundheitsamt.

Dargestellte Tatbestünde :

Krankheitsverlauf, Übcltragungsrveg, ses,erbehygienische
E rnr ittlungen.

\-o rii If err tlichun gcn :

Bundesgesundheitsamt: Bundesgesundheitsblatt (vorgesehen).

5. Statistik der Pockenschutzimpfungen
(SIBRD Band 182 S. 33, lfd. Nr. I Cl)

Rechtsgrundlage: il

Impfgesetz vom 8. April 1874 (RGBI.'S. 31); Rundschreiben
, des Eundesministers des Innern vom 11. Oktober 1954 -4224 - 03 - 1649/54 -.

Periodiiitet:
Jährliche Berichterstattung und Zusammenstellung.

Kreis der Bef ragten, '

Gesundheitsämter. 
ü

Berichtsweg:
. Befragte - l\Iedizinalverrvaltungen der Länder - Bundes-

gesundheitsamt. ,

Dargestellte Tatbestände :

Impfpflichtige, Impfungen, Impferfolg.
' Veröffentlichungen:

Bundes gesrindheitsamt : Bundesgesundheitsblett.

6. Todesursachenstatistik
(StBRD Band 182 S. 34, Ifd. Nr. I C8)

Rechtsgrundlage: tt

Gesetz über die Statistik der Bevölkerungsbewegung und die
Fortschreibung des Bevölkerungsstandes vom 4. Juli 1957
(BGBI. I S.694). Abdruck im Anhang S. 170 

- 
in Yerbin-

dung mit § 38 des Personenstandsgesetzes vom 3. November
1937 (RGBI. I S.1146) und der Ersten Yerordnung zur
Durchführung des Personenstandsgesetzes vom 19. l\{ai 1938
(RGBI. r S.533).

Periodiz.ität:
Laufende llrfassung, monatliche, vierieljährliche und jähr-
liche Zusammenstellung.

Kreis der Bef ragten:
Stanclesämter (auf Grund der Angaben in ilen Leichenschau- -

bzrv. Totenscheinen).

Berichts'rveg:
Befragie - Gesundheitsämter - StLÄ - SIBA.

Dargestellte Tatbestände :

SierbefäIle nach TodesursrJhen urrd Geschlechi sorvie (nur
.jiihrlich) nach Altersgruppen, Mütter- und Säuglingssterb-
Iichkeit nach Todesursachen. Ällgemeine und standardisierte
Sterbeziffern nach Todesursachen. Die Todesursachen wer-
den nach dem "Deutschen Yerzeichnis der Krankheiten,
Velletzungen und Todesursachen, Ausgabe 1958. (monatlich
auszugsweise) und nach dem kurzen ,Internationalen Ver-
zeichnis 1958", Liste B, nachgerviesen (siehe übersicht im
Anhang auf S.270).
Für das Volkszählunesialrr' 1961 erfolct zusätzlich Glietle-
rung nach Gemeindea"rtän'und Frmilieä'stand; fiir 1900 unrl '
1962 nur fakultativer Nachweis.

Veröf f entlichungen:
\7ista 58/4, 4*,9,9*i 5915, 5*i fi12,2*i 6712,2*i 6212,2*.
StB VIII/l4(vierteljzihrlich)
fortgesetzt in .

Fachserie A, Reihe 7,illV (vierteljlihrlidr, jährlich).
STBRD Band 232 (1957), 255 (1958)
fortgesetzt in:
Fachserie A, Reihe 7 (ährlidr).

7. Krankheitsarten- und Todesursachenstatistik
der sozialen Krankenversicherung
(StBRD Band 182 S. 34, lfd. Nr. I C9)

R e c h t s g r u n d I a g e :

Freirvillige Statistik auf Grund von Yereinbarungen zwi-
schen dertr Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung
und den Bundesverbänden der Krankenkassen.

Periodizität:
Jährliche Erfassung und Aufbereitung.

Kreis der Bef ragten:
Gesetzliche Krankenkassen (ohne Ersatzkassen).

Kreis der Bef ragten:
Arzte, Pfl ägepersonen, Hebammen, Familienhaupt,' Leichen-
schauer: Ieitende Krankenhausärzte für Krankenanstalten;
Schiffsfiihrer; ferner Tuberkulose-Fürsorgestellen'der Ge-
sundlreitsämte

Berichtsweg:
Befragte 

- 
Tuberkulose-Fürsorgestellen der Gesundheits-

iimter'- Medizinalverwaltungen-der Länder bzw. SILA .-
SIBA (- Bundesgesundheitsamt).

Dargestellte Tatbestänile :

Neuerkrankungen,und TodesfäIle sorvie Neuzugänge und
Bestand bei. den Tbc-Fürsorgestellen.
Neuerkranlite und Bestand an Personen mit ansteckender
sowie niclit ansteckencler aktiver Tuberkulose der Atmungs-
organe uncl mit Tuberkulose anderer, Organe (der jährliche
Nichweis ist nach Altersgruppen und Geschlecht ge§liedert).

\rerö f f.entl ichu n gen :

\7iSta 58tr, 7*i 5918,8*; 60/10, 70*;67172' 12*.
StB VI[I/3
foftsesetzt in:
räa,ü.iJl, neine 7/lI (viertel jäh rli&, i äh rlich).
STBRD Band232 A957),255 (19Js)
fortsesetzt ini
Facliserie A, Reihe 7 Gährlidl).
Vorsesehen: '
Bunäescesundheitsamt : Bundesssundheitsblatt
(\7cichätliche Meldungen übei Neuerkrankte).
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Berichtsweg:
Befragte - Krankenkassenverbände 

- Bundesministerium
für Arbeit und Sozialordnung.

Dargestellte Tatbesüände :

I.eistungsfälle nach Krankheitsarten entsprechentl dem
,Vcrzeichnis der Krankheiten unrl GesundheitsschädiEuneen
fiir die Statistik der Sozialversicherungstriiger, Airsgäbe
1962 ".

Y e r ö f f e n t I i c h u n g e u :

Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnun! :

Sonderhefte.

8. Statistik der Heil- und Heilhilfspersonen
(stBRD Band 18iS. 34, Ifd. Nr. I C7)

R e c h t s g r u n d I a g e :

Gesetz z.ur.Vereinheitlichurg d". Gesundheitsiaresens vom
3. Juli 1934 (RGBI. I S. 531J, Dritte Durchführungsvero,rd-
nung vom l.April 1935 (RMBI.I S.327) §§ 1 und 20 und
z.usätzliche Anordnungen der Länder.

Perioclizität:
Jährliche Erhebung (Stichtag 31. Dez-ember) und Aufberei-
tung. l\lonatliche Berichterstättung über Zu- und Abgänge

' r'on"Arzten entfri.llt derzeit.

Kreis cler Bef ragten:
Gesundheitsämter.

Berichtslveg:
Befragte - Medizinalverwaltnngen der Länder bzrv. StLA -StBA. - t

Dargestellte Tatbestände :

HeiI- und Heilhilfspersonen nach. Geschlecht und Berufs-
gruppen (zum Teil außerdem Gliederung nach der Art der
Berufsausübung). Facharztanerkennungen; an Arzte, Zahn-
ärzte und Apotheker erteilte ApprobÄtionen. Personal der
Gesundheitsämter nach beruflicher Gliederung.
Zahl und Art der Apotheken sowie P6rso,nal der Apotlieken
nach Geschlecht und beruflicher Gliederung.

Veröf f entlichungen:
WiSta 57 172, 12 * ; 58110, 70 * i 59171, 71 * ; 61 11, I * i 62/2, 7 *.

StB VIII/25 (iährlidr)
lortgesetzt.in-: _ ' _ t
Fadrserie A, Reihe 7/lII (ährlich).
STBRD Band 232 (1957),255 (1958)
fortsesefzt in:
Fach"serie A, Reihe 7 Gährlich).

9. Krankenanstaltsstatistik
(SIBRD Band 182 S. 34, lfd. Nr. I C @

R e c h t s g r u n d I a g e :

Beschluß des Reichsrats vom 17. Sepiember 1931 sorvie Ge-
setz zur Vereinheitlichung des Gesundheitswesens vom
3. Juli 1934 (RGBI. I S.531), Dritte Durchführungsverord-
nung vom 1. April 1935 (RMBI. I S.327), § 49.

Periodizität:
Jährliche Erhebung (Stichtag 31. Dezember) und Aufberei-
tung.

Kreis der Bef ragten:
Krankenanstalten.

Berichtsweg:
Befragte 

- 
Gesundheitsämter 

- 
Medizinalverwaltungen der

Länder bzw. SILA 
- 

StBA.

V e r ö f f e n t I i c h u n g e n :

ViSta 57112, 12x ; 58111, 1l * i 59112, 12" ; 61t5, 5 * i 62t3, 3 *.

§tB Vilri27 (iährtidr).
fortgesetzt in:
Fachserie A, Reihe 7/III (jährlidr).
stBRD Band 232 (1957), 255 (1958)
tortgesetzt in:
Fachserie A, Reihe 7 (jähdich).

D. Schulen und Hochschulen; §port

l. Erhebung an den allgemeinbildenden Schulen
(SIBRD Band 182 S. 34, lfd. Nr. I D 1)

Rechtsgrundlage:
_Vereinbalungen mit den Ländern und,'Anorclnungen der
Länder.

Periodizität:
Jährliche' Erhebung (Stichtag 15. Mai) und Aufbereitung.
In Bayern wird diä Erheburig im Oktäber durchgeführt. "

Kreis der Bef ragten:
Öffentliche und private VoIksschulen, Sonderschulen, 1\{ittel-
schulen, Höhere Schulen (Gymnasien), Schulen mit neu

,organisiertem Schulaufbau, Freie Waldorfschulen, Abend-
schulen und Institute zur Erlangung der,Hochschulreife.

Berichtsweg:
Befiagte - Kultusministerien der Länder - StLA - SIBA
(auf Grund eines Auftrages der Ständigen Konferenz der
Kultusminister der Lä,nder der Bundesrepublik Deutschland
vom 3. Mai 1950 wirkt das SIBA bei dei Vorbereitung der
Schul- und Hochschul-Statisiiken hoordinierenrl mit und
stellt Bundesergebnisse zusammen).

Dargest'ellte Tatbestände :

(Die Ängaben werden für öffentliche und private Schulen
nachgewiesen, für letztere meist als,darunter*-Zahlen.)

I. Volksschulen:
Schulen, Schulen mit Aufbauzügen (Mittelschulzügen):
Schulräume, neuerstellte, alleinbenutzte und mitbenutzte
Klassenräume, Behelfsräume, Turnhallen und Räume für
Leibesübungen, Zahl d.er SchüIerklassen.
Schüler nach Geschlecht, Geburts.iahr, Schuljahrgang
(darunter in Aufbauklassen), Schülerbewegung (Schul-
anfänger, Schulentlassungen des vergangenen Schuljahres
und voraussichtliche am Ende des laufenden Schuljahres),
Teilnehmer am fremdsprachlichen Unterricht (darunter in
Äufbauklassen).
Hauptamtliche und hiuptberufliche Lehrkräfte nach Ge-
schlecht, Dienststellung, Lehrbefähigung (teilweise unter
Nachweis der Vertriebenen, Deutschen aus der SBZ und
Sorvjetzonenflüchtlinge; außerdem Vertriebene und Deutsche
aus der SBZ, die im. abgelaufenen Schuljahr erstmals im
Bundesgebiet einschließlich Berlin (\Mest),in den Schuldiensi
als Lehrkräfte eingestellt wurden); nebenamtliche und
nebenberufliche Lehrkräfte nach Geschlecht.
Außerdem: I(onfessioneller Charakter der Schulen (1958);
Klassen und Schüler nach Klassigheit der Schulen (1958),
SchüIerliiassen nach Klassenfrequenzgruppen (1957), Schul-
kindergärten (1959); Religionszugehörigkeit der Schülel
und Lehrkräfte (1958); Vertriebene unter den Schülern an
Yolks- und Sonderschulen (1959 und 1960); voraussichtliche
Zahl der Schulanfänger, voraussichtlicher Bestand an
Schülern, voraussichtliche Schulentlassungen (einschließlich
Aufbauklassen und Sonderschulen) bis 1970/71; hauptamt-
Iiche und hauptberufliche Lehrhräfte nach Altersgruppen
(1959).

If. Sonderschulen:

Schulen nach Art, Verbindung der Schule mit Heim oder
Änstalt; SchüIerklassen nach S-chularten, neuerstellte, aIIein-
benutzte und mitbenutzte Schulräume, Behelfsräume.
Schüler nach Geschlecht, Geburtsjahr, Schulbesuchsjahr uncl
Schulentlassungen.
Lehrkräfte (im einzelnen wie bei Yolksschulen, ferner nach
Schul art) .

Außerdem: Religionszugehörigkeit der Schüler (1958), Ver-
triebene unter den Schülern an Volks- und Sonderschulen
(1959 und' 1960); hauptamtliche und hauptberufliche Lehr-
kräfte nach Altersgruppen (1959).

Dargestellte Tatbestän de :

- Öffentliche, freigemeinnützige und private Krankenanstalten.' Zrveckbestimmung der Krankenanstalten; Fachabteilungen in
Allgemeinen Kränkenanstalten; Personal, Bettenzahl, Zu-
und Abgang von Kranken; Anstaltsgeburten.
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III. Mittelsclrulen:
Schulen, Schülerltlassen, Schulräume, neuerstellte,- alIÖin-
benutzte und mitbenutzte Klassenräume, BehelIsräumc,
Turnhallen und Räume für Leibesübungen; Schülerklassen
nach Schuljahrgiingen.
Scliüler nach Geschlccht, Geburtsjahr, Schuijahrgang;
Teilnehmer am lJnterricht in neuen Sprachen (außer in
Enelisch); nicht retsetzte SchüIer nach Schuliahrgang;
Sch"üIerbärvegung (Aufnahmen in die unterste Klasse und
Abgänge mii dem Abschlußzeugnis).
Lehrkräftö (im einzelnen wie bei \rolksschulen).

Außerdem: Religionszugehörigkeit der Schüler (1958), 1o-r-
aussichtlicher B"estand'an SchüIern. r'oraussichtliche Ab-
gänge bis 197 0 17 7 ; haupt tm iliche^.und h a trp tberuf liche Lehr-
är'üite nach Altersgrup'perr (1959).

IV. Höhere Schulen (Gymnasien):

Im einzelnen wie bei Mittelschulen; ferner:'Abgänge mit
\rersetzung nach der Obersekunda, erteilte Reifezeugnisse,
Abiiurientän nach Geschlecht uud Geburtsjahr.

Außerdem: Höhere Schulen nach Schultypen (1959); Vor-
aussichtlicher Bestancl an Schiilern, roraussiclrtliche Ab-
gänge bis 1970171.

V. Schulen mit neu organisiertem Schulaufbau:

Schulen nach schulart: Schulräume, neuerstellte, alleinbe-
nuizte und mitbenutztc Klassenräume, Behelfsräume, Turn-
hallen und Räume für LeibesübunEen; Schületklasson uaclt
Schulalt.

Schüler nach Geschlecht und Sclmlart.
Lehrkräfte (im einzelnen wie bei Volksschulen).

Außerdem: Hauptamtliche und hauptberufliche Lehrkliift':
nach ÄItersgruppen (1958).

VI. Freie Waldorfschulen (Rudolf-Steiner-Schulen) :

Schulen; Klassenräume (darunter neuerstellte, a-lleinbenutzie
uncl miibenuizte), Behelfsriume, Schulturnha-llen. Rüumt'
für Leibesübungen; SchüIerklassen nach Grund- unrl Ober-
schule.
Schüler in der Grund- und Oberschule nach Gesc'hlecht

Lehrkräfte (im einzelnen rvie bei Volksschulen) -

YII. Einrichtungen des Zweit'en Bildungsrveges:

t) Abendmiiielschulen und Abendgymnasien (Naclrrveis ab

1958):

Schulen; Teilnehmer nach Geschlecht (darunter über
20 Jahre); bestandene Abschlußprüfungen; Lelrrkrifie .mit
unter 10'und I0 ttrtd mehr \Vochenstunden.

b) Institute zur Erlangung der Hochschulrcife (Nachrveis
ab 1961):
rvie unter a).

Y e r ö f f e n t l i c h u n g e n :

ViSta 60/12.
StB MII/9 UNd VIII/20
fortgesetzt in:
Fach-serie A, Reihe 10/I Ülihrlich, Vorbericht und ausführlicher Bericht),

Reihe 4 (unregelmäßig).
Vezeichnis der Höheren Sc-hulen, Mittelsdlulen und Sondeschulen in
aqi-li"äi.ri-aii Bundesrepublik Deutsdrland einschließlich Berlin
('§rest), Stand 1950.

2. Erhebung an den berufsbildenäen Schulen
(StBRD Band 182 S. 35, lfd. Nr. I D2)

Rechtsgrundlage:
Vereinbarungen mit den Läirdeln und Anordnungen rlel
Länder.

Periodizität:
Jährliche Erhebung (im November) und Äufbereitung. 

-In
Rheinland-Pfalz wi-rd seit 1958 für die Berufs- und Berufs-
fachschulen die Erhebung im Juni durchgeführt. Im Zusam-
menhang mit der Verlegüng des Stichtages auf den 15. Mai
erfolgttin Nordrhein-W'eslfalen für 1961 keine Erhebung.

Kreis der Bef ragten:
öffentliche und private Berufsschulen, Bemfsfachschulen
und Fachschulen.

Berichisweg:
Befragie - I(ultusministerien bzrv. sonstig'e zustä.ndige
l\{inisGricn tlcr Länrler'- StLA 

- 
StB,\.

I)argestellte Tatbestände :

(Die Angaben u'erden fiir öfrentliche und privatc Schulcn
nechge.vGsen, für letztere meist als,ciarunter.-Zahlen.)

I. Berufsschulen: lI

Schulen nach Schulalten und Iachliohem Ausl:au, lMerli-
berufsschulen, Sonderbcrufsschulen nach Schularten, Berufs-
aufbaulehrgänge; Schulräume und SchüIerklassen nach
Arten, nduEeichaffeue, alleinbenutz.te und mitbenutzte
Schrrlrä.urne:'Schüierklassen nach Zahl der erteilten Wochen-
stunden.

SchüIer nach Geschlecht, Geburtsjahr, Schuljahrgang,'Ieil-
nehmbr arn Relisionstrntcrricht, Lehrlinge uncl Änlerniinge
nach Berufsgruppen.

Lehrkliilte im einzelnen wie bci Volksschulen; \rertriebene
urrrI Sorvictzonenflirulrtlingc auclt naclt Dienststellung unrl
,\lter gegliedert: .[ot'tter IeilbeschäItigte Lelrrcritrnen.

Außerdem: Errverbstätigkeit und Bosclriftigungsverhilltnis
der Schüler (1958).

Hauntamtliche und hauptberufliclie Lehrkräfte nach Alters-
sruD;en. nebenamtlichö Lehrkräfte nach Gcsehlecht und
Zuft'a". lVochenstrrnden (1957).

II. Berufsfachschulen :

Schulen nach schularten, einer andercn Schule angegliederte
Berufsfachschulen; Schulräume nach Art (tlarunter neu-
geschaffene), ZahI der Klassen.

Vollschüler nach Geschlecht; Geburts,iahr, Vorbildung, vor-
aussiclitlicher Beendigung der Ausbildung, Berufsabteilun-
gen und Berufen; Solililei im ersten Ausbildungsjahr.

Lehrkräfte im einzelnen wie bei Volksschulen; Veltriebene
und Sowjetzonenflüchtlinge auch nach Dienstsiellung und
AIter gegiieilert; femer:.ieilbesclräftigte Lehlerinnen'

IlL Fachschulen:

Schulen nach schularten, einer anderen Schule angegliederte
Fachschulen: Schulräume ri[ch Alt (darunter neugeschaf-
fene), ZahI cler l(Iassen.

Fachsclrüler nach Geschlecht, Geburts.iahr, Vorbildung,
Berufen, Sclrüler im ersten untl zweiten Semester naclt
Geschlecht, nach voraussichtlichem Abschlußjahr des Stu-
diums; ausländische Schüler nach Geschlecht, nach Staats-
angehörigkeii und Schulart.

Lehrhrä{te im einzelnen rvie bei Yolksschulen; \rertriebene
und Sowjetzonenflüchtlinge auch nach Dienstsiellung und
Alter gegiiedert; ferner teilbeschäftigte Lehrerinnen.

YerOf f entlichungen:
StB VIII/15 und VIIII/20
fortfiesetzt in:
Fadrserie A, Reihe 10/lI (ähdidr, Vorberidrt und ausführlidrer Bericht),

Reihe 4 (unregelmäßig).

STBRD Band 214 (1955 und 1950.

3. Erhebung an den Ingenieurschulen, Technikerschulen
und Technikellehrgängen
(StBRD Band 182 S. 35, lfd. Nr. I D 2\D

R e c h t s g r u n d I a g e :

Vereinbarungen mit den Läntlern nnd Anordnungen der
Länder.

Periodizität:
Jährliche Erhebung (im November) und Aufbereitung.

Iireis der Bef ragten:
Ingenieurschulen, Technikerschulen und Technikerlehrgiinge;

.Siüdierende 
an den Ingenieurschulen (seit 1958).

Berichtsrveg:
Befragte 

- 
Kultusministerien bzrv. sonstige zusiäncligc

l\linisterien der Länclcr -'StLA'- StBA.
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Veröf f entliclrungen: .
StB VIII/l5 UNd VIII/20
fortgesetzt in:
Fadrserie A, Reihe 10/III (füilidr, Vorbericht und ausführlidrer Beridrt),

Reihe 4 (unregdmäßig).
STBRD Band 214 (1955 und 195Q.

Bemerkungen:
Die Frgebnisse über Ingenieurschulen rvurden allmrihlich
aus del Fachschulstatistili herausgelöst und für 1956 erst-
malig getrennt veröffentlicht. Ab 1958 sind auch alle
'I'echnikerschulen getrcnnt ausgewiesen und in deu Bericht
irlrer Ingenicursclrülerr nulgenoirrnen rrorrlerr.

4. Erhebung an den Iehrerbildenden Anstalten und Ein-
richtungen
(StBRD Band 182 S. 36, lfd. Nr. I D 3)

R e c h t s g r u n d I a g e :

Yere-inbarungen mit den Ländern und Anordnungen cler
Länder.

Periodizität:
Jährliche Erhebung (im Winterhalbjahr) und Aufbereitung.

Kreis der Bef ragten:
Lehrerbildende Anstalten und Einric'hiungen aller Ärt;
Studierende der lehrerbildenden Anstalten -(seit 1959).

5. Ilochschulstatistik

a) Gloße Hochschulstatistik (Studier.ende an den Hoch-
schulen)
(StBRD Band 182 S. 35, 1fd. Nr. I D 4 a)

R e c h t s g r u n d I a g e :

Vere_inbarungen mit den Liindern und Anordnungen der.
Länder.

Periodizität:
Jährlich einmal für das lVintersemestcl erhoben und auf-
bereitet.

Kreis derlBefragten:
Studierende an den lJniversitäten, Technischen, lMissen-

. schaftlichen, Philosophisch-Theologischen und Kirchlichen' Hochscliulen, Kunst-,-Musikhochschulen, der Sporihochschule' Köln.

Berichtsweg:
Befragte 

- 
Hochschulen 

- 
SILA 

- 
StBA.

Dargestelltc Tatbcstrinde :

(Die_ Angaben rverden für öffentliche Schulen, private
Schulen und ab 1960 für Schulen der Fachrichtung darten-
bau nachgewiesen.)

L lngenieulschulcn:

Schulen nach Schulart bzrv. Fachtichtung, Semestelzahl,
Zahl der'Wochenstunden.

Schulräume nach Art (darunter neuEeschaffene).

Studierende nach Gesohlecht (darunter ausländische Stu-
dierende); Studierende im Yorsemester; deutsche Studie-
rende- nach Geschlecht, Geburtsjahr, Familienstand, ständi-
gem Wohnsitz (darunter Vertriebene, Deutsche aus der SBZ
und Sowjetzonenflüclrtlinge), s_chulischer Vorbildung, beruf -
licher Aulbildung, Schulärt, Studienlereich, Studiängebiet,
Studienfaclr, Faähsemester, Fachschulreifeprüfung,"vor-
semesterbesuch,'Ieilnahme an Berufsaufbaulehrgäligen und
Praktikantenunterricht, Finanzierung des Studiüms;

ausländische Studierende. nach Geschlecht, Studiengebiei,
Fachsemester, Staatsangehörigheit;

von deutschen und ausländischen Studierenden mit Erfolg
abgelegte Ingenieurprüfungen nach Fachrichtung.

\Mochenstunden.

-\uße-r.denr: Zahl cler. eigcnen Kincler. Studienunterl:rechung,
B.-erul. des \raters (1959) , Lehrluäfte nach Altersgmppen
(1959).

II. Technikerschulen und Technikerlehrgänge:

Schulen nach Fachrichtung, Semesterzahl und Wochen-
stu-nden,- Tages- und Äben-dschulen und Abencllehrgängen.
selbständige so,ivie mit fngenieurschulen verbundeäe "und

berufsbildenden Schulen angegliederte Technikerschulen.
Studierende nach Geschlecht; deutsche Studierencle.nach Ge-
schlecht, Vertriebenen- und Flüchtlingseigenschaft, Geburts-
jahr, schulischer und beruflicher Yoibildung, Fachrichtung,
Fa-chsemester; von deutschen Sturlierenden-mit Erfolg ati-
Se.1ggt-" Technikerprüfungen nach Fachaichtung unil Ge-
scLleclrt der St udierenden.

Berichtsweg:

P:fragte - K-ultusminist-erlen bzrv. sonstige zustiinrlige
Ministerien der Länder - StL/\ - St_B^.

Dargestelltc Tatbestiindc :

Lehrerbildende Anstalten und Einrichtungen nach Arten:
Dauer der Ausbildung.

AIle Studierenden nach Geschlebht, Lehramt, (Ausbildungs-
zie-l), Art_der -{nstalten und Einriclriung"n; mit Erfolg ib-
gelegte Lehramtsprüfungen nach Le[rämtern; Stu"rlien-
abschlüsse insgcsamt und auf 100 Lehrkräfte.

.Studierende der lehrerbildenden Anstalten ferner nach stüu-

{igem [$1sitz. .Vertriebenen- und tr'hichtlingseigenscha{t.
.irt und Teitpunkt cles Errverbs der Stuclienierächtigung.
Geburtsjahr, Familienstand,-tr'achsemester, ReligionszuIeh,i-
ligkeit, Finanzrerunß des Studiums: Siudiereride fiir" das
Lehlamt an bemfsbildenden Schulen nach Fachriclrtung unr'l
abgeschlossener Belufsausbildung.

Studierende an den lehrerbildenden Einrichtungen nach
Geburts,ialrr, Religionszugelrörigkeit, im l. unr[ 2.,"Semestcr,
naclr vorr ussiclrtliilrem A-bschluliahr.

Hauptamtliche und hauptberufliche Lehrpersonen nach
Geschlecht, Dienststellung, Ausbildung, Yeririebenen- untl
Flüchtlingseigenschaft; Däuische aus äer SBZ, clie im ab-
gelaufenen Schuljahr im Bundesgebiet einschließIich Berlin
(l\'est) erstmals als Lehrpersonen eingesiellt rvurden;
nebenarntliche und nebenberufliche Lelrrpei.sonen nach Ge-
schleclrt.

Äußelclem: h-auptamtliche u-nd, hauptber.ufliche Lehrper-
sonen nach ÄIter.sgruppen (1959/60).

Yer'öf f entlichungen:
§tB VIII/l5 Gährlich) und Mll/20 (unregetmäßig)
tortgesetzt in:
Fadrserie A, Reihe 10/lV (ährlicJr, Vorbericht und ausführlicher Bericht),

Reihe 4 (unregelmäßig).

Bemerhungen:
Sorvert die Studiercnden \rollimmairihulierte einzelner FIoch-
schulen sind, rverden sie auch in der Hochsclulstatistili nach-
gerviesen.

Nach clem Stancl vom 15. November 1959 wurden erstmals
die Studierenden an den iehrerbildenden Anstalten mit In-
dividualfragebogen erfaßt. Die.Ergebnisse für lehrerbil-
dentle Anslaltei und lehrerbildende"Einrichiungen rverclen
rrlr 1060 gctr.ennt nacLgerviesen.

Dargestellte'Iatbestände :

Für sämtliche Hochschulerr:
Deutsche Studierende nach Geschlecht, Geburtsjahr und
Familiensiand, siändigem lVohnsitz, Vertriebenen- und
Fliichtlingseigenschaft: Studienbereich, Flochschulart, Art
uncl Zeitpunlit dcs Errverbs der Ilochschulberechtigung.
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Grundstudienfach; deutsche Studienanfänger nach Grund-
studienfach, ständigem Wohnsitz; auslä-ndische Studrerende
nach Staatsangehörlgkeii und Studiengebiet.

Außerdem: Deutsche und ausländische Studierende nach der
rvohnlichen Unterbringung und nach Hochschularten (WS
1958/59).

Fur \Missenschaftliche Hochschulen ferner:

Deutsche Studierende nach Studienfach, Fachsemester, Be-
rufsziel, Finanzierung des Studiums, Zahl det besuchten
Hochschulen.
Außördem: Hochschulsemester, Beluf cles Yaters (1959).

Yeröf f entlichungen:
StB Vlrll/4 (jährlidr) und VIII/20
fortcesetzt in:
Fach"serie A, Reihe 10/V (iährlich, Vorberidrt und ausführliöer Beridtt),' 

Reihe 4 (unregelmäßig).

7. Statistik der Hochschulprüfungen
(StBRD Band 182 5.37,lfd. Nr. I DO

Rechtsgrundlage:,
Vereinbarungen mit den Ländern und Anordnungen'der
Länder.

Periodizität:
iah.li.h" Erhebung (iin Oktober) und Aulbereiiung für die

' .jeweils zurückliegenden 2 Semester.

Krei's der Befragten:
Prüfungsämter bzrv. Fakultäten der'Wissenschaftlichen
Hochschulen.

Berichtsrveg:
Befragte-StLA-SIBA.

Dargestellie Tatbestände :

Yon deutschen und ausländischen Studierenden abgelegte,
bestandene und nichtbestandene Vorprüfungen, Staats- und
Diplomprüfungen, Doktorprüfungen (mit und ohne vorherigc
Siäats- oder Diplomprüfung) nach Geschlecht der Studie-
renden, Fachrichtung, Hochschulart sowie (für Winter-
semester 1959/60 unä Somäersemester 1960) nach absol-
tierten Fachsemestern.

b) Kleine Hochschulstatistik (Hochschulbesuch)
(SIBRD Band 182'5. 36, Ifd. Nr. I D 4b)

R e c h t s g r u n d I a g e :

Siehe lfd. Nr. 5 a.

Periodizität
und \Minter-

Iireis der Bef ragten:
Universitäten,'Iechnische, Wissenschaftliclie, PhiIo'sophisch-
Theologische und Kirchliche Hochschulen, Kunst- und Musik-
hochschulen; Sporthochschule .Köln.

Belichtsrveg:
Befragte - StLA - StBA (zentrale Aufbereiiung).

Dargestellte Tatbestände :

I)eutsche und ausländische Studierende und Studienanfänger
an den einzelnen Hochschulen nach Geschlecht und Fach-
richtung; beurlaubte Studierende, Gasthörer nach Hoch-
schularl; ausländische Studierende im Vorsemester bzrv.
Studienkolleg.

\reröf f entlichungen:
StB VIII/4(halbjährlidr)
fortgesetzt in:
Fadrserie A, Reihe 10A/ (halbjäht{ich).

6. Statistik der Hochschullehrer und des wissenschaft-
lichen Personals an den Wissenschaftlichen Hoch.
schulen
(SIBRD Band 182 S. 35, lfd. Nr. I D 5)

Rechtsgrundl age:
Vereinbarungen mit den Ländern und Anordnungen der
Länder.

Periodizität:
Unregelmäßig, zrletzt mit Stichtag 15. November 1960
durchgefiihrt.

Kreis der Bef ragten:
Hochschullehrer, rvissenschaftliches Personal.

'Berichtsweg:

Befragte - Hochschulen - SILA - StBA.

Dargestellie Tatbestiinde :

Vorgesehen:
Akademische und dienstliche Stellung; Geburtsjahr; Ver-
triebenen- und Flüchilingseigenschaft; Jahr der Promotion,
Habilitation, ersten Berufung; für die Nachwuchsgruppen:
Familienstand, Kinderzahl.

VeröIfentlichungen:
WiSta 6217,7*.
Vorgesehen:
Fadrserie A, Reihe 10A/ (unregelmäßig),

Reihe 4 (unregdlmäßig).

Halbjährliche
semester) und

Erhebung (Sommersemester
Aufbereitung. Veröf Ientlichungen:

StB Vllll/4 fi:ihrlidr)
fortsesetzt in :

Fac}"serie A, Reihe 10/V (ährlich, ausführlidrer Bericht).

b. Statistik des Lehrernachriuchses für das Lehramt
an Höheren Schulen
(SIBRD Band 182 S. 37, lfd. Nr. I D 7)

Rechtsgrundl age:
Yereinbarungen mit den Ländern und Anordnungen der
Länder.

Periodizität:
Ab i955 jährliche Erhebung (im Januar) und Aufbereitung'o"
I(reis der Befragten: '

Anstalts- untl Studienseminare bzw.'Kultusministerien der
Länder.

Berichtsrveg:
Befragte-StLA-StBA.

Dargestellte'I'atbestände :

Zahl der Studien- und Anstaltsseminare.
Studienreferendare nach Geschlecht, Vertriebenen- und
Flücht,lineseisenschaft. Fachqluppen, voraussichtlichem Ab-
schluß.jah"r där fadagogischin Prutrng, Geburtsjahr, Lehr-
befähi§ungen, Äusbildüngssemester; mit Erfolg abgelegte
pädagogische Prüfungen nach Fachgruppen.
Lehrkräfte an I{öhelen Schulen, die an der Ausbildung der
Studienreferendare beteili§t sind, nach Geschlecht und-Ent-
lastung.

V e rö,I f e ntli c lr u n gen :

StB VIIV4 (iährlid)
fortcesetzt in:
Fadiserie A, Reihe 10/V (lihrlidr, ausführlidrer Bericht),

Reihe 4 (unregelmäßig).

9. Bestandserhebung über,Turn- und Sportstätten
(StBRD Band 182 S. 37, Ifd. Nr. I D 8)

R e c h t s g r u n d I a g e :

Empfehlung der Ständigen Konferenz der Kultusminister
der Länder vom 21. August 1953.

Periodizität:
Einmalig nach dem Stand vom 31. Dezember 1955 durch-
geführt.

Kreis der Bef ragten:
Gemeinden.
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Berichtsweg:
Befragte-:SILA-StBA.
Dargestellte Taibestäncle :

Aktive und passive Mitglieder der Turn- und Sportvereine,
gegliedert nach dem, Geschlecht (aktive MitEiieder auch
nach Altersgruppen). Zahl d,er Gemeinden miI Turn- und
Sportstätten nach Arten. Insgesamt vorhandene sowie
vereinseigene Turn- und-Sportstätten nach Sportfläche in
qm und Art der Anlage (Turn- uhd Sporthallen, Stadien.
Sportplätze] Kinderspielplätze, Frei- -und 

Hallenbäder,
Tennisplätze,, Rollschuhbahnen, IMintersportanlagen nsrv.).

VeröIf entlichungen:
\(riSta 5715,5*.
StB VüII/30/1.
stBRD Band195.
Die Veröfieatlidrung der Ergebnisse künftiger Erhebungen über Tum-
und Sportstätten und _k-ulturelle Einridrturigen ist vorgesthen in:
Fadrserie A, Reihe 10/VI.

E. , Rechtspflege

l. Justizstatistik
lstnnO Sana tSZ S. 38, lfd. Nr. I Ei)

R e c h t s g r u n d I a g e :

Beschluß der Justizminister-Ko,nferenz der Länder vom
8. und 9. November 1955.

Periodizität: ,

Jährliche Berichterstaitung und Zusammenstellung.

Kreis der, Bef ra'gten:
Oberlandesgerichie (Zusammenstellung der Ergebnisse an
Hand del Geschäftsübersichten der oidentlichen Gerichte
und der Staatsanwaltschaften), Bundesgerichtshof.

BJrichtsrveg:
Befragte - Justizmihisterien der Länder - SILA bzw.
Bundesministelium der Justiz - StBA.

Dargestellte Tatbestände :

Zahl und Personal der Gerichte uid Staats-(Amts-)anwalt-
schaften, Einwohnerzahlen der Gä'richtsbezirke, Einteilung
der Kollegialgerichte. Geschäftsanfall bei den ordentlichen
Gerichten in erster Instanz und in den Rechtsmittelinstanzen.

Veröf f enilichungen:
StB VIIV18
fortgesetzt in:
Fadrserie A, Reihe 9/l (ährlidr).
STBRD Band 229 (1957),251 (1958)
fortgesetzt in:
Fachserie A, Reihe 9 (ährlidr).

2. Statistik aär Aiteitsgerichtsbarkeit
(StBRD Band 182 5.77 , lfd. Nr. IX A 5 a)

R e c h t s g r u n d I a g e :

Verwaltungsvorschri{ten des Bundcs und der Lälder.

,Periodizität:
Monatliche Berichterstattung und vierteljähriiche Zusammen-
stellung.

Kreis der Bef lagten:
T. Arbeits-' und Landesarbeitsgerichte;

Berichtsrveg:
Zu I.: BefraEte - Arbeitsministerien dei Länder - Bundes-
ministerium iü.'Aib.lt und Sozialordnung;

'Zr II.: Bundesarbeiisgericht, -' Bundesministerium für
' Arbeit und Sozialordnung.

.DargesteIIte Tatbestäncle: i

Zahl und Art der Erledigung voti Yerfahren vor den Ge-
richten für Arbeitssachen.

V e r ö f f e n t I i c h u n g e n :

stBRD Band251 (1918)
fortgesetzt in:
Faclserie A, Reihe 9 6ährlidr).
Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnunc :
Arbeits- und Sozialstatistisdre Mitteilungen (viert"eljährlidrundj?ihrlich).

3. Statistik über Personalbesetzung und Geschäftsanfall
bei den Verwaltungsgerichten
(StBRD Band 182 S. 38, lfd. Nr. I E61

R c c h t s g r u n d I a g e :

Yereinbarungen mit den Liindern.

Periodizität:
Jährliche Berichterstattung und Zusammenstellung.

I(reis der Bef ragten:
Yerwaltungsgerichte, Oberverwaltungsgerichte bzw. Ver-
rvaltungsgerichtshöfe, Bundesverwaltungsgericht.

Berichtsrveg:
Befragte (ggf. über zuständige Ministerien der Länder) -Bundesministerium des Innern.

Dargestellte Tatbestände :

Bei den Gerichten der allEemeinen YerwaltunEsEerichtsbar-
keit I. bis III. Instanz änhangig g.or.."n","ri,gegangene
u-nd erledigte Verwaltungsrechtssachen. Personalbesetiung
(hauptamtliche Richter) bei den Gerichten der allgemeinen
Verwaltungsgerichtsbarkeit I. bis III. fnstanz.

Veiöffentlichungen:
stBRD Band 251 (1958)
fortgesetzt in:
Fachserie A, Reihe 9 (jäihflIiü).

4. Statistik der Sozialgerichtsbarkeit

a) Statistik der Yorverfah""r, du" Sozialgerichtsbarkeit
(SIBRD Band 182 S. n I lfd. Nr. IX A 5 b)

Rechtsgrundlage:
Yerwaltungsvorschriften des Bundes und der Länder.

Periodizität:
Halbjährliche Berichterstattung und Zusammenstellung.

Kreis der Bef ragten:
Träger der Rentenversicherungen, Unfallversicherung, Ar-
beitslosenversicherung und Kriegsopferversorgung.

Berichtsweg:
Bef lagte - Arbeitsministerien der Lrinder - Bundes-
ministerium für Arbeit und Sozialordnung; zur Arbeitslosen-
versicherung: Arbeitsämter - Bundesairstalt für Arbeits-
vermittlung und Arbeitslosenversicherung - Bundesministe-
rium für Arbeit und Sozialordnung.(siehe auch lfd. Nr.4c).

Dargestellte'Iatbestrinde :

lf6lliegende, eingegangene und erledigte Widersprüche,
Art der Erledigung.

Veröf f entli"hr.ng"n, 
t

Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung :

Arbeits- und Sozialstatistisdre Mitteilungen (halbjährlidr).

b) Statistik der Sozialgerichtsbarkeit
(SIBRD Band 182 S. 77 , lfd. Nr. IX A 5 c)

^Rechtsgrundlage:Siehe lfd. Nr.4a.

Periodizitüt:
Halbjährliche Berichterstattung und Zusammenstellung,

'Kreis der Bef ragten:
I. Sozialgerichte, La,ndessozialgerichte;

II. Bundessozialgericht.
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V e r ö f f e n t I i c h u n g e n :

STBRD Band 251 (1958)
fortgesetzt in:
Fadrserie A, Reihe 9 (ilihdich).
Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung :

Arbeits- und Sozialstatistisdle Mitteilungen (halbjährlidt)

c) Statistik über die Tätigkeit der Widerspruchsstellen und
der Sozialgerichte für den Geschäftsbereich der Bundes-
anstalt füi Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversiche-
rung
(SIBRD Band 182 5.77 , lfd. Nr. IX A 5 d)

R e c h t s g r u n d I a g e :

Berichtsweg:
Zu I.: Befragte-Arbeitsministerien der Länder - Bundes-
ministerium Iür Arbeit und Sozialordnung;

Zu II.: Bundessozialgericht - Bundesministerium für Arbeit
und Sozialordnung. 

/
Dargestellte Tatbestände :

Vorliegende, eingegangene und erledigte KIagen, Beschwer-
den, Berufungen und Revisionen, Art der Erledigung.

6. Strafverf olgungsstatistik
(SIBRD Band 182 S. 37, lfd. Nr. I E2)

R e c h t s g r u n d I a g e :

Vereinbarungen mit den Ländern und Ano'rclnungen dcr
Länder.

Periodizität:
Laufende Erfassung, iährliche Aufbereitung.

Kreis der Bef lagten:
Strafvollstreckungsbehörden.

Berichisweg:
Befiagte-StLA-SiBÄ.

Dargesiellte Tatbestände: I

Abgeurteilte uncl velirteilte Pelsonen (Ellvaehscne: 21 Jahre
und älter, Heranwachsende: 18 bis unter 21 Jahre, Jugend-
Iiche: 14 bis unter lSJahre) als Täter, Anstifter oder
Gehilfen nach Geschlecht, strafbaren Handlungen (jeweils
getrennt nach Vollendung und Versuch) und Art der Ent-
§cheidung; die Yerurteiltän fe"ne" nach'dem Alter zur Zeit
der Tat- (Altersgruppen) sowie nach Art und Höhe der'
erkannten Strafen und der Art der angeordneien I\Iaß-
nahmen und Maßregeln.
Die verurteilten Jugendlichen und die nach Jugendstrafrecht
verurteilten Heranwachsenden ferner nach Schulbildung,
Beruf und einigen anderen Merkmalen.

Yeröffentlichungen: .

ViSta 59/5, 5',7,7' ; Al3, 3', 5, 5', 6, 6*, 10, 10*; 6114, 1* i 6216.

stB VIII/22 6ährlich), VIIfI/23 (jährlich)
fortgesetzt in:
Fachserie A, Reihe 9/ll (iährliü).
STBRD Band 229 (1957'),251 (1958) \
fortgesetzt in:
Fadrlerie A, Reihe 9 Gährliü).

7. Strafvollzugsstatistik

Rechtsgrund.l age:
Beschluß der Justizministerkonferenz der Länder. VgI. Rund-
schreiben LMJ Nordrhein-Westfalen vom 4. April 1960

- 4470 - EC 12 - mitgeteilt im Schreiben des LMJ Nord-
rhein-Westfalen an das Statisiische Landesamt Nordrhein-
lVestfalen vom 29. September 1960 - 4470 - III C 12.

Periodizität:
Stichtagserhebung am 31. März jeden Jahres. Für die Zu-
und Abgänge mbnatliche Berichterstattung und jährliche
Aufbereitung. Ab 1961 durchgeführi.

Kreis der Bef ragten:
Strafvo,Ilzugsanstalten.

Bericlitsweg:
Befragte - Justizministerien der Länder - StLÄ - StBr\.

Dargesiellte Tatbestände :

Gefangene und Verwahrte am 31. März des Berichtsjahres
nach Alter, Familienstand, Staatsangehörigkeit, Religions-
zugehörigkeit, lVohnsitz, strafbarer Handlung, Art und Zeit-
dauer der Strafen und Maßnahmen, Art des Vollzuges, Art
und Häufigkeit cler Vorstrafen sowie Wiedereinlieferungs-
abstände.

Gefangenenbewegung nach Art der Strafe oder freiheits-
entziehenden Maßregel.

Veröf f entlichungen:
rViSta 6217,7r.
FachserieA, Reihe9/III (ährlidr, erstmalig für 1961).

Bemerkungen:
Ab 1962 sollen auch die in nicht justiz.eigenen Anstalten
Untergebrachten gezählt rverden.

Gesetz über Arbeitsvermittlung und
(AVAVG) in der Fassung vom
s.321), § 202.

Arbeitslosenversicherun g
3. April 1957 (BGBI. I

Periodizität:
Vierteljährliche Berichterstattung untl Zusammenstellung.

Kreis der Bef ragten:
Arbeitsämter.

Berichtsweg:
Befragte - Landesarbeitsämter - Bundesanstalt für Ar-
beitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung.

Dargestellte Tatbestände :

Widersprüche und Klagen, gegliedert nach Sachgebieten
und Art der Erledigung.

Veröffentlichungen:
Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und ArbeitslosenversicJrerung:
Amtliche Nadrrichten (vierteljährlidr).

5. Polizeiliche Kriminalstatistik
(SIBRD Band 182 S. 37, lfd. Nr. I E1)

R e c h t s g r u n d I a g e :

Gesetz über die Einrichtung eines Bundeskriminalpolizei-
amtes (Bundeskriminalamtes) vom 8. März 1951 (BGBL I
S. 165), §§ 2 und 3 sowie Vereinbarungen mit den Ländern
und entsprechende Anordnungen der Länder.

Periodizität:
Monatliche Berichterstattung und Zusammenstellung.

Kreis der Bef ragten:
Örtliche (Kriminal-) Polizeibehörclen.

Berichtsweg:
Befragte - Landeskriminalämter (zum Teil über nach-
geordnete Kriminalpolizeistellen) - Bundeskriminalamt.

Dargestellte Tatbestände :

Jeweils für einzelne Straftatengruppen: bekanntgewordene
Fälle, Tatort nach vier Gemeindegrößenklassen, aufgeklärte
Fälle, ermittelte Täter nach vier Altersstufen (Erwächsene,
Heranwachsende, Jugendliche, Kinder) und Geschlecht.
Reisende Täter, nichtdeutsche Tdter.

V e r ö f f e n t I i c h u n g e n :

\flista 58/4 (M), 6114.
Bundeskriminalamt : Polizeilicle Kriminalstatistik Gährlidr).
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8. Bewährungshilf estatistik

R e c h t s g r u n d I a g e :

Yorgesehen:
\rereinbarungen nrit den Justizministerien der T,änder.

Periodizität:
Laufende Berichterstattung und jährliche Zusamnrenstellung
(Erstes Bericlrtsjahr: 1963).

Kreis der Bef ragt,en:
Bervährungshelfer.

Berichisweg:
Beflagte - Landesjustizvenvaltungen - StLA - SIBA.

Dargestellte Tatbestände :

Yorgesehen:
Besänd, Zugänge und Abgänge uncerstelltei' Personen nach
dem angewandten Strafrecht und der Art der Unterstellung.
Personen, bei denen die Unterstellung dulch Wiclerluf oder
infolge Bervährung beendet worden ist, nach persönlichen
Nlelkmalen und der strafbaren Handlung.

Veröffentliclrungen:
Vorgesehen:
Fachierie A, Reihe 9/IV.

9. Auslieferungsstatistik
(SIBRD Band 182 S. 38, lfd. Nr. I E 3)

Rechtsgrundlage:
Vereinbarungen mit den Justiz.ministerien der Länder.

Periodizität:
, Jährliche Berichterstattung und Zusammenstellung.

Kreis der Bef ragten:
Oberlantlesgeliclite, Generalstaatsanu'älte bei den Ober-
Iandesgerichten.

Berichtsrveg:
Befragte - 

Justizministerien der Länder - 
Brurdesministe-

rium der Justiz.

Dargestellte Tatbestände :

Ein-, Aus- und Durchlieferung, gegliedelt nach ersuchten
und ersuchenden Ländern und der iugrunde liegenden Stlaf-
taf. Zahl und Staatsangehörigkeit der Verfolgten. Zahl der
Nachtragsersuchen.

Veriiflontliohuugen: '
STBRD Band 210 0956), »9 Q957),251 (1958)
fortcesetzt in:
Fadr"serie A, Reihe 9 (iährlidr)

' Bundesanzeiger (ährlicfi).

10. Amnestiestatistik
(SIBRD Band 182 S. 38, 1fd. Nr. I E4)

' R e c h t s g r u n d I a g e :

Vereinbarungen rnit den Justizministerien der Länder.

F. Wahlen

1. Bundestagswahlstatistik
(StBRD Band 182 S. 38, lfd. Nr. I F1)

R e c h t s g r u n d I a g e :

Wahlgesetze, \rerolclnungen.

Periodizität:
Wahltermine; zuletzt anläßlich der
17. September 1961 durchgeführt.

I(reis der Bef ragten:
Rund 60 000 Wahlbezirke.

Bundestagswahl am

Berichtsrveg:
Befragie - Gemeinden - 

K1'sisg (nur bei kreisangehörigen
Gemeinden) - Kreiswahlleiter (Kreisivahlausschuß)
Landesrvahlleiter (Landesrvahlausschuß) - Bundeswahlleiter
(Bundeswahlausschuß) - StBA.

Periodizität:
Bisher einmalig nach dem Straffreiheitsgesetz vom 17. Juli
1954 durchgeführt.

Kreis der Bef ragten:
Straf vollstreckungsbehörden.

Berichtsweg:
Befragte - Justizmrnisterien der Länder - Bundes-
ministerium der Justiz - StBA (Zusammenstellung der
Länderergebnisse) .

Dargestellte Tatbestände :

Straferlaß und Einstellung von Strafverfahren, geglieder(
nach strafbaren Handlungen.

Veröffentlichungen:
rXr'iSta 5515.

Dargestellte Tatbestände :

Walilberechtigie,'\MähIer, IMahlbeteiligung, abgegebene un-
gültige und güItige Erst- und Zweitstimmen; Verieilung der
güItigen Erststimmen auf die Wahlkreisberverber und der
gültigen Zweitstimmen auf die Landeslisten. Kandidaten
und Gewählte nach ParteiLugehörigkeit, Altersgruppen,
Wohnsitz und Beruf; bei Gewählten Angabe, ob in Persön-
lichkeits- oder Listenwahl gervählt.
Sonderausrvertung der Ergebnisse der Briefwahl.
Repräsentaiive I{ahlstatistih 196l: In 1126 ausgervählten
Wahlbezirken fir 2,40/o der Wahlberechtigten durchgeführt,
und zrvar zrvecks Vergleichbarkeit mit der entsprechenden
Auszählung 1957'größtenteils in den gleichen Wahlbezirken
rvie 1957:

Wahlbeteiligung und Stimmabgabe nach Geschlecht und
Alter der Wahlberechtigten und Wäh1er sowie nach Ärt der
Kombination der Erst- und Zweitstimmen. Siehe auch Über-
sicht auf S.286tr.

V e r ö f f e n t I i c h u n g e n :

\Yr'iSta 58/8, 8 r i 6119, 70, 72 ; 6217, 7 r, 2, 2*, 3.

StB VIIV5
fortBesetzt in:
Fachserie A, Reihe 8, Vorberidrte 1 bis 4 (vierteljährlich), Heft 1 bis {
(vierteljährlich).
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II.. Ernährungo Landwirtschaft und Forsten

A. Betriebe, Beschäftigte

1. Landwirtschaftliche Betriebszählung

a) Landwirtschaftliche Betriebszählung 1949
(SIBRD Band 182 S. 39, lfd. Nr. II A 1 a)

R e c h t s g r u n d I a g e :

Gesetz über eine landrvirtschaftliche Betriebszählung im
Vereinisten WirtschaftsEebiet vom 2.April 1949 (WiGBl.
S.54) ünd Erste Durchführungsverordnung uom 9. April 1949
(UriGBL S.54); für die französische Besatzungszone landes-
rechtliche Anordnungen.

Periodizität:
Lm 22. Mai 1949 durchgeführt. Im Jahre 1953 rvurden eine
Erhebung über die Benutzung von Schleppern und Boden-
fräsen in der Land- und Foistwirtschaft (siehe S.54, lfd.
Nr. IIA4) und 1950 eine Gartenbauerhebung (siehe
S. 53, lf d. Nr. II A 2 a) als Nacherhebung zur landrvirt-
schaftlichen Betriebszählung 1949 durchgeführt.

Kreis der Bef ragten:
Rund 2 051 000 land- und lorstwirtschaftliclie Betriebe
(einschließIich Gartenbau- und Weinbaubetriebe) mit einer
Betriebsfläche (Gesamtfläche) von 0,5 und mehr ha.

(Die landwirtschaftlichen Kleinbetriebe und KIeingärten
unter 0,5 ha Gesamtfläche wurden im Rahmen der Volks-
und Ber'ufszählung 1950 erfaßi - siehe S. 35, Ifd. Nr. I A 1 a.)

Berichtsweg:
Befragte : Gemeinden ('örttiche Durchführung der Zählung
unter Mitwirhung ehrenamtlicher Zähler) - Kreise - SILA

-StBA.
Dargestellte Tatbestände :

Betriebsgrößen und BesitzverhäItnisse;
Bodenbenutzung;
Viehhaltung;
Maschinenverwendung; Personal.

Veröffentlichungen:
§fliSta .19/12; 5017,3', 1, 4', 5',5, 8, 8', 9i 5112,24,5, 8, 8*, 9, 10;

5211, 7* , 5,7,7'i 5311, l+; 5413.

stB uul/l bis 29.

STBRD Band 21 bis 27 (Methodisdre Einführung in STBRD Band 21 Heft I t
textlidle Auswertung mit kartographischen Dastellungen in
Band 27 Heft 2).

b) Landwirtsehaftszählung 196'0 (Haupterhebung)

R e c h t s g r u n d I a g e :

Gesetz über eine Betriebstähluns in der Land- und Forst-
wirtschaft (Landwirtschaftszahluirg 1960) vom 13. April 1960
(BGBI. I S. 217). Abdruck im Anhang S. 173.

Periodizität:
Haupterhöbung am 31. Mai 1960 durchgeführt. Ferner eine
monailiche Arbeitskräfteerhebung im Anschluß an die Haupt-
erhcbung für die Dauer eines Jähres bis Oktober 1961 (sidhe
S.54, 1fd. Nr. IIASb) sowie GartenbauerhebunE im Juli
1961 (siehe S.53, lfd. Nr. IIA2b), Forsterhebuig in der
Zeit vom April 1961 bis März 1962 (siehe S. 63, 

-Ifd. Nr.
IIE4), Binaenfischereierhebung im Juni 1962 .(siehe S.61,
lfd. Nr.IIC8).
Kreis der Bef ragten:
Rund 1 778500 Inhaber bzw. Bewirtschafier
a) von land- und forstwirtschaftlichen Betrieben und Ge-

samtflächen ab 0,5 ha Gesamtfläche,
b) aller Erwerbsgarten- und Weinbaubetriebe,
c) von Erwerbsbetrieben der Binnenfischerei.
(Die ljndwirtschaftlichen Kleinbetriebe und KIeingärt,en
unter 0,5 ha Gesamtfläche wurden im Rahmen der Volks-
und Berufszählung 1961 erfaßt. Siehe S. 35, lfd. Nr. I A 1 b.)

Berichtsweg:
Befragte - Gemeinden (örtliche Durchführung der Zählung
unter Mitv/irkung ehrenamtlicher Zähler) - Kreise - StLA

- SIBA.

Dargestellte Tatbestände :

Für die Aufbereitung vorgesehen:
Land- und forstwirt§chaftliche Betriebe mit 0,5 und mehr ha
Betriebslläche
Hauptbetriebsarten, Betriebsgrößen und BesitzverhäItnisse:
Betrlebe nach Größenklassen der Betriebsfläche, der land-
wirtschaftlichen Nutzfläche, der Waldfläche sowie sonstiger
Flächen. Besitzverhältnisse nach Eigen- und Pachtland, Be-
triebsinhaber nach natürlichen und iuristischen Personen so-
wie Yertriebenen- und Flüchtlingieigenschaft; Dauer tler
Eacht, Höhe der Pachtvergütung, Zahl der Teilstücke nach
Größenklassen der landwirtschaftlichen Nutzfläche.
Bodennutzung: Betriebe (Zahl und Fläche) nach Haupt-
kulturarien, Fruchtarten auf dem Ackerland, Sondelkulturen
(Reben, Tabak, Hopfen), jeweils gegliedert nach Gr'ößen-
klassen der landwirtschaftlichen Nutzfläche.
Personal: Betriebsinhaber und im gemeinsamen Haushalt
lebende Familienangehörige und Verwandte nach Geschlecht,
Altersgluppen und Arbeitszeitleistung, Siellung zum Er-
rverbsleben sowie der überwiegenden Unterhaltsquelle.
Familienarbeitskräfte (ständige und nichtsiändige) und
ständige familienfremde Arbeitskräfte nach Geschlecht,
Altersgruppen, Stellung im Betrieb, Sozia'lversicherung.
Fachliche Vorbildung der Betriebsleiter und Hausfrauen
von Betrieben mit Hauptproduktionsrichtung Iandwirtscha{t-
Iiche Erzeugnisse. Größtenteils aufgegliedert nach Größen-
klassen der landwirtschaftlichen Nutzfläche bzrv. Wald-
fläche.
Nebenbeiriebe, Gewerbebetriebe, Gebäude: Verarbeitende
Nebenbetriebe der land- und forstwirtschaftlichen Betriebe,
Gewerbebetriebe der Betriebsinhaber, Wohn- und Wirt-
sohaftsgebäude, lMerkwohnungen nach Hauptbetriebsarten
und Größenklassen der landwirtschaftlichen Nutzfläche bzrv
WaIdfläche.
Viehhaltung:. Betriebe mit Viehhaltung nach Arten der
Tiere, \riehbesatz gegliederi nach Pferden, Rindern,
Schweinen, Schafen, Hühnern; jeweils nach Zahl der gehal-
tenen Tiere sowie nach Größenklassen der lanrlrvirtschaft-
Iichen Nutzfläche.
Maschinenverwendung: Betriebe mit Zug- und Äntriebs-
maschinen nach Art, Leistungsstärke, Besitzverhültnissen so-
wie nach Hauptbetriebsarten und Größenklassen der land-
rvirtschaftlichen Nutzfläche. Betriebe mit Arbeitsmaschinen

P'flanzenpflege,
Futtermittel-

Größenkla§sen

Betriebsrvirtschaftliche Tabellen: Betriebe nach Boden-
nutzungssystemen, Iandlvirtschaftliche Betriebe nach dem
Zuerwerb der Besitzerfamilien, betriebswirtschaftliche
Struktur, Mechanisierungsstufen und -grad, Arbeitskräfte-,
Vieh- und Zugkräftebesätz.

Yeröffentlichungen: ]
ViSta 60/5 (M), 9 (M); 6712, 2 *, 5, 5 t ; 6212, 2*, 5, 5 * t 6, 6x, Z, Z *.
stB l,,v1l30

l'"tf$ffJbl;trelveröfientlicrrunrJl t,"r", 11 vorberichte erecrrienen.

Bemerkungen:
Die Haupterhebu_ng wurde mit zwei verschiedenen Flage-
bogen dulchgefühit, dem Betriebsbogen A mit größeräm
I'rageprogramm [ür die Betriebe mit-'2 und mehr ha Be-
triebsfläche und dem Betrieb^sbogen B mit gekürztem Frage-
programm für Betriebe mit 0,5 6is unter 2ha Betriebsfläölie
(einschließlich Erwerbsgarten-, -obst-, -weinbaubetriebe und
Betriebe der Erwerbsteichwirtschaft und -fischzucht unter
0,5 ha Betriebsfläche); dementsprechend werden für die Be-
triebe mit 2 und mehr ha Betriebsfläche einzelne Tat-
bestände ausführlicher oder tiefer gegliedert dargestellt.
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c) Zählung der landwirtschaftlichen Kleinbetricbe unter
0,5 ha (im Rahmen der volks- und Berufszählung lg50)
(StBRD Band 182 S. 39, lfd. Nr. II A 1 c)

Rechtsgr.undlage:
Volkszählungsgesetz 1950, § 1, vom ZT.Julj 1950 (BGBI.
s. 335).

Periodizität:
Im Rahmen der ,\[61fts- und Berufszählung lgbO. am
13. Sepiember 1950 durchgeführt.

Kreis der Bef ragten:
Rund 4 551 000 Bewirtschafter einer Fläche r.on .rveniger
als'0,6 ha.

Berichtsweg:
Befragt-e 

- Gemein-den (örtliche DurchführunE cler Zählung
unter Mitwirkung ehrenahtlicher Zähler) - K'reise _ StLÄ
- StBA.

Dargestel lte Tatbestände :

Zahl und Fläche der Iandwirtschaftlichen Iileinbetriebe
unter 0,5 ha Gesamtfläche nach Besitzverhältnisse.r, Kult .-, arten.

VcröIfentlichungcn: .

ViSta 51110, 10 i.
STBRD Band21 Heft2, Band24 Heftl.

d) Zjihlung der bewirtschafteten Bodenflächen unter 0,b ha
(im Rahmen der Volks- und Berufszählung 1g61)

Rechtsgrundlage:
Yolkszählu_ngsgesetz 1961 vom 13. April 1961 (BGBI. I
S.437), § 3 Ni.2b. Äbdruck ;m Anhang S.162.

Periodizität:
Im Rahmen der Volks- und Berufszählung 1961 arh 6. Juni
1961 durchgeführi.

Kreis der Befragten:
Rund 5 000 000 Bewirtsehafter einer Fläche von weniger
als 0,5 ha. ,

Berichtsweg:
BeTragte - Gemeinden (öriliche Durchführung der Zählung
unter_Mitwirkung ehrenamtlicher Zähler) - Kreise - StLA
- StBA.

Dargestellte Tatbestände :

(für die Aufbereitung vorgesehen)
Flaushalte nach Zahl und Größenklasse dcr Gesamtfläche,
aufgegliedert nac! Nutzung als Garien-, Acker-, Rebland
und sonstigen landwirtschaftlichen Nutzflächen sorvie Wald.
Die Ergebnisse werden gesondert aufbereitet für Vertrie-
bene mit Bundesvertriebönenausweis A oder B sorvie ftir
Bervirischafter, die nach dem Kriege aus der sorvjetischen
Besatzungszong o{er- d-em Sowjetsäktor von Berlin zuge-
zogene Deutsche sind, darunter'Personen mit Bundesflücit-
Iingsausweis C.

\re rö f f en tli ch'un gen :

Vorgesehen:
Fachserie B, Einzelveröfientlidrungen.

2. Gartenbauerhebung

a) Gartenbauerhebung 1950
(StBRD Batrd 182 S. 40, lfd. Nr. II A 2a)

Rech tsgrundlage:
Gesetz über eine Iandwirtschaftliche Betriebszählung,im Ver-
einigten Wirtschaftsgebiet vom 2. April 1949 (WiGBI. S.54)
in Yerbindung mit der Dritten DurchführunEsverordnung vom
15.Septembei 1950 (Bundesanzeiger N". i94 S.2). Fü; die
Länder der französischen Besatiungszone landesrechtliche
Anordnungen.

Periodizität:
Am 15. Oktober 1950 durchgeführi

Kreis der Be f ragten t
Rund 200 000 Betriebe, die Gartengervächse zum Verkauf
anbauen.

ßerichtsrveg:
Belragte - Gemeinden (örtliche Tlrrchführung der Erhebung
unter MitwirkunE ehrenamtlicher Zähler) - Kreise - Stll(
- StBA.

Dargestellte Tatbestände :

Betriebsart, Betriebsrichtung, Absatzverhältnisse, Nutz-
flächen, Arbeitskräfte, technii-öhe Einrichtungen.

Veröffentlichungen:
ViSta 5114, 9 ', 10, 10 r, fi, 7lt ; 5216.
StB 'fill1Al1 bit 8.
STBRD Band 26.

b) Gartenbauerhebung 1961

Rechtsgrundlage:
Gesetz über eine Betriebszählung in der Land- und Forst-
y1{X!a-f t^(L^qndwirtschaf tszählung 1 960) vom 1 3. Ap ril I 960
(BGBI. I S.217). Abdruck im Anli'ang S. 173.

Periodizität:'
Ln JuIi 1961 dür'chgefüLrt.

Kreis der Bef ragten:
Rund 300 000 Betriebe, die gartenbauliche Erzeugnisse und
Baumschulerzeugnisse iu Er#erbszwecken anbauei.

Berichtsweg:
Befragte - Gemeinden (örtliche Durchführunq unter Mit-
rvirkung ehrenamtlicher Zähler) - Kreise - S|LA - StBA.

Dargestellte Tatbestände :

Für die

Veröf f entlichungen:
\7ista 1950/5 (M).
Vorgesehen:
Fadrserie B, Einzelveröflentlidtungen.

3. Weinbaubetriebserhebung 1958
(SIBRD Band 182 S. 40, lfd. Nr. nI A 3)

R e c h t s g r u n d I a g e :

Verordnung über eine Weinbaubetriebserhebung im Jahre
1958 vom lZ.März 1958 (Bundesanzeiger Nr.50 S. 1). Ab-
druck im Anhang S.177.

Periodizität:
In den Monaten Ma., bis Mai 1958 durchgeführt.

Kreis der Bef ragten:
90 865 Betriebe mit Gesamtrebflächen von 20 und mehr Ar
und Bewirtschafter einer Rebfläche von weniger als 20 Ar,
sorveit der Anbau zum Zwecke des Erwerbs erfolgt, sowie
\Minzergenossenschaf ten.

Berichtsweg:
Befragte - Gemeinden (örtliche Durchführung der Erhebung
unter Mitwirkung ehrenamtlicher Zähler) - Kreise - StLÄ

- StBA.

Dargestellie Tatbestände :

Weinbaubetriebe nach Art und Größenklasse; Betriebsflächc,
landwirtschaftliche Nutzfl äche und Rebfl äche ; IMeinmosternte,
ihre Verwertung und Absatzwege; Arbeiiskräfie und tech-
nische Einrichtungen; im Weinbau eingesetzte Ztgtiere;
Düngerzukauf.

V e r ö f f e n t I i c h u n g e n :

\l(ziSta 59/2, 2', 9, 9a.
STBRD Band 22.

Bemerkungen:
Die Erhebung rvulde in den Ländern Nordrhein-Westfalen,
Eess-en, -Rheinland-Pfalz, Baden-Württemberg und Bayern
clurchgeführt.
Im Saarland fand die Erhebung in gleicher Weise statt.
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4. Erhebung über die Benutzung von Schleppern und
Bodenfräsen in der Land- und Forstwirtschaft 1953
(Schleppererhebung)
(SIBRD Band 182 S. 40, lfd. Nr. II A4)

R e c h t s g r u n d I a g e :

Für 1953: Verordnung, betreffend eine Erhebung über die
Benutzung von Schlep-pern, Bodenfräsen'und ]\Iähdreschern
in der La"nd- und Foriiwirtschaft vom 6' Mai 1953 (Bundes-
anzeiger. Nr. 88 S. 1).

Periodizität:
In mehrjährigen Abständen, zuletzt in der Zeit vom 19. bis
26.Mai 1953-durchgeführt. (Siehe auch nnter ,Bemerkun-
gen".),

Kreis der Bef ragten:
Rund 290 000 land- und forstwirtschaftliche Betriebe rnit
0,5 und mehr ha Betriebsfläche, Betriebe des Erwerbsgarten-
baues und des Errverbsweinbaues; Eewerbliche Lohnunter-
nehmer, Schleppergemeinschaften u-nd Schleppergenossen-
schaften.

Berichtsweg:'
Befragte - Gemeinden (örtliche Duqchfrihrung cler Er-
hebung) - Kreise - SILA - StBA.

Darg'estel I te Tatbestände :

Betriebe, 'die eigefie oder fremde Schlepper oder Mäh-
drescher benutzei, gegliedert nach Größenklassen der Iand-
rvirtschaftlich benutZten Fläche. Betriebseigene und beilicbs-
fremde Schlepper, gegliedert nach Baujahren.'
(über die mlf Ma-hdreschern 4bgeernteten Flächen unter-
richtet die auf S.56 unter lfd. Nr.IIB1c. aufgeführte
Statistik.)

Ve rö f f entlioh ungen:
'ViSta 59/3; 61t4,4*.
StB III/22 (unregelmäßig; einsdrließlidr Fortsdrreibungsergebnisse)
fortgesetzt in:
Fachserie B, Reihe 5.

STBRD Band 25 Heft 2, Band 94.

Bemerkungen:
Fortschreibung des Schlepperbestandes' nach Größenklassen
der landrvirtschaftlichen Nutzfläche bis zum Stantl yom
31. Dbzember' 1959 an Hand der beim Kraftfahlt-Bundesamt
registrierten Neuzulassungen. Ferner rverden Neuzulassun-
gen und Umschreibungen von Schleppern in der Landrvirt-
schaft nach Größenklassen der landrvirtschaftlichen Nutz-
fläche jährlioh bzrv. halbjährlich aufbereitet.
Über die Feststellung des Bestandes an Schleppern, sonsti-
ger Antriebs- und Arbeitsmaschinen sorvie technischer Ein-
richtungen im Rahmen der Landwirtschaftlichen Beiriebs-
zühlun§ 1949 siehe S.52, lfd. Nr. IIÄ1a, der Landrvirt-
schaftszählung 1960 siehe S.52, lfd. Nr. II A 1 b.

5. Statistik-del Arbeitskräfte in land- und folstwirt-
schaftlichen Betrieben
a) Statistik der Arbeitskräfte in lanilwirtschaftlichen Be-

trieben 1956/58
(StBRD Band 182 S.40, lfd. Nr. II AI) ,

i Rechtsgrundlage:
Verordnung über eine Statistik der Arbeitskräfte in land-
rvirtschaftlichen Betrieben vom 18. Juni 1956 (Bundcsanzeiger
Nr. 117 S. 1). Abdruck im Anhang S. 177.

Peliodizität:
Im Augu§t 1956 Basiserhebung, vom September' 1956 bis
Juli 1958 monatliche Erhebungen.

Kreis der B.ef ragten:
Rund 145 000 ausgewählte Betriebe mit einer landivirt-
schaftlichen Nutz.fläche von 0,5 und mehr ha, Errvelbsgarten-
bau- und Erwerbsweinbaubetriebe auch unter 0,5 hi lancl-
rvirtschaftlicher' Nuizfl äche.

Die Erhebungen wurden nach dem Stichprobenverfahlen
durchgeführt. Erfaßt wurden bei der Basiserhebung mncl
145000 Betriebe, das sind etwa 80/o aller ]andrvirtschaft-
Iichen Betriebe mit einer landwirischaftliclien Nutzfläclie lon
0,5 und mehr ha, bei'den Monatserhebungen etl'a 100/o clcr
in die Basiserhebung einbezogenen Betriebe.

Die Ausrvahl für die Basiserhebung erfolgte an Hand der
IJnterlasen der Bodennutzunqserf,ebung- nach Betriebs-
größenkiassen der landwirtschiftlichen Nutz0äche, für die
Monatserhebungen zusätzlich nach Bodennutzungssystemen.

BericLtsweg:
BefraEte - Gemeinden (örtliche Dulchliihrung der Erhebrrng
rrnter'l\Iitwirkung ehrenimtlicher Zähler) - Rreise - StLA

- SIBA.

Dargestellte Tatbestände :

Basiserhebung: fnhaber der landwirtschaftlichen Betriebe
und ihre mIt ihnen im gemeinsamen Haushalt lebenden
FamilienanEehörigen nach Alter, Verwandischaftsverhältnis
zum Betriäbsinh"aber, Erwerbs- und Unterhaltscpellen,
Ärbeitseinsaiz im Betlieb,
ihrer

Renten- und
Arbeitskräfte, gegliedert nach, in Kost und

Arbeitskräften sorvie nach Altersonstigen
im Betrieb Nichtständige Atbeitskräfte und
atz im Betrieb.

Wohnung und
und Stellung
ihr Ärbeitseins
Monatserhebungen: Veränderungen im Bestnnd der l-rei der
Basiserhebung ärfaßten Personen und delen Ärbeitseinsatz
im Betrieb im vergangenen Monat.
Außerdem Jahreszusammenstellungen 1956 157 bzrv. 1957/58 :

Betriebsinhaber und ihre mit ihnerim gemeinsamen Haushalt
lebenden Familienangehörigen im Wirtschaftsiahr, darunter
lm Betrieb beschäfti§te Pe-rsonen; Arbeitsz.eiten dieser Per-

r sonen in Jahresrverken, aufgegliedert nach Arbeitszeiten in
\roll- und Teilbeschäftigunf. "Ständige und nichtständige
familienfremde Arbeitskräfte sowie lhre Arbeitszeiten in
Jahreswerken.

Yeröf f enilichungen:
'ütiSta 5712, 2' , 3, 3* , 1, 4* i 5811, I r, 12 (M), 12I.
StB IIII/27(unregelmäßig).
Für die Erhebuncen 1952 bis 1954:
viSta 53/10; 5ü7, 7',, 9, 9* i 5516, 6*.

, StB II'1i23 (unregelmäßig).

Bemerkungen:
In Hamburg, Bremen und Bellin wurde die Erhebung nicht
durchgeführt.

b) Arbeitskräfteerhebung in land- und forstwirtschaftlichen
Betrieben 1960/61

Rechtsgrundlage:
Geseiz über eine BetriebszählunE in der La,nd- und Folst-
wirtschaft (Landwirtschaftszähluig 1960) vom 13. April 1960
(BGBI. I S.217). Abdrucli imuAnhang S. 173.

Periodizität:
Monatliche Erhebungen vom November 1960 bis Oktober
1 961.

Iireis del Bef ragien:
Ausgervählte Betriebe der Landwirtschaft und des Garten-
baus" mit einer landu'irtschaftlichen Nutzfläche ab 0,5 ha

betriebsarten Ltnd und ForstrT'irtschaft
uach Größenklassen der Nutzflüche
bzrv. Waldfläche, bei der Laädwirtschaft außerdem in tlen
Griißenlilassen von 5 bis unter 30 ha landwirtschaftlicher
Nutzfiäche nach Betrieben rnit und ohne ständiee familien-
fremde Arbeitskräfte, in den Größenklassen r%n 30 und
mehr ha landwirtschaftlicher Nuizfläche nach Boden-
nutzungssystemen. Siehe auch übersicht auf S.288.

Berichtsweg:
Befragie 

- 
Gemeinclen 

- 
StLA 

- 
SIBA.

Dargestellte Tatbestände :

\rorgesehen'
Familienangehörigeiund familienflemde Arbeitsliräfte nach
Gesclileclit,, Alter, Arbeitseinsatz im Betrieb im jerveiligen
Erhebungsmonat, aufgegliedert nach den Hauptbetriebs-

il
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gruppen Landwirtschaft, Gar.tenbau und Forstrvirtschaft so-
rvie nach Größenklassen der landwirtschaftlichen Nutzfläche
bzrv. Waldfläche.

Yeröf f entliclungen: ,
\ifliSta 51/5 (M).
Vorgesehen:
Fachierie B, Einzelveröffentlichungen.

Bemerkungen:
I_n Hamburg, Bremen, Bellin rvurde die Er.hebung nicht
durchgeführt.
Es ist vorgesehen, ab 1963 eine laufende Erhebung über die
Ärbeitskräfte in der Land- und l'orstrvirtschaft clurchzu-
fiilrren, und zrvar
a) monatlich in landwirtschaftlichen Betlicl:en

mit einer landrvirtschaftlichen Nutzfläche von 2 und
mehr ha so,lvie in für den Markt produzielenden Betrie-
ben auch von 0,5 bis unter 2 ha,

b) ,iährlich in Forstbetrieben mit einer Waldfläche von
50 und mehr ha.

6. Betriebswirtschaftliche Meldungen aus der
Landwirtschaft
(StBRD Band 182 S. 41, lfd. Nr. II AQ

Rechtsgrundlage:
Die Meldungen w-erden auf freirvilligel Gmndlage elstattet.
Periodizität:
i\Ionatliche, halb.jährliche und jährlir:he Er'hebung und Auf-
bereitung.

I(reis der Befragten:
Äusgervählte Betriebe der Landrvirtschaft. .

Berichtsrveg:
Befragte - Landrvir.tschaftskammern bzw. SILA - Bundes-
ministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten:

f)argesiellte Tatbestände :

l\fonatlich: Yorräte an Getreide und Kartoffeln in cler Land-
rvirtschaft (in ersier Hand).
I{albjährlich bzw. jährlich: Anbauabsichten.
Nach Bedarf : sonsiige betriebswirtschaftlich rvichtige Fragcn.

Veröffentlichungen:
Bundesministerium für Emährung, Landwirtsdtaft und Forsten :

Statistischer Monatsberidrt (monatlidr bzw. halbjährlich und jährlich).
Statistisdres Jahrbuch.

7. Buchfühlungsstatistik landwirtschaftlicher', weinbau-
licher und gartenbaulicher Betriebe
(StBRD Band 182 S.41, lfd. Nr. II A7) X

Rechtsgrundlage:
L.rndrvirtschaftsgesetz vom 5. September 1955 (RGBI I
s.565).

Pcriodiz.iiii,t:
Jrihlliche Zusammensiellung (,jerveiis fiir das fViltschafts-
,iahr vom 1. Juli bis 30. Juni).

Iireis der Bef ragten:
Landrvirtschaftliche Buchstellen (auf Gruld del Abschlüsse,
die für ausgervählte Betriebe der Landrvirischaft, des
Garien- und Weinbaues yorgenommen rverden).

Berichtsrveg:
Befragte - Landrviltschaftskammeln bzrv. Landrvirtschafts-
ministerien der Länder - Bundesministerium für Ernährung,
Landwirtschafi und Forsten.

Dargestellte Tatbestände :

Feststellung der Einnahmen und Ausgaben, der Rentabili-
täts- und EinkommensverhäItnisse und des Schuldenstandes
der Landwirtschaft, des Garten- und Weinbaues.

Veröffentlichungen:

8. Beribhterstattung über ländliche Siedlung
(StBRD Baüd 182 S.41, lfd. Nr. 1I A8)

Rechtsgrundlage:
Vereinbarungen mit den Ländern.

Periodizität:
Jährliche Berichterstattung und Zusammenstellung.

Kleis der Bef ragten:
Untere Siedlungsbehörden.

Berichtsweg:
Bef ragte - Landrvirtschaftsministerien der Länder - Buncles-
ministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten.

Dargestellte Tatbestände :

Beschaffung unrl Verteilung von Siedlungsland nach dem
Reichssiedlungsgesetz vom 11. August 1919 und den Boden-
refo_rmges_etzen der _Länder. Anfall und Verwendung von
Siedlungsland; Landvorrat. Verteilung von Siedlung-sland
(errichtete Siedlerstellen); Herkunft der Neusiedlerfamilien
und der sonstigen auf den Siedlerstellen rvohnenden Familien.

. Eingliederung von Heimatvertriebenen und Flüchtlingen aus
der sowjetischen Besatzungszone in landrvirtschafiliche Be-
triebe auf Grund des FlüchtlinsssiedlunEsEesetzes vom
10. August 1949 und des Bundesiertrieben"ei'Eesetzes vom
i9. MaY 1953 in der Fassung vom 14. August f957. Anzahl
und Größe der übernommenen Betriebe,-Finanzierung der
Pingliederungsmaßnahmen. Gesamtergebnis der ländlichen
Siedlung.

Veröf f entlichungen:
Bundesministerium für Ernä,hrunc, Landwirtsdraft und Forsten :
Statistisdrer Monatsberidrt (ährtiiJr).
Statistisdres Jahrbuch.

9. Berichterstattung über Flurbereinigung
(StBRD Band 182 S. 41, lfd. Nr. II A9)

R e c h t s g r u n d I a g e :

Vereinbarungen mit den Ländern.

Periodizität:
Jährliche Berichterstattung und Zusammenstellung.

I(reis der Bef ragten: 
I

Untere Flurbereinigungsbehörden. 
I

Berichtsweg: 
I

Befragte - Landwirtschaf tsministerien der Iänder - Bundes-
ministärium für Ernährung, Landwirtschaft' und Forsten.

Dargestellte'Iatbestände :

Anhängige r-tnd abgeschlossene
und Flächen der Grundstücke.

Flurbere fahren
bereinigte

FIächen. Beteiligte
neuen Flurstücke, rbe ihr Zusammen-

und ihre alten und
beteil

legungs'r'erhältnis,
Sonst,ige Ergebniss
neue Grundstücke

rt nach
e in denen

der

»Landwirtsdraftlidre

für l:ndwirtsdraft und Fonten : Vcrum-
die I qge der

zugeteilt wurden.

Veröf f entlichungen:
Bundesministerium für Emährune, Landwirtsdtaft und Forsten
Statistischer Monatsberidrt (jährfich).
Statistisches Jahrbuch.

10. Berichtelstattung über landwirtschaftliche Ausbildung
und Wirtschaftsberatung
(stBRD Band 182 S. 42,rlfd. Nr. II A10)

R e c h t s g r u n d I a g e :

Vereinbarungen mit den Ländern.

Periodizität:
Jährliche Berichterstattung und Zusammenstellung.

Kreis der Bef ragten:
Landwirtschaftskammern bzrv
Länder.

a.
§4
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Berichtsweg:
Bef raEte - Landwirtschaftsministerien der Linder - Bundes-
minist"erium f iir Ernährun§, Landwirtschaft und Forsten.

Dargestellte Tatbestände :

Angaben über praktische Berufsausbildung in Lehrbetrieben,
Fach- und Speiialschulen; Landwirtschaftistudium und Vor-
bereitunEsdienst der Landwirtschaftsreferendare. Zahl der
Wirtschäftsberater und der Beratungsringe.

Veröffentlichungen:
Bundesministerium für Emährung, Landwirtschaft und Fomten :

Statistisdrer Monatsberidrt (jähilich).
Statistisdre Jahrbuch.

Periodizitäü:
Jährliche repräsentative Erhebung im Mai bei nicht mehr
als 100/o dei Auskunftspflichtigen, soweit nicht durch Ver-
ordnung eine totale Durchfütii"ung angeordnet wird. (Erst-
maliE Iotale HaupterhebunE ''für- 1960 anÄeordnet und in
Verb"indung mit äer Landivirtschaftszähhiäg 1960 durch-'
geführt.) Jährliche Aufbereitung.

Iileis der Befragten' i

Rund 130 000 Inhabär von land- und forstrvirtschaftlichen
Betrieben und von Gesamtflächen ab 0,5 ha, die ganz oder
teilrveise land- oder forstwirtschaftlich genuizt werden, so-
rvie von allen Flächen des Erwerbsgartenbaues und des Er-
rverbsweinbaues; Gemeinden (füi alle "sonstigen Flächen).
Siehe auch übelsicht auf S.288.

b) Bodennutzungshaupterhebung
(StBRD Band 182 S. 42, lfd. Nr. 1I B 1 b)

Rechtsgrundlagö:
Siehe lfd. Nr. I a.

Berichtsweg:
Befragte - Gemeindän (örtliche Durchführung der Erhebung
unter-Mitwirkung ehrenamtlicher Zähler) - Kreise - StLA
_ SiBÄ. §'
Dargestellie'Iatbestände :

Gliederung der Wirtschaftsfläche nach Hauptnutzungsarten
(landrvirtschaftliche Nutzfläche, Wa1dflächen usrv.). Land-
wirtschaftliche Nutzfläche,'gäglieclert nach I(uiturarten
(Ackerland, Wiesen, Yiehweiden usw.), Anbauflächen auf
dem Acherland nach Fruchtarten (Getreidearten, Kartofreln,
Zuckerrüben, Futterpflanzen, Gartengervächse, Handels-
gervächse usw.). r

Yon 1952 bis 1955 sowie 1960 bei der Haupterhebung, von
1956 bis 1958 bei der Yorerhebung außerdem: Die Vertrie-
benen und Sowjetzonenflüchtlinge unter den Inhabern der
land- und forstrvirtschaftlichen Betriebe.

V e r ö f f e n t I i c h u n g e n :

lü/ista 58f, 10, 10'; 59/8, 10, 10*i fi19,72, l2*i 6111',8, 10, 10*;
über Vertriebene 5813,3*i 5914,

StB lllll2
fortgesetzt in: ll

Fadrserie B, Reihe 1/I (iährliü).
STBRD Band 222 (1958) M, 241 (1959) ME, 252 (1960) ME
fortgesetzt in r

Fachserie B, Reihe 1 (jährlidr).

Bernerliungen:
In Berlin, Bremen und Hambur§ findet eine }laupterhebung
nur statt, wenn durch Verordnung eine totale Duichführun[
angeordnet isi. Irf mehrjährigen Abständen, zuletzt im
Jahre 1960, r'epr'äsentative Nacliprüfung der Bodennutzungs-
vor- und -haur:terhebunE mitteld Stichärobeh in nicht m;hr
als 3 000 Betiieben duöh besondere i{ommissionen, außer
in Berlin, Bremen, Hamburg und im Saarland. Siehe auch
übersicht auf S.288.

t

c) Bodennutzungsnacherhebung
(StBRD Band 182 S. 42, Ifd. Nr. II B 1 c)

R e c h t s g r u n d I a g e :

Siehe lfd. Nr. 1a.

Periodizität:
Jährliche repräsentative Erhebung im Oktober bei nicht mehr
als I00/o dei Auskunftspflichtigeln, sorveit nicht durch Ver-
ordnung eine totale Durchführung angeordnet wird. (Erst-
malig totale Nacherhebung für 1960 angeordnet.) Jährliche
Aufbereitung.

I(reis der Befragtcn:I
Rund 130 000 Inhaber von land- und forstrvirtscliaftlichen
Betrieben und lon G_esamtflächen ab 0,5 ha, die ganz oder
teilweise land- oder forstwirtschaftlich genutzt rverden.

Berichtsrveg:
Befragte - Gemeinden (örtlichö Durchführuirg der Erhebung
unter Mitrvilkung ehrenamtlicher Zähler) - I{reise - StLÄ

- StBA. I

B. Bodennutzung und Elnte

Bodennutzungserhebung

a) Bodennutzungsvorerhebung
(StBRD Band 182 S.42, lfd. Nr. II B 1 a)

Rechtsgrundlage:
Gesetz über BodennutzunEserhebung und Erntebericlrterstat-
tuns vom S.Dezember 1958 (BGBI. I S'895). Abdrucli im
Anh"anE S. 178. Fiir 1959 und 1960 außerdem: Verordnung
über die allqemeine Durchlührung und die Nachprüfung der
Bodennutzun'gserhebunE 1959 vom 23. Februar 1959 (Bundes-
anzeiEer. Nri38 S. 1)."Äbdruck im Anhanq S. 181. Ferner
Veroidnung iiber die allgemeine Durchfülüung, die Nach-
prüfung uid eine Ergänzung der Bodennutzungserhebung
ig60 väm 10.nlai 1960 (Bundesanzeiger Nr.93 S.1). Ab-
druck im Anhang S.181.

Periodizität:
Jährlich rverden in der Zeit von Januar bis Mai die Boden-
flächen und der Rechtsgrund ihres Besitzes repräsentativ bei
nicht mehr als 100/o deJ Auskunftspflichtigen erfaßt, soweit
nicht durch Verordnung eine totale Durchführung angeord-
net rvird. (Erstmalig tolale Vorerhebung für 1959 angeord-
net.) Dieni zur Vörbereitung und Sicherung der Haupt-
erhebung.

Kreis der Bef ragten:
Rund 130 000 Inhaber von land- und forstwirtschaftlichen
Betrieben und von Gesamtflächen ab 0,5 ha, die ganz oder
teilweise land- oder forstwirtschaftlich genutzt werden,
sowie von allen Flächen des Erwerbsgartdnbaues und des

Erwerbsweinbaues; rund 11 000 Gemeinden (für alle son-
stigen Flächen).

Berichtsweg:
BefraEte - Gemeinden (örtliche Durchführung der Erhebung
unter Mitwirkung ehrenamtlicher Zähler) - Kreise - StLA

- SIBA.

Dalgestellte Tatbestände :

Wirtschaftsfläche. (Die bis 1958 ermittelien I{auptnutzungs-
arten sowie die landwirtschaftliche Nutzfläche in der GIie-
deruns nach Kulturarten werden ab 1959 durch die Boden-
nutzurigshaupterhebung - siehe lfd.Nr. tb - festgestellt.)

Veröffentlichungen:
ViSta 58/7, 10, 10r; 5918, 10,70*i &19,72' 12'i 6111*,8, 10, 10*;

über Vertriebeae 5813,3* i 5911'.
StB \1112
forts$etzt in:
Fach"serie B, Reihe 1/I 6ährlidr).
stBRD Band222 (1958) M, 241 (1959) ME, 262 (1950) ME
fortgesetzt in :

Fadrlerie B, Reihe 1 (ährlidr).

Bemerkungen:
Über die Nachprüfung .'der Erhebung siehe naohstehend
unter lfd. Nr. 1b. -
In Berlin, Bremen und Hamburg findet eine Vorerhebung
nur statt, wenn durch Yerordnung eine totale Durchfiihrung
angeordnet ist.
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f)argestellie Tatbestände :

Anbauflächen von Sommer- und lMinterzwischenfrüchten
(Untersaat, Stoppelsaat) sorvie von Futterpflanzen zur Saat-
guterzeugung. Von 1955 bis 1958 und 1960 außerdem: mit
Mähdreschern abgeerntete Flächen.

Veröffentlichungen:
\7iSta 59/1; 6011; 6111i 6211.
StB IIV3
fortgesetzt in:
Fachserie B, Reihe 1/ll (ährlidr).
stBRD Band 222 (1958) M, 211 (1959) M, 252 (1960) M
fortgesetzt in:
Fachserie B, Reihe 1 (ilifirilich).
Mit Mähdresdrem abgeemtete FIädren :
ViSta 59/3;61/4.
StB lltl22.
STBRD Band 222 (1958), 262 (1960).

Bemerl<ungen:
In Berlin, Bremen und'Hamburg findet eine Nacherhebung
nur statt, wenn durch Verordnui! eine totale Durchfiihrun[
angeordnet ist.

d) Gemüse-Yorerhebung
(StBRD Bend 182 S. 12, lfd. Nr. rII B 1d)

Rechtsgrundlage:
Siehe Ifd. Nr. 1a.

Perioclizität:
Jiihr'liche Erhebung (Febluar) und Aufbereitung.

Iireis der Bef ragten:
Betriebe mit erwerbsmäßigem Anbau uon G".ü.e oder Erd-
beeren in nicht mehr als 200/o der Gemeinden.

Berichtsweg:
BefraEte 

- Gemeinden (örtliche Durch führung cler Er-
hebung) 

- 
Kreise 

- StLA 
- StBA.

Dargestellte Tatbestände :

Beabsichtigter Anbau von ausgewählten
dem Freiland. Tatsächliche Anbauflächen
den Gemüsearten. Erdbeeranbau.

Bcmerkungen:
Im Jalire 1961 als TeiI der Gartenbauerhebunu in allen
Ländern (auch in Hamburg, Bremen, Berlin) total durch-
geführt..

f) Erhebung über Anbau und Erträgc von Heil- untl Ge-
würzpflanzen
(SIBRD Band 182 S.43, lfd. Nr. II B 1 fl

Rechisglundlage:
Sielie lfd. Nr. 1a.

Periodizität:
Jährliche Erhebung (Juli) und Aufberertung.

Kreis der Befragten:
Nicht mehr als 300/o der Betriebe mit envorbsmiißigem An-
bau von HeiI- oder Gervürzpflanzen (runcl 3000 Betriäbe).
Berichtsweg:
Beflagte 

- Gemeinden (örtlichc Durchf ühruns dcr IJr.-
hebung) - Kreise - StLA - StBA.
Dargesiellte Tatbestän cle :

Anbauflächen und Ernteerträge von Fleil- und Gervürz-
pflanzen nach Arten.

Ycröffentlichungcn:
ViSta 5214.

StB III/9 (jährlidr 2 Berichte)
fortgesetzt ini
Fachserie B, Reihe 2All üährli& 2 Berichte).
stBRD Band 206 (1957),223 (1958),212 (1959), 253 (1950)
tortgesetzt in:
Fachserie B, Reihe 2 (jährlidr).

Bemelkungen:
Die Erhebung rvird in Hamburg,.Bremen, Berlin nicht duloh-
gef irhrt.

+

Veröf f entlichungen'
ViSta 58/9; 5913i 6113.

StB lII/6 (ährlidr)
fortgesefzt in:
Fadrserie B, Reihe 2/I (zweimal jährliü - März, Mai).
stBRD Band 223 (1958),242 (1959) M, 253 (1950)
fortgesetzt in.
Fadtscrie B, Reihe 2 6ährlidr).
Bemerkungen:
Die lrrhebung rvird in Hamburg, Bremen, Berlin nicht durch-
gefiihrt.

e) Gemüse-Haupterhcbung
(SIBRD Band 182 S.43, lfd. Nr. II B 1 e)

RechtsErundlage:
Siehe lfd. Nr. 1a. -

Peliodizität:
Jrihrliche Erhebung (Juli) und Aufbelertung.

I(rcis der Bef ragten:
Beiriebe mit erwerbsmäßigem Anbau von Gernüse, Erd-
beeren, Zierpflanzet in nicht melir als 200/o der Gemeinden
oder total auf Grund besonderer Vcrordnung.

Berichtsweg:
Befragte 

- Gemeinden (örtliche Durchfiilrrrrng del Er-
hebung) - Kreise - StLA 

- 
StBA.

Dargestellte Tatbestände :

Änbaufläclren von Gemüse, Zierpllanzen auf dem Freilantl
und in Unterglasanlagen sowie von Erdbeeren. Beabsichtig-
ter Anbau von überrvinternden Gemüsearten.

Veröf f entlichungen:
ViSta 7/11; 5819,72* i 59110, 10* i 60lll.
StB IIIT(unregdlmäßig)
fortgesetzt in :

Fachserie B, Reihe 2/I.
STBRD Band223 (1958),242 (1959),253 (1960)
fortgesetzt in:
Fachserie B, Reihe 2 üährlich).

g) Erhebung über dic Pflanzenbestände in Baumschulen
(SIBRD Band 182 S. 43, lfd. Nr. II B I g)

R e c h t s g r u n d I a g e :

Siehe lfd. Nr. 1a.

Peliodizität:
Ab 1958.jäh-rliche Erhebung und Aufbereitung (JuL bis
August) durchgeführt.

Kreis der Bef ragten:
300/o dcr Baumschulbetriebe (rund 3000)

Beriohtsweg:
Befragte - Gemeinrlcn
hebung)-StLA-SIBA

(ortliche Dulchfiihr.ung del Er-

Gemüsearten auf
der iiberrvintern-

Dargestelite Tatbestünde :

Bestand an Obst- und Ziergehölz.en nach Ärten unrl Anzucht-
merkmalen.

Ve r'ö f fentlichun gerr :

ViSta 58/12; 6011; 6212.

stB ilI/12 (jährlidr 2 Beridrte)
fortcsetzt in:
Fadserie B, Reihe 2Al (?ihrlich 2 Berichte).
STBRD Band206 (1957),223 (1958),242 (1959),263 (1960)
tortgesetzt in:
Fachserie B, Reihe 2 (j:ihrlich).

B"rn".'l.rrg"r, 
'

Die lrhebung rvird in Harnburg. Bremen. Berlin nicht durch-
geführt.

2, Obstbaumzählung 1958
(StBRD Band 182 S. 43, lfd. Nr. II 82)

R e c h t s g r u n d I a g e :

Für 1958: Yerordnung über die Durchführrrng einer Obst-
baumzihlung_im Jahre 1958 vom 21,. Oktober 1357 (Bundes-
anzeiger Nr.204 S. 1). Abdruck im Anhang S. 182.

Periodizitat:
In mehrjährigen Abständen, zuletzt als Replilsentativ-
erhebung in der Zeit vom 15. Mai bis 15. Juni 1958 in ehva
120/o der Gemeinden durchgelühri.
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Iireis der Bef lagten:
Gemeinden (gervannrveise Elmittlungen dulch ehrena.rntliche
ZähIer).

BericLtsrveg:
Befragte - I(reise - StLA - StBA.

Dargestellte Tatbestände :

Obstbaumbesiände, gegliedert nach Obstartcu, I3autnfottnon,
Ertra gs [älrigkeit und Standorten.

V erö f tentl i ch,,r,g"ri t

\](/iSta 59/2.

StB uI/11/1 bis 3.

STBRD Band223 (1958) M;242 (Saarland).

Bcmerhungen:
Die des Jahres 1958 wurde in Schlesrvig-I-Iolstein
urrrl Badenj mit der Zähifläche bzrv. dem Ge-
\Yilnn, in den übrigen mit der Gemeinde als Äus-
rvahleinheit clurchglf ührt. Siehe auch übersicht auf S.288

\-erö[fentlichungen:
\7ista 58tr, 8, 10, 10', 11, 11+, 12, 1)' i 5911, 1', 6, 8, 70, 10r, 71, 11+

12, i2*i &,11,1r, 5, 8, 10, 11,71*,72i 6111,7*,2, 5, 8, 10, 10*
71, 11*i 6217.

StB III/4 (monatlich für März bis November)
fortcesetzt in:
Fach"serie B, Reihe 1/II (unregelmäßig).

der ZählunE ausgenommen. Bei
auf andele-Weise ermitte'lt.

stBRD Band222 (1958), 241 (195»,24 (1950) M
fortgesetzt
Fachserie B,

ln:
Reihe 1 (jährlich).

b) Berichtcrstattung über Wachstumstand und Erträgc von
Gemüse
(SIBRD Band 182 S. 44, lfd. Nr. II B ,t b)

Rechtsgruncllage:
Siehe lfd. Nr.4a.
Periodizität:
\ron Mär.z bis Oktober monatliche Erliebung und Auf-
bereitung.

Kreis der Bcf ragten:
Rund 2900 ehrenarntliche Berichtclstatter.

Berichtsrveg:
Ilefragte-SILA-StBA.
l)a rgestellte Tatbestände :

Wachstumstantl. Elntevolscltäizungen und Elnteschätzungerr
firr Gemüsearten und -sortei'eruppen, Erdbeeren.

Yerii ffentlichungen:
wiSta 58/9, l2*i 59110,70*i 60171i 61111.

§tB III/5 (monatlldr für April bis Oktober)
.tortgesetzt in :

Fadrserie B, Reihe 2/I (unregelmäßig).
STBRD Band 206 (1957),223 (1958),242 (te59), 253 (1960)
fortgesetzt in:
Fadrserie B, Reihe 2 (jährlidr).

c) Berichterstattung über 'Wachstumstand und Erträge des
Obstes
(StBRD Band 182 S. 44, lfd. Nr. II B 4 c)

R e c h t s g r u n d I a g e :

Siehe ]fd. Nr.4a.
Periodizität:
Von Mai bis Oktober monatliche Erhebung und r\ufbercitung.

Iireis tler Befragten:
Rund 6100 ehrenamtliche Berichtersiatter.

ISerichtsrveg:
Ilefragte-StLA-StBA.

Da rgestellte Tatbestände :

Yfachstumstand, Erntevorschätzungen und Ernteschätznngen
der rvichtigsten Obstarten.

1-e lii f Ien t'l ichungen:
ViSta 58/9; 59110; 60l7li 61177.

StB III/10 (monatlidr für Mai bis Oktober)
fortgesetzt in:
Fachserie B, Reihe 2/II (unregelmäßig).
STBRD Band 206 (19t7),223 (1958), 242 (1959), 263 (1950)
tortgesetzt in:
Fadrserie B, Reihe 2 (jährlidr).

d) Berichterstattung über 'Wachstumstand der Reben und
\\reinmosternte
(SIBRD Band 1&2 S. 44, lfd. Nr. II B 4 d)

R e c h t s g l t n d l a g e :

Siehe lfd. Nr.4a.

Periodizität:
Von XIai bis Noveml:er monatliche
bereitung.

Elhebung und ,\uf-

I(reis der Bef ragten:
Rund 1150 elirenamtliche Berichterstatter.

Berichtsweg:
Befragte-StLA-StBA.
Dalgestellte Taibestände :

Stand der Reben und Güte der Trauben. Vorschätzung und
Schiiizung tler Weinrrrosiernte, Wert und Giite des Mostes.
l{ostgeu iclrt und Süuregeh;rlt.

I(reisfreie Städte ivaren von
rliesen rvurden die Bestände

3. Berichterstattung über Saatenanerkennung
(SIBRD Band 182 S. 43, lfd. Nr. II B 3)

Relhtsgrundlage:
Vereinbarungen rnit den Läuclern

Periodizität:
Jührliche BerichterstattunE nnd Zusamrnenstellrtns.

' Iireis tler Befragten:
S ta igu t anelk ennungsb eh ö r clen.

Bcrichtsrveg:
BeflaEte - 

Landivirtschaftskammeln bzrv Lands'irtschafts-
nrinistärien der Linder 

- 
Bundesministelium fiu' Er,rährung.

Landwirtschaft und Forsten.

Dargestellte Tatbestände :

Zur Prüfung bzrv. Änerliennung angemeldcte sou'ie felrl-
besichtiqte Anbauflächen von ländrvirtschafilichen IIaupt-
früchteri nach Fruchtarten und von Gemüsesaatgut mit posi-
'tivem Eignungsbefund. Erträge an geprüftem bzrv. anerkann-
tcm Gemüsesaatgut.

YeröIf entlichupgen:
Bundesministerium für Emährung, Landwirtschaft und Fonten :

Statistisdler Monatsberidrt (ährlich).
Statistisches Jahrbudr.

4. Elnteberichterstattung

r a) Beriehterstattung über Wachstumstand und Ernte der
landwirtschaftlichen Feldfrüchtc und des Grünlandcs
(StBRD Band 182 S. 43, lfd. Nr. II B 4a)

R echtsgrundlage:
(iesetz iiber Bodennutzungserhebung rtnd Eltrtebeliolitet'stat-
tnng lom 3. Dezember 1958 (BGBI. I S. 895). Abdruck im
Änhang S.178.

Periodizität:
\ron Miirz bis November monatliche Erhebung und Aul-
l;ereitung.

Iireis der Befragten:
Rund 7800 ehrenamtliche Bericl.rterstatter

Berichtsweg:
Befragte-SIL;L-StBA.

Dargesiellie Tatbestünde :

Wachstumsiand bestimmter Felclfrüchte (Roggen, Weizen,
Hafer, Kartoffeln, Zuckerrüben usrv.) sorvie YorscLätzungen
runrl enrlqiiltige Schätzungen der ErnteertrLlgte von Acker-
fliichten uncl des Grünlandes. Lrfolgc AuslvinterunE um-
geplliigte oder umzupflügende FIrichen.
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5. Besondere Ernteermittlung
(StBRD Band 182 S.44, [fd. Nr. II B!
Rcchtsgrundlage:
\reroldnung über die besonäere Elnteermitilung
Jahre 1961, 1962 und 1963 vom 17. Äpril 196l-
anzeigel Nr.78 S. 1). Abdruch im Anhang S. 182.

Periodizität:
Jiihrliche Ermiitlung untl Aufbeleitung

Ycr'öffentlichungen:
\iTiSta 59/1 ; 6011, 7 t i 6111, 1 * ; 6211, 7*.
§tB III/13 (monatlich für Mai bis November)
fortgesetzt in:
Fachserie B, Reihe 2/lll (unregelmäßig).
STBRD Band.206 (1957), 223 (1958), 242 «9j9), 253 (1e60)
tortsesetzt in:
Fadr-serie B, Reihe 2 Cährli;h).

Dargestellte Tatbestände :

Halter einzelner Tierarten (Haushaltungen untl Betriebe).
Yielrbestand nach Hauptnutzüierarten -(PIerde, Rinclvieh,
Schrveine, S.!,uf9, Zieg6.n, Federvieh; Bienenstiiche). Alle
z-rrei Jahre: Verhältnis- der Viehbestände (1957 

""d 1961
uur der Schrveine- und Hühnerbestände, 1959 der Schrveine-
und 1\{ilchkuhbestände) zur landwirtsihaftlichen Nutzfläche.

Yerölfäntlichungen:
Vista 59/1, 2t i 6011, 7 * i 6111, 2" i 6211 , 2* .

§tB IIV15 (ährlidr)
fortsesetzt in:
Fach-serie B, Reihe 3/I (vterteljährlicl).
STBRD Band 207 (1957),225 (1958), 243 (1959),264 (1960)
tortgesetzt in :

Fachserie B, Reihe 3 (jährilich).

Bemerkungen:
In Hamburg, Bremen und Bellin sorvie in kr.eisfreien Städten
tund in Städten mit mehr als 50 000 Einrvohncrn finclet die
Zählung ab i953 nur alle 2 Jahre statt.
Die durch die Zählungen ermittelten Bestände und Bestan(ls-
veräntlenrngen an Schrveinen und Rindvieh werden in allen
Llndern au-IJer Hamburg, Bremen und Berlin ab 1956 alte
2 Jatrle repriisentativ nailrgepliift. Siehe auch übersiiht auf
s. 290.

C. Vieh-, Fleisch- und Milchwirtschaft; Fischwirtschaft

1. Yiehzählungen -x
a) Allgemeine Viehzählung

(StBRD Band 182 S.44, lfd. Nr. II C 1 a)

Berichtsrveg:
Befragte 

- Gemeinden (örtliche Durchfiihlung der Zä,hlung
unter }liirvirkung elrrenamtlicher Zähler) 

- 
I(reise -StLA 

- 
StBA. -

I)arges tellte Tatbestände :

]Iürz und September: Schrveinehalter, Schrveinebestand
Juni: Schrveine-, Rindlieh- unrl Sch;rflraltcr. Sclnveine-,
Rinrh'ieh- und Schafbestand.

Ver'üflentIicLungen:
ViSta (für März)t 5914,5* i 6014, 5{; 6114, 4x, A14,4*.

(für Juni): 5917,8*; $17,8*i 6117,8*; A17,7".
(für September): 58/10, 11 *; 59110,71x; 60110, 12*; 61110,11*.

stB III/15 (jährlich dreimal)
fortgesetzt in:"
Fachserie B, Reihe 3/I (vierteljährlich).
stBRD Band 207 (1957),225 0958), 243 (1959)
fortgesetzt in:
Fachserie B, Reihe 3 (jährlich).

Bernerkungen:
Die Zählungen rverden al; 1950 in Hambulg. Bremen rrnd
Berlin sowie in kreisfreien St,iilten und in Stiidten mit rnehr
als 50 000 Einwohnern nicht clurcligeführt.
Die Zrvischenzählungen im März und September rvcrden ulr
1954 repräsentati'r' mit der Zählfläche als Stichplobeneinheit
durchgeführt. Die Zrvischenziihlungen im Juni sind seii 1956
ebenfalls Repräsentativerhebungen. Die Ausrvahl umfaßt
rund 12 000 Zählflächen, das sind 12 0/o aller Ziihlfld,chcn
Bei durchschnittlich 20 Schrveinehaltern je Zählfläche werden
somit etwa 240 000 Schweinehalter in der Stichprobe erfaßt.
Siehe auch übersicht auf S.290.
Im Anschluß an die Zrvischenzählungen des Jahres 1955
wurden über die Bestände und BestandsveränderunEen an
Schweinen Feststellungen des Zählfehlers mittels"Sti"l,-
proben durchgeführt. -Ab 1956 rverden die durch die
Zrvischenzählung im Juni ermittelten Bestiinde und Bestands-
veräntlerungen an Schweinen alle zruei Jir,hre repräsentativ
nachgepriift. Für Rindviehbestände fand nur Juni 1958 eine
lepräsentatirc Nachprüfung statt. Siehe urch Übersicht auf
s.'290.

Iireis dcr Befragten:
I(reisliornmissionen für besondere Ernteelmittlungen.

Berichtsrveg:
Befragie 

- 
Landesalbeitsgemeinsr:Laften (Landrviltschafts-

rninisterien der Länder, StLA, Sachvelständige. Vcrantrvort-
Iiclr fiir die Durchführung.) 

- 
Zentra"le Arbeitsgemeinschafi

(Bundesministerium für- Ernährung, Landrvirtschaft und
Forsten, StBA, Landwirtschaftsminisierien der Länder',
StLA. ,Sachverständige. Zusiändig für \rorbereitung und
Ausweriung).

Da rgestell ie Tatbestänrle'
Hektareriräge für Winterroggen, \Minterrveizen, Somrner'-
gerste und Spitliartoffeln.

Yerii IIentlichungcn:
\XriSta 58/10, 10*, 11, 11 *; 59110, 10r, 11, 11 * ; 60110, 11, 11* ; 61110,

t0*, 11, 11 *.

StB III/,1 (Oktober und November)
fortgesetzt in :

Fachserie B, Reihe 1/ll.
STBRD Band 222 (1958), 241 (1959), 262 (1950) M
fortgesetzt in:
Fachserie B, Reihe 1 Gährliü).

Bemerhungen:
Die Ergebnisse rverden mittels Schnitiploben auf ruud 5600
und Proberodungen auI rund 2700 Feldern gervonnen. dic
tlurch Zufallsau-swahl ermittelt rverden. Be"i etrva 15 o/o

rlieser Felder rverden Yolldrusche bz-rv. \rollrodungen durcli-
gefülrrt. Sielre auclr übersicht aut S.290.
.,\uf Glund der besonderen Ernteermittlung lverden rlie
Schätzungen der Ernteerträge der übrigen Getreidearten
und cler Frtihkartoffeln (siehe S.58, Ifd. Nr IIB4a) über-
prüft und gegebenenfa,lls'berichtigt.

Ii cchtsgrundlage:
\riehzrihlungsgesetz l,om 18. Juni 1956 (BGBI. I S
rlruck inr Änlrang S. I82. Gesetz zul Anrlelung
zählungsgesetzes vom 3. Dezember 1958 (BGBI.
Abdruck im Anhang S. 185.

b) Viehzwischenzählungen
(SIBRD Band 182 S. 45, Ifd. Nr. II C 1 b)

Rechtsgrundlage:
Siele lfd. Nr. 1a.

Pcliodizität:
Jiihrlich dreimal (Stichtage 3.1{är'2, 3. Juni, 3. Septcmber)
erhol:en und aufbereitet.

I(reis cler Befragten:
Schrveinehalter, im Juni auch Rindvieli- und Schafhalter

frir rlie
(Bundes-

522). r\b-
rles Vieh-
r s.897).

Periodiziiät:
Jithrliche Erhebung (Stichtag 3. Dezember) untl -r\ufberei-
tnng.

Xreis der Bef ragt,en:
Viehhalter.

13erichtsrveg:
Beflagte - Genreinden (örtliche Durchiiilrrrrng tler Zdlrlung
tunter' \litu'irkung elrrenamtliclrer Zäh'ler') - I(r'eise
StLA - StBA.
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2. Statistik der Schlachtungen

a) Monatliche Schlaöhtungsstatistik
(SIBRD Band 182 S. 45, [fd. Nr. II C 2 a)

Reclitsgrundlage:
Bekanntmachung über die Schlachtungs-
statistik vom 2 No'ember 1940 (RMBI.

I(reis der Befragten:
Schlachttier- und Fleischbeschauer, beschauende Tierärzte
rrnd Beschauämter. , .

Berichtsweg:
Befragte 

- 
Kreise (I(reistierärzte) - StLA 

- StBr\.

Dargestellte Tatbestände :

Beschaute Schlachtungen von Tieren inländischer Herkunft
(davon ordnungsgemäße Schlachtungen sowie Notschlach-
tunEen) nach Tierarten (siehe lfd. Nr.2a). Beanstandete
ganie Tierkörper, Fleischviertel und Organe,' gegliedert nach
Bervertungsgruppen, Tierarten (siehe lfd. Nr. 2 a) und Be-
anstandungsgriinden.

Ver'ö f f entl ich un gerr :

StB III/21 6ähilidr)
fortgesetzt in:
Fadrserie B, Reihe 3/lV (j?ihrli&).
§IBRD Band 225 (1958), 243 (1959), 254 (1950)
fortgesetzt in:
Fachserie B, Reihe 3 (jährlich).

a\

und Fleischbeschau-
1940 S.433).

Periodizität:
Laufende Erhebung, monatliche Aufbereitung.

I(reis der Bef ragten:
Schlachttier'- und Fleischbeschauer, beschiruende Tierärzte
und Beschauämier'.

Berichtsrveg:
Befragte - 

Kreise (I(reistierärzte) - SiLÄ - SitsA.

Dargestellte Tatbestände.
Beschaute gewerbliche Schlachtungen von Tieren in- uncl
ausländischer Herhunft, I:Iausschlachtungen, jerveils geglie-
dert nach Tielarten (Rinder, I(älber, Schweine, Schafe
usrv.).

\rerüffentlichungen:
ViSta 58/8; 5912i fi12, 5,8i 6112,8; 6212.
rViSta* (monatlich).
StB III/17 (monatli&)
fortcesetzt in:
Fach"serie B, Reihe 3/lI{ (monatlich, jährlich).
stBRD Band 225 (1958), 243 (1959), 264 (1950)
fortgesetzt in:
Factiserie B, Reihe 3 (ährlidr).

b) Schlachtgewichtsstatistik
(SIBRD Band 182 S. 45, lfd. Nr. II C 2b)

R echtsgrundlage:
Gesetz über eine Schlachtgewichtsstatistih vom 2l. Juli 1960
(BGBI. f S.588). Abdruck im Anhang S. 185.

Periodizität:
Laufende Erhebunq, monatlicLe Aufbereitung del Lebend-
gervichte. AlIe 6 Jähre (beginnend 1960) rveiden an einem
Schlachttag im September das Lebend- sowie das Schlachi-
gervicht der geschlachteten Tiere, und zrvar jerveils im
1. Jahr bei Rindeln, ,im 2. Jahr bei Schweinen, im 3. Jahr
bei Kälbern und Schafen erhoben. Das 4. bis 6. Jahr sinc'l

erhebungsfrei.

Iireis der Bef ragten:
Digentümer der Schlachttiere, ausgervälrlte Schltchihöfe,
Schlachtvielr- und Schlachtviehgroßmärkte

Berichtsweg:
ßcfragte-StLA-StBA.
Dargestellte Tatbeständo :

Durchschnittliche Schlachtgervichte urrrl Gesarntschlacht-
menEe aus gewerblichen und HausscLlachtungen von Tieren
inländischerlHerkurift (mit Äusnahme cler Schrveine-Haus-
schlachtungen) und aus Schlachtungen lon Auslandstieren,
.ierveils ge§liedert nach Tierarten (siehe lfd. Nr. 2 a).

\-e r'ö f f ent lich unge n :

Vista 61/2, 8.

StB lllltT
fortgcsetzt in :

Fachserie B, Reihe 3/llI (monatlich, jährlicl).
STBRD Band 254 (1950) M
fortcesetzt in:
Fadr"serie B, Reihe 3 Gährliü).
Bemerkungen:
Die Schlachtgervichte werden nach Handelsklassen aufge-
Eliedert. Die Feststellungen beschränken sich in allen Län-
dern auf einen Schlachthof, dem ein Schlachtviehgroßmarltt
angeschlossen ist. In Schleswig-Holstein und Saarland nicht
clurchgeführt, da l<ein derartiger Schlachthof vorhanden..

c) Jährliche Schlachttier- und Fleischbeschaustatistik
(Statistik der Genußtauglichkeit des Fleisches)
(StBRD Band 182 S. 45, lfd. Nr. II C 2 c)

Rechtsgrundlage'
Siehe lfcl. Nr. 2 a.

Pcriodizität:
Laufende Erhebung, jährliche dufbereitung

3. Berichterstattu4g über Yieh- und Fleischwirtschaft
(StBRD Band 182 S. 4t, lfd. Nr. II C 3)

Ilechtsgrundlage:
Gesetz
Fleisch
Zweite

iiber den Yerhehr mit Vieh uncl Fleisch (Vieh- und
vom 25. A 195i (BGBI. r

zum Vieh-
gesetz vom 2. Mai 1 1 (Bun Nr.90 S. 1)

S.272) und
rrnd Fleisch-

4. Tierseuchenstatistik
(StBRD Band 182 S. 46, lfd. Nr. II C 4)

.Rechtsgrundlage:
Runderlaß des Reichsministe'rs des fnnern vom 7. Januar
1942 (MBtiV. S.95).

Periodiziiät: , r
Halbmonatliche Berichterstattung, halbmonatliche und monat-
liche Zusammenstellung.

Kreis der Bef ragten:
I(reistierärz ie.

Berichtsrveg:
Befragte .-_ Bundesministerium für. Ernährung, Landwirt-
schaft und Forsten.

Dargestellte Tatbestände :

Stand der anzeigepflichtigen Tierseuchen.

Veröffenilichungen, '

ViSta 58/7*; 5918*i 6017i 61l8ti 6217t.

Periodiziiät:
Wöchentliche und monatliche Erhebung und Äufbereitung.

Iireis der Bef ragten:
l'ür -i\uftriebe, Zufuhren uncl Preise: Gr.oßmärkte. Für
Fleischversand: Betriebe der Fleischwarenindustrie, Groß-
schlächter und große Schlachtereien.

Berichtswegi
ßefragte - Landrvirtschaftsministerien der Länder --
Bundesministerium für Ernährung, Landrviltschaft und
!-orsten.

Dalgestellte Tatbestände :

Äuftriebe, Fleischzufuhren sowie Lebendviehrrr.eisc an clen
Großmitrkten. Versand von Fleisch und FleiÄchrvaren über
die Grenzen der Bundesländer.

Y erö f f entlichungen:
Bundesministerium für Emährung, Landwirtschaft und Foreten :
Statistischer Monatsbericht (monätlich, teilweise jährlich).
Statistisdles Jahrbuch.
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Bundesministerium für Emährung, Landwirtsdraft und Fosten :
Statistischer Monatsbericht (zusaämenfassende Ereebnisse). 

-

Tiereeuchabericht (halbmonatlidr, eusführliche Eäebnisstij-
Statistisches Jahrbuch §ierteljahre;s-Ergebnisse),



5. Milcherzeugungs. und -verwendungsstatistik
(StBRD Brnd t82 S. ,16, [fd. Nr. II C f)

R e c h t s g r u n d I a g e :

Yerordnung über eine Milchstaiistik vom 22. Dezember 1959
(Bundesanieiger Nr. 247 S.1). Abdruck im Anhang S.187.

Periodizität:
Xlonatliche Erhebung und Aufbereitung.

Kreis der Bef ragten:
Bis zu 1olo der Kuhhalier ;
Leiter der I\{ilchsammelstellen und Molkereien:
Geschäftsführer der Kontrollverbände für Milchleistungs-
prüfungen,_Milchschätzungskommissionen (je eine in .iedämkleineren \rerrvaliungsbezlrk). Siehe rrrcli übelsicl,i auI
s. :90.

Berichtsrveg:
Befragte-StLA-StBA.

Dargestellte Tatbestände :

Erzeug,ung vol I(uhmilch insgesamt. sorvie tr{ilchertrag je
Krrh, Verwendung der Kuhmilöh.

Te rö f f ent,l i clrun gen :

ViSta 59/2, 8i 6012, 5,8i 6113,8i 6212.
ViSta* (monatlich).'
StB IIII/15(monatlidr)
fortgesetzt in:'
Fachserie B, Reihe 3/ll (monatlich, jährlicl). 

r

stRBD Band 225 0958), 243 (1959),264 (1960)
tortgesetzt in :

Fachserie B, Reihe 3 (ährlidr).

Bemerkungen:
Erhoben an einem Tag jeden Monats:
bei den Kuhhaltern: Erzeugung, Verwendung durch El
zeugerbetriebe, Zahl d,er Kühe ünd Zahl der KäIber unter
S.Monaten:

bei den Mil"h.u.^.lrtellen und I\{olkereien:,monatliche
Mil chanl ie f e run E.
Geschitzt *o.r#Ii"h,
Kuhmilcherzeugung sowie Verwendung der l(uhrnilch durch
die Erzeugerbeirie[e.

6. Berichterstattung über' Molkereiwirtschaft
(StBRD Band 182 S.45, lfd. Nr. II CQ

Rechtsgrundlage:
Gesetz über den Verkehr mit Milch, Milcherzeugnissen uncl
Feiten (Milch- und Fettgesetz) in der Fassung vom 10.'De-
zember 1952 (BGBI. I S.811) und Dritte Durchführungs-
r ulordnung zum llilch- und Fettgesetz vonr 23. Novcm5er
1951 (Bundesanzeiger Nr.230 S.2).

.Periodizität:
Monatliche (teilrveise wöchentliche) Erhebung und Auf-
bereitung.

Iireis der Bef ragten:
Molkereien, Käsereien, Dauermilchbetriebe.

Bericht,srveg:
Befragie-- Landwirtschaftsministerien bzrv. zuständige ße-
hörden der Länder - Bundesministerium für Ernä-hrung,
Lanclrviitschaft und Forsten.

Darges tellte Tatbestän de :

Milchanlieferung, Milchverarbeitung, Herstellung und Ab-
satz von Milch und Milcherzeugni§sen, Erzeuge"rpreise fiir
Milch.

7. Statistik der Fischereifangergebnissc
(SIBRD Band 182 S. 46, Ifd. Nr. nI C z)

Rech tsgrundlage:
Gesetz über eine Fischereistatistik vom 21. Juli 1960
(BGBI. I S.589). Abdruck im Anhang S. 188.

Periodizität:
Laufende. teilrveise monatliche MeldunE der einzelnen Fans-
reisen. Monatliche und jährliche Aufbäreitunq. Fiir Bodefi-
seefischerei: monatliche -Meldung, 

monatliche"uncl .jährlicheAufbereitung.

Krcis der Bef ragten:
Schiffsführe-r, Reedereien, Fischereigesellsclraften, Seelisch-
marktverwaltungen, Fischverwertungigenossenscl r af ten, FiscL-
großhandlungenl Fischverarbeiter." "Bei Bodenseefischerci:
Schiffer bztv. r\bnahmestellen (Genossenschaften) orler
Fischhandlungen. (Insgesamt rund 3 500 Befragte.)'
Berichtsweg:
Befragte 

- Erhebungsstellen (Seefischmarktverwaltungen,
Fischereiämter)_:- bei - Bodenseeischerei: ErhebungssteTlen
(Fischmeister, 14/asserschutzpolizei, HauptzoIIämter) a. StBrt
(zentraleAufbereitung). -

Dargestellte Tatbestände:
Für See- und Küstenfischerei: Fangergebnisse (Nlenge und
Erz.eug,ererlös) nacL Fisch_'bzrv. Tieiarten, FänggEbieten
und -plätzen, nach Reisen, Reise- und Fangtagen, änla"de-
plätzen und Yerrvendungszweck sowie nach Fisöhereibetriebs-
und Fahrzeugxten. Zahl und BRT der Fischereifahrzeuse
ulclr Fischercibetriebsarten und Heimathäfen. Im Einsa"tz
befindliche- Fahrzeuge. Bordpersonal in der Dampfer- und
Loggerfischerei. -
Fiir Bodenseefischerei: Fanger.qebnisse (Menge uud Er-
zetrgererlös) nach Fischarten" "

Yeröffentlichungen:
ViSta 5719; 5914; 60lt*,4,4*i 61t4; 62t4,4*.Vista* (moiratlicjl).

§tB III/25 un{ 26 (monaülidr)
lortgesetzt in:
Fadrserie B, Reihe 4/I (monatlidr), II (zweimonatlictr). .
STBRD Band 208 (1957),226 (1955),244 (1s59), 265 096r,)tortgesetzt in:
Fachserie B, Reihe 4 (lährtidr).
Bundesministerium für Emährung, hndwirtschaft und Foßten :
Jahresberidrt für die deutsdre Fiii:htrei.

8. Binnenfischereierhebung 19G2

Rechtsgrundlage: '-+
Gesetz über eine Betriebszählung in der Land- und Forst-
iv^i1!sc!yult_ (Landwirtschaftszählüng 1960) vom 18. Apr.it
1C60 (BGBI. I S.217). Abdruck i#Anhang S. t7B.

Pcliodizit,ät:
Im Juni 1962 durchgeführt.

Kreis der Bef ragten:
Rund 12 000 Belriebe der Fluß- und Seenfischerei. Teichrvirt-
schalt und Fischzucht.

,Berichtsrveg:
Befragte - Gemeinden - Kreise -- StL;\. - StB^. r

Dargestellte Tatbestände :

Vorgesehen:

Eu"p-t und nebenberufliche Betriebsinhaber nach Geschlecht;
Familienarbeitskräfte nach Geschlecht und Berufsg"uppen;
familienfremde Arbeitskräfte nach Geschlecht, Säs"[,äfti-
gungsgruppen und Stellung im Beruf.
Fluß- und Seenfischereibetriebe: Größenklassen der befisch-

.ten Fläch-e, Fangergebnisse im Jahre 1961 nach Speise- und'Futterfischen, tr'ischlesatz; Fischereiinventar, Fisciereifalrr-
zeuge, Hälter- und Kühlanlagen, Kraftfahrzeuge.
Betriebe der Teichivirtschaft und Fischzucht: Ärt und Größe
der Teiche, Erzeugung im Jahre 1961 nach Art, Alter und
X1enge der Fische; -Wirtschaftsinventar, Futtermittelver.-
brauch 1961, Yerluste durch Abrvässer und Fischhrankheiten.

V e r ö f f e n i I i c h u n g e n :

\rista 50/5 (M).
Vorgsehm:
Fadrserie B, Einzelveröfi entlichungen.

V e r ö f f e n t I i c h u n g e n :

Bundesministerium für Emährung, l-andwirtscüaft und Foreten :
Statistischer Monatsberidrt,
Statistisdrer Beridrt über die Mildr- und Molkereiwirtschaft im Bundes-
gebiet (ährlidr).
Statistisc}res Jahrbudr.
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D. Ernährungswirtschaft

(siehe audr unter II C. Vieh-,J1ff"*i t"U Milchwirtsdtaft;

l. Berichterstattung über Getreidewirtschaft
(StBRD Band 182 5.47, lfd. Nr. II D 1)

Rechtsgrundlage: \
Gesetz über den Verkehr mit Getreide und Futtermitteln

vom 4. November 1950 (BGBI. S.721) und
zum Getreidegesetz von.t

9. August 1952 (B r s.415)

Periodizität:
Monatliche (KleinmühIen: vierteljährliche) Erhebung uncl
Aufbereitung.

Iileis der Bef ragten:
Getreidehandel, Iandrvirtschaftliche Genossenschaften, Yer-
arbeitunEsbetriebe (Betriebe, die Getreide verarbeiten solvit:
Teigwaränbet riebe), Mehlfachhtndel, fmporteure.

Berichtsrveg:
Befragte 

- 
Landwirtschafisministerien bzrv. zuständige Bc-

hör'den der Länder 
- 

Bundesministelium für Ernährung,
Land'rviltschaf i und Forsten.

I)argestellte Tatbestände :

Monatlich: Bestände an Getreide und Getreidecrzeugnisscn
in zweiter Hand. Getreideverkäufe der Lanclwirischaft nach
Getreidearten. Verarbeitung von Getreide und Hersteiluns
ton Getreideerzeugnissen.
Vierteljährlich: Getreide- uncl Mehlbilanzen.

Veröffentlichungen' '

Bundesministerium für Emährung, Landwirtschaft und Forsten :

Statistisdler Monatsb ericht.
Statistisches Jahrbuch.

2. Berichterstattung üher Zuckelwirtscl.raft
(SIBRD Band182 S.47, lfd. Nr. II D2)

Reclrt,sgrundlage:
Gesetz über den Verkehr mit Zucker (Zuckergesetz) vom
5. Januar 1951 (BGBI. I S.47) und Zrnreite Durchführungs-
verordnung z.um Zuckergesetz. \'om 7' Juti 1951 (Bundes-
anzeiger Nr. 132 S. l).

Periodizität:
Monatliche Erhebung und Aufbereituns.

I(reis der Bef ragten:
Zuckerfabriken, Sortimentsgroßhandei, Importeule.

Periodizität:
trIonatliche Erhebung und Aufbereitung.

I(r'eis der Befragten:
ölmühIen. Nlargarinefabriken, Fettschmelzen, Schmalzsiede-
reien und Importeure.

Berichts'weg:
Bef ragte - 

Einfuhr- und Yorratsstelle {iir Fette 
- 

Bundcs-
ministerium für Erndhrung, Landwirtscha{t uncl Forsten.

D argedtellte Tatbestände :

\rorräte au ÖIfrüchten, Ölen und Fetten; Verkaul von Öl-
früchten in der Landrvirtschaft, Verarbeitung von ÖI-
früchten, ÖIen und Fetten; Herstellung und Absatz von
ölen. Fetten und Margarine.

Veröffentlichungen:
Bundesministerium für Emährung, Landwirtschaft und Fonten
Statistischer Monatsbericht.
Statistisches Jahrbudr.

4. Weinbestandsstatistik

E. Forst- und Holzwirtschaft

1. Berichterstattung übel Aufforstung
(stBRD Band 182 S. 47 , [fd. Nr. II E 1)

R e c h t s g r u n d I a g e :

Vereinba rung mit clen Lanclrvirtschaf tsministoricn der Läncler

Periodizität:
Jährliche Berichterstattung und Zusammcnstellung.

Kreis der Bef ragten
Forstämter.

Rcchtsgrundlage:
Gesetz über Maßnahmen auT dem Gebiete dcr Weinrvirt-
schaft vom 29. Augusi 1961 (BGBI. I S. 1622). Auszugs-
rvciser lbrlruck im Anhang S. 190.

Erste Verordnung zur Durchführung des Gesetzes über Maß-
nahmen auf dem"Gebiete der Weinwirtschaft vom 27.Jili
1962 (BGBI. I S.527). (Nicht im Anhang abgedruckt, da
erst am 2. August 1962 verkündet.)
EWG-\rerordnung Nr. 24 über die schrittrveise Errichtung
einer gemeinsamen 1\{arktorganisation für Wein vom 4. April
1962 (Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 30

- Seiie989/62 - vom 20.April 1962). Äbdruck im An-
hang S.191.

Vorgesehen:
Bei allen Weinbaubetrieben und Betrieben (auch von
Iffinzergenossenschaften), die gewerbsmäßig Wein be- oder
verarbeiten. Iagern oder handeln, soIIen periodisch die Be-
stände an Traubenmaische, Traubenmost mit Ausnahme \/on
Traubensaft, der zum unmittelbaren Genuß bestimmt ist,
sorvie an Wein in- und ausl.iindischer Erzeugung erhoben
rverden. Nicht meldepflichtig sind Gaststätten und Einz.el-
handelsbetriebe ohne eigenen Kellcreibetrieb.

Berichtsrveg:
Zuckerfabrilien und Importeure - 

WirtschaftlicLe Vcr-
einigunE Ztcker - 

Bunci-esministerium ltir Ernilhrung, Lanrl-
ruirtächäft und Forsten.
Großhandel - 

Lanclwirtschaftsministerien der Länder,-
Bundesministerium {iir Ernährung, Landrvirtschaft ünd
l'orsteu.

T

Dargestellte Tatbestände:
Zuckerbestäncle, Verarbeitung von Zuckerrtiben und Roh-
zucker, Herstellung und Absatz von Ztcker.

Yeröffentlichungen:
Bundesministerium f ür Emährung, Landwirtschaft und Foßten
Statistisdler Monatsbericht.
Statistisches Jahrbuch.

3. Berichterstattung über Fettwirtschaft (Nahrungsfette)
(SIBRD Band 182 5.47, lfd. Nr. II D 3)

Rechtsgrurrdlage:
Gesetz über den Verkehr mit Milch, Milcherzeugnissen und
Fetten (Milch- und Fettgesetz) in der Fassung iom 10. De-
zember 1952 (BGBI. I S. 811) und Driite Durchfülrrungs-
velordnung zum Milch- und Fettgesetz. r'om 23. November
1951 (Bundcsrnzeiger Nr.230 S.2).

Belichtsweg:
Befragte - zuständige Ministerien der Länder - Bundes-
ministerium für Ernährung, Landwirischaft uncl Forsten.

Dargestellte Tatbestände :

Kahlflächen zu Beginn des Forstwirtschaftsjahres, Auf-
folstungen von Kahlflächen und ödländereien.

Veröf f entlichungen:
Bundesministerium für Emährung, Landwirtsdraft
Statistisdrer Monatsbericht (jährlidr).
Statistisches Jahrbuch.
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2. Berichterstattung über.Holzeinschlag und Holzverkauf
(StBRD Band 182 S.48, lfd. Nr. II E2)

Rechtsgrundlage:
Verordnung über eine Holzstatistik vom 22. Dezernber lgig
(.Bund-esanzeiger Nr.247 S. 1). Abdmch im r\nhang S. 192.
Bezüglich dei Holzpreise: Vereinbarungen mit den zustin-
rligen Ministerien der Länder.

Periodizität:
l\lonatliche (Rundholzpreise) und vierteliährliche (FIolz.ein-
schlag und -verkauf) Erhebung und Aufüereitung.

Kreis der Bef ragten:
Forstbetriebe und Forstämter'.

Berichtsrveg:
Befragte - zuständige Ministerien der Länder - Bundes-
ministerium für Ernährung, Landrvirtschaft un<l Forsten.

Dalgesiellte Tatbestände:
n[onatlich: Durchschnittliche Rundholzpreise in Staats-
forsten.
Yierteljährlich: Holzeinschlag unrl Holzr.er.kauf.

lreröf f entlichungen:
Bundesministerium für Emährung, Landwirtschaft und Forsten :
Statistisdler Monatsberidrt.
Statistisches Jahrbuch.

3. Berichterstattung über Holzwirtschaft
(StBRD Band 182 S.48, lfd. Nr. II E3)

Rechtsgrundlage:
\reror.dnung über eine Holzstatistik vom 22. Dezember 1959
(Rundesanz.eiger Nr.247 S. 1). Bezüglich der Nadelschnitt-
holzpreise: Yereinbarungen mit den ruständigen Ministerien
der Länder.

Periodizität:
Ifonatliche (Nadelschnittholzpreise) und vierteljährliche

, (sonstigc Tatbestände) Erhebung und Äufbereitung.

I(reis der Bef ragten:
Holzbearbeitende Betriebe, Gruben- und Faserliolz-handel.

Berichtsrveg:
Befragie 

- 
zuständige Ministerien der Länder 

- 
Bundes-

ministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten.

Dargestelltc Tatbestände:
N[onat]ich : Naclelschnittholzpreise.
Yiertdjährlich: Eestände an Rohholz, Flolzrr.bfällen, Schnitt-
holz, Furnieren, Sperrholz, Holzfaser- und Holzspinplatten.

Vcröffentlichungen:
Bundesministerium für Emäh'rung, Landwirtschaft und Forsten.
Statistischer Monatsbericht (mona"dlich Urw. vi-c.teiiiürti"l, j. -

Statistisdles Jahrbuch.

Berrrerkungen:
fn Niedersachsen, Hessen, Rheinland-Pfalz, Baden-Würitem-
berg unter Beteiligung der Statist,ischen Landesämter. in
Verbindung mit dem-vierteljährlichen Prorluktionsbericht
durchgefüh-rt.

4. Forstelhebung 1961
\

Rechtsgrundlage:
Gesetz über eine Betriebszählung in der Land- und Forst-
u'irtschaft (Landwirtschafiszählüng ,l960) vom 13. April
IC60 (ßGBl. I S.:17). Abclruck im"ÄnhanE S. 173. Verdrd-
rrung über die Forsterhebung der LandwirtschaftszählunE
1960 vom 3.März 1961 (Bun"desanzeiger Nr.46 S. 1). Ab:
,lruck im Anhang S. 176.

Per.iodizität:
\ron April 1961 bis März 1962 mit Stichtag vom 1. Oktobel
1960 dürchgeführt.

I(reis der Bef ragten:
Rund 500 000 Bervir.tschaftel r.on Forstbetrieben und lYalcl-
fliichen ab 0,5 ha.

Berichtswe"g:
Befragte - Gemeindon - I(rcise - StLA - StBÄ.

Dargestellte Tatbestände :

Yorgesehen:
Forstbetriebe nach Größe, I(ultur- unrl Betriebsart (Floch-,
Plenter-, Mittel-, Niederwald), Besitzart (Bundes-, Landes-,
Gemeinde-, Körperschafts-, Privatforsten); Baumarten, AI-
ters- und Ertragsklassen sowie Bestockungsgrad der Be-
stände; Arbeitskräfte nach Familienarbelii§kräften und
I'amilienfremden Arbeitskräften sowie nach ständig, nicht
stiindig und vorübergehend Beschäftigten.

Y e r ö f f e n t I i c h u n g e n :

§{uista 60/5 (M).
Vorgesehen:
Fadrserie B, Einzelveröffentlidrungen.
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IIl. Unternehmen und Arbeitsstätten (ohne Landwirtschaft)

1. .Zählung der nichtlandwirtschaftlichen Arbeitsstätten /

a) Arbeitsstättenzählung 1950
(StBRD Band 182 S.49, lfd. Nr. III 1 a)

Rechtsgruntl lagc:
Vo'lkszählungsgesetz 1950, § 1, vom 27. JluJi 1950 (BGBI.
s. 335).

Periodizität:
Am 13. Sepiember 1950 dulchgeftihrt.

Kreis der Reflagten: .
Nichtlandwirtschaftliclie Arbeitsstättcn einschließlich der
öffentlichen und öffentlich-rechtlichen Verwaltungen, der
selbständigen Angehörigen der freien Berufe; Büros jeg-
Iicher Art; Gärtnerei- und Tierzuchibetriebe, rvenn sie
keinen eigenen oder gepachteten Boden bervirtschaften;
Fischereibätriebe ohne eigene oder gepachtete'Wasserflächen.
Bundesbahn und Bundespost fiihrten die Erhebung in ihren
Geschäftsbereichen selbständig durch. (Insgesamt rund
2 300 000 Arbeitsstätten.)

Belichtslveg:
Befragte 

- 
Gemeinden (öriliche Durchfiihrung der Zählung

unter -Mitu'irkung ehrenamtlicher Zähler) 
- 

Kreise 
- 

StLA

- 
StBA.

Dargestellte Taibesiünde :

In der Aufbereitung nach. örtlichen Einheiten 
- 

Arbeits-
stätten 

- 
(fachliche Gliederung nach dem "Sysiematischen

Verzeichnis'der Arbeitssiäiten "- Ausgabe 19"50 -", 
siehe

auch übersicht im Änhang S. 270 und Auszug aus tler
Systematik auf S. 275):

Arbeitsstätten und Beschäftigte insgesamt (dar"unter im
Handwerk) und nach Betriebsfrößenklassen (nach der Zahl
der Beschiftigten); Arbeitsstä"tten hit Schilerbeschddigte-u
und KnappscEaftivollrentnern; Arbeitsstätten' des Einzel-
handels unld de.e., Beschiift,igte nach Betriebsformen; Be-
schäftiEte nach Geschlecht und Stellung im Betrieb, be-
schäfti§te Vertriebene insgesamt und in"Arbeitsstätten des
Ifandw"erks Ausstattung äer Arbeitsstätten mit I(raftfahr-
zeugen.

In cler Anfbereitung nach Wirtschaftseinheiten 
- 

Unter-
nehmen 

- 
(fachliche Gliedemng rvie oben):

Ilnternehmen und Beschäfti.qte insgesamt, nach lJmsatz-
größenklassen, Rechtsformen der Unternehmen, Kapiial-
verhäItnissen bei Kapitalgesellschaften und Beteiligung der
öfrentlichen Hand; I{andwerksunternehrnen und deren Be-
schäftigte nach Umsatzgrößenklassen sorvie lJnternehmen
des Einzelhandcls und deren Beschäfiigte nach Zahl der
Zweigniederlassungen; Vertriebenenunternehmen, Gesamt-
umsatz. (umsatzstöuerpflichtiq.und umsatzsteuerfrei) des
Kalenderjahres 1949. iach l-fäsatzgrößenklassen; auß'erdem
gesonderter Nachweis des lJmsatzes für Unternehmen mit
Beteiligung der öffentlichen Hand, des Handwerks und des
Einzelhandels.

Yeröf f entlichungen:
WiSta 5211, 1* i 5319, 12, 72'i 5412, 2*, 3; 5616
stB IV/15/1 bis 3.
stBRD Band 44 (M), 45 Heft 1 bis 3, 46 Heft 1 bis 7, 47 Heft 1 (M) und

2 (Kartenwerk).
Uber die Organisation und die methodisdr-tedmische Durchführung des
gesamten Zähflungswerkes 1950 unterrichtet STBRD Band 31.

b) ArbeitsstättenzähIung 1961

, Rechtsgrundlage:
Volkszählungsgesetz 1961 r'o'm 13. April 1961 (BGBI I
S.437). Abd"ru"ck im Änhang S. 162.

Periodizität:
Am 6. Juni 1961 tlurchge[iihrt,.

Kreis der Bef ragien'
Nichtlandwirtschaftliche Arbeitsstätten einschließIich der
öffentlichen uud öffentlich-rechtlichen Verwaltungen, der
selbständigen Angehörigen der freien Berufe; Heimarbeiter;
Büros jeglicher Ärt; Bctriöbe der gerverblichen Gärtnerei
und der 

--Tierzucht; Betriebe der Hochsee- und Küsten-
fischerei. Bundesbahn und Bundespost führten die Erhebung
in ihren Geschäftsbereichen selbständig durch.

Berichtsweg:
Befragte 

- 
§smsi11fls1 (örtliche Durchführung der Zählu_ng

unter llitrvirkung ehrenamtlicher Zähler) - 
T(reise 

- 
SILA

- StBA.

Dargestellte Tatbestiinde :

Vorgcsehen:
In der Aufbereitung nach örtliclien Einheiten - 

Arbeits-
stätten - 

(fachlichä Gliederung nach der ,Systematik der'
Wiltschaftszrveige - 

AusEabe 1961 
-., 

siehc auch Uber-
sicht im Anharig S.270 ünd Auszug atts tlct' Systematilt
s.272):
Arbeitsstätten (darunter in rlie Hantlrverksrolle eingetragen
sowie einzige Niederlassungen und Niederlassungen von
UnternehmJn anderer lÄrirtühaftsgruppen) und dä'"en tse-
schäftigte insgesamt; Arbeitsstätten und Beschäftigte nach
Arbeits-stättengrößenklassen (nach der Zahl d,er Beschäf-
tigten); BescEeftigte der Arbeitsstätten (darunter Teil-
btschäftiEte) nucli Geschleclrt und Stellung im Betrieb;
Arbeitsstättän der HausEewerbetreibenden,- Heimarbeiter
und Zwischenmeister und äeren BeschäItigte nach der Zahl
ihrer fremden Hilfskräfte und nach Arbeitsstättengrößen-
klassen.
In der Aufbereitung nach Wirtschaftseinheiten - Unter-
nehmen - (fachliche Gliederung rvie oben):
Unternehmen und Beschäftigie nach der Rechtsform und
nach lJnternehmensgrößenklatsen (nach der Zahl der Be-
schäItigten); in die Handrverksrolle eingetrage!e Unter-
nehmen uncl deren Beschäftigie sowie lJnternehmen von
Vertriebenen und Sowjetzonenflitchtlingen und deren Be-
schäfiigte.
Strukturelle uncl legionale Zusammenhänge zrvischen den
Unternehmen und ihien Niederlassur.rgen.

Veröf f entlichungc'n:
\7iSta 56/12;61/4 (M),
Vorcesehen:
Fadr"serie C, Einzelveröffentlidrungen.

2. Kostenstrukturerhebungen

a) Erhebung über die Kostenstruktur der nichtlandwirt-
schaftlichen Arbeitsstätten 1950
(StBRD Band 182 S. 49, lfd. Nr. III 2a)

Rcchtsgrundlage:
Volkszählungsgesetz 1950 vom2T.JuIi 1950 (BGBI. S.335),
§ 2 Abs. 2, jn Verhindung mit Erlaß des Buntlesministers
rles Innern vorn 26. Oktob;r 1951, Az..: 1335 - 1B740lbl.
Periodizität:
Im allgemeinen einmalig für das Jahr 1950 durchgeführt
(Sondeifälle: Bauindusirie nur für L9.52, BeJrieidungs-
industrie für 1950 und 1951, Schiffbau 1950 und 79'c1', Zahn'
ärzte fiir 1950, 1951 und 1952).

Kreis der Befragten: .

Ausgewählte lJnternehmen der Industlie und des HancLverks
(darunter auch lJnternehmen der Bauindustrie und des Bau-
handrverks), des Großhandels und Verlagsgewerbes, des
Einzelhandels, des Gaststätien- und Beherbergungsgerverbes
sorvie des Verkehrs; ferner ausgewählte Arzte und Zahn-
ärzte,
Eifaßt wurden rund 43 000 Unternehmen. Der Repräsenta-
tionsgrad war in den einzelnen Wirtschafts- und Grijßen-
klassen verschieden.
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Bericlitslveg:
Befragte- - StLA bzw. WirtschaftsorEanisationen (auch
Buchsiellen) ^. §tBA; teilweise auch: 'Befragt" 

- StBe
(zentrale Aufbereitung).'
Die Erhebung (Auswahl der Unternehmen, Versand und
Wiedereinziehen der Fragebogen usrv.) wurde teilrveise von
den StLA, teilweise ,.ri"" ilit*i"kung der Wirtschafts-
organisat,ionen durchgeführt.

Dargestell te Tatbestäncle :

Gesamtleistung; Steuerlicher Umsa,tz;'Wirtschaftlicher
Umsatz; Kosten nach Kostenarten; Personalkosten; Steuern
und Roh_e_rtrag. _Fachliche Gliederung nach dem ,Systema-
iischen Verzeichnis der Arbeitsstätten (Ausgabe i0fO;",
siehe anch übersicht im Anhang S. ?70 unil Airsz.ug nr. ä".
Svstematili a,uf S. 275.

\rerö f f err il ich un gen :

ViSta 51110 (M)i 5516,7,9,12; 5611, 6i 52t2, 10.
StB lll711 bis 20 und 28 (Ergebnisse für einzelne Fachzweige).
STBRD B-and49, Heftl (lndustrie), 2 (Handwerk), 3 (Großhandel und

vertagsgewerbe), 4 (Einzelhandel), 5 (Gäitstäiten_ und Beher_
bergungsgewerbe), 6 (Verkehrsgewerbö), Z (Arzte und Zahn_
aate).

Bemerkungen:
Die trrhebung nurde in gleicher Weise für die vorstehenden
-tsereiche (aulJer VerlaEsEewerbe und Arzte) auch in Berlin
(WesQ_d-urclgeführ.i. Di-e Ersebnisse sind i.cröffentlicht in
stB IIiTl21 bß :7.

b) Einzeluntersuchungen

ÄulJer der Kostenstrukturerhebung 1gb0 fanilen in späteren
Jatrcn noch 'n,eitere Untersuclrrrlngen statt (im eiizelnen
siehe unter ,Veröffentliclrungen.). Sie stimnien in bezug
auf die dalgestellten Tatbestände im wesentlichen mit dei
Erhebungen in den Eleichen Bereichen im Rahmen der
Kostenstrukiurerhebun§ 1950 iiberein.

Veröffent,Iichungen: '

Aztliche Praxis (1954): §iist" t/1, StB IU7l31. I

Zahnäztlidre Praxis (1954): ]ii/iStt 5Z12; StB Ii/7/29 und 30.
Einzelhandell mit Mildr und Mildrerzeugnissen (195I): ',lfliSta 57110;
stBil17132.
Allg,emeiner Lebensmittel-Einzelhandet, Einzelhandel mit Fischen untl
Fischwaren und mit Sdrokotade und Süitwaiän (ibrt; §ri5t" 370; -'--
stB il/7i33.

c) Laufende Kostenstrukturstatistik

R e c h t s g r u n rl I a g e .

Gesetz über Kostenstrukturstatistik (KoStrukStatG) vom
12., 

nt*i 1959 (BGBI.I S.245). Äbdruck im Anlrang S.192.
Für Yerkehrsgera'erbe: Gesetz iiber die Statisiik dei Kosten
und Leistungen im Güterverkehr mit Kraftfahrzeugen, mit
Binnenschiffön und mit Eisenbahnen im Jahre 1gb9 (GüVerk
StatG .1959) vom 21. Djzember 1958 (BGBI. I 'S. 988).
Äbdruck im Anhanq S. 242.

Periodizität:
Erhebungen in der gerverblichen tryir.tschaft sowie bei son-
stigen Arbeitsst,itten (mii Ausnahme der land- und forst-
wirtsehaftlichen Arbeitsstätten) nacheinander in vieriähri-
gem Turnus, beginnend 1959 fiir das Bericlrtsjahr 1gb"8:
l. im erston Erlrcbungs.jahr.

in der Industrie (einschließlich Elektrizitäts-, Gas-
und 'Wasseryersorgung) und im Hanclrverk;

2 im zrveiten Erhebungs,jahr.
im Verkehrsgewörbe untl rlen iibrigen urrter, 1., 8., 4.
niclrt genannten Arbeitssr ritten.

3 im dritten Erhcbunssiahr.
im Großhandel "(e'inschließIicl.r Yerlagswesen) und im
Handelsvertreter- sorvie Ilandelsmakiergewerbe;

4..im vierten Erhebungsjahr.:
im Einzelhandel solie im Gaststiitten- und Behcrber-
gungsgewerbe.

Kreis tler Bef ragten:
Ausgew-ahlte IJnternehmcn der gerverblichen Wirtschaft;
ferner ausgervählte freie Berufe (2. B. Arzte, Zaltnarzte,
RechtsanwäIte, Notare, prüfende sowie wirtschaf ts- und
steuerberatende Berufe). Die Erhebungen werden mit dem

Ziel durchgeführt, von durchschnittlich 5olo der Gesamtzahl
der Unternehme-n der gewerblicheir Wirtschaft und sonstigen
Ärbeitsstätten für die einzelnen \Mirtschaftszweise rep"rä-
sentative 

^ 
G esa-mtergebnisse zu erlangen. Die Ausk"unf teitei-

lung isi freirvillig. -

Bericlitsweg:
§efragte - StLA bzw. Wirtschaftsorganisationen (auch
pq+siell.9.1) - SIBA; teilweise auch: BeTragre - StBi 1in
beiden Fäilerr zentrale Aufbereitung)

-Die Elhebung (Auslvahl der lJnternehmen, Versand und
Wiedereinziehen der l'ragebogen usw.) rvurde teilweise von
den StLA, teihveise un'ler Mitrvirkung der Wirtschafts-
olganisationcn durclrgeführt.

Dargestellte Tatbestände :

In der Gliederrrng nach Klassen auf Grund des ,Systema-
tischen Verzeichni"sses der Arbeitsstätten 

- AusEabe t"gfO -.(siehe_ auch _übersich-t im, Anhang S.270 und Auszug aus
dem \rerzeichnis auf S.275); ab d"rittem Erhebungsjahr"nach
der ,Sysiematik der Wirtschaftszweige leusgaUö tg61;.
-(siche 

auch übersicht im Anhang S. 270 und Auszug aus der
Systematik auf S.272), zum Teil darüber hinausgeLend und

- soweit möglich - nach Größenklassen nach där Gesamt-
Ieisiung de-r 

-Unterqehmen bzr,v. der freien Berufe (nach
Einnalrmen bei den Zahnärzten):
Gesamtleistung (Gesamtproduktion) bzw. Einnahmen (bei
freien Rerufen);-steuerlicher Umsatz für das Kalenderjahr,
zum Te_il untergliedert -nach steuerfreiem und steuerpflich-
tigem Umsatz sowie nach Steuersätzen,
wirtschaftlicher lJmsatz für das Geschäftsjahr, gegliedert
nach den fachlichen Beso_Irderheiien; Bestandsveräo'däungen
im Geschäitsjahr an Halb- und Fertigerzeugnissen eige-ner
Produktion.
Wert der selbsterstellten Anlagen (bei Industrie und Ver-
liehrsgewerbe); Nettoproduktioiswert (bei Industrie); Roh-
ertrag (im Handrverh und Handel); Material- und Waren-
bezüge (im Handwerk, Handel sowie im Gaststätten- und
Beherbergungsgewerbe) .

Ko,sten in Prozent der Gesamtleistung (Gesamtproduktion)
bzw. Einnahmen (bei den Zahnä.rzten)i '

Stoffverbrauch (teilweise aufgegliedert) und Einstandswert
cler umgesetzten Handelsrvare; Yerbrauch von Brenn- und
Treibstoffen, Energie und dergleichen; Löhne, GehäIter,
Sozialkosten (geselzliche, übri§e). Instandhaltungskosten,
Steuern (teilwe'ise aufgegliederi).'
Mieten und Pachten, steuerliche Abschreibungenund Fremd-
kapitalzinsen (mit Ausnahm_e d_er Industrie);-übrige Kosten
(bei der Industrie ohne kalkulatorische Kosten),-teilweise
noch rveiter aufgegliedert.
Je l]nternehmen:
Beschäftigte und Personalkosten wie Löhne, Gehälter, Sozial-
kosten; ausgewählte Posten des Jahresabschlusses (2. B
Anlagen, Bestände, Forderungen und Verbindlichkeiten auf
Grund von IMarenlieferungen und Leistungen).

Verüf f enilichungen:
\üista 6214.
Fachserie C, Reihe l.
Vorgesehen:

I. Industrie und Energiewirtsdraft
II. Handwerk

III. Verkehrsgewerbe
IV. Ausgewählte freie Berufe
V. Grcßhandel und Verlacswesen

V[. Einzelhandel
VII. Gaststättm- und Beherbergungsgewerbe.
Bereits erschienen:
zu I: Vorberidrte 1

III r Vorbericht I
Vorbericht
Vorbcridrt

IV: Vorberidrt
Vorbericht
Vorbericht

75, Berlin (\x/est)

2
c
1

2
ö und Notare).

Bemerkungen:
Im ersten 4-Jahres-Turnus werden nur dieienigen Teile des
Verkehrsgerverbes heranqezogen, die nicht" duich die eben-
falls für 1959 durchgeführtelStatistik der I(osten und Lei-
stungen im Griterverkehr mit IiraftfahrzeuEen, mit Binnen-
schiffen und mii Eisenbahnen- erfaßt wuiden (siehe Ab-
schnittYll S.93, lfd. Nr. F2a). Im Rahmen der Kosten-
strukturstatistih wurden der öffentliche Straßenverkehr und
die Seeschiffahrt erfaßt.

5
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3. Statistik ae" Kapitalgesellschaften
(StBRD Band 182 S.50, lfd. Nr. III3)

Periodizitäi:
Monatliche Meldung, jährliche Zusammenstellung.

Kreis der Bef ragten:
Zusammenstellung bei den StLÄ auf Grund von Nleldungen
der Registergeric-hte und durch Ausrvertung yon Bekannt-
machungen inr Buntlesanzeiger.

Berichtsweg:
StLA _ StBA.

Dargestellte Tatbestände :

Bestand und Veränderung von Zahl und Nominalkapital der
'rund 41 000 Kapitalgesellschaften (Ende 1961) nach Wirt-
schaftsgruppen,-Zu--und Abgänge nach Art der Veründe-
.uns: "Aktienscsellschaften und- Gesellschaften mit be-
schilänkter Häftung nach Größenklassen des Nominal-
kapitals (in dreiiähiiEen Abständen, zuletzt für 1959).
Ab^ 1. Ja,Lua" 19"62 fächliche G)iederung nach der ,Syste-
matik der \Mirtschaftszrveiqe (Ausqabe 1961).; siehe auch
übersicht im Anhang S. 270 und Aulzug aus der Systemaiik
s.272. t

V e r ö f f e n t I i c h u n g e n :

\7ista 59/3, ?t i 6013,3'; 6ll?' 3* i 6213,3*

4. Bilanzstatistik der Aktiengesellschaften
(StBRD Baüd182 S.50, lfd. Nr. III4)

Periodizität:
Jährliche Zusamrnenstellung

5. Statistik der Finanzen der öffentlichen Wirtschafts'
unternehmen
(StBRD Band 182 S. 86, lfd. Nr. X A f;

R e c h t s g r u n d I a g e :

Gesetz über die Finanzstatistik vom 8. Juni 1960 (BGBI. I
S.322). Abdruct im Anhang S.247.

Periodizitäi:
Jährliche Erhebung und Äufbereitung.

Kreis der Bef ragte n:
Ztletzt rund 650 kommunale V und Yerkehrs-
unternehmen ohne eigene die nach der

IN mit
und mehr rn und ln (siehe

auch Bemerkungen).

Berichtsweg:
Befragte-SILA-StBA.
Dargestellte Tatbestände :

Jahresabschlüsse der llnternehmen in Anlehnung an das
Yeröffentlichungsschema der Aktiengesellschaften (Bilanz,
Anlagennachweis, Erfolgsrechnung).

Veröf f entlichungen:
\WiSta 58/8;59/6.
stBRD Band213 (195r,219 (1950
fortc$etzt in:
Fadr-serie C, Reihe 3/I G:ihrliü).

Bemerkungen:
Es ist vorgesehen, die Statistik auf Versorgungs- und Ver-'
kehrsunter"nehmen in,Gemeinden mit ,venise"r al"s 10000 Ein-
wohnern, auf staatliche Wirtschaftsuntern"ehmen, die genräß

§ 15 Reichshaushaltsordnung geführt werden. sowie auf
üommunale Einrichtungen, äie" a'ls Eigenbetriebe geführt
werden, auszudehnen.

Dargestellte Tatbestände :

Wichtibe Bilanzposten der,AktienEesellschaften nach Wirt-
schafts[ruppen, ärgänrt durch An§aben über die Posten der
Erfolgslrech'nurg"nl Bilrrrstruktür, Finanzierungsquellen,
Dividänden; Entwicklung der Sachanlagen; Eigentum am
Kapital der AktienEesellichaften (für1956, i958 und 1960).
Ab- 1. Januar 1962-fachliche Gliederung nach deruSyste-
matik der \Mirtschaftszweige (Ausgabe-1961).; siehe auch
übersicht im Anhang S. 270 ünd Auszug aus der Systematik
s.272.

V e r ö f f e n t I i c h u n g e n :

ViSta 58/8, 8*, 11, 11r, 72i 5913', 1, 4', 8, 8', 11, 1f i 6015, 5*, 8,
8 r, 11, 11 * i 6714, 4' , 8, 8o ; 6214, 1*.

STBRD Band 231 (1957),250 (1958), 265 (1959)
fortcsetzt in:
Fadr"serie C, Reihe 2/I (:iürliü).
STBRD Band 188
fortcGetzt in:
Fadiscrie C, Reihe 2/II Sonderbeitäge (unregelmäßig).

Be
Die
im

6. Statistik der Gewerbeaufsicht
(StBRD Band 182 S. 50, lfd. Nr. IIIS)

Rech tsgrun dlage:
§ 139b der Gewerbeo,r'dnung.

Periodizität:
Jährliche Berichterstaitung und Zusammenstellung.

I{reis der Bef ragten:
Gerverbeaufsichtsämter.

Berichtsweg:
BefraEte - Arbeitsministerien der Länder - Bundesmini-
steriuä für Ärbeit und Sozialordnung.

Dargest,ellte Tatbestände :

Ermittelte Zuwiderhandlungen gegen die Arbeitsschutzvor-
schriften, BestrafunEen, Nachweis der untersuchten Unfälle
(sachliche und perJönliche Mängel), unfalltechnische und
gewerbehygienisöhe Beanstahdungen. Außerdem alle zwei
iahre, Bei"Iebe, Arbeitnehmer, dur:chgeführie Besichtigungen.

V e r ö f f e n t I i c h u n g e n :

Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung:
Iahresberichte der Gewerbeaufsidrt,
Ärbeits- und Sozialstetistisdre Mittöilungcn (ährlidr auszugsweise).

merkungen:
Statistik wird

wurden 1959 und
ohne Banken, Ver-

Gesellschaften
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IV. Industrie und Handwerk

A. Industrieberichterstattung

1. Industriebericht

a) Monatlicher Industriebericht
(StBRD Band 182 S. 51, lfd. Nr. IV A 1 a)

Bemerkungen:
über die Auftragseingänge rverden zwZeit rund 16 600 aus-
gew{hlle. Industiiebetriebl mit im allgemeinen 2b und mehr
Beschäftigten befragi. Hiervon werdeä rund 12b00 Betriebe
durch die StLA und rund 4 100 durch Fachverbände der
Industrie erfaßt. Die ZusammenstellunE und Veröffent-
lichung der Bundesergebnisse erlolqt dirrch das Bundes-
ministerium für WirtsÄaft. "

R e c h t s g r u n d I a g e :

Gesetz iiber die AllEemeine Statistik in der Industrie und
im Bauhauptgewerbe- vom lS.Juli 1957 (BGBI.I S.720).
Äbdruck im -A.nliang S. 195. Gesetz zur Ergänzung des Ge-
setzes über die Allgemeine Statistik in der Industr:ie und im
Bauhauptgerverbe riom 26. April 1961 (BGBI. I S.477). Ab-
druck im Anhang S.198. Feiner für Fragen nach dem Auf-
tragseingalg und 

- 
den Auftragsannullierungen : Yerordnung

über die Durchführung einer -Statistih übe-r den Auftragsl
eingang in der Industiie vom 30. November 1960 (Bundäs-
anzeiger Nr.235 S. l). Abdruck im Anhang S. 199. r

Pcriodizitäi: \
1\[onatliche Erhebung und Aufbereitung.

Kreis der Bef ragten:
Industriebetriebe mit im allgemeinen 10 und mehr Beschäf-
tigten. (ErfalJt rverden zui Zeit rund 53 300 örtlich und
produlitionsmäßig zusammenhängende Betriebe, das sind
580/o aller Industriebetniebe mit äinem Anteil von 980/o der
Beschäftigten und des lJmsatzes der gesamten Industrie.
Nicht erfaßt werden Elektrizitäts-, Gasl und lVasser.werke
für die öffentliche Versorgung sowie die Betriebe der Bau-
industrie. Für den Kohlenbergbau 'vverden für die Länder
Niedersachsen, Nordrhein-We§tfalen und Saarland die An-
gaben der ,Statistik der Kohlenwirtschaft e.V." verwendet.)

Berichtsrveg:
Befragte-SILA-StBA.

Dargestellte Tatbestände :

Monatlich:
Im Ralimen des geplanten Industriezensus 1963 (siehe S.73,
Ifd. Nr. IY F 1) ist vorgesehen, fiir das Kalender- bzrv. Ge-
schäftsjahr 1962 weitere Tatbestände zu ermitteln.
Betriebe, Beschäfligte nach Siellung im Betrieb, geleistete
Arbeiterstunden, Bruttosumme der Löhne und GehäIter, In-
land- und r\uslandumsatz (Gesarntwert der in Rechnung ge-
stellten Lieferungen und Leistungen), Kohleverbrauch- ulnd
-bestand nach Aiten; Heizölverbrauih nach Arten; Fremd-
bezug, Eigenerzeugung, Abgabe und Verbrauch von Strom;
Gasverbrauch.

Jährlich:
Betriebe, Beschäftigte und Umsatz (unter Einbeziehung der
Kleinbetriebe mit weniger als 10 BeschäItigten - vgll lfd.
Nr. lb) nach Betriebsgrößenklassen auf Gründ der Böschäf-
tigtenzahlen.
(Diese Tatbestände werden irn allgemeinen nach örtlichen
Betriebseinheiten, zum Teil auch nach Befriebsteilen, in der
Gliederung nach Industriegruppen und -zweiEen gemäß dem
,Systematischen Verzeichnis zum monatlic-hen-Industrie-
bericht" aufbereiiet. Siehe auch übersicht auf S.270 und
Äuszug aus der Sysiematik at:,f 5.277.)

Yeröf f entlichungen:
V_i§ta_ 58/8, t1-i l!2, 5,8, 11i 6012, 5,8, lti 6112, 5,8, t1i 6212, 5.
rf{/iSta * (monatlidr).
IndBRD Reihe 1 mit Vorberictrt (monatlidr, jährlidr)
fortgesetzt in:
Fachserie D, Reihe 1 mit Vorbericht (monatlich, jährlich).
IndBRD Reihe 4 Heft 21, 25, 28
fortgGetzt io:
Fadrserie D, Reihe {.

b) Industriebericht für Kleinbetriebe
(SIBRD Band 182 S. 51, lfd. Nr. IV A 1 b)

R e c h t s g r u n d I a g e :

Gesetz über die Allgemeine Siaiistik in der fndustrie und
im Pauhauptgerverbd-vom, 15. Juli 1957 (BGBI. I S.720).
Abdrueli im Anh:rnE S. 195. Cesetz zur Ersänzung des Gä-
setzes.über die Allgemeine Statistili in der'Industr"ie und im
Bauhauptgerverbe v:om- 26. April 1961 (BGBI. I S. 472) . Ab-
tlruck im Anhang S. 198.

Periodizität:
Jährlich einmal für den Monat September erhoben und auf-
bereitet.

Kreis der Bef rag,ten:
AIIe nicht monatlich erfaßten Industriebetriebe, d. h. im all-
gemeinen Betr.iebc mit weniger
werrlen z,w Zeit rund 39200

als 10 Beschä
örtlich und

(Erfaßt

Saarland die Angaben der ,Statistik der Kohlenwirtschaft
e. Y.. verwendet.)

Berichtsweg:
Befragte-StLA-StBA.

Dargestellte Tatbestände :

Betriebe, Beschäftiete und Umsatz sowie Vertriebenen- oder
Zugervanderteneigeischaft der Betriebe, .leweils nach In-
d,ustriegruppen und -zrveigen gemäß dem ,Systematischen
Verzeichnis zum monatliclien industriebericht". Siehe auch
übersichi auf S.270 und Auszug aus der Systematik auf
s.277.

Verö f f entlichungen:
IndBRD Reihe 1, Jahresheft (bis 1959), Reihe,t Heft 30 (19G0)
fortgesetzt in:
Fachserie D, Reihe 4.
Fadrserie A, Reihe 4 (unregelmäßig).

2. Zusatzerhebung zum Industriebericht
(StBRD Band 182 S. 51, lfd. Nr. IV A2)

R e c h t s g r u n d I a g e :

Gesetz über die ÄllEemeine Statistik in der Industrie und
im Bauhauptgewerbe- vom 15.Juti 1957 (BGBI. I S.720).
Abdruck- im -Anhang S. 195. Gesetz zur Ergänzung des Ge-
setzes über die AllEemeine Statistik in der lndustr-ie und in,
Bauhauptgewerbe v-om 26. April 1961 (BGBI. I S.477). Ab-
druck im Anhang S.198.

Periodizität:
In ein- bis zwei.iährigen Abständen, zuletzt im Oktober 1960
durchgeführt.

Kreis der Bef ragten:
Industriebetriebe mit im allgemeinen 10 und mehr Beschäf-
tigten (entsprechend dem monatlichen Industriebericht, siehe-
lfd. Nr. IV A I a).
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Berichtsweg:
Befragte-StLA-StBA.

Dargestellte Tatbestände :

Für die Erhebung im Oktober 1958: Beschäftigte -nach
Stellung im Betrieb sowie nach örtlich getrennten Arbeits-
stättenibeides für September 1958; Uirsatz nach Unter-
nehmen, lMasserversor§ung, beides für das Jahr L957. Für
die Erhebune im Oktober 1960: Beschäftiste nach Geschlecht
und Stellung" im Betrieb für September 1360. 'Wasserversor-

Eunq für Jas Jahr 1959 (Wässeraufkommen aus Eigen-
Iördirung und. Fremdbezug,' lMassernutzung einschließlich
Kreislaulwasser, IMasserableiiung).
Zusammen mit äer ErhebunE im Oktober 1960 wurde eine
ErhebunE auf f reirvil liEe"r GrundlaEe durchgeführt mit,
folsendeä Tatbeständen: Wert der Gesämtprodu'lrtion (Um-
satZ und firmeninterne Lieferungen, Lageibestände), Ma-
terialverbrauch; Brutto- und Nettoproduktionswerte, Netto-
quoten, alles für 1958.

Fachliche GliederunE nach dem,SvstematischenVerzeichnis
zum monatlichen industriebericht.. Siehe Übersicht ;ruf
S.270 und Auszug aus der Systemaiik auf S.277.

V e r ö f f e n t I i c h u n g e n :

\riste 5o/5 (M), 5', io (M), 1o*.
IndBRD Reihe 4 Heft24, 27
fortcesetzt in:
Fach"serie D, Reihe 4 und Reihe 5/ll.

3. Jahreserhebung der Nettoleistung der Industrie
(StBRD Band 182 S. 51, lfd. Nr. IV A3)

R e c h t s g r u n d 1 a g e :

Verordnung üher eine Jahreserhebung der Netioleistung der'
Industrie v"om 12. Januar 1956 (Bundäsanzciger Nr. 11 S. 1).
Abdruck im Anhang S.200.

Periodizität:
Im März 1956 für das Kalenderjahr 1954 oder für das
diesem am nächsten kommende Geschäftsjahr, für das ein
Jahresabschluß vorliegt, durchgeführt.

Kreis der Bef ragten:
Alle' zur monatlichen Industrieberichterstattung herange-
zogenen lJnternehmen (Stand 30. September 1954); für eine
,r!ätrli"he BefraEunE' (siehe untär ,Dargestellte Tat-
bestände.): rund 11000 ausgervählte Uniernähmen der In-
dusirie einschließlich BerlinlWest). Siehe auch Übersicht
auf S.292ff.

Berichtsrveg:
Befragte-SILA-StBA.

Dargestellte Tatbestände :

Gesamtumsatz (darunter lJmsatz an Handelsware); Gesamt-
wert der Bestände an selbsthergestellten Erzeugnissen, an
Handelslvare, an Roh-, Hilfs-, Betriebs- und Brennstoffen
sowie an sonstigen Yorprodukten (am Anfang und Ende des
Berichtsiahres)i Gesa^ltwe.t der Warenein§enge an Roh-,
Hilfs-, Betriebs- und Brennstoffen, sonstigen Vorprodukten
sorvie an Hande'lsware, lVert der von anderen Firmen aus-
geführten Lohnarbeiten, Brutto- und Nettoproduktionswert,
Gesamtzahl der Beschältigten.

Für ausgervählie Firmen außerdem: Aufgliederung des Ge-
samtwertes der Nlaterialeingänge nach fMarenarten und nach
Bezücen aus Gebietcn innerhalb und außelhalb der Bundes-

""p..Ü'Iik, 
Anteil der Verhäufe an Handelsware am Gesamt-

umsatz.

Außerdem Sonderaufbereitung der Produktionsstatistik: Auf-
gliederung der Produktionsw:erte 1954 aus der Vierteljähr-
Iichen Produktionserhebung der Unternehmen und Betriebe
nach ihrem Produktionsprogramm sorvie Aufgliederung der
industriellen Erzeugnisse nach ihrer I-Ierhunft aus den In-
dustriezweigen.

Veröf f entlichungen:
Nüista 57tlt 58t2.
IndBRD Reihe 4 Heft 20, 29
fortgesetzt in:
Fedrserie D, Reihe.t.

K B. Industiielle Produktion
(Siehe auch S. 116, lfd. Nr.XB11 ; Verbrauchsteuer-
statistik -)

1. Vierteljährliche Produktionserhebung .

(StBRD Band182 S.52, lfd. Nr. IVBI) .

Rechtsgrundlage:
Gesetz über die Allgemeine Statistik in der Industrie und
im BauhauptgewerbJ vom 15.Juli 1957 (BGBI'I S.720).
Abdruck im Änhang S. 195.

Periodizit,ät i ',

Vierteljährliche Erhebung und Aufbereitung

Kleis der Bef ragten:
Industriebetriebe mit im allqemeinen 10 und mehr Beschäf-
iigten (im wesentlichen wie beim rnonatliclren Tndustrie-
bericht s.67, Itd. Nr. IVAIa).

Berichtsrveg:
Befragte - SILA - SiB^. r

Dargestellte Tatbestände :.

Zurn Absatz bestimmte Produktion nach Menge und trVert
in der fachlichen GliederunE nach dem ,Warenverzeichnis
Iür die Industriestati§tik" 

-"siehe 
auch Übersicht auf S. 270

und Auszug aus dem 'W'arenverzeichnis auf S. 279'
(Für ErzeuAnisse, bei denen die'IMeiterverarbeitung im
gleichen Be[rieb besonders erfragt rvird, werden für die
öesamtproduktion nur die Menqe-und für die zum Absatz
hestimnite Produktion Menge uid Wert ausgerviesen.)

Veröffentlichungen: I i

ViSta 59/1 ; 6017 i 6717 i 6211.

IndBRD Reihe 3 (vierteljährlicfi und jlihrlidr)
fortssetzt in:
iäil'-Je,iä» li"in"a. 7

Sonderbeiträge über die EntwicJ<lung in einigen Industriezweigen:
\Yr'iSta 58/7; 6019i 6112.

Bemerhungen: ,, f
Von insqesamt rund 5500 erfaßten Erzeugnissen werden
AnEaberifür etwa 2300 veröffentlicht. Ein TeiI dieser An-
Eab"en stammt aus anderen Erhebunqen (2. B. Eisen- und
Stahlstatistik - siehe s. 71, IId. Nr. IV D 1 -, Kohle-
statistik der ,Statistik der Kohlenwirtschaft e. V.., Statisti-
ken des Bundesamtes fiir ge'rverbliche Mrirtschaft) .

2. Produktions-Eilbericht
(StBRD Band182 S.52, lfd. Nr. IV82) Y
Rechtsgrundlage: '!

Gesetz über die Allgemeine Statistik in der Industrie und
im Bauhauptgewerbe vom 15. Juli 1957 (BGBL I S.720)
Ahdruck im Anhang S.195.

Periodizität:
'Monatliche Erhebung und Au{bereitung,

Kreis der Be{ragten:
Industriebetriebe mit im allgemeinen 10 und mehr Beschäf-
tigten (siehe lf d. Nr. IV A 1 a und IV B 1 - Bemerkungen -) .

Berichtsrveg:
Befragte - StLA - StBÄ. 

i

Dargestellte Tatbestände :

Produktion (nur Menge) für etr'va b00 ausgewählte Erzeug-
nisse bz.rv. Erzeugnisgruppen, gegliedert nach der vom
,\Marenverzeichnis Iür die fndustricstatistili. abgeleiteter
Nomenklatur zum Produktions-Eilbericht. Siehe auch über-
sicht auf S.270.

Veröf f entlichungeu:
\7iSta* (monatlidr), r

lndBRD Reihe 2 (monatlidr)
fortgsetzt in:
Fachserie D, Reihe 2. 

l.
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Bemerkungen: r

Der monatliche Plodukiions-Eilbericht dient mit seiner
repräsentativen Auswahl wichtiger Industrieerzeugnisse der
kurzfristigen globalen Unterrichtung über die Enlwicklung
der indusfriellin Produlttion und zui BereehnunE des Indei
der industriellen Nettoproduktion sorvie zur Berächnung des
Index der industriellen Bruttoproduktion für Investit-ions-
güter und-für Verbrauchsgütei, während die Yierteljähr-
Iiche Produktionserhebung (siehe lfd. Nr. IV B 1) -über

Menge und Wert der industriellen Produktion in weitgehen-
der üarenmäßiger Gliederung unterrichtet.

Index iLer ind,ustriellen Nettoprod,uktion ;

(StBRD Band 182 S. 52, nach lfd. Nr. IV B 2)

Monatlich-e Berechnung des Index im StBA auf Original-
basis 1950 = 100. Zusammenfassung von rund 380 Piodulr-
tionsreihen. Gliederung nach 56 -Industriegruppen 

bzrv.
-zweigen. Beginn der "Indexreihen:. Januar I94b' (arbeits-
tä glicHe und k"alen dermon atliche Beiächnung) . - D ar'stellung
der Berechnungsmethode in WiSta 56/3 und IndBRD Sonder-
heft 8. Neuberechnung auf Basis ,1958 - 100 vorgesehen.

\rer.ö f f entl ichun.gen :

\flista (monatli&).
ViSta' (monatlich).
StB IV/8
fortgesetzt in :

IndBRD Reihe 2 mit Vorberidrt (monatlicih)
fortgesetszt in:
Fachserie D, Reihe 2 mit Vorbericht (monatlich).
IndBRD Sonderheft 8 (M).

I n cl e x cl er i n cl ust ri ellen B r ut t o,pr oc) utc t iott. f ür I n u e st i-
tions gät er u,n.d, f ür V erbr auchs güter
Monatliche Berechnuns der Indices im StBA auI Orisinal-
basis 1950 : 100. ZüsammenfassunE von 96 ProdulrTions-
reihen für. Investitionsgüter und von 90 Produktionsreihen
für Verbrauchsgüter; Darstellung nach 5 Warengruppen für
Ilvestitionsgüter und. nach 6 Warengruppen für Verbrauchs-
giiter. Rüchrvirkend berechnet bis 1950, und zwar für die
Jahre 1951 bis 1953'nur jährliche Indices, ab Januar 1954
monatliche fndices. Darstellung der Berechnungsmethode in'WiSta 60/8. Neuberechnung auf Basis 1958 = 100 vor-
gesehen. r

Vcrö [ [entlichungen:
ViSta* (monatlidr).
IndBRD Reihe 2 (monatlich)
fortgesetzt in:
Fachserie D, Reihe 2 (monatlidr).

1. Erhebungen bei den Energieversorgungsunternehmen
(SIBRD Band 182 S. 52, Ifd. Nr. IV C 1)

R e c h t s g r u n d l a g e :

VerordnunE über die Statistik in der Elektrizitäts- und' GasrvirtscLäft lom 10. Dczember I959 (Bundesanzeigcr' Nr.241 S. 1). Abdruck im Anhang S.200.

Periodizität:
.Iährliche Erhebung und Aufbereitung.

Kreis der Bef ragten:
Unternehmcn der öffentlichen Elektrizitätsversorgung und
der öffentlichen Gasversorgung.

Berichtsweg:
Befragte - Wirtschaftsministerien der Länder - teilweise
StLA - Bundesministerium für Wirtschaft - StBA.

Dargestelltc Tatbestände :

Besc'häftigte am Jahresende nach Stellung im Beirieb,
Arbeiters[unden, Bruttosumme der Löhne und Gehälter,
Abgabe an Inlandsverbraucher und Ausland, Erlöse aus
Abgaben.

, Veröffentlichungen:
StJb.

Bcmcrliungen:
Siehe auch Monatsstatistik der öffentlichen Elektrizitäts-
versorgung (lfd. Nr. IY C 2) und Monatsstaiistik der öffent-
Iichen Gasversorgung (lfd. Nr. IV C 3).

2. Monatsstatistik der öffentlichen Elektrizitäts-
versorgun8
(SIBRD Band 182 S. 53, lfd. Nr. IV C 2)

Periodizität:
n[onatliche Erhebung und Aufbereitung

Krqis cler Bef ragten:
Ilnternehmen der öffentlichen Elektrizitätsversorgung

Berichtsrveg:
Befragte - zuständige Behörden der Länder - Bundes-
ministerinm für Wirtschaft

Dargestellte Tatbestände :

Bruttostromerzeugung nach Kraftquellen; Lieferung an das
öfrentlicLe Netz; Intlustrieeinspeisung in das öffentliche
Netz, Siromeiufuhr und -ausfuhr, Pumpstromaufwand,
Stromverbrauch, Leistung und Belastung nach Kraftquellen,
Brennstoffverbrauch und -bestand.

R e c h t s g r u n d I a g e :

Yerordnung über die Statistih in cler Elektrizitäts- und
Gasrvirtschaft vom 10. Dez.ember 1959 (Bundesanzeiger
Nr.241 S. 1). Abdruck im Anhang S.200.

I n rli c e s d, er P r o d,uk tion s er g eb ni,s s e j e B e s ch tif ti g t en,
je Arbeiter uncl je Arbeiterstund,e in der Inilustrie
(SIBRD Band 182 S. 52, nadr lfd. Nr. IV B 2)

Für die gesamte Industrie vierteljährliche, für einzelne
Industriegruppen .lährliche Berechnung der Indices im SIBA
auf Originalbasis 1950 - 100. Gegenüberstellung der Netto-
produktion mit den verschiedenen Daten des Arbeitsauf-
l,andes. Gliedemng nach 34 Industriegruppen. ßeginn der
Indexreihen,1949. Darstellung der Berechnungsmeihode in
WiSta 5715. Neuberechnung auf ,Basis 1958 = 100 r,or-
gesehen.

\rerö I t'"nCli"hu ngen :

\üista 5915; @l4i 6114i 6213.
ViSta* (viertdljährlich bzw. jährlich).
IndBRD Reihe 2 (monatlid)
fortßesetzt in:
Fachscrie D, Reihc 2 ohne Vorberidrt (monetlidr).

C. Energiewirtschaft

fm Rahmen des geplanten fndustriezensus 1963 (siehe S.73,
Ifd. Nr. IV F 1) ist vorgesehen, für das Kalender- bzrv. Ge-
schäflsjahr 1962 bei den öffentlichen Energieversorgungs-
unternehmen unter Einbeziehung der Fernheizwerke und bei
den ljnternehmen der' \Masserwirtschaft rveitere Tatbestände
zu ermitteln. .

Veröffentlichungen:
ViSta* (monatlich).

lndBRD Reihe 2 (monatlich), Reihe 3 (vierteljährlich)
fortgesetzt in:
Fadrserie D, Reihe 2 und 3.
Bundesministerium für lVirtsdraft :
Offentlidre Elektrizitätsversorgung der Bundesrepubflik Deutsdrland
(monatlidr).
Die Elektrizitätswirtsdraft in der Bundesrepublik Deutschland
(vierteljährlidr).
Die Elektrizitätsversorgung in der Bundesrepublik Deutschland
(ährlidr).

Bemerkungen:
Siehe auch S.69, lfd. Nr. IV C 1 

- 
Erhebungen bei den

Energieversorgungsunternehmen.

_69

a



3. Monatsstatistik der öffentlichen Gasversolgung
(SIBRD Band182 S.53, tfd. Nr. IV C3)

Periodizitäi:
Monatliche Erhebung und Aufbereitung.

5. Elhebung industrieller Stromerzeugungsanlagen
(StBRD Band 182 S..53, Ifd. Nr. IV C 5)

R e c h t s g r u n d I a g e :

Verordnung ü[er die Statistik in der Elektrizitäts- und
Gasrvirtschäft vonr I0. Dezenrber 1959 (Bundesanzeiger
Nr.241 S. l). Abdruck im Anhang S.200.

Rechtsgrundlage:
Verordnung üher die Siatisiik in der Elektrizitäts- und
Gasrvirtschäft vom 10. Dezember 1959 (Bundesanzeiger
Nr.241 S. 1). Abdruck im Anhang S.200.

Periodizität:
Jährlich bzrv. in mehrjährigen Abständen durchgcführte
Erhebung und Aufbereitung.

Kreis der Bef ragten:
Jihrlich: Industriebetriebe mit Stromerzeugung6anlagen
iiber 1000 kYÄ Nennleistung der Stromerzeuger.
In mehrjährigen Abständen: Industriebetriebe mit Strom-
elzeugungsanlägen bis einschließlich 1000 kVA Nennleistung
der Stromerzeuger.

Berichtsrveg:
Befragte - StLA - StBA (zentrale Aufbereiiung).

Dargestellte Tatbestände :

Indusiriebetriebe mit Stromerzeugungsanlagen, Beschäftigte
in den Anlagen (bis 1958); Zahl unil Leistung der Dampf-
kessel, Nennleistung der Antriebsmaschinen nach Maschinen-
arten und der Stromerzeuger, Jahreshöchstleistung der An-
Iagen; Elektrizitätsbezug, -abgabe und -verbrauch.
Außerdem, gegliedert nach Kraftquellen:
Engpaßleistung und verfügbare Leistung der Anlagen;
Elektrizitätserzeugung und Brennstoffverbrauch.
(Die genlnnten Tatbestände rverden nach zusarnmengefaßten
Inrlusilicgruppen ru fhereitet.)

Yer'öf Ientlichungen:
StB IV/12 unregelmäßig.
IndBRD Reihe4 Heft 23 (für 1958), Heft 33 (für 1960)
fortgesetzt in :

Fachserie D, Reihe 5/1.

Bemerkungen:
In jedem 2. Jahr (zuletzt für 1961) wird die Irhebung nur
miteingeschränktemFrageprogrammdurchgeführt. \

6. Erhebung über Anlagen zur Erzeugung und Umwand-
lung gasförmiger Brennstoffe in der Industrie (indu-
strielle Gasgeneratoren)
(SIBRD Band 182 S. 54, Ifd. Nr. IV CQ

Rechtsgrundlage:
\rcrordnung über die Statistik in der
Gasr,r'irtscha ft von) 10. Dezember I959
Nr.241 S. I). Äbdmck im Anhang S.200.

Periddizität:
Jährliche Erhebung uncl Äufbereitung.

I(reis del Bef ragtcn:
Industriebetriehe mit Gasgenelzrtoren.

Berichtsrveg:
Beflagte - StLA - SIBA (zentrale Aufbereitung)

DarEesiellte Tatbestände :

Industriebetriebe mit Gasgeneratolen und Spaltanlagen.
Gasgenelatoren, gegliedert nach Arten, Leistung-und Bränn-
stoffdurchsatz nach Brennstoffarten. Gaserzeu§ung, geglie-
dert nach Gasarterr rrnd \reru'cndungszrvecli.

Veröffeutlichungen:
StJb.
Vorgesehen:
Fachserie D, Reihe 5/III.

Berichtsweg: r

Gasversolgungsunternehmen - zuständige Behörden der
Länder - Bundesministerium für Wirtschaft.
Ferngasgesellschaften - Bundesrninisterium für Wirtschaft.

Dargestellte Tatbestände :

Gasaufkon.rmen und -abgabe; Kohlevelbrauch und -bestand;
Kokserzeugung, -abgabe und -bestarid; Rohbenzolerzeugung.

Veröf Ientlichungen:
lViSta* (monatlich).
IndBRD Reihe 2 (monatlidr), Reihe 3 (viertdljährlidr).
(ln den Veröffentlidrungen sind außerdem Angaben über Kokereigas
aus anderen Erhebungm enthalten)
fortgesetzt in:
Fadrserie D, Reihe 2 und 3.
Bundesministerium f iir \firtsdraft :
Monatsberidrt über die öffentlidre Gaswidschaft,

Bemerkungen:
Siehe auch S. 69, Nr. IV C 1 - Erhebungen bei den Energie-
versorgungsuntclnehmen.

4. Statistik in der öffentlichen Wasserversorgung und
im öffentlichen Abwasserwesen
(StBRD Band 182 S. 53, lfd. Nr. IV C4)

Kreis der Bef ragten:
Ilnternelrmen der öffent]ichen Gasvers
nehmen, die ausschließlich ErdEas,
oder Raffineriegas abgeben).

Veröffentlichungen
rViSta @16,6*.
IndBRD Reihe 4 Heft 24.

iorgung (ohne Unter-
Erdölgas, Flüssiggas

Rechtsgrundlage:
Verordnung über die Statistik in der öffentlichen \Masser-
versorgung und im öffentlichen Abrvasserrvesen vom 3. April
1958 (Bundesanzeiger Nr.69 S.1). Abdruck im Anhang
s. 201.

Periodizität:
Durchgeführt im Sommer 1958 ftir das Jahr 1957

Kreis <ler Bef rirgten: a

I. IMasserversorgung:
Gemeinden,'Wasserversorgungsverbände, IJnterhehmen
der öffentlichen Wasseryersorgung.

IL Abwassenvesen:
Gemeinden, die Anlagen des öffentlichen Ablvasserlvesens
betreiben, bzw. Abwasserverbände.

Berichtsweg:
Befragte - StLA bzw. für die lVasserrvirtschaft zuständige
Behörden der Länder (Aufbereitung bei den StLA) - StBA

Dargestellte Tatbestiinde :

Gewinnung und Bezug von Grundwasser, Quellwasser und
Oberflächenrvasser. Nutzbar abgegebene \Massermenge, ge-
gliedelt nach Endverbrauchern-und'Vlleiterverteilern; Ein-
wohnerzahl des unmiitelbaren Versorgungsgebietes

Elektriziiäts- und
(Bundesanzeiger
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1. Eisen- und Stahlstatistik
(StBRD Band 182 S. 54, lfd..Nr. IV D 1)

Rechtsgr.undlage:
Gesetz iiber Statistilien der Rohstoff- 'und Produlitions-
rvirtschaft einzelner Wirtschaftsz.weiEe vom ll.November
1960 (BGBI. I S.842). Abdruck im A"nhang S.202.

Periodizität:
Monatliche Erhebung und Aufl:ereitung.

Iireis der Bef ragten:
Gruben des Eisenerzbergbaues; Werke der eisenschaflenden
Industrie; Eisen-, Stahl- und Tempergießereien; Erzeuger
von Legierungsmitteln; Schrott-, Eisen- und Stahlhändl;r.

Berichtsrveg:
Befragte - SttsA Außenstelle Düsseldorf (zentrale Er-
hebung und Aufbereitung).

Dargestellte Tatbestände :

I. Eisenerzbergbau
Eisenerze: Förderung, Aufbereitung und Röstun§; Ver-
sand und Bestände.

II. Eisenschafrende fndustrie
A. Hochofenwerlie

Einsatzstoffe: Bezug, Verbrauch und Bestände. Koks:
Erzeugung, Bezug, Verbrauch und Bestände. Roheisen
nach Sorten: Erzeugung, Versand und Bestände.

B. Siahlwerke
Einsatzstoffe: Bezug, Verbrauch und Bestände. Roh-
stahl nach Herstellungsverfahren: Erzeugung, Ver-
sand und Bestände. Thomasschlacke: Erzeugung, Ver-
sand und Bestände.

C. Walzrverke
Stahlhalbzeug, Walzstahlfertigerzeugnisse, iveiterver-
arbeitete Walzstahlfertigerzeugnisse (jeweils nach' Solten): Erzeugung, Ver§and uäd Bestairde.

D. Schmiede-, Preß- und Hammerrverke
Freiformschmiedestücke, rollendes Eisenbahnzeug: Er-
zeugung, Versand und Bestände.
Ferner Angaben über Brennstofr- und Energiewirt-
schaft, Beschäftigte (gegliedert nach Betriebsteilen),
Arbeiterstunden (verfahrene und ausgefallene Sfun-
den), Bruttosumme der Löhne und GehäIter.

III. Eisen-, Stahl- und Tempergießereien
Rohstoffvelbrauch, Erzeugung, Auftragseingänge und
-bestände, LieferunEen, Ererinstofr- uid Eierfiewirt-
schaft; Beschäftigte; Arbeiterstunden (verfahre-ne und
ausgefallene Stunden).

IY. Schrottrvirtschaft
'Verbraucher: Eigenentfall, Bezug, Yerbrauch und Be-

stände. Handel: Zugang, Versand und Bestände; Be-
schäItigte.

Veröffenilichungen: -
\üista 60/9.
StB IV/21 (monatlidr).
Die Eisen- und Stahlindustrie (Statistisdre Vierteliahreshefte).
(Veitere Veröficntlichungen tirfolgen für Angaben, die im Rahmen der
Vierteliährlidren Produktionserhebuns und des Produktions-Eilberichtes
(siehe S. 58, lfd. Nr. IV Bl und IV B2) nadrgewiesen werden.)

2. Nichteisen- und Edelmetallstatistik
(StBRD Band 182 S. 54, Ifd. Nr. IV D2)

R e c h t s g r u n d I a g e :

Geseiz über Statistiken der Rohstoff- und Produktions-
rvirtschaft einzelner lMirtschaftszrveige vom ll.November
1960 (BGBL I S.842). Abdruck im Anhang S.202. Bekanni-
machung zum Gesetz über Statistiken der Rohsioff- und
Produktionswirtschaft einzelner'W'irtschaftszweiqe vom
T.Dezember 1960 (Bundesanzeiger Nr.240 S.2). äbdruck
im Anhang S.205.

Periodizität:
Monatliche, für einige Tatbestände vierteljährliche bzrv.
jährliche Erhebung und Äufbereitung.

Kreis der BefragteJ,
Betriebe des Metallerzbergbaues, del Nfetallgewinnung, der
ersten Yerarbeitungsstufä und des Nletallhandels.

Belichtsrveg: .

Befragte - Bundesamt für gewerbliche Wirtschaft (zen-
trale Erhebung und Aufl-rereitüng)..

Dargestellte Tatbestände :

Monatlich: Erzeugung an Erzen, Konzentraten, Rohmaterial
und Halbmaterial; Abgabe von Edelmetallen; Auftrags-
einganE und Liefemngen bei Betrieben der ersten Yär-
arbäitungsstufe; Bestanä an Rohmaterial bei Betrieben der
Metallgewinnung.
Yierteljährlich: Verbrauch an Vor-, Roh- und Abfall-
material. Bestand au Vor- und Abfallmaterial bei den
Betrieben der Metallgewinnung sorvie an Vor-, Roh- und
Abfallmaterial bei den Betrieben deq ersten Verarbeitungs-
stufe und däs [Ieta]Ihandels.
Jährlich: Abgabe von Roh- und Halbmaterial an Äbnehmer
im Inland.

Veröffentlichungen:
Veröffentlidrungen erfolgen fürTatbestände, die im Rahmen derViertel-
fläh_rlich-en lro{rft ionserhetung und des Produktions-Eilberidrtes (siehe
S. 58, lfd. Nr. IV B 1 und IV B 2) nadrgewiesea werden.

3. Düngemittelstatistik
(StBRD Band182 S. 54, Ifd. Nr. XV D3)

R e c h t s g r u n d I a g e :

Verordmrng über die Durchführung einer Düngemittel-
statistik vom 1. August 1957 (Bundesanzeiger Nr. 148 S.2).
Abdruck im Änhang S.205. Verordnung ist am 30. Sep-
tember 1960 außer Kraft getreten. Fortführung zv Zeit aif
freiwilliger Basis.

Periodizität:
1\(onatliche Erhebung und Aufbereitung.

Kreis der Befragten:
Erzeuger, Impo,rteure und Exporteure von Düngemitteln.

Berichtsweg:
Befragte - StB-A (zentrale Erhebung und Aufbereitung).

Dargestellte'Iatbestände :

Erzeugung, Einfuhr', Ausfuhr (Lieferungen ab Werk) und
Bestände an Düngemitteln (nach Reingehalt an Nährstofren

- Stickstoff, Phosphat, Kali -) sowie an Rohstoffen für
die Herstellung von Düngemitteln. Lieferung von Dünge-
mitteln zum Verbrauch in der Landrvirtschaft.

Veröf f entlichungen:
Uber Produktion:
IndBRD Reihe 2 (monatlidr), Reihe 3 (vierteljährlidr)
fortgesetzt in:
Fadrserie D, Reihe 2 und 3 (monatlidr, vierteljährlidr).
[lber Erzeugung, Auslandsbezüge, Bestände, Lieferungen in das Aus-
land und zum Verbraudr in der l:ndwirtsdraft.
StB IV/10 (monatlidr, Jahresberidrt 1959/60 und 1960/61)
fortgesetzt in:
Fachserie D, Reihe 6 (monatlidr und jährlidr).

4. Lederstatistik
(StBRD Band 182 S. t5, Ifd. Nr. IV D 4)

Rechtsgrundlage:
Gesetz über Statistiken der Rohstofr- und P;duktions-
rvirtschaft einzelner Wirtschaftszweige vom ll.November
1960 (BGBI. I S. 842). Abdruck im Anhang S.202.

Periodizität:
l\Ionatliche Erhebung und Aufbereitung.

Kreis der Bef ragten:
Betriebe der ledererzeugenden Industrie.

Berichtsrve'g:
Befragte-SILA-StBA.

Dargestellte Tatbestände :

Zrgang, Einarbeitung und Bestand an Häuten und Fellen
nadh Ärten. ;
Erzeugung, Versand und Bestand an Leder nach Ar[en.

Veröf f entlichungen i .

D. Sonderstatistiken
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Veröftentlichungm erfolgen für Tatbestände, die im Rahmen derViertel-
jährlichen Produktionserhebung und des Prcduktions-Eilberidrtes (siehe
S. 68, lfd. Nr, IV B1 und IV 82) nachgewiesen werden.



5. Mineralölstatistik

Rechtsgrundlage:
Geseiz über Statis'tiken der Rohstoff- und Produktions-
wirtschaft einzelner lMirtschafiszweige vom 11. November
1960 (BGBI. I S. 842). Abdruck im AÄhang S' 202. Bekannt-
machung zum Gesetz über St&tistiken dir Rohstoff- und
Produkt-ionsrvirtschaft einzelner \4Iirtschaftszweige vom
T.Dezember 1960 (Bundesanzeiger Nr'240 S.2). Abdruck
im Anhang S.205.

' Periodizität:
Mo,natliche Erhebung und Aufbereitung.

Kreis der Bef ragten:
Betriebe, die Mineralölprodulite herstelien .oder im Außen-
handel bzrv. Interzonenhandel beziehen oder liefern.

Berichtsvreg: r
Befragte - Bundesamt für ge'rverbliche Wirtschaft (zen-
trale Itrrliebung und Äufbereitung).

Dargestellte Tatbestände :

Ztgang, Lieferungr Bestand an Nlineralölprodukten.

V e r ö f f e n t I i c h u n g e n :

Kreis der Bef ragten:
Rohtabak be- untl verarbeitende Betriebe,'sorveit sie zum
monatlichen Industriebericht herangezogen werden, und
Betriebe des Rohiabakhandels, bei denen der Jahresumsatz.
an Rohtabali mindestens 50 Zenther beträgt.

Berichtsu-ög:
Befragte - 

Bundesamt für gerverblichc Wirtschaft.

Dargestellte Tatbestände :

Zrgang, Abgang und Bestand an Rohtabak nach Arten.

Bemerkungen:
Ergebnisse sind Interessenten auf Änforclerung zugänglioh.

E. Handwerk

1. Handwerkszählung 1956'
(SIBRD Band 182 S. 55, lfd Nr. IV E 1)

956
(BG

(Handwerlis-
Bl. r s.495).

Bemerkungen, '
\Meitere Ergebnisse sind Interessenten auf Anforderung zu-
gängIich.

6. Textilstatistik
(StBRD Band 182 S. 55, lfd. Nr. IV D I)

Rechtsgrundlrtgc:
Gesetz iiber Statistihen der Rohstoff- und Produktions-
wirtschaft einz.elner Wirtschaftszweige vom ll.November
1960 (BGBI. I S.842). Äbdruck irn Anhang S.202.

Periodiziiät:
Monatliche, vierteljährliche bzw. jährlichc Erhebung und
Aufbereitung.

I(reis der Bef ragten:
Betriebe der Chemiefaserel'z.eugung, Spinnstoffaufbereitung
und -verarbeitung, Gespinstverarbeitung, Te-xtilveredelung,
des Woll- und Baumrvollhandels.

Berichtsweg:
Befragte-StLA-StBA.

Dar.qesteIIte Tatbestände :

Monatlich: Ztgang, ,\bgang, Bestand an Textilrohstoffel
nach Arten; Erzeugung, Velsand. Bestand an Textilerzeug-
nissen nach Arten sorvie Spindel- und Webstuhlstunden.
Viertel.iährlich: Abgang und Bestanrl an Tcxtilrohstoffcu
nach Äiten beim WolI- uncl Baumrvollhandel
Jähriich: Beschäftigte und Bestand an Textihnaschinen.

Veröf f entlichungen:

Pcriodizität.
Im Sommer 1956 mit Stichtag 31. I\[ai 1956 durchgeführt.

Kleis der Bef ragten:
Betriebe, die in die Handrverhsrolle eingetragen sind,

Berichtsrveg:
Befragte-SILA-StBA.
(Einige SILA haben beim Yelsanrl und beim Einzug der
Fragebogen die I-Iandrverksorganisationen eingeschaltet.)

Dargcstellic Tatbestände i

Tn der Aufbelcitung nach Hrnchverksglrrppen und -zwcigen
gemäß dem'Ycrieichnis,der Hrndrverkszrveige. (siehe
übersicht im Anhang auf S.270) sorvie in weitgehender
Untergliederung nach- 10 Betriebsgrößenklasscn (ruf Grunrl
der Zih,l der Bäschättigten) und 11 nach der.Höhe des Um-
satzes:

Betriebe insgesarnt. Yor dem l. Januar 1956 errichtete
Betriebe.
Betriebe mii handrverhlichem Schrverpunkt sorvie handwerk-
liche Nebenbetriebe gemäß § 3 des Gesetz-es z.ur Ordnung
des I-Iandrverks (Handwerlisorclnung) r'om lT.September
1953.

Mit anderen rvirtschaftlichen Tütigkeiten (Landwirtschaft,
Gastsiätte, \rerliehrsgewerbe usrv.) verbundene Handrverks-
l:etriebe (bei Betrieben mit Landrvirischaft u. a.: selbst-
bervirtschaftete Gesamtfläche, Größenklassen der landwirt-
schaf tlichen Nuizfläche). Betriebe mit Berechiigung zum
Anlernen von Lehrlingen. Innungszugehörigkeit des fn-
)r;rbers, Eintragung ins Handelsregister, Yer'l:indung mit
Laderrgest'hä{t. Aussiattung mit Elel(iro,motoren und sonsti-
gen Äniriebsmaschinen. Yertriebenen- und Zugewanderten-
betriebe.

Rechtsgrun dlage :

Gesetz über die Handwerkszählung 1

ziihlungsgesetz 1956) rom 12. Juni 1956
Abtlluck-im Anhnng S. 206.Veröffentlichungen erfolgen für Tatbestände, die im Rahmen der Viertel-

iähdidren Produktionseihebung und des Pioduktions-Eilberidrts (siehe
S. 68, lfd. Nr. IV B1 und IV B2.1 nachgewiesen werden.

Veröffentlichungen erfolgen für Tatbestände, die im Rahmen der Viertel-
jährlidren Prodüktionserhebung und des Produktions-Eilberichtes (siehe
S. 68, lfd. Nr. IV B1 und IV B2) nachgewiesen werden.

7. Bohtabakstatistik
(stBRD Band 182 S. 55, lfd. Nr. IV D Q

R e c h t s g r u n cl I a g e :

Gesetz über Statistiken der Rohstoff- und Produktions-
rvirtschaft einzelner \Mirtschaftszrveige vom 11. Novembel
1960 (BGBI. I S.842). Abdruch im Anhang S. 202. Bekannt-
machung zum Gesetz über Statistilien der Rohstoff- und
Produktionswirtschaft einzelner Wirtschaftszrveige vom
T.Dezember 1960 (Bundesanzeiger Nr.240 S.2). Abdruck
im Anhang 5..205.

Periodizität:
Vierteljährliche Erhebung und Aufbereitung.

Löhne'uncl Gehälter 1955 insgesamt unrl bei Betriel:en mit
handwerlilichern Schg,erpunlt sorvie Heimarbeiterlöhne.
Umsätze 1955 insgesarnt und gegliedert nach Handwerks-
umsatz, Handelsumsatz, sonstigem IJmsatz. Handwerks-
umsatz, gegiieSert nach Umsptifür Neuherstellung, Repa-
raturen und Dienstleistungen. IJmsatz von Betriäben init
handwerklichem Schrverpunkt (insgesamt Handrverksumsatz.
Handelsumsatz, sonstiger Umsatz).

aq



Berichtsrveg:
llefragte 

- StL;\.- SiBr\.

Dargestellte Tatbestiincle'
Nach I{andrverlisgruppen und ausgervählten HanrLverks-
zwergen:

a) Bcschäftigte, Gesaurtumsatz, Ilanclrver.lisunrsatz,
l:)'Wareneingänge und'W'arenr.orräte.

YeröffentlicLrrngcn:
Fachserie D, Reihe 7 (vierteliährlich, jährlich).

StB
STBRD

lvl23l1-3
Band203 Heftl bis 7; Sonderheft: Strukturquoten des Hand-
werks.

2. Handwerkszählung f963 (in Yorbeleitung)

R ct l, t s g . , n dl a g e :

In \rolber.eitung.

Pcrio,lizität:
Wird voraussichtlich im Sommer 1903 mit Stichtag 31. Mai
1963 durcLgeführt.

I(reis der Bef ragten:
Betriebe, die in die llandrverksrolle eingetragen sincl.

Berichtsrveg:
Befragte-SILA-StIi\.
Dargestellte Tatbcstände :

Vorgesehen:

Das Programm der Handrverkszählung 1963 wird sich rveit-
gehencl an das der Zählung vom Jahre 1956 anschließen.
Darüber hinaus sind h. a. vorgesehen: Rechtsform des Be-
triebes, Staatsangehörigkeit des Inhabers, Zeitpunltt' der
Betriebsübernahme und ausgeübte Tätigkeiten. Besordere
Nrchrvcisungen liil die Betriebe ton Vertliebenen. f)out-
schen aus där SBZ und Sorvjetzonenflüchtlingen.
Außerdem sollen'voraussichtiich nocllweitere Tatbestände
erhoben rvelden, die zum Frageprogramm des Weltindustrrc-
z.cnsus 1963 gehören.
Fachliche Gliederung vorgesehen nach dem ,Verzeichnis cler
Handwerkszweige,, cler',Systematil< der Wirtschaftszweige
(Ausgabe 1961). und dem ,Systematischen Verzeichnis der
Indrislrien in dcn Europäischen Gemeinschaften (Ausgabe
1961).. Auszug :rus clen Systemaiiken auf S.279ff.; (siehe
arrch übcrsichi im Änl,ang auf S.270).

Veröffentlichungen:
Vorgesehen:
Fadrserie D, Einzelveröff entlichungen.

3. Handwerksbelichtelstattung

Rcclrtsgrundlagc:
Gesetz iiber die Durchfiihnrng lauIender Statistiken inr
Handrverk soq'ie im Gaststätten- unrl Beherbergungsgewerbe
(HrvGaStatG) r'om 12.AuEust 1960 (BGBI. I-S.688). Ab-
rlnrcli im ,\nhang S. 111.

Periodizität:
Die Ta[bestände zu a) : -

Yierteljährliche Erhebung und i\ufbereitung ab 3. \rrertel.iahr
1960;

rlie Tatbestände zu b) :

Erhebungsjahre 1961 und 1964, in der Folge in Zeitabstiin-
dcn ton 4 Jahren.

t

Material- und '\Mareneingänge 1955 (davon zur. Be- odei
Verarbeitung sol'ie Handelsrvare) insgesamt und in Betr.ie-
ben mit hnndwerklichem Sclnverpunkt.-
Über die dargestellten Tatbestänrle hinaus »'urden noch
u'eitere Ergebnisse (r. ,. 1955 erzieltel Exportumsatz;
llaterial- und Warenbestände der fnveniurbetl'iebe Ende
1954 und 1955; für 1955 geza,hlte Pflichtanteile der Arbeit-
geber zur Sozialversicherung) in der Gliederung nach Hand-
werkszweigen aufbereitet. (Näheres hierüber enthält STBRD
Band 203.)

Yer'öf f entlichungen:
\WiSta 5719 *; 5815, 6, 6' , 8, 8 r; 59/1, I *.

I{reis rler Bo Ira gten:
Rund 26 000 ausgervählte, in clie llandrverksrolle eingeira-
gene Betriebe in äusgervählten Handrverlrszrveigen,

Die Erhebung rvird als Stichprobenstatistik clurchgeführt.
Äls Auswahlunterlagen die-nten Fragebogen der Handwerks-
zähluns 1956 sorvie"Listen'der seit äiese"r Zeii in die Hand-
rue.l.sölle neu eingetragenen Betliebe, dic von den Hand-
werkskammern zur Yerfügung gestellt wurden. Der durch-

schnittliche Ausrvahlsatz der Stichprobe, die nacli Größen-
klassen geschichtet ist, beträgt etwa 4olo. Siehe nuch ül:er.-
sicht auf S. 292 tr.

F. Zusammenfassende IndustliestatiStiken

1. Industriezensus 1963 (in Yorbereitung)
Im Rahmen des. industriestatistischen \Meltprogramms del
Yereinten'Nationen für 1963 ist ein Industriezensus vorge-
sehel, dessen Programm bei den Mitgliedsländern cler EWG
auch auf die Bedürfnisse der EWG abgestelli ist. Der
Zensus rvird sich auf die Bereiche Bergbau, verarbeitendes
Gelverbe (Industrie und produzierendes Handrverk), Bau-
gerverbe, Energie- und'Wasserwirtschaft erstrecken. Die
Angaben für das produzierende Handwerk sollen aus der

' cntsprechend er.rveiterten Handwerkszählung 1963 ge'rvon-
nen werden.
Schwerpunkt cles Ploglamms sincl die Erhebung von N{er'li-
nralen zur Berechnung des Nettoproduktionsrvertes und die
rler Investitionen. Aus bereits laufenden Statistiken können
die Daten über die Produlition von rund 350 ausgervählten
Erzeugnissen und die Daten iiber, die mengenmäßige Brenn-
stoff- und Energicversorgung äer Industrie entnommen
werden.

Reclitsgrundlage:
.1. Gesetz iiber die Allgemeine Statistik in der Industrie und

im Bauhauptgerverbe vom 15. Juli 1957 (BGBI. I S.720).
Abdruck imAnhanq S. 195.Gesetz zur ErgSnzung desGe-
setzes über die Allgemeine Statistik in dör Induitrie uncl
im Bauhauptgerverbe vom 26. April 1961 (BGBI. I5.477).
Abdruck im Änhans S. 198. Zrveiies Ergänzungsgesetz (in
Vorbereitung).

2. Gesetz. über die Ällgemeine Staiistik in der Elehtrizitäts-
und Gaswirtschaft und dic Durchführung des Euro-
päischen Inclustriezensus in del Yersorgungswirtschaft
(in \rorbereitung).

3. Gesetz über die Handwerkszählung 1963 (Handwerks-
zählungsgcsetz 1963) (in Vorbereitung).

Pcriodizität:
Einmaliq im Jahre 1903 ffir 1962. Es ist im Gesetzentrvurf
.'orgeseEel, die.Fesistellungen über ilie Nettbleisiung und
die In'r'estitionen fiir den Sektor ,fndustrie. in Abständen
von drei bis fiinf Jahren zr.r rvieclerholen.

Kreis der Bef ragten:
1. Unternehmen und Betriebe rles BerEbaues und der r.er-

arbeitenden Industrie (ohne Bauinduit"i";; rrr Erfassung
vorgesehen sind alle llehrbetriebsunternehnren (rund
4 000) mit ihren 10 000 bis 15 000 Betrieben und alle
Einbetriebsunternchmen (nrnd 47 000) mit 10 und mehl
Beschäftigten. Von den rund 40 000 Einbetriebsuntcr-
nehmen mit 1 bis I Beschäftigten sind runrl 5 000 Unter-
nehmen für eine St,ichprobe vorgesehen.

2. Alle lJntelnehmen der'Bauinclustrie (runcl 4000).
3. ÄIle Betriebe des produzierenden Handwerks (einschließ-

lich Bauhandrverk) '(rlnd 700000) in der ,Allgemeinen
Erhebung" (Tota.lerf assung für einige rveni[e Tat-
bestände) : von diesen Betrieben sollen iund 150 000 aus-
gewählte Betriebe außerdem in einer Stichprobenerhebung
(fiir die übriEen Merkmale) erfaßt rverden.

4. Ausgewählte lJnternehmen der Elektrizitäts-, Gas- und
Wasscrra'irtschaft sorvie alle Fernheizrverke (rund 4 000).

Berichts\veg:
Befragte-StLÄ-StBA.

- 
lö 

-



Dargestellte Tatbestände :

\rorgesehen:

Fiir vier Stichtage des I(alenderiahres:

Beschäftigte (nach Geschlecht, und Stellung im Betrieb).
Für das GeschäfLijahr 1962:

Geleistete Ärbeiterstunden, Bruttolohn- und -gehaltssurnme;
Investitionen (Wert der Ztgänge an neu und an geblaucht
erlvorbenen sowie an bezogenen und an selbsterstellten
Sachanlagen);
\rerkauf an Sachanlagen ('W'erte) ;

trVert der Eingänge (oder des Verbrauchs) an Roh-, Hilfs-
und Betriebsstoffen (einschließlich Brenn- und Treibstoffen
und Energie) und an Handelswarel

\Mert der vergebenen Lohnarbeiten;

Wert der Lagerbestände (am Anfang und am Ende des Ge-
schdftsjahres) an Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffen (ein-
schließlich Brenn- und Treibstofren), an selbsthergestellten
Halbferiig- und Fertigerzeiugnissen, an Handelsrvare;

bzrv. Lieferungen), aufgeteilt nach eigenen Er-
und Leistungen, Handelsware, Nebenerzeugnissen

älzeUms

Für das Kalenderjahr 1962:

Produktion (Menge und Wert) für 350 ausgewählte Erzeug-
nisse (wird der laufenden Produktionsstatistik entnommen);
Mengenangaben über die Yerso,rgung (Bezug, Abgabe, Er-
zeugung und Yerbrauch) von Brenn- und Treibstoffen und
Energie (rvird mit Flilfe bereits laufender Statistiken er-
mittelt).
Gliederung der Ergebnisse vorgesehen nach denSystematili
der \Mirtschaftszweige (Ausgabe 1961). und nach dem
,Systemaiischen Verzeichnis der Industrien in den Euro-
päischen Gemeinschaften (Ausgabe 1961).. Auszug aus den
Systematiken auf S. 272 ff.; zur " Systematik der Wirt-
schaftszweige,, siehe auch übersicht im Anhang auf S. 270.

Bemerkungen:
Wegen der Tatbesiände der Vierteljährlichen Produhtions-
erhebung siehe S.68, lfd. Nr. IV B 1, wegen der Tat-
besiände für clzrs produzierende Handwerk- siehe S. 73,
ifd. Nr. I\r E 2.

zeugnissen
u. a.

4
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V. Bauwirtschaft, Bautätigkeit, Wohnungen

l. Statistik der Wohn. und Mietverhältnisse und des
Wohnungsbedalf s (Wohnungsstatistik 1956 157)

a) Allgemeine und repräsentative (10 vH) Erhebung 1956

(SIBRD Band 182 S. 56, Ifd. Nr. V 3a) 
/_Rechtsgrundlagc:

Geseiz über eine Statisiik der \4rohn- und NlietverhäItnisse
und des'Wohnungsbedarfs (Wohnungsstatistik 1956/57) vorn
17.Mai 1956 (BGBI. I S.427). Abdiuck im Anhang S.212.

Periodizität:
Am 25. September 1956 durchgeführt.

Kreis der Bef ragten: t

I{aushalte.
Die über die allgemeine Erhebung hinausgehenden Fest-
stellungen der repräsentatiten Erhebung rvürden bei 100/o
der Befragten (rund 1 400 000) getroffen. Siehe auch über-
sicht auf S.292.

ßerichtsrveg:
Re-fragte 

- 
Gemeinden (örtliche Durchführung der Er-

h"!qlg unter Mitwirkung ehrenamtlicher Zähler) 
-Kreise-StLA - StBA,

Dargestellte Tatbestünrle :

L lMohn- und Mietverhältnisse:
WohnunEen nach der fohnwürdigkeit unrl nach der GrölJe
der- Normalwo.Irnungen. Wohnpartäien in Normalwohnungcn
nach dem Wohnverhältnis, der Personenzahl und nach Ge-
schädigtengruppen.' Wohnparteien außerhalb von Normal-
rvohnungen nach Unterkunftsart, Geschädigtengruppen und
n:Lch dei Größe der Wohnparteierr
Durch die repräsentative Ilrhebung rvurden darüber hinaus
ermittelt: Soziale Stellung des Ilaushaltsr-orstandes, vor-
rviegende Einkommenscluelle des Haushaltes, Zahl der von
rlem Hauslralt bervolrnten Riiume.
Aullerdem t'erden nachgel'iesen: n{ieten und nfieipreis-
stufen ftir normale reine Mietrvolrnungen nach Baualters-
Eruppen, I\{iete je Wohnung.
II. BevölkerungszähIung :

Ber'ölkerung nach dem GescLleclt und nach Personenkreisen
(Vertriebene usrv.), .ieweils nach Gemeindegrößenklassen:
Haushalte (ohne Anstaltshaushalte). Äuspendler.

1reröf Ientlichungen:
L \I7ohn- und Mietverhältnisse:
ViSta 56111 (M)i 5717,8,9,9* i 58112.
StB V113518,9.
stBRD Band201 Heft1,2.
IL Bevölkerungszählung :

\X/ista 5719, 9*.
stB v[Il/8ng bis 32.

Amtlichcs Cemeindeveueichnis für die Bundesrepublik Deutsdrland,
Ausgabe 1957 (Näheres siehe S. 37, lfd. Nr. I A4).
STBRD Band 198.

b) Repräsentative (1 vH) Zusatzerhcbung 1957
(StBRD Band 182 S. 55, lfd. Nr. V 3b)

R e c h t s g r u n d I a g e :

Siehe lfd. Nr. I a.

Periodizität:
In den Monaten März bis l{ai 1957 dulchgefiihlt:

I(reis der Befragten:
Ausgewählte Haushalte (Eigentümer, Flauptmieter und
Untermieter) in rund 140000 Wohnungen.
Die Erhebuns des Jahres I957 rvurde nnch einem zrvei-
siufigen Ausrählrerfahren (siehe auch übersicht auf S. 292)
durchgeführt, und zrvar:

a) Auswahl 'r'on Gemeinden in Schichtung nach Bundes-
ländern, Größenklassen so,rvie ber'öIkerungs- und enverbs-
statistischen Merkmalen der Gemeinden und

b) Ausrvahl von lMohnungen bzrv. (bei rvohnungslos in Än-
staiten Eingewiesenen) von Haushalten in den rund
27_00 ausgewählten Gemeinden aus den Unterlagen der
\Mohnungsstatistilt vom 25. September 1956. DeJ Aus-
l-ahlsatz betrug 10/o aller Wolinungen bzs.. Haushalte.

Berichtsweg:
Befragte (Befragung durch Intelviewer) 

- 
StLA (Durch-

führung der Erhebung) 
- StBA (zentrale t\ufbereitung).

Dargestellte Tatbesiände :

Ausstattung der Wohnungen, Wohnfläche, Einkommen der
Wohnparteien, ihre Wohnwünsche nach Größe, Lage und
Ausstattung der'Wohnungen und nach der'Wohnform,
F in a nz.i erungsmögl icl rkeiten, nlictzahlunqsberei iscl r a ft und
IJntermiete.

Verö lf cntlichungen:
\X/ista 59/2. 8. 10.
§tq vrtiino,17,72, tg,71, trt 78.
STBRD Band 201 Heft 3.

c) Repräsentative (1 vH) Zusatzerhebung 1960

Rechtsgrundlage:
Siehe lfd. Nr. 1 a, ferner Verordnung über eine Ztsatz-
crhebung zur' 'Wohnungsstatistik 1956/57 vom 23. Dezember

l9[!_ (Bundesanzeiger- Nr. 1 S. l). Abdruck im Anhang
s.215.

Periodizität:
In_. den 

. 
Monate-n April/llai 1960 

-d,urchgefüh 
r.t. Ersimalige

Wiederho'lung der Erhebung von 1957^ -

Iireis cler Befragten:
Ausgervählte Haushalte (Eigentümer, Hauptmieter und
Untermieter) in runrl 160 000 IMohnunEen.
Die Erhebung des Jnhres 1960 rvuräe naeh eincm zwei-
stufigen Ausrvahlverfahren (siehe auch übersicht auf S.292,
An_merkungen z.u Repräsentaiive (1 vH) Zusatzerhebung
1057) durChgeliihrt. und zu'ar:
n) Ausrvahl r-on Gerneinden in Schiclrtung nach Bundes-

ländern, Größenklassen sorvie bevölkel'unEs- und er-
werbsstatistischen Merkmalen der Gemeindei unil

b) Ausrvahl von 'Wohnungen (rund 160 000) bzrv. Haus-
halten in rund 2 700 auigervählten Gemeinden. Der Aus-

. rvahlsatz .betrug 1oli aller 'Wohnungen (Normal- und' Notrvohnungen) bz.u'. Flaushr'lte.

Berichtsrveg:
Befragte (Befragung durc'h Inten'ierver ) - StLA (DurcL-
füLrung rler Erliebung) - StBÄ (zentrale Aufberäitung).

Dalgestell tc Tatbestrinrle :

lMohnungen:
Gebäude- und Wohnungsar't. Baualter, Besitzverliältnis.
Raumzahl, FIäche, Aussiaitungstyp, Beheizungsart, Belegung
mit llaushalten.
Haushalte:
Größe; soziale Stellung sorvie Altelsstufe des Haushalts-
vorstandes, Zahl der Pendler, Zeitaufwand sowie Art der
Zurücklegung des lMeges zur Arbeitsstätte des Haushalts-
vorstandes, Wohnve!!ältnis, Alt der Unterbringung, Ärt
der angestrebten'!Vohnungsnutzung, Haushaltivorstäncle
nach Besitz und Art des 'fertriebeien- bzrv. Flüchtlings-
ausweises, Miete, Mietbelastung, Einkommen.
Die Ergebnisse sind nach Gemeindegrößenklassen und zum
Teil auch nach Strukturzonen (Kern- bzrv. Randgebier,
Industrie-, Misch- bzw. Agrarzone) geglie<leri.

Yeröffentliclrungen:
\7iSta 50/10; 6115, 6, 7, 77i 6217, lr, 7, 7'.
stB vy35/20 (M), 21, 23, 21, 2r, 26, 27, 28
fortgesetzt in:
Fadrserie E, Einzdlveröffentlidrungen.
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2. Statistik des Wohnungsbestandes (Fortschreibung)
(SIBRD Band 182 S. ,, lfd. Nr. V4)

Die durch die \MohnunEsstaiistik 1956157 ermittelten Woh'
nunEsbesiandsz-ahlen r,rierden iährlich fortgeschrieben auf
Gru"nd der Ergebnisse der Bäutäiigkeitsstäiisiik und der
Veränderung aus Freigaben und Inanspruchnahmen von
Wohnungen-für die im Bundesgebiet stationierten aus'ländi-
sclren Streitkräfte.

\rerö f f entlichungcn:
\XriSta 59/9; 6fl,l9i 6117.

BB\7 Reihe 6 (ährlidt)
fortcBetzt in:
Fach"serie E, Reihe 6 (jährlich).

Bemerltungen:
Die zum Ende jeden Jahres ermittelten Bestiinde irn Normal'
s'ohnungen biläen 

- 
in Verbinrlung mit den \rorschri{ten

i,n Gesä'tz iiber den Abbau der \MoEnungsrrvangsrvirlschaft
und über ein soziales Miet- uncl Wohniecht vom 23. Juni
1960 

- 
rlie Grrndla,ge zu \{rohnungstlefizitberechnungen in

den Kreisen.

Yeröf f entlichungen:
ViSta 59/6 (M), 8; 60tr; 6117; 6217.

stB vv35115, 16, 19,22 (M)
fortsesetzt in:
Fadr"serie E, Reihe 5 Gährlidr).

3. Statistische Feststellungen über die bewohnten
Gebäude 1961

Rechtsgrrrndlagc:
Gesetz über eine Zählunq rler Bevölherung und der nicht-
landrvirtschaftlichen Ärbäitsstätten und Ünternehmen im
Jahre 1961 sorvie über einen Verlrehrszensus im Jahre 1962
(Yo,Ikszählungsgcsetz 1961) vom 13. April 1961 (BGBI. I
S.437). Abdruc-k im Anhang S 162.

Pcriodizität:
Äm 6. Juni 1961' zusammcn mit Vollis- und Remfsz.iihlung
durchgefühlt.

, Kreis der Ref ragten:
Grtrnrlstiiclis- bzrv. Gebäucleeigentümer.

Kreis cler Be{ragten:
Private, geneinnützige und ölfeniliche Grundstückseigen-
tiimer ocler' -r'erwalter.

Berichtsweg:
Befragie 

- 
StLA - SIBA. (zentrale Aufbereitung).

Dargestellte Ta,tbestäncle :

Wohngehiude nach Altersgruppen (Altbau, Neubau, Neust-
bau). Erträge und,\ufwenäuneen, investiertes Fremdkapital
und Kapitaldienst, Kosten für durchgeführte und noch er-
forderliche Reparaturen.

Veröf f entl iclruugerr :

STBRD Band 189.

Bemerliungen:
Die Elhebung uut'de ;tuf i'epräsentatiter Grurrdl;tge durch-
geführt. Erfaßt wurden rund 10 000 1\Iehrfamilienhäuser und
iund 2000 Einlamilienhäuser.

5. Statistik der Bautätigkeit
Die nachstehend unter r) bis rl) aufEeführien Statistiken

, Rairrorha.ben. rlurch die

Berichtsrveg:
Befragte 

- 
Gemeinden

hebtrng unter Mitt'irkung

- 
StLÄ - StBA.

Dargestellte Tatbestäncle :

\rorgesehen:
Gebäude: Art, Eigentumsverhältnis, Zahl der I.{trolrnungen,
dcr trVohnparteien uncl Personen.

Normalrvohnqebäude: Art (Ein-. Zvci-, Mehrfamilien-,
Bauernhcus, -I(leinsiedlerstelle), Typ (an Fland des Bau-
alters, Zustand des Daches. rler Bauart sorvie Art del
Ilfasscn'ersorgung und Fäkalienbeseitigung crmittelt). Bau-
alter, ZahI der Wohnungen. Ausstattung mit WC und Bad,
ZahI der Wohnparteien und Personen.

Verö f f entlichungcn:
lViSta 5114.

Voreesehen:
Fach"serie E, Einzelveröffentlichungeu.

Bemerkungen:
In zahlreichen, meist größeren Gemeinden lanrlen in cler
Zeit yon Januar bis Mai 1961 fakultativ totale bzw. par-
tielle Gcbäudevorerhebungen statt.

(öriliche Durchführung der Er-
elrrenamtlicher Zähler) 

- 
I(reise

elfassen nur
lMohn- oder utzraum zu- oder bzt'. baulich odel
in der Zweckbestimmung lerändert wrrd.

a) Statistik der erteilten Baugenehmigungcn
(SIBRD Band 182 S. 57, lfd. Nr. V 5 a)

Rechtsgruncllage:
Gesetz über die Durchfiihrung von Statistikcn der Bauiäiig
heit (IiauStatG) vom 20.Ä"ugust I960 (BGBI.I S.704)
r\brlruck im Änhang S.215.

Periodizität'
Laufende Erfassung, monatliche -4.ufbereitung.

I(reis der Bef ragten:
Bauherren. Bauaufsichtsbelrör'den.'
Ausfüllen der Zählkarten durch Bauherlen bzrv. Arohiteliten
mit anschließender tlberpltifung durch Bauaufsichtsbehörden.

Berichtsrveg:
Befi'agte (ggf. über Bauaufsichtsbehörden) 

-StLÄ-SIBA.
D argestellte Tatbestände :

Erteiite Baugenehmigungen.
Gebäucle. \Mohnungen, umbauter Raum, Bruttorvolinflächc,
lcranschlagte reine Baukosten jeweils nach Arten der Bau-
maßnahmen (Neubau, JMieileraufbau usw.), Gebäuclearten
(Wohngebiiude; für Nichtrvohngebäude: Anstaltsgebäude,
Biilogebä.ude usrv.) und Bauherrengruppen.

V e r ii f f en tl i chun gen,:
ViSta 58/3, 8 i 5913, 5, 11 ; 6013, 5, 70i 6113, 3' , 8; Al3.
ViSta* (monatlich).
BB\§7 Reihe 1 (monatlidr ab Januar 1958)
fortgesetzt in:
Fachserie E, Reihe 1 (monatlidr).
BB\)f Reihe 3 Gährlich ab 1950
fortgesetzt in:
Fachserie E, Reihe 3 Cähdidr).

b) Statistik der Baubeginnc

R e c h t s g r u n d I a g e :

Siehe lfcl. Nr. 5 a.

Periotlizitäi:
Laufende Erfassung und monatliche Aufbeleitung.

I(reis der Bef ragten:
Bauherren, Bauaufsichtsbehörden.

Berichtsrveg:
Befragte-StLA-StBA.
f)algestellte Tatbestänrle :

Baubeginne im Hochbau;
Wohn- und NichtwohnEebriude, WolrnunEen, Neu- und
Wiedera u lbau sorvie sonsii ge Ba u maßnahme'n, r.eranschl agte
reine Baukosten, Bauherren, Zeitratm seit der Genchmiguig

Verüf f entlichungen:
Vorgesehen :

Fadrscrie E, Reihe 1.

4. Kostenstrukturerhebung in der Wohnungswirtschafi
für'das Jahr 1953
(StBRD Band 182 S. 56, lfd. Nr. V2)

RechtsErundlage:
Yerordnurrg iiber eine Statistili rler Kostenstruktur in der.
\Mohnungswirtschaft im Jahre ll)53 vom 5. Juli 1954 (Bun-
desanzeifier Nr. 128 S. 1).

Periodizität:
Im Jahre 1954 für das Jahr 1953 durchgeführt.
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c) Statistik der Baufer.tigstellungen
(SIBRD Band 182 5.57, lfd. Nr. V 5b)

R e c h t s g r u n d I a g e :

Siehe lfd. Nr. 5 a.

Periodizität:
Laufende Erfassung, monatiiche eingeschränkte Aufbereitung
z-u Zwischenergebnissen, jährliche ausfiihrliche Aufbereitung.

Kreis der Bef ragten:-
Bauherren bzrv. Bauaufsichtsbehörden (Meldung der Fertig-
stellungen durch Bauherren, lVleldung der Abgänge infolge
Abbruch, Brand usrv. durch.Bauaufsichtsbehörden).

Berichtsrveg:
Befragte (ggf. über Bauaufsichtsbehörden) 

- StLA - StBA.

Dargestellte Tatbestünde :

Fertiggestellte Bauvorhaben.
Nonnale Gebdtcle, \Mohnungen, umbautcr Raum, Brutto-
rvohn- bzrv. Nutzfläche, veranschlagte reine Baukosten, je-
'n'eils nach Arten der Baumaßnahmen (Neubau, Wiederauf-
bau usrv.), außerdem jährlich nach Gebäudearten (für Wohn-
gebäude: Ein- und Zwei- bzw. Mehrfamilienhäuser; für Nicht-
wohngebäude: Anstaltsgebäude, Bürogebdude usw.) und
Bauherrengruppen; für Notbauten: Gebäude und lMohnungen.
Normale Geb.{ude, \Mohmrngen und Räume nach der Größe,
darunter die mit öffentlichen Mitteln gcfördertcn Gebäude,
l4trohnungen, und Räune.

Zeitraurn zrvisc.hen Genehmigung und Feriigstellung. Außer-
dem jährlich Feststellung des Äbganges an Wohngebäuden,
lMohnungen und Wohnräunren infolge Abbruch, Brand nsrv.

Yerdf f entlichungen:
\üista 58/3, 8i 5913, 5, lli @13, 5, 70i 6113, 3', 8; 6213.
ViSta* (monatlidr).
BB\7 Reihe 1 (monatlich ab Januar 1958)
tortgesetzt in:
Fadrserie E, Reihe 1 (monetlidr),
BB\fl Reihe 3 (ährlidr ab 195Q
fortgesetzt in:
Fachserie E, Reihe 3 fiährliü).

d) Statistik des Bauüberhanges
(StBRD Band t82 S. 57 , lfd. Nr. V 5 c)

Rechtsgrundlage
Siehe lfd. Nr. 5 a.

Periodi zität:
Jährliche Erfassung (Stichtag 31. Dez.ember) und Aufberei-
tung.

I(reis der Bef ragtel:
Gemeinden, Bauaufsichtsbehörden. (Vorbereitung der Er-
hebungspapiere.durch StLA. Feststellung und Eintragung
des Bauzustandes durch Beauftragte dei Gemeinde- bzrv.
B auaufsichtsbehör'ilen. )

Berichtsrve6l:
Befragte (ggf. über Bauaufsichtsbehörden) 

- 
StLA 

- 
StBA.

Dargestellte Tatbestände :

Genehmigte Baumaßnahmen, die am Jahresende noch nicht
als fertiggestellt gemeldet sind.

Normale Gebäude und Wohnungen (bei Nichtrvohngebäuden
auch der umbaute Raum) nach dem Bauzustand, den Arten
der Baumaßnahmen (Neu- rind Wiederaufbau bzu'. sonstige
Baumaßnahmen), Bauherrengruppen und Genehmigungs-
daten. Erloschene Baugenehmigungen.

Verö f f entlichungcn:
\7iSb 60/4; 6t15,5'i 6215,5'.
BB§/ Reihe 3 (ährlidr)
fortsesetzt in:
Facliserie E, Reihe 3 (jährlich).

(

c) Tiefbauslatistik

Rechtsglundlage:
Siehe lfd. Nr. 5 a.

Periodizitä,t:
Laufende Erfassung nnil nronatliolre l{eldung.

I(reis der Bef ragten:
Auftrag'r'ergebende Siellen des Bundes, der Länder, der
Gemeinden mit 5 000 und mehr Einwohnern, Gemeindever-
bände, juristische Personen des öfientlichen und des priva-
ten Rechts, an denen die üffentliche Flrnd maßgeblich be-
teiligt ist.

BericLtsrveg:
Befragte-StLA-SIBA.
Dargestell ie'Iatl:estäncle :

'liefbaumaßnahmen mit einem r\uftragsrvert ab 25 000 DI\'I
ua,ch Rauherren,Art der Baurnaßnahme undvoraussichtlicher
Abwickiungsdauer.

\rerüf f errtl iclnrngcn:
ViSta 5218.
Vorgesehen:
Fadrserie E, Reihe 1,

6. Berichterstattung .über die öffentliche Förderung des
Wohnungsbaues
(STBRD Band 182 S. 58, lfd. Nr. V6)

Rechtsgrundlage:

. 
Vereinbarungen mit clen Lünrlern.

Periodizität:
i\[onatlic'he Berichterstattung ulrl Zusanrnrenstellung.

Kreis der Bef ragten'
Zuständige oberste Landesbehörclen.

Ber.ichtsweg:
Befragte - Bundesministerium für Wohnungsrvesen, Städte-
bau und Raumordnung.

Dargestellte Tatbestände.
Umfang der Bewilligungen und Auszahlungen öffeniliclier
llittel durch die Bervilligungsstellen der Länder sorvie An-
zahl der mit öfrentlichen I\{itteln geförderten trVohnungen
nach Förderungstypen.

Veröf f entlichungen:
Bundeministerium für lVohnungswesen, Städtebau und Raumordnung'
Bundes-Baublatt (monatlich).

7. Berichterstattung über die Finanzierung des Woh-
nungsbaues durch die Kapitalsammelstellen
(SIBRD Band 182 S. 58, lfd. Nr. V7)

Reclrtsglundlage:
Yereinbarungen mit den Spitzenverbänden der Kapital-
sarnmelstellen.

Ireriodizität:
Monatliche Berichterstattung und Zusammenstellung.

Kreis der Bef ragten:
Verbrinde der I(apitalsammclstellen.

Berichtsweg:
Befragie 

- 
Bundesministerium für lMohnungswesen, St,ädte-

bau und Raumordrrung

Dargestellte Tatbestünde :

UmfanE der Zusagen und Auszahlungen von Wohnungsbau-
kredite; der Kapäalsammelstellen uiter,\usgliederrrig der'
Anteile des sozialen Wohnungsbaues.

Veröf f entlichungen:
Bundesministerium für Vohnungswesen, Städtebau und Raumordnung :

Bundes-Baubflatt (monatlich).
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8. Statistik der Bewilligungen im öffentlich geförderten
sozialen Wohnungsbau
(SIBRD Band 182 S. 57 , lfd. Nr. V 5 d)

Reclrtsgrunc[ lage:
Gesetz über die llurchführung von Statistiken der Bautätig-
keit (BauStaG) vom 20.Augüst 1960 (BGBI.i S.704). A6-
druck im Anhang S.215.

1 Periodizität:
Laufende Erfassung, r-iericljührlichc Aufbereitung.

Kreis der Bef ragten:
Bewilligungssiellen frir öffentliche 1\Iittel bzrv. oberste Bau-
behörden del Länder

Belichtsrveg:
Befragie-StLA-StBi\.

, Dargestellt.eTatbestdnde:
Ausgesprochene Bewilligungen für öffentlich geIörderte
Wohhungsbauvor']raben.
Vie rtel.iährlich :

\relanschlagte Finanzierungsmittel für öffentlich gefördelte
\Mohnungsbäuvorhaben nach Finanzierungsquellen und För-
derungsform.
Die vorgesehenen Gehäude rrnd Wohnungen nach Größe,
Arten der Baumaßnahmen (Neubau, Wiederaufbau usw.)
und Gebäudearten (Ein- und Zwei- bzw. Mehrfamilien-
häuser, sonstige Geüaude); Wolinungen nach Eigentums-
formen und Zrveckbindung. Durchschnittliche Miete bzrv.
Belastung je qm und Monat.
Außerdem fiir voll Eeförderte Wohnbauten:
Gebäude, Wohnungä, umbauter Raum, \Mohnfläche und ver-
anschlagte reine Baukosten nach Größe, Gebäudearien (Ein-
und Zwei- bzw. Mehrfamilienhäuser, sonstige Gebäude) und
Bauherrengruppen. Gesamtherstellungskosten außerdem nach
Kostenbestandteil en.

Veröf f entlichungen:
\rista 58/1, 77i 5914, l0i &l4i 6115',10i 6215,5*.
BB\(,/ Reihe 4 (vierteljährflich und jährlic]r)
fortcesetzt in :
Fach"serie E, Reihe 4 (vierteljährlidl).
Fadrserie A, Reihe 4 (unregelmäßig).

V
A

10. Baubericht

a) Monatsbericht für das Bauhauptgewerbe
(StBRD Band 182 S. 58, Ifd. Nr. V 9a)

Rechtsgrundlage:
Gesetz über die Allgemeine Statistik in der Industrie und
im Bauhauptgewerbe vom 15.JuIi 1957 (BGBI.I S.720).
Äbdruck im Anhang S.195. Gesetz zur Ergänzung des Ge-
setzes über die Allgemeine Statistik in rler Inrlustrie uld
im Bauhauptgewerbe vom 26 April l90t (BGBI. I S. {77) .

,\bdruck im 'Anhang S. 198..

Peliodizität:
Monatliche Erhebung (mit Ausnahme des Juli, in ddm die
Totalerhebung - siehe lfd. Nr. I0b - durchgeftihrt wird)
und Aufbereitung.

I(reis der Bef lagten:
Betriebe des Bauhauptgewerbes mit 20 und mehl Beschäf-
iigten.
Von iusgesamt rund 60000 Betrieben laut TotalerhebunE im
JuIi 1960 werden zur Zeit monatlich rund 16000 Betr-iebe
mit einem Anieil von rund 800/o der Beschäftigten und
des LJmsatzes ailer Betliebe des Bauhaupigerverbes erfaßt.
Die Ergebnisse rverden auf alle Betriebe hochgerechnet.

Berichtsrveg:
Befragte-SILA-StBA.

Dargestellte Tatbestände :

Betriebe; Beschäftigte insgesamt und nach fünf Beschäf-
tigtengruppen; Bruttosumme der Löhne. und Gehälter.
Steuerbarer baugewerblicher IJmsatz und geleistete Arbeits-
stunden insgesaät, jeweils gegliedert nacfi Art der Bauten
(siehe lfd. Ni. 10 b) . I

Veröffentlichungen:
r)/iSta 5_8/.2, 4, §,9, 10, 12i-5912, 4, 6, 8, 10,72; 6012, 4, 6, 8, 10, 12j

6113, 4,6,8,70,12; 6212,3, 4, 6.
ViSta* (monatlidr).
BB\fl Reihe 1 (monatlidr)
fortgesetzt in:
Fachserie E, Reifire 1.

Bemerkungen:
Im Rahmen des geplanten fndustriezensus 1963 (siehe S.73,
l{d. Nr. IY F 1) ist vorgesehen, für das Kalender- bzrv.
Geschäftsjahr 1962 rveiteie Tatbestände zu ermitteln.

b) Totalerhebung im Bauhauptgewerbe
(StBRD Band 182 S. 58, lfd. Ni: V 9b)

Rechtsgrundlagc
Siehe lfd. Nr. 10 a.

Periotlizität:
Jährliche Erhebung (Stichtag 31. JuIi) und Aufbereitung.

I(reis der Bef ragten:
Betriebe des Bauhauptgervcrbes.

Berichtsweg:
Befragte-StLA-StBA.

Dargestellte Tatbcständc :

Betriebe (darunter Vertriebenen-, Sorvjetzonenflüchtlings-
s.owie Zugervandertenbet{ebe) _und Unternehmen, (ab 1961)
Arbeitsgemeinsch.afterr, _Gewerbezweig: Beschäftigte insge-
samt und nach der Stellu-ng im B-etrieb (18 Besähaftigtän-
gr.uppen). Bruttosumme dei im Juli Eezahlten Löhne"und
Gehälter. B_augewerblicher I-Imsatz im'letzien Ka'lenderjahr
insgesamt. Umsatz und geleisteteArbeitsstunden im Juli"des
laufend_en Jalrres insgesamt, gegliedert nach Art der Bau-
ten (Wohnbauten, landwirtschaltliche Bauten, eerverbliche
und industrielle Bauten. öffentliche und Verkehribauten: bei
öffentlichen uncl Verkehrsbruten Eesonclerte AnEaben flir
IIoch-, Straßen- und sonstig-en Tief"bau).

9. Stattstik der Wohnraumvergaben
(StBRD Band 182 S. 58, Ifd. Nr. V8)

Rechtsgrundlage:
Gesetz über die Durchführung von Statistiken der Bautätig-
keit (BauStatG) vom 20.August 1960 (BGBI. I S.704).
Abdruck im Anhang S. 215.

Periodizität:
Laufende Anschreibungen, vierteljährliche Aufbereitung.

Kreis der Bef ragten:
Die für die lMohnraumvergaben zuständigen Behörden.

Berichtsweg:
Befragte-SILA-SIBA.

Dargestellte Tatbestände :

\

Erstmalige Vergaben von neu geschaffenem oder wieder-
aufgebautem Wohnraum des öffentlich geförderten sozialen
\Yohnungsbaues. Yergabefälle mit Personenzahl und Raum-
zahl nach Personengruppen, drrunter :rn \rertriebene uncl
Zugervantlerte.

Veröf f entlichungen,
lViSte 59/4; @l}i 6114.StB VV26 Gährlidr).
BB§7 Reihe 5 (iährlidr).
Fadrserie A, Rcii'e 4 (un'regelmäßig).

Bemerkungen:
Die YeröffentlichunEen rvurden mit dem Jahreshe'ft 1960
eingestellt, da mit däm allmählichen Abbau der T\fohnraum-
bewirtschaftung in den Kreisen nur noch uni'ollständige
Angaben vorliegen.
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Telfiigbale -ryi"Il!S." Ger'äte: Bestand (Eigentum) ; einge-
setzte (einschließlich gemietete) Geräte.
(Sämtliche Ergebnisse werden nach Betriebscrößenklassen

- naclr der Zdhl der BeschäftiEten 
- Eeslied"ert sowie für

Han dwerk und Industrie gesondärt ausgäwYesen) .

Fachliche Gliederung nach der ,Systematik der Wirtschafts-
zweig^e (Ausgabe 1961) i (siehe auch übers-icht im Änhang
S..170 und Auszug aus der Systematik aut S.272).

1'eröf f entlichungen:
lB\fl Reihe 2 (?ihrlidr)
fortgesetzt in:
Fachseric E, Reihe 2.
Fachserie A, Reihe,l (unregelmäßig)

11. Erhebung über die Wohnverhältnisse der Arbeiter. in
den Industrien der Europäischen Gemeinschaft für

' Kohle und Stahl 1958

Rechtsgrundlage:
Yereinbarung mit der Hohen Behörde der Montan-Union
vom 8. April1958.

Periodizität:
Im April und l\Iai 1958 nach dem Stand vom 1. Februar 1958
durchgeführt.

Kreis der Befragten:
40 000 (von 1,5 Millionen) durch Zufallsauswahl ermittelte
Arbeiter des Kohlenbergbaus, des Eisenerzbergbaus und der
Eisen- und Stahlindustrie in den MitEliJdstaaten der
E.G.K.S., darunter 18 400 Arbeiter in 1 426 Gemeinden der
Bundesrepublik.

Berichtsweg:
'Befragte (Befragung durch Interviewer) - StLA - StBÄ
(Priifung und Signierung) -Hohe Behrirde (Aufbereitung) .

Dargestellte Tatbestände :

Arbeiter. nach Altersgruppen, Familienstand, Nationalität,
Herkun{tsland oder -gebiet, Tätigkeitsjahren, Alter bei Be-
ginn der Täiigkeit; Arbeiter in ?rivathaushalten und An-
staltshaushalten bzlv. Privatwohnungen und Gemeinschafts-
unterkünften.
Art und Baujahr der privaten und der Anstaltsrvohngebäude.
Art, Ausstattung, Baujahr, Fläche, Raumzahl der 'Wohnun-

gen, Eigentums- und Mietverhältnisse, Wohnungsbelegung.
gemeinsame Wohnungsbenutzung mit anderen [iaushäIteä.
Entfernung zwischen Wohnung und Arbeitsstätte, benutzte
Beförderungsmitiel, ?eitaufwand, Fahrtkostenrückerstattung.
Beurteilung der \Mohnverhältnisse durch die Arbeiter.
Für ausländische Arbeiter gesonderte Darstellung.

Veröf f entlichungen:
lViSta 59/t2 (M).
Europäisdre Gemeinschaft für Kohle und Stahl:
Statistisdre lnfomationen 1958/2 (M), 1959/3 (M), 6.
Statistisdres Amt der Europäischeri Gbmcinsdrafiän :
Statistischc Infomtionen -1960/3 

;
Sozialstatistik 1961/2 (M).

Bemerkungen:
Der Auswahlsatz variierte je nach Größe des Reviers bzw.
des Industriezweiges zwischen 1 0/o und 20 0/0.

Im Gegensatz zum lMohnungsbegrifr der deutschen Statistik
(bauiechnisgle Einheit) gelten in der Erhebung der Montan-
Union als IIlohnung die von einem Arbeiter 5zrv. Arbeiter-
haushalt gemieteten und bervohnten Räume.

0
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VI. Handel

A. Groß- und Einzelhandel, Gastgewerbe"
I'remdenverkehr'

Handels- und Gaststättenzählung 1960

R e c h t s g r u n d I a g e :

Gesetz über eine Zählung im Handel sowie im Gaststätten-
untl Beherbergrrg.g"*"ib" (Handelszählungsgesctz 1960)
tonr 27.Mai 1960 (BGBI. I S.313). Äbdruck im Anhang
S.218. \rerordnung z.ur Durchführ'ung des Gesetzes_über eine
Zähluns im Hanilel sowie im Gaststätten- und Beherber-
gungsgäwerbe (Handelszählungsgesetz) im Saarland vom
IS.JuIi 1961 (Bundesanzeigel Nr.l34 S.1). Ahdrucli im
Anhang S.221.

Periodizitit:
Grunderhebung
Im Handel mit Stichiag 30. September 1960,-in Gaststätten-
und Beherbergungsgei,erbe mit Stichtag 31. August 1960
durchgeführi.

Reprüsentatile Ergänzungserhebung
1961 bei höchsiens 15 0/o der bei der Grunderhebung er-
faßten Unternehmen des Einzelhandels, Großhandels, Gast-
stätten- und Beherbergungsgewerbes (rund 105 000 Unter-
nehmen) durchgefiihrt.
f)ie Ausrvahl für die Repräsentative Ergänzungserhebung
erfolgte länderweise auf Grund einer kombinierten Schich-
tung- nach Wirischaftsklassen und Umsatzgrößenklassen
Siehe auch übersicht auf S. 292 ff.

Zusatzerhebung für den Außenhandel
1961 bei allen Unternehmen des Außenliandels und allen
IJnternehmen des Binnengroßhandels mit Ein- und/oder
Ausfuhr von mindestens 1 MiIIion DM im Jahre 1959 durch-
geführt.
Im Saarland rvurde die Zrhlunq ein Jahr nach tleu lür das
Bundesgebiet geltenden Terminän durchgeführt.

Kreis der Bef ragten:
IJnternehmen des Einzel-, Groß- sorvie Außenhandels, des
Ilandelsvertreter- und -maltlergewerbes, des Gaststätten-
,und Beherbergungsgewerbes, des Verlagsbuchhandels, recht-
lich unselbständige offene Yerkaufsstellen der Inrlustrie.

Berichtsrveg:
Befragte - StLA - StBA. Fiir Verlagsbuchhandel zen-
trale Äufbereitung im StBA, für Ergänzun"gserhebung, offene
Verkaufsstellen der Industrie teihveise im StBA.

Dargestellte Tatbestiindc :

Vorgesehen:

Grunderhebung
IJnternehmen: Rechtsform, gewerbliche Tätiglieit, Eintra-
gung in Handelsregister, in Handwerksrolle, Vertriebenen-,
FIüchtlingseigenschaft; IJmsatz 1959, dessen Zusammen-
setzung; \Mareneingang, Warenbestand, Rohertrag, Löhn,:
und GähäIter, Außönstände, Beschäftigte nach Stellung im
Betrieb, VoII- und Teilbeschäftigte nach Geschlecht und
Altersklassen.
Niederlassungen (nicht für Handelsvertreter- und Handels-
maklergerverbe sorvie Yerlagsbuchhanrlel) : Haupt{unktion;
Vertriebenen-, Flüchtlingseigenschaft des IJnternehmens
(Einzelhandel) ; Umsatz 1959; Betriebs- und Bedienungsform
(EinzelhandeI), Betriebsart, Saison, Beherbergungskapazität
(Gastsiätten- ur-rd Beherbergungsgewerbe), Voll- und Teil-
beschäftigte nach Stellung im Betrieb und Geschlecht.
Eigene ofrene Verkaufsstellen der Industrie: Eröffnungsjahr;
IJmsatz 1959, dessen Zusammensetzung; Bedienungsform.
YoII- und Teilbeschäftigte nach Stellung im Beirieb und
Geschlecht.
Gliederung im allgemeinen nach lJmsatzgrößenklassen, zum
Teil nach Größenklassen (nach der Zahl d.er Beschäftigten),
Gemeindegrößenklassen, Za.\l der Zweigniederlassungen;

svstematische Gliederung nach den Wirtschaftsklassen der
,'systematik der Wilts'c"haftszweige". Siehe auch Übersicht
im'Anhang S.270 und Ausrug"aus der Systematik aul
s.272. I
Repräsentative Ergänzungserhebung (für Handelsveltreter-
unä Handelsmaklergewerbe nicht durchgeführt; fLir Verlags-
buchhandel entspreihende "Tatbesiände bei Grunderhebung
ermittelt).
IJnternehmen: Umsatz nach Abnehmerkreisen (Einzel-,
Großhandel), nach 

^bsatzgebieten 
(Großhandel), nach dem

Zahlungsmodus (Einzelhandel); Aktiva und Schulden am
r\nfang und Ende des GeschäItsjahres 1959 (fiir Vertriebe-
nen- und Flüchtlingsunternehmen auch unter Nachrveis 'r-on

Beschüftigten und Umsatz) ; Anschaffung uncl lrerliauf lon
Anlageveimögen; Wareneingang nach* lMalenarten und
Bescliaffungsi'cgen, .nach Eezugsgebieten (Großhandel);
Beschäftigte.
Gliederung nach Umsatzgrößenklassen, IMiltscha{tsklassen
der ,Systematik der Wiitschaftszrveige (Ausgabe 1961)".
Siehe auch übrjrsicht im Anhang S.270 und t\uszug ans der
Systcrnatik S.272.

.Zusatzerhebung für den Außenhandel
IJnternehmen nach Art und Grad der Spezialisierung (fach-
Iich, länderweise, fachlich und länderweise, nicht speziali-
siert); Umsatz 1959; Wareneingang, Beschäftigte, Import-
lager, Niederlassungen und Beteiligungen im Auslancl.

V e r ö f f e n t I i c h u n g e n :

\fliSta 56112; 6017 (M)i Afi.
Vorgesehen:
Fachserie F, Einzelveröffentlichungen.

2. Großhandelsstatistik x
(StBRD Band 182 S. 59, lfd. Nr. VI A2)

Rechtsgruncllage:
Gesetz über die Durchführung Iaufender Statistiken im
Handel sowie über die Statistlk des Fremdenverkehrs in
Beherbergungsstätten (HFV StatG) vom 12. Januar 1960
(BGBI. I S.6). Abdruck im Änhang S.229.

Periodizität:
Monatliche und jährliche Erhebung uncl Aufbereitung.

Kr.eis der Bef ragten:
Rund 7 500 ausgervählte lJnternehmen aus 51 Geschäfts-
zweigen des einzehvirtschaftliöhen GrolJhandels und 9 Fach-
richtungen der gerverblichen und landwirischaftlichen Ein-
und Verkau fsvereinigungen.

Berichtsweg:
Befragte 

- StBA (zentralc Au(bcrcitung).

Dargestellte'Iatl:estänrle.
Monatlich: Entwicklung der _IJmsatzrverte (ltrtrarenabsatz)
{iir ausgewählte Grol3handelslrveige in Metjznhlen (Basi's
1954 :"100). Beginn .der Jaliresrähen, 1950, del Monats-
reihen: Januar 1954. 

^b 
Januar 1962 Umstellung ruf Basis

1958 : 100.
' Jährlich: Entrvicklung der lMareneinßänge und Lager-

bestände, ab 1959 Ai'teil des Rohertra"ges" am rvittschäft.
lichen Umsatz.

Fachliche Gliederung nach der,Sysiematik derlMirtschafts-
zweige (Ausgabe 1961) - (siehe auch übersicht im Anhang
S.270 und Auszug aus der Sysiömatik auf S.271).

V e r ö f f e n t l i c h u n g e n :

ViSta 58/10; 5911, 17i fill, 70i 6117, 6, lli 6217.
ViSta* (monatlidr).
StB V/28 (einzelwirtschpftlicherGloßhandel, Schnellbericht; monat-Iich),' 3

V/37 (einzelwirtsüaftlicher Croßhandel, monatlidr),
\r/38 (Ein- und Verkaufsvereinigung; monatlich ati Mitte1958),

- Vl23 (unregelmäßig) )'

tortgesetzt in:
Fachserie F, Reihe 1 (monatlidr und jährlidr),

Reihe 2 (monatlich)..\
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Ilemerkungen:
Es ist beabsichtigt, demnächst nach Einbeziehung rveiterer
Geschäftszrveige des einzelrvirtschaftlichen Gioßhandels
einen I-imsatzindex zu errechnen (Basis 1958 : 100).

3. Einzelhandelsstatistik
(SIBRD Band 182 S. 59, lfd. Nr. VI A1) {
Rechtsgrurrcllagc:
Gesetz iiber clie Durchf ührung laufender Statistiken irn
Handel sorvie über die Statistik des Fremdenverkehrs in
Beherbergungsstd,tten (HFVStatG) vom 12. Januar 1960
(BGBI. I S. 6) . Abdruck im Anhang S. 222.

Periodizität:
i\{onatliche und jährliche Erhebung und Aufbereitung.

Kreis der Bef ragten:
Ausgervählte Fachgeschäfte aus 37 Geschäftszrveigen des
Einzeihandels sowieIMarenhäuser, Versandhandelsunter-
nehmen und Konsumgenossenschaften. (Erfaßt werden zur
Zeit rund 2:[ 000 Unternehmen mit 44 000 Verkaufsstellen,
deren IJnrsätze insgesamt ettva 24010 des durch die Umsatz-
steuerstatistik ermittelüen Gesamtumsatzes repräsentieren.)

BerichtCweg:
Befragte-SILA-StBA.
Dargestellte Tatbestände :

Monatlich: Entwicklung der llmsatzrverte in ausgewählten
Geschäftszweigen des -Einzelhandels in Mel,lzahlen, Index-
reihen nach 4 JMarenbereichen (Werte zu jerveiligen und zu
konstanten Preisen). (Basis }fonatsdurchschnitt 1954 : 100.
Beginn der Reilen: Januar 1954.) Ab Januar 1960 für zwei
IJmsatzgrößenhlassen sorvie für 'Waren- und Kaufhäuser,
Versandhandelsunternehmen (Basis Monatsdurchschniit 1958
':100).
Jährlich: Eniwicklung der lMareneingänge und der Lager-
bestände, ab 1959 Anteil des Rohertrages am rvirtschaft-
lichen ljmsatz.
Fachliche Gliederung nach,Systematisches Verzeichnis der
r\rbeitsstätten (Ausgabe 1950) " (siehe auch Übersicht im
Anhang S.270 und Äuszug aus der Systematik auf S.275) r

ab Berichtsjahr 196? Gliederung vorgesehen nach der
,Systematik der Wirtschaftszrveige (Äusgabe 1961). (siehe
auch übersicht im Anhang S.270 und Auszug aus der
Systematili auf S. 272) .

Veröf f entlichungen:
ViSta 58/7, 12; 5917 , 12i 6011 , 11i 6111, 6, 7, 10 (M); 6211 , 7.
\i(iSta* (monatlich).
StB V/20(Schnellberidrt;monatlich),

V/18 (monatlidr),

" V12? (unregelmäßig)
tortgesetzt ln:
Fachserie F, Reihe 3.

4. Statistik der Lieferungen und der Bestände eingeführ-
ter fester Brennstoffe

Rechtsgrundlage:
Verordnung über die statistische Erfassung der Lieferungen
und der Bestände eingefiihrter fester Brennstoffe vom
7. Juli 1959 (Bundesanzeiger Nr. I32 S. 1). Abdruck im An-
hang S.223.

Peri-odizität:
Monatliche Erhcbung und Äufbereitung.

Kreis der Bef ragten: .

IJnternehmen des einschlägigen Einfuhr-, Interzonen- und
Zlvischenhandels.

Berichtsweg:
Befragte 

- 
Bundesamt für gewerbliche Wirtschaft.

Dargestellte Tatbestände :

Lieferungen und Bestände eingeführter fester Brennstoffe
nach Arten, Abnehmergruppen und empfangende Bundes-
länder.

Veröf f entlichungen:
GesamterEebnisse rverden im Rahmen der Kohlestatistik der
,Striistik"aler Kohlenrvirtschafi e.V.. monatlich veröffentlicht.

5. Berlin. und Interzonenhandelsstatistik

a) Statistik des W'arenverkehrs zwischen Berlin (West)
und dem übrigen Bundesgebiet
(StBRD Band 182 S. 59, lfd. Nr. VI A 3b) .;\

Recirtsgrundlage:
Interzonenhandelsverordnung vom 18. JuIi 1951 (BGBl. I
S. 463) und Anlage 9 zu Ärtikel XIII des Berliier Ab-
kommens in der !-assung der Vereinbarung l.om 16. August
1960 (Beilage zum Bunilesanzeiger Nr.32-vom lS.Februar
196r ).

Periodizität:
Laufencle Erfassung und Zusammenstellung zu Monats-,
Halbjahres- und Jahresergebnisscn.

Kreis der Bef ragten:
AIs Unterlagen für die Statistik dienen die bei den ZolI-
dienststellen an der Zonengrenze und auf Flughäfen an-
fallenden Blätter 2 bzw. 3 der '\Marenbegleitscheine.

Berichtsrveg:
Zolldienststellen 

- StBA (zentrale Aufbeieitung, technische
Aufl,rereitung bei der Zrveigstelle Berlin).

Dargestellte Tatbestände :

Warensendungen nach Warenart, Gewicht und \4lert in der
Gliederung nach dem ,\Marenverzeichnis für die Industrie-
statistik" und der ergänzenden ,Erzeugnisgliederung für die
Land-, Forsi-, Jagdwirtschaft und Fischerei" (siehe auch
übersicht im Anhang S.270 und Auszug aus dem \Maren-
verzeichnrs auf S.279;. Außerdem Gliäerung nach Yer-
kehrswegen und Yerkehrszrveigen sowie nach Bundesläridern.

\reröf f entlichungen:
ViSta 59/2; fi12; 6112.

'rVista* (monatlidr).
StB V/31 (monatlich). Jafirresergebnisse; Yl31l92 (195q, fig (1957),

122 (1958), 135 (1959), 150 (1950)
fortgesetzt in:
Fadiserie F, Reihe 5 (monatlich, halbjährlich und jährlidr).

b) Statistik des W'arenverkehrs zwischen den Währungs-
gebieten der DM-West und der DM-Ost
(StBRD Band 182 S. 59, Nr. VI A 3 a)

Rechtsgrundlage:
Siehe ]fd. Nr. 5 a.

Periodizität:
Laufende Etfassung und Zusammenstellung zu 1\[onats-,
Halbjahres- und Jahresergebnissen.

Kreis der Bef ragten:
Als Unterlagen für die Statistik dienen die bei den ZoIl-
dienststellen-des Bundesgebietes einschließIich Berlin (West)
anfallenrlen Bläiter 2 bZr". 3 der lMarenbegleitscheine unä-
Bezugsgenehrnigungen.

Berichtsrveg:
Zolldienststellen 

- 
StBA (zentrale Aufbereitung, technische

Aufbereitung bei der Zrveigstelle Berlin); für den entspre-
chenden \trfarenverkelrr von Berlin (West) : Beriiner ZoII-
dicnststellen 

- 
Statistisches Landesamt Berlin 

- 
SIBA.

Dargestellte Tatbestände :

\trtrarensendunEen nach \Marenart ttnd Wert in der Gliede-
runs nach deri ,Warenverzeichnis fiir die Indusiriestatistik.
o.,dl d"r ergänzenden ,Erzeugnisgliederung für die Land-.
Forst-, Jagilwiltschaft und Fischerei. (sielie auch Übersicht
im Anhan.q S. 270 und Auszug aus dem \Marenverzeichnis
aul S. 279).

Veröffentlichungen:
\üriSta* (monatlidt).
StB V/30 (monatlich). Jahresergebnisse: V/30/85 (1956),101 (1957),

115 (1958), 129 (1959),144 0950)
fortcesetzt in :

Fach"serie F, Reihe 6 (monatlidr, halbjährlich und jährlidr).
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6. Gäststättenstatistik

Periodizität:
Monatliche Erhebung und Aufbereitung.

Berichtsweg:
Befragte-StLÄ-SIBA.

Dargestellte Tatbestände :

Yorgesehen:

Meßzahlen des Gesamturnsatzes, darunter pmsatz aus Ver-
pflegung und Getränken sovvie Ifmsatz aus Beherbergung;
Meß.-zah'I en der Beschä ttigten.

V e r ö I f e n t I i c h u n g e n :

Vorgesehen:
Fachserie F, Reihe 7 (monatlidr).

Bemerkungen: I

Erster Erheburrgsmonat Januar 1962.
Siehe auch übersicht auf S. 292 ff.

7. Statistik des Fremdenyerkehüs in Behorbergungs-
stätten

a) Statistik der Fremdenmeldungen und Fremden-
übernachtungen
(StBRD Band 1&2 S. 69, lfd. Nr. VII F 1 a)

Kreis der Bef ragten:
Bis z.u 15 000 ausgewählte Unternehmen des Gasistätten-
und Beherbergungsgerverbes.

Veröffentlichungen:
lViSta 592, 7; 6f.12,7 i 6112,7; 6212,7.
\X/istar (monatlich).
STBRD Band 238 (1951 bis 19fl)
fortcsetzt in:
Facliserie A, Reihe 8 (unregelmäßig).
StB V/26 (monatlidr, lrelbjährli& und - im Dezember-Bericht -jährlidr)
fortgesetzt in:
Fachserie F, Reihe 8/I (moaatlidr, halbjährlicü und jlihrlich).

b) Statistik der Beherbergungskapazität
(SIBRD Band 182 S. 69, Ifd. Nr. VII F 1 b)

Rechtsgrundlage: t

Siehe lfd. Nr. 7 a. lr

Periodizität:
Jährliche Erhebung (Sticht?g 1. April) und Aufbereitung

Kreis der Bef ragten:
Gewerbliche Beherbergungsstätten (einschließlich Vermieter
von Privatquartieren), Sanatorien, Heilstätten, Kuranstalten,
Erholungs- und Ferienheime.'Kinderheime, Jugendherbergen,
Campinfplätze in zw Zeit rund 2400 ausgewäIrlten Beric"hts-
gemeinden (ab April 1961: Gemeinden mit jährlich 3000
und mehr Fremdenübernachtungen).

Berichtsweg: t
Befragte - Berichtsgemeinddn - StLÄ - StBA.

Dargestellte Tatbestän de :

Betriebe, Fremdenzimmer, Fremdenbetten in Berich
den nach Gemeindegruppen (siehe lfd. Nr. 7 a) und
arten (für Privatquartiere nur Fremdenbetien).

tsgemein-
Betriebs-

Fremdenbetten in Kinderheimen und Jugendherbergen.

Yeröf f entlichungen:
ViSta 59/2'; @l2ti 6112'i 6214',
STBRD Band 238 (1911'bis 1957)
forteeetzt in:
Fach"serie F, Reihe 8 (unregelmäßig).
stB v/% G:ihrli&)
tortgesetzt in:
Fachserie F, Reihe 8/II.

B. Außenhandel
(siehe audr S. 80 lfd, Nr. VI Al - Handels- und Gaststättea-

ählung 1960 -)
Außenhandelsstatistik
(StBRD Band 182 S. 60, Ifd. Nr. VI Bl) \
Im einzelnen werden nachgewiesen:
r I. Generalhandel
II. Spezialhandel

III. Durchfuhr I

IV. Zollsollerträge

R e c h t s g r u n d I a g e :

Gesetz über die Statistik des grenzüberschleitenden \Maren-
verkehrs (Außenhandelsstatistik - AHStatGes) vom l. Mai
1957 (BGBI.I S.413). Abdruck im Anhang S.225. Yerord-
nung zur Durchführung des Gesetzes über die Statistik des
qreniüberschreitenden -\Marenve'rkehrs (Außenhandelsstati-
atik - AHStatDV) vom 2. April 1962 (BGB]. I S. 206).

Periodizität:
Laufende Erhebung und Aufbereitung zu Monats-, Jahres-
teil- und Jahresergebnissen.

Kreis der Bef ragten:
Zu I und II: Einführer, Ausführer.
ht III: Besitzer der IVaren (Frachtführer) beim Grenz-
ausSang.

Zt IY: Zollstellen.

Berichtsweg:
Zr I, ll und III: Befragte - Änmeldestellen (Zollstellen
und andere Diensistellen) - SIBA (zentrale Aufbereitung).
Zu IV: Befragte - StBA (zentrale Aufbereitung).

Dargestellte Tatbestände :

Grenzüberschreitender'W'arenverkehr des Erhebungsgebietes
mit dem Ausland (Einfuhr, Ausfuhr und Durchfuhr).
Das Erhebungsgebiet umfaßt z.Z. das Gebiet der Bundes-
republik Deutschland (ohne die Badischen Zollausschlüsse
und bis 5. JuIi 1959 ohne Saarland), Berlin (West) und die
österreichischen Gemeinden Jungholz und Mittelberg (als
Zollanschlüsse) .

R e c h t s g r u n d I a g e :

Gesetz über die Durchführung laufender Statistiken im
Handwerk sowie im Gaststätten- und Beherbergungs-
gewerbe (HwGaStatG) vom 12. August 1960 (BGBI. I
S.689). Abdruck im Anhang S.222.

Rechtsgrundlage:
Yerordnung über die Statistik des Fremdenverkehrs in Be-
herbergungsstätten vom 20. Januar 1958. Abdruck im An-
hang 5.224. Ab Januar 1960: Gesetz tiber die Durchfüh-
rung laufender Statistiken im Handel sorvie über die Sta-
tistrk des Fremdenverkehrs in Beherbergungsstäiten (HFV
StaG) vom 12.Januar 1960 (BGBI.I S.6). i.bd.uck iÄ en-
hang 5.222.

Periodizität:
Monatliche Erhebung, monatliche, halbjährliche und jähr-
Iiche Aufbereitung.

I(reis der Bef ragten:
Gewerbliche Beherbergungsstätten (einschließIich Yermieter
von Privatquartieren), Sanatorien, Heilstätten, Kuranstalten,
Erholungs- und Ferienheime, Kinderheime, Jugendherbergen,
Campingplätze ir ntr Zeit rund 2400 ausgewählten Berichts-
gemeinden (ab April 1961: Gemeinden mi[ jährlich 3 000 und
mehr Fremdenübernachtungen).

Berichtsweg:
Befragte - Berichtsgemeinden - StLA - StBA.

Dargestellte Tatbestände :

Fremdenmeldungen und Fremdenübernachtungen (darunter
Auslandsgäste) in Berichtsgemeinden nach Gemeinde-
gruppen (Großstädte, Heilbäder, Luftkurorte, Seebäder,
sonstige Berichtsgemeinden) sowie Fremdenmeldungen und
-übernachtungen nach Betriebsarten. Die Meldungen und
übernachtun[en der Auslandsgäste insgesamt nöh d".
Land des stäidigen Wohnsitzes."
Fremdenmeldungen und -übernachtungen insgesamt (dar-
unter Auslandsgäste) in Kinderheimen, JuEendherbergen
und auf Campifi pläizen; die Meldungen und"übernachtün-
gen der Auslandsgäste auf Campingplätzen insgesamt nach
äem Land des stäidigen Wohnsit'zesl'

1
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Ausland im, Sinne der. Außenhandelsstatistik ist das Gebiet
außerhalb des Erhebungsgebietes und außerhalb der lYäh-
rungsgebiete der DI\t-O§t. Der lVarenverkehr mit den
Währungsgebieten der DM-Ost wird nicht in der Außen-
'handelsstatistik, sondern in der Statistik des lVarenverkehrs
im Interzonenhandel mit den WährunEssebieten der Dn[-Ost
(siehe S. 81, Ifd. Nr. VI Ä 5 b) darge§teTlt.
I. Generalhandel
AlIe ein- und ausgehenden 'Waren (mit Ausnahme der'Waren der Durchfuhr und des Zwischenauslandsverkehrs)
nach Menge und Wert sowie nach Herstellungs- und Ein-
kaufsländärn (bei der Einfuhr) bzrv. Verb"rauchs- und
Käuferländern (bei der Ausfuhr).
Fachliche GliederunE nach ,\Marengruppen und -unter-
gruppen der Ernährirngsrvirtschaft r"r,l'ä". Gewerblichen
Wirischaft", regionale Gliederung nach Ländern und Erd-
teilen entsprechend dem,Länderverzeichnis für die'Außen-
handelsstatistik. (siehe,auch übersicht auf S. 270).
IL Spezialhandel
fm wesentlichen die Waren, die zum Gebrauch, Verbrauch,
zur Bearbeitung oder Verarbeitung in das Erhebungsgebiel
einEehen und tlie lMaren, die aus der Erzeugung, der Be-
arbeitung oder Verarbeitung des Erhebungsgebietes stam-
men und ausgehen. (Siehe auch unter ,Bemerkungen".)
Nfenge und Wert der lMaren in der Gliederuhg nach ein-
zelnen Verkehrsarten (2. B. Lohnveredelung) und nach Her-
siellungs- und Einkaufsländern (bei der Einfuhr) bzry. nach
Verbrauchs- und Käuferländern (bei der Ausfuhr); die
Äusfuhr wird'auch nach Bundesländern nachgewiesen.
Diese Tatbestände rverden fachiich und regional gegliedert
in verschiedenen Kombinationen dargestellt, und zlvar:
in fachiicher Gliederung nach einzelnen und nach zusammen-
gefaßten Positionen sowie nach Kapiteln des ,'\Marenver-
ieichnisses für die Außenhandelssiatistik" (siehe auch über-
sicht im .r\n}rang S.270,undAuszug aus dem \{Iarenverzeich-
nrs auf S.280 nach ,l{Iarengruppen und -untergruppen der
Ernährungsrvirtschaft und der Gewerblichen Wirtgchaft.,
nach,\Marengruppen und -zrveigen des \Marenverzeichnisses
für die Induslriestatistik. sowie nach dem ,Internationalen
Warenverzeichnis für den Außenhandel" (CST) (siehe auch
übersicht im $.nhang S.270 und Auszüge aus beiden Syste-
matiken auf S. 279 ff) ;

in resionaler Gliederuns nach Ländern und Erdteilen ent-
sprecHend dem,Ländei'verzeichnis für die Außenhandels-
slrtistih. (siehe..auch übersicht im Anhang S.270), naclr
Ländergruppen (OECD, GATT, EWG, EGKS).
III. Durchfuhr '

I\fengen der 
'durch das Erhebungsgebiet durchgeführten

Waren (ab 1958 einschließIich des See- und Luftumschlags)
in fachlicher Gliederung nach ,Wareirgruppen und -unter-
gruppen der Einährungslüirtschaft und der Gerverblichen
Wirtschaft., in regionaler' Gliederung nach Versendungs-'
und Empfangsländein sorvie nach Eingnngs- und Ausgangs-
Grenzbezirken.
IV. Zollsollerträge
Zollsollerträge nach Abschnitten und Kapiteln des _ZoIl-
tarifs.

Verö ffentlichungen:
\üista 51/12 (M).
Zul:
Fadilidre Gliederung:
AUBRD Teil 1 (monatlidr)
fortcesetztin:- - 1,
Facü-serie G, Reihe 1 (monatlich).
Regionale Gliederung:
AuBRD Teil 1 ü?ihrlidr)
fortgesetzt in:
Fadrserie G, Reihe 1 Gährlidr).

Fa'chserieG, Reihe3 (vierteliährtich; Iahresercebnlsse im 4.Viertel-
jahresheft), Ergänzungshefte 1 und 2 dälir[iü). "
AUBRD Teil 5 - englische Ausgebe - (monitlidr; Jahresergebnisse im
- Dezember-Heft)
tortßesetzt in:
Fachserie G, Reihe5 (monatlidr, Jahresergebnisse im Dezember-Heft).
Zu lllt
AUBRD Teil 6 (monatlidr; Jahresergebnisse im Dezernber-Heft)
fortsesetzt in:
Fachlserie G, Reihe 5 (monatlich; Jahresergebnisse im Dezember-Heft).
ZalV:
{.uBRD Teil 2 Ergänzungsheft (ab 1959 jährlidr)
fortgesetzt in:
Fachserie G, Reihe 2, Ergänzungsheft C:ihrlidr).

Bemerkungen:
Inr,allgemeinen Erfassung der \Maren beim Grenzübergang
durch Anmeldescheine.
Die Statis[ik des Spezialhandels unterscheidet sich,von der
Statistrk des Generalhandels durch die unterschiedliche Be-
handlung der Angaben über den Lagerverhehr. Der General-
handel umfaßt vom Laserverkehr äie Einfuhr von lryaren
auf L,ager und die Ausführ von JMaren aus Lager, während
der SJ,ezialhandel nur die Einfuhr von lVaren aus Lager
enthält.
Ab 1958 probeweise Verzicht auf Aufbereitung der Belege
iiber AusiuhrscndunEen unter 280 DM, statt" dessen ma-
schinelle Doppeludg äer FälIe zwischen 280 und 500 Dn(.
Methodische Anderunsen ab 1962 siehe WiSta 1961112.
Siehe auch übersicht äuf S. 292 tr.

Ind,ices d,er Au fi enh,and,elsstatistik
(SIBRD Band 182 S. 61, nach lfd. Nr. 81) \
Monatliche Berechnung im SIBA.

Entrvicklung der Indices der tatsächlichen 'Werte, 
des

lrolumens und der Durchschnittswerte für die gesamte Ein-
fuhr und Ausfuhr (Spezialhandel), nach ,lMarengruppen
der Ernährungswirtschaft und der Gerverblichen lVirtschäft"
sorvie nach Teilen des,Internationalen \4farenverzeichnisses
für den Außenhandel. (CST) (siehe auch Auszug aus dem
lVarenverzeichnis auf S. 282); Volumindices -auch für
wichtige \Marenuntergruppen. Basis 1954: 100. Beginn der
Reilren": f ür Jahreseigebirisse ab 1952, f tir die ei"nzelnen
Monate ab Januar 1955. (Für 1950 und 1951 Umbasierung
der früheren auf Basis 1950 beruhenden Berechnung). Dai--
stellung der Berechnungsmethode in WiSta 58/2.

Veröffentlichungen:
\§flista 58/2 (M).
Vistar (monatliü).
AuBRD Teil 1 (monatlich und iährlich)
fortgesetzt in: '
Fadrserie G, Reihe 1 (monatlich und jährlidr).
AUBRD Teil 5 (englisdre Ausgabe - monatlidr)
wird fortgesetzt in:
Fachserie G, Reihe 5 (monatlich).

2. Außenhandelsstatistik des Auslandes
(StBRD Band 182 S. 61 , lfd. Nr. VI B 2)

R e c h t s g r u n d I a g e :

Gesetz über die Statistik für Bundeszwecke (SiatGes) vom
,3. Sepiember 1953 (BGBI. I S. 1314), §2Zifr.4. Abdruck im
Anhang S.156.

Pcriodizit,ät:
Laufende Auswertung.

Dargestellte Tatbestände :

DarstellunE des Welthandels, des Außenhandels von Län-
dern, Länilergruppen und lMirtschaftsräumen in regionaler
und fachlicher Gliederung mit Nachrveis des Anteils der
Bundesrepublik Deutschland; Darstellung des Außenhandels
rler Partnerländer mit der Bundesrepublik Deutschland nach
den ausländischen Statistiken und Gegenüberstellung mit den
Ergebnissen der deutschen Außenhandelsstatistik.
(Züsammenstellung im StBA an Hand der Außenhandels-
statistiken des Auslandes.)

Y e r ö f f e n t l i c h u n g e n :

Anhang zu AUBRD Teil 1 (monatlidr)
fortcesetzt in:
Fadiserie G, Reihe 1 (monatlidr).
Ergänzungsreihe zu AuBRD :

Der Außenhandel des Auslandes
fortgesetzt in:
Fadrserie C, Reihe 8 (unregelmäßig).
AuBRD Sonäerbeiträgi (in" unrege"l'mäßiger Eßcheinungsfolge).

Zu ll:
\flista
\7iSta'

(monatlidr).
(monatlidr).

AuBRD Sonderbeiträge (unregelmäßig)
fortsesetzt in:
Fedrlserie G, Reihe 7 (unregelmäßig). .
AuBRD Teil 1 (monatlidr und jährlidt)
fortssetzt in:
iäi*,*r?ilibi'n",r,e1(monatlichun<l jährlich).
AuBRDT.i[ 2 im Dezember-Heft), Ergän-

; Jahresergebnisse im Dczember-Heft),

im 4. Vierteljahresheft),
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VII. Verkehr

A. Eisenbahnen

1. Statistik der Deutschen Bundesbahn -
(StBRD Band 182 S. 62, Ifd. Nr. VII A 1)

Die Deutsche Bundesbahn stellt ihre Statistiken an Hand
der vorhanrlenen umfanEreichen betriebsstatisiischen Auf-
zeichnunEen zusrmmen. l{achstehend sind die wichtigsten
verbffentiichten Tatbestände aufgeführt

a) Strecken- und Gleislängen
Jährlich: Länge der Haupt- und Nebenbahnen, eingleisig,
zweigleisig. eläktrisch betrieben.

2. Statistik der Güterbewegung auf den Eisenbahnen
(stBRD Band 182 s. 62, lfd. Nr. VII A2)

Periodizität:
Laufende Berichterstattung, jährliche Zusammenstellung'\

Kreis der Bef ragten:
Die'statistik rvird im Geschäftsbereich der Deutschen Bun-
desbahn zusammenqestelli, und zwar für den Binnenverkehr
durch maschinelle "AufbereitunE der Frachtbriefe, für den

Erenzüberschreitenden VerkehräuI Grund der Anschreibun-
fien bei den Grenzübergangsbahnhöfen. Die Ergebnisse wer-
äen vom StBA veröffentlicht.

Dargestellte Tatb'estände :

Güterverkehr der Deutschen Bundesbahn und der nicht-
bundeseiEenen Eisenbahnen des öffentlichen Verkehrs (ab
1. Januar" 1959 einschließlich,,des Militärverkehrs). Versand
und Empfang nach Verkehrsbezirken.
(Fachliche Gliederuns des Güterverkehrs nach dem "Güter-
verzeichnis für die ferkehrsstatistiken, Ausgabe 1956., ab
1. Januar 1962 nach dem ,Güterverzeichnis für die Verkehrs-
statistik, Ausgabe 1962.. Siehe auch Übersicht auf S.270
und Auszug aüs der Systematik auf S. 283.)

VeröfIentlichungen:
VkBRD Reihe4 Gährlidr ab 1950
fortsesetzt in:
Fachlserie H, Reihe 4 (jährlich).

B. Binnen- und Seeschiffahrt
(siehe auch S. 120 lfd. Nr. XI A 6 - Statistik der Verkehrspreise

und Index der Seefrachtraten -)

1. Binnenschif f ahrtsstatistik

a) Fortschreibung des Schiffsbestandes der Binnenflotte
(SIBRD Band 7825. A,lfd. Nr. VII B 1a)

Rechtsgl'undlage:
Gesetz über die Statistik des Schiffs- und Güterverkehrs auf
den Binnenwasserstraßen und die Fortschreibung des Schiffs-
besiandes der Binnenflotte vom 26. Juli 1957 (BGBI. fI
5.742). Abdruck im Anhang S: 229.

Periodizität:
Laufende Fortschreibung der Zählungsergebnisse vom
1.'Januar 1950; jährliche Zusammenstellung der Fort-
schreibungsergebnisse (Sticlrtag 31. Dezember).

Kreis der Bef ragten:
Schiffseigner, Registergerichte.

Berichtsrveg:
Befragte 

- 
Bundesministerium für Verkehr (Fortschreibung

und Vorauswertung) - StBA (Zusammenstellung und Yer-
öffentlichung der Ergebnisse).

Dargestellte Tatbestände :

Forigeschriebener Bestand an fahrfdhigen Binnenschiffen.
Zahl und Tragfahigkeit der Schiffe nach Schiffsgattungen
und \Masserstraßengebieten; Tragfähigkeit, Antriebsart, Ma-
schinenleistung und Alter der Schiffe nach Schiffsgattungen
und -größenklassen; Güterschiffe und Schlepper außerclem
nach Breite und Länge der Schiffe.

Veröffenilichungen:
\WiSta 58/11, 11 *.

VkBRD Reihe 1 (ährlidr ab 1957)
fortgesetzt in:
Fadrserie H, Reihe 1 (monatlidr und jährlidr).

b) Fahrzeugbestände und Energieverbrauch

Jährlich: Lokomotiven, Triebwagen, Personen-, Gepäck- und

Cütenvaqen, .ierveils nach Art"en (zusarnmengefaßle An-
gaben au-ch monatlich).

Monatlich und jährlich: Verbrauch von Kohle,. Strom,
Dieselkraftstoff und HeizöI für die Schienentriebfahrzeuge'

Bemerkungen: /
Die wichtigsten der vorgenannten Taibestände werden auch
für die niöhtbundeseigenen Eisenbahnen in WiSta und im
StJb dargestellt. Die Angaben rverden vom Verband Deut-
scher Nic-htbundeseigener-Eisenbahnen E. V. geliefert.

c) Betriebsleistungen
Ntonatiich und jährlich: Zugkilomter, -Wagenachskilometer,
Tonnenkilometei, Lokomotiv- und Triebivagenkilomeier.

d) Verkehrsleistungen
Jührlich. zum srößten TeiI auch monatlich: beförderte Per-

"on"n, 
P"r.onänkilometer; beförderte Gepäckmengen,--be-

folderte Gütermengen, Tariftonnenkilometer, mittlere Ver-
sandrveite. Gritertarifergebnisse nach Pntfernungsstufen und
Tarifen ( iährlich). Gütenvagenstellung ins§esamt und
arbeitstäglich (monatlich und jährlich).
über die GüterbeförderunE nach Güterarten und Yerkehrs-
bezirken siehe lfd. Nr. 2 ""Statistik der Giiterbewegung auf
den Eisenbahnen".

e) Bahnbetriebsunfälle
Jährlich: Zahl d,er UnfäIIe, getötete und verletzte Reisende.

f) Dienststellen
Jährlich: Amter und Ausbesserungswerke, Bahnhöfe, Ver-
hehrsdienststellen und technische Dienststellen.

g) Personal
Jährlich: Beamte, Angestellte und Arbeiter; Nachrvuchs-
kräfte. (Gesamtzahl auch monatlich.)

h) Finanzwesen

'Jährlich: Abschluß, Gewinn- und Verlustrechnung, Bilanz.

Veröf f entlichungen:
Hauptvemaltung der Deutschen Bundesbahn :

Die Bundesbahn (Monatsbericht "Die Deutsdre Bundesbahnu in jedem
zweiten Heft i vorläuftger Iahresrückblick der Deutschen Bundesbahn,
jeweils im eriten Januailhe(t für das abgelaufene Jahr).
Geschäftsbericht der Deutschen Bundesbahn (mit statistischem Anhang ;
erstmalig in neuer Form für dai Ceschäftsjahr 1957).

Statistisches Bundesamt :
lviSta* (monatlich mit Auszügen).
stJb.
VkBRD Reihe 4 (ährlidr)
fortgesetzt in:
Fachserie H, Reihe 4 (ährlich).

-84-



I

I

b) Statistik rlJs SchilTs- und Güterverkehrs auf den Binnen-
wasserstraßen
(SIBRD Band 182 S.62, Ifd. Nr. VII B I b)'l

Rcchtsgruridlage:
Siehe lfd. Nr.l1 a.

I

Periodizität: .

Laufende An§chreibungen, monatliche unil jährliche Auf-
bereitung. I

Kreis der Bef ragten:
Schiffs- oder Floßführer, Frachtführer, Verfrachter.

Berichtsrveg:
Befragte - 

Ilafenverwaltungen, Besitzer privater Lösch-
und -Ladestellen, Gemeindebehörden, Zolldienststellen,
\Masserstraßenbehörden - 

SILA 
- 

StBA.
Die Aufbereitung rvird von 

rden StLA, vom -statistischen
Ami der Stadt Kaln, von der Abteilung Wirtschaftsstatistik
der Duisburg-Ruhrorter Häfen AG, zum Teil vom StBA vor-
genommen. Die ,usammenfassende Aulbereitung für Bundes-
lrvecke sowie die Zusammenstellung von Bundesergebnissen

-'insbesondere 
der Angaben zur Güterbewegungsstatistik

und zur TonnenkilomeieÄtatisiik - 
führt das SIBA durch.

Dargestellte Tatbestände :

Schiffs- und Güterverkehr deutscher und ausländischer
. Schiffe auf Binnenwasserstraßen des Bundesgebietes.

Monatlich:
Güterverkehr auf den Binnenwasserstraßen nach Güter-
qruppen und Haupiverhehrsbeziehungen; tonnenkilometrische
Leiöt'ungen nach'Flaggen. Güterum"schiag in den Binnen-
häfen näch JMassersti'aßengebieien und wichtigsten Güter-
gruppen; Güterumschlag in den wichtigeren Binnenhäfen.
Güterverkehr an den Auslands- und Zonengrenzstellen sowie
an wichtigeren Schleusen.

Jährlich:
Schiffs-, Güter- und Floßverhehr: in den Binnenhäfen ins-
Eesamt nach Wasserstraßengebieten und Flaggen; in den
ivieht,igeren Binnenhäfen, an wichtigen Schleusen und an
den Grenzdurchgangsstellen jeweils nach Fahrtrich'l'rg"n
und Flaggen. Außer;dem beso-ndere Nachweisung des Güter-
lerkehrs=in den Binnenhäfen häch Verkehrsbezirken (Güter-
bervegungsstatistik). Seeverkehr der Häfen des Binnen-
landei; IJmladungen von und zu den Binnenrvasserstraßen
nach Wasserstraßengebieten und nach Gütergruppen; Güter-
umschlag in den Binnenhäfen sowie Güterverkehr an den
Grenzduichgangsstellen und an wichtigeren Schleusen; ton-
nenhilometrische Leistungen nach \Masserstraßenabschnitten.
(Die fachliche Gliederung des Güterverkehrs erfolgt nach
dem,Giiterverzeichnis fü; die Verkehrsstatistiken, Äusgabe
1956., ab 1. Januar 1962 nach dem ,Güterverzeichnis für
die Verkehrsstatistik, Ausgabe 1962.. Siehe auch Übersicht
auf S. 270 und Auszug auJ der Sysiematik auf S.283.)

Veröf f entlichungen:
ViSta 58/3; 5913, 12i &11,3i 6113i 6214.
ViSta* (monatlich).
VkBRD (monatlich ab Januar 1958).

\&BRD Reihe 1 Üährlidr ab 7957)
fortgesetzt in.
Fadiserie H, Reihe 1 (monatlidr und jährlich).

c) Statistik über die Verkehrs- und Betriebsunfälle auf den
Binnenwasserstraßen
(StBRD Band 182 S. 63, lfd. Nr. VII B 1 c)

R e c h t s g r u n d I a g e :

Schreiben des Bundesministers für Verkehr vom 24. Januar
1958 - b 588i4276 vmb/57 II -.
Periodizität:
Laufende Erfassung, jährliche Zusammenstellung.

Kreis der Belragten:
Wasserschutzpolizeibehö rden.

Berichtsrveg:
Befragte 

- 
Bundesministerium für Verkehr (Voraus-

. wertung) -- StBA (Zusammenstellung und Veröffentlichung' der Ergebnisse).

Dargestellte Tatbestände: r

Verkehrs- und BetriebsunfäIle deutscher untl ausländischer
Schiffe auf den Binnenwasserstraßen nach \Masserstraßen,
ZahI und Größe der beteiligten Schiffe, nach Ort und.Zeit
der Un-fälle, Unfallursacheriund Unfall folgen.

Veröffentlichungen:
VkBRD Reihe 1 (ab 1959)
fortsesetzt in:
Facliserie H, Reihe 1 (monatlich und jährlich).

Bemerkungen:
Yollständige Ergebnisse erstmalig für 1959 veröffentlicht.

2. Seeschiffahrtsstatistik

, a) Seeschiffsbestandsstatistik
(StBRD Band 182 S. 53, lfd. Nr. VII B 2a)

Rechtsgrundlage:
Gesetz über die Statistik der Seeschiffahrt vom 26. JuIi 1957
(BGBI. II S.739) . Abdruck im Änhang S.232.

Periodizität:
Laufende Fortschreibung der Zählungsergebnisse vom
31. Dezember'1948; jährliche Zusammenstellung der Fort-
schreibungsergebnisse.
In Vorbereitung: Zählung (Stichtag l Januar 1962) .und
laufencle Fortscireibung äär 

'im 
Bari befindlichen Seeschiffe

(Schiffsbauwerke) .

I(reis der Bef ragten:
Schiffseigner, Registergerichte, Bundesamt für Schiffsver-
messung.

Berichtsweg:
Befraste - 

Bundesministerium für Verkelir/Abieilung See-

verkefir (Fortschreibung und Zusammenstellung der Ergeb-
nisse) - StBA (Veröffentlichung).

Dargestellte Tatbestände :

Fortgeschriebener Bestand an Seeschiffen (Zahl und Brutto-
raum"gehalt) insgesamt nach Yerlvendungs- und Antriebsart.
Handälsschiffe 

"und Seefischereifahrzeüge nach Größen-
klassen, Altersklassen, Heimatgebieten sbrvie nach Schiffs-
gattungen bzw. Antriebsarten.

Vorgesehen:
Forfteschriebener Bestand an Seeschiffsbauwerken _(ZahI
und ioraussichtlicher Bruttoraumgehalt) nach Verwendungs-
und Antriebsart. Handels- und Seefischereischiffsbauwerhe
nach Größenklassen, voraussichtlichem Jahr der AblieIerung.
Sitz der Baurverft und JMohnsitz des Bestellers sowie nach
Schiffsgaitungen bzw. Antriebsarten.

Veröffentlichungen:
Für Seeschifie:
rlr'iSta 58/11. 11 *.
vkBRD Reihä 2 (iährlidr ab 1957)
fortsesetzt in:
Facliserie H, Reihe 2 (monatlidr und jährlidr).

b) Seemannsstatistik
(StBRD Band 182 S. 63, lfd. Nr. VII B 2 b)

Rechtsgrundlrgc:
Siehe lfd. Nr. 2 a.

Periodizität:
Erhebungen gelegentlich der N{usterungsverhandlungen;
halbjährliche Aufbereiiung.

Kreis der Bef ragten:
Besatzungsmitglieder der Seeschiffe unter der Bundesflagge
sorvie die sonsiigen an Bord tätigen Personen.

Berichtsweg:
Befragte - Seemannsämter (Erhebung) See-Berufs-
genossenschaft Hamburg (Aufbereitung) - Bundesministe-
iium für Verkehr/Abteilung Seeverkehr.

D argest.ellte'I atbestän de :

Vorgesehen:
Besitzungsmitglieder der Seeschiffe unter der Bundesflagge
sowie diä sonitigen an Bord tätigen Personen nach Ge-
schlecht, Berufs- und Tetigkeitsmerkmalen.

V e r ö f f e n t I i c h u n g e n :

Vorgesehen:
Fachserie A, Reihe 5.
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c) Seeverkehrsstatistik I

(stBRD Band'182 s.63, lfd. Nr. VtI B 2c)

, Im folgenden werden nachgewiesen:

L Schiffs- und Güterverhehr über See
II. Schiffs- und Güterierkehr auf dem Nord-Ostsee-Kanal

III. Personenverkehr über See mit dem Ausland.

R e c h t s g r u n d I a g e :

Zu I bis III: Gesetz über die Statistik der Seeschiffahrt lom
26. JuIi 1957 (BGBI. II S.739). Abdruck im Anhang S.232
und Yerordnung über die Meldestellen für die Seeverkehrs-
statistik vom 24. April 1958 (Bundesanzeige'r Nr.80 S. 1),
nebst Anderungsveiordnung vom 18. Märi 1960 (Bundes-
anzeiger Nr. 57 S. 1).. 

r

Periodizität: 
t '

Zu I und II: laufende Anschreibungen, monatliche und jähr-
Iiche Aufbereitung;
zu III: laufende monatliche Anschreibungen, jährliche Äuf-
bereitung.

'Kreis der Befragten:
Zu I: Schiffsführer, Verfrachter oder deren Vertreter;
zu II: nleldestellen der Kanalverrvaltung;'
zu III: Schiffsführer, Yerfrachter oder deren Vertreter.

I

Ve rö {f cntli cliun g e n'i
Zu I und II: ,

ViSta 60/3; 6ll3i 6214.
\WiSta' (monrtlictr),
VkBRD Reihe 2 (jährlidr)
fortgesetzt in:
Fadrserie H, Reihe 2 Gährlich).
Bundesministerium für Verkehr, Abt. Seeverkehr: Der Sdriffs- und Güter-
verkehr über See in den Häfm der Bundesrepublik Deutsdrland (monat-
lidr bis Dezember 1957)
fortgesetzt in:
VkBRD Reihe 2 (monatlich)
fortgesetzt in:
Fadrserie H, Reihe 2 (monatlidr).

Zu lllt lf
StJb (* lg.1956, auszugsweise).
VkBRD Reihe 2 Gährlidr)
fortgesetzt in:
Fachserie H, Reihe 2 6:ihrlidr).
Bundesministerium für Verkehr, Abt. Seeverkehr: Der Schiffs- und Güter-
verkehr über See in den Häfen.der Bundesrepublik Deutsdrland (ähr-
Iidl). r

I

d) Seeunfallstatistik
(SIBRD Band 182 S. 54, lfd. Nr. VII B 2d)

Rechtsgrundlage: 'l
Siehe lfd. Nr. 2 a. t

Periodizität:
Erfassung anläßlich der seeamtlichen lJntersuchungen von
SeeunfäIlen; jährliche Zusammenstellung.

Krei,s der Bef r'agtcn: I

Seeämter.

Berichtsweg:
Befragte 

- 
Bundesministerium für Verkehr/Abteilung See-

verkehr.

Dargestellte Tätbestintle :

Secamtlich untersuchte SeeunfälIe.
ZahI und Bruttoraumgehalt der von Unfällen betroffenen
deutschen Schiffe an der Küste des Bundesgebietes und in
ausländischen Gewässern sorvie UnfäIle fremder Schiffe an
der Küste des Bundesgebieies, gegliedert nach Ort, Art,
IJrsache und Iolge des Unfalles soivie Zahl der getöteten.
verletzten und veimißten Personen.

Y e r ö f f e n t I i c h u n g e n :

WBRD Reihe 2 (iährlich ab 1957)
fortgesetzt in:
Fachserie H, Reihe 2.

C. Straßen und StraßenoerkLhr

1. Straßenstatistik

a) Straßenbestandsaufnahme und Straßenlängenstatistik der
klassifizierten Straßen
(StBRD Band 182 S. 64, Ifd. Nr. VII C 1 a)

Rechtsgrundlage: '
. Vereinbarungen des Bundesministeriums für Verliehr mit

den zuständigen Ministerien der Länder.

Peliodizität:
L Straßenbestandsaufnahme: bisher rnit Stichtag 31. I\Iärz

-19_511 
31r März 1956 und 1. Januar 1961 duicligeführt.

Wiederholung in fünfjährigen Abständen vorgesehenl
II. §traß^e_nlängenstatistik: ab 1951 bis 1960 jährlich mii
Siichtag 3J Mfrz, aU 106t jährlich mir Siichta! l. Jrnurr,.
mit Ausnahme cler Jahre, in dcnen eine Straßenb-estandsauf-
nahme stattfindet.

Kreis der Bef ragten:
Landess traßenbauämter.

Berichtsweg: I

Befragte - oberste Straßenbaubehörden rler Länder - Bun-
desministerium für Verhehr.

Da rgestellte Tatb estän dL,.
I. Straßenbestandsaufnahme: Gösamte Straßenlänge, Art der
Siraßendecke, Breite der Fahrbahn, Anqabe äer freien
Strecken, der- Ortsdurchfahrten, der beTestigten Rand-
streifen, Art des Unterbaues (jeweils gegliederi nach Bau-
lastträgern2.

Berichtsweg:
Zu I: Befragte 

- 
Meldestellen (Zolldienststellen, Wasser-

und Schiffahrtsbehörden, Hafenverwaltungän, Besitzer pri-
vater Lösch- und Ladestellen. Gemeindebehörden) - 

Bun-
desministerium für Verkehr/Abieilung Seeverkehr 

- 
StBA.

Die Aufbereiiung wird für Hamburg, Bremen und Lübeck
von den dortigen Statistischen Amtern, für die übrigen
Küstenhäfen vom Bundesministerium für Yerkehr clurch-
geführt. Die zusammenfassende Aufbereitung fiir Bundes-
älvecke rvird vom StBA vorgenommtin. Zusammensteliunq
der Bundesergebnisse im StBA.
Zu II: Befragte 

- 
\4/asser- und Schiffalirtsdilektion.Kiel

(AufbereitungJ 
- Bundesministerium fiir Yerkehr/Abteilung

Seeverkehr 
- StBA (Veröffentlichung).

Zrt III: Belragte 
- 

Paßkontrollstellen - zuständige StLA
(Aulbereitung) 

- 
Bundesministerium für Verkehr/Abteilung

Seeverkehr 
- 

StBA (Veröffentlichung).

Dargestellte Tatbestände :

Zul:
l\Ionatlich: Schiffsverkehr (Ankunft und Abgang) insgesamt
nach Flaggen; in den einzelnen Seehäfen insgesamt. Güter-
verhehr (Empfang und Versand) insgesamt nach Güter-
gruppen; in den einzelnen Seehäfen nach Hauptverkehrs-
bez-iehungen.

Jähriich: Schifrsverkehr insgesantt nach Flaggen und Haupt-
terliehlsbeziehungen; in den wichtigeren Seehäfen nach Yer'-
kehrsbereichen, iilu['g.r; in den "einzelnen Seehäfen nach
Hauptverkehrsbeziehungen, Schiffs- uncl Verkehrsarten.
Güterverhehr insgesamt nach Hauptverliehrsbeziehungen,
Verkehrsbezirken, Flaggen; in den einzelnen Häfen nach
N{onaten; in den einzelnen cleutschen Seevelkehrsbezirlten
nach Verkehrsbereichen bzrv. fiir das Bundesgebiet nach
Verkehrsbezirken (Güterbewegungsstatistih) .

(Fachliche Gliederung des Güierverl<ehls gernäß dem
,Giiterverzeichnis für die Verhehrsstatistiken, Äusgabe
1956., ab 1. Januar 1962 gemäß dem ,Güterverzeichnis für
die Verkehrsstatistik, Ausgabe 1962". Siehe auch übcrsicht
auf S.270 und Auszug aus der Systematik auf S. 983.)

ZluII:
N{onatlich: Schiffsverkehr nach der Yeru'endungsrlt der
'Fahrzeuge. Güterverkehr insgesamt nach Giitergruppen,
Schiffs- und Güterverkehr naclr Flaggen.
Jiihrlich: Schiffsvcrkehr insgesamt nach der Velrvendungsalt
der Fahrzeuge; Verhehr der Handelsschiffe nach nlonaten,
Flaggen, Ilerkunfts- und Bestimmungsgebieten. Giiterver-
kehr auf deutschen und auf fremden Schiffen nach Monaten
und Gütergruppen.
(l'achliche Glieclerung rvie bei I.)
ZrIII:
Fiir die Häfen HamburE und Cuxhaven sorvie die Bremischen
Hälen: Reiseart, Ziel- ünd Herkunftsland der Fahrgäste.,l
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IL Straßenlängcnstaiisiik: Länge der freien Strecken und
der Orisdurchfährten der klassi-fizierten Straßen nach Bau-
Iastträgern (Bund, Länder, Gemeinden) und der Strecken in
der Baulast Dritter (jeweils gegliedert nach Straßenklassen).

Veröffcntlichungen:
\riSta 59/6. I

stJb.
Fü1 dje Straßenl?ingenstatistik am 31. Mä2 1956 auszugsweise Ergeb-
nlsse ln:
VkBRD Reihe 5, Teil III: Gemeindestraßen nadr dem Stande vom. 31. Mäz 1956.

b) Statistik der Gemeindestraßen 1956 und 1961
(StBRD Band 182 S. 65, lfd. Nr. VII C 1 b) t

Rechtsgrundlage:
Für 1956: Verordnung über die.Durchführung einer Statistik
der Gemeindestraßen nach dem Stand vom 31. März 1956
vom 15. September 1957 (Bundesanzeiger Nr.180 S.1). Ab-
druck irn Anhang S. 236.
Für 1961: Verorilnung über die Durchführung einer Statistik
der Gemeindestraßen nach dem Stande vom 1. Januar 1961
vom 16.Dezember 1960 (Bundesanzeiger Nr.247 S.1). Ab-
druck im Anhang S.236.

Periodizität:
Im Jahre 1958 nach dem Stand vom 31. März 1956 durch-
geführt.
Im Jahre 1961 nacL dem Stancl vom 1. Januar 1961 durch-
geführi.

I(reis der Ref ragten:
Gemeinden und Gemeindeverbände..
t.

Berichtsweg:
Für I956: Befraeie - StL^ - SiB,\.
Für 1961: Befra[te - StLA - SrBA.

Dargestellte Tatbestände :

Fiir 1956 und (vorgesehen) für 1961: Straßen in derBaulast
der Befragten nach Länge, Straßen- und Deckenarten. Orts-
durchfahrten der klassifizierten Straßen nach Länge, Straßen-
hlassen und Baulastträgern. Nicht klassifizierte Straßen
nicht,in der Baulast der Befragten nach der Länge. Für
Gemeinden mit 20000 und mehr Einwohnern außerdem: Zahl
und Fläche öffentlicher Parkplätze sowie (nur für 1956) die
Länge der Gleise von Schienenbahnen im Zuge der Straßen.
Für 1961 außerdem vorgesehen: Straßen,nach Fahrbahn-
breite; Privatstraßen des-öffenüIichen Verkehr§ nach Inner-
orts- und Außerortsstraßen: Fläche der öfrenilichen Park-
plätze, Parkstreifen, Parlispuren mit bzw. ohne Parkuhren,
Größe der zeitweilig zum Parken verfügbaren Plätze und
der markierten Aufstellflächen auf Gehwegen.

Ver'öf f entlichungen:
ViSta 59/6, 10, 100.
VkBRD Reihe 5 0,95q.
Vorgesehen (für 1961):
Fadrserie H, Reihe 5/III (unregelmäßig).

2. Statistik des Kraftfahrzeug- und Anhängelbestandes
und seiner Veränderungen
(StBRD Band 182 S. 65, lfd. Nr. VII C 2)

R e c h t s g r u n d I a g e :

Gesetz über die Errichtung
vom 4. August 1951 (BGBI.-I

Periodizität:

Be)'ichisweg:
Siehe "Kreis der Befragten".

Da,rgestellte Tatbestände :

L Kraftfahrzeug- und Anhängerbestand.
Halbjährlich nach Fahrzeugart, Größ6nklasse und Zulaa-
sungsbe_zirken ; jährlich außeidem nach Antriebsart, Baujahr,
Hersteller, Typ, Aufbauart, Gewerbe oder Beruf des Haliers.
fI. Zulassungen von fabrilineuen Kraftfahrzeugen und An-
hängern.
Mo-nat_lich nach Eahrzeugart ! nd Gtößenklasse; halbjährlich
außerdem nach Hersteller, Typ, Gewerbe oder Beiuf des
Käufers; jährlich außerdem nach Antriebsart, Zulassungs-
bezirk. " t

III. Löschungen der Zulassungen von Kraftfahrzeugen und
Anhängern.
Jährlich nach Fahrzeugart, Größenklasse, Baujahr.
IY. Iesitzumschreibungen von gebrauchten Kraftfahrzeugen
und Anhängern.
Monatlich nach Fahrzeugart und Größenklasse; halbjährlich
außerdem nach Gerverbe oder Beruf des Käufers; jahrlich
außerdem nach Baujahr, Zulassungsbezirk, in mehr.jährigen
Abständen teilweise auch nach Gewerbe oder Beruf äes
Verkäufers.

Veröf f entlichungen:
Kraftfahrt-Bundesamt :

Statistisdre Mitteilungen @estand halbjährlici, jährlidr ; - Neuzulas-
sungm monatlidr, halbjährlich, jährlidr; - Lösdiungen jährlich; - Be-
sitzumsdrreibungen monatlich, halbjährlidr, j?ihrlicl).
Der Bestand en Kraftfahrzeugen und Knftfahrzeuganhängem am 1. Juli(ährlidr).
Neuzulassungen - Besitzumschreibungen - Lösdruncen von Knftfahr-
zeugen und kraftfahzeugenhängem iä Jahre. . . Gäf,rlidr).
Statistisdres Bundesamt :
r,l7iSta 58/11 * i 59111, 77 t, 72r ; 60110' i 6117, 7', 3', 9 * i 6213 

*, 4 *.
ViStar (monatlidr).

Bemerkungen:
Bei der tr'ahrzeugbestandskartei des Kra,ftfahrt-Bundesamtes
handelt es sich um eine Lochkartenkartei. in der iedes nach
der Straßenverkehrszulassungsordnung rugelassen"e und mit
einem Kraftfahrzeug- bzw. Anhängerbrief ausgestattete
Fahrzeug erfaßt ist. "

' 3. Statistik der Fahr- und Fahrlehrerlaubnisse und der
Tätigkeit der Technischen Prüfstellen

a) Statistik der Fahr- und Fahrlehrerlaubnisse
(SIBRD Band 182 S. 65, lfd. Nr. MI C 3 a)

Im folgenden werden nachgewiesen:

I. Erteilung von Fahr- und Fahrlehrerlaubnissen,
II. Versagungen und Entziehungen von Fahrerlaubnissen.

R e c h t s g r u n d I a g e :

Zu I: Vereinbarung des Bundesministers für Verkehr mit
den zuständigen obersten Landesbehörden (Rundschreiben
Bundesministör für Verkehr vom 25. Oktober 1957 - StY 8

- 1301 - L7 - I34W57) und enisprechende Durchfüh-
rungserlasse der Länder.
Zl II: Gesetz über die Errichtung eines Kraftfahrt-Bundes-
amtes vom 4. August 1951 (BGBI. I S.488), § 2 Abs.5.

.Periodizität: /
Zu I: Jährliche Berichierstattung und Aufbereitung.
Zl II: Ladende Berichterstattung und Zusammenstellung
von Halbjahres- und' Jahresergebnissen.

I(reis der Bef ragten:
Zu I: Zulassungsstellen für Kraftfahrzeuge und Technische
Prüfstcllen füräen Kraftfahrzeugverkehrl
Zu II: Die Angaben werden im Kraftfahrt-Bundesamt an
Hand der Meldungen der Gerichte, Staatsanwaltschaften
und Zulassungsstellen für Kraftfahrzeuge zum Verkehrs-
zentralregister zusammengestellt.

Berichtsweg:
Zu I: BefraELe - oberste Verhehrsbehörden der Länder -I(raf t lah rt-Eundesamt.
Zu II: Siehe ,Kreis cler Befragtenn. r

eines Kraftfahrt-Bundesamtes
S.488), § 2 Abs.5.

Kreis der Bef ragten:
Der I(raftfahrzeug- und Anhängerbesiand und seine Ver-
änderungen werden im Kraftfahrt-Bundesamt auf Grund der
1\[eldungtn der Zulassungsstellen, die zur Fahrzeugbestands-
Lartei zusammengefaßt werden, ermittelt (siehe auch unter
, Bemerkungen.) . 

.
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Dargestellte Tatbestände :

Zu I: Erteilte Ellaubnisse nach Art der Fahrerlaubnisklasse
und dem Geschlecht der Eru'erber, ferner nach Ersterteilun-
gen, Enveiterungen, Wiedererteilungen, Umschreibungen,
Erteilungen an Inhaber einer ausländischen Fahrerlaubnis
und Ausstellung von internationalen Führerscheinen.
Zu II: Versagte und entzogene Fahrerlaubnisse nach Älters-
gruppe des Fahrerlaubnisinhabers, Versagungs- und Ent-
ziehungsgrund sorvie Sperrfristen.

lrerö f f entlichungen:
Knftfahrt-Bundesamt:
Statistische Mitteilungen (Erteilungen jährlich, Versagungen und Ent-
ziehungen halbjährlich).
Statistisches Bundesamt
ViSta 6115.

b) Statistik der Tätigkeit der Technischen Prüfstellen für
den Kraftfahrzeugverkehr auf dem Gebiet des Kraft-
fahrzeugwesens
(SIBRD Band 182 S. 65, lfd. Nr. VII C 3b)

R e c h t s g r u n d I a g e :

Vereinbarung des Bundesministers für Verkehr mit den zu-
ständigen obersten Landesbehörden (Rundschreiben Bundes-
minister für Yerkehr vom 20. Juli 1956 

- 
StV 1 

- 
102 -K/56 und vom 25. Oktober 7957 

- 
StV 8 

- 
1301 

- 
17 -l34 ts.l57) sowie entsprechende Durchführungserlasse der

Länder.

Periodizität:
Halbjiihrliche Berichterstattung und Aufbereitung.

Kreis der Bef ragten:
Technische Plüfstellen frir den Kraftfahrzeugverkehr.

Berichtsrveg:
Befragte 

- 
Kraftfahrt-Bundesamt.

Dargestellte Tatbestände :

Prüfungen zur Erlangung der Fahrerlaubnis, der Fahrlehr-
erlaubnis sowie einer zusätzlichen Fahrerlaubnis zur l'ahr-
gastbeförderung nach §§ 15dtr. der Straßenverkehrs-Zu-
lassungs-Ordnung, gegliedert nach Art und Ergebnis der
Prüfung, Fahrerlaubnisklasse und Geschlecht der Prüflinge.
Prüfun§en von Kraftfahrzeugen und Anhängern näch Fa[r-
zeugart, Ärt der Prüfung sorvie Prüfungsergebnis nach
Schrvere, Art und Sitz. der Mängel.

VerüIf entlichungen:
Kraftfahrt-Bundesamt : Statistische Mitteilungen (halbjährlich).

4. Ztsatzerhebung bei den gewerblichen Straßenverkehrs-
betrieben 1951
(im Rahnen des Zählungsrverkes 1950)
(SIBRD Band 182 S. 66, lfd. Nr. VII C 4)

Rechtsgrundlage: .

Volkszählungsgesetz 1950, § 2 Abs. 2, vom 27. JuIi 1950
(BGBI. S. 335).

Periodizität:
Zur Ergänzung der ,Volkszählung 1950. im Jahre 1951 mit
Stichtag 15. NIai 1951 bzw. nach dem Stand vom Mai 1951
durohgeführt.

Kreis der Befragten:
Gerverbliche Straßenverkehrsbetriebe (einschließlich Betriebe
rvichtiger Yerkehrsneben- und -hilfsgerverbe).

Berichtsweg:
Befragte 

- 
SiL;\. - StBÄ.

Dargestellte Tatbestände :

Gewerbliche Straßenverkehrsbetriebe und Verkehrsleistun-
gen im gewerblichen Güterkraftverkehr.
Betriebe; Eru'erbstätige nach Geschlecht und Stellung im
Betrieb; Fuhrpark nach Fahrzeugarten; Yerkehrsleistungen
der T,astfahrzeuge; im Personenkraftverkelir tätige soivie
zum Güterfernverkehr zugelassene Betriebe (jeweils nach

. gemeindlichen Betriebseinheiten).

Unternehmen: Errverbstätige; Fuhrparh nach Fahlzeuq-
gruppen; IJnternehmen des Güterkraftverhehrs nach der
ZahI cler Lastkraftfahrzeuge; \rerkehrsleistungen der Unter-
nehmen (jeweils nach Wirtschaftseinheiten); Ilauptnieder-
lassungen und Zrveigniederlrssungen.
Fachliche Gliederung nach dem,Systematischen \rerzeichnis
der Arbeitsstätten (Ausgabe,,1950)" (siehe auch übersicht
im Anliang auf S. 270 und ,\uszug aus der Systematik auf
s. 275).

Veröffentlichungen:
ViSta 5214, 4 *.
STBRD Band 48.

5. Statistik der Beförderung yon Personen mit öffent-
lichen Straßenverkehrsmitteln
(StBRD Band 182 S. «, lfd. Nr. VII C I)
Rechtsgrundlage:
Verordnung zur Durchfrihmng einer Statistik der Befcirde-
rung von Personen zu Lande vom 12. Juli 1960 (Bundes-
anzeiger Nr. 135 S. 1). Abdruck im Anhang S.237. Neue
Verordnung in Vorbereitung.

Periodizität:
Monatliche Erhebung und Aufbereitung.

Kreis der Bef ragten: -

Ilnternehmen des genehmigungspflichtigen Straßen-Personen-
verkehrs.

Berichtsweg:
BefraEte - 

oberstc \rerkehrsbehörden der Länder bzrv.
StLA'- Kra Itfahrt-Bundesamt. 

r

Da,rgestellte Tatbestände :

I. Im \rerkehr mit Siraßenbahnen (einschließlich Stacit-
schnellbahnen, Hoch- und ll-Bahnen, Schwebebahnen) und
Obussen: ZahI und Alt der lJnternehmen, Länge der
betriebenen Linien und Strecken, beförderte Personen,
Personen-km, Einnahmen, ZahI und r\rt der Fahrzeuge,
Wagen-km.
IL Im Verkehr mit Kraftomnibussen:
ZahI und Art der lJnternehmen, Zahl und Länge der be-- 
triebenen Linien, beförderte Personen, Personen-hm, Ein-
nahmen, Zahl und Art der Fahrzeuge, -Wagen-km, Ver-
kehrsart.

Yerblfentlichungen:
Kraf tf ahrt-Bundesamt :

Statistische Mitteilungen (monatlich).
Statistisches Bundesamt :

ViSta 50/6, 6* ; 6719, 9*.
\{ziSta" (monatlidr).

6. Statistik des Güterverkehrs mit Kraftfahrzeugen

a) Reptäsentativerhebung über den Güterverkehr mit Kraft-
fahrzeugen 1952
(StBRD Band 182 S. 56, lfd. Nr. VII C 5a)

Rechtsgrundlage:
Verordnung zur Durchfiihrung einer Statistik über den
Güterverkehr mit Kraftfahrzeugen vom 20. Juni 1952 (Bun-
desanzeiger Nr. 119 S. 1).

Period,izität:
Im Juli 1952 bzw. in der. \ÄIoclre vom 7. bis 13. Juli 1952
durchgeführt.

Kreis der Bef ragten:
Ausgewählte Kraftfahrzeughalter (ausgewählt rvurden rund
10 0/o des Gesamtbestandes der Lastliraftwagen und An-
hänger).

Berichtsweg:
Befragte - Zulassungsstellen für Kraftfahrzeuge - Kraft-
fahrt-Bundesamt - StBÄ (zentrale Aufbereitung).

Dargestellte Tatbestände :

Lastkraftwagen und Anhänger nach Nutzlastklassen und
Gerverbebereichen. Anlringei nach Art des Zugfahrzeuges,
Nutzlastklassen und Gerverbebereichen. Lastkraftrvagen 1o-
wie.-Zugfahlzeu-ge der Anhänger nach der Besetzung mit
Fahrer und Beifahrer.
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Leistungen der Fahrzeuge im Monat Juni 1952:

Einsatz- uncl Nichteinsatztage der Lastkraftrvagen und An-
hrnger nach Nutzlasiklassen und Gerverbebereichen. Ver-
liehrsleistungen (km, i) der Lastkraftr,vasen und Anhänger
im Nahverhehr (einschließIich Ortsverkehr) und im Fein-
verkehr nach Nutzlastklassen und Gerverbebereichen. Ver-
hehrsleistungen (t) der Lastkraftrvagen und Anhängel nach
Gütergruppen untl Gervcrbebereichen.

Leistungen der Fahrzeuge in der lMoche vom 7. bis 13. Juli
1952:

Verkehrsleistungen (Fahrten, km, t, ikm) der.Lastkraft-
rvagen und Anhlnger nach Orts-, Nah- und Fer'nverkehr,
nacli Entfernungsstufen, nach Werks- uncl gerverblichem
\rerkehr sowie nach Nutzlasthlassen und Gewerbebereichen.

Verö lf entlichungen:
ViSta 53/8.
stB vl35l1.

b) Statistik der im Güterfernvcrkehr und Werkfelnverkehr
eingesetzten Fahrzeuge
(StBRD Band 1825. 67,lfd. Nr. VII C 6b)

Rechtsgrundlage:
Giiterliraftverhehrsgesetz (GüKG) vom 17. Oktober 1952
(BGBI.rS.697),§60.
Periotliziliit:
Fiir den Giiter- und n[öbelfernverkehr nach clem Stand von
Januar 1955, JuIi 1957 und JuIi 1959 durchgeführt;Wieder-
holung in zweijiihrigen Abstiinden vorgesehen; zrvischenzeit-
liclie Fortsclrreibung. Für den Werkfernverkehl nach clem
Stand vom April 1954 und Ohtober 1958 dulchgeführt;
Wiederholung in bestimmten Äbsiänden vorgesehen; zrvi-
schenzeitliche Fortschreibung.
(über Sonderuntersuchungen siehe unter,Bemerkungen..)

Iileis der Bef ragten: '

Die Statistik rvird bei der Bundesansialt für den Güterfern-
verkehr an Hanrl cler dort gefirhrten Karteien bearbeitet.

Da,r'gestellte Tttbestände :

Bei rler Bunclesansialt für den Güterlernverkehr melde-
pflichtige Fahrzeuge:
I. des gerverblichen Güier'- und Möbelfcrnverkehrs nacli
GenehmigunEsar'ten, Nutzlasihlassen, Ladekapazität, Fahr-
zeugart, ISaujahr, Aufbauten,und Herstellern;
II. des Werkfernlerkehrs (Lastkraftrvagen irber 4 t Nutzlast
uld Zugrnasclirnen iiber 55 PS sor,vie tleren Anhänger) nach
Gervelbebereichen, Nutzlastklassen, Lade- und Einsatzliapa-
zität. (Die im !\rerli{ernverliehr insgesamt eingesetzten Fahr-
zeuge rverclen in rler Statistili cles \Merklernverkehrs mit
KrCltfahrzeugen -- Ifd. Nr.6d 

- 
naclrgewiesen.)

YeröIf ent)ichungeo:
Bundesanstalt für den Güterfemverkehr: Die Vemendung von Last-
kraftwagen,Zugmaschinen und Anhängem im gewerblichen Güterfem-
verkehr und Möbelfemverkelhr; herausgegeben im Februar 1957 (Stand:
Januar 195!, im Februar 1959 (Stand: Juli 1957) und August 1951 (Stand:
luli 1959), dsgl. im lVerkfemverkehr; herausgegeben im April 1955
(Stand: April 1954) und im Oktober 1950 (Stand: Oktober 1958).

Bemerkungen:
Die Bunrlesanstalt für den Güterfernverkehr hat nach dem
Stand von Olitober 1956 außerdem lJntersucliungen zur Er-
mittlung eines Schlüssels fiir die Aufteilung, des Kontingents
an Genehmigungen im gewelblichen Güterferni'erkehr und
im l{iibelfernverkehr auf die Länder der Bundesrepublih
Deutschland durchgeführt und deren Ergebnisse veröffent-
licht. Firr Strukturuntersuchungen über das Giiterfernver-
kehrsgeu-erbe rvurden nach dem Stand von Ohtober 1956
und Äugust 1960 Sonderauszählungen des Karteimaterials
i'orgenommen (Ergebnisse in Veröffentlichungen vom April
1958 und März 1962. Wiederholungen in bestimmten Ab-
stänclen vorgesehen).

c) Statistik des gerverblichen Güterfernverkehrs mit Kraft-
fahrzeugen
(StBRD Band 1825.67, lfd. Nr. VII C 6c)

R e c h t s g r u n d I a g e :

Griterl<raftverkehrsgesetz (GtiKG) vom 17. Oktober 1952
(BGBI. I S.697), § 57 Abs. 1 und \rerordnung iiber die
Durchfühmng einer Statistik der Bef örderungsleistungen
im Güterfernverkehr vom 20. i\plil 1956 (Bundesanzeiger
Nr.83 S.1).

Periodizität:
Monatliche Erhebung und Aufbereitung zu n{onats-, Viertel- I

jahres- und Jahreseigebnissen.

Kreis der Bef ragten:
Von cler Bundesanstalt fiir den Güterfernverkehr beauf-
tragte Flachtenpriifstellen und die Schliisselungsstelle der
Bundesanstalt (Erfassung der Frachtbr.iefe bzw. 

- 
beim

1\{öbelfer'nverkehr 
- 

der Frachtbriefe oder der Monats-
zusammenstellu.ngen) .

Berichtsweg:
Befragte 

- 
Kraf tf ahrt-Bundesamt (technische Aufberei-

tung) 
- 

Bundesanstalt für den Güterfernverkehr.

Dargestellte Tatbestände:
Beförderte Gütermengen, geleistete Tonnenkilometer, Fracht-
einnahmen.
L Gerverblicher Güterfernverkehr mit deutschen Lastkraft-
fahrzeugen: Monatlich nach Entfernungsstufen, Güterhaupt-
gruppen, Tariflilassen; r,ierteljährlicli außerdem nach Heimat-
ländern der Fahrzeuge; jrihrlich außerdem nach Gervichts-
klassen, \rersand und Empfang der Yerkehrsbezirke sowie
zusammengefaßter Verkehrsgebiete (Güterbewegung).
II. Gerverblicher Möbelfernverkehr mit deutschen Lastkraft-
f ahrzeugen : Monatlich nach Entfernungsstnfen, Giitergruppen ;
viertel.jährlich außerdem nach Heimatländern del Fahrzeuge;
.lährlich außerdem nach Versand und Empfang der Verkehrs-
bezirke sowie zusammengefaßter Yerkehrsgebiete (Güter'-
bervegung).
III. Grenz.überschreitender Giiterfernverkehr ausliindischer
Lastkraftfahrzeuge: N{onatlich nach Entfernungsstufen,
Güterhauptgruppen; vierteljährlich außerdem nach Ein-,
Aus- und Durchfuhr sorvie Heimatländern der Fahrzeuge;
jrihrlich außerdem nach Tarifklassen, Versand und Empfang
der Verkehrsbezirke sorvie zusammengefaßter Yerkehrs-
gebiete (G iiterbervegung).
(Fachliche Gliederung nach dem ,Giiterverzeichnis für die
Verkehrsstatistiken, Äusgabe 1956., ab 1962 nach dem
,Güterverzeichnis für dre Yerkehrsstatisiik, Ausgabe 1962".
Siehe auch übersicht auf S.270 und Auszug aus der Syste-
matili auf S. 283.)

Veriif f entlichungen:
Bundesanstalt für den Güterfemverkehr: Statistisdre Mitteilungen des
Kraftfahrt-Bundesantes und der Bundesanstalt für den Güterfemverkehr -
(monatlich).
Der gewerbliche Cüterfemverkehr mit Kraftfahzeugen 1950 bis 1956
(jährlich), ab 1957 jährliche Darstellung in "Gemeinsamer Bericht der
Bundesanstalt für den Griterfemverkehr und des Kraftfahrt-Bundes-
amtes<(.

Statistisches Bundsamt:
rViSta 58/7; 5919i &17, 7 * ; 6117, 7 *.
ViSta* (monatlictr). /

Bemerliungen:
Die Aufbereitung zu I erfolgt naCh dem Stichprobenver-
[ahren durclr Ausrvahl ,jedes dritten (bis Juni 1957). jetles
vierten (bis Dezember 1961) bzrv. iedes fünften (ab Januar
1962) Frachtbriefes. Siehe auch übersicht auf S.294. Die
Statistik zu II und III rvird total aufbereitet.

a

d) Statistik des Werkfernverkehrs mit Kraftfahrzeugen
(StBRD Band r82 S. 67 , lfd. Nr. VII C 5 d)

R e c h t s g r u n d I a g e :

Giiterkraftverkehrsgesetz (GüKG) vom 17. Oktober 1952
(BGBI. I S. 697) § 52 Abs. 3 und Verordnung über Beförtle-
rungs- und Begleitpapiere, Fahrtennachrveisbücher und die
statistische Erfassung der Beförderungsleistungen im Werk-
fernverkehr vom 29. *September 1953 (BGBI. I S. 1464).

Periodizität:
Monatliche Erhebung und Aufbereitung zu N{onats-, Viertel-
jahres- und Jahresdrgebnissen.

Kreis der.Befragten:
IJnternehmen mit Werkfernverkehr.

Berichtsweg:
Befragte - 

Beförderungsteuerstellen (Weiterleitung der
Z'rveitichriften der r.on äen I]nternehmen einzureichenden
Nachweise über die Beförderungsleistungen im JMerkfern-
verkehr) 

- 
Kraftfahrt-Bundesamt.
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e) Statistik des Güternahverkehrs mit Lastkraftfahrzeugen

Rechtsgrundlage:
In \rorbereitung.

Periodizität:
Erhebung 

.in unbestimmten Abständen vorgesehen.

Kreis rler Bef ragten:,
Ilrrlter ausgervähIter Lastltraftfahrzeuqe.

Berichtsrveg:
Befragte 

- 
StBt\.

Dzr,rgesteIIte Tatbeständc :

Vorgesehen:
Rcftirderte Gütermenge und Tonnenkilonretel nach Güter-
gruppen, Entfelnungsstufen, Verkehrsart, Art uncl Größen-
lilasse des Fahrzeugs, lMirtschaftszrveig des Fahrzeughalters.

Bemerkungen:
Zur Vorhereitung einer ab 1964 in melrr,iährigem Tulnus
rlurchzuführenden Stichprobenelhebung.fand in den Mo,naten
Januar bis August 1962 bei 6000 I{altern von Lastkraft-
fahrzeugen eine Probeerhebung auf freiwilliger Basis statt.
Berichtet rvurde über die Leistungen des !'alirzeuges in einer
bestimmten Woche.

\rerö f f cntl ich un gerr :

Vorgesehen:
Fachserie H, Reihe 5. ,

7. Statistik des grenzüberschreitenden Verkehrs mit
Kraftfahrzeugen

a) Statistik des grenzüberschreitenden Pelsoncnvelkehrs rnit
Kraftfahrzeugen
(StBRD Band 182 S. 68, lfd. Nr. VII C 7 a)

Reclrtsgrundlage:
Verordnung zur Durchführung einer Statisiik des grenzüber-
schreitenden Personenr.erkehrs mit Kraftfahrzeugen vom
12. Juli 196O (Bundesanz.eiger Nr. 135' S. 1). Abdruck im
r\nhang S.238.

Periodizit'dt:
Laufendc Iü'fassung; monatliche Berichtelstaitung und Zu-
sammenstellung.

Kreis cler Bef ragten:
Fahrzeuglührer bzw. Gt enzzollstellen (.\nrnclclestcilen).

Berichtsweg:
Befragte - 

(sorvcit l'ahrzeugführer beflagi: üLrel Grcnz-'
zollstellen) - Iiraftfahlt-Bundesamt.

Dargestellte Taibestände :

In die Bundesrepublih eingefahrene Kraftornnil,russe (ein-
schließIich Anhänger), ge§Iiederi nach }leimatstaat des
FahrzeuEes, Zahl d,er Fahrgäste, Einsatz im Linien- orlcr
Gelegen[eitsverkehr und (bäi deutschen Fahrzeugen) Ziel-
land"der z.urückgelegten'Reise. Sonsiige Fahr7euge des
Personenverkeh"s"nacX Art und Heimatsiät des Fahräeuges
Außerdem haibjahrlich nach Grenzzollstellen.

\re r.ö f f e n ilichun g en :

Kraftfah*-Bundesamt : Statistisdre Mitteilungen (nonatlich).

b) Statistik des grenzübersähreitenden Güterverkehrs mit
Kraftfahrzeugen
(StBRD Band 182 S. 68, tfd. Nr. MI C 7b)

R e c h t s g r u n d I a g e :

In Vorbereitung. Zur Zeit:,lSchreiben cles [Ierrn Buntles-
ministers für Ver'kehr vom 15. August 1959 

- 
Gesch. Z. StYB

- 
6087 F/59 an des Kraftf;rhrt-Bundesamt.

Periodizität:
Laufende ErheLung und Aul'beleitung zu Monats-, \rrertel-
jahres- und Jahreselgebnissen

I(reis der Bef ragten:
Fahrzeugftilirer.

Berichtsrveg:
Bef ragte - Grenzzollstellen (Anmeldestelien) 

- 
I(raft-

fahrt-Bundesamt.

Da,rgestellie Tatbestände :

Ein-, aus- und durchgefahrene Lastkraftfah-rzeuge.
Nlonatlich nach Heimatstaaten der Fahrzeuge, Ein- und Aus-
Iadeländern, Grenzzollstellen, Menge der beförderien Güter
nach Güterhauptgruppen:
Jährlich außerdem Versantl und Empfang des Bunilesgebie-
tes nach bzrv. von dem Ausland: nach Verkehrsbezirken
sowie nach ausgervählten Ländern des Auslandes; nach
innerdeutsclien Yerkehrsbezirken, unterteilt nach ausländi-
schen Yerkehrsbezirken. Durchfuhr durch das Bundesgebiet
nach Yersand- und nach Empfanesländern. Von Berlin
(West), dem sorvjetischen Sektoi Berlins und der sowje-
t,ischen Besatzungszone durch das Bundesgebiet nach dem
r\usland und umgeliehri beförtlerte Güter.
(Fachliche Gliederung nach dem ,Güten'erzeichnis für rlie
Verkehrsstatistiken, lusgabö 1956,,, ab 1962 nach dem
,Güterverzeichnis für die Ve'rkehrsstatistik, Ausgabe 1962".
Siehe auch übersicht auf S.270 und,Äuszug aus der Syste-
rratik auf S. 283.)

Yertiffentlichungen:
Kraftfahrt-Bundesamt : Statistisdre Mitteilungen (monatlictr).
ViSta 59/12, 12r i @110, 10*; 5118, 8*.
WBRD Reihe 5 (ab 1956 iährlich)
fortgesetzt in:
Fadrserie H, Reihe 5 (ährlich).

8. Statistik des intetzonalen Straßenverkehrs mit B'ellin
und der sowjetischen Besatzungszone
(SIBRD Band 182 S. 68, lfd. Nr. VII C 8)

' R e c h t s g r u n d l a g e :

Vereinbarung des Bundesrninisters für Verkehr mit dem
Bundesminister der Finanzen und Erlaß des Bundesministers
der Finanzen an die Grenzkontrollstellen vom 20. Dezember
1954 - rrr A/1 - O 3045 

-'78/b4 - (PZFI.1954 S. 454).

Periodizität:
.I-aufende Erfassung, monirtliche Berichterstattung und Auf-
bereltung.

Da,rgestellte Tatbestände :

Beförderte Gütermenge, geleistete Tönnenkilornoter.
I. Werl<fernverkehr mit deutschen Lasikraftfahrzeugen:
l\fonat]ich nach Entfernungsstufen und GüterhauPtgruppen;
viertcl.iührlich außerdem nach Gewerbebereichen, Tarif-
klassen, Heimatländern der Fahrzeuge; jährlich außerdem
nach Vcrsand und Empfang der Verkehrsbezirke sowie zu-
sarnmengefaßter Yerkehrsgebiete (Güterbewegung).
II. Grenzüberschreitender I\Ierkfernverkehr ausländischer
Lastkraftfahrzeuge: Monatlich nach Entfernungsstufen,
Güterhauptgruppin; vierieljährlich außerdem nach Ein-,
Aus- und Durchfuhr sowie Heimatländern der Fahrzeuge;

,jälirlich außerdem nach Tarifhlassen, Versantl uncl Empfang
tler Yerkehrsbezirke sowie zusammengefaßtel Verkehrs-
gebiete (Güterbewegung).
(Fachliche Gliederung nach dern ,Güterverzeichnis für die
Verkehrsstatistiken, -Ausgabe 1956", ab 1962 nach rlem
,Güterverzeichnis für die-Verkehrsstatistik, Ausgabe 1962..
Siehe auch übersicht auf S. 270 und Äusz.ug aus der Svstt'-
nratik auf S.283.)

Verö f f entlichungen:
Knftfahrt-Bundesamt:
Statistische Mitteilungen des Kraftfahrt-Bundesamtes und der Bundes-
anstalt für den Güterfemverkehr (monatlich), Der Verkfemverkehr mit
Kraftfahzeugea 1954 bis 1956 Gähilidr), ab 1957 jährlidre Daretellung in
"Gemeinsamer Bericht der Bündesanstalt für den Güterfemverkehr
und des Knftfahrt-Bundesemtes«.

ViSta 58/7; 5919; fi17 ,7 * i 6117 ,7 +

\l7iSta* (monatlidr).

Bernerkungen:
Die Aufbereitung zu I erfoigt nach rlem Stichprobenver-
fahren durch r\usrvahl .iedes dritten (bis Dezember 1957),
,jedes vierten (bis Dezember 1961) bzrv. jedes fünften (ab
Januar 1962) Beförderungsfalles. Siehe auch übersicht auf
S. 294. Die Statistik zu II rvirtl tot,al aufbereitet.
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Kreis der Bef ragten:
Grenzkonirollstellen.

Berichtsrveg:
Befragte 

- 
Kraf tfahrü-Bundesamt (Berlinvcrkehr über

Senator für Verkehr und Betriebe).

Dargestellte'Tatbestände: I t

über die ZonenErcnze ein- und ausgelahrene F;rhrzeuge nach
Fahrzeugert, Falrtrichtung und übärgangsstellen; beiKraft-
omnibussen außerdem nach Heimatstandort und Einsatz im
Linien- oder Gelegenheitsverkehr, terner Zahl. der Fahr-
gäste; bei Lastkraftlahrzeugen außerdem Unterscheidung
nach dem Heimatstandort, nach beladen otlcr lecr sorvie be-
fördcrte Gütermenge.

Veröf f entlichunEen:
Kaftfahrt-Bundesamt: " t
Statistische Mitteilungen (monatlich).

9. Statistik del Kraftfahveugfahrleistungen 1959

Rechtsgrundlage:
Verordnung über eine Staiistik der I(raftfahlzeugfahr-
leistungen -des Jahres 1959 vom 11. ,\pril 1959 (Bundes-
anzeigär Nr.78 S. 1). Äbdruck im Anhaig S.238. 

'

Periodizität:
Einmalig für das Berichtsjahr 1959 clulchgcführt.

Kreis rler Bef ragten:
Ausgewählte Kraftfahrzeughalter (ausgervählt wurden luntl
200 000 der zugelassene_n 

- Kraf ttthr-zeuge, Kraf tlahrzeug-
:rnhänger sorvie Fahrr'äder mit Hillsmotor; ausgeirommen
sind Kraftomnibusse und deren Anhänger sowie Zug-
maschinen und Anhänger in land- und forstwirtschaftlichcn
Betrieben). Siehe auch übersicht im Anhang auf S. 294.

Berichtsweg:
Befragie - Kraftfahrt-Bundesamt - StBA.

Dargestellie Tatbestände :

Die durchschnittlichen und Gesamtfahrleistungen del FaLr-
zeuge im Kalenderjahr 1959 nach Fahrzeugart, Größen-
klasse. Baujahr, Wiitschaftszweig des Fahrzeughalters untl
der übenviägenden Benutzung fiir private oder berufliclrc
Zwecke.

V c r ö f f e u t I i c h u n g e n :

ViSta 51/5,5*,9', 10.

Fachserie H, Reihe 5, Sonderbeiträge.

Bemerhungen:
Die Beantwortung der Fragen rvar freiwillig. Für Kraft-
und Oberleitungsomnibusse ivurden die Fahrleistungsergeb-
nisse der Staiistik des Personenverkehrs entnommen und
durch Sonderermittlungen über Omnibusse des \Merkverkehrs
ergänzt. Auf Grund der Ergebnisse der 1959 durchgeführten
Er-hebung rvurden die Fahrleistungen der Kraftfahrzeuge
für 1960 schätzungsrveise ermiitelt.

10. Statistik der Stlaßenverkehrsunfälle
(StBRD Band 182 S. 58, lfd. Nr.Vfl C9)

R e c h t s g r u n d I a g e '

ciner Straßenverliehrsunf aIl-
Nr.78 S. 1)

1.A 961: Gesetz zut

vom 18. 1961 (BGBI. I S. 606). Abtlruck
(StVUnfG)
im Anhang

S.239. u

Periodizität:
Laufende Erfassung, monatliche und

" 
stellung.

I(rcis cler Bcfragten:
Polizeibehö rden.

Berichtsweg:
Befragie-StLA-StBA.

jährliche Zusammen-

D. Luftverkehr

1. Luftfahrtstatistik
(StBRD Barid 182 S. 68, lfd. Nr. VII D 1 a und b)

R e c h t s g r u n d I a g e :

Verordnung zur Durchführung einer Luftfahrisiatistili vom
l2.März 1959 (Bundesanzeiger Nr.52 S. 1). Abdruck im
Änhang S.240. Ab 1. Januar 1962: Verordnung zur Durch-
führurig einer Luftfahrtstatistilc vom 30. Oktobe; 1961 (Bun-
desanzeiger Nr. 210 S. 1). Abdruck im Anhang S. 241.

Periodizitäi:
Laufende Erhebung, mönatliche Aufbcreitung.

Dargcstellte Tatbestände :

X'Ionatlich: Straßenverkehrsunfälle nach Art rlcs Schadens
(Personenschaden, nur Sachschaden), getötete und verletzte
Personen (Schnellbericht).
StraßenverkehrsunfäIle mit Personenschaden nach Unfall-
folgen, Unfallort (Straßenhlasse), Art der beteiligten Ver-
heh-rsteilnehmer (2. B. Kraftfahrzeuge nach Arten,Straßen-,
Eisenbahnen, ,Fußgänger), bei UnfäIlen getöieie und ver-
Ietzte Personen nach Art der Verkehrsbeteiligung. Schrvere
del Yerletzung, Altersgruppen.
Verkehrsunfälle mit nur Sachschaden nach der Schadens-
höhe (unter 200 DM, von 200 bis unter 500 DM, 500 DM
und mehr). Angaben durchweg getrennt für innerhalb und
außerhalb von Ortschaften. Unfallopfer bei UnfüIlen mit
Personenschaden in Großstädten.
Jährlich: Tatbesiände und Merkmale rvie im ausführlichen
Monatsbericht. Zusätzlich: Unfälle mit Pelsonenschaden
nach'\Mochentagefl und Tagesstunden, Art des Unfalls nach
Straßenklassen sowie nach ausgewählten Unfallstellen, naclr
Nationalität der beteiligten Kraftfahrzeuge, nach Alter und
Geschlecht des beteiligten Kraftfahrzeug- bzw. J\Iopr:cl-
führers und Art des Fahrz.eugs; Unlallopfer nach Art del
Yerkehrsbeteiligung und Altersgruppen, Unfalluisachen nach
Ortslagen (nach Straßenklassen nur für 1960); Unfälle nur
mit Saihschaden nach Schadenshöhe uncl Nlonaten.

Ycrb f f enilichungen:
Statistischer \Tochendienst (Schnellbericht).
vista 58/2, 4i 59t4,6,9,71i 6013, 5,79i 6113, 5i 6213,5,I
\X/iSta* (monetlidr).
VkBRD Reihe 6 (monatlich ab Januar 1958, jährtidr ab 195D
fortgesetzt in :

Fachserie H, Reihe 6 (monatlidr; jährlich mit 2 Vorberichten).

I(reis cler Befragten:
Luftfahrtunternehmen, die eine siäldige Veltretung
Flughäfen unterhalten, Flughafenunternehrner', Fluglei
Führer cler Luftfahrzeuge.

auf
ter,

Berichtsrveg'
Befragt,e 

- 
Flughafenurrtelnelnrel bzrv. Fluglciter dcr son-

stigen Luftfahrtgelände bzw. Zollstellen 
- 

SIBA (zentralc
Aufbereitung).

D:rrgestellte Tatbestände :

Ab Aplil 1959 gesamter ziviler In- und Ausiandsluftverlielrr
der Flugplätze der Bundesrepublik einschließlich Berlin
(West).
Gerverblicher Luftverkehr (Linien- und Geiegenheitsver-
kehr) Durchgeführte FIüge, beförderte Personen, Fracht
unrl Post nach Verkehrsarten, Ilonaten; Personen-, Güter-
und Postbeförderung nach einzelnen Flughäfen. Verkehrs-
leistungen (FIug-, Personenkilometer, Fracht-, Posttonnen-
kilometer) auf den Teilstrecken nach Verliehrsarten. nach
I\[onaten; für Linienverkehr nach Richtungen. Personenr.er-
kehr nach Verhehrsbeziehungen, und zrvar Auslandsverkehr
nach Zielländern und Herkunftshäfen der Umsieiger.
Nichtgerverblicher Luftverkehr: Gelanrlete untl gestartetc
FlugzEuge im Plaiz-, überland- und lVerkterlöhr nach
I,'lugpliiizen und -häfen.
Gütcrverkehr mit Luftfahrzeugen: Bis 1961 Yersand nach
uncl Empfang ans dem Ausland nach deutschen Flughäfen,
Gütergattungen, Empfangs- und Versandländern, ab 1962
vorgenannter Yerkehr zuzüglich fnlandsverkelrr. Durchfuhr
von Ausland zu Ausland mit Umladung nach Gütergattun-
gen, Versand- und Empfangsländern, Verkehrsbeziehungen.
Fachliche Gliederung bis 1961 nach dem ,Internationalen
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IMarenverzeiclinis fiir den Außenhandel (SITC)., ab
1. Januar 1962 nach dem ,Güterverzeichnis für die Ver-
kehrsstatistik, Ausgabe 1962. (siehe auch übersicht im An-
hang S.270 und Auszug aus der Systematik auf S.283).

Veröflentlichungen:
ViSta 58/4; 5917 i 60141 6118; 6217.
ViSta" (monatlich).
VkBRD Reihe 3 (monatlich ab Januar 1958 und jährlich)
fortgesetzt in: '
Fachserie H, Reihe 3 (monatlidr und jährlidr).

Telegraphie:
Monatlich, vierteljährlich und jährlich: Telegramme.
Telex-Verkehr: Inland in Gebühreneinheiten, mit dem Aus-
land in Telexminuten (: Zeitminuten).

Fernsprechdienst:
Monatlich, vierteljihrlich und jährlich: Orts- und Fern-
gespräche (handvermittelte und im Selbstrvählfelndrensi nur
monatlich und jährlich).

c) Personal
Monatlich und jährlich: Personalbestand am Ende des Be-
richtsabschnittes unterteilt nach Beamten, Angestellt,en,
Arbeitern, Posthaltern und Nachrvuchshräften (Teilkräfte
auI r'olle 1(räfte umgerechnet).
Vierteljährlich: Personalbestand im Durchschnitt des Be-
richtsabschnittes (Teilkräfte uuf volle Kräfte umgerechnet).
Jährlich: Personalbestand nach der I(opfzahl am Ende des
Berichtsjahres, unterteilt nach Beamten, Angestellten, Arbei-
tern, Posihaltern und Nachwuchskräften; Personalbestand
im Durchschnitt des Berichtsjahres nach der Yenvendung
und nach Dienstzweigen.

d) Finanzwesen ,
Vierteljährlich und jährlich: Betriebsrechnung, Gervinn- und
Yerlustrechnung, Kipitalrechnung, übersichi über den Ab-
lauf der Investitionen bei den Sachrverten.
Jäh{ich: Bilanzen, betriebswirtschaftliche Ergebnisrechnung
der Dienstzweige und Teildienstzweige.

Veröffenilichungen:
Vierteljahresbericht des Bundesministeriums für das Post- und Fem-
meldewesen.
Gesdräftsbericht des Bundesministeriums für das Post- und Femmelde-
wesen.
ViSta* (monatlich).
Stjb.
VkBRD Reihe 8 (jährlidr)
fortgesetzt in:
Fadrserie H, Reihe 8 Gährlidr).

F. Zusammenfassende Verkehrsstatistiken

1. Yerkehrszensus 1962

Rechtsgrundl age:
Gesetz über eine Zählung der Bevöllierung und der nicht-
landwirtschaftlichen ArbEitsstätten und ünternehmen im
Jahre 1961 sowie über einen Verkehrszensus im Jahre 1962

' (\rolkszählungsgesetz 1961) vom 13. April 1961 (BCBI. I
S.437). Abdruc-k im Änhang S. 162.

Perio'dizität:
Einmalig. Stichtag: 28. September 1962.

Kreis der Bef ragten:
Rund 130000 Arbeitsstätten r-rnd Unternehmen, die gerverb-
lichen Verhehr mit wirtschaftlichem Schwerpunlit oder
nebenbei betreiben sorvie bis ztt 12olo der Arbeit§stätten und
IJnternehmen mit lVerkverkehr. Siehe auch übersicht im
Anhang auf S.294.

Berichisri'eg:
Befragte-StLA-StBA.
Dar'gestellte Tatbestände :

Vorgesehen:

Arbeitsstätten und l]nternehmen nach der Art der Wirt-
schaftstätigkeit, nach Beschäftigien und Ausstattung mii
Yerkehrsmitteln und -einrichtungln. Bei Arbeitsstätte'n und
IJnternehmen des gewerblichen Verkehrs außerdem Angaben
über die Umsaizstiuktur.
Fachliche Gliederung nach der,Systematik derWirtschafts-
zweige (Ausgabe 1961). (siehe auoh übersicht im Anhans
auf S.270 und Auszug aus der Systematik auf S.271).
Veröffentlichungen:
Vorgesehen:
Fadrserie H, Einzelverä,fi entlidrungen.

Bemerkungen:
Die Merknrale rverden mit verschiedenartigen Erlrebunss-
formulrren erfulit, die den Besonderheiten' der einz-elrien
Wirtschaftszrveige und der von ihnen ausgeübten Yerkehrs-
funktionen angepaßt sind.

E. Post- und Fernmeldewesen

l. Statistik der Deutschen Bundespost
(StBRD Band 182 S. 59, lfd. Nr. VII E1)

Über folgende betriebsstatistische Ermitilungen
schen Bundespost rverden Ergebnisse monatlich,
lich und jährlich veröffentlich1.

der Deut-
vierteljähr-

a) Betriebscinrichtungen
Polt- uncl Postreisedienst:
l{onatlich: Amter, Amtsstellen und Hilfseinrichtungen des
Postdienstes (amtliche Abgabestellen für Postwertieichen,
Postbriefkasten, Postfächer, Hausbriefkasten) ; Werkstätten
{ür Postkrafttvagen; Kraftfahrzeuge; Straßenpostnetz der
Kraftposten und Landliraftposten (Zahl und Sträckenlänge) ;
Grundstücke, Gebäude und Wohnungen der Deutsähen
Bundespost.

Fernmeldervesen:
Nlonatlich: Amter des F rts-
netze, Fernsprechvermittlungsstellen, Ne gen.
Tele-x-anschlüsse und Sprechstellen (Haupianschlüsse, Neben-
ans_chlüss-e, öffentlicho Sprechstellän) äuch vierteljährlich
und jährlich.

b) Ycrkehrsleistungen

Postdienst:
Monatlich, vierteljdhrlich und jährlich: Beförderte Brief-
rrnd Paketsendungen. ZahI der Zahlkarlen, Zahlungs- und
Postanweisungen.'Einziehung von Gebühren für T8n- und
Fe r n se h -Ru n d-f un k gen eh m i gu-n gen.

Die Angaben iiber die Rundfunkgenehmigungen wurden für
Ton-Rundfunk bis Stichtag l. April 1957,-füiFernseh-Rund-
Iunk.bis Siichtag 1. Aprjf 1958-iährlich nach Venvalrungs-
bezirken zusammengestellt. Nach diesen St,ichtagen lieg:en
Angaben über Rundfunkgenehmigungen (Ton ind Fe"rn-
sehen) nur noch nach Postämtsbereichln vor. Die Yeröffent-
IlghI"S durch das StBA erfolgt ab 1962 mit Stichtag
31. Dezember.

Monatlich -und jihrlich : Wertsendungen, Postaufträge, Nach-
nahmesendungen, Betrag der Zahi"karten, Zahluigs- und
Postan weisu rigen.

Jährlich: Yersorgungs- und Versiche,rungsrenten, Zeitungs-
nummernstiicke, Erlös von Post- und Sonäerpostwertzeichän,
Marken der Sozialversicherung und Wechielsteuermarken,
Fahrleistungen der Kraftfahrzzuge zur Postbeförderung, mil
Landkraftposten beförderte Personen.

Postreisedienst: r

Von Kraftposien und Kraftsonderposten gefahrene Motor-
wagen- und Anhängerkilometer. Beförderte Personen.

Postscheckdienst:
Monailich, vierteljährlich und jährlich: Postscheckkonten,
Guthaben.
Monatlich uncl .iährlich: Gut- und Lastschrilten (Sttick und
Betrag).
Monatlich: Zahl d,er Buchungen.

Postsp arkassendienst :

\{onatJich, vierteljährlich und jährlich: Postsparbücher,
Guthaben.
Monatlich und .idhrlich: Einlagen und Stiichzahtungen (Stück
und Betrag).
Vierteljährlich: Zahl der Buchungen.
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2. Statistik der Kosten und Leistungen
im Güterverkehr 1959
a) Unternehmenserhebung

Reclrtsgrundlage:
Gesetz über die Siatistik der Kosten und Leistungen im
Giiterverkehr mit Kraftfahrzeugen, mit Binnenschiffän und
mit Eisenbahnen im Jahre 1959 (GiiYerkStatG 1959) vom
2l.Dezember 1958 (BGBI.I S.988). Abdruck im Anhang
s.242.

Periodizität:
Im Jahre 1960 ftir das Berichtsjahr 1959 durchgeführt.

Kreis der Bef ragten:
Au-sgervählte lInternehmen des Verkehrsgewerbes, und zrvar
3180 Uniernehmen des Güterkraftverköhrs, 1132 Binnen-
schiffahrtsunternehmen, die Deutsche Bundesbahn und 84
nichtbunileseigene Eisenbahnen.

Berichitsweg,
Befragte 

- 
StBA (zentrale Erhebung und Aufbereitung).

Dargeste'l lte Tatbestäncle :

Yorgesehen:
In der Gliederung nach Klassen auf Grund des ,Systema-
tischen Verzeichni"sses der Arbeitsstättdn 

- 
Ausgabä 1950.

(sielre auch übersicht im Anhang aui S.270 und Auszug aus
der Systematik auf S.275). ..rtÄ TeiI darüber hinausgehend
und, soweit möglich, nach Größenhlassen nach der Gisamt-
leistung (in DNI) der IJnternehmen;
IJmsatz sorvie Gesamtleistung 1959 insgesamt je Unier-
nehmen und je Beschäftigten;
I(osten in 0/o der Gesamtleistung: Personalkosten, Brenn-
stoff-, Tleibstofl- und sonstiger Stoffverbrauch, umgesetzte
Handelsrvare, Reparatur- und 

-Instandhaltungskosten, 
Steuern,

Abgaben, Mieten, Abschreibungen, sonstige Kosten;
Beschäftigte, Personalkosten, Posten des Jahresabschlusses
am Anfang und Ende .des Geschäftsjahres 1959 je Unter-
nehmen.

Veröf f entlichungen: '
Vorgesehen:
Fachserie C, Reihe 1/III (vierjährlich).

b) Fahrzeugerhebung

R e c h t s g r u n d I a g e :

Siehe ]fd. Nr. 2a.

Periodizität:
Im Jahre 1959 durchgeführt.

Kreis der Bef ragten:
Halter von rund 85000 ausgewählten Kraftfahrzeugen, Zrg-
maschinen und Kraftfahrzeuganhängern, Eigentümer, Charte-
rer oder Ausrüster von rund 1700 ausgewählten Binnenschif-
fen, die Bundesbahn und 84 ausgewählte andere Eisenbahnen.
Der Repräsentat,ionsgrad war in. den einzelnen Verkehrs-
bereichen und Größenklassen verschieden.

Berichtsrveg:
Befragie 

- 
StBA (zentrale Erhebung und Aufbereitung).

Dargestellte Tatbestiinde :

Erfragi rvurden:
Für l(raftfahrzeuge: Art der Genehmigung, des Gewerbes
des Fahrzeughalters, Gesamtzahl der im Betrieb vorhande-
nen Fahrzeuge; für jede Fahrt der ausgewählten Motorfahr-
zeuge in der Berichtsrvoche: Dauer, Strecke, Kilometerzahl,
Art und Gervicht der Ladung (auch der mitgeführten An-
hänger), Verkehrsart (gewerblicher Güternah- bzw. -fern-
verkehr, Werknah- bzw. -fernverkehr, Möbelfernverkehr),
Abfertigungsart (Zubringerverkehr, Abholverkehr, Verbin-
rlunssverkehr, Haus-Haus-Verkehr); unmittelbar zurechen-
bare Kosten für die Berichtswoche, wie Personal- und Treib-
stoffkosten, Yersicherungsprämien, Steuern.
Fachliche Gliederung auf Grund einer Systematik in Anleh-
nung an das Schlüsselverzeichnis des Kraftfahrt-Bundes-
amtes zur Auszeichnung der Berufe von Kraftfahrzeug-
haltern.

Für Binnenschiffe und Schlepper: Angaben über den Schiffs-
eigner, seinen Schiffspark; für dai ausgewählte Schiff:
Name, Gattung, Große, Maschinenleistung, Bau.iahr, Schiffs-
personal; Iiir jede Reise des Schiffes: Leistungsbcr.icht riber
Dauer, Ladung, Treibstoffverbrauch, Reiseauilagen, Reise-
unterbrechungen nach Ärt und Dauer; über Schle-pper ferner
Angaben über den Anhang rnit und ohne LadunE.
Für Eisenbahnen wurden bitriebsstatrstische Angalen heran-
Sezogen.
Dgl VTfn.r.g d-er. Veröffentlichung der Ergebnisse rvird ge-
mäß § 8 Abs. 2 der Xechtsgrundi-age uon'äe. Bundesreeie-
rung bestimmt; atr Zeit noöh keinJ Entscheidung getro#en.

Yeröffentlichungen:
S9y.it,7u. einer Darstellung für alllgemeine Zwecke geeignet, in Fach-
sene H (ernmatrg).

Bemerhungen:
Von den ausgewählten Kraftlahrzeuglaltern rvurden 

- be-
ginnend Anfäng Januar I959-- in "zrveirvöchisem Abstand
der Reihe. nacli jerveils etrva 3,90/0. r.on den fusgervählten
Binnenschiffen quarta'lsweise .ie 25olo befragt.

B. Statistik-der Güterbewegung im internationalen
Yerkehr \

(SIBRD Band 182 S.70, lfd. Nr. VII G1)

Rechtsgrundlage:
Vereinbarung mit dem Inland-Transport-Ausschuß der Wiri-
schaftskommlssion fiir Europa (ECE).

Perlodiziiät:
Jährliche Zusammenstellung.

Dargestellte Tatbestände:
Güterbewegung-im internationalen Verhehr auf Eisenbahnen,
Siraßen, über-See, auf Binnenwasserstraßen und auf deni
Luftwege.
Empfang und Versand von Gütern nach ausgervählten. inter-
national festgelegten Gütergruppen und iach Verkehrs-
zrveigen.
(Die Zusammenstellung rvird im StBA an Hand vorhandener
statistischer Unterlagen vorgenomnren. Frir den Güterrerliehr
auf Eisenbahnen undauf Stiaßen rverden die enlsprechenden
Angaben von der Hauptverrvaltung de" Deutschön Bundes-
bahn und dem Kraftfahrt-Bundes-amt zur Yerfiigung ge-
stellt.)

Yeröffentlichungen; o
ViSta 58/4, 4*i 5915,5*.

4. Statistik des grenzüber.schreitenden Reiseverkehrs
(SIBRD Band 182 S.70, lfd. Nr. ViII G2)

Rechtsgrundlagc:
Vom Bundesminister des fnnern erlassene Dienstanrveisung
für die Paßkontrolle, Absatz I, Nr. 24 vom 6. Dezember 1954
(GMBI. Ausgabe A S. 575) und Er.laß rles Bundesministers
des Innern vom 12. NIai 1956 Az.: 62 497 

- ^ - 
90 I/56.

Periodizität:
Laufende Erlassung, monatliche Zusammenstellung.

Kreis der Befragten:
Grenzschutziimter.

Berichtsweg:
Befragte 

- 
Grenzschutzdirektion Koblenz 

- 
StBA.

Dargestellte Tatbestände:
Im Reiseverkehr (einschließlich Durchreiseverkehr) und im
Grenzverkehr aus dem Ausland einreisende (im Verkehr mit
der Tschechoslorvakei auch ausreisende) Personen nach
Grenz.abschnitten und Grenzübergangsstellen bzlv. FIughäfen
sorvie (im Reiseverkehr einschließIich Durchreiseverkehr)
nach der Staatsangehörigkeit der Reisenden. über die See-
häfen ein- und ausreisende Personen nach Hdfen, Herkunfts-
und Bestimmungsländern sowie nach der Staatsangehörigkeit.
Im Verkehr mit der sowjetischen Besatz-ungszone und Berlin
ein- und ausreisende Personen nach Grenzabschnitten und
Glenzübergangsstellen bzrv. 

- 
mit Berlin (West) 

- 
nach

Flughäfen.
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Verdffentlichungen
§flista* (monatlidr).

G. Wetterdienst

1. Statistik des Deutschen Wetterdienstes

R e c h t s g r u n d I a g e :

Gesetz über den Deutschen Wetterdienst lom 11. November
r95? (BGBr.I S.738) -s,3.

Veröffentlichungen:
ViSta 60/8;51/3.
VkBRD Reihe 7 (monatlidr ab Janutr 1958)
fortgesetzt in:
Fedrserie H, Reihe 7 (monatlidr und jährlich).

Me|zahlen d,es Personen- llnd Guteraerkehrs
(StBRD Band 182 S. 70, nadr lfd. Nr. VII C 2)

Monatliche Berechnung im StBA.
Für den Personen- und den Güierverkehr im Bundesgebiet
typische Reihen (Personenverkehr: Bundesbahn, Straßen-
bahn,. Omnibus; Güterrerkehr: Bunclesbahn, Binnenschiffahrt,
Seeschiffahrt). Basis 1950 : 100. Beginn der Reihen: Januar
1951. Umbasierung auf 1954 : 100. Beginn der monatlichen
Reihenl Janua.r 19B9.

Pcribdizität:
Laufende Erfassung, tägliche, dekadische, monatliche und
jährliche Zusammenstellung.

Iireis del Bef ragien:
Haupt- und nebenamtliche Beobachtungsstationen - Deut-
scher IMetterdienst.
Die Beobachtungen atmosphärischer Erscheinungen der
meisten KulturstCaten werden im Wege intelnationalen Aus-
tausches übernommen rrnd für die Aufgaben des Dienstes
verrvertet.

Dargestellte Tatbestände :

Luftdruck, -temperatur, -feuchtigkeit; Windrichtung, -stärke;
Sichtweite in den unteren Schichien; Bervölkungsmenge, -art;
Niederschlagsmenge, -zeiten, -form; Sonnenscheindauer;
luftelektrisctre un-d optische Erscheinungen; Schneehöhe,
-dichte; Erdbodenzustand; Temperatur und Wassergehalt
der oberen Bodenschichten; charakteristische Phasen der
Entwicklung von WiId- und Kulturpflanzen.

Darstellung erfolgt
a) in Tabellen: Originalwerte; abgeleitete \Merte (Tages-,

Dekaden-, Monats-, Jahres-, lang.jährige Mittel) ; Summen
über entsprechende Zeitabschnitte; Zahl der Tage mit-
bestimmten Stufenwerten von Temperatur und Nieder-'
schlag.

b) als Diagramme: Monatlich Lufttemperatur, Nieder-
schlagsmenge; Niederschlags- und Temperaiurabrveichung

, frir die Bundesrepublik.
c) als Karten:

Täglich: Luftdruck- und Luftmassenverteilung mit
Einzehverten von Temperatur, Wind und Nieclelschlag
für Europa und den größten Teil der nördlichen Hemi-
sphäre; Strömungsverteilung mit Einzehverten tler
Temperatur für einzelne Schichten der Troposphäre und
unteren Stratosphäre für Ostatlantik-Europa.
Monatlich: Niederschlagsverteilung für die Bundesrepu-
blik; Einzelphasen der Großwetterentrvicklune in Europa;
Monatsmittel des Luftdruckes und der Temperatur-
abweichung vom Normalwert für den größten Teil der
nördlichen Hemisphäre; Monatsmittel des Luftdruckes,
cler Lufttemperatur und des Nierlerschlaes für den
größten Teil der Erde.

V e r ö f f e n t I i c h u n g e n :

Deutsdrer \(etterdieast :

Täclicher rVetterberidrt. Klima-Sdmelilmeldedienst ; Medizin-Meteoro-
log'ischer Bericht; Klimtölogisde §7erte (einmal monatlidr im Täglichen
\Wetterbericht) ; Monatlicher \X/itterongsberidrt ; Großwetterlagm Mittel-
europasi die Vitterung in Ubersee; Meteorologisdres Jahrbuch - Bun-
desrepublik ; Jahresberidrt.

Bemerkungen:
Der Beratungsdienst umfaßt Wirtschafts-, FIug- und Sce-
'wetteldienst.

t

+
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VIII. Geld und Kredit

A. Bankstatistische Gesamtrechnungen

1. Zusammengefaßte statistische Bilanz der Kredih
. institute einschließlich der Deutschen Iiundesbank

(StBRD Band 182 S. 71, lfd. Nr. VIII A 1)

R e c h t s g r u n d I a g e :

Gesetz über die'Deutsche Bundesbank vom 26. JuIi 1957
(BGBI. r S. 745).

Periodizität:
llonatliche Zusammenstellung.

Dargestellte Tatbestände :

Zusamnenfassung der Ergebiisse der bilänzstatistischen Er-
hebungen bei den Kreditinstitdien mit der Zentralbank-
staiistik zu einer Gesamtübersicht über die inländische
monetäre Entwicklung.
(Die Zusammenstellung erfolgt än Hanrl vorliegenden N[a-
ierials in der Deutschei Bundäsbank.)

Y e r ö f f e n t I i c h u n g e n :

Deutsdle Bundesbank : Monatsberidlte.

2. Statistik des Bargeldumlaufs und det Bankeinlagen
(Geldvolumen) 

.- (stBRD Band 182 S. 71, lfd. Nr. VIII A2)

Rechtsgrundlage:
Gesetz über die Deutsche Bundesbank vom 26. JuIi 1957
(BGBI. r S.745).

'Pcriodizität:
Ifonatliclie Zusammenstellung.

Dargesiellte Tatbestände :

Bargeldumlauf und Sichteinlagen (Geldvolumen) sowie son-
stige Bankeinlagen nach Einlegergruppen.
(Die Zusammenstellung erfolgt an Hanil vorliegenden l\Ia-
terials in der Deutschen Bundesbank.)

Yeröf f entlichungen:
Deutsche Bundesbank : Monatsberidrte.
lf7iSta* (monatlich).

3. Statistische Daten zur Entwicklung del Geld-
versorgung

Rechts'grundlage:
Gesetz über die Dcutsche Bundesbanli lom 26. Juli 1957
(BGBr. r S.745).

Periodizität:
VierteljährIiche, halbjzihrliche unil jährliche Zusammen-
stellung*

Dargestellte Tatbestände :'.
Entrvicklung der inländischen Geldversorgung und der hier-
{ür relevanten Posiiionen der zusammengefaßten statistischen
Bilanz der Kreditinstitute einschließlich der Deutschen Bun-
desbank.
(Die Zusammensteilung erfolgt an Hand vorliegenden Ma-
terials in der Deutschen Bundesbank.)

Veröffentlichungen:
Deutsdre Bundesbenk : Moaatsberichte
(vierteljährlich/halbjährlidr im Textteil).

4. Statistische Datön zur Entwicklung der Bankä.
Iiquidität

R e c h t s g r u n d I a g e :

Gesetz über die Deutsche Bundesbanli vorn 26. Juii 1957
(BGBI. r S. 745).

Peliodizitäi:
Monatliche, vierteljährliche und jährliche Zusammenstellung.

Dargestellte Tatbestände :

Entrvicklung der Bankenliquidität und der Inanspruchnahme
des Zentralbankliredits durch die Kreditinsi,itute sowie der
hierfür relevanten Positionen des Ausrveises der Deutschcn
Bundesbank.

. Veröffentlichungen
Deutsdre Bundesbank: Monatsberichte.

B. Zentralbank

l. Zentr alhankstatistik
(SIBRD Band 1& S. 71, Ifd. Nr. VIIII A3)

R e c h t s g r u n d I a g e :

Gesetz über die Deutsche Bundesbank vom 26. Juli 1957
(BGBI.rS.745),§28.

Periodizität:
Ausweis der Deutschen Bundesbanli sowie Noten- und Münz-
umlauf: bank'wöchentliche Zusammenstellung, übrige Zentral-
bankstatistiken: monatliche Zusammenstellung.

Dargestellte Tatbestände :

Ausweis der Deutschen Bundesbank, Noten- und Münz-
nmlauf, Zentralbankkredite, Zentralbankeinlagen, Währungs-
reseryen der Deutschen Bundesbank.
(Die Zusammenstellung erfolgt an Hand vorliegenden Ma-
terials in der Deutschen Bundesbank.)

Veröffentlichungen:
Deutsche Bundesbank : Monatsberidrte.

2. Mindestreservenstatistik
(SIBRD Band 182 S. 71 , lfd. Nr. VIII A 4)

Rechtsgrundlage: , i

Gesetz über die Deutsche . Bundesbank' vom 26. Juli 1957
(BGBI.rS.745),§16.

Periodizität:
Monatliche Zusammenstellung.

Kreis der Bef ragten: 
,

Für Reservehaltung: mindestreservepflichtige Kreditinstitute

Berichtsrveg:
Befragte - Deutschc Bundesbank.

Dar.gestellte Tatbestände :

Reservehaltung der Kreditinstitute bei der Deutschen Bun-
desbank nach Bankengruppen und Reserveklassen. Reserve-
sätze.

Yeröffenilichungen:
Deutsche Bundesbank: Monatsberichte.
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C. Kreditinstitute

1. Ilalbmonatliche Bankenstatistik
(StBRD Band 182 S. 71 , lfd. Nr. VllI B 1)

Reclrtsgruntllage:
Gesetz iiber die Deutsche Bundesbank yom 26. Juli 1957
(BGBI. r S. 745), § 18.

Periodizität:
Halbmonatliche Erhebung und Aufbereitung.

Kreis der Bef ragten:
480 ausgewählte Kreditinsiitute.

Berichtsrveg:
Befragte 

- 
Deutsche Bundesbank

Dargestellte Tatbestä.nde :

Kurzfristige I(redite und Einlagen von Wirtschaftsunter-
nehmen und Privaten sowie öffentlichen Stellen, aufgeglie-
deri nach Kredit- und Einlagearten.

Veröffentlichungen:
Deutsche Bundesbank : Monatsberichte.

2. Zwischenbilanzstatistik
(StBRD Band 182 S.71, lfd. Nr. VIII B2)

Rechtsgrund'l age:
Gesetz über die Deutsche Bundesbank vom 26. Juli 1957
(BGBr.r S.745), § 13.

Periodizität:
Monatliche Erhebung und Aufbereitung.

Kreis der Bef ragten:
Kreditinstitute mit Ausnahme der kleineren ländlichen
Kreditgenossenschaften, deren Bilanzsulnme am 31. Dezember
1953 unter 0,5 Millionen DM lag.

Berichtsrveg:
Befragte 

- 
Deutsche Bundesbank.

Dargestellte Tatbestände:
Zrvischenbilanzen der Kreditinstitute nach Bankengruppen.

VeröIf entlichungen:
Deutsche Bundesbank: Monatsberichte.

3. Kreditstatistik
(STBRD Band 182 S. 72t lfd. Nr. VIII B 3)

Rechtsgrundlage:
Gesetz über die Deutsche Bundesbank vorn 26. Juli 1957
(BGBI.rS.745),§18.

Periodizität:
nfonatliche Erhebung und Aufbereitung.

Kreis der Befragten:
Kreditinsiitute mit Ausnahme der kleineren ländlichen
Kreditgenossenschaften, deren Bilanz-summe am 31. Dezember
1953 unter 0,5 Millionen DM lag.,

Berichtsrveg:
Befragte - Deutsche Bundesbank.

Dargestellte Tatbestände: \
Kurz-, mitiel- und langfristige Bankkredite (einschließlich
Hypothekarkredite) an Wirtschaftsunternehrnen und Private,
öffentliche SteIIen und l(reditinstitute nach Kreditarten und
Bankengruppen.

Veröffentlichungen:
Deutsche Bundesbank: Monatsberidrte.

4. Kreditnehmerstatistik (Kredite an Nichtbanken nach
Verwendungszwecken/Kreditnehmern)
(StBRD Band 182 S. 72, lfd. Nr. VIII B 4)

RechtsgrundlrEe:
Gesetz über die Deutsche Bundesbank vom 26. JuIi 1957
(BGBI. r S.745), § IS.

Periodiziiät:
Yierteljährliche Erhebung und Aufbereitung.

Kreis der Bef ragten:
Für mittel- und langfristige I{retlite: Kreditinstitute im
Bunclesgebiet (ohne Saarland) und Berlin (West) mit Aus-
nahme-der kleineren llndlichen Krediigenossenschaften,
deren Bilanzsumme am 31. Dezenber 1953 unter 0,5 1\Iil-
Iionen DM lag. Für liurzfristige Kredite: rund 730 aus-
gervählte Iiredrtinstiiute.

Berichtsrveg:
Befragte - Deutsche Bundesbank.

Dargesiellte Tatbestände :

Kurz-, mittel- und langfristige Bankkredite an \Mirtschafts-
unternelimen und Priväte sowie an öffentliche Stellen nach
dem Verrvendungszrveck bzlv. nach I(reditnehmergruppcn.

V e r ö f f e n t I i c h u n g e n :

Deutsche Bundesbank: Monatsberichte.

5. Statistik der Teilzahlungs- und Kleinkredite
(SIBRD Band 182 5.72, lfd. Nr. VIII B 5)

Rechtsgrundlrrge:
Gesetz über die Deutsche Bundesbanli vom 26. JuIi 1957
(BGBI.iS.7+5),§18.
Periodizität:
Für Bestandszahlen: monatliche Erhebung und Äufbereitung,
für IJmsatzzahlen: vierteljährliche Erhebung und Auf-
bereiiung.

I(reis der Bef ragten:
Fiir Bestandszahlen: I(reditinstiiute mit Ausnahme der
kleinelen ländlichen Kreditgenossenschaften, rleren Bilanz-
summe am 31. Dezember 1953 unter 0,5 Millionen DXI lag.
Firr IJmsatzz.ahlen: Teilzahlungskredrtinstitute.

Berichtsrveg:
Beflagte 

- 
Deutsche Bundesbank.

Dargestellie Tatbestinde :

Bestand der ausstehenden Teilzuhlungs- r.rnd Iileinkredite
der I{reditinstitute. Venvendung der neu beansprucliten
Teilz.ahlungskredite der Teilzahlungskreditinstitute.

Veröf f enilichungen:
Deutsche Bundesbank : Monatsberichte.

6. Wertpapierstatistik

R e c h t s g r u n d I a g e :

Gesetz iiber die Deutsche Bundesbank vom 26. JuIi 1957
(BCBI.rS.745),§r8.

Periodizität:
Monatliche Erhebung und Aufbereitung.

Kreis der Bef ragten:
Kreditinstitute mit Äusnahme der kleineren ländlichen
Kreditgenossenschaften, deren Bilanzsumme am 31. Dezember
1953 unter 0,5 Millionen DI\t lag.

Berichtsrveg:
Befragte 

- 
Deutsche Bundesbank.

Dargestellte Tatbestände :

Bästände der Kreditinstitute an Schatzwechseln und unver-
zinslichen Schatzanrveisungen, Kassenobligationen, lMert-
papieren und Konsoriialbeteiligungen nach Bankengruppen,
Bestände der Kreditinstitute an- Emissionen in1ändßcher
öffentlicher Siellen nacli Emittenten und Bankengruppen.

Veröf f entlichungen:
Deutsche Bundesbank : Monatsberichte.
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7. Einlagenstatistik

R e c h t s g r u n d I a g e :

Gesetz über die Deutsche Bundesbank vom 26. JuIi 1957
(BGB].rS.745),§18.

Periodizität:
Monatliche Erhebung und Aufbereitung.

Kleis der Bef ragten:
Kieditinstiiute mit Ausnahme der kleineren ländlichen
Kreditgenossenschaften, deren Bilanzsumme am 31. Dezember
1953 unter 0,5 Millionen DM lag.

Berichtsweg:
Befragte - Deutsche Bundesbank.

Dargestellte Tatbestände :

Sicht-, Termin- und Spareinlagen von Wirtschaftsunter-
nehmen und Privaten sowie öfrentlichen Stellen nach
Ba!kengruppen, Termineinlagen nach Fristigkeitskategorien
und Bankengruppen.

Yerciffentlichungen
Deutsdre Bundesbank: Monatsberichte.

8. Sparverkehrsstatistik
(StBRD Band 182 5.72, lfd. Nr. VIII B O

R e c h t s g r u n d I a g e :

Gesetz über die Deutsche Bundesbank vom 26. Juli 1957
(BGBI.rS.745),§18.

Periodizität:
Monatliche Erhebung und Aufbereitung.

Kreis der Befragten:
Krediiinstitute mit Ausnahme der kleineren ländlichen
Kreditgenossenschaften, deren Bilanzsumme am 31. Dezember
1953 unter 0,5 Millionen DM lag.

Berichts.wdg:
Befragte - Deutsche Bundesbank.

Dargestellte Tatbestände :

Gutschriften, Lastschriften und Zinsgutschriften im Spar-
verkehr der Kreditinstitute nach Bankengruppen, Bestände
an Spareinlagen von Privatpersonen, \Mirtschaftsunter-

'nehmen und öffentlichen Stellen sowie Bestäncle an steuer-
und prämienbegünstigten Spareinlagen nach Bankengruppen.

Yeröf f entlichungen:
Deutsche Bundesbank: Monatsberidrte.

9. Statistik der Auslandsforderungen und -verpfl ichtungen
..!

R e c h t s g r u n d I a g e :

Gesetz über die Deutsche Bundesbank vom 26. JuIi 1957
(BGBI.rS,745),§18.

Periodizitä.t:
l\Ionatliche Erhebung und Aufbereitung. /

Kreis der Bef ragten:
Sämtliche Kreditinstitute, die Auslandsforderungen und -ver-
pflichtungen haben.

Berichtsweg:
Befragte - Deutsche Bundesbank.

Dargestellte Tatbestände :

Kurzfristige Forderungen und kurzlristige Verpllichtungen
der Kreditinstitute gegenüber dem Ausland nach Arten,
Einlagen nach Einlegergruppen.

Veröffentlichungen:
Deutsdre Bundesbank : Monatsberichte.

10. Statistik der Größenklassen der Kreditinstitute

Rechtsgrundlage:
Gesetz über die Deutsche Bundesbank vom 26. Juli 1957
(BGBI.rS.745),§18.

Periodiziiät:
Jäh r'l iche Zusemmenstellung.

Kreis der Bef ragten:
Sämtliche Kreditinstitute.

Berichts'rveg:
Befragte - Deutsche Bundesbank.

Dargestellte Tatbestände :

Zahl der Kreditinstitute pach Bankengruppen in der Ver-
teilung auf Größenklassen nach Bilanzsummen.

Yerü f f entlichungen:
Deutsdle Bundesbank: Monatsberichte.

11. Stätistik der Boden- und Kommunalkreditinstitute
(StBRD Band 18X5.72, lfd. Nr. VIll B7)

Rechtsgrundlage:
Hypothekenbankgesetz in der Fassung vom 29.1\Iärz 1930
(RGBI. I S. 108); Yerordnung über die Bekanntmachungs-
pflicht öffentlich-rechtlicher Kreditanstalten vom 16. Novem-
ber 1929 (RGBI. I S.205); Gesetz über Schiffspfandbrief-
banhen (Sci\iffsbankgesetz) in der Fassung vom 8. April 1943
(RGBI. I S. 241); Eilasse der Bankenaufsichtsbehörden aus
dem Jahre 1954; Vereinbarungen mit den Ländern.

Periodizität:
Monatliche und vierteljährliche Erhebung und Aufbereitung'

Kreis der Bef ragten:
67 Boden- und Kommunalkreditinstitute (1961).

Berichtsweg:
Befragte-StLA-StBA.
Dargestellte Tatbestände :t

Monatlich: Aktiv- und Passivgeschäft (Neugeschäft) der
Boden- und Kommunolkreditins[it'ute. Umlauf an Schuldver-
schreibungen, gegiiedert nach Art der Schuldverschreibungen
und Art iowid Sitz der Institute, nach Zinssätzen und Art
der Besieuerung. Verpflichtungen aus aufgen-ommenen lang.-
f ristigen Darlef,en. Gesamtbeitand der Äusleihungen nach
Darläi-rnsart, -form und -quelle sowie nach dem Sitz der
fnstitute. Ab Juli 1960 feiner Erstabsatz und Tilgung von
Schuldverschreibungen, Bruttoausleihungen'
\riertel.iährlich: Umlauf und Deckung von Schuldverschrei- ,

bungen-aus dem Gesamtgeschäft (Neu- und Aligeschäft).
Jährlich: Bestand an langfristigen Darlehen in regionaler
Gliederung nach dem Siiz der Kreditnehmer (Neugeschäft).

V e r ö f f e n t 1 i c h u n g e n :

lüriSta 7/4; 5813i 5913; @l3i 61,13i 6)13.
ViSta* (monatlich).
StB . VII/8 (monatlidr)
fortgesetzt in: ,,

Fadrlerie I, Reihe 1/I (monatlidr).
STBRD Band 156, 248
fortgesetzt in:
Fadserie I, Reihe 1/l (unregclmäßig).

D. Baüsparkassen

1. Yierteljahresbericht über das Geschäft der privaten
Bausparkassen
(StBRD Band 787 5.73, lfd. Nr. VIII C 1)

R e c h t s g r u n d I a g e :

Gesetz über die Beaufsichtigung der privaten Versicherungs-
unternehmungen und Bauspalkassen vom 6. Juni 1931
(RGBI.r S.315), § 150.

Periodizität:
Vierteljährliche Erhebung und Äufbereitung.

,l
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Kreis der Befragten:
Private Bausparkassen.

Berichtsrveg:
Befragte - Bundesaufsichtsamt für das Yersicherungs- und
Bausparwesen.

Dargestellte Tatbestände :

Verlauf des Bauspargeschäftes im Berichtsviertel_iahr: u. a.
vorläufige $ngaben über- eingegangene Bauspareinlagen und
Tilgungsbeiträge, 

_ 
Auszahlun[en vän Bauspaieinl age"n, Ba u-

darlehen, gekündigte Baus[areinlagen, Celdmitt-el, Ver-
waltungslio§ten, Ziäsen auf BausparäinlaEen unr[ aris Bnu-
darlehen sorvie die Bestandsbewegung.

V e r ö f f e n t I i c h u n g e n :

Bundesaufsidrtsamt für das Versidrerungs- uncl Bauspamesen :

Veröffentlidrungen (vierteljährlidr).
Geschäftsberidrt üährlich).

2. Jahresstatistik über die Veimögensanlagen der
privaten Bausparkassen
(StBRD Band 182 S. 73, [fd. Nr. VIII C2)

Rechtsgrundlage: "

Gesetz über die Beaufsichtigung der privaten Versicherungs-
y1t9y-el1m3ng91 und - Baüspa-rkassän vom 6. Juni lg3i
(RGBI.rS.515), §150.

Periodizität:.
Jährliche Erhebung und AufbereitunE mit jährlichen Er-
ganzungen.

Kreis der Bef ragten:
Private 13ausparkassen.

Berichtsweg:
Befragte - Bundesaufsichtsamt für das Versicherungs- uncl
Bauspanvesen

Dargestellte Tatbestände :

Stand und EntrvicklunE der Yermöqensanlagen im Berichts-
jahr: vorläufige Angaben über AnTangs- u"nd Endbestänclc
an Grundstücken, H.r'potheken-, Grundlschuld- und Renten-
schuldforderungerr, Schuldschcinforderungen und Darlehen,
lMertpapieren,- Beteiligungen und AusäleichsforderunEen.
Außerdem: Bestand an Iangfristigen Drrlehen in regioniler
Gliederung.

Yeröf f entliclrungen:
Bundesaufsidrtsamt für das Versidrerungs- und Bausparusen :

Geschäf tsbericht (jährlidr).

E. Wertpapiermärkte

1. Emissionsstatistik
(StBRD Band 182 S. zZ, tfd. Nr. VIIi D 1) 

r

Rechtsgrundl age: 
,

Gesetz über die Deutsche Bundesbank 'vom 26. Juli 1g57
(BGBI. I S. 745). 

r

Periodizität:
Monatliche Ellebung und Aufbereitung.

Kreis der Bef ragten: r

Em issionshü user.

Berichtsrveg:
Befragte - Deutsche Bundesbank.

Dargestellte Taibestände :

Auflegung, Absatz und Umlauf von festverzinslichen Wert-
prpieren rrnd Aktien_ in Nominalrverten, ,\bsatz urclr irr
l(ursrverten. Für festverzinsliche tr\rerlpapiere fer.ner 1'r[-
gung und Nettoabsatz, Emissionsbediiguingen (Zinssiitze,
Emissionskurse usw.).

Verö[fenLlichungen:
Deutsdre Bundesbank: Monatsberichte

2. Investmentstatistik

Rechtsgrundlage: 
\

Gesetz über die Deutsche Bundesba,nk'voni 26. Juli lg57
(BGBI.rS.745),§18

Periodizität:
Monatliche Erhebung und.Aufbereiiung.

I(reis der Bef ragten:
Investmentgesellschaften mit,Sitz im Bunclesgebiei.

Bericlitsrveg: f
Befragte - Deutsche Bundesl:ank.

Dargestellte Tatbestände :

fnventarwert der Investmentfonds, Anzahl del ausgegebenen
AnteiIe, Äusgabepreise, Mittelaufkommen. 

.

\rerö f f entliähungtin:
Deutsche Bundesbank : Monatsberichte.

3. Jahresstatistik der privaten Bausparkassen
(SIBRD Band 182 S. 23, Ifd. Nr. VIIII C 3)

Rechtsgrundlage:
Gesetz über die BeaufsichtiEung der pr.ir.;rten VersicherunEs-
unternelrmungen und Baüspa-rkassön vom' 6. Juni 1g'Bl
(RGB].I S. gl5), § 150.

Per'iodizität: 
I

Jährliche Erhebung und Aufbereitung

Kreis der Bef ragten:
Private Bausparkassen.

Berichtsweg:
Befragte - Bundesaufsichtsamt für das Versicherungs_ unr'l
JJtrusPorwesen

Dargestellte Tatbestände :

Gesamtergebnisse nach Rechtsformen EeEliedert und Einzel-
ergebnisse (ab 1960) aus dem Rechnu"nq"sabschluß cler Bau_
sparkassen (Bilanz sorvie Gewinn- und Ycrlustrechnunq).

Veröffentlichungen:
Bundesaufsirhtsamt für das Versicherungs- und Bauspamesen :

Gesdräftsberidrt (jährlich).

3. Statistik der ilffektenkurse
(StBRD Band 182 S. 73, lfd. Nr. VIII D 2)

Periodizität:
\Yöchentliche und monatl

ir
ichel,Zusammenstellung.

Dargesiellte T.atbestinde :

Wöchentlich: Kursdurchschnitt der festverzinslichen' I['ert-
papiere nach Wertpapierarren und Zinstyppn
Monatlich: Durchschriittsrverte der Kurse, Dividenden und
Renditen aller börsennotiertön Aktien vän Gesellschaften
mit Sitz im Bundesgebiet ohne Berlin nach Wirtschafts-
gruPpen.
Fachliche Gliederung nach dem,Systematischen Verzeichnis
der Unternehmen (-für die Steuerstatistiken). mit. erheb-
lichen Modifikationen. Siehe äuch übersicht oüt S. 220.
(Die Zusammenstellung erfolEi im SIBA an Hand der Kurs-
notierungen an den Büisen del Bundesgebietes.)

Yeröffentlichungen, i
rViSta 58/1; 5911i 6011i 6l/1;6211.
ViStax (monatlich).
Statistisdrer lVochendienst, i
StB VII/27 (monatlich)
fortcesetzt in:
Fadr-serie I, Reihe 2IIl (monatlich).

il
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lnd,er d,er Aktienlrurse

Dargesiellte Tatbestände :

Wöchentliche Berechnung im StBA.
430 ausgewählte, an den Börsen des Bundesgebietes notierte
Stammakt,ien (Basis Sl.Dezember 1953 : 100). Gliederung
nach 4 Hauptgruppen und 33 \Ätrirtscliaftsgr.uppen. Beginä
der Indexreihür: iänuar 1950.

Yeröflentlichungen:
\X/iSta 58/1 ; 5911 i &11 ; 6111; 6217.
\WiSta* (monatlich).

§tB VII/26(wödrentlich)
fortgesetzt in:
Fachserie I, Reihe 2/I (wödrentlidr).

4. Rcnditenstatistik festverzinslichel Wär'tpapiele

Periodizität:
Monatliche Aufbereitung. I

Dargestellte Tatbcstände :

Durchsclinittsrenditen der tarifbesieuerten festverzinslichen
Wertpapiere (ohne Kassenobligationen und sonsiige mittei-
fristige Papiere) insgesamt und nach Wertpapierarten.
(Berechnet in der Deutschen Bundesbanli auf Grund der
iäglichen Kursnotierungen in den arntlichen Kursblättern in
Verbindung mit den bei der Emissionsstatistili anfallenden
Angaben rvie Nominalverzinsung, Laufzeit und Umlauf-
betiag.)

Velof f entiicliungen:
Deutsche Bundesbank: Monatsberichte.

5. Börsenumsatzstatistik
(StBRD Band 1&2 S. 73, lf<I. Nr. VIII D 3)

Rechtsglundlage'
Yereinbarungen mit den Börsen.

Periodizität:
i\[onatliche Erhebung und Aufbereitung.

Kreis der Bef ragten:
IJörsen.

ßerichts.r.veg:
Befragte - Deutsche Bundesbank.

.Dargestellte Tatbestände :

Nleßziffer der Nominahverte und Durchschnittshurs der im
offiziellen Börsen'r'erkehr umgesetzten Wertpapiere

Veriif f entlichungen:
Deutsche Bundesbank: Monatsbericite.

F. Sonstiges Geldwesen; Zahlungsschwierigkeiten

1. Die Währungen der Welt
(StBRD Band 782 5.74, lfd. Nr. VIII E 1)

Periodizitrt:
Viertel.jährliche Zusammenstellung (nach dem Stand von
Ilnde IIärz, Juni, Sepiember unil Dezember).

' Dnrgestellt,e Tatbestände:
Amtliche Devisenkurse an der Franhfurter Börse (Stichtags-
hurse und Kursdurchschnitte).
Än- und Verkaufskurse der europäischen Zentralbanken
{ür dcn US-Dollar (gemäß Ariikel 9 des Europüischen
Währungsabkommens) .

Errechnete Paritäten, Niedrigsi- und Höchstkurse der multi-
lateral gehandelten europäischen'\Mälrrungen;
Währungsparitäten (Goldparitäten).
fm Ausland festgestellie Devisenhurse {ür US-Dollar
(Pfund Sterling ünd Deutsche Mark) und errechnete
DII-Yergleichswerte.

(Die Zusammenstellung erfolgi an Hand vorliegenden Mate-
riels irr del Deutschen Bundesbanlr.)

\reröf f entlichungen:
Deutsdre Bundesbank: Die rVährungen der Velt (vierteljähillich).

2. Statistik der Devisenkurse
(SIBRD Band 182 S. 74, lfd. Nr. VIII E2)

Periodizität:
Börsentägliche Zusammenstellung.

Dargestellie Tatbestände :

Amtliche Devisenkurse an der Frankfurter Börse.

_(Die Zlsainmenstellung erfolgt an Hand vorliegenden
Maierials in der Deutschen Bundesbank.)

Ver'öf f entlichungen:
Deutsche Bundesbank : Monatsberidrte.

3. Statistik der Geld- und Zinssätze
(stBRD Band 1825.74,lfd. Nr. VIII E3)

Rcclrtsgrun dlage:
Gesetz. über die Deutsche Bundesbanh vom 26. Juli 1957
(BGB]. r S.745).

Periodizit,ät:
_ Für Tagesgeldsätze tägliche Zusammenstellung, für Geld-' marktsätze wöchentliche Zusammenstellung, sonstige . Zins-

silize bei \rerändclung.

' Dargestellte Tatbestände :

,, Diskont- und Lombardsatz] Privatdiskontsätze, Geldsätze am
Frankfurier Geldmarkt, Soll- und Habenzinsen im Bundes-
gebiet einschließIich Berlin (Wesi).
(Die Zusammenstellung erfolgt an IJand vorliegenden
Materials in der Deutschen Bundesbank.)

Veröf f enilichungen:
Deutsche Bundesbank: Monatsberichte.

4. Statistik der Ausgleichsforderungen
(StBRD Band 182 S. 74, lfd. Nr. VIII E 4)

Recht,sgrundlage:
Kreditinstitute: Gesetz über die Deutsche Bundesbanh vom
26. Juli 1957 (BGBI. I S.745), § 18.

Yersicherungsunternehmen und Bausparkassen: Yerein-
barungen.

Periodizität:
Gelegentliche Sondererhebungen mii monatlichen Fort-
schreibungen.

I(reis der Bef ragten:
Kreditinstitute, Bausparkassen, Bundesaufsichtsamt für das
\rersicherungs- und Bausparrvesen.

Berichtsrveg:
Befragte - Deutsche Bundesbank.

Dargestellte'Tatbestände :

Ausgleichsforderungen der Bundesbank, der Kreditinstitute,
Yer§icherungsunternehmen und Bausparhassen nach SchuId-
nern und Arten der Ausgleichsforderungen.

Veröf f entlichungen:
Deutsdle Bundesbank: Monatsberidrte.

5. Statistik der Hypothekenbewegung
(StBRD Band 782 5.74, lfd. Nr. VIII E f)

Rechtsgrundlage:
Vereinbarungen mit den Ländern und Anordnungen der
Länder.

Periodizität:
Halbjährliche Erfassung und Aufbereitung.

Kreis der Bef ragten:
Amtsgerichte.

Berichtsweg:
Befragie-StLÄ-StBÄ.
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6. Statistik der Konkurse und Yergleichsverfahren
(SIBRD Band 182 S. 74, lfd. Nr. VIII E Q

Rechtsgrundlage:
Vereinbarungen mit den Ländern und Anordnungen der
IJänder.

Periodizität: ' 
.

l\{onatliche (für finanzielle Ergebnisse jährliche) Erfassung;
monatliche und jährliche Aufbereitung.

Kreis der Bef ragten.
Amtsgerichte.

Berichtsweg:
Befragte-StLA-SiBÄ:
Dargestellte Tatbestände :

Monatlich und jährlich: Zahl der Konkurse und Vergleichs-
verlahren nach Wirtschaftszweigen, Rechtsform der Unter'-
nehmen und Höhe der voraussichilichen Forderungen.
Jährlich: Voraussichtliche flnanzielle Ergebnisse der Kon:
kulse und Vergleichsverfahren nach Wirt§chaftszweigen und
Rechtsform dei Unternehmert, Zahl der Konkurse und Ver-
gleichsverfahren von Vertriebenen und Zugelvanderten.
Fachliche Gliederung nach der ,Systematik der Wirtschafts-
zrveige (Ausgabe 1961)..

Yeröf fentlichungen, ll

'§7iSta 58/2; 5912; @12; 6112; 6212i
über ffnanzielle Ergebnisse: 5815i 5914i 6014i 6114i 6215.

\fliSta* (monatlich).
Fadrserie A, Reihe,l (unregelmäßig).
Vorgesehen :

Fachserie I, Reihe 3.

Bemerkungen:
Außerdem werden im SIBA monatlich Anzahl und Betras
der Wechselploteste zusammengestellt und im WiSta* ver-
öfrentIicht.

Dargestellte Tatbestände :

Eintragungen von Hypotheken, Grund- und Rentenschulden
privater Gläubiger und Gläubiger im Ausland auf landwirf-
schaftlichen sowie auf sonstigen Grundstücken, jeweils nach
Art der Grundstücksbelastung.
Eintragungen und Löschungen von Schiffshypotheken auf
See- und Binnenschiffen nach Gläubigergruppen.

Verö [f ent]ichungen:
§7iSta 58/11; 59111i 60llli 6117l.

Bemerkungen:
Die Eintragungen der von Anstalten (Banken, Versicherun-
gen und öffenilichen Stellen) gewährten Hypothekarkredite
werden ab 1961 nicht mehr erfaßt. Auch die Löschungen
von Grundpfandrechten werden ab 1961 nicht mehr ermitteli.

I

lt

t
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IX. Öffentliche Sozialleistungen; Versicherungen

^ A. Sozialversicherung.

1. Statistik der Rentenversicherungen (Rentenversiche.
rungen der Arbeiter und der Angestellten, knapp-
schaf tliche Rentenversicherung)

a) Yierteljahresstatistik der Rentenversicherungen
(StBRD Band 182 5.75, lfd. Nr. IX A 1 a)

R e c h t s g r u n d I a g e :

Yerwaltungsvorschriften des Bundes und der Länder,

Periodizität:
Vierieljährliche Berichterstattung uncl Zusammenstellung.

I(reis der Bef ragten:
I. Landesversicherungsanstalten; II. Sonderanstalten;
III. Bundesversicherungsanstalt für Angestellte; IV. Knapp-
schaften; V. Rentenrechnungsstellen der Deutschen Bundes-
post.

Berichtsweg:
Zu I: Befragte - Arbeitsministerien der Länder - Bundes-
minisieriumJür Arbeit und Sozialordnung (Landesversiche-
rungsanstalt Oldenburg-Bremen berichtet direkt an Bundes-
ministerium für Arbeit und Sozialordnung); zu II: Befragte

- Bundesministerium für Arbeit und Soz-ialordnung; zu I-II:
Befragte - Bundesversicherungsamt - Bundesministerium
für Arbeit und Sozialordnung; zu IV: Befragt,e - Arbeits-
gemeinschoft der Knappscha-ften - Bundesi-rinisterium für
Arbeii und Sozialordnung; zu V: Befragte - Bundes-
ministerium für Arbeit und Sozialordnung.

Dargestellte Tatbestände :

Rentenantr'äge und ihre Erledigung, Rentenbestand, Ein-
nahmen und Ausgaben. fn der knappschaftlichen Rentenver-
sicherung zusätzlich die Versicherten.

Veröffentlichungen:
Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung:
Arbeits- unil Sozialstatistische Mitteilungen (vierteljährlidr).

b) Jahresstatistik der Rentenversicherungen
(StBRD Band 182 S. 75, lfd. Nr. IX A 1 b)

R e c h t s g r u n d 1 a S e :

Reichsversicherungsordnung vom 15. Dezember 1924 (RGBI. I
S. 779), § 1358, fi Yerbintung mit § 2 des Bundesversiche-
rungsamtsgesetzes (BVAG) vom 9. nlai 1956 (BGBI. I
S. 415); Gesetz über die Errichtung der Bundesversiche-
rungsanstalt für Angestellte vom 7. August 1953 (BGBI. I
S.857), § 2 Abs.2.

Periodizität:
Jährliche Berichterstattung und Zusammenstellung.

Kreis der Bef ragten:
I. Landesversicherungsanstalien; II. Sonderanstalten;
III. Bundesversicherungsanstalt für Ängestellie; IV. Knapp-
schaften.

Berichtsrveg:
Ztt I: Belragte - Arbeitsministerien der Länder - Bundes-
ministejium für Arbeit und Sozialordnung (Landesversiche-
rungsanstalt Oldenburg-Bremen berichtet direkt an Buncles-
ministerium für Arbeit und Sozialordnung); zu II: Befragte

- Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung; zu III:
Befragte - Bundesversicherungsamt - Bundesministerium
für Arbeit und Sozialordnung; zu IV: Befragie - Arbeits-
gemeinschaft der Knappschaften - Bunclesministerium .für
Arbeii und Sozialordnung.

Dargestellte Tatbestände :

' Organisation, Rentenanträge und Rentenbestand, Ursachel
und Zusammensetzung des Rentenzugangs, Einnahmen und
Ausgaben, Vermögen.

Veröffentlichungen:
Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung :

Die Invalidenversidrerung (1949 bis 1951; 1952 bis 1953; 1954 bis 195Q.
Die Angestelltenversicherung (1949 bis 1952).
Die lnappsdraftlidre Rentenveßidrerung (1949bis 1951i 1952 und1953;
1954 und 1955; 1956 und 1957).

c) Statistik der Betriebsmittel und der Vermögensanlagen' in den'Rentenversicherungen
(SIBRD Band 182 S.75, Ifd. Nr. IX A 1 c)

R e c h t s g r u n d 1 a g e :

Verwaltungsvorschriften des Bundes und der Länder.

Periodizität:
Halbjährliche Berichterstattung und Zusammensteilung.

Kreis der Bef ragten:
Siehe lfd. Nr. 1b.

Berichtsrveg:
Siehe lfd. Nr. 1b.

Dargestellte Tatbestände :

Bestand an Betriebsmitteln. Bestand an und Zugang von
langf ristigen Vermögensanlagen.

V e r ö f f e n t I i c h u n g e n :

Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung:
Arbeits- und Sozialstatistische Mitteilungea (halbjährlidr).

2. Statistik der sozialen Krankenversicherurlg

a) Monatsstatistik der sozialen Kranlienversicherung
(StBRD Band 182 S. 75, lfd. Nr. IX A 2a)

Rechtsgrundlage:
Verwaltungsvorschriften über das Rechnungsrvesen bei den
Trägern der sozialen Krankenversicherung vom 31. August
,1956 (Bundesanzeiger Nr. 174 - Beilage), § 43.

Periodizität:
Monatliche Berichterstattung und Zusammenstellung.

Kreis der Bef ragten:
Gesetzliche Krankenkassen, und zwar:rI. Knappschaftliche
Krankenkassen; II. Betriebskranhenkassen der Bundesbahn,
der Bundespost, des Bundesministeriums für Verkehr, See-
Krankenkasse; III. übrige Krankenkassen.

Berichtsrveg:
Zu I: Befragte - Arbeitsgemeinschaft der Knappschaften

- Bundesministerium für Arbeit und SozialordnunE: zu II:
Befragte - Bundesministerium für Ärbeit und Sözialord-
nung; zu III: Befragte - aufbereitende Stellen der Länder
(SILA oder oberste Arbeitsbehörden der Länder) - Bundes-
ministerium für Arbeit und Sozialordnung.

Daigestellte Tatbestände :

Mitglieder, Kranke, Krankenstand, Kranhenhausstand.

Veröffentlichungen:
Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung :

Arbeits- und Sozialstatistisdre Mitteilungen (monatlictr).

b) Halbjahres- und Jahresiechnung der sozialen Kranken-
versicherung
(StBRD Band 182 S. 75, lfd. Nr. IX A 2b)

R e c h t s g r u n d I a g e :

Verrvaltungsvorschriften über das Rechnungswesen bei den
Trägern dEr sozialen Krankenversicherung",om 31. August
19ä6 (Bundesanzeiger Nr. 174 - Beilage)l § 4i.
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Periodiziiät:
Berichterstattung und Zusammenstellung für das erste HaIb-
jahr jedes GescEäfts.lahres und für das Geschäftsjahr.

Kreis der Bef ragten:
Siehe lfd. Nr. 2 a.

Berichtsrveg:
Siehe lfd. Nr.2a

Dargestellte Tatbestände :

Einnahmen und Ausgaben, Vermögen.

Veröffentlichungen:
Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung,
Arbeits- und Sozialstatistische Mitteilungen (halbjährlich)
Sonderheft : Die soziale Krankenversicherung (ähdlidr).
Vorläuflge Ergebnisse der Jahresredrnung in den »Arbeits- und Sozial-
statistischen Mitteilungen".

c) Jährliche Geschäftsergebnisse der sozialen Kranken-
versicherung
(SIBRD Band 782 5.76, lfd. Nr. IX A 2 c)

R e c h t s g r u n d I a g e :

Verrvaltungsvorschriften über das Rechnungsrvesen bei den
Trägern der sozialen l(rankenversicherung vom 31. August
1956 (Bundesanzeiger Nr. 174 

- 
Beilagell § 42.

Periodizität:
Jährliche Berichterstattung und Zusammenstellung.

Kreis der'Bef ragten:
Siehe lfd. Nr. 2 a.

Berichtsweg:
Siehe lfd. Nr. 2 a.

Dargestellte Tatbestände :

Personal, Eigenbetriebe, Satzungsbestimmungen, 1\{itglieder,
Leistungsfälle.

Veröffentlichungen:
Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung :

Sonderheft: Die soziale Krankenvereidrerung (jährlich).

' 3. Statistik der gesetzlichen Unfallversicherung

a) Halbjahresstatistik der gesetzlichen Unfallvcrsicherung
(SIBRD Band 182 S. 76, lfd. Nr. lX A 3 a)

Rechtsgrundlage:
Verwaltungsvorschriften des Bundes und der Länder.

Periodizität:
I{albjährliche Berichterstattung und Zusamrnenstellung.

Kreis der Bef ragten:
I. Gewerbliche Berufsgenossenschafüen; II. Landwirtschaft-
'liche Berufsgenossenschaften, Gemeincleunfallversicherungs-
verbände, Ausführungsbehörden.

Berichtsweg:
Zu I: Beflagte 

- 
Hauptverband der gewelblichen Berufs-

genossenschaften 
- 

Bundesministerium für .\r'beit und
Sozialordnung; zu II: Befragte 

- 
Arbeitsministelrien der

Länder 
- 

Bundesministerium für Arbeii und Sozialordnung
(Gartenbau-Berufsgenossenschaft, Ausfühmngsbehcirtlen der
Bundesbahn, der Bundespost und des Bundesministeriums
für Yerkehr sowie Bundesausführungsbehörde berichten
direkt an Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung).

Dargestellie Tatbestände :

Versicherte, gemeldete und erstmals entschädigte Arbeits-
unfäIle und Berufskrankheiten, Renten- und l(rrnkengelcl-
empfänger sorvie Ausgaben.

V e r ö f f e n t I i c h u n g e n '

Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung:
. Arbeits-undSozialstatistisdleMitteilungen (halbjährlich).

b) Geschäfts- und Rechl]rungscrgebnissc der gesetzlichen
Unfallversicherung
(SIBRD Band 782 5.76, lfd. Nr. IX A 3 b)

Rechtsgrundlage: r1

Reichsversicherungsordnung vom 15. Dezernber 1924 (RGBI. I
S.779), §721, iriVerbindirng mii §1des Bundesversiche-
rungsämtigesetzes (BVAG) - r'om L nlai 1956 (BGBI. I
s. 415).

Periodizität:
Jährliche Berichterstattung und Zusammenstellung.

Kreis der Bef ragien:l
Siehe ]fd. Nr. 3 a.

Berichtsrveg:
Siehe lfd. Nr. 3 a.

Dalgcstellte Tatbes tiinr[e :

PersonaI. SelbstverlvaliungsorEane, Betriebe, Versicherte,
Vollarbeiter, Entgelte, angez.ei§te uncl erstmals entschädigte
Arbeitsunfälle unrl Bemfskrankheiien, Leist,unesenrpfänger',
Ausgaben und Einnahnren, Vermögen.

V e r ö f f e n t l i c h u n g e n :

Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung
Die geserzliche llnfallvesidrerurig (iärhrlich).

c) Unfallstatistik det Träger der gcsetzlichen Unfall-
versicherung
(StBRD Band 182 5.75, lfd. Nr. IX A 3 c)

llechtsgrundli,sc:
Verwaltungsvorschriften des Bundes und der Läncler'. I

Periodizität:
Jährliche Berichterstattung uncl Zusammenstellung

Krcis der Bef ragten. .,
Siehe lfd. Nr. 3 a.

Berichtsweg:
Siehe lfd. Nr. 3 a.

Dargesteilie Tatbcstände :

Angezeigte, erstmals entschädigte sowie tödliche Arbeits-
unf-äIle 'i,nä Be.rrfsk"ankheitän "nach den Gägenständen. an
denen sich der Unfall ereiEnet hat, sorvie nach den Tä,tig-
keiten der Verletzten im Zeitpunlit des Unfalles untl den
Unfallvorgängen. 

r
VeröffentIichungcn:
Bundesministerium f ür Arbeit und Sozialo rdnun g :

Unfallslatistik der.gsetzlidren Unfallversicherung - Hauptergebnisse -(in größören Abständen).

4. Statistik der Arbeitslosenversichelung und Arbeits.
losenhilfe

a) Monats- und Halbjahresstatistik
sichcrung und Arbeitslosenhilfc

dcr Arbeitslosenvcr'-

(StBRD Band 182 5.76, lfd. Nr. IX A 4 d)

Rechtsgrundlagc ll

Gesetz über Arbeitsvermittlung und :\rbeitslosenversiche-
rung (AVAVG) in der Fassun§vom 3.April 1957 (BGBI. I
s.321), § 202.

Pcrioclizitäi: rr

Monatliche und halbjährlichc
sammenstellung.

I(reis der Befragten.
Arbeitsämter.

Berichtsweg:
Befragte 

- 
Landesarbeitsämter Bundesanstalt für ,

Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenver.sicherung.

Dargestellte Tatbistände: ,

Monatlich: Bestand an Hauptbetragsernpfängern, -!ntrage
auf Arbeitslosengeld und auf Unterstützung. au1 der Ärbeiti-
losenhilfe, nlalJnahmen geeen mißbränchlichc Inanspmch-
nahme von Leistungen, geiiennt nach Albeitslosenvcisichc-
rung und Arbeitslosenhilfe.

Berichterstattung und Zu:
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LIalb.jährlich: Hauptbetragsempfänqer. in der,\rbeitslosen-
t e rs i cherung und Arbeitsloienhilf e n-ach verschiedenen Merli-
malen, z. B. riach dem 'Wochenarbeitsverdienst, 

nach Alters-
gluppen sowie HauptbetraEsempfänger in der Arbeitslosen-
hille nach der Dauei des l-Interitützüngsbezuges.

Veröffentlichungen : '
Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung:
Amtliche Nachridrten (monatlich bzw, haflbjährlidr).

b) Statistik der Beitragszahler'zur Arbeitslosenversicherung
(SIBRD Band 182 5.77 , lfd. Nr. IX A 4 b)

Rechtsgrundlage:
Siehe lfd. Nr. 4 a.

Periodizität,:.
I-Iatbjährliche Berichter.statturg ui.,d Zu.nr.rme.nstellung.

Iireis der Bef ragten:
I{ranlienkassen, die für die Bundesanstalt für Arbeitsver-,
nrittlung und Arbeitslosenversicherung die Beiträge erheben.

Berichtsrveg:
Befrrgte Landesarbeitsämter - Bundesanstalt für
-\rbeißvernrittlung und Arbeitslosenr ersicherung.

Dalgestelite'Iatbestände :

Beitragszahler und Beitragsbefreide.

Vr rii lf c ntliclru ngen :

Bundesanstalt für Arbeitsvemittlung und Arbeitslosenveridrerung :

Amtliche Nadrridrten (halbjährlidr).

c) Statistik tler wertschaffenilen Arbeitslosenhilfe
(StBRD Band 182 S. 77, lfd. Nr. IX A 4 c)

Reclitsgrundlage:
Siehe lfd. Nr. 4 a.

Periodizität:
l[onatliche Berichterstaitung und Zusammensiellung.

l(reis cler Befragten:
Arbeiisiimter.

t Berichtss.eg:
.Bef ragt'e 

- 
Landesa rbeitsämter Bundesansialt fiir

Ärbeiisvermittlung und Arbeitslosentersicherun g.

Dargestellt'e Tatbestände :

Notstandsarbeiier und Notstandsrnaßnahurcn nach der r\rt
der 1\Iaßnahmen.

1't: r d f f ent.I i chun g e n :

Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversidrerung :

Amtlidre Nachrichten (monatlich).

B. Kriegsopferversol'gung, Lastenausgleich

1. Statistik der Kriegsopfervelsorgung

a) Yierteljahrcsstatistik über Versorgungsanträge und Yer-
sorgungsberechtigte
(SIBRD Band 182 S. 78, lfd. Nr. IX B 1 a)

R e c h t s g r u n d I a g e :

Velrvaltungsvorsch;ften des Buncles und del Länder.

Periodizität:
Vierteljrihrliche Bericlrterstattung und Zusammenstellung.

I(r'cis der Befraglen:
Yersorgungsämter.

Berichtsrveg:
Befragte - 

Landesversorgungsämter - Arbeitsministerien
rler Li,nder * Bundesministerium für Arbeit und Sozial-
orclnung.

Da rEestelltc Tatbestänrle :

\-ersorgungsanträge turd ihrje Erledigung, ancrkannte Ver-
so rgun§s be-rcch tigte (Bestand und Vei'ä nilerungen) .

V erbl{entlichungen:
Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung :

Arbeits- und Sozialstatistische Mitteilungen (vierteljährlich)
Bundesvesorgungsblatt (vie rtel j ährlich).

b) Statistik der Auslandsversorgung
(STBRD Band 182 S. 28, Ifd. Nr. IX B 1 b)

Rechtsgrundlage:
Verrvaltungsvorschriften des Bundes und der Länder.

Periodizität:
Halbjährliche-,. zun Teil nur jährliche Berichterstatiung und
Zusammenstbllung.

Kreis der Bef ragt,en:
Yersorgungsü mte r.

Berichtsweg:
Siehe ]fd. Nr. 1a.

Dargestellie Tatbestände :

Anträge auf Auslandsversorgung, anerkannte Versorgungs-
bercchtigte mit ständigem Wohnsitz im Aus'land.

Vcrüf f cntliclrungcn:
Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung:
Bundesvereorgungsblatt (ralbjährlich bzw. jährlich).

c) Jährliche Son«lererhehung übcr Yersorgungsberechtigte
(SIBRD Band 182 S. 78, tfd. Nr. IX B 1 c)

R e c h t s g r u n d I ä g e :

Verwaltungsvorschriften des Bundes und der Länder.

Periodizität:
Jährliche Berichterstattung und Zusammenstellung.

Kreis der Befragten:
Velsolgungsärnter.

Bclichtsweg:
Siehe Ifd. Nr. I a.

Dargestelltc Tatbcst,älde.
Art und Höhe der Versorgungsbezüge, sonstige Renten-
merkmaie (in grbßeren Zeitabständen gegliederf nach dem
Ältersaufbau där Versorgungsberechtigtän).

Vcr'ö l" f en tl i ulr r n gcn :

Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung:
Arbeits- und Sozialstatistisdre Mitteilungen (?ihrlidr). \

d) Statistik der orthopädischen Yersorgung der Kriegs-
beschädigten
(stBRD Band 182 S.78, tfd. Nr. IX B 1 d)

Rechtsgrundlage:
\rerrväIiungsvorschriften des Bundes und der Länder.

Periodizi,tdt:
Jährliche Berichterstattung und Zusammenstellung.

I(rcis del Belragtcn:
Orthopädische Yersorgungsstellen.

Berichtsrveg:
Siehe lfd. Nr. 1 a..

Dargestellte Tatbesttinrie :

Tätigkeit der orthopädischen Versorgungsstellen, Anträge,
Bewilligungen.
Orthopädisch Versorglte nach Art der Beschädigung und
nach den rvichtigsten benutzten Hilfsmitteln.

Veröf f enilichungen:.
Bundesministelium f ür Arbeit und Sozialordnung :

Arbeits- und Sozialstatistisdre Mitteilungen (ährlidr).
Bundesversorgungsblatt (ährlich).
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2. Statistik der Darlehen und Beihilfen für
gene, deren Angehörige sowie politische

Kriegsgefan-
Häftlinge

a) Statistik über die Gewährung von Darlehen und Bei-
hilfen nach dem Kriegsgefangenenentschädigungsgesetz
und nach dem Häftlingshilfegesetz

R e c h t s g r u n d I a g e :

Statistik-Rundschreiben Nr.49 vom 7. Februar 1956 und
Nr.67 vom 18. Juni 1957.

I
Periodizitäi:
Halbjährliche Berichterstattung und Zusammenstellung
(Stichtage: 30. Juni, 31. Dezember)..

Kreis der Bef ragten:
Ausgleichsämter.

Berichtsrveg:
Befragte - 

f,lndss2usgleichsämter - Bundesministerium
für Vertriebene, Flüchtlinge und Kriegsgeschädigte - Bun-
desausgleichsamt.

Dargestellte Tatbestände :

Zahl und Betrag der Darlehen zum Aufbau oder zur Siche-
rung der wirtschaftlichen Existenz oder zur Beschaffung
von JMohnraum, Zahl und Betrag der Beihilfen zur Be-
schaffung von Hausrat. Empfänger, gegliedert nach ehe-
maligen Kriegsgefangenen und ehemaligen politischen'Häft-
lingen.

V e r ö f f e n t I i c h u n g e n :

Bundesausgleichsamt:
Statistisöe Informationen (halbjährlidr).
Amtliches Mitteilungsblatt (halbjähiliü).

b) Statistik der Unterhaltsbeihilfen
Kriegsgefangenen
(SIBRD Band 182 S. 78, lfd. Nr. IX 82)

für Angehörige von

R e c h t s g r u n d l a g e :

Yereinbarungen mit den Ländern und Anordnungen der
Länder.

Periodizität:
Jährliche Erfassung und Aufbereitung.

Kreis der Bef ragten:
Landesversorgungsämter.

B e richtsweg:
Befragte-StLA-StBA.
Dargestellte Tatbestände :

Empfänger von llnterhaltsbeihilfen. Parteien mit Personen
und Aufwand nach zwei Personengruppen.

V e r ö f f e n t I i c h u n g e n :

StB VI/30 (vierteljährlidr; für 1960 jährlidr). 
.

Bemerkungen:
Die Statistik ist ab Rechnungsjahr 1961 eingestellt.

3. Statistik über den Lastenausgleich 
t

a) Statistik der Schadensfeststellung und Hauptentschädi-
Sung
(StBRD Band 182 S.78, Ifd. Nr. IX B 3a)

R e c h t s g r u n d I a g e :

Statistik-Rundschreiben Nr. 78 vom 2. April 1959 (Mtbl.
BAA S.245).

Periodizität:
. Monatliche Berichterstattung; monatliche, teihveise liertel-

jährliche Zusammenstellung.

Kreis der Befragten:
Ausgleichsämter.

Berichtsrveg:
Befragte - Landesausgleichsämter 

- 
Bundesausgleichsamt

(Aufbereitung von Eigebnissen über die Schädensfest-
stellungen vierteljährlich im SIBA).

Dargestellte Tatbes,tände :

Eingang und Bearbeitungsstand der Anträge auf Schadens-
feststellung nach Schadensgruppen (Veltreibungsschäden
nach Heimätgebieten, Kriegssachschäden, Ostschäden), An-
zahl und Betrag der Schadensfeststellungen nach Schadens-
gruppen und Vermögensarten (land- u"nd forstrvirtschaft-
liches Vermögen usw.) sowie der zuerkannten und erfüIlten
Ansprüche auf Ilauptentschädigung nach Gelchädigten-
gruppen. ErfüIlung der Ansprüche, gegliedert hach Bar-
erfüllung, nach Erfüllung durch Begründung von Sparein-
lagen und Schuldbuchforderungen solvie durch Verrechnung,
nach Erfüllung durch Ilmrvandlung von Darlehen und durch
Anrechnung von I(riegsschadenrente.

Veröf f entlichungen:
Bundesausgleicüsamt:
Statistisdre,Infomationen (vierteljährliü).
Amtlidres Mitteiflungsblatt (vierteljährlich).

b) Statistik der'Kriegsschadenrente und der Beihilfen zum
Lebensunterhalt
(StBRD Band 182 5.79, lfd. Nr. IX B 3b)

R e c h t s g r u n d I a g e :

Statistik-Rundschreiben Nr. 69 vom 30. August 1957 (Mibl.
BAA S.376).

Periodizität:
Vierieljährliche Berichterstattung und Zusammenstellung.

I{reis der Befragten: 
,,

Ausgleichsümter.

Berichtsweg:
Befragte - Landesausgleichsämter - Bundesausgleichsamt.

Dargestellte Tatbestände :

Siand der
von

(Berechtigte)
Beihilfen zum

Lebensunterhalt

Yeröf f entlichungen:
Bundesausgleidrsamt:
Statistisdre Inf omationen
Amtlidres Mitteilungsblatt

(vierteljährlich).
(vierteljährlidr).

c) S-tatistik der- Hausratentschädigung und der Beihilfe) zur
Hausratbeschaffung
(SIBRD Band 182 S. 79, lfd. Nr..IX B 3c)

Rechtsgrundlage:
Statistik-Rundschreiben Nr. 70 vom 30. November 1957
(Nrrbl. BAA 5.477).

Periodizität:
Halbjährliche Berichterstattung und Zusammenstellung.

Kreis der Bef ragten:
Ausgleichsämter.

Berichtsrveg:
Befragte - Landesausgleichsämter - Bundesausgleichsamt.

Dargestellte Tatbestände :

Bervilligte Anträge und Beträge nach 1., 2. unrt 3. Rate
sorvie nach den Schadensstufenf, II und III.Leistungsemp-
fänger nach Geschädigteng"rpp.n.

V e r ö f f e n t I i c h u n g e n :

Bundesausgleidrsamt:
Statistische Infomationen (halbjährllich).
Amtliches Mitteilungsblatt (halbjäihrlidr).

d) Statistik der Aufbaudarlehen (gewerbliche Wirtschaft
und freie Berufe; Landwirtschaft! W-ohnungsbau)
(StBRD Band 182 S. 79, lfd. Nr. IX B 3 d)

Rechtsgrundlage:
Statistik-Rundschreiben Nr. 66 vom 4. Juni 1957 (Mtbl. BAA
S. 2q8), Nr. 72 vom 10. März 1958 (Mtbl. BAA S. 72),
Nr.85 vom 18. Mai 1960 (Mtbl. BAA S. 163).
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Periodizität:
Halbiährliche, teilweise vierteljährliche Berichterstattung
und Zusammenstellung.

Kreis der Bef ragten:
Ausgleichsämter.

Berichtsweg:
Befragte - Landesausgleichsämter - Bundesausgleichsamt.

Dargestellte Tatbestände :

Aufbaudarlehen nach Bestimmungszwech und Berufsgruppen
der Empfänger, nach Größenklassen der iibernommenen
Iandrvirtschaftlichen Betriebe, nach Zahl und Art der ge-
förderten Wohnungen.

Yeröffentlichungeh:
Bundesausgleidrsamt;
Statistisdre Infomationen Qralbjährlidr, teilweise vierteljährlich).
Amtliches Mitteilungsblatt (halbjährlidr, teilweise vierteljährlidr).

e) Statistik der Ausbildungshilfe
(StBRD Band 182 S. 79, lfd. Nr. IX B 3 e)

Rechtsgrundlage:
Durchführungsbestimmungen zur lMeisung über clie Aus-
bildungshilfe vom 14. Juni 1957 (Mtbl. BAA S.258).

Periodizität:
Halbiährliche Berichterstattung und Zusammenstellung
(Stichtage: 30. Juni, 31. Dezember).

Kreis der Bef ragten:
Ausgleichsämter.

Berichtsweg:
Befragte - Landesausgleichsämter - Bundesausgleichsamt.

Darges tellte Tatbesiänd'e :

Anzahl und Betrag der bewilligten Ausbildungshilfen für
SchüIer an N{ittelschulen und Höheren Schulen, Fach- und
Berufsschulen, für Stuclierende an Hochschulen, für Akade-
miker im Yorbereitungsdienst, für Lehrlinge und Anlern-
linge.

V e r ö f f e n t I i c h u n g e n :

Bundesausgleichsamt:
Statistisdle Infomationen
Antliches Mitteilun gsblatt

f) Statistik des Währungsausgleichs für Sparguthaben
Vertriebener
(SIBRD Band 182 S. 79, lfd. Nr. IX B 3 F)

Rechtsgrundlage:
Statistih-Rundschreiben Nr. 20 vom. 20. Januar 1954 und
Nr. 38 vorn 6. Mai 1955.

Perrodrzrtat:
Halb.iährliche Berichterstattung und Zusammenstellung
(Siichtage: 30. Juni, 31. Dezember).

Iireis der Befragten:
Ausgleichsämter.

Berichtsrveg:
Befragte - Landesausgleichsämter - Bundesausgleichsarnt

Dargestellte Tatbestände :

Änzahl und Kapital der bervilligten unrl erteilten Ausgleichs-
gutschriften.

Veröffenilichungen:
Bundesausgleidrsamt:
Statistische Infomationen
Amtliches Mitteilungsblatt

g) Statistik über Darlehen zur Förderung von Heimen
(StBRD Band 182 5.79, lfd. Nr. IX B 3 g)

R e c h t s g r u n d l a g e :

Statistik-Rundschreiben Nr.36 vom 12. Januar 1955.

Periodizität:
Jährliche Berichterstattung und Zusammenstellung (Stich-
tag: 31. Dezember). , '

Kreis der Bef ragten:
Landesausgleichsämter.

Berichtsrveg:
Befragte - Rundesausgleichsamt.

Dargestellte Tatbestände :

Mit Darlehen geförderte Heime und Einrichtungen der
Wohlfahrtspflege (gegliedert nach Heimarten und Trägern
der Heime). Schaffung von Plätzen für Geschädigte in
Heimen. Gesamtkosten der Heime und hierfür aus dem Aus-
gleiclisfonds gewährte Darlehen.

Veröf f ent)ichungen:
Bundesausgleichsamt:
Statistisdle Informationen
Amtliches Mitteilungsblatt

h) Statistik über die Tätigkeit der Heimatauskunftstellen
und der Vororte
(SIBRD Band 182 S. 80, Ifd. Nr. IX B 3 h)

Rechtsgrundlage:
Statistili-Rundschreiben Nr. 24 vom 28. April 1954, Nr. 32
vom 30. Dezember 1954, Nr.62 vom 30. November 1956,
Nr. 63 r,om 16. Januar 1957, Nr. 77 rom 3. März 1959 und
Nr. 94 vom 6. März 1962.

Periodizität:
Vierteljährliche Berichterstattung und Zusammenstellung,

Kreis der Bef ragten, '
Heimatauskunf tstellen.

B e richtsweg:
Befragte 

- 
Landesausgleichsämter - Bundesausgleichsamt.

Dargesiellte Tatbestände :

Angemeldete Vertreibungs- und Ostschäden an lancl- und
forstwirtschaftlichem Vermögen, Grundvermögen und Be-
triebsvermögen. Erstellte Gutachten.

Yerii Iflentlichungen:
Bundesausgleidrsamt:
Statistische Informationen
Amtlidres Mitteilungsbtratt

i) Statistik zum Altsparergesetz
(StBRD Band 182 S. 80, lfd. Nr. IX B 3 i)

R e c h t s g r u n d I a g e :

Statistik-Rundschreiben Nr. 84 vom 18. NIai 1960 (Mtbl.
BAÄ S.162). \

Periodizität:
Halbiährliche Berichterstattung und Zusammensiellung
(Stichtage: 30. Juni, 31. Dezember).

Kreis cler Bef ragten:
Ausgleichsämter.

BerichtsweE:
Befragte - Landesausgleichsämter - Bundesausgleichsamt.

Dargestellie Tatbestände: r

Bearbeitung 'r.on Anträgen, die von den Geldinsiituten den
Ausgleichsimtern zur Entscheidung zugeleitet rvnrden. Be-
arbeitulg der den Ausgleichsämtern unmittelbar eingereich-
ten Antr.ige und cler FäIIe, in denen gegen die Entscheiclung
der Geldinstitute die Ausgleichsämter angerufen worden
sind.

V e r ö f f e n t I i c h u n g e n :

Bundesausgleidtsamt:
Statistische Infomationen
Amtlidres Mitteilun gsblatt

(halbjährlicJr).
(halbjlihrlich).

(ährlich).
(ährlich).

(ha1bjährlidr).
(halbjährlidr).

(vierteljährlidl).
(vierteljährlich).

(tralbjährlidt).
(halbjährlicJr).
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C. Fürsolge, sonstige Sozialleistungsstatistiken

l. Statistik det öffentlichen Fürsorge
(StBRD Band 182 S. 80, lfd. Nr. IX C1)

Rechtssr'undlage:
\rerorclnung über die Durchfrihrung von Statistiken auf dem
Gebiet rlcr Fiirsorgc rrnd der Jugendhil[c vom 2-1. nIärz 1960
(I3undesanzeiger Nr'. 60 S. 1). Abdluch im Änhang S.246.

Periodizitd,t:
Jülirliche (bis einschließlich Rechnungsjahr 1957 r.iert'el-
.iJhrliche) Erhebung und Arrfbereitung. Außerrlem jährlichc
Zusetzst at istili.

Kreis der BeIragteu'
Rund 600 Bezirlis- unrl Landesfür'solgevelbände bzrv. Flaupt-
fürsolgestellen

Berichtsrveg:
Beflagte-StLA-StBA.

Dargestellte 'I'atbcstirnde: .

ßestand uncl Yeliindorungen des Bestaudes an laufenrl unter-
stutzten Parieien untl Personen nach der Art der Leistungen
-r\usgaben und Einnabmen der lrllsemeinen Fiirsorge, rler
Frirsorgc lirr Zugervanclelte. der 'I'bc-Hille und cler sozialen
Fürsorge (gernäß dem 1. überleitungsgesetz), geglierlert
nach offencr und geschlossener Fürsorge io*,ie nach Ärt der
LeistunEen: sonstige Leistungen der Fulsorqeverbänr[e.
Arrßerdenr in der gesclrlossenen Fii:sorge: Bcstanrl unrl Vcr-
änderurrgen des Bestandes an unier'[ehraclrten Personen.
Zahl der \rerpflegungstagc und -\u frvand. qe.glietlelt rraclr
-\r't tler I-Ieime uncl -A.nstalten.
.Tährliche Zusatzsiatistili. r\ufglietlemus rler Partcien und
Per'sonen orlel cler Auftveltlungen n;rclr Empfdngergruppen
unrl Leistung§arten. Für 1956 und 1957 rvulde die Strulitur
der laufencl Unierstützten der offenen Firr'sorge (u. 

".Familientyp, Unterstütztengruppe) angerechnete Einkommen,
Höhe del UnterstützunE sorvie - f ür 1956 

- 
Alters-

gruppen) nachgerviesen. 1958/59 rvurden die cinmaligen
Unterstützungen der offenen rvir.tschaftlichen Fürsorge (u. a.
Unterstützungsfälle; Ilnterstritztengruppen, Anlaß und Ver-
rvendungszrveck der lJnterstützungen). 1960i61 clie Struktur
der Anstaltsfürsorge (u. a. untergebrachte Personen, Zrvecli.
Ärt und Dauer der Anstaltsfiirsoige) erfaßt.

\r e r' ö f f entl iohun g e n'
ViSta 58/7, t7i 5913,70i @17,11i 6115,8,1o
stB vI/28 üährlich)
fortgesetzt in
Fadrserie K, Reihe 1 (jährlich).
Fadrserie A, Reihe 4 (unregdlmäßig).

Bcmerliungcn:
Die jiihrliche Zusatzstatistili rvild urf lepriiseltativer Gmncl-
lage durchgc{iihrt. Für 1956 und 1957 t'urden durch Zu-
lallsausualr[ (lionrbinationen del Anfangsbuchstaben der
Familiennanrcn) rund 10 0/o der {ür September. laufend
rurrterstritzten Parteien cler olfenen Fürsorge (einschließlictr
sozialer Fürsorge nach clem Bundesversorgungsgesetz solvie
Tbc-HiI{e) erfaßt. Fiir 1958/59 .rvurden entsprechend 100/o
del in der Zeit vom 1. Oktober 195S bis 30. Sepiember 1959
einmalig Untersiützien, für lg60/61 100/o dei Ende März
1960 in Anstaltsfiirsolge untergebrachten Per'sonen erfaßt.
Sielrc arrch übersichi rrrf S. 296.

Berichtsrveg'
Befragt,e 

- 
StL;\ - SIBA.

Dargestellte Iatbes-tünde :

Tätigkeii der öffentlichen Organe in der Jugeutlhilfe;
Pfl egekindersclrutz, Amtslo rmunilschaf ten, \rat ersCha ltsfest-

, siellungen, Adoptionen, Gemeindewaisenrat, Schutzaufsicht
und sonstige Betreuung gefährdeter Jugendlicher, Amts-
pflege-scha{t- bzrv Ämtsbeistandschaft, Jügendgerichishilfe,
Bewählungshil [e, Nachr.r'eis der vorläufigen unilendgültigen
Fürsorgeeizielrung rrnd freirvilligen EüiehungshilfE soiuie
der Kosten hierfür. Bestafid an Einrichtungen'der Jugend-
hille und .r'orhandene Plätze.

Veröt'f cntlichungcn:
ViSta 58/12; 59112i 6[,112i 61110.

StB VV29 (iährlich)
fortgesetzt in - |
Fachserie K, Reihe 2 (jährlich).

Bemerkungen: I

Ln Rahmen dieser Statistik .s,urde auf Grunrl eiler Verein-
lqlgng mit den Ländcrn im Jahre 1955 (Stichtag 30. April
1955)-eine einmalige ErhebunE über die unter''Yo,.,nrrird-
schafi siehenden unehelichen Kinder r.ol BesatzunEsangc-
hörigen durchgefiihrt. Ergebnisse hierüber in WiSta 56/9 und
stB vli29l6.
Eine Darstellung der dffentlichen Jugendhilfe l,n Veltliebc-
rren unrl Zugeu';rndeltcn fiir. die Jalrr'e l9i7 bis 196.l rvilrl
irr Frclrselie A, Reilre 4 elfo.'lgen.

3. Statistik über die sozialen Yerhältnisse der Renten-
und Untrstützungsempfänger 1953/55
(StBRD Band 182 S. 80, lfd. Nr. IX C 3)

Reclrtsqrundlage:
Verold.nung über die-_Du-r,.h fiihrung eincl einmlliq"n Siatistili
iiber die sozialcn Verlrültnisse der . Renten- ]rncl Unter-
9!üt1g1gs_91pfänger vorn_ 12. August 1953 (Bundesanzeiger
Nr. 156 S. 1). Für Teil 2 dieseiStatistik (persönliche i3e-
fragung eines Teils der §o2ialleisiungsempfiincer) :,\nor.cl-

, rung znrn \rollzug des § 3 der Verordnung übei die Durch-
führung einer einrnaligen Statistik über äie sozialcn Ver-
hii,Itnisse der Renten- und Untetstiitzungsernpfiinger vom
3[. Janurr' 1955 (Bundes;rnz.ciger Nr 23 S. 1). '

Pcriodiz.itä,t'
Toil 1 der Statistik rvurde im SeptemLcr uncl Ohtobcr 1gb3
(Stand Sepiember 1953), TeiI 2'von l\{Lirz bis Mai 1955
(Stand Frühjahr 1955) durchgeführt.

Iireis cler. Befrasten: 
,,

TeiI 1: Soz.ialleistungsträger aller Ali; Tcil 2: Sozial-
-te rstunßselnp t anger.

2. Statistik der öffentlichen Jugendhilfe
(StBRD Band 182 S. 80, lfd. Nr. IX C2)

Ileclrtsgrrrntlirge:
\rerordnung über clie Dtrlchführung von Statistilien auf rlem
Gebiei der Frirsorge und der Jugendhilfe vom 24. März 1960
(Bundesnnzeiger Nr..60 S. 1). Äbdmck inr Anhang S.246.

Periodiziiät'
Jährliche Elhcbung untl Aufbereitung.

Kreis der Beflagtcn:
Runcl 700 Jugcndämter und Lanclesjugencläniter bzrv. Fiir-
solgeerziehungsbehörden.

Berichts'rveg:
Befr'agtc 

- SIBA (zentrale Äufbereitung).
Die Iirtelvies'er'auswahl sorvie die ors";nisatorisuhe Vor-
bercitung rrnrI Durch{ühr.ung,,der Intelviärverurrtcnveisungen
olrl;rg den Stlit. ":,

D arscs telltc'1'atb es t,änd c :

Teil 1:

TeiI 2:

Die'rvirtschaftlichen unrl sozialen Ver.haltnisse von Haus-
haltungen. in denel Sozialleistungsempfringer leben (Ein-
liommen nach Arten. Sonderbelast-ungen, tr\rol,n.'erhiiltnisse,
ßedeutunq tler Sozitlleistungen inr'Ituhmel cics [iesami-
einkommens).

Yc r'ö f f cn t'l ich rrnge n :

vista 54112, 12x , 55t2i 56/10.
STBRD Bänd 137 Heft 1 und 2.
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4. Statistik del Lager und Lagerinsassen 1955
(SIBRD Band 182 S. 81, lfd. Nr. IX C 4)

Rcchtsgrun'dlage:
Yelordnung iiber eine einrnalige
Lagerinsas§en vom 14. Mai 1955
s. l) 

\

Statisiik tler. Lager unrl
(Bundesanz.eiger Nr. 95

Periodizität:
Die Siatistili rvurde einmalig nach äem Stand vom 30. Juni
1955 durchgeführt.

Kreis.der Bef ragten:
Träger dcr Lager bzrv. Lagerleitungen odel cleren Bcauf-
tragte.

Berichtsrveg:
Belragte-StLA-StBA.
Dargestellte Tatbestände :

Teil 1 (Lager):
Ii riegsfolgenhilfe- (I{FH) Lager einschließl ioh Notunterliün fte
Ost mit mehr' als 10 Insassen sowie andere hriegsbedingte
Lager mit mehr a'ls 20 Tnsassen: Art und Verwendüngszweclr
der Lager; Art, Verwendung und brulieher Zustand äer Ge-
bäude;-Zahl und Größe der- IJnterkunftsräume; Aufnahrne-
f.ihigkeit und -Bclegung nacl.r bestimmten Personengluppen;
Gebäude- und Gnrndstiickseigentümer sorvie Trägei - 

dc'r
Lager.

TeiI 2 (Lagerinsassen) :

Tns-assen der I(r,iegsfolgenhilfe-Lagcr sowie antlcrcl klicgs-
bedingter LaEer mit mehr a'ls 20 Insasserr und Dauär-
belegülg: Steliung im Ilaushalt, .Alier, Familicnstand uncl

9eschlecht, Dauer des Lageraufenthalts, Zugehörigheit zur
Kriegsfolgenhilfe; Beruf der erwerbstätigen-Laeerinsasscn,
Berul und Dauer der Arbeitslosigkeit- der arbeitsloscn
Lag_elinsassen, Einkommensbezieher-nach Haushaltsgröße,
Einliommensgruppen in den Haushaltungen.

Ye rii i,fcn tl iclr ungen :

ViSta 5516, 10.
stBRD Band 157.

D. Plivatvelsicherungen

1. Statistik über die Vermögensanlagen der Velsiche-
rungsunternehm.en

a) Vierteljahresstatistik über di! Vormögensanlagcn der
gtößcren Versicherungsunternehmen
(SIBRD Band 182 S. 81, lfd. Nr. IX D I a)

Rcchtsgrundlage:
Gesetz über die Beaufsichtigung der privateu Yelsiohc-
nrngsunternehmullgen rrnd Baüsparkasscn vom 6 Juni 1931
(ltcRl. I S.315). §§ 150 urrd 151.

Periodit.it'it:
Vielteljdhlliche Elliebung und Aufbereitung mit iziLrlichen
Ilrg.inzungen

Ii r'cis rler Bef ragtcn :

teiligungen und r\usgleichsfor.ilerhngel sovlie iibcr Zu- uucl
Abgiilgo bei _ausführlicher Glieclerung cles Zusanges nach
,\nl a.q'earten ; Neuzmsleihungen 

-von 
Scliuldscheinf oril cmngen

und Darlehen, gegliedert na,ch \Yirtschaftszrveigen.
Äußerclem,iährlich: r'cgionale Glicderung von Darlehens-
bestrinden, Darlehensbestände nach Laufzeiten (nur Lebens-
vclsiclroungsunternchmen) sorvic Aulteilung solcher Be;
sl.ände. rlic viottcljährlich zusrmnrenEelaßt ausgerviesen
'rverden.

Vcrö[feniliclrungen'
ViSta 59/5; 6016; 6116i 6216.

Bundesaufsidrtsamt für das Versichenrngs- und Bausparuesen :

Veröff entlichungen (vierteljährlich).
Gesdräf tsbericht üährlidr).
Deutsdre Bundesbank : Monatsberichte.

b) Jahresstatistik übcr dic Vermögensanlagen der nicht
zur,Vierteljahresstatistik* berichtenden Versicherungs-
unternehmen
(StBRD Band 182 S.81, lfd. Nr. IX D 1 b)

Rechtsgrundlirgc:
Sielre lfd. Nr. 1 a.

Perioclizität:
JiihrlicLe Erhebung und Äufbelcit,ung

Iireis dcl Bef ragtcn:
Versicheruugsunternehmen, clie nicht zur'Vierteljahres-
statistik. (siehe lfcl. Nr. 1 a) berichten.

Rcrichtsl'eg:
Befragte 

- Bundesaufsichtsamt für das Yelsichelungs- uncl
Bausparwesen (bei den unter Landesaufsicht stehenden
IJnternehmen über die Landesaufsichtsbehörden).

Darges t,eIIte Tatbestände :

lrermögensbestände nach Anlagearten, bei clen liranlien-
versich;rungsunternehmen und äen Pänsionskassen' außer-
dem Bruttozu-gänge und Äbgänge' an Vermögensanlagcn
währencl des Geschä{tsjahres.

Yeli, I f crrtl iclr tr I) gen :

Bundesaufsidrtsamt für das Vericherungs- und Bausparuesen :

Ceschäftsberidrt (jäh rlich).

2. Statistik del Lebensversicherung

a) Yicrtcljahlesstatistik fiir die Lebensvtr.sicherung
(StBRD Band 182 S. 82, lfd. Nr. IX D 2a)

R e c h t s g r u n d I a g e :

Gesetz. über clie Beaufsichtigung tler privaten \/ersic_he-
r'urrgsurrtelnelrmurlqen untl Ba"uspärli,,ssen ,'on, 6. Juni I03t
(RGBI. I S.3t5), §§ 150 unrl 15i.

Per;iotlizitdt'
Yiertc'l,liihrlichc Elhebung unrl Aufbereiturrg

Iircis tlcr Bofragten:
Lebenslersicherungsuntcrnehmen.

Berichtss'eg:
Befragte 

- Bundesaufsiolitsamt für das Versicherungs- uutl
Bausparrvesen (bei tlen unter Landcsaufsicht steheurlen
{Jnterrrehrnen über die Landesaufsichtsbehörden).

i

Dargestellte Tatbestände :

Geschäftsveriauf in der Lebensversicher'ung rvährend rles
Bericlrtsvierteljahres: vorliufige Angaben irber Beiträge,
\reben'leistungen rler Vcrsicherungsrrehmer. Zahlungen fiil
YersieherungilülIe und Rückkitrrfe, Geldmittcl. Bruttözugane
unrl Abgnng an Yelmcigensanlagen. Zrr- und Äbgrng an
selbstrlrgcsch'lossenen Ka pite'l-Lebensrersicherungen und Be-
stand rn selbstabgeschlossenen sonstigen Lebensversicherun-
gen; Verhuf des in Berlin (West) selbstabqeschlossenen
Cesclri.l'tes 

- 
blutto -

Verii f f entlichungen'
Bundesaufsichtsamt für das Vereicherungs- und Bausparuesen.
Verofi entlichungen (vierteljähdich).
Ceschäf tsberidrt (iährlich).

Lebensvclsiche

H und Unfall-
9501, des ßestandes

PertsiorrsLasserr, Rücliver-
sorvie größere Sach- (einschließIich
) r'ersicherungsunternehmen mit rund

pflichtigen Schiden-
an Vermögensanlagen aller aufsichts-
und Unfallvcrsicherungsuntelnehmen

Ilerichtsrveg:
Befragtc 

- 
Bundesaufsichtsamt für das Versichelungs- und

Bausparltesen (bei den unter Landesau{srcht stehenden
Ifnternehmen über die La,ndesaufsichtsbehörclen).

I)algcstellte Tatbestünde :

Stand und Enirvicklung der Vermögensa.nlagen: vorld.ufige
Angaben über Anfangs- und Endbestände in Gmndstücken.
I'Iypoihekcn-, Glundsclruld- und Rentenschuldfolrlerungt'1.
Schuldscheinfordel'ungen und Dariehen, lMeltpapielen, Be-
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b) Nachweisung über den Bestand an Lebensversicherungen
(SIBRD Band 182 S. 82, lfd. Nr. IX D 2b)

R e c h t s g r u n d I a g e :

Siehe lfd. Nr. 2 a.

Pcriodizität:
JährlicLe Erhebung und Aufbereitung.

I(reis der Befragten:
Lebensversicherungsunternehmen.

Berichtsrveg:
Beftagte - Bunclesaufsichtsamt fiir clas Versicherungs- und
Baüspänvesen (bei den unter Landesaufsicht stehenden
IJnternehmen über die Lanclesaufsichtsbehörden).

Dargestellte Tatbestände :

Bestandsentwicklung in clen einzelnen Zrveigen der Lebens-
versichemng: Bestände am Anfang nnd am Encle des Ge-
schäftsjahres sorvie Zu- und Abgängc rvährend des Ge-
schäftsjahres nach Arten.

Verö f f entliclrungen:
Bundesaufsidrtsamt für das Versicherungs- und Bausparuesen :

Geschäftsberidlt (jährlich).

3. Statistische Nachweisung für Pensions- und Sterbe-
kassen
(SIBRD Band 182 S. 82, lfd. Nr. IX D 3)

R e c h t s g r u n d I a g e :

Gesetz über die Beaufsichtigung der privaten Yersiche-
rungsunternehmungen und Baüspärhassen vom 6. Juni 1931
(RGBI. I S.315), §§ 150 und 151.

Periodizität:
Jährliche Erhebung und Aufbereitung.

Kreis dcr Bef ragten:
Pensions- und Stcrlekassen.

Berichtsweg:
Befragte - Bundesaufsichtsamt für das Versicherungs- und
Bauspärwesen (bei den unter Landesaufsicht stehenden
Kassen über die Landesaufsichtsbehörden).

Darges tellie Tatbestände :

i\fitgliederbestand, Beitragseinnahmcn, Zahlungen für Ver-
sicherungsfäIle, Verwaltungshosten, Vermögenserträge, Glie-
dorung des Vermögens.

V e r ö f f e n t I i c h u n g e n :

Bundesaufsichtsamt für das Versicherungs- und Bausparwesen :

a Geschäftsberidlt Gährlich).

4. Statistik der privaten Krankenversicherung

a) Vierteljahresbericht für die private Krankenversicherung
(StBRD Band 182 S. 82, lfd. Nr. IX D 4a)

'Rechtsgrundlagc:
Gesetz über die Beaufsichtigung der privaten Versiche-
rungsnnternehmnngen und Baüspärkassen vom 6. Juni 1931
(RGBI. I S.315), §§ 150 und 151.

Periodizität:
Vierteljährliche Erhebung und Aufbereitung.

Kreis der Bef ragten:
\ Iilankenversicherungsunternehmen mii jährlich mehr als

75 000 DnI Beitrag#innahme.

Berichtsweg:
Befragte - Bundesaufsichtsamt für das Yersichcrungs- und
Bausparrvesen (bei den unter Landesaufsicht stehenden
IJnternehmen über tlie Landesaufsichtsbehörden).

Dargesiellie Tatbestände, -
Geschäftsverlauf in der Kranhenversicherune rvährend des
Berichtsviertel,jnhres: u. a. r'orläufiEe Angrbei' über Beiträge
und Zahlungen für Yersicherungsfällc riaclr Vcrsicherungs-
arterr, über Yerrnögenserträge, Schadenbearbeitungs-, Ab-

schluß- und laufende Verwaltungskosten sorvie über Geld-
mittel und Zahl der versicherten Personen am Ende der
Rerichtszeit. 

I
Veröffenilichungen:
Bundesaufsiclrtsamt für das Versidrerungs- und Bausparuesen :

Gesdläftsberidrt (ährlidr).

b) Statistische Jahresnachweisung für die private Kranken-
versicherung
(SIBRD Band 182 S. 82, lfd. Nr. IX D 4 b)

R e c h t s g r u n d I a g e :

Siehe lfd. Nr. 4 a.

Periodizität:
Jährliche Erhebung und Aufbereitung.

Kreis der Bef ragten:
Kranhenversicherungsunternehmen mit jährlich mehr als
75 000 DM Beitragseinnahme.

Berichtsweg:
Befragte - Bundesaufsichtlamt für das Versicherungs- uncl
Bausp-a"rvesen (bei den unter Landesaufsicht ste'irenden
IJnternehmen über die Landesaufsichtsbehörden).

Dargestellte Tatbestände :

Jahresergebnisse über den Geschäftsverlauf in der Kranken-
versicherung mit Angaben zu den unter der lfrl. Nr. 4 a ge-
nannten Tatbeständen; außärdem: Aufteilung der Yersiche-
lungsleistungen nach ,Leistungen an Nlänner, Franen und
liinder sowie nach der Äri der Leistungen.

Veröf f entl ichungen:
Bundesaufsichtsamt für das Vesidrerungs- und Bauspamesen :

Geschäftsberidrt Gährlidr).

5. Statistik der Schaden. uTd Unfallversicherung

a) Jahresstatistik der größeren Schailen- und Unfall-
versicherungsunternehmen
(SIBRD Band 182 S. 82, lfd. Nr. IX D 5a)

R e c h t s g r u n d I a g e :

Gesetz über die Beaufsichtigung der privaten Yersiche-
rrrngsunternehmungen und Bausparkassen vom 6. Juni 1931
(RGBI. I S.315), §§ 150 und I5l.
Periodizitiit:
Jährliche Erhebung und Aufbereitung.

Kreis der Bef ragten:
Größere Schaden- uncl Unfallversicherungsunternehrnen
einschließlich der Lebensversicherungsunternehmen, die
Zweige der Schaden- und Unfallversiöherung als Neben-
zweige (2, B. IJaftpflicht-, Unfall-, Kraftfahrversicherung)
betreiben.

Berichtsrveg:
Befragte - Bundesaufsichtsanit für das Versicherungs- und
Bauspalrvesen (bei den unter Lanclesaufsicht stehenden
Ifnternehmen über die Landesaufsichtsbehörden).

Dargestellte Tatbestände :

Schadenverlauf des selbstabgeschlossenen Geschäfts
brutto - (Beitr'äge, Versicherungsleistungen und Schaden-
quoten) nach Yersicherungszweigen und Sparten; im Ge-
schiftsjahr 

- gezahlte und zurüCkgestellte - Versicherungs-
Ieistungen für Versicherungsfälle äus Vorjahren; Bestand
an Tielversicherungen nach Art der Yersicherungen und der
versicherten Tiere.

Yeröffentlichungen:
Bundesaufsicltsamt für das Versicherungs- und Bauspamesen :

Geschäf tsberidrt ( ährlich).

b) Jahresstatistik der unter Bundesaufsicht stehenden klei-
neren Schaden- und Unfallversicherungsvereine
(SIBRD Band 182 S. 83, ]fd. Nr. IX D 5b)

Rechtsgrundlage:
Gesetz über die BeaufsichtiEung der privaten Versichc-
rungsunternelmungen rrnd Baispär.kos.e.,' ,o* 6. Juni 1931
(RGBI.rS.3l5),§150.
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Periodizität:
Jährliche Erhebung und Aufbereitung.

Kreis der Bef ragten:
Unter Bundesaufsicht stehende kleinere Schaden- und
Unfallversicherungsvereine im Sinne von § 53 des vor-
stehend genannten- Gesetzes.

Berichtsweg:
Befragte - Bundesaufsichtsamt für das Yersicherungs- und
Bauspärwesen.

Dargestellte Tatbestände :

Besiände an Yermögensanlagen am Ende des GescLäfts-
jahres nach Anlagearten. Yeisicherungsbeiträge, Zahlungen
und Rüclistellungen Iür VersicherungsfäUe, Be§tand an Tier-
versicherungen nach i\rt der Versicherungen und der ver,-
sicherten Tiere.

leröffentlichungen:
Bundesaufsichtsamt für das Versidrerungs- und Bausparwesen :

Geschäftsberidrt (ährlidr).

6. Schadenursachenstatistik ,

in der Tier"lebensversicherung
(StBRD Band 182 S. 83, Ifd. Nr. IX D 6)

R e c h t s g r u n d I a g e :

Gesetz über die Beaufsichiigung der privaten Yersiche-
rungsunternehmungen und Baüspärkassen vom 6. Juni 1931
(RGBI. I S.315), §§ 150 und 151.

Periodizität:
Jährliche Erhebung und Aufbereitung.

Kreis der Bef ragten:
Größere Tierversicherungsunternehmen.

Berichtsweg:
Befragte - Bundesaufsichtsamt für das YersicherunEs- und
Bausp-arwesen (bei einem unter Landesaufsicht stihenden
IJnternehmen über die Landesaufsichtsbehörde).

Dargestellte Tatbestände :

Za.hl der Tiere, für die eine Entschädigung gezahlt wurde,
nach Schadenursachen (KrankheitsbezeiChnungtn) .

Veröffentlichungen:
Bundesaufsichtsamt für das Vereicherungs- und Bausparwesen :

Ges dräf tsberidrt (jäh rlich).

7. Statistische Jahresnachweisung für die Rück-
versicherung
(StBRD Band 182 S. 83, Ifd. Nr. IX D 7)

Rechtsgrundlage:
Gesetz über die Beaufsichtigung der privaten Versiche-
rungsunternehmungen und Baüsparkassen vom 6.Juni 193t
(RGBI. I S.315), § 150, in Yerbindung mit der Verordnung
über die Beaufsichtigung der inländischen privaten Rückver-
sicherungsunternehmungen vom 2. Dezember 1931 (RGBI. I
s. 696). "

Periodizität:
Jährliche Erhebung und Aufbereitung.

I(reis der Bef ragten:
R ückversicheiungsunternehmen sowie Erstversicherungsunter-
nehmen, die im Geschäftsjahr 1954 mehr als l Million DM
Beitragseinnahmen (brutto) in der Rückversicherung er-
zielten.

Berichtsrveg:
Befragte - Bundesaufsichtsamt für das Versicherungs- und
Bausparwesen.

Dargestellte Tatbestände :

, Beitrrige, Versicherungsleistungen, Deckungsrückstellungen- 
und Schadenrückstellungen.

Y e r ö f f e n t I i c h u n g e n :

Bundesaufsidrtsamt für d,s Versidrerungs- und Bausparwesen :

Ceschäf tsberidrt (ährlidr).

8. Jahresstatistik der unter Landesaufsicht stehenden
kleineren Versicherungsvereine
(StBRD Band 182 S. 83, lfd. Nr. IX D s) |

R e c h t s g r u n d I a g e :

Gesetz über die Beaufsichtigung der privaten Versicherungs-
unternehmungen und Bauspalkassen r'om 6. Juni 1931
(RGBI. r S. 315), § 150.

t.

Periodizität:
Bis 1959 .jährliche, ab 1960 dreijährliche Erhebung und
Aufbereiturlg.

Kreis der Bef ragten:
Unter Aufsicht der Landesaufsiclrtsbehörden stehencle klei-
nere^Yersicherungsveleine nacli § 53 des vorstehend genann-
ten Gesetzes, und zwar: Pensions- und Sterbekassei sowie
Kranken-, Schaden- und Unfallversicherungsvereine.

Berichtsweg:
Befragte - Landesaufsichtsbehdrden - Bundesaufsichtsamt
für das Versicherungs- und Bausparwesen.

Dargestellte Tatbestände :

Yitgliederbestand, Versicherungsbeiträge, Zahlungen für
Vcrsicherungsf älIe, Yermögen§rverte. Yermögenierträge
sorvie Anzah'I der versichertEn Tiere bei den Tlerversiclie-
rungsvereinen.

Veröffentlichungän:
Bundesaufsidrtsamt für das Versidrerungs- und Bausparuesen :

Geschäf tsberidrt (i:ihrlidr) ; jährlidre \Wiederholung der Ergebnisse bis
zur neuen Erhebung; vgl. Periodizität.

9. Einzelergebnisse der Yersicherungsunternehmen
(aus dem Rechnungsabschluß)

Rechtsgrundlage:
Gesetz über die Beaufsichtigung der privaten Versicherungs-
unternehmungen und Bausparkassen r'on 6. Juni 1931
(RGBI. I S.315), §§ 150 unä 151; für Rückversicherungs-
unternehmen in Verbindung mit der Verordnung über ilie
Beaufsichtigung der inländischen privaten Rückversiche-
rungsunternehmunEen vom 2. Dezember 1931 (RGBL I
s.636).

Periodizität:
Jährliche Erhebung und Aufbereitung (ab 1960 durch-
geführt).

Kreis der Bef ragien:
Größere Lebens-, Kranken-, Schaden- und Unfall- sorvie
Rücliversicherr.rngsunternehmen.

Berichts'rveg:
Befragte - Bundesaufsichtsamt für das Yersicherungs- und
Bausparwesen (bei den unter Landesaufsicht stelienden
Unternehmen über die Landesaufsichisbehörden).

Dargestellie Tatbestände :

Für Lebens-, Kranken-, Schaden- und Unfall- sowie Rück-
versicherungsunternehmen: BiIanzen, Yermögensanlagen
(aufgegliedEri), Beiträge, Leistungen für Yeisicherungs-
fäIle.
Außerdem für Lebensversicherungsunternehnen: Rückkäufe,
Versicherungsbestände (selbstabgeschlossenes Geschäft) ; für
Schaden- und Unfallversicherungsunternehmen: Aufgliede-
rung nach 19 Yersicherungszweigen; für Rückversicheiungs-
unternehmen: Brutto- und Nettobeiträge, Versicherungs-
leistungen für eigene Rechnung (aufgegiiedert nach 7 Vär-
sicherungszweigen) sowie Schadenrückstellungen.

VeröfIentlichungen:
Bundesaufsidrtsamt für das Vereidrerungs- und Bauspamesen :

Geschäf tsbericht Gährlidr).
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X. Finanzen und Steuern

A. Finanzön von Bund, Ländern und Gemeinden

l. Statistik der Bundes- und Länder'finanzen

a) Jährlichc,Rechnungsstatistik des Bundes und dcr Länder
(SIBRD Band 182 S. 84, lfd. Nr. X A 1 a)

Ilcchtsgrunclfrge 
'

Gesetz über die Finanzstatistik vom S Juni 1960 (BGBI. I
S. 322). Abdrucl< im Anhang S.247.

Periodizität:
Jährlich nach RechnungsabschluiJ crhoben und aufbereitet.

Iireis der Befragten:
Bundesministelium der Finanzen, Bundesausgleichsamt uncl
Finanzrninisierien der Länder.

b) Berichtsdienst über die Haushaltseinnahmen und -aus-
gaben sowie die Kassenlage des Bundes
(StBRD Band 182 S. 84, lfd. Nr. X A 1 c)

Rechtsgrundl age:
Siehe lfd. Nr. 1a.

Periodizi'tit:
I\[onatliche Zusammcnstellungl] viertel.jährliche, Bericlrt-
erstattung.

Dargestellte Tatbestände'
I Einnahmen und Ausgaben nach Sachgebieten.

Einnahmen aus Steuer4, Wirtschaftsunternehrnen, I[iinz-
rvesen, Anlethen; Veru'aitungs- uncl andere Einnahmen, yor'-
verfügte (durchlaufende) ){ittel.
Ausgaben für Verteidigungslasten, Sozialleistungcn, Bun-
deshilfe fiir Eerlin, Subventionen, \,orratshaltuns, lÄrph-
nungsbau und Siedlung.
Andere wichtige Maßnahmen der Wirtschafts{örderung usw.
I(assenlagc: 1\[ehrausgaben. 1\Iehreinnahmen, Salden der
haushaltsmäßig nicht gebuclrten Zallungen, [iassonhestlncl
der 

_ 
Bur rdesl r aüp tkasse, -sch rvehendc Schu id.

Veröf f entlichun§en:
Fachserie L, Reihe 1/III (vierteljährlidr).
Bundesanzeiger (viertelj:ihilich).
Bundesministerium der Finanzen : I4inisterialblatt (vierteljähilich).

c) Berichtsdienst über die Haushaltseinnahmen und -aus-
gaben der Länder
(SIBRD Band 182 S. 84, lfd. Nr. X A 1 d)

Rechtsgrundlage: I

Siehe lfd. Nr. 1a.

Periodizität: t

Vierteljährliche Berichterstaitung und Zusammenstellung.

Kreis der Bef ragten: '

Finanzministerien del Liindär.

Berichtsrveg:
Befragte 

- 
Bunrlesministerium der Finanzcn bzs-. StBÄ.

Dargestellte'Iatbestände :

Einnahmen aus Steuern ,rl'd Zuweisunsen sorvie ans Yer-
miigbnsber.r'egungen, sonstige Einnah mcnl
Ausgaben: Zuweisungen uncl .Abführungen, r\usgaben fiir
Vermögensbervegungeh, sonstige Äusqabän.

V e r ö f f e n t l i c h u n g e n :

Fachserie L, Reihe 1/III (vierteljähdlidr).
Bundesanzeiger (vierteljährliü).,
Bundesministerium der Finanzen : Ministerialblatt (vierteljährlich).

2. Statistik der Gemeindefinanzen

a) Jährliche Rechnungsstalistik
(SIBRD Band 182 S. 84, lfd. Nr. X A 2a)

R e c h t s gl u n cl l a g e :

Gesetz über die Finanzstatistik vom 8. Juni 1960 (BGBI. I
S. 322). Äbdrucli im Anhaäg S. 247.

Periodizitiit: 
1l

Jührlich nach Rechnungsabschluß erhoben und aufbereitet

Kreis der Befragten:
Gemeinden und Gemeindeyerbande
körperschaften) .

ßerichtsrveg:
Befragte - StnA. In Hamburg, Niedersalhsen, Bremen,
Hessen uncl Rlieinland-Pfalz.: Befragte - StLÄ - SIBA.

Da rgestcllte Tatbesti[nde :'
Ausgaben und Einnahmen der Hoheitsverrvaltungen.
.\us§aben nach Arten (vermbgensunwirksame: Personalaus-
gaben,, lauf ende Unterhaltung usrv, I vermögenswirksame:
Investitionen, Rücklagenbildung usw.). Einnahmen (spezielle
Deckungsmittel) nach Arten (vermögensunwirlisame: Ge-
bühren,-Entgelte, Strafen; r'erInögän§rvirksrme: Schulden-
aufnahmen, Rückflüsse von Darlehän. Entnahmen aus Rücli-
Iagen usrv.) unrl ZuschulJbedarf, jeiveils geglieclert nacL
Yerrvalt un gszrvei gen.

Zahlungsl,erkehr mit Gebietskörperschafien.

,\llgemeine' Deckungsmittcl 
"(Steuern, 

allgemeine Finanzzu-
rveiiungen, Ertr'äge-cles Errverbsvermögens) und Gesrmt-
n hschluß.

YeröfIentlichungen:
stBRD Band 217 (1956),237 (1957),257 (1958)
fortsesetzt in:
Fadiserie L, Reihe 1/lI (ährlich).
Zusammenfasscndc Ergebnisse der Statistiken der Staats- und
Gemeindcflnanzen :

ViSta 59/5; 50/8.
STBRD Band 227 (1955 und 1956),259 (1957 und 1958)
fortsesetzt in:
Fac$'serie L, Reihe 1/lI üährlich).
Außerdem Sonderbeiträge über :

Straßcnwcsen:
r)7iSta 59/6; 6012, 5; 6213.

StB VII/31/3 bis 6
fortgesetzt in:
Fachserie L, Reihe 5 (ährlidr).
\Tohnungsbau: \

stB Vfit45t2 (1948bis 195Q.
Sdrulen, Hodrschulen:
\ITiSta 58/9; 5919, 10i 6712,7, 8,9.
Fachserie L, Reihe 5 (unregelmäßig).

Sozialwesen, Ccsundheitswesen :

ViSta 50/9; 6114i 6214, 5.

stB Y\t32t2
fortgesetzt in:
Fadrserie L, Reihe 5 (unregelmäßig).
Rcdrtspfege, öfientlidre Sidrerheit und Ordnung:
ViSta 58/5; 5911; 6017, 6214.

Forstvirtsdraft :

ViSta 51/10.
Thcater-, Spicl- und Vettunternehmen :

ViSta 59/3, 5; 50/4.
Pcrsonalausgaben :
ViSta 58/9; 5919 i fi17, 7 " i 6717, 7 *, 11, 71 * ; 6214.

Sonderuntersudrungen :
Aufgaben- und lästenverteilung auf dem Gebiete des Schulwesms:
stBRD Band 235 (1952 bis 1957).

_1r0_
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Berichtsrveg:
Befragte-StLÄ-StBA.
Dargestellte Tatbestände :

Ausgaben und Einnahmen der Kämmereiverrvaltungen.
,\usgaben nach Arten (siehe S. 110 Ifd. Nr. 1), .Einrrahmen
(spezielle Deckungsmittel) nach Arten (siehe lfd. Nr. 1)
und. ZusclrußbedarT, .ieweiis. gegliederi näch Ver.rualtungs'-
zrveigen und zusammengelaßinäch Art dcr CebietskörpEr.-
sclraften (k-reisfleie' St,idte, kreisangehör.igc Gemcinilen,
,!.nrter, Lanclkreise, Bezirlrs verb ände) oäer GEmein clegriißenl
klassen.

Zahlungsvcrliehr mit Gebietskörperschaften.
Ällgemeine Deckungsrnittcl (siehe lfd. Nr. 1) unrl Gesarnt-
abschluß.

Veröf ferr tliclrungcn :

ViSta 58/12;61/6.
STBRD Band 2r5 (195G),236 (1957),256 (tgi})
tortgesetzt in:
Fac.hserie L, Reihe 1/ll (ährlich).
Außerdem Sonderbeiträge über :

Investitionen und Sdrulden :

ViSta 58/4; 5917; fi14.
Steucrcinnahmen i
Vista 5114, 4 x.

Vrrtschaftsuntcrnehmcn,Crund-undKapitalvermögcn: rVista 59/5.
Vgl. im übrigen die unter lfd. Nr. X A 1 a genannten Veröffentflichungur.

b) Vierteljahiesstatistik der Gemeindefinanzen
(StBRD Band 182 S. 85, tfd. Nr. X A 2b)

R e c h t s g r u n d I a g c :

Siehe lfd. Nr. 2 a.

Periodizitüt:
\rierteljährliche Erhebung uncl Aufbcrcitung

Kreis der Bcfragten:
Gemeinden und Gemeindever.biinde.

Berichtsrveg:
Befragte-SILA-StB,\.
Dargestellte Tatbestände :

Gemeinden und Gemeindeverbände :

Iiassenmäßige Steu-elernnalim_en 
_ 
nach Arten (vgl. Aus-

firhrungen unter lfd. Nr. X B 1 b) ; Allgemeine" Finanz-
z-rrwcisungen und Umlagen (zusammengefa-ßt nach ,\rt der
Gebietskörperschaltcn, wie lfd. Nr. 2 a)l
I(reisfreie Siädte, kreisangehör'ige, Gemeinden mii 10000
und mehr Einwohnern särvie -Gemeindeverbände (olrne
Amter):
Baujnvestitionen (gegliedert nach Schulen, Krankenhäusern,
Wohnungsbal, Stlaßenbau, StadteniwässerunE, sonstigen
öffentlichln Einrichtungen, \Mirischaftsuntelnehäen) ; "
Stand und Bervequng der Neuverschulduns (seit dcm
2[. Juni 1943 aufEänoänrene fnlandschultlen) "nrcir .{rt der
SchuIden.

Verüffentli'chungen: -

srB V\t41
fortcesetzt in.
Fadiserie L, Reihe 1/lV (iährlich).
stB Vt[.142
fortgesetzt in:
Fachserie L, Reihe 1/III (vierteljährlich).

3. Statistik der Schulden von Bund. Länder.n und Ge.
meinden (Gemeindever.bänden)

a) Statistik der Bundes- und Länderschulden
(StBRD Band 182 S. 85, [fd. Nr. X A 3a)

Rechtsgrundlage:
Gesetz über die Finanzstatisiih vom 8. Juni 1960 (BGBI. I
S.322). r\bdruch im -A.nliang S.247.

Periodizität:
Jihrliche Erhebung (Stichtag
31. März, ah Jahreientle 1960:
tung.

bis Rechnungsjahr 1959i60:
31. Dezember) und Aufherei-

1(reis der Bef ragten:
Bundesministerium der Finanzen, Bunclesausgleichsamt,
Finanzministerien der Lände.. "

Berichtsweg:
Befragte ^- .StBAj in Hamburg und Bremen
{6191 -StLA-StBÄ.

Finanz.sena-

Dargesteliie'Iatbestände :'
Schulden \,on Bund, Lastenausgleichsfonds und Ländern.
Inla_nds.chulde.n, get renni nacä Altversclruldung (bis zum
20. Juni 1948) und Ncuverschuldung (seit 2I.Tu;i lg4g).
gegliedert--nach Art' der Schulden: Äuslandschulden, Bür[-
schaften, Zahlungsrückstände.

Veröffentliclrungen:
ViSta 58/9, 9*; 5919,9*; 50i8, 8+; 6115,5", 62t5, 5".
STBRD Band 215 (1958),234 (1959),254 (1960)
tort8esetzt in:
Fachserie L, Reihe 3/I (ährlidr).

b) Berichtsdienst über den Schuldenstand des Bundes

R e c h t s g r u n d l a g e :

Siehe lfd. Nr. 3 al

Periodiziiä,t:
Vierteljährliche Zusammenstellung..

Dargestellte Tatbestände :

Schuldenstand des Bundes, untcr.schieden nach funrliert'er
und schwebender Schuld, auf Deutsche Marl< uncl auf aus-
Iändische Währung lautende Schuld.

Ver-ö lfentl ichungen: .
Bundesanzeiger (vierteljährlidr).
Bundesministerium der Finanzen : Ministerialblatt (vierteljährlicl). 

.

c) Berichtsdienst über den Schuldenstariil der Länder
(StBRD Band 182 S. 85, lfd. Nr. X A 3 b)

Rechtsgrundlrge:
Siehe lfd. Nr. 3 a.

Periodizität:
Vierteljährliche Berichterstattung und Zusammenstellung.

Kreis der Bef ragten:
Finanzministerien dcr Länrlcr..

Berichtsrveg:
Befragte 

-Bundesministerium 
cler Finanz-en.

Dargestellte Tatbestäncle :

Schuldenstand der Länder _nach Auslandschuklen, Verpflich-
tungen aus- r\usgleichsforderungen; andere bis zur -Wäh-

rungsumstellung entstandene Inländschuiden; nach der Wäh-
rungsumstellulg. entstandene, im Flaushalt lechnungsmäßig
rereinnahmte Inlanddchuklen, schr,r'ebenclc ScLuld.

Yeröffentlichungcn:
Bundesanzeiger (vierteljährlich).
Bundesministerium der Finanzen : Ministerialblatt (vierteljähilich).

d) Statistik der Gemeindeschulden
(SIBRD Band 182 S. 85, tfd. Nr. X A 3 c)

R e c h t s g r u n d I a g e :

Siehe lfd. Nr,. 3 a.

Periodizität:
JLihrliche Erlrebung (Stichtag bis Rechnungs iahr 19bg/60:
31. Miirz, ab Jahrelenilc 1960: 3t. DezemberY ünd Aufberei-
tung.

I(reis der Be{ragien:
Gemeinclen und Gemr:indcr-erbiindc.

Berichtsweg:
Befragte-StLA-SiB,\.
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Dargestellte Tatbestände :'
Schulden der Gemeinden und Gemeindeverbände.

Inlandschulden, Eetrennt nach Altverschuldung (siehe lfd.
Nr. 3a) und Neu-verschuldung (siehe lfd. Nr. 3ä); Ausland-
schulden, gegliederi nach Ari der Schulden; Zusatzangaben
über Annüitäten, Laufzeit, Yerwendungszweck (wichtigste
Verwaltungszrveige), innere Verschuldung, Bürgschaften;
jeweils zusammengefaßt nach Art der Gebietskörperschaften
(siehe lfd. Nr. 2ä).
Zinsbedingungen ruld Fälligkeit in mehrjährigen Abständen.

Veröf f entlichungen:
\XziSta 58/9, 9 * i 5919, 9' i @18, I * i 6715, 5 " i 621 5, 5 *.

stBRD Band 215 (1958), 234 (7959), 254 0960)
fortssetzt in:
Fadiserie L, Reihe 3/I Gährlidr),

Bemerkungen:
vierteljährliche statistik (siehe lfd. Nr. 2b).

4. Statistik der Haushaltsansätze

a) Statistik der Haushaltsansätze des Bundes und der Länder

R e c h t s g r u n d I a g e :

Gesetz über die Finanzstatistik vom 8. Juni 1960 (BGBI. I
S.322). Abdruck im Anhang S.247.

Periodizität:
Jährlich.

Kreis der Bef ragten
Bund und Länder.

Berichtsweg: /

Befragie 
- 

StBA.

Dargestellte Tatbestände :

Für Hauptaufgabenbereiche :

Einnahmen des ordentlichen und außerordentlichen Haus-
halts, darunter Zuweisungen und Zuschüsse sowie Schulden-
aufnahmen und Darlehensrückflüsse; Ausgaben des ordent-
lichen und außerordentlichen Haushalts, darunter Ausgaben
für Bauten und größere Instandsettungen, Darlehen an
Dritte sowie Zahlungen an Gebietskörperschaften;
Einnahmen insgesamt und gegliedert nach Steuerarten, son-
stigen fortdauernden sowie einmaligen Einnahmen; Ausgaben
insgesamt und gegliedert nach fortdauernden sowie allge-
meinen und einmaligen Ausgaben.

V e r ö f f e n t I i c h u n g e n :

Fachserie L, Reihe 1/I (iährlidr).

b) Statistik der Haushaltsansätze der Gemeinden mit 10 000
und mehr Einwohnern und der Gemeindeverbände

R e c h t s g r u n d I a g e :

Siehe lfd. Nr.4a.

5. Statistik des Vermögens der öffentlichen Hand

R e c h t s g r u n d I a g e :

Gesetz über die Finanzstaiistik vom 8. Juni 1960, (BGBI. I
S.322). Abdruck im Anhang S.247.
Vorgesehen:
Es sollen in {ünfjähriqen Abständen Beständserhebu:gen
über das Vermögen"durcigeführt werden. In der dazrvischän-
Iiegenden. Zeit lst vorge§ehen; lediglich die Vermögenszu-
soriie -abgänge rweckJ Fortschreibüng der Bestandizahlen
zu erfragen.

V e r ö f f e n t I i c h u n g e n :

Vorgesehen:
Fadrserie L, Reihe 3iII (ährlich).

Periodizität
Jährlich.

Kreis der Bef ragten:
Gemeinden mit 10 000 und mehr Einwohnern und Gemeinde-
verbände.

Berichtsweg: '
Befragte-StLA-StBA.

Dargestellie Tatbeständel
Jeweils gesondert für den ordentlichen und außerordent-
lichen Haushalt:
Einnahmen und Ausgaben nach wichtigen Einnahme- uncl
Ausgabearten sowie nach Einzelplänen bzw. Verwaltungs-
zwel8en.

V e r ö f f e n i I i c h u n g e n :

Fachserie L, Reihe 1/I (iährliü).

6. Statistik des Personalstandes von Bund, Ländern und
Gemeinden (Gemeindeverbänden)

l1 ;enrt.t. Personalstandstatistik
(SIBRD Band 182 S. 86, lfd. Nr.,X A 4 a)

R e c h t s g r u n d I a g e :

Gesetz über die Finanzstatistik vom 8. Juni 1960 (BGBI. l-

S.322). Abdruck im Anhang S.247.

Periodizität:
Jährliche Erhebung (Stichiag 2. Oktober) und Aufbereitung;'
in jedem 3. Jahr mit enveiterter Fragestellung.

Kreis der Bef ragten:
Gebietskörperschaften einschließlich deren Wirtschaftsunter-
nehmen ohne eigene.Rechtspersönlichkeit; Bundesbahn und
Bundespost; auß-erdem jurisiische Personen des öffentliihen
Rechts, die der unmittelbaren Aufsicht eines Bundesministe-
riums unterstehen.

Berichtsweg:
Bund: Befragte - SIBA.
Länder und Gemeinden: Befragte - StLA - StBA.

/ Dargestellte Tatbestände :

In jedem dritten Jahr (erstmalig für 1960): Perso,nalsiand
der Hoheits- und Kämmereiverlvaltungen, \Mirtschaftsunter-
nehmen ohne eigene Rechtspersönlichkeit, Bundesbahn und
Bundespost nach Aufgabenbereichen, Geschlecht, Dienstver-
häItnis, Laufbahngruppe, Yertriebenen(-Flüchtlings) - eigen-
schaft, gegliedert nach Art der Körperschaften bzw. Unter-
nehmen.
Sonderzusammenfassungen für einzelne Personalgruppen rvie
Arzte, Lehrpersonen, im Ausbildungsverhältnis Stehende.

In den dazwischenliegenden Jahren: Personalstand im glei-
chen Erhebungsbereiäh nach dem Dienstverhältnis in"der
Gliederung für den staatlichen Bereich nach Aufgaben-
bereichen. für den hornmunalen Bereich nach Art der Kör-
perschaftbn und Gemeindegrößenklassen.

Veröffentlichungen: r
lifliSta 58/9; 5911i @16,6*i 6111,7*,5, 5*,6, 6*i 4n1,7*,4,4",5,5*.
stBRD Band 221 (19r)
fortgesetzt in:
Fadrserie L, Reihe 4 (fürlidr);
Fachserie A, Reihe 4 (unregelmäßig).

Bemerkungen:
Die unter Artikel i31 GG fallenden Personen wurden ein-
malig durch eine besondere statistische Erhebung im Jahre
1950 erfaßt.

b) Personalstrukturerhebuäg
(StBRD Band 182 S. 86, lfd. ,Nr. X A 4 b)

R e c h t s g r u n d I a g e :

Für 1950: Vereinbarungen mit den Ländern und Anordnun-
gen der Länder.
Für die nächste Erhebung: in Vorbereitung.

Periodizität:
In mehrjährigen Abständen, zuletzt mit Stichtag 2. Septem-
ber 1950, durchgeführt.
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Iireis der Befragten:
Gebietskörperschaften einschließlich deren Wirtschaftsunter-
nehmen; Bundesbahn, Bundespost; sonstiEe l(örperschaften
des öffentlichen Rechts (siehe,DargestelTte Tattestünde-).
Berichtsweg:
Bund: Befragte 

- SIBA.
Länder und Gemeinden: Befragte - SILA - StBA.

Dargestellte Tatbestände :

Personal der Bundesbahn und Bundespost. personal vou
juristischen Personen des öffentlichen'Rechts (Anstalten
usw.), die der Aufsicht einer Gebietskörperschaft unter-
st,ehen.

Im öfientlichen Dienst beschäftigte Yertriebene, Zugewan-
derte, _Heimkehrer, Schwerbeschldigte und personä, die
unter das Gesetz zum Artikel 131 Gö fallen.
Personal der Gemeinden und Gemeindeverbände nach Art
der Gebietskörperschaften (lireisfreie Städte, Landhreise,
kreisangehörige Gemeinden, Bezirksverbände) und nach Ge-
meindegrößenklassen.

V e r ö f f e n t I i c h u n g e n :

\Ylista 5ll7t 12.
STBRD Band 55.

Bemerkungen:
Siehe,Bemerkungen. bci lfd. Nr.6a.

Kreis der Befragten:
Gemeinden und Gemeindeverbände (runil 26 000 Gebiets-
körperschaften) .

Berichtsweg:
Befragte-StLA-StßA.

Da.rgestellte Tatbestände :

I(assenmäßige Steuereinnahmen nach Arten.

Veröf f entlichungen:
§7iSta* (vierteljährlich).
StB VIJt4l
fortgesetzt in:
Fac[rserie L, Reihe 2 (vierteljährlich).

2. Realsteuelyergleich
(SIBRD Band182 S.85, lfd. Nr.XA2b)

R e c h t s g r u n d I a g e :

Gesetz über die Finanzstatistik'r,om 8. Juni 1g60 (BGBI. I
S.322). -{.bdruck im Anhang S.247.

Period.izität:
Jährliche Erhebung und Aufbereitung.

Krels der Bef ragten:
Gemeinden (rund 25000 Gebieiskörperschaften).

Berichtsweg:
Befragte-StLA-SrBA.

B. Steuern

1. Kassenmäßige Einnahmen aus Staats- und Kommunal-
steuern
(einschließlich Zölle und Lastenausgleichsabgaben)
(SIBRD Band 182 S. 84 und 85, lfd. Nr. X A 1 b und 2b)

a). Berichtsdienst über Staatssteuern

R e c h t s g r u n d I a g e :

Gesetz über die Finanzötatistik vom 8. Juni 1960 (BGBI. I
S.322). Abdruck im Änhang S.247.

Periodizität:
i\{onatliche Berichterstattung und Zusammenstellung.

Kreis der Bef ragten:
Oberfinanzdirektionen (,reine. Bundessteuern), Finanzmini-
sterien der Länder (Ländersteuern einschließlich Bundes-
anteil an der Einkommen- und Körperschaftsteuer).

Berichtsweg:
Befragte - Bundesministerium der Finanzen.

Dargestellte Tatbestände :

Kassenmäßige Stelereinnahmen in den Ländern, gegliedert
nach Besitz- und Verkehrsteuern,. IJmsatz- und Umsatzaus-
gleichsieuern, Zriilen und Verbrauchsteuern; aufgeteilt nach
Steuereinnahmen des Bundes und der Länder.

Veröffentlichungen:
\lüiSta* (monatlictr). t

Fachserie L, Reihe 2 (vierteljährlidr).
Bundesanzeiger.
Bulletin der Bundesregierung.
Bundesministerium der Finanzen :
Ministerialblatt des Bundeministeß der Finanzen.

b) Yierteljahresstatistik der Kommunalsteuern

Rechtsgrunälage,
Siehe lfd. Nr. 1a.

Periodizität:
Vierteljährliche Erhebung und Aufbereitung (Gemeinderi
mit rveniger als 1000 Einwohnern halb.iährlich erhoben, für
die dazwischenliegenden Vierteljahre geschätzt).

Dargestelltd Tatbestände :

fst-Aufkommen an Realsteuern, Grundbeträge unrl ge\vogenc
Durchschnittshebesätze der Gemeinder, .o*-i" Stre"uu.rg"de"
effektiven Realsteuerhebesätze nach Ländern und Gcme'inde-
größenklassen.
Realsteuerkraft der einzelnen kreisfreien Städie und der
nach einzelnen Landkreisen zusammengefaßten kreisange-
hörigen Gemeinden.

VeröIf entlichungen:
stB Vilt43
fortgesetzt in:
Fachserie L, Reihe 9 (ährlidr).

3. Lohnsteuerstatistik 1957 und 1g61
(StBRD Band 182 S. 82, lfcr. Nr. X 81)

Rechtsgrundlage:
Für 1957: Verordnung-über die Durchlührung einer Lohn-
steuerstatistih für das Kalender.jahr l9b7 voÄ 4. Juli 1958
(Bundesanzeiger Nr.128 S.1). Abdruck im Anhanq S.251.
Für 1961: Kdordinierungsvereinbarung des Buntles"und tlcr
Länder (Anlage zum Schreiben deJ Bundesministers der
Finanzen vom 29. August 1961 - YwlT - l42Z 

- 7}16l).

Periodizität:
In- unregelmäßigen Abständen, zuletzt für 1g57, durchge-
fübrt; für 1961 In Vorbereitung.

Kreis der Bef ragten:
Die Statistik wird an Hand der Lohnsteuerbelege (Lohn-
steuerkarten und Lohnsteuerüberweisungsblätter)" dulchge-
führt, die den SILA von den Finanzämiern zur'Verfügräg
gestellt werden.

Berichtsweg:
Finanzämter - SILA - StBA.
Für 1957 wurden die Lohnsteuerbelege der Lohnsteuer-
pflichtigen mit einem Bruttolohn von wenigel als 16 000 DII
(für 1961: von weniger als 20000DM) mit einem durch-
schnittlichen Äuswahlsatz r.on 1,3070 (für 1961: höchstens
durchschnittlich 1,50/o) aufbereit-et. Die Belege der übrigen
Lohnsteuerpflichtigen wurden 1957 total aulbereitet; Tür
lgtrI ist gegebenenfalls teihveise repräsentative Auf-
bereitung vorgesehen.
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Dargestellte Tatbestände
Für 1957:

B"u(oloh.,

I

Zahl der I(inder, für die Kinderfreibeträge gewährt wurden.
Sonderausgliederung der Steuerpflichtigen mit Einkünfien
aus Land-- und Folstwirtschaft, der Sieuerpflichtigen mit
Einkünften und Verlusten aus Gerverbebetrieb und einiger
freier Berufe. Fachliche Gliederung gemäß dem ,Systema-
tischen Verzeichnis der lJnternehmen (für die Steuer-
statistiken) " - siehe auch Übersicht auf S. 270.

Veranlagte unbeschränkt Lohnsteuerp!ichtige :

Nach Bruttolohngruppen: Bruttolohn, Einkünfte, Einkommen
und Einkommensteuerschuld.
Absetzungen Iür Abnutzung und Substanzverringerung sorvie
Spesenabiug der Steuerpflichtigen mit, Einkommen; Verlust-
fä11e.

Veröf f entlichungen: I

rifliSta 51/3.
FSt Reihe 6/I (1ö54 vnd ß5n
wird fortsesetzt in:
Fachserie"L, Reihe 6/I (unregelmäßig).

5. Körperschaftsteuerstatistik 1957 und 1961

(StBRD Band 182 S. 87, lfd. Nr. X B 3)

Rechtsgrund l age:
Für 1957: Verordnung über die Durchführung einer Statistik
der veranlagten Einkommensteuer und der vslnnla.g_ten
I(örperscliaftiteuer für das Kalenderjahr 1957 vom 4..IuIi
1958 (Bundesanzeiger Nr.128 S.1). Abdruck im Anhang
s. 252.

Für 1961: Koordinierungsvöreinbarung des Bundes und der
Länder (Anlage zum Schreiben des Bundesministers der
Finanzen vom 29. August 1961 - Ywl? - 1422 - 73/61).

Periodizität:
In unregelmäßigen Abständen,r zuletzt für 1957 durchge-
führt; für 1961 in Vorbereitung.

Kreis der Bef ragien: ll

Die Statistik wird an Hand von Durchschriften der Körper-
schaftsteuerbescheide durchge{ührt, die den StLA von den
Finanzämtern zur Verfügung gestellt rverden.

Berichtsweg: ,
Finanzämter - StLA - StBA.

Dargestellte Tatbestände :

Fiir 1957: lr

Unbeschränkt Körperschaf tsteuerpfl ichtige :

Einkommen und Sfeuerschu]d nach Einhömmensgruppen und
Kör'perschaftsarten. Zuschläge zum und Abzüge vom Bilanz-
gewinn(-verlust). Sondervergünstigungen und Aufwendun-
gen besonderer Ärt nach Körperschaftsarten. Zu versteuern-
äes Einkommen und SteuerÄchuld nach Steuersätzen. In-
landseinkommen und Steuerschuld der beschränkt Steuer-
pflichtigen nach Einkommensgruppen.

Für 1961 vorgesehen:

Unbeschränkt Körperscha ftsteuerpfl ichtige :

Einkünfte, Einkommen un? Steuerschuld nach Körper-
schaftsarten, seEliedert naöh Größenklassen des Einkom-
mens und däs"Gäsamtbetrag's der Einkünfte; Einkünfte aus
Gewerbebetrieb nach Körperschaftsarten und Wirtschafts-
bereichen, gegliedert nach Größenklassen der Einkünfte.
Entwicklung des zu versteuernden Einkommens aus dem
Bilanzgewinn. Zu versteuerndes Einkommen, Steuersätze und
Steuerschuld. Bilanzgewinn(-verlust), Zu- und Abschläge del
Yerlustfälle. Einkünfte und Verluste der Verlustfälle, ge-
gliederi nach Wirtschaftsbereichen.
Sondervergünstigungen; Aufwendungen besonderer Art; Ab-
setzungen für Abnutzung und Substanzverringerung sowie
SpesenabzuE der mit Einkommen VeranlaEten und der Ver-
lu^stfäIIe. Eiäkünfte, Einkoämen und Steueischuld der Organ-
gesellschaften nach Körp'erschaftsarten, gegliedert nach
Größenklassen des Gesamtbetrags der Einkünfte.
Einkünfte, Inlandseinkommen und Steuerschuld der be-
schränkt Körperschaftsteuerpflichtigen nach Größenklassen
des Gesamtbetrags der Einkünfte.

Yeröffentliohungen:
'§flista 60/9.

FSt Reihe 5iI (1954 und 195i)
wird fortgesetzt iri: I
Fachserie L, Reihe 6/I (unregdlmäßig).

und Lohnsteuer nach
Geschlecht und Beschäfti-

gungsdauer-. steuerfreie Abzugsbeträge.

Für 1961 außerdem vorgesehen:

Lohnsteuerpflichtige nach der Religionszugehörigkeit,__weib-
Iiche Lohisteuerpflichtige aus den Steuerklassen II, III
und IV nach Biuttolohigruppen; Lohnsteuerpflichtige mit
Lohnsteuer.iahresausgl eich.

Veröf f entlichungen:
Vista 59/8.

STBRD Band 230 (1955 und 1957)
fort8esetzt in:
Fadrserie L, Reihe 6ill (unregelmäßig).

4. Einkonrmensteuerstatistik 1957 und 1961

(StBRD Band 182 S.87, lfd. Nr. X B2)

R e c h t s g r u n d I a g e :

Für 1957: Verordnung'über die Durchführung einer Sta-
tisiik der veranlagten Einkommensteuer und 6sr vslanlag-ten
Körperschaftsteudr für das I(-alenderjahr -i95J vom 4. Juli
1958 (Bundesanzeiger Nr.128 S. I). Abdruc[ im Anhang
s.252.
Für 1961: KoordinierunqsvereinbarunE des Bundes und der
Länder (AnlaEe zum Schreiben deJ Bundesministers der
Finanzen'vom 79. August 1961 - \wll - 1422 - 7316I).

Periodizität:
In unregelmäßigen Abständen, zuletzt für 1957 durchge-
führt; für 1961 in Yorbereitung.

Kreis der Be'f ragten:
Die Statistik wird an Hand von Durchschriften der Ein-
kommensteuerbescheide durchgeführt, die den SILA von den
Finanzämtern zur Verfügung gestellt rverden.

Berichts'weg:
Finanzämter - StLA - SIBA.
Für 1957 wurde die Statistik teilweise repräsentativ nach
dem Stichprobenverfahren aufbereitet, wobei die Zähl-
papiere für die SteuerpflichtiEen mit Einkommen von weniger
ät.'tO OOO DM mit eintm duöhschnittlichen Auswahlsatz än
12 o/o einbezogen wurden. Die Belege der übrigen Ein-
kommensteuerpflichtigen rvurden total, in der Einkommens-
gruppe von 16 000 b-is 25 000 DM teilweise auch repräsen-
iativ aufbereitet.
Bei der Einkommensteuerstatistik 1961 werden die Belege
total aufbereitet.

Dargestellte Tatbestände :

Für 1957:
Gliederung der veranlagten Einkommensteuerpflichtigen, des

Einkommens und der Steuerschuld nach Einkommensgruppen
und Steuerklassen. Gliederung der veranlagten Lohist6üer-
pflichtigen, des Bruttolohns, der einbehaltenen Lohnsteuer,
äes Gelar{tbetrags der Einkünfte, des Einkommens und der
Steuerschuld nacE Bruttolohngruppen. Gesamtbeträge für die
einzelnen Einkunftsarten, ausgeglichene Verluste, Gesamt-
betrag der Einkünfte, Sonderausgaben, steuerbares Ein-
kommen und Sondervergünstigungen.

Für 1961 vorgesehen:

Unbeschränkt Einkommensteuerpflichtige (teilweise geglie-
dert nach Steuerbelasteten und Nichtsteuerbelasteten) :

Nach Größenklassen des Einkommens: Einkünfte, Einkom-
men, Steuerschuld.
Nach Größenklassen des Gesamtbetrags der Einkünfte:
Einkünfte, Einkommen und Steuerschuld der Steuerpflichii-
gen, gegliedert nach der überwiegenden Einkunftsart und
der Zahl der Kinder, für die Kinderfreibeträge gewährt
wurdenl ausgeglichene Verluste; Sonderausgaben; Sonder-
vergünstigun§en und Aufwendungen besonderer Ärt; Ent-
wicklung des zu versteuernden Einhommensbetrags aus dem
Einkommen; Kirchen- und Kirchenlohnsteuer nach der
Religionszugehörigkeit der Steuerpflichtigen; veranlagte
Lohnsteuerpflichtige, gegliedert nach der Zahl der Kinder,
für die Kinderfreibeträge gewährt wurden.
Nach Größenklassen des zu versteuernden Einkommens-
betrags: Einkommen und Steuerschuld, gegliedert nach der
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6. Gewerbesteuerstatistik 1958

R e c h t s g r u n d I a g e :

Gesetz über eine Gerverbesteuerstatistik für das Kalender-
jahr 1958 vom 23.D-ezember 1960 (BGBI. I S. 1071). Ab-
drucli im Anhang,,S. 259.

Periodizität:
Einmalig fiir 1958 durchgeführt.

Kreis der Befragten, -
a) Gewerbesteuerhauptstatistik
Die Siatistik rvurde an Hand yon Druckschriften der Ge-
werbesteuermeßbescheide durchgefülirt, die den StLA von
den Finanzämtern zur Velfügung gestellt rvurden.

b) Lohnsummensteuerstatistik- 
Die Statistik wurd.e an Hand von Lohnsummensteuernach-
rveisungen durchgäführt, die den SILA von den Gemeinden
,übersandt rvurden.

,c) Gewerbestbuermeßbetragstatistik
Die Statistik wurde an lland von Druckschriften d.er Zer-
legungsbescheide durchgeführt, die den SILA von den
Finanzämtern zur Yerfiilung gestellt rvuiderr.

Berichtsrveg:
a) Finanzämtär - StLA - SIBA
b) Gemeinden - StLA - StBA
c) Finanzämter - StLA - StBA.

Dargestellte Tatbestände :

Gerverbesteuerhaup tstatistik :

Steuerpflichtige, Besteuerungsgrundlagen (Berechnung des
Gewerbeertrags sowie des Gerverbekäpitals unter Auffüh-
rung der gewerbesteuerlichen Hinzurechnungen und Kürzun-
gen), Steuermeßbeträge nach dem Ertrag und nach dem
Kapital und einheitlicher Steuermeßbetrag. Jeweils für
natürliche Personen und Personengesellschaften sowie für
.iuristische Personen, nichtrechtsfähige Vereine und ähnliche
Steuerpflichtige, gegliedert nach I8 \Arirtschaftsbereichen
und innerhalb dieser nach GewerbeertraEs- und Gewerbe-
kapitalgruppen sowiä nach dem,Systemat'isclren Verzeichnis
der lInternehmen (für die Steuerstätistiken). - siehe über-
sicht auf S.270.

Lohnsummensteuerstatistik :

Steuerfälle, Lohnsumme, steuerpflichtige Lohnsumme, Steuer-
meßbetrag, Lohnsummmensteuer frir natürliche Personen und
Personengesellschaften sowie für juristische Personen, nicht-
rechtsfähige Vereihe und ähnliche Steuerpflichtige, gegliedert
nach Lohnsunlmengruppen, nach dem ,SysiemaiisChen Ver-
zcichnis der lJnternehmen (Iür die Steuerstatistiken), -siehe übersicht auf S.270.

Gewerbest,euermeßbetragstatistik :

Steuerpflichtige lJnternehmen (ohne Berücksichtigung der
Zerlegung) insgesamt, Steuermeßbetrag nach dem Gewerbe-
ertrag und dem Gerverbekapital, einheitlicher Steuermeß-
betrag; zu berücksichtigende Zerlegungsanteile; einheitlicher
Steuermeßbetrag nach Zerlegung; Hebesaiz; Steuersoll.
Jeweils gesondert für natürliche Personen und Personen-
gesellschaften sowie für,juristische Personen, nichtrechts-
fähige Ve'reine und ähnliche Steuerpflichtige, gegliedert nach
8 Wirtschaf tsbereichen.

Veröf f enilichungen:
\Yr'ista 6219.
Vorgesehen :

Fadrserie L, Reihe 9,

Bemerkungen:
Im Saarland wurde die Statistik nicht durchge{ührt.

7. lermögensteuerstatistik 1957 und 1960
(SIBRD Band 182rS. 88, lfd. Nr. X B 5)

R e c h t s g r u n d I a g e :

Für 1957: Koordinierungsvereinbarung des Bundes und der
Länder (Schreiben des Bundesministers der Finanzen vom
13. Januar 1958 - Vrv/3 - 1427 - 33/57).

Für 1960: KoordinierunqsvereinbrrunE des Bundes und der
Länder (Schreiben des 

"tsundesministärs cler Finanzen vonr
3. Februar f960 - Yyrl2 - 7427 - 7/60 und vom 23. Sep-
tember 1960 - Fp Yrv - 1427 - 25160).

Periodizität:
In mehriährigen Abständen, zuletzt nach dem Stand vom
1. Januar 1960, durchgeführt.

Kreis der Bef ragten:
Die Statistik wird an Hand von Durchschriften der Ver-
mögensteuerbescheide durchgeführt, die den StLA von den
Finanzämtern zur Yerfügun§ gestellt werden.

Berichtsrveg:
Finanzämter 

- StLA - StBA.

Dargestellte Tatbestände:
Für 1957 und (vorgesehen) für 1960:

Unbeschränkt vermögensteuerpflichtige natürliche Personen
(Steuerbelastete und Steuerbefreite): Rohvermögen und
Vermögensarten, Schulden und sonstige Abzüge, -Gesamt-

vermögen, Freibeträge - nur bei Steuerbelasteten: steuer-
pflichtiges Vermögen und Steuerschuld - nach Yermögens-
gruppen und übcrwiegender Vermögensart. Für 1960 aüßer-
dem: Sonderaufgliederung des sonstigen Vermögens naclr
Vermögensgruppen; Rolivermögep und Vermögensärten, Ge-
samtvermögen, steuerpllichtiges Vermögen und Steuerschuld
in den krersfreien Städten und Landkreisen.
Unbeschränkt vermögensteuerpflichtige nichtnatürliche Per-
sonen: Einheitswert, Abzüge, Gesamtvermögen, steuerpflich-
tige§ Vermögen und Steuerschuld nach Vermö§ensgruppen
und Rechtsformen. Bei Mindestbesteuerunqsfällen: Einheits-
wert (oder überschuldungsbetrag), Abzügel Gesamtvermögen
(oder Minusbetrag), Mindestvermögen und Steuerschüld
nach Vermögensgruppen und für 1960 außerdem nach
Rechtsformen.

Beschränkt vermögensteuerpflichtige natürliche und nicht-
natürliche Personen: Rohvermögen und Vermögensarten,
Schulden und sonstige Abzüge," Inlandsvermögei, sleuer-
pflichtiges Vermögen und Steuerschuld nach Vermögens-

Sruppen.

V e r ö f f e n t I i c h u n g e n :

\)üiSta 59/7; 60/11.

STBRD Band 247 (1953),261 (1957)
wird fortgesetzt in:
Fachserie L, Reihe 5/lll (unregelmäßig).

8. Statistik der Hauptfeststellung der Einheitswerte des ge-
werblichen Betriebsyermögens (Einheitswertstatistik)
1957 und 1960

lStnRO mna 182 S. 88, lfd. Nr. X 84)

R e c h t s g r u n d I a g e :

Für 1957: Koordinierungsvereinbarung des Bundes und der
Länder (Schreiben des Bundesministers der Finanzen vom
13.Januar 1958 - Vw/3 - 1427 - 33tb7).
Für 1960: Koordinierungsvereinbarung des Bundes und der
Länder (Schreiben des Bundesministers der Finanzen vom
3. Februar 1960 - Ywl2 - 1427 - 7/60 und vorn
23. September 1960 - Fp Yw - 1427 - 25/60).

Periodizität:
In mehrjährigen Abständen, zv.letzt nach dem Stand vom
1. Januar 1960, durchgeführt.

Kreis der Bef ragten:
Die Statistik wird an Hand von Durchschriften der Einheits-
rvertbescheide durchgeführi, die den StLA von den Finanz-
ämtern zur Velfügung gestellt werden.

Berichtsvyeg:
Finanzämter - StLA - StBA.

Dargestellte Tatbestände :

Für 1957:
Änlagevermögen nach Sachanlagen und Finanzanlagen;
Umlaufvermögen, darunter Vorratsvermögen; Rohvermö§en;
Schulden und sonstige Abzüge (Kreditgävinnabgabe, ion-
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stige langfristige Schulden, übrige Schulden, Abzüge aul
Grund von Schachtelbeteiligungen); Einheitswert der ge-
werblichen Betriebe für die natürlichen und nichtnatürlichen
Personen jeweils in fachlicher Gliederung gemäß dem
,Sysiemaiischen Verzeichnis der Unternehmen (für die
Steuerstatistiken). - siehe auch übersicht auf S. 270 -und nach Rechtsformen der Unternehmen.
Besitz- und Schuldposten (wie vorstehend) sorvie Einheits-
rvert nach Einheitswertgruppen und zusammengefaßten
Wirtschaf tsbereichen.
Gliederung der Einheitswerte nach Einheitswerigruppen und
Rechtsformc.n.

Für 1957 und (vorgesehen) für 1960:
Zahl der Beiriebe natürlicher und nichtnatürlicher Personen
sowie Einheiisrvert dieser Betriebe nacli fachlicher Gliede-
rung entsprechend dem ,Systematischen Verzeichnis der
IJnternehmen (für die Steuerstatistiken). - siehe auch
übersicht auf S.270 - und Einheitsrvertgruppen.

Für 1960 vorgesehen:

Anlagevermögen nach Sachanlagen und Finanzanlagen;
Umlaufvermögen (Betriebskapital und Vorratsvermögen);
Rohvermögen; Schulden und sonstige Abzüge (darunter
Rückstellungen für laufende Pensionen und Pensionsanwart-
schaften, Abzüge auf Grund von Schachtelbeteiligungen);
Einheitsrvert der gerverblichen Betriebe für die natürlichen
und nichtnatürlichen Personen jeweils in fachlicher Gliede-
rung gemäß dem ,Systematischen Verzeichnis der Unter-
nehmen (für die Steuerstatistiken). - siehe auch Übersicht
auf S.270.
Besitz- und Schuldposten (rrrie vorstehend) sowie Einheits-
rvert nach Einheitswertgruppen und Rechtsformen.

V e r ö f f e n i I i c h u n g e n :

\X/iSta 59/5,5*.
stBRD Band 253 (1953)i

lst Reihe 6/lV (1954
fortgesetzt in:
Fachserie L, Reihe 6/lV (unregelmäßig).

9. Erbschaf tsteuerstatistik
(StBRD Band 182 S. 88, lfd. Nr. X BO

R e c h t s g r u n d I a g e :

Iioordinierungsvereinbarung (Anlage2 zur Niederschrift
über die Besprechung mit den Erbschaftsteuer-Referenten
der Länder am 2. und 3. Dezember 1952 in Bonn - BdF IV
-S 3730-30/52 - vom 19. Dezember 1952).

Periodizität:
Jährliche Erfassung und Zusammenstellung. 

.

Kreis der Bef ragten: .

Die Statistik wird an Hand der Erbschaftsteuernachrveisun-
gen durchgeführt, die den StLÄ von den Finanzämtern zur
Verfügung gestellt werden.

Berichtslveg:
Finanzämter - StLA - SIBA.

Dargestellte Tatbestände :

Unbeschränkt Erbschaf tsteuerpfl ichtige.
Reinerwerb, steuerpflichtigei Errvärb und festgesetzte
Steuer nach Erwerbiarieni Steuerklassen und lMer"tstufen.
Nachlasse und Zuwendungen (Gesamtnachlaß bzw. -zu-
y-en$yn^g,-Reinnachlaß bz*. -zuwendung, steuerpflichtiger
Nachlaß bzrv. Zurvendung und Steuersclhuld) "ail, Wät-
stufen.
Steuerfreie Ehegattenerwerbe über 20 000 DM nach lMert-
stufen.
Steuerpflichtiger Erwerb und festgesetzte Steuer der be-
schränkt Steuerpflichtigen sowie Paüschalversteuerungsfälle.
Unbeschränkt steuerpflichtige Errverbe nach dem Kalender-
jahr, in dem die Steuerscliuld entstanden ist (ab Veran-
lagungsjahr 1955).

V e r ö f f e n t I i c h u n g e n :

srB - VII/24 Gährlidr)
tortgesetzt in:
Fachserie L, Reihe 6/V 6?i[rrlich).

10. Umsatzsteuerstatistik
(StBRD Band 182 S. 88, lfd. Nr. X B7)

R e c h t s g r u n d I a g e :

Für die Berichtsjahre 1956, 1957 und 1958:

Verordnung über die Durchführung von IJmsatzsteuer'-
statistiken für die Kalenderjahre 1956, i957 und 1958 vonr
16.Mai 1957 (BGBI. I S.532). Abdruck im Änhang S.254.

Für die Berichtsjahre 1959, 1960 und 1961:
Verordnung über die Durchftihrung von lImsatzsteuer-
statistiken für die I(alenderjahre 1959, i960 und 1961 vom
1. NIärz 1960 (BGBI. I S. 153). Abdruck im Anliang S.254.

Periodizit,ät:
Ab Berichtsjahr 1954 jährliche Erhebung und Aufbereitung
mit teilweise wechselndem Programm.

Kreis der Belragten:
Finanzämter.
Die Statistik rvird an Hand von Zählblättern durchgeführt,
in die von den Finanzämtern Angaben aus den lJmsatz-
steuerüberrvachungsbogen übertragen rverden.

Berichtswög:
Finanzämter - StLA - SIBA.

Dargestellte Tatbestände :

Steuerpflichtige sorvie Gesamtumsatz des Berichtsjahres und
des Vorjahres; Umsatz des Berichtsiahres nach lJmsatz-
größenklassen (14 bis 17, ab Berichtsjahr 1960 32 Größen-
hlassen) ; die mit 1olo besteuerten Umsätze (steuerpflichtige
Großhandelslieferungen) ab 1956; Vorauszahlungsbetrag där
IJmsatzsteuerl Zahl und lJmsatz der Aktiengeiellschaften
(bis 1957). Die Ergebnisse u,erden in der fachlichen Gliede-
rung nach dem ,Systematischen Verzeichnis der Unter-
nehmen (für die Steuerstatistiken) " - siehe auch übersicht
auf S.270 - unter besondärer Ausgliederung der in die
Handrverksrolle eingetlagenen IJnternehmen aüfbereitet.
Ab 1958: Zahl, Gesamtumsatz und Steuer der Organhreise
in wirtschaftlicher Gliederung.

Für das Berichtbjahr 1959 aulJerdem:
Zusätzliche Gliederung der Steuerpflichtigen nach 59, der
des Produzierenden Handwerks nach 42 Umsatzgrößen-
klassen.

Veröffentlichungen: ,

\WiSta 58/11, 7l*,12,72*i 5917,,11,11',12, 12*i 6012,2*,8, 11, 11 *,
12, 12* ; 6112, 2*, 8, 71, 1l *, 12, 72* ; Al2, 2", 7.

stB Vil170t14.
STBRD Band 219 (1957),240 (1958), 2d0 (1959)
fortgesetzt in:
Fachserie L, Reihe 7 (jährlich).

Bemerhungen:
Für 1962 vorgesehen: Eine ErHebung mit umfassendem
Programm und fachlicher Gliederung auch nach der
,Systemaiik der trVirtschaftszweige (Ausgabe 1961) " -siei.re übersicht auf S.270 und Arlsrug aus" der Systematik
s.272.

11. Yerbrauchsteuerstatistik
(StBRD Band 182 S.89, lfd. Nr. X B8)

R e c h t s g r u n d I a g e :

Erlasse des Bundesministers der Finanzen

1oq,-11. September 1961 III C/3 - V 1601 - 116l (BZBI.
S. 853) - Tabaksteuer -;vom 5. Ohtober 1960 III C/4 - V 2181 - 74160 (BZBL.
1960 S. 596) - Biersteuer --;
vom 8. Februar 1961 III C/l - V 8141 - 2l6L (BZBI. t96l
S. 176) - Mineralölsteuer -;vom 25. Januar 1962 IIIC/4 - V3201 - l/62 (BZBI.t962
S. 150) - Schaumweinsteuer -;vom 18. Januar 1962 IIIC/4 - Y5201 - l/62 (BZBI. 19Oz
S. 147) - Zuckersteuer -;vom 25. Januar 1962 III C/4 - V 5601 - 1162 (BZBI. 1962
S. 149) - Salzsteuer -;vom 25. Januar 1962 IIICI4 - Y4501 - 1162 (BZBL.t96Z
S. 148) - Leuchtmittelsteuer 

-;
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\/om 25. Januar 1962 III Cl2 - 
y 4Z0L - 1162 (ßZBt. tg6}

S. 154) - Zündwarensteuer -;vom 25. Januar 1962 IIIC/4 
- Y6201 - tl\2 (BZBL 1962

S. i51) Spielkartensteuer 
-;vom 25. Januar 1962 III C/4 - V 6501 - 1162 (BZBI. 1962

S. 15? - Süßstoffsteuer -.
Für die übrigen Nachweisungen:
Branntwein-Zählordnung. Anlage 4 der Grundbestimmungen
zum Gesetz über das Bianntrvei'nmonopol vom 8. April 1522
(RGBI. r S.405).
Essigsäureordnung. Anlage 3 der Grundbestimmungen zum
Cesetz über das Branniweinmonopol vom 8. Ap"ril 1922
(RGBI. I S. 405; Zentralblart für däs Deursche näictr tgZZ
S.865), §§ 71 bis 74. Siehe auch Vero,rdnunq vom 26. Juni
1929 (RMBI. S. 422), Abschniu IV, Ziffer tJ."

Periodizität:
Bei den einzelnen Steuern verschiedene Periodizität, und
zlv-rr :nonatliche, vierteljährliche, halbjährliche oder jähr-
liche Berichterstattung und ZusammenställunE (im einzälnen
siehe unter,Dargesteilte Tatbestände.)

Kreis der Bef ragten:
Zollämler. (auf Grund von Aufzeichnungen der Steuer-
pflichtigen).

Berichtsweg:
Im allgemeinen: Zollämier 

- Hauptzollämter 
- Ober-

finanzdirektionen - StBA.
Branntwein: Zollämter - Hauptzollämter - Oberfinanz.-
direktionen - Bunclesmonopolverwaltung für Branntrvein,
Monopolverrvaltung für Branntivein beim Landesfinanzamt
Berlin.
Bei der Biersteuerstatistili rverden die Nachrveisungen von
den Oberfinanzdirektionen l\{ünchen und Nürnberg ivie bis-
her auch dem Bayerischen SILA zugestelit.

DarEestellte Tatbestände :

L Tabaksteuer ' \
Monatlich: Versteuerung-von Tabakwaren nach Erzeugnissen
sorvie Preislilassen und Preisgruppen, Steuereinnahm-en.
Flalbjährlich: Herstellungsbetriebe nach Art der Betriebe;
verarbeiteter inländischer und ausländischer Rohtabak nach
Art der Betriebe; Absatz der Erzeugnisse nach Größen-
klass'en; Rohtabakhändler und Tabalirvaienhändler; Zigarren-
steuerlager.
Jährlich: Gerverblicher Tabakanbau: Tabakpflanzer; Zahl
und Fläche der mit 'Iabak bepflanz.+en Grundstücke; ge-
erntete. Tabakmenge; Gesamtlvert der Tabakernte und
Durchschni ttsp rei se.

II. Biersteuer
lfonatlich: Bierausstoß nach Biergattungen und Bierarien,
Bier in Flaschen uslv., verstcuerte und steuerfrei abgelassene
Biermengen.
Jährlich: Brauereien, gerverbliche Braustütten, Hausbrauer,
verlvendete Braustoffe, Bierausstoß nach Größenklassen,
versteuerte Biermengen nach Sieuersitzen, steuerfrei abge-
Iassene Biermengen, versteuerte Biereinfuhr.

fII. Mineralölsteuer
I\[onatiich und jährlich: Versteuertes Minera]öl nach Arten
und Steuersätzen sowie Steuersollbeträge.
Jährlich: Steuerbegünstigte Verwendun! von Minerälöl nach
Arten.

IV. Branntrveinmonopol
Vierteljährlich: Erzeugung von Branntwein, Absatz von
Branntwein zu Trinkzrvecken.
Jährlich: Brennereien, Brennrechte, verrvendete Stoffe, Er-
zeugung und Absatz von Branntwein, Ein- und Ausfuhr von
Branntwein uud Branntrveinerzeugnissen, Ausfuhr von
Branntlvein und Branntweinerzeugnissen gegen Äusfuhr-
vergütung, llaushaltseinnahmen aus dem Branntweinmonopol,

Branntrveinbestände, Brannirveinabsatz der Monopoh,errval-
tungen an'J'rinlibranntrveinherste'ller nach Crößenklassen.

V. Schaumrveinsteuer (viertel.iährlich)
Herstellungsbetriebe; versteuerter und steuerfreier Absatz;
Steuersollbeträge (jeweils fiir Sclraumrvein und schaumrvein-
äbnliche Geiränke).

Vf. Zuckersteuer
Vierteljährlich: -Versteuerter und steuerfrei ausgeführter
Zu.cker, Steuersollbeträge.
Jährlich: Steuerfrei abgegebener Ztcker; Steuervergütung
für ausgeführte oder in ein Zollager aufgenommene äcker'l
haltige Waren, Betrag der Vergütung. -

YII. Salzsteuer (jährlich)
Herstellungsbetriebe; Versteuerung, steuerfreie Ausfuhr
naeh Salzärten; Steuersollbeträge.- SteuerIrei abgelassene
Salzmengen nach Salzarten, VergäIlungsmitteln und Ver-
rvendungszwecken.

VIII. Leuchtmittelsteuer (jährlich)
Herstellungsbetriebe_; Bestand an Leuchtmitteln zu Beginn
und Schluß des Rechnungsjahres, Versteuerung von steüer-
pflichtigen Leuchtmitteln solvie steuerfreie Äusfuhr naclr
Erzeugnisarten; Steuersollbeträge.

IX. Zündwarensteuer (jährlich)
llerstellungsb-etriebel versteuerte Inlandserzeugung und Ab-
satz von Zündwaren; Bestände; Steuersollbeträge.-

X. Spielkartensteuer (jährlich)
Herstellungsbetriebe; hergestellte Spiele, versteuerter fn-
Iandsabsatz und versteuerte Einfuhr, unversteuerte Ausfuhr,
Steuersollbeträge.

XI. Essigsäuresteuer (jährlich)
Herstellungsbetriebe nach Art der bei der Erzeugung von
Essigsäure verwendeten Rohstoffe; Absatz von versteüerter
sorvie von vergäIlter und nicht vergäIlter steuerfreier Essig-
säure; Steuersollbeträge.

XII. Süßstoffsteuer (jährlich)
Herstellungsbetriebe; Versteuerung v9n im Erhebungsgebiet
hergestelltem und eingeführtem Süßsto{I sorvie vom Fleistel-
Iungsbetrieb steuerlrei ausgeführter bzrv. vergällt und steuer-
frei abgegebener Süßstoff (jewöils nach Ait und Menge);
Steuerelnnahmen.

YerOffentlichungen:
Uber alle Verbraudrsteuem :

ViSta 58/10; 5918i 6018i 6118.

STBRD Band133 | /
wird fortgesetzt in:
Fadrserie L, Reihe 8 (unregelmäßig).
Außerdem:
ViSta 59/4, 4* ; 6014, 4 + (Tabakgewerbe);
ViSta 59/12; 6112* @nugewerbe);
\fistai monatlich: Versteuerung von Tabakwaren, Sdraumwein, Zucker,

Minenlöl; Bierausstoß, Eueugung und Absatz von Brannt-
weln.

StB VII/51 (Tabaksteuer, monatlidr und halbjährlidr)
fortgesetzt in:
Fac[rserie L, Reihe 8/l (monatlidr, halbjährlich).
StB VII/52 (Biersteuer, monatlich und jahrlich)
fortgesetzt in:
Fachserie L, Reihe 8/II (monatlich, jährlidr).
StB VII/54(MineralöIsteuer,jährlich)
fortgesetzt in:
Fachserie L, Reihe 8/III (jährlich).
StB VII/66(Branntweinmonopol, jährlich)
fortgesetzt in:
Fachserie L, Reihe 8/IV (j4hrlich).
StB Vll/50(Schaumweinsteuer,vierteljährlich)
fortgesetzt in:
Fachserie L, Reihe 8/V (vierteljährlich).

Die Statistischen BeriJhte für die kleineren Verbrauchsteuem:
VII/53 (Zuckereteuer), Vlli55 (Salzsteuer), VII/67 Q-euchtmittelsteuer),
VII/58 (Zündwarensteuer), VII/59 (Spielkartensteuer, Essigsäuresteuer
und Süßstoffsteuer)
werden fotgesetzt in: :

Fachserie L, Reihe 8/VI (:ihrlich).
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XI. Preise, Löhne, Wirtsctraftsrechnungen

I
A. Preise, Lebenshaltung

Statistik der Erzeuger- und Großhandelsverkaufs-
preise des Inlandes
(StBRD Band 182 S.90, lfd. Nr. XI A1)

R e c h t s g r u n d I a g e :

Gesetz über die Preisstatistik vom 9. August 1958 (BGBI' I
S.605). Abdruck im Anhang S' 255. Verordnung zur Durch-
f ührunE des Gesetzes übea die Preisstatistik vom 29. Mai
1959 (Bundesanzeiger Nr' 104 S. 1). Abdruck im r\nhang
s. 258.

Periodizität:
ErhebunE und AufbereitunE grundsätzlich monatlich, bei
saisonem"pfi ndl ichen \Maren iä ktrre.en Zeitabständen..

Kreis der Bef ragten:
AusEewähIte Betriebe, Genossenschaften, Preisnotierungs-
komäissionen, Marktverwaltungen (rund 4800 Auskunfts-
oflichtiEe für das Gebiet der ErzeuEerpreisstatistik und rund
b50 fii*." zur lleldung von Großhandelsverkaufspreisen).

Berichtsweg:
Befragte-StLÄ-StBA.
Dargestellte Tatbestände :

Erzeugerabsatz- bzw. Großhandelseinkaufspreise für 102

land- "und forstrvirtschaftliche Erzeugnisse sowie {ür rund
1900 industrielle Rohstoffe, Halb- und Fertigrvaren.

Verkaufspreise des Großhandels für rund 800 Waren.

V e r ö f f e n t l i c h u n g e n :

\t7iSta* (monatlidt).
StB vll6

ab Aucust 1950 PL\0 Reihe 3 für industrielle Produkte und
ReiheZ für land- und forstwirtsdrafülidre Produkte (monatlidl)

fortssetzt in:
Fachlserie M, Reihe 3 (monatlich),

Reihe 4 (monatlich, jährlidt).

Bemerhungen:
Zur Veröffentlichung gelangt nur eine beschränkte Auswahl
von Preisen.
Es ist Vorgesehen, Meßzahlen der Großhandelsverkaufs-
preise in dei Fachserie M, Reihe 8 zu veröffentlichen.

P r eisind,et aus g ew ählter Grund,stofi e
(StBRD Band 182 S. 90, nac-h lfd. Nr. XI A1)

Nlonatiiche Rereclinung im StBA. Zusammenfassung von
1509 Preisreihen für' 102 ausgewählte Grundstoffe Iand-
und forstrvirtschaftlicher (34) und industrieller (68) Her-
kunft (Basis 1950:100 und umbasiert auf 1938:100) . Be-
ginn der Indexreihen für Grundstoffe inländischer Herkunft:
Juli 1948, für Grundstoffe ausländischer Herkunft: Januar
1950. Darstellung der Berechnungsmethode in WiSia 55/12

Verdf f entlichungen:
\,l7iSta (monatlidr).
ViSta* (monatlich).
StB VI/2 ab April 1950 PL\7 Reihe 2 (monatlidr).'
PL\§f Reihe 2 6ährlidr)
fortsesetzt in:
Fach-serie M, Reihe 2 (monatlidr, jährflidr),

Bemerkungen:
Neuberechnung des Index auf der Basis 1958: 100 in \ror-
bereitung.

lnilea d,er Er z eug erpr eise ind,ustr ieller P r o duk t e

(StBRD Band 182 S. 90, nadr lfd. Nr. XI A1)

Monatliche Berechnung im StBA. Zusammenfassung von
7725 Preisreihen für rund 1900 Waren aus der industriellen
Produktion (Basis 1958: I00). Gliederune der \Maren nach
ihrer Herkrinft (33 Indust.iäg.rppen ui'd t62 Industrie-
zweige). Beginn der Indexreihen: Januar 1955. Darstellung
de. Eerechn"ungsmethode in WiSta 6l/11.

Verö f f enilichungen
\X/iSta (monatlidr).
\/ista* (monatliü).
PL\f Reihe 3 (monatlich, iährlich)
fortsesetzt in:
Fadr"serie M, Reihe 3 (monatlidr, iälirlidr). | ,
Bemerkungen:
Bildung einer durchlaufenden'Reihe für längerfristige Ver-
Eleiche"durch Verkettung mit'dem früheren'Index iuf Ori-
[inalbasis 1950 über Januar 1955.

Inclex d,er E r z eu g er pr eise I an d,wir t schaf tlicher P r o d,uk te

(StBRD Band 182 S. 90, nach lfd. tt..tXi I t)
Monatliche Berechnung im SIBA. Zusammenfassung .von
699 Preisreihen für 68-Waren der landrvirtsohaftlichen Pro-
duktion (Basis: Durchschniii der Landrvirtschaftsjahre
7957158 und 19ä8/59: 100). Besinn der'Indexreihen: Juli
1955. Darstellung der Berechnun§smet,hode in WiSta 61/12.

Veröf f entlichungen:
ViSta (monatlidr).
ViSta* (monatlich).
PL\fl Reihe4 (monatlich, jährlich)
fortsesetzt in:
Fach"serie M, Reihe 4 (monatlich, jährlich).

Bemerkungen:
Bildung einer durchlaufenden Reihe für längerfristigg 

-Ver-EleichJdurch VerkettunE mit dem friiheren Inclex auf Basis
igfOlSt über den Durchichnitt des lVirtschaftsialrres 1955/
1956. 1, ,,

Ind,en . d,er Er zeug eritr eise f ür' S chnittblumen und, T opf '
pfla,naen

lf
Monatliche Berechnung im StBA. Zusammenfassung von
141 Preisreihen für 8irten'von Schnitiblumen und Topf-
pflanz.en. (Basis: Wirtschafisjahr 1958/59:100). Beginn
äer Indexreihen Juli 1958. Darstellung der Bercchnungs-
methode in WiSta 62/4.

Veröffenilichungen: I

PL\ü Reihe 4 (monadlidr, jährliü)
fortgesetzt in:
Fachlerie M, Reihe,t (monatlich, jährlich).

lnd,en der Erzeugerpreise f orstwi,rtschaf tlicher Prodikte

Monatliche Berechnung im StBA. Zusammenfassung von
1492 Preisreihen für 34 inländische Rohholzarten, -sorten,
Güie- und Stärkeklassen (Basis: Forstwirtschaftsiahr 1954
:100). Beginn der fndexreihen (ierveils gesondert für
Staats- sowie Privatforsten): Forstrvirtschafisjahr 1955.
Rückrechnung für die Staatsforsten bis Forstwirtschafts-iahi
1950. Darstellung der Berechnungsmethode in \MiSta 58/59.

Veröf Ient]ichungen:
\(/'iSta (monatlidr).
ViSta* (monatlich).
PL§ü Reihe 4 (monatlidr, jährlidl)
fortcesetzt in:
Fach-serie M, Reihe 4 (monatlidr, j:ihrlich).

Bemerkungen: 
t

Neuberechnuns des Index auf der Basis Forstrvirtschafts-
jahr 1958: iö0 in Yorbereitung. S

2. Statistik der Ein- und Ausfuhrpreise
(StBRD Band 182 S. 90, lfd. Nr. XI A2)

Rechtsgrrrndlage:
Gesetz über dle Preisst,atistili vom 9. August
S.605). Abdruck im Anhang S.255.

Periotlizität:
Monatliche Erhebung und Aufbereitung.

tt
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Kreis der Bef ragten:
Etrva 1900 importierende bzw. exportierende Firmen, Ver-
bände.

Berichtsweg:
Befragte-StLA-StBA.

Dargesiellte Tatbestände :

20O0 E-infuhrpreise und 2600 Ausfuhrpreise für landwirt-

illl"l]t.n" 
und industrielle Rohstoffe, Halb- und Fertig-

V e r ö f f e n t I i c h u n g e n :

(bisher nur für Einfuhrpreise).
r{7iSta* (monatlidr).

§tB VI/20, ab Mai 1950 PL\Iü Reihe 1 (monatlidr, jährlidr)
fortgesetzt in i
Fachserie M, Reihe 1 (monatlidr, jährliü).

Bemerkungen:
Zur Veröffentlichung gelangt nur eine beschränkte Ausrvahl

,von Preisen.

Inden d,er DinkaufsTtreise für Ausland,sgüter
(SIBRD Band 182 S. m, nadr lfd. Nr. XI A2)

1950. Darstellung der thode in WiSr 53/4.

Indet der E inlt auf spr eise landwir ts chaf tlicher B etrieb s.
mittel
(StBRD Band 182 S.91, nach lfd. Nr. XI A3)

a,srs:

ode in

von

3. Statistik der Einkaufspreise der Landwirtschaft
(SIBRD Band 182 S. 90, 1fd. Nr. XI A3)

R e c h t s g r u n d I a g e :

Gesetz über die Preisstatisiik vom 9. Augusi 1958 (BGBI. I
S.605). Abdruck im Anhang S.255. Verördnung zui Durch-
führung des Geseizes über die Preissiatistik vom 29.,Mai
1959^(Bundesanzeiger Nr. 104 S. 1). Abdruck im Anhang
s. 258.

Periodizitäi:
Monatliche Erhebung und Aufbereitung.

KreiÄ der Bef ragten:
Genossenschaften, Einzelhandelsgeschäfte, Handwerksbe-
triebe und Innungen (insgesamt etu,a 1800 Befragte).

Berichtsrveg:
Befragte-StLA-StBA.

bu"g".tellte Tatbestände :

Einkaufspreise für 102 landwirtschaftliche Betriebsmittel
und Dienstleistungen.

Y e r ö f f e n t I i c h u n g e n :

StB VI/7 ab August 1950 PL\r Reihe4 (monatlidr).
PL\7 Reihe 4 üährlidr)
fortsesetzt in:
Fach"serie M, Reihe 4 (monatlich, jährlidr).

Bem'erkungen,
Die Erhebung rvird in Hamburg, Bremen und Berlin nicht
durchgeführt.

Veröffentlichungen:
ViSta (monatlidr).
ViSta* (monatlidr).

§tB Yll20, ab Mai 1950 PLV Reihe 1 (monatlidr, jährli&)
fortgesetzt in .

Fachserie M, Reihe 1 (monatlidr, j:ihrlidr).

Bemerkungen:
Vorgesehen _isi eine Revision des Index der Einhaufspreise
für Auslandsgüter unter gleichzeitiger Verbreiterung der
Preisbasis. Eii Index der Äusfuhrpre"ise ist in Vorberätung
(Basis 1958: 100; Beginn der iähllichen Reihe voraussichtl
Iich 1C54, Beginn der monatlichän Reihe 1958).

V e r ö f f e n t I i c h u n g e n :

ViSta (monatlidr).
\)/iSta* (monatlich).
StB VI/7 ab August 1960 PL\r Reihe 4 (monatlictr)..
PL\fl Reitrre 4 (ährlich)
fortgesetzt in:
Fachserie M, Reihe 4 (monatlidr, jlihrlidr).

Bemerkungen:
Berechnung _einer durchlaufenden Reihe für längerfristige
Vergleiche durch Verkettung mit dem früheren Index aüf
Basis 1950/51 über den Durchschnitt des Wirtschaftsjahres
r955/56.

4. Statistik der Verbraucherpreise
(StBRD Band 182 S. 91, lfd. Nr. XI A1)

Rechtsgrundlage:
Gesetz über die Preisstatisiik vom 9. August 1958 (BGBI. I
S.605). Abdruck im Anhang S.255. Verärdnung zui Durch-' führung des Gesetzes iiber die Preisstatistik vom 29. Mai
1959 (Bundesanzeiger Nr. 104 S. 1). Abdruck im Anhang
S.258. Verordnun§ zur Anderung der Yerordnung zui
Durchführung des 

- Gesetzes über - die Preisstatisüili vom
19. August 1960 (Bundesanzeiger Nr.160 S.1). Abdruck im
Anhang S.258. Zweite Verordnung zur Durchführung des
Gesetzes über die Preisstatistik vom 30. August 1961 (Bun-
desanzeiger Nr.171 S.1). Äbdruck im Anhang S.259.

Periodizität:
Erhebung und Aufbereitung monatlich, für einige ausge-
wählte \Maren wöchentlich (für Wohnungsmieten viertel-
jährlich).

Kreis der Bef ragten:
Ausgewählte Betriebe des Einzelhandels, des Handwerks,
des Beherbergungs- und Gaststättengewerbes, der öffent-
lichen Versorgung, Inhaber von Mietwohnungen, z. T. auch
Vermieter, in-116 Gemeinden (insgesamt etia 21 700 Be-
fragte).

Berichtsweg:
Befragte - Gemeinden - StLA - StBA.
Feststellung der Preise in den Berichtsstellen durch Ermitt-
Ier. Für Markenartikel und dergleichen auch direkte Preis-
erhebung durch StLA bz.w. SIBA.

Dargestellte Tatbestände :

Verbraucherpreise für rund 600 \Maren und Leistungen (von
, denen rund 420 veröflentlicht werden).

Yeröffentlichungen: ,

ViSta" (monatlich).
StB VI/t; ab 22. Iuli1960 PLV Reihe 6 (Meßzahlen; wödrentlidr).
StB VI/3; ab April 1950 PL\Xr' Reihe 6 (monatlidr).
PL\7 Reihe 5 Gährlich)
fortgesetzt in:
Fachierie M, Reihe 5 (wöchentlidr, monatlich, jähiliü).

Ind,en der E in zelhandelspr eise
(StBRD Band 182 S. 91, nach lfd. Nr. XI A4)

Monatliche Berechnung im StBA. Zusammenfassung von
rund 1005(10 Preisreihen frir rund 440 Waren (Basis 1950
:100 sorvie umbasiert auf 1958:100 und 1938=100).
Gliederung nach 19 Hauptbranchen und Branchen des Ein-
zelhandels, außerdem nach 37 \Marengruppen. Beginn der
fndexreihen: Juni 1948. Darsiellung der Berechnungs-
methode in WiSta 5219.

Veröf f entlichungen:
\{ziSta (monatlich).
r)7iSta* (rnonatlich).
StB VI/3; ab April 1950 PL\r Reihe 5 (monatlich).
PLr)7 Reihe 5 (ährlidr)
forteesetzt in:
Fadr"serie M, Reihe 6 (monatlich, jährlid).
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Preisind,er für clie Lebenshaltung
(SIBRD Band 182 S.91, nach lfd. Nr. XI A4)

a) Mittlere Arbeitnehmer-Haushalte
l\'Ionatliche Berechnung im SIBA.
Znsammenfassunq von rund 141 000 Preisreihen für rund
4{0 Waren und'Leistungen. Basis 1958:100. Verbrauchs-
schema 195S fiir 4-Personen-Arbeitnehmer-I:Iaushalte mit
2 Kindern und monatlichen Lebenshaltungsausgaben im
Jahre 195S von rund 570 DM. Gliederung nach 9 Bedarfs-
gruppen sorvie rvichtigen Walen- und Leistungsgruppen.
Gesamtindex anch ohne die am stärksten saisonabhüngigen
tr\ralen (Kartoffeln, Gemüse, Obst, Südfrüchte, Eier, Frisch-
lisch) . Darstellung der Berechnungsmethode in \MiSia 61/1, 2.

\r e r ö f { e n t 1 i c h u n g e n :

\WiSta (monatlidr).
ViSta* (monatlich).
PL\7 Reihe 6 (monatlidr, jährlidr)
fortgesetzt in:
Fadrserie M, Reihe 6 (monatlich, jährlidl).

Bemerkungen:
Bildung einer durchlaufenden Reihe für längerfristige Ver-
gleiche durch Verbindung mit dem friiheren Index auf
öriEinalbasis 1950 ül-rer ianuar 1957. Dadurch Umbasie-
.un[ des neuen Index auf 1950: 100 und 1938: 100 er-
möglicht. Darstellung des Verfahrens in WiSta 6l/6.

b) Haushalie von Renten- und Fürsorgeempfängern
Monatliche Berechnung im SIBA.
Zusammenfassung von rund 128 000 Preisreihen für 375
Waren und LeistunEen. Basis 1958:100. Yerbrauchsschema
195S fiir 2-Personen"-Renten- und -Fürsorgeempfänger-Haus-
halte mit monatlichen Lebenshaltungsausgaben im Jahre
1958 von rund 260 DM. Glieclerung nach 9 Bedarfsgruppen.
Darstellung der Berechnungsmethode in \YiSta 61/11.

Yeröf {entlichungen:

Berichtsrveg:
Bcfragte - (Gemeinden) - StLA - SIBA.

Dargestellte Tatbestände
,u a)= P"eise für 18 Leistunlen

Getränlie).
zu b) Preise für 20 Leistungen

Getränke).

(übernachiung, Speisen,

(übernachiung, Speisen,

\7iSta
ViSta"
PL\i/
fortgesetzt in
Fachserie M,

':
Reihe 6 (monatlidr, jährlich).

c) Einlache Lcbcnshaltung eincs Kindes
l\{onatliche Berechnung im StBA.
Zusirmurenfassung von rund 83 000 Preisreihen {ür 180 \Araren
und Leistunsen. dcrunter 80 [ür Ernähruns und 30 fiir Be-
lileitlung. nisis'tgis : 100. Verbrauchsschänra 1958 für die
einfache Lebenshaltung eines siebenjährigen I(indes bei
Unterbringung in einem privaten Haushalt und Betreuung
durch die Mutter oder unentgeltlich durch eine andere Per-
son. Gliedemng nach 8 Bedarfsgruppen. Darstellung der
Berechnungsmethode in \YiSta 62/3.

VeröIf entlichungen:
ViSta (monatlich).
ViSta* (monatlidr),
Fachserie M, Reihe 6 (monatlich, jährlidr).

Y e r ö f f e n t 1 i c h u n g e n :

zu a) PLr)/ Reihe 5 (monatlich, jährlidr)
fortgesetzt in :

Fachserie M, Reihe 6 (monatlidr, jährlich)
zu b) ViSta 59112 (M)i 6014; 6117,,9; 6214, 6.

6. Statistik der Verkehrspreise
(SIBRD Band 182 S. 91, lfd. Nr. XI AQ

R e c h t s g r u n d I a g e :

Gesetz über die Preisstatistili vom 9. August 1958 (BGBI. I
S.605). Abdruch im ;\nhang S.255

Periodizität:
Die Erfassung erfolgt je nach Yerkehrsart täglich, monat-
Iich oder vierteljährlich.

Berichtsweg:
Befragte - StBA (siehe auch unter ,Dargestellte Tat-
bestände., Äbsatz 2).

D.argestellie Ta,tbestääde :

Eisenbahntarife im Personenverliehr für In- und Ausland,
im Güterverhehr für Inland; Frachtraten der deutschen
Binnenschiffahrt und der Trampschiffahrt im Seeverkehr;
Luftverkehrspreise im Persohen- und Güterverkehr (etwa
1600 Preisreihen sowie Indices der Seefrachtraten für
7Länder). Ferner ab Frühjahr 1961: Post- und Fernmelde-
gebühren (für Briefe, Pakete, Zeiiungen, Ferngespräche,
Telegramme), ab Winter L96Ll62 auch Fernschreibgebühren,
ab Frühjahr 1962 auch Postgebühren im Zahlungsverkehr
solvie Gebühren ftir Personenbeförderungen im I(raftpost-
dienst.
(Die Zusammenstellung der Ergebnisse erfolgt im Statisii-
schen Bundesamt unter Yerwendung von Ifnterlagen des
Amtes für Internationalen Personenverhehr, der Hauptver-
waltung der Deutschen Bundesbahn, der Bundesministerien
für Verhehr sorvie für Post- und Fernmeldervesen, deut-
scher Reedereien, ausltindischer Agenturen und von Kam-
mern des Auslandes sorvie der International Air Transport
Association (IATA) und der ihr angehörenden Luftverkehrs-
gesellschaften bzw. durch unmittclbare Ausrvertung deut-
scher und ausländischer Fachzeitschriften. Veröffentlicht
rvir'd eine Ausrvahl von Verkehrspreisen und fndcxzahlen.)

' V e r ö f f e n t I i c h u n g e n :

PL\/ ReiheT (vierteljährlidr)
fortgesetzt in :

Fachserie M, Reihe 7 (vierteljährlicJr).
'lntMon ab Öktober t96t .

Ind,en d,er Seefrach,traten
(StBRD Band 182 S.91, nach lfd. Nr. XI AQ

Nlonatliche Berechnung deutscher Seefrachtenindices im Bun-
desministerium für Verhehr/Abteilung Seeverhehr. Den Be-
rechnungen liegen Aneaben iiber Seefrachtraten zugrunde,
die vom Bundesministerium für Verkehr/Abteilung Seever-
kehr erhoben rverden. Zusämmenfassung der Frachtraten
'r'on 28Verkehrsrelationen (Fahrtgebieten) der Trampschiff-
fahrt bzrv. 1000 Frachtratenpo,sitionen der Linienschiffährt im
seeu'ärtigen Güterumschlag der deutschen Seehäfen (Basis
2. Halbjähr 1954 : 100). Einzelindices nach Betriebs-
formen (Tramp- und Linienfahrt). Bercclrnung einer un-
gelvogenen Indexzahl für die Tankerfahrt (Einzelreisen
von'Rohöltanliern von großen Ölplätzen nach Großbritannien/
Kontinent), bezogen auf -das Scele-Ratensystem; Beginn
der Indexreihen: Januar 1955.

(monatlich).
(monatlich).
Reihe 5 (monatlich, jährlidr)

5. Statistik der Preise für Leistungen des Beherbergungs-
und Gaststättengewerbes
(StBRD Band 182 S. 91, lfd. Nr. XI A !
Rechtsgrundlage:
Gesetz über die Preisstatist"ik vom 9. Augusi 1958 (BGBI. I
S.605). Abdruch im Anhang S.255.

Periodiziiät:
a) I\{onailiche Erhebung und Aufbereitung.

,Beginn April 1958.

b) Jährliche Erhebung (für August) und Aufbereitung.
Bcginn 1959.

J(reis der Bef ragten:
zu a) rund 2l0Betriebe in 11 ausgervählten Großstädten.
zu b) rund 2500 Betriebe in 108 ausgewählten Gemeinden

(Großstädte, Seebäder, sonstige Badeorte, Luftkur-
orte, andere Fremdenverliehrsgemeinden, Gemeinden
ohne besondere Bedeutung für den Fremdenverkehr).

Veröf f entlichungen:
§ilista 58/4.
PL\7 Reihe 7 (vierteljährlich)
fortgesetzt in:
Fachserie M, Reihe 7 (vierteljährlich).
IntMon ab Oktober 1951.
Außer den deutschen Seefradrtindices werden Indexzahlen der See-
fnchtraten für 6 weitere Länder dargestellt.
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7. Statistik der Erzeuger- und
Ausland
(SIBRD Band 182 S. 92, lfd. Nr. XI AZ)

b) Internationaler Vergleich der Preisc für die Lcbens-
haltung
(SIBRD Band 182 S. 92, lfd. Nr. XI A 8b)

Rechtsgrundlage:
Siehe lfd. Nr. 8 a.

PeriodizitüL:
Die Vergloiche ellolgen in unregelmäßiEen Abstrinden. Er-
gebnisse rvertlen nronätlich fortgerechneti

Dargestellte Tatbestände :

\rerbrauchergeldparitäten der ausländischen Wri.hrungen
zur Ri\[iD][, berechnet aus Preisverg]eichen der Lebens-
haltungsgüter f ür Arbeitnehmerfami'iien mittlerer Ver-
braucherschichten, Bisher wurden Yergleiche mit 50 Län-
clern berechnet.
(Berechnung im StBA. Die Preisunterlagen rverden amt-
lichen und privaten auslündischen Yeröffeätlichungen sorvic
den.Ergebnissen der deutschen rmtlichen Verbrauäherpreis-
statistik entnommen und durch eigene Feststellungen er-
gänzi.)

Veröffentlichungen i .

§rista 58/9; 59t7,4,9i 6014,9i 6118 (M),9.
PL\y/ Reihe9, Ergänzungshefte 1,2,3 (M),4
Iortgesetzt tn:
PL\{z Reihe 10 (monatlich, jlihrlich)
tortgesetzt in:
Fachserie M, Reihe 10 (monatlich, jährlidr).

9. Statistik der Baulandpreise

Rechtsgrundlage:
Gesetz über die Preisstatistih vom g. August 1gb8 (BGBI. I
S.605). Abdruch im Anhang S.255.

'Periodizität:
Monatliche Erhebung, r'ierteljährliche Aufbereitung.

I(reis der Bef ragten:
516 Finanzämter.

Berichtsweg:
Finanzämter 

- StL;t 
- 

StBA.

Dargestellte Tatbestände :

Durchschnittspreise nach Äri, Lage und Größe des Grund-
stücks sorvie nach Art des Baugebiets, nach der person cles
Ver'äußerers und Enverbers so;ie des.Venvandtschaftsvcr-
hriltnisses.

Veröffentlichungen:
ViSta 5218.
Vorgesehen:
Fachserie M, Reihe 5/II (vierteljährlidr).

10. Statistik cler Baupreise
(SIBRD Band 182 S. 92, lfd. Nr. XI A9)

Rechtsgrundlage:
Gesetz iiber die Preisstatistili r-om 9. August lgbS (BGBI. I
5..605). Abdruck im Anh_ang S:2b5. \rer.o"rdnung zui Durch-
frihrung des Gesetzes iiber die Prcisstatistik iom 2g. X[ai
!91Q^(Bundesanzeiger Nr. 104 S. 1). Äbdruch im Änhang
s. 15S.

Periodizität:
\rierteljäh.r'Iiche^.Erhebung (Mitte Februar, n{ai, August,
Novcmbcr). Aufbereitung viertel.jährlich und jährlich. "

I(reis der Bef ragten:
Rund 2900 ausgervählte Betriebe der Bauindustrie, des Bau-
gerverLes und tles Bauhandrverks.

Berichtsrveg:
Befragte - StLA - StBA (zentrale Aufbereitung).

Dargestellte Tatbestände :

Ans rrncl 17 000 Preisreihen berecLnete Xfeßzah]enreihen
lrir rund 150 ausEervählte BauleisiunEen auf der Basis
1953: 100 bzrv. fIr äen Straßenbau ISOO: 100. Beginn
cler Reihen: Februar 1959 bzw. Februar 1960.

Bemerkungen:
Revision des Linienfrachtenindex auf Grund des Güier-
umschlags deutscher Seehäfen im Jahre 19b8. Ab Januar
1960 geson_d^erte Indices für Stück- und Massengut. (Basis
Dezember 1959: 100).
Revision des Trampfrachtenindex auf Grund des Güter-
umschlags deutscler-Seehäfen im Jahre 1960.

R e c h t s g r u n d I a g e :

Gesetz über die Statistik Iür Bundeszwecke (StatGes) vom
S.September 1q5-3 (BGBI.I S.I3I4), §Z 2itr.4. Abdructi
im Anhang S. 156.

Periodizität:
Hauptsächlich börsentäqliche, daneben rvöchentliche und
monatliche Erfassung. IMöchentliche, in enveiterter Form
monatliche und viertäljührliche Zusammenstellun§.

Dargestellte Tatbestände :

Erzeuger- und Gloßhandelspreise wichtiqer landrvirtschaft-
Iicher und industrieller Ro[_stoffe, _Ha]bI und Fertigwalen
im- Ausland (lgqonders "lMeltmarktpreise") sowie'preis-
indices (etwa 3000 Preisreihen, etwa-60 Indices).
(Zusammenstellung im SIBA auf Grund von Borsenmittei-
I,ung9n, 

_ 
Preislistä, preissiatistischen Veröffenilichungen

des Auslandes.)

V e r ö f I e n t I i c h u n g e n :

WiSta 5812,7.
ViSta* (monatlidr).
StB VV19, ab ApriUMai f960 pl-§f Reihe 8 §Teltmarktpreise (monat_

lich)
fortgesetzt in:
Fachserie M, Reihe 8 (monatlidr).
PLV Reihe 8, Grundstoffe Teil I bis III (vierteljährlich)
fortgesetzt in:
Fadrserie M, Reihe 8 Teil I bis III (vierteljährlidr),
IntMon.
Länderberidrte.
Veröffentlicht wird nur eine Auswahl von preisen und preisindices
Außerdem wird in unregelmäßigen Zeitabständen ein Queilenvezeicfi-nrs herausgegeben.

8. Statistik der Verbrauchelpleise im Ausland

a) Verbraucherpreise im Ausland
(StBRD Band 182 S. 92, lfd. Nr. XI A 8 a)

Rechtsgrundlage:
Gesetz über die Statistik für Bundeszwecke
3. September, 1953 (BGBI.I S. 1314), § 2
im Anhang S.156.

Periodizität:
Hauptsächlich monatliche, daneben rvöchentliche und viertel-
jährliche Erfassung., 

r_

Dargestellte Tatbestände :

Verbraucherpreise für fMaren und Leistungen der Lebens-
haltung sorvie Preisindices der LebenshaltuiE und des Ein-
zelhandels im Äusland (et,wa 2500 Preislcihän unrl 100 In-
dices).
(Zusammehstellung im StBA aus amtlichen statistischen
Yeröffentlichungen des Ärrslandes, Mitteilunqen der aus-
Iändischen Statistischen Amter, der deutschen-Auslandsver-
tretungen u. a. m.)

V e r ö f f e n t I i c h u n g e n :

\fista 58/8.
PL\7 Reihe9 (vierteljähdlidr)
fortgesetzt in:
Fachserie M, Reihe 9 (vierteliährlidr).
ilntMon,
Länderberichte.

Großhandelspreise im

, (StatGes) vom
Zifr.4. Abdruch
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Veröffentlichungen:
\riSta 59/11 (M);60/1, 2,6i 6116.

stB vv2rt38.
PL\ür Reihe 5 (vierteljährflich)
fodgesetzt in :

Fachserie M, Reihe 5 mit Vorberictrten (vierteljährliü).

Pr eisind,ices f ür Bauwerke

a) Preisindex für \Mohngebäude
(SIBRD Band 182 S. 92, nadr lfd. Nr. XI A9)

Vierteljährliche Berechnung im StBA. Zusammenfassung
von 14 500 Preisreihen für Wohngebäude insgesamt, unter-
teilt nach Bauleistungen am Gebäude, 4 Abschnitten (Erd-
und Grundbau-, Roh-, Ausbauarbeiten, haustechnische An-
Iagen), Raunebenleistungen und einzelnen Bauarbeiten an
Hand von Wägungsschemata für 12 verschiedene Typen
von Ein-(Zwei-)familien- und 15 verschiedene Typen von
Ilehrfamiliengebä,uden auf der Basis 1958=100.
Die Gewichtung rvurde aus den Schlußabrechnungen von
ausgervählten Ein- und Mehrfamiliengebäuden abgeleiiet,
die im Jahre 1958 gebaut wurden.
Beginn der Indexreihen: Februar 1959. Die Indices für Bau-
leislungen am Gebäude wurden bis 1913 zurückgerechnet.
Veröffentlicht rverden in gesonderien Übersichten Index-
ziflern für Ein-(Zwei-)familiengebäude insgesamt unil für
I\{ehrfamiliengebäude insgesamt sowie aus dem Verzeichnis
der Bauwerke für das Einfamiliengebäude Typ Nr. 20 und
das Mehrfamilicngebäude Typ Nr. 25.

V e r ö f f e n t I i c h u n g e n :

\iüiSta 59/11 (M); 50/1, 2, 6,9i 6116.
lViSta" (vierteljährlich).
PL\(/ Reihe 5 (vierteljährlid)
fortgesetzt in:
Fadrserie M, Reihe 5 mit Vorberichten (vierteljährlidr).

b) Preisindex für Nichtrvohngebäude

Vieriel jährliche Berechnung im StB.{. Zusammenfassung
von 14500 Preisreihen sowohl fiir Bauleistungen am Go--
bäude als auch für einzelne Bauarbeiten für 2 Typen von
Bürogebäuden, 6 Typen von gewerblichen und 4 Typen von
landwirtschaftlichen Betriebsgebäuden und einen Typ eines
gemischt genutzten Gebäudes. Basis 1958:I00. Beginn der
Reihen: Februar 1959.

Veröf f entlichungen:
PLW Reihe 5 (vierteljährliü)
fortgesetzt in:
Fachserie M, Reihe 5 mit Vorberidrten (vierteljährlich).

c) Preisindex für den Straßenbau
\riertel.iährliche Berechnung im StBA. Zusammen[assung
von 2 300 Preisreihen zu- Indices sowohl für Straßen--
bauarbeiten insgesamt als auch {tir einzelne Bauarbeiten an
Hand verschiedener Wägungsschemata. Basis 1960 = 100.
Beginn der Reihen: Februar 1960.

V e r ö f f e n t I i c h u n g e n :

§ristä 6217 (M).

PL\fl Reihe 5 (vierteljährlidr)
tortgesetzt in:
Faöserie M, Reihe 5 mit Vorberichten (vierteljährlich). '

Bemerliungen:
Itrs ist vorgesehen, im Jahre 1963 einen Preisindex der In-
standhaltung auf Grund von Preisreihen für etwa 20 In-
siandhaltungsleistungen auf der Basis 1962: 100 an Hand
verschiedener Wägungsschemata zu berechnen. Beginn der
Reihen: Februar 1962.

11. Statistik der Wirtschaftsrechnungen

a) Erhebungen in Arbeitnehmerhaushalten einer mittleren
Yerbrauchergruppe ("Indexhaushalten) und einer un-
teren Yerbrauchergruppe (,Rcntnerhaushalte.)
(StBRD Band 182 S. 93, lfd. Nr-. XI A 10a)

Rechtsgrundlage:
Gesetz über die Statistili der \Mirtschaftsrechnungen pri-
vater Haushalte vom 11.Januar 1961 (BGBI.I S.13). Ab-
druck im Anhang S.259.

Periodizität:
' Laufencle Anschräibunge.,, -o.rätliclre Erhebung und Auf-

bereitung.

Kreis der Bef ragten:
Mittlere Verbrauchergruppe: Bis zu 400 Vier-Personen-
Arbeitnehmer-Haushalte mit monatlichen Verbrauchsaus-
gaben von 200 DM bis 350 DM im Jahre 1950.

Üntere Verbrauchergruppe:" Bis zu 150 Zwei-Personen-
Haushalte von Renten- und. Fürsorgeempfängern u. ä. mit
monatlichen Verbrauchsausgäben unter 140 DM im Jahre
1952.

Die Grenzen der monatlichen Verbrauchsausgaben wurden
seitdem der Entrvicklung des durchschnittlichen Arbeit-
nehmereinkommens bzw. der Renten und Unterstützungen
jeweils angepaßt und liegen zur Zeit zwischen 600 DM und
800 DM (mittlere Verbrauchergruppe) und unter 300 DM
(untere Verbrauchergruppe)'.

Berichtsweg:
Befragte-StLA-StBA'.
Dargestellte Tatbestände :

Monatliche Einnahmen und Ausgaben nach Arten, mengen-
mäßiger Verbrauch an ausgewählten JMaren je' Haushalt
und .fe Haushaltsmitglied, durchschnittlich je }lengeneinheit
aufgewendeten Beträge Iür ausgervählte lMaren.

Veröf f entlichungen:
\7ista 58/5, 6, 8, 70i 5917, 6, 7, 9i 6011, 4, 6, 9, 72i 6714, 6, 7i 6211, 4.
rViSta* (monatlidr).

StB VI/4(vierteljährlidr)
fortcesetzt in r

PLV Reihe 13/l (vierteljährlidr, jährlich),
Reihe 13/II üährlich)

'fortgesetzt in:
Fadrserie M, Reihe 13/I (vierteljähr{ich, jährlich),

Reihe 13/ll (ährlich).

b) Erhebungen in jährlich wechselnden Verbrauchergruppen
(SIBRD Band 182 S. 93, lfd. Nr. XI A 10 b)

Rechtsgrundlage:
Gemeinsarne Anordnurg "Jt t. Juni 1949, lfd. Nr. 38 der
Änlage zur Gemeinsamen Änordnung. StatGes, § 16 Abs. 1.
Abdiuck im Anhang S. 156.'

Periodizität:
Im Jahre 1949, in den Wirtschafts.iahren (Juli bis Juni)
1950/51 und 1951/52 sowie im Jahre 1953 durchgeführi. Je-
weils laufende Anschreibungen,.monatliche Erhebung, jähr-
liche Aufbereitung.

Kreis der Bef ragteni
1949 : 7 43 Arbeitnehmerhaushalte.
1950/51: 910 Arbeitnehmerhaushalte.
7957152: 615 Haushalte von Rentnern, Fürsorgeempfängern
usrv. und 577 Arbeitnehmerhaushalte.
1953: 761 bäuerlicheHaushalte (unter 20ha landwirt'schaft-
lich genutzte Fläche), 193 Landarbeiterhaushalte. Die Er-
hebungen wurden in Hamburg, Bremen und Berlin nicht
durchgeführt.

Berichtsweg:
Befragte-StLA-StBA.
Die Erhebuns von 1953 wurde in den Haushalten mit Er-
hebungshelfein (in der Regel Landwirtschaftslehrerinnen)
durchgeführt. 

r

Dargestellte Tatbestände :

Jahreseinnahmen und -ausgaben nach Arten, mengen-
mäßiger Verbrauch an ausgewählten \Maren .ie Haushalt, je
Haushaltsmitglied und je Vollperson, durchschnittlich je
Mengeneinheil aufgewendete Beträge für ausgewählte
'\Maren.

Gruppierung der Haushalte nach der Größe, der sozialen
Stellüng des Haushaltsvorstandes, der Höhe der Ver-
brauchslusgaben und den IMohnverlrriltnissen.

Veröffentlichungen:
- Für 1949 und für 1950/51 (Arbeitnehmerhaushalte): PL\)7 Reihe 13,
Sonderheft 1 ;
Ftu 1951152 (Rentnerhaushalte): PL\r Reihe 13, Sonderheft 2;
Für 1953 (bäuerliche und Landarbeiterhaushalte): PL\)fl Reihe 13,
Sondeiheft 3.

Für 1937 sind über den Verbrauch in rund 2470 Arbeiterhaushalten bis-
her nicht ver<iffentlidrte Einzelunterlagen in PLV Reihe 13, Sonder-
heft 4, Teil I zusammerigestdllt worden.-lm vorgesehenen Teil II werden
vorn Statistischen Reichsamt zusammengestellte, aber nicht mehr ver-
öffentlichte Ergebnisse sowie lom SIBA erstellte Tabellen veröIfentlicht
werden.

-122-



Bemerkungen:
Fiir 1957/58 wurde das StBA mit einer Erhebune im Kali-
und Steinsal"bergbau, für 1958/59 mit einer Ertebung im
Braunkohlenberg6au betraut. Befragt wurden 65 izw.
164 Haushalte. -Es ist vorqesehen. diä ErEebnisse in Fach-
serie M, Reihe 13 zu veröffäntlichen.

c) Einkommens- und Yerbrauchsstichprobe 1962
(SIBRD Band 182 S. 93, lfd. Nr. XI A 10 c)

R e c h t s g r u n d I a g e :

Siehe lfd. Nr. 1l a.

Periodizität:
Aufberei-
Wieder-

schnittlich .ie Meneeneinheit aufgervendete Beträge für aus-
gervählie Waren.- Gruppierung- der Haushalte* nach In-
dustriezrveige-n, Revieren sowie Unter- und übertagearbei-
tern im Bergbau.

Laufende Anschreibungen, monatliche Erhebung,
tung für ein ganzes Jahr, beginnend Mai 1969.
holung in drei- bis fiinfjährigen Abständen.

Veröffentlichungen
\ViSta 59/5, 5 *.

PL\ü Reihe 13 Sonderheft 5.

B. Löhne, Gehälter

1. Verdienststatistik in fndustrie und Handel
(SIBRD Band 182 S.93, lfd. Nr. XI Bl)

Veröf f ent,lichungen:
\üista 59/4 (M),61112.
ViSta* (monatlich).
PL\7 Reihe 15, Teil I
fortgesetzt in:
Fachserie M, Reihe 15/I (vierteljlihrlich).

Kreis der Befragten:
Rund 50000 Haushalte (etwa 0,30/o aller Haushalte), da-
von etwa 35 000 Haushalte Unselbständiger, gegliedert
nach 7 sozialen Gruppen (Beamte, Angeställ[e, "A"rbeiter,
Rentner, Pensionäre, Unterstützungsempfänger, sonstige
Nichterwerbstätige) sowie 15000 Häushflte Selbständigä,
unterteilt in selbständige Landwirte und übrige Selbstln-
dige. Die Schichtung erfolgte zusitzlich - ioweit mög-
lich - nach 5 Einliommensgruppen (bei Landrvirten nach
Betriebsgrößenklassen cler Iandwirtschaftlichen Nutzfläche)
sorvie nach der Zahl der Haushaltsmitslieder. Siehe auch
übersicht im Anhang S. 296.

Berichtsrveg:
Befragte - StLA - StBA (zentrale Aufbereitung).

Dargestellte Tatbestände :

Vorgesehen:
Einkommen der Haushalte nach Quellen (Erwerbstäiigkeit,
Rente, Pension, eigenes Vermögen, Vermögensminderung
oder -auflösung, Verschuldung u. l.). Ausgalien der Haus-
halte nach dem Verwendungszweck sorvie nich Dauerhaftig-
keit und Wert der errvorbenen Güter.
Haushalte nach Größe (Personen-, Kinderzahl), Einkom-
menshöh-e, Zahl det Einkommensbezieher, überrviegender
Unterhaltsquelle, Wirtschaftsbereich und Stellung im-Beruf
des erwerbstätigen Flaushaltsvorsiandes. Ferner Gliederung
nach Gemeindägröl,lenklassen des Wohnorts, AIter dei
Haushalts, Vertiiebeneneigenschaft, N{erkmalen der Äus-
stattung des Flaushalts (WohnverhäItnisse, Besitz bestimm-
ter hochrvertiger Gebrauchsgüt,er).

VeröIf entlichungen:
ViSta 61/10 (M); 6212 (M).
Vorsesehen:
Fach"serie M, Einzelveröllentlichungen.

Bemerhungen:
Es ist vorgesehen, der Yerbrauchsgliederung clas ,Systema-
tische Giiterverzeichnis für den Privaten Verbrauch. (Aus-
gabe 1962) zugrunde zu legen.

d) Erhebung in Arbeiterhaushalten der Montan-Industrien

R e c h t s g r u n d I a g e :

Im Auftrag der Hohen Behörde der Europäischen Gemein-
schaft für Kohle und Siahl im Eisenerz- und Steinhohlen-
bergbau sowie in der Eisenschaffenden fndustrie durch-
geführt.

Periodizität:
Vom 1. l{ai 1956 bis 30. April 1957 durchgeführt.

Kreis der Bef ragten:
238 Arbeiterhaushalte aus dem Steinkohlenbergbau, 100 aus
dem Eisenerzberqbau und 114 aus der Eisenschaflenden In-
dustrie mit 4 H"aushalismitgliedern (Eltern und 2 I(inder
unter 14 Jahren). Der Durchschnittslohn des Haushaltsvor-
standes lag im Rahmen einer Spanne von *200/o um den
durchschnittlichen Lohn der betreffenden Gruppe.

Berichtsrveg:
Befragte.- StLA (teilweise) - StBA.

Dargestellte Tatbestände:
Jahreseinnahmen und -ausgaben nach Ärten, mengenmäßiger
Verbrauch an ausgewählten IMaren je Haushalt, durch-

Rechtsgrundlage':
Gesetz über die Lohnstatistik vom 18. Mai 1956 (BGBI. I
S.429). Abdruck im Anhang S.261.

Periodizität:
Vierieljährliche Erhebung und Aufbereitung jeweils für den
2. Monat des Quartals.

Kreis der Bef ragten:
Ausgervählte Betriebe der Industrie sor'vie des Handels,
GeId- und Versicherungswesens mit im allgemeinen 10 und
mehr Beschäftigten (im Baugerverbe und im Handel, Geld-
und Versicherungswesen mit 5 und mehr Beschäftigten, im
Bergbau sämtliche Betriebe).

Erfaßt werden Arbeiter und Angestellte in den Abteilun-
gen 1 bis 5 sowie die Angestellten in der Abteilung 6 (eni-
sprechend dem,Systematischen Verzeichnis der Ärbeits-
stäiten, Ausgabe 1950" - siehe auch übersicht im Anhang
S. 270 und Auszug aus der Systematik auf S. 275). Die Aus-
rvahlquote beträgt im allgemeinen in allen Wirtschafts-
abteilungen rund 250/o (im Baugewerbe und im Handel
100/0, im Bergbau 1000/o) der Beschäftigten.

Berichtsweg:
Befragte-StLA-StBA

Dargestellte Tatbestände :

Durchschnittliche Brutto'wochen- und Bruttostundenver-
dienste, durchschnitilich bezahlte Wochenstunden und durch-
schniitlich geleistete Wochenarbeitszeit (darunter Mehr-
arbeitsstundän) der Arbeiter nach \Mirtschafisgruppen, Lei-
siungsgruppen und Geschlecht.
Durchschnittliche Bruttomonatsverdienste der Angestellten
nach Wirtschaffsgruppen, Beschäftigungsarten, Leistungs-
gruppen und Geschlecht.

Väröffentlichungerl: .

\I(riSta 58i7, 8 ,9, 11, 12i 5912,3, 6,8,9,71, 72t 6012,3, 5, 6,8,9, 11,
12i 6112,3, 5, 6,8,9,17,12i 5213.

\)üiSta* (monatlich).
PL\r Reihe 15, Teil I: Arbeiteruerdienste (vierteljährlich), He[t 1 (M)
fortsesetzt in:
Fac,liserie M, Reihe 15/I (vierteljährlich) mit Eilbericht.
PL\ü Reihe 15, Teil II: Ängestelltenverdienste (vierteljährlidt)
fortsesetzt in:
Fachlserie M, Reihe 15/lI (vierteljährlidr) mit Eilbericht.

I n d, e r d, er d,ur ch s chni t tli ch en B r u t t o s t un d en - un d, B r u t t o -

wochenverd,ienste unil der d,u,rch,schnittlich bezahlten
Wochenstunilen d,er Arbeiter in iler Industrie
(StBRD Band 182 S.93, nadr lfd. Nr. XI B1)

Viertel,iährliche Berechnung im StBA (Bäsis 1958 : 100)
für sämtliche durch die Verdienststatistik in der Industrie
(einschließlich Bauwirtschaft) erfaßten Abteilungen. Gesamt-
index sowie Gliederung nach Wirtschaftsgruppen, Leistungs-
gruppen und Geschlechi. Beginä der Indexreihen: 1950.

-1
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' lnd,r* d,er d,urchschni,ttlichen Bruttomonatsuerilienste
d,er Angestellten h Ind,ustrie uniL Hand,el

Vieriel.jälrrliche Rerechnung im StBA (Basis 1958 : 100)
für sämtliche . durch die -Verdienststatistiir in Industrie
(einschließiich Baugerverbe) und Handel erfaßien Abteilun-
gen. Gesamtindex, Gliederung nach Wirtschaftsgruppen, Be-
§chäftigungsarten. Leistungsgruppen und Geschlecht. Beginn
der Indexreihen 1957.

Veröflentlichungen:
§7iSta 6212 (M).
PLV Reihe 15, Teü II
fortgesetzt in :

Fadrserie M, Reihe 15/lI (vierteljährlidr).

2. Verdiensterhebung im Handwerk
(SIBRD Band 182 S.94, lfd. Nr. XI 82)

Rechtsgrundlage:
Gesetz über die Lohnstaiistik vom 18. Mai 1956 (BGBI. I
S.429). Abdruck im r\nhang S.261.

Periodizität:
Halbjährliche Erhebung (Mai und November) und Auf-
bereitung; erste Erhebung für November L957.

Kreis der Bef ragten:
Ausgewählte Betriebe mit 3 und mehr Beschäftigten in aus-
gerrrählte.r Handwerkszrveigen. Erfaßt werden -rund 

10 0/o

der in allen Hanchverhsbetrieben dieser Größcnklasse Be-
schäftigten.

Berichtsweg:
Befragte-StLÄ-SIBA,
Dargestellte Tatbestände :

Durchschnittliche Bruttostunden- und Bruttowochenver-
dienste der männlichen Gesellen und der tibrigen männ-
lichen Arbeiter (bei der Herrenschneiderei der männlichen
und rveiblichen, bei der Damenschneiderei nur der weiblichen
Arbeiter), durchschnittlich bezahlte \Mochenstunden und
durchschnittlich geleistete Wochenarbeitszeit (darunter
1\[ehrarbeitsstunden) .

Gliederung .ierveils naoh Vollgesellen, Junggesellen und
übrigen Aibeitern, bei der I{errenschneiderci auch nach dem
GesChIecht.

Fachliche Giiederung nach dem,SystematrschenVerzeichnis
cler Arbeitsstätten, Äusgabe 1950"."Siehe auch Übersicht im
Anhang S.270 und Auszug aus der Systematik S.275.

Yeröf f enilichungen:
\(/ista 58/10 (M); 59/a, 70i @13,9, 9*; 61/3, 10.

PL\7 Reihe 15 (halbjährlich)
fortgesetzt in:
Facliserie M, Reihe 15 (halbjährlich).

3. Yerdiensterhebung in der Landwirtschaft
(StBRD Band 182 S. 94, lfd. Nr. XI B 3)

Rechtsgruntllage:
Gesetz über die Lohnstatistili vom 18. Mai 1956 (BGBI. I
S.429) . Abdrucli im Anhang S.261.

. Periodizität:
Jährliche Erhebung für September und Aufbereitung.

I(reis der Befragten:
Ausgewählte landrvirtschaftliche Betriebe mit 20 und mehr
ha Iandwirtschaftlicher Nutzfläche.
Die Betriebe wurden so ausgewählt, daß die Erhebung etrva
10 0/o aller landwirtschaftlichen Arbeiter der erfaßten
Arbeitergruppen einbezog. Die Erhebung rvircl in Hamburg,
Bremen, Saarland und Berlin nicht durchgeführt.

Berichtsrveg:
Befragte-StLÄ-StBA.
Dargestellte Tatbestände: I

Brutto-Barverdienste der in die Hausgemeinschaft alfge-
nommenen familienfremden Arbeitskräfte im Monatslohn,
gegliedert nach Geschlecht und 2 Betriebsgrößenklassen;

Brutio-Barverdienste und bezahlte Arbeitsstunden der nicht
in die Hausgemeinschaft aufgenommenen männlichen Arbeits-
hräfte im Stundenlohn (nur für Betriebe der Betriebsgrößen-
lilasse von 50 und mehr ha landwirtschaltlicherNutzfläche),
gegliedert nach 2 Arbeitergruppen.
Fachliche Gliederung nach dem,Systemaiischen Verzeichnis
der Arbeitsstätten, Äusgabe 1950"."Siehe auch Übersicht im
Anhang S.270 und Ausiug aus der Sysiemaiih S.275.

Veröffentlichungen:
lViSta 58/8 (M); 59/1 ; 6011, 12; 67112.

PL\7 Reihe 14 Gährlidr)
wird fortsesetzt in:
Fadrseriefu, Reihe 14 (jährlidr).

4. Gehalts- und Lohnstrukturerhebungen

a) Gehalts- und Lohnstrukturerhebung in der gerverblichen
Wirtschaft 1957
(StBRD Band 182 S. 94; Ifd. Nr. XI B 4a)

Rechtsgrundlage:
Gesetz über die Lohnstatiltik vom 18. Mai 1956 (BGBI. I
S.429). Abdrucli im Anhang S.261. Erste Verordnung über
die Durchführung einer Sondererhebung zur Lohnstatistili
vom 7. Febtuar 1957 (tsundesanzeiger Nr.30 S.1). Abdruck
im Anhang S.265.

Periodizität:
TeiI 1: In mehr.iährigen Abständen (3 bis 5 Jahre), zuleizt
für Oktober 1957, als Sondererhebung zur Lohnstatistik
durchgeführt.

Teil 2: Im Jahr 1958 für das Wirtschafisjahr 1957 durch-
geführt.

Kreis der Bef ragten:
TeiI 1: Sämtliche Betriebe der sewerblichen Wirtschaft mit
100 und mehr Beschäftigten. Vän den Betrieben mit 20 bis
99 Beschäftigten ieder 2. Betrieb. Von den Betrieben mit
10 bis 19 Beichäfiigten (in der Wirtschaftsabteilung 6 mit
5 bis 19 -Beschäftig"ten, i.r d"o ur.g"*ählten Zrveig"en und
Klassen der Wirischaftsabteilung 9 mit 2 bis 19 Beschäftig-
ien) jeder 7. Betrieb.

Erfaßt werden Arbeiter und Angesiellte in den Wirtschafis-
abteilungen 1 bis 5 sorvid' die Angestellten in der Wirt-
schaftsabteilung6 und in ausgervählten Zweigen und Klas-
sen der Wirischaftsabteilung 9 (.ierveils entsprechend dem
,Systematischen Verzeichnis der Arbeitsstäiten, Ausgabe
I950" - siehc auch ttbersicht im Anhang S.270 und Auizug
aus der Systematik auf S.275. Die Auswahlquote beträgt
rund 150/o der in diesen Wirtschaftsbereichen insgesamt Be-
schäftigten, und zwar bei den Betrieben mit 100 und mehr
Beschäftigten rund 15 0/0, bei den Betrieben mit 20 bis 99 Be-
schäftigten rund 300/0, bei den Betrieben mit weniger als
20 Beschäftigten sämtliche Arbeitnehmer.

Teil 2: Unternehmen der Wirtschaftsabteilungen 1 bis 6 mit
20 und mehr Beschäftigten, deren Betriebe mit TciI 1 der
Gehalts- und Lohnstrukturerhebung 1957 erfaßt lvurden.

Berichtsweg:
Befragte - StLA - StBA. Zertuale Aufbereitung des
Teils 2 im StBA.

Dargestellte Tatbestände :

TeiI 1: Durchschniitliche Bruttomonatsverdienste (bei Är-
beitern auch durchschnittliche Bruttostunden- uncl Brutto-
rvochenverdienste, bezahlte \Mochenstunden .und durch-
schnittlich geleistete \Mochenarbeitszeit) nach Geschlecht,
Ältersstuf en] Leistungsgrüppen, Lohnart, Dauer clel Be-
triebszugehörigkeit, Tarifen und Beru{en. Zusamrnensetzung
und Schichtung der Verdienste.

Teil 2: Äufrvendungen der lJnternehmen für ihre Ärbeii-
nehmer im Wirtschaftsjahr 1957.

Vertlffcntlichungen:
WiSta 59/5, 6",7,7 *,9,9*; 6017,7 *

stBRD Band 245, Hettl, 2, 3.
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b) Gehalts- und Lohnstrukturerhebung 1g62 in iler gewerb-
lichen Wirtschaft und im Dienitleistungsberdich (in
Vorbereitung)

R e c h t s g r u n d I a g e :

Siehe lfd. Nr.4a und Zweite VerordnunE über die Durch-
führung gil^"I Sondcrerhebung zur L"ohnstatistik vom
8. Augusi 1^961 (Bundesanzeiger"Nr. 153 S. 1). Abclruclc im
Anhang S.265.

Periodizität:
Für Oktober 1962 durchzuführen.

Kreis der Befragten:
Sämtliche Betriebe ä." g"ru""üIi"hen lVirtschaft mit 100
und mehr Beschäftigten. Yon den Betrieben mit 20 bis gg
Beschäftigien .ieder-2. Betrieb. Von den Betrieben mit 10
bis 19 Bescluiffigten (in den Wirtschaltsabteilunsen 6 und g
in .ausgcwdlrlten Gruppen, Untergruppen und l(lassen von
5 bzn'. 2 Besclrii ftigt-eir an) ierle"r 7. Betrieb (ierveils ent-
spreclrcnd rler,Svstämatik tler Wirtschaftszrveiüe" AusEabe
I961). Siole auch ü^bersicht im Anhang S.270"und Auizug
aus der SystemrLtik S. 372.
Erfaßt werden Ärbeiter bzrv. AnEestellte nur in den \Mirt-
schaftw-weigen, in, denen sie zihlenmäßig bedeutungsvoll
sind. Die Auswahlrluote beträgi im allgeäeinen 15oio der
Arbeitnehmer, und zu.ar rverdän in den- ausgervihltcn Be-
trieben bis zu 19 Beschäftigten Angaben fü"r aIIe Arbeit-
nehmer erhoben. fn den aus§ervählte; Betrieben von 20 bis
99Beschäftigten werden für-300/o und in den Betrieben mit
100 und mehr B^eschLiftigten für 15 0/o der Beschäftigten An-
gaben erfragt. Siehe auih übersicht im Anhang 5.)g6.

Berichtsweg:
Befragte-StLA-SrBA.
Dargestellte Tatbestände :

Vorgesehen: .
Durchschnittliche Bruttomonatsverdienste bei Angestellten
(durchschnittliche Wochenarbeitszeiten, Bruttostunäen- und
Bruttowochenverdienste bei Arbeitern), Eesetzliche Abzüse
vom^ Bruttoverdienst, nach WirtsehaftsbEreichen, Betrieb"s-
größenhlassen, Leistungsgruppen, Geschlecht, bei'Angestell-
ten außerrlem nach BeicEäffi[ungsarten, bei'Arbeiteä nach
Lohnformen.
Bruttomonatsverdiehste nach Verdienstklassen, Geschlecht
und Altersgruppen. Außerdem Iür Arbeiter: Bruttostunden-
verdienste nach Verdienstklassen, monatliche Arbeitszeit
nach Arbeitszeitklassen.
Effekiiver und tariflicher Yerdienst der unter eine Tarif-
regelulg fal.lenden Arbeiter und Ängestellten nach \Mirt-
schaftsbereichen und Leistungsgruppe-n. Beiriebe und darin
beschäftigie Arbeitnehmer nailiS-'birv. 6-Tase-lVoche bzrv.
abwechselnder 5- und 6-Tage-Woche.

V e r ö f f e n t I i c h u n g e n :

Vorgesehen:
Fachserie M, 

_Einzelveröffentlichungen 
(einmalig).

c) Gehalts--und Lohnstrui<turerhebung 1953 in'der Land-
wirtschaft
(SIBRD Band 182 S. 94, lfd. Nr. XI B 4b)

R e c h t s g r u n d I a g e :

Verordnung zur DurchlührunE einer Statistik der Gehalts-
und Lohnvcrhältnisse vom 22. Dezember 1951 (Bundes-
anzeiger Nr. 2{9 S. l) und Durchführunqsbestimmungen vom
2. Jariuar 1953 (Bundesanzeiger Nr.3 S. 1).

Periodizität:
Für Februar 1953 bis Januar 1954 monatlich erhoben; in
kleineren Betrieben nur in dön Monaten Februar, I\[ai, Sep-
tember und November 1953. Aufbereitung am Ende däs
Berichlsjahres.

Kreis der Bef ragten:
Ausgewählie Betriebe mit 5 und mehr ha landrvirtschaft-
licher Nutzfläche.
Erfaßt rvurden rund 22 000 Betriebe, das sind rund 6,5 0/o

aIIer durch die Landrvirtschaftliche Betriebszählung 1949
ermittelten Beiriebe mit ständig beschäfiigien familiäfrem-
den Arbeitshräften.

Berichtsw.eg:
Befragte-StLA-StBA.
Darges ieIIte Tatbestände :

Familienfremde Angestellte und Arbeiter (ständig be-
schiftigte, Seison- und Äushilfsarbeiter) in landrvirtslhaft-
lichen Betrieben.
Durchschnittliche Jahres-, Monats- und Stundenverdienste
einschließlich Sachleistungen nach Arbeitergruppen, Ge-
schlecht, Familienstand unä Kinderzahl, Alterlstrifen,- tarif-
Iichen Ortsklasse!, Betriebsgrößenhlassen; Zusammenseiz}ng
und Schichtung der Verdieiste.

Yeröffentlichungen:
\XriSta 56112.
stBRD Band 92, Heft 2.

e) Lohnstrukturerhebung 1962 im Erwerbsgartenbau

Rechtsgrundlage:
Siehe lfd. Nr. 4 d.

Päriodizität:
Für Mai 1962 durchgeführt.

Kreis der Bef ragten:
500/o der Gartenbaubetriebe mit Schrverqer,vicht in der Er-
zeugung von 9emlse, .Obst und anderen- Gartenbauerzeug-
nissen (rund 6200Betriebe). ,

d) Gchalts- und Lohnstrukturerhebung 1962 in der Land-
wirtschaft

R e c h t s g r u n d I a g e :

Gesetz über die Lohnstatistik vom 18. Mai 1gb6 (BGBI. I
§,429).Äbdruck im Anhang S.26l.ZweiLe Yerordnung über
die Durchführung einer SändcrerhebunE zur Lohnsätistik

'vom. 8. Augu-st-1961 (Bundesanzeiger wr]tlg S. 1). Äbtlruck
im Anhang S.265.

Periodizität:
fn Betrieben von 50 und mehr ha landwirtschaftlicher Nutz-
fläche: Für Februar 1962 bis Januar 1963 monatliche An-
gaben über die Siundenlöhner; für einen NIonat des Er-
hebungsjahre-s (August- oder September, alternierend) An-
gaben über die I\{onatslohner unä die Angestellien.
In Betrieben von 20 bis unter 50 ha landwirischaftliclier
Nutzfläche: Für einen lVlonat des Erhebungsiahres (August
oder. September, alternierend) Angaben "üüer die' La'nd-
arbeiter und die Hilfsarbciter im Monatslohn.

I(reis der Befragten;
300/o der landwirtschaftlichen Betriebe (rund 5000) mit b0
und mehr ha landwirtschaftlicher Nutzfläche und ib o/o der
Betriebe (rund 9000) mit 20 bis unter 50 ha landwirtschaft-
licher Nutzfläche. Siehe auch übersicht im Anhang S. 296.

Berichtsweg:
Befragte-StLA-StBA.
Dargestellte Tatbestände :

Vorgesehen:

Arbeitergruppen und Angestellte (Inspektoren und Veru'al-
ter) nach Geschlecht, Familienstand, Kinderzahl, Alters-
Sruppen.
l\{onatslöhner und Angestellte : Gesamibrutiomonatsverdienste
in ihrer Zusammensätzung sowie nach !'amilienstand und
Kinderzahl; Yerteilung auf Gesamtbruttomonatsverdienst-
klassen.
Stundenlöhne4: Im Jahr bezahlte Stunden und Gesamt-
bruttoverdienste in ihrer ZusammensetzunE sorvie nach
Familienstand und Kinderzahl; Verteilunc" auf Jahres-
arbeitszeitklassen, Gesamtbruttäjahres- rrä -stundenver-
dienstklassen.

Veröf f entlichungen:
Vorgesehen:
Fachserie M, Einzelveröfientlidrungen (einmalig).

I

Bemerkungen:
Die Xrhebung wird in Hamburg, Bremen und Berlin nicht
durchgeführt.
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Erfaßt rverden die im Erhebungsmonat vollbeschäftigten,
über 14 Jahre alten, Iamilienfremden Arbcitskrüfte ohne

die nichtgärtnerischen Fachkräfte'

Berichtsrveg:
Befragie-StLA-SIBA.
Dargestellte Tatbestände :

Yorgesehen:
Arbeitersruppe (Gärtnermeister, Obergärtner, Gehilfen, an-

sele.nte"urid unEelernte Arbeiter) nach Geschlecht, Fa-
ililienstand, Kindärzahl, Altersgruppen.

Durchschnittlich bezahlte Stunden, durchschnittliche Brutto-
bar-. Natural- und Gesamtbruttoverdienste, prozentu&le An-
teile' tler Eesetzlichen AbzüEe; Gesamtbrutioverdienste nach

Monats- .ird St n den.'erdie"nstklassen. Durchscl rnittliche Ge-

samibrutto- und Nettostundenverdienste nach Familienstand
und Kinderzahl.

Veröffent,lichungen:
Vorgeehen r

Fachserie M, Einzelveröfientlidrungen (einmalig).

f) Lohnstrukturerhebung 1952t53 in der Forstrvirtschaft
(StBRD Band 182 S. 95, lfd. Nr. XI B 4c)

Reclitsgrundlage:
VerordnunE entsprechend lfd' Nr'4c und Durchführungs-
bestimmun§en v<jm 30. Septembcr 1952 (Bundesanzeiger

Nr. 193 S. 2).

Periodizität:
Für die einzelnen Monate des Forstrvirtschaftsjahres 1953

7Ot tnb". 1952 bis September 1953) vierteljährlich erhoben
Äufbereitung vicrteljährlich und am Ende des Bericlrts-
j ahres.

Kreis der Befragten:
Siaatliche und kommunale Forstbetriebe mit 100 und mehr

ha Waldfläche.
Erfaßt wurden die Arbeiier, deren Namen mit D, G, L,
R, T oder IM beginnen, das sind rund 25 o/o aller im Er-
hebungsbereich beEchäftigten Arbeiter (rund 22 500)'

Berichtsweg:
Befragte-StLA-StBA.
Dargestellte Tatbestände :

Arbeiter in forstrvirtschaftlichen Betrieben'

Durchschnittliche Jahres-, Monats- und Stundenverdienste
einschließlich Sachleistungen nach Arbeitergruppen, Ge-

schlecht, Familienstcnd unä Kinderzahl, Älterss-tufen, Lo!n-
art (Zeit- und Leistungslohn), tariflichen Ortsklasser,; Zt'
samÄensetzung und Sc[ichtung der Verdienste.

Veröffentlichungen:
lt{riSta 5419.

STBRD Band92, Heft 1.

g) Lohnstrukturerhebung 1961162 in der Forstwirtschaft

R e c h t s g r u n d I a g e :

Siehe lfd. Nr. 4 d.

Periodizität:
Für das Forstwirtschafts.iehr 1969 (1. Oktober 1961 bis
50. S"pt","b". 1962) erhoden und aufbereitet. '

Kreis der Bef ragten:
Staailiche und kommunale Forstbetriebe mii 100 und mehr
lra Waldfläche. Erfaßt werden 25olo der über 20 Jahre
alten ständis beschäftieten Arbeiter (rund 13500); ein-
bezoEen lr"ide, alle Arbeiter, deren Familiennamen mit
eineri der folgenden Buchstaben beginnen: D, G, L, R, T, W'

Berichtsweg:
Befragte-SILA-StBA.
Dargestellte Tatbestände :

Vorgesehen:
ArbeiterEruppen (Haumeister,'\Maldfacharbeiter, sonstige
Waldarb"eiiör) in itaatlichen und kommunalen Forstbetrie-
f"" "rlt Äitärsgruppen, Familienstand, Kinderzahl.

Im Jahr bezahlte Stunden, Brutto.iahres- und -stunden-
verdienste in ihrer Zusammensetzung sorvie nach Familien-
stand und Kinderzahl; Verteilung-auf Jahresarbeitszeit-
hlassen, Bruttojahres- und -stundeÄverdienstklassen.

Veröf f entlichungen:
Vorgesehen:
Fachserie M, Einzelveröffentlidrung (einmalig).

Bemerkungen:
Die Erhebung wird in Hamburg, Bremen und Berlin nicht
durchgeführt.

5. Statistik der Tariflöhne und -gehälter

a) Statistik der Tariflöhne'lund -gehälter
(StBRD Band 182 S. 95, lfd. Nr. XI B 5)

Periodizität:
Laufende Erfassung der tariflichen Lohn- und Gehalts-
sätze und halbjährTiche Aufbereitung, jerveils nach dem

Stand Mai und November.

Dargestellte Tatbestände :

AusEervählte Tarifverträge. Tarifliche Lohnsätze der höch-
sten" und niedrigsten Löhngruppe und ausgervähIter da-
zwischenliegendei Lohngtupipei^ in der hö-chsten tarif-
mäßiEen ATterssiufe. taiiitidtte Anfangs- und Endgehälter
der h"öchsten und niedrigsten Gehaltsgrüppe und ausgewähl-
ter dazwischenliegendei Gehaltsgru[p-ei. (Jeweils in der
höchsten tarifmäß'igen Ortsklassel in den übrigen O^rtsklas-
sen nur die am §iä.kste, besetzie Lohn- bzw' Gehalts-
gruppe.)
Für Arbeiter und AnEeste1lte: wichtige tarifliche Regelun-
Een (Arbeitszeit, Ürlaub, Bezahlüng bei Krankheit,
Zuschläge für Überstunden u. ä.) nur jä-hrlich, jeweils nach
dem Stand Mai.
(ZusammenstellunE im StBA an Hand' der vom Bundes-
Äinisie"ium für Ärbeii und Sozialordnung [Tarifregister]
und von den Sozialpartnern zur Verfügung gestellten Tarif-
verträge.) l
Veröffentlichungen:
PL\f Reihe 11 (Teil I:.Tariflöhne, Teil II: Tarifgehälter.
Jeweils halbjählliche Ergänzungen)
fortcesetzt in:
Fich"serie M, Reihe 11, I und II (ha1bjährlich).

Ind,ea der Tariflöhne und, -gehälter
(SIBRD Band 182 S. 95, nadr lfd. Nr. XI Bf)

Vierteljährliche Berechnung im SIBA.

i. Fti. die tariflichen Stundenlöhne in der gewerblichen
Wirtschaft und in der öffentlichen Verwaltung: Zusammen-
fassunE von 1727 LohnEruppen aus 454 Lohntirifen (männ-
liche Ärbeitcr) bzw. 738 Löhng.uppen aus 306 Lohntarifen
(rveibliche Arbeiter). Basis 1§58-l 100. Gliede-ru!-g*.1ach
47 Wirtschaftsgruppen bei den Männern und nach 35 Wirt-
schaftsgrupperi bei- den Frauen sowie zusamm.engefaßt für .

Männer- uriä Frauen und füi Wirtschaftsbeieiche'

II. Für die tariflichen Xlonatsgehälter in der gewerblichen
Wirtschaft und öffentlichen Vdrwaltung: Zusammenfassung
von 1148 Gehaltsgruppen aus 236 Tarifverirägen- (män1-
Iiche Angesteltte; "unä'657 Gehaltsgruppen aus-215 Tarif-
verträsen" (weibliche Ansestellte). Basid i958: 100. Glie-
de"u.,g" tto"h 50 Wirtschäftsgruppen bei den Miinnern und
nach'47 WirtschaftsEruppen bei den Frauen sorvie zu-
sammengefaßt für Mäinef und Frauen und für \Mirtschafts-
bereiche.

III. Für die Tariflöhne in der Landwirtschaft: Zusammen-
fassunE von 153 Lohnreihen aus sämtlichen 11 Lohntarifen
(OriEiialbasis November 1950 : 100, umbasiert auf
195d: 100). Gliederung nach Arbeitergruppen, Stunden-
und Monatslöhnen sowie nach Bar- und Gesamtmonats-
löhnen.

Veröf f entlichungen:
\üista 58/9 (M), 11 (M) ; 5et2, 4 (M)' 6, 8, 11 i 6012, 5, 8 (M), 7t ; 61 12, 5,

8, 11;12 (M);62ll (M),3.
\)7iSta r (viertel j äh rlic]r).
PL\7 Reihe 11, Teil III (viertelj?ihrlidr)
fortsesetzt in:
Facliserie M, Reihe I 1 /I II (vierteliährlich).
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Bemerliungen:
Bjlfrlng von _durchlaulenden Reihen für längerfristige
g-leiche 

^_d^urch 
Yerhettung mit dem frühe'ren fndex

Basis 1950 (bci I und lI).
I nd,er dcr iariflichcn W ocltenarbeit szeiten
Vierteljährliche BerechnunE im StBA.
Für die tariflichen lVoch"enarbeitszeiten in der Eerverb-
lichen Wirtschaft und in der öffentlichen verwaltu"!, Cfi.-
lgrgng nag! 47 WirischafLsgruppen bei männlich&r bzw.
35 bei weiblichen Arbeitern irn<i^nach b0Wirtschaftsgrup-
pen bei männlichen bzw. 47 bei rveiblichen AnEesteltJn sä_
wie jeweils zusammenqefaßi für Minner und]Frauen und
für Wirtschaftsbereichä.
Basis 1958: 100.

Veröffentlichungen: I

\Wista 50/8 (M); 6212.
ViSta' 50/8 *.

PL\f Reihe 11, Teil III (vierteljährlich)
fortgesetzt in:
Fachserie M, Reihe 11/lll (vierteljährlich).

Bemerkungen:
Bjlfgng von -durchlaufenden Reihen für längerfristige
gleiche 

- 
durch Verkettung mit dem frühe"ren Ind"ex

Basis 1950.

6. Statistik der Streiks und Aussperrungen
a) Statistik der Streiks und Aussperrungen

(StBRD Band 1S2 S. 95, lfd. Nr. XI 86)

Rechtsgrundlage:
Gesetz über Arbeiisvermittlung und Arbeitslosenversiche_
runq.(AV^A.VG) in der Fassun§vom 3.April I95Z (BGBI. I
S 321), §.41. Sechste Verord-nung zur 'Durchführirng 

des
Uesetzes über Arbeitsvermittlung ünd Arbeitslosenu".ii"h"_
rung_(Anzeig^en bei Arbeitskämlpfen) vom 22.April 1g5g
(BGBI. r S.233).

Periodizit,ät:
Laufende Erfassung und vierteljährliche Aufbereitung.

Kreis der Bef ragten:
Yon S[reik bzrv. Aussperrung betroffene Betriebe.

Berichtsrveg:

3,"ÄT9," - 
Arbeitsverwaltungen der Länder - SrLA -

Dargestellte Tatbestände:
Von Sireih oder Äussperrung betroffene Betriebe mit betei-
li-Eten Arbeitnehmern ^und 

a-usgefallenen Tagerverken nach
Wirtschaftsgruppen.

Yeröffentl ichungen:
\IüiSta 59/2, 2*; 6013, 3"; 61t2, 2*; 6212, 2*.
§tB VI/l8(vierteljährlich, jährtich)
fortsesetzt in :

Fadr-serie A, Reihe 6/lV (vierteljährlich, jährlich).

b) Statistik der Streiks und Aussperrungen im Ausland
R e c h t s g r u n d I a g e :

Gesetz über die Statistih für Bundeszrvecke (StatGes) vom
3. September l_qry (BGB1. I S. 1314) , $ 2 Zitrer 4. Abdruck
im Anhang S:156.

Periodizität:
Laufende Erfassung, jährliche Zusammenstellung.

Dargestellte Tatbestände :

{nza}rl der FälIe, beteiligte Arbeitnehmer sorvie verlorene
Arbeitstage, jeweils nachäusgewählten Ländern und - so-
rveit möglich - nach Wirtsc-haftsabteilungen.
(Zusammenstellung im SIBA auf Grund amtlicher statisti-
scher Veröffentlic[ungen des Auslandes.)

VeröIfentlichungen:
PL\ü Reihe 12 (iährtidr)
wird fortgesetzt in:
Fachserie M, Reihe 12lI G:ihrlidr).

7. Statistik der Verdienste und Löhne im Ausland
(SIBRD Band 182 S. 95, lfd. Nr. XI B Z)

Rechtsgrun'dlage:
Gesetz über die Statistik für Bundeszrvecke (StatGes) vom
3. September 1953 (BGBI. I S. 1314), 82 Zitrer 4. A6druck
im Anhang S. 156.

Periodizität:
Laufende Erfassung, jährliche Zusammenstellung.

Dargestellte Tatbestände :

Durchschnittliche Bruttoverdienste und Arbeitszeiten sowie
tarifliche Lohnsätze und Arbeitszeiten der Arbeiter und
Angestellten nach lMirtschaftsgruppen, Berufen und Lei-
stungsgruppen in ausgervählten-eulopäischen und übersee_
l&ndern.

ZusammenstellunE im StBA auf Grund amtlicher stati-
stischer Veröffentiichungen des Auslandes und ausländischer
Zeitschriften.

Veröf f entlichungen:
PL\7 Reihe 12 (iährlidr)
wird fortgesetzt iri:
Fadrserie M, Reihe 12lI, II Gährlidl). .

Ver-
auf

Ver-
auf

Berechnung d,es gesamtlDi?,tschaftlichen Tariflohn-
niueaus

Periodizität:
Monatliche Zusammänstellung.

Dargestellte Tatbestände :

Entwicklung des gesamtwirtschaftlichen Niveaus der tarif-
lichen Stunäen- und lVochenverdienste auf Basis Monats-
durchschnitt 1958 : 100, die Zc.hl der Beschifiigien, für die
Tariflohnerhöhungen in Kraft get,reten sind, äas Ausmaß
der jeweiligen Tari flohnerhöhun[,
(Zusammenstellung in der Deutschen Bundesbank.)

Yeröf Ientlichungen:
Deutsche Bundesbank : Monatsberichte.
(Vierteljährlich in Rahmen des Abschnitts "produktion uncl Märkre".)

b) Statistik der Tariflöhne urd -gehälter im Ausland
R e c h t s § r u n d I a g e :

Gesetz über die Statistik für Bundeszwecke (S
3. September 1953 (BGBI. I S. 1314), § 2 Ziffär
Abdruck im Anhang S. 156.

tatGes) vom
4.

Periodizitäi:
Laufende Erfassung, jährliche Zusammenstellung.

Dargestellte Tatbestände :

Durchschniitliche tarifliche Stunden-, Taqe-, \ryochen- oder
Mon-atslöhne, Monats- oder Jahresgehältei 

- sorveit jeweils
[gglic! -' nach Ge_schlecht, Bärufen, Arbeitergruppen,
I.{IirtschaftszrveiEen, Lohnzonen in aussewählten euro-
päischen und übersee'ländern (Zusammens"tellunE im SIBA
auf Grund amtlicher statistischer Veröffentlich]ungen des
Auslandes).

Veröf f entlichungen:
PL§fl Reihe 12, Heft 2 (iährlidr)
wird fortgesetzt'in:
Fachserie M, Reihe 12lll (ährlich).

Lohnind,ices in ausg ewählten Ldndern

Jährliche Berechnung im SIBA auf Grund amtlicher Ver-
öffentlichungen des Äuslandes. Indices der tariflichen Stun-
den- bzw. Wochenlöhne gegliedert - soweit jeweils mög-
lich - nach Geschlecht,"B"erufen, Arbeitergrüppen, IMiri-
sctraftszweigen in ausEewählten eüropäischei rirä üb""see-
ländern.
Die Indices werden einheitlich auf das Jahr 1953 umbasiert.

V e r ö f f e n t I i c h u n g e n :

PLV _ Reihe 12, Heft 2 Cährlidr)wird fortcesetzt in:
Fachserietr4, Reihe 12lil (iährlich).
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8. Erhebuäg über die Aufwendungen der Arbeitgeher
für Löhne und Lohnnebenkosten 1959, 1960, 1961

R e c h t s g r u n d I a g e :

EWG-Verordnung Nr. 10 zur Durchftihrung -einer Lohn-
erhebunE vom 25lAuqust 1960 (nachrichtlicl abgetlruekt im
BGBI. Ii S.2292). A"bdruck im Anhang S.266. EWG-Ver-
ordnuns Nr. 14 zur DurchführunE einei Lohnerlrebunq r-orn

24. Juli"1961 (nachrichtlich abgediuckt im BGBI. II S.1605) '

Abdruck im Änhang S.267. "EWc-Verordnung N^r.28 zur
Durchführuns einer"Lohnerhebung vom 14.Mai 1962 (Amts-
blatt der Euiopäischen Gemeinscü'aften Nr.41 S. 1277)' Ab-
druck im Anhang S.268.

Periodizität:
Für die Jahre 1959 und 1960 durchgeführt;
für 1961 angeordnet.

Kreis der Bef ragten:
Für 1959:
Betriebe in 14 ausgewählten Industriezrveigen.

Für 1960:
IJnternehmen in I weiteren ausgewählten Industrieziveigen'

Für 1961:
Unternehmen in 13 rveiteren ausgewählten Industriezrveigen'

Bei allen clrei Erhebungen rvurden bzw. werden Unterneh-
men (1959: Betriebe) mlit mindestens 50 (in Luxemburg mit
minrlcsiens 20) Besch;iftigten.befragt. Die ausgewählten In-
clust,riezrveige sind ierveilö im Anhang der betreffenden Yer-
oldnuug gcnannt.

Berichtsrveg:
Befragte-SILA-StBA
pdischen Gemeinscliaf ten.

L Stuti.ti."h.s Amt cler Euro-

Dargestellte Tatbestiinde :

Arbeiter uncl Ange'stellie flach Geschlecht; T ohnkosten;
Lohnnebenhosten risEesamt und nach Art der Aufwendun-
sen (sesctzliche, tarif.liclre, zusätzliche); gelcistete Ärbeits-
!tr",l.Yn rler Ärlrcrtcr in r]er Gliederung ndch Industriczrvei-
gen'.sorvie Betriebs- bzu'. IJnternehmeisgrößenhlassen nach

üer Zehl der Bcsc'lrriltigten.

Veröffentlichungen: t

ViSta 6214, 6. n

PL\f Reihe 15, Sonderbeiträge
fortsesetzt in:
Fadiserie M. Reihe 15/lll.
bi"tliüi-ct e.' A-t der Europäischen Gemeinschaf ten :

Sozialstatistik - 1951 - Nr. 3.

lt
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XII. Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen

1. Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen für die Bun-
desrepublik Deutschland'
(StBRD Band 182 S. 96, lfd. Nr. XII 1)

R e c h t s g r u n d I a g e :

Gesetz über die Statistik für Bundeszwecke (StatGes) vom
3. September 1953 (BGBI. I S. 1314), § 2 Zid'er5. Abdruck
im Anhang S. 156.

Periodizität:
Jährliche Berechnung. (Für die Entstehung und Verrvendung
des Sozialprodukts öwie das Einkommen"aus unselbständil
ger Arbeit sind vierteljährliche bzw, halbjeihrliche Berech-
nungen vorgesehen.)

.Konto 6: Die Veränderungen des Reinvermögens

. Veränderungen des Sachvermögens: Käufe (ein-
, schließlich -unterstellter Käuie) für Anläge-

investitionen aus der Produktion, Iiäufe (minus
Verkäufe) von Land und gebrauchien Anlagen,
Vorratsveränderungen, Absclrreibungen,, Ver-
käufe von Schrott.-
Nichtentnommene Gewinne u. ä. der Einzel-
unternehmen u. dgl., empfangene sorvie gelei-
stete Yermögensübertragungen; Saldo: Finan-
zierungssaldo des Sektors.

KontoT: Die Veränderungen der Forderungen und Ver-
bindlichkeiten
Veränderung der Forderungen und der Verbind-
Iichkeiten däs Sektors.

Für die wirtschaftlichen Beziehungen zwischen den in-
Iändischen Sektoren und der übri{en Weli ist ein Zt-
sammengelaßtes Konto der übrigän WeIt eingerichtet.
Die au{ den I(onten 1 bis 6 des Staatssektors nachge-
wiesenen Positionen werdgn auch getrennt für Bund,
Länder, Gemeinden und Sozialversicherung dargestellt.
'(Berechnung im SIBA unter Yerrvendung zahlreicher
Statistiken. Die Ängaben über die Yeränderungen der
ForderunEen und Verbindlichheiten sind der Finanzie-
rungsiech"nung der Deutschen Bundesl:anh entnommen,
siehe lfd. Nr. VIII A 1.) 

\
II. Darstellung des'Sozialprodukts und andere Standard-

tabellen zum Kontensystem

Berechnungsmethoden uncl Beschreibung der Ergebnisse

.1. Entstehung des Sozialprodukts:
in jeweiligen Preisen:

' Produktionswert bzw. Erirag und Vorleistungen für
8 znsammengefaßie Bereichef Bruttoinlandsproäulit zu
Marktpreisen (gegliedert nach 29 13ereichen), Ab-
schreibungen, Nettoinlandsprodulit, indirekte Steuern,
Subventionen, Nettoinlandsprodukt zu Fahtorkost,en
(die 5 vorstehenden Größen gegliedert nach 10 Be-
reichen); Saldo der Errverbs- und Vermdgenseinkom-
men zwischen Inländern und der übrigen Welt.
Bruttosozialprodukt zu Marktpreisen, Nettosozial-
produkt zu Faktorkosten (Vollisernkommen).

in konstanten Preisen:
Bruttoinlandsprodukt zu Marktpreisen (gegliedert
nach 29. ßereichen), Abschreibungen, Netloinlands-
produkt zu Marktpreisen, Saldo der Errverbs- und
Vermögenseinkommen zwischen Inländern und der
übngen Welt, Bruttosozialproduht zu }larktpreisen,
Netiosozialproduki zu Marhtpreisen.

2. Verteilung des Volkseinkommens:

Einkommen aus unselbständiger Arbeit, Einkommen
der privaten Haushalte (einschließlich prir.ater Orga-
nisationen ohne Erwerbscharakter) aus l-Jnternehmer-
tätigkeit und Vermögen,, unverteilte Gervinne der
Unternehmen mii eigener Rdchtspersönlichkeit, Ein-
hommen des Staates aus Unternehmertätigkeit und
Vermögen.

3. Verwendung des Sozialprodukts (in jeweiligen und
konstanten Preisen):

Privater Verbrauch, Staatsverbrauch (in jeweiligen
Preisen, aufgegliedert in Verbrauch für zivile Zvecke
und Verteidigung), Anlageinvestitionen (aufgegliedert
in Ausrüstungen und Bauten, ferner Käufe von neuen
Ausrüstungen und Bauten nach der llerkunft und
nach \rerrvendungszwecken), Yorratsveränderunq,

Dargestellte Tatbestände :

I. Kontensystenr

Darstellung des wirtschaftlichen Geschehens in einem
algelaufenen Zeitra:u;ll, in l'orm eines geschlossenen
I{ontensystems (mit doppelter Yerbuchung-aller aufge-
zeigten Vorgänge). Im gegenwärtig vorlieginden Konten-
system werden die wirtschaftlichen Instituiionen zu drei
Sektoren zusammengefaßt: Unternehmcn, Staat (ein-
schließIich Sozialveriicherung) sowie private Haushalte
und private Organisationen ohne Errveibscharakter. Eine
tiefergehende Sektorengliederung ist vorgesehen. Zur
Darställung der wirtsch"at't.lichen"TütigkeitJn und damit
verbundenär Vorgänge werden für jeäen Sehtor sieben

lonten geführt, die im einzelnen folgende Ausschnittc
des rvirtJchaftlichen Geschehens zeigenl

Konto 1: Die Produktio,n und ihre Yerwendung

Verkäufe (einschließIich unterstellier Verkäufe)
aus der lau{enden Produhtion, Vorratsverändb-
rungen; Käufe für laufende Produhiionszwecke;

,Saldo: Beitrag des Sektors zum Bruttoinlands-
produkt.

Konto2:Die Entstehung von Errverbs- und Vermögens-
einltommen

Abschreibungen, gezahlte indirekte Steuern,
empfangene Subventionen; Saldo: Beitrag des
Sektors zum Nettoinlandsproduht zu Faktor-
kosten.

I(onto3:Die Yerteilung von Erwerbs- und Vermögens-
einhommen

Empfangene und verteilte Einkommen aus un-
selbständiger Arbeit, empfangene und verteilte
Einkommen aus LinternehmertätiEkeit und Ver-
mögen; Saldo: Änteil des Sektörs am Volhs-
einhommen.

Konto 4: Die Umverteilung der Einkommen

Empfangene Iaufende übertragungen (indirekte
Steuern, direkte Steuern und Sozialversiche-
rungsbeiträge, sonstige); geleisteie laufende
Übertragungcn (direkte Steuern und Soziah'er-
sicherungsbeiträge, Subventionen, sonstige);
Saldo: !erfügbäres Einkommen des Seklors
nach der Umverteilung.

Konto 5: Letzte'r Verbrauch und Ersparnis

Käufe (einschließIich unterstellter Käufe) für
den letzten Verbrauch (des Staates solvie der
privaten Haushalte und der privaten Organi-
sationen ohne I.irrverbscharahter); Saldo: Er-
sparnis des Sektors.

0
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Außenbeitrag (Ausfuhr minus Einfuhr von lNaren
und I)ienstleistungen).
Für den Privaten Verbrauch ist eine Gliederung nach
Lieferbereichlen und Venvendungszrveckeä r'orgeisehen.

4. Einhommen der privaten Haushalte (einschließlich
privater Organisa[ionen ohne Errverbscharahter) und
seine Yerrvendung:
Errverbs- und Vermögenseinkommen, empfangenc
Iaufende übertragungen (gegliedert nach Arten),
Gesamteinhommen, geleistete lir,ufende Übertragun-
gen (gegliedert nach Arten), r'erfügbares Einliom-
men, Pnvater Verbrauch, Ersparnis, nichtentnom-
mene Gervinne cler Einzelunternehmen u. i. sowie
Privateinlagen u. d6Jl., geleistete minus empfangene
Vermögensübertragungen, Finanzierungssaldo.

5. Der Staat als Teil der Yolhsrvirtschaft:
Der Staat als Produzent, Verbraucher und Investor
(Aufwendunge{r für Verrvaltungsleistungen und ihre
Vert'endung, Anlageinvestitionen des Siaates); Um-
verteilung von Einkommen und Velmögen über den
Staat (empfangene und geleistete Übertragungen,
gegliedert nach ihrem wirtschaftlichen Charaliter so-
rvie nach Ieistenden bzrv. empfangenden Selitoren);
Gesamtüberblick über die wirtschaftlichen Beziehun-
gen des Staates zu den übrigen Sektoren und der
übrigen Welt (Ausgaben: Käufe von lVaren und
Dienitleistungen, verteilte Erwerbs- und Yermögens-
einkommen, geleistete Übertragungen, Veränderung
der Forderungen; Einnahmen: Vcrliäufe von Verrval-
tungsleistungen, empfangene Erwerbs- und Ver-
mdgenseinkommen, empfangene Übertragungen, Ver-
änderung der Verbindlichkeiten).

\reröf f entlichungen: I
Zu I: Kontensystem:
ViSta 50/5 (1"1), 10 (M);.51i10, 10'.
Zu II: Darstellung des Sozialprodukts und andere Standardtabellen zum

Kontensystem:
Sozialprodukt und Volkseinkommen :
lViSta 5713 (M); 58/3 (M), 9(M)i 5911, 5, 5+i 60i1, 3, 3*, 5, 9, 9*,

10* ; 6711, 1 *, 9, 9', 10.

Einkommen der privaten Haushalte und seine Veruendung:
ViSta 50/3, 10*, 12 (M); 51/1 *.

Der Staat als Teil der Volkswirtsdraft:
Vista 61/3 (M), 3*, 10, 10*.
Die Anlageinvestitionin :
\riSta 5215 (M).
Fachserie N (vorgesehen).

2. Finanzierungsrechnung für die Bundesrepublik
Deutschland

Periodizität:
Jährliche Zusammenstellung.

D arges.tellte Tatbestände :

Veränderung der Forderungen und Verpflichtungen der in-
Iändischen Sektoren, d. h. der lJnternehmen unter beson-
derer Berücksichtigung der Banken, Bausparhassen und Ver-
sicherungsunternehmen, des Staates; untergliedert nach Ge-
bietshörperschaften und Soziah,ersicherung, sorvic der pri-
vaten Haushalte und privaten Organisationen ohne Erlverbs-
charakter, nach wichtrgen Formen der Geldlermögensbildung
bzrv. der I(reditaufnahme: Veriinclerung der Forderungen
und Verpflichtungen der inländischen Sehtoren gegenüber
dem Ausland und Berlin (IMesi) nach rvichtigen Formen del
Geldvermögensbildung bzrv. der Kreditaufnahme.
Die Summe. der Veränderung der Forderungen bzrv. der
Verpflichturigen dei Sektoren" erscheint, von"einigen Um-
stellungen abgesehen, in der Kontengruppe 7 in dem vom
StBA aufgestellten Kontensystem Volksrvirtscha{tlicher Ge-
samtrechnungen Iür die Bundesrepublili Deutschland. Die
Summe der Yeränderung der Forderungen bz.rv. der Yer-
pflichtungen gegenriber dem Ausland und Berlin (West) rvird
im Kontensystem im Zusammengefaßten Konto der iibrigen
WeIt dargesteilt.
(Zusammcnstellung in der Deutschen Bundesbanlr.)

Yeröf f entlichungen:
Deutsche Bundesbank: Monatsberidlte, Geschäftsberidrte,

3. Volkswirtschaf tliche Gesamtrechnungen des Auslandes
(StBRD Band 182 S.96, lfd. Nr. XII 3)

R e c h t s g r u n d I a g e :

Gesetz über die Statistik für Bundeszrveche (StatGes) vom
3. September 1953 (BGBL I S. 1314), §2 Z\{Ter 4. Abdruch
im Anhang S.156.

Dargestellte Tatbestände :

Entstehung und Yerivendung des Sozialprodukts sorvie Ver-
teilung des Volkseinkonrmons in andercn Ländern; Konten-
systeme des Auslandes.
(Zusammenstellung im StBA aus Yeröffentlichungen anderer
Länder uncl internationaler Organisationen.)

Yeröf f entlichungen:
IntMon 60/4, 5,70; 6714,l0i 6211,4.
Länderberichte.
stJb.
Fachserie N (vorgesehen).

4. Zahlungsbilanzslatistik für die Bundesrepublik
Deutschland

a) Zahlungsbilanzcn
(StBRD Band 182 S. 96, lfd. Nr. XII 1)

R e c h t s g r u n d I a g e :

Außenrvirtscheftsgeseiz vom 28.April 1961 (BGBI. I S.481),
§ 26. 

J.

Periodizität:
Monatliche Ermittiung und Zusammenstellung.

Dargestellte Tatbestände :

Sämiliche statistisch erfaßb'aren rvirtschaftlichen Trans-
aktionen der Bundesrepublili einschließlich BerIin(West)
mit dem Ausland, unterteilt in \Marenhandel, Dienstleistun-
gen, unentgeltliche Leistungen, Kapitalleisiungen und
Devisenbervegungen.

I\Ionatlich: \Yichtige Posten für Monate, Vierteljahre und
Jahle, ohne regionale Gliederung, Darstellung der, Einfuhr
auf cif-Basis.
Jührlich: Vorläuflge Zusammenstellung mit ausführlicher.
factlicher Gliederüng und Jahresanga6en; darüber hinaus
endgü1tige Zusammeistellung mit reglonaler Gliederung so-
rvie Vierteljahres- und Flalbjahresangaben; in beiden FäIIen
Darstellung der Einfuhr auf fob-Basfu.
(Ermittlung und Zusammenstellung in der Deutschen Bun-
desbank unter Verwendung zahlreicher Statistiken.)

Veröf f entlichungen:
Deutsche Bundesbank : Monatsberidrtg Cescläftsberidlte.

b) Statistik des Dienstleistuugsverkehrs (einschließIich un-
entgeltlicher Leistungen) mit dem Ausland

R e c h t s g r u n d I a g e :

AulJenrvirtschaftsgesetz vom 28. April 1961 (BGBI. I S.481),
§ 26; Aulienrvirtschaftsverordnung vom 22.'r\ugusi 1961
(BGBr. r S. r381), §§ 59tr.

Periodizität:
Laufende Erhebung, monatliche Aufbereitung.

Kreis dcr Belragien:
Gebieisansässige, wenn sie im Einzelfall Zahlungen von mehr
als 500 DNI odär Gegenwert als Entgelt für Die"nstleistungen
ocler unentgeltlich an Gebietsfremde leisten oder von Ge-
bietsfremden en tgegennehmen.

Berichtsrveg: ''
Befragte 

- 
Deutsche Bundesbank. ,

Dargestellte Tatbestände :

EinnJmen und Ausgaben frlr Dienstleistungen im Außen-
wirtschaf tsverhehr, monatlich nach Arten, .jährlich nach
Arten und Lindergruppen. Fremde und eigene unentgelt-
Iiche Leistungen im Außenwirtschaftsverliehr, monatlich
saldieri, jährlich nach Arteri' und Ländergruppen, getrennt
für die Sektoren ,Privat, und ,öffentlich".

Veröffentlichungen:
Deutsche Bund6sbank : Monatsberidrte.
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c) Statistik des Iangfristigen Kapitalverkehrs mit dem Aus-
land

R e c h t s g r u n d I a g e :

Siehe lfd. Nr.4b.

Periodizität:
Laufende Erhebung, monatliche Aufbereitung.

Kreis der Bef ragten:
Gcbietsansässige, wenn sie im Einzelfall Zahlungen im
Kapitalverkehi lon mehr als 500 DM oder Ceeenwert an
Gebietsfremde leisten oder von Gebietsfremden" entgegen-
nenmen.

Berichtsrveg:
Befragie 

- Deutsche Bundesbank.

Dargestellte Tatbestände :

Langfristige_ deutsche 4apitalanlagen im Ausland und lang-
fiis_tige ausländische Kapitalanla§en im InIand, monatliäh
und, viertel jä h rlich in,gjrk ü rzter Fo-rm, jäh rl iche Entrvick I un g
nach Anlagearten und Ländergruppen, getrennt Iür die SekI
toren ,Privat,, und ,öfrentlich".

Veröf f entlichungen:
Deutsdle Bundesbank : Monatsberidrte.

d) Statistik über geleistete und empfangene Zahlungen im
Transithandel -

Rechtsgrundlage
Siehe lfd. Nr. 4 b.

Periodizität:
Laufende Erhebung, monatliche Aufbereitung.

Kreis der Bef ragten:
Gebietsansässige, wenn sie im Einzelfall ZahlunEen von mehr
als 500 DM oder Gegenwert als Entgelt für Kä"ufe und Ver-
käufe im Transithaidel an Gebietsiremde leisten oder von
Gebietslremden entgegennehmen.

Berichtsrveg:
Befragte - Deutsche Bundesbank.

Dargestellte Tatbestände :

Ver-
und

Geleistete und cmpfangene Zahlungen für Käufe und
käufe im Transithandel, vierteljährlich, halbjährlich
jährlich nach Ländergruppen.

V e r ö f f e n t I i c h u n g e n :

Deutsdre Bundesbank : Monatsberidrte,

5. Zahlungsbilanzen des Auslandes
(StBRD Band 182 S.96, lfd. Nr. XIIf)

Rechtsgrundlage:
Gesetz über die Statistik für Bundeszrveche (StatGes) vom
3. September 1953 (BGBI. I S. 1314), §2 Zitrer 4. Abdruck
im Anhang S. 156.

Dargestellte Tatbestände :

Zahlungsbilanzen anderer Länder sorvie von Ländergruppen,
4uslandshilfe und private Kapitalanlagen der Veieinlgten
Staaten von Amerika im Ausland, internationale Geld- und
Devisenreserven, Tätigkeit des Internationalen Währungs-
fonds und dcr lVeltba"nk.
(Zusammenstellung im SIBA aus Veröffentlichungen anderer
Länder und internätionaler Organisationen.)

Veröffentlichungen:
lntMon @112i 67112.
Länderberidrte.
StJb.
Fachserie N (vorgesehea).
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XIII. Allgemeine Statistik des Auslandes

1. Internationale Übersichten
. . (StBRD Band 182 S. 97, lfd. Nr. XIII 1)

Reclrtsgrunrllage:
Gesetz über die Statistik für Bundeszrveclie (StatGes) vom
3.September 1953 (BGBI.I S.1314), §2 Ziffer4. Abdruck
im Anhang S.156.

Periodizität:
Laufende Erfassung, monatliche und jährliche Ztrsammen-
stellungen.

Dargestellte Tatbestände :

Intcrnational zusammenfassende I)arstellung von statistischen
Angaben über Wirtschaltsstruktur und \Yirtschaftsentwick-
Iung.
(Zusammenstellung im StBA. Als Quellen dienen vor allem
die vom Statistischen Amt der Yereinten Nationen frir das
,I{onthly Bulletin of Statistics. ausgervählten Reihen sorvie
die statritischen Veröffentlichungen der internationalen I(ör-
uersclraften. die den UN aneeschlossen sittrl; tlie Zahlen
iv".den sorveit möglich nach" den vorliegenden Original-
quellen cler beireffenden Länder ergänzt.)

Verbf f entlichungen:
IntMon (ab April 195f).
StJB (lntemationaleUbersidrten).

2. Länderberichte
(SIBRD Band 182 S.97, lfd. Nr. XIII2)

R e c h t s g r u n d I a g e :

Gesetz über die Statistih für Bundeszweche (StatGes) vom
3. Septdmber 1953 (BGBI. I S.1314), §2 Zitrer 4. Abdruck
im Anhang S.156.

Periodizität:
Laufende Erfassung; Zusammenstellung teils in jährlichem,
teils in mchrjährigem Abstand.

D argestellte Tatbestände :

Zusammenfassende Darstellung von statistischen Angaben
für einzelne Länder und Ländergruppen: Gebiet und Bevöl-
kerung, Gesundheitswesen, IJnterricht und Bildung, Er-
rverbstatigkeit, Land- und Forstrvirtschaft, Fischerei, In-
dustrie und Bauwirtschaft, Binnenhandel, Außenhandel, Ver-
kehr, Fremdenverkehr, Geid und I(redit, Öffentliche Finanzen, -
Preise, Löhne, Versorgung und Verbrauch, Volhsivirtschafi-
Iiche Gesamtrechnungen.
(Zusammcnstellung im StBA. Als Quellen dienen im all-
Eemeinen die Jahrbticher und die in kür'z.eren Zeitabständen
ärscheinenden statistischen Veröffentlichungen der amtlichen

In Vorbereitung: Algerien (1963); Argentinien (1953); Brasilien (1963);
Chile (1963); Mädagaikar (1962); Mali (1963); Marokko (1952); Mongolei
(1952);'Niger (1963t; Tangänjilia (1963), Tuiresien (1963); Tschad ('1953);
Tschechoslowakei (1963); Vereinigtes Kdnigreich 1963).

3: Berichte über die statistische Tätigkeit internationaler
Organisationen ri

(stBRD Band 182 S. 97, lfd. Ni. XrrI 3)

Dargestellte Tatbestände :

Zusammenfassende Textdarstellungen- über die Entrvicklung
der Statistik und über die stati§tisch-methodischen Arbeiten
in bedeuienden r,veltweiten und regionalen Organisationen
(Yereinte Nationen und ihre Sonclerorganisationen, lMirt-
schaftskommission der Vereinten Nationen für Europa [ECE],
Konf erenz Europäischer Statistiker, Europäischer Wirt-
schaftsrat IOEIIC], Nachfolgeorganisation seit 30. Septem-
ber 1961 : Oreanisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit
und Entrvicklüng TOECD], die europäischen wirtschaftlichen
Zusammen'schlüsse, Zentralkommission für die Rheinschifl-
fahrt u. a.).

Bemerkungen:
(Zusammenstellung im StBA. Die Darstellungen stützen sich
im wesentiichen auf Dokumente und Veröffentlichungen der
internationalen Organisationen.)

SteIIen ddr betreffenden Länder. Je rrach den 'r'erfügbaren

Queilen kann der Inhalt der Länderberichte voneinander ab-
$'eichen.)

Veröf f ent,Iichungen:
Länderberidrte (eweils Ersdreinungsjahr des 'letzten Berichts an-
gegeben):
Af rikanische Entwidilungsländer :

Heft 1: Ghana, Guinea, Kamerun, Liberia, Togo (1951);

V e r ö f f e n t I i c h u n g e n :

Allgemeine Statistik des Auslandes: Die Statistik in den intemationalen
Organisationm,
Heft 1: weltorganisationen (Stand: Mitte 195r,
Heft 2: Regionale Organisationen (Stand: Juli 195O,
Heft3: Die Arbeiten der Konferenz Europäisdrer Statistiker 1953 bis

1959.

lt
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Heft 2: Nigeria (1961);
Heft 3: Athiopien, Libyen, Sudan (1961);
Heft 4: Kongo (Leopoldsville), Ruanda-Urundi
Heft 5: Elfenbeinküste, Sierra-Leone

Schweden
(1961 ) ;

etunion
(1e5e),



Alphabetisehes Sachregister z,urut Katalog cler Statistiken

Vorbemerkung

---Das 
alqhabetische Sachregister bezieh't.sicl auf die im Katal"g auf§eführten Statistiken. Die Stichwörter des Registers weisen den

W"g.,-" den einzelnen Statistiken sowohl über deren B"zeichrulrrg_en-a1s auch über ilr." *[rrtig.i"n an"g".t"tit"rr',iüii".ia.rd" roaBegriffe.-Um die für ein Sachregister erforderliche Knappheit und ietonung des Charakteri.tis;h!; ,; 
"."äichen, 

*urden äie näzeictr-nungen der Statistiken nur dann in ihrem vollen Wortlaüt gebracht, rvenn ferwechslungen 
"".*i"au" i"rden mußten.

Den Stichwörtern für Tatbestände und Begriffe wurden die Stabistiken, in.djnen sie vorkommen, bzw. auch rvichtige Begriffe dieserStatistiken..zugeordoet. Wo der llinye§ i"a'igli"h auf_drg n"r"i"t"""gä""Statistik r";ik";;il und damit rri"l[ aer?ii"f, g"rrrggewesen wäre, wurde 
-5oyeiü-möglich_- nur der Tatbestand oder"Begriff angegeben, rüf d"r, sich das Stichwort i""".ftrfU a""

§jatistik sPez,iell bezieht(Beispiel: unter »Staatsangehörigkeit« nicht »-, Hoähschuls"ta"tistik«, sondern r-, St"ai""""a" f*L."""..irritfi.fr"HochscErlenl«). x'erner ist zu beachten, daß ein ji meh"reren Statistiken gleichlaytende, C"tU".ir"a fz*. fegritr ilufäi"t-"i"it ai"
H*P-q:**-lng*zu}^aben braucht. Auf.die Untergliederung eines Stic-hworted*o.d" ou"ri"ti"i, *enn ai""res selbst eindeutig aufdie in -t'rage kommende Statistik hinweist.

-Überwiegend 
findet man die Stichwörter bei den einzelnen Statistiken im Katalog wieder. Um dr'e Unterrichtung so umfassend wiemöglich zu gestalten_' wurden - sorveit zweckmäßig - bei gleichem Begriffsinhalt, äber abweiche"a". t"..i"äi"glB ä".n §tiif,iti.t",,.I 9i"9+ Oberbegriff zusa"m.mengefa?!, yu"t in dei Statistik selbst and"ere oder zusammenfassende.Bezei"h""ngEn 

"Lr*""ai*"ra""(Beispiele: unte_r »Beschäftiäte« isü die Landwirtschaftliche Betriebszählung aufgeführt, obwohl iri'dieser Erhebunq von »personal«
gesproch-e-n wild.-Unler »Arbeiter« sind auch solche Erhebungen zitiert, bei äenerider Katalog lediglich ,ßi"ä;;l;'B"tni"U* u"trr"l.t
- 

ygl Monatlicher Industriebericht -).
- 

O. j.e !3,Uenqngaben bei den einzelnen Stichwörtern bedeuten in nachstehender Reihenfolge: Katalogseite, Katalogabschnitt (römische
Zahl), unterabschnitt (großer Buchstabe) und ]aufende Nummer der statistik.

-A
Abgeurteilte
Abiehmerkrei;" . : . f : . : : : : : : i . . : : : : : ; : : : : : :
Absatz s. a. Umsatz

-, Verbrauchsteuerstatistik
Absatzgebiete (Großhandel) ..:. r r !
Absatzwege

-, Handels- und Gaststäütenzählung 1960 . . . .

-, Weinbaubetriebseihebung 1958 . .

Abschreibungen

-, Kosten und Leistungen im Güterverkehr , . .

-, Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen. . . .
Abwasserwesen ....'.,..,....
Abzüge

-, Einheitswerte des gewerblichen Betriebsver-
mögens

-, Körperschaftsteuer

-, Vermögensüeuer .
Abzugsbeträge, steuerfreio

-,Lohnsteuer.....Ackerfrüchte, Wachstumstand und Ernte
s.a. Bodennutzung .,..,

Adoptionen ..........
Altien

-, Auflegung und Absatz

-,börsennotigrte.,.,Aktiengesellschaften

-, Arbeitsstättenzählung, nichtlandwirtschaft-
liche (1950,1961) .

-, Kapitalgesellschaften, Statistik der .. . . ... .

-, Bilanzstatistik . .

-, Umsatzsteuerstatistik
Aktienkurse, f ndexziff er
Aktivgeschäft

-, Boden- und Kommunalkreditinstitute . .. . .

Altbau (Wohngebäude)

-, Kostenstruktur .,. .

Alter, Altersjahre, Altersgruppen (jeweils für
Personen) s. a. Geburtejahro

-, Arbeiter (8. G. K. S.) .. .

-, Arbeitskräfte in land- und forstwirtschafü-
lichenBetrieben....

-, Landwirtschaftszählung 1960 . .

-,Arbeitslose 
.....

-, Ausländer

-, Aus- und Einwanderer . ..

-, Berufszählung 1950, 1961 . .

-, BevöIkerung (Mikrozensus) . . .

-, BevöIkerungsbewegung, natürliche

-, Bevölkerungsstand (X'ortschreibung) ......

nodr. Alter, Altersjahre, Altersgruppen

-, Entziehungenvon Fahrerlaubnissen .......
-, ErkrankteanTuberkulose .....
-, Erwerbspersonen .

-, Frirsorge, öffentliche

-, Gehalts- und Lohnstruktur (gewerbliche' Wirtschaft, Dienstleistungsbereich)

-, Gehalts- und Lohnstruktur (Landwirtschaft)

-, Handels- und Gaststättenzählung 1960 . . . .

-, Handwerkszählung 1956 .........
-, Hauptbetragsempfänger (Arbeitslose) .....
-, Kriegssterbefälle, standesamtlich beur-

kundete

-,Lagerinsassen...
-, Lehrkräfte

-, Lobnstruktur (Erwerbsgartenbau)

-,Mikrozensu§ ...,
-, Mitglierler von Turn- und Sportvereinen,

aktive .

-, Schüler und Studierende . . . .

-, Straf verf ol gungsstatistik

-, Strafvollzugsstatistik

-, Straßenverkehrsunf älle

-, Tariflöhne und -gehälter

-, Täter (polizeiliche Kriminalstatistik),.....
-, Todeserklärungen, gerichtliche ...........
-, Todesursachen . .

-,Verurteilte ......:
-, Volkszählung 1950, 1961 . .

-, Wahlstatistik .. .

-,Wanderungen...
-, Wanderungen (Berlin und sowjetische Be-

satzungszone)
Alter (nicht auf Personen bezogen)

-, Wohngebäude (Kostenstruktur)
Altersversorgung

-, Berufszählung 1950

-, Handwerkszählune 1956 .... :....
-, I\Iikrozensus ....".
Altgeschäft

-, Boden- und Kommunalkreclitinstitute .....
Altsparergesetz, Statistik zum . .

Altverschuldung

-, Bundes- und Länderschulden .

-, Gemeindeschulden

-, Länderschulden .

t
50/I E 6
80/vr A 1

116/X B 11
80/\,rr A 1

80/vr a 1

53/rr A 3

93/\rrl F 2a
129/Xrr 1
70lrv c 4

t
87/VII C 3a
43tr c 2
36lI A2
41/I B 1a, b

106/rx c 1

lz4lxl B 4a, b
t25lXI B 4c, d
80ivr a 1
72lrY E 7

102iIX A 4a

39/I A I
107/rx c 4
45lrD 7-4

725IXIB 4e
t26lxrB 4f, s
36/I A 2

B8
B5
B7

115/X
tt4lx
115/X

113/X B 3

58/II B 4a
106/IX C 2

g8/Vrrr D 1
g8/VIII E 3

64/111 1a, b
66/111 3
66/111 4

116/X B 10
9S/VIIr E 3

g?/ylrl C 11

76lV 4

79ly 7t

54/II A 5a, b
52lrr a 1b
42lIB 2

48lI
35lt
45lI
50/r
50/r

D9
A1b
D 1-5
E6
E7

50/r E 5
39/I A 10r
44lr c 6
50/r E 6
35/I A la, b
51/I r' 1
37lr A 5

40/I A 11b

85iVII B 2a
76lv 4

41iI B 1a
72lrv n I
36lr A2

g7/Vrrr c 11

105/rx B 3i

111/X A 3a
111/X A 3d
111/X A 3c

91iV[ C 10
126/Xr B 5

35/r A 1b
38/r A 6
41/I B 1a, b
36lI A2
38/r A 7

37/r A 4

- röö 
-

r



Amnestiestatistil< . . .
Amtspflegeschaft . . .

Amtsvormundschaften
Anbau. Anbauflächen t. a. BodÄnutzung

-, betriebswirtschaftliche Meldungen

-, Bodennutzungshaupterhebung'

-, Bodennutzungsnacherhebung . .

-, Gartenbauerhebung 1961 . .

-, Gemüse-Haupterhebung

-, Gemüse-Vorerhebung

-, Heil- und Gewürzpflanzen .

-, Saatgutvermehrungsflächen ...
Angestellte s. a, Besch5ftigte, DrwerbstäUge, Pcrsonal,

Per8onalstand, Rentenversicherungen, Yertliensto

-, Arbeitsstättenzählung, nichtlandwirtschaft'
liche (1950, 1961) .

-, Handels- und Gaststättenzählung 1960 . . . .

-, Handwerkszählung 1956 . .

-, Industriebericht, monatlicher .

-, Landwirtschaft . .

-, Monatsverdienste

-, Personalstand von Bund, Ländern und
Gemeinden

-, Aufwendungen der Arbeitgeber für Löhne
und Lohnnäbenkosten. .... 128/XI B 8

-. Baueewerbo ,... ?8/V 10a, b

-, Berüfszahlung 1950 41/I B 1a

-, Bundesbahn 84/VII A 19

-,Bundespost..... 
92/fI-I-E1c

-, Energieiersorgungsunternehmen . 69/Iy I 1

-, Gemeindefinanzen 111/X A 2b

nodr lbbeiter, Arbeitergruppen

-, Industriebericht, monaülicher .

-.Kurzarbeiter '...
-. Landwirtschaft . .

-, l,and- und forstwirtschaftliche Betriebe . . '

-. Landwirtschaftszählung 1960 . .

-, Personatstand von Bund, Ländern und
Gemeinden

-, Straßenverkehrsbetriebe, gewerdlicho .....'
-. Verdienste

-. Wohnverhältnisse (E. G. K. S.) '.. .

Arbeiterhaushalte der Montanindustrien, Wirt-
schaftsrechnungen .' .

Arbeiterstunden s. a. Arbeitsstunden, Arbeitszelt

-, Iiisen- und Stahlstatistik . .

.., Energieversorgungsunternehmen .

-, Industriebericht, monatlicher .

-,Mikrozensus 
....

-, Verdiensterhebung im llandwerk
Arbeiterverdienste 8. Arbelter, Yerdierute

Arbeitgeber

-, Aufwendungen für Löhne und Lohn-
nebenkosten

Arbeitnehmer s. e. Ange§tellte. Arbeiter,

Beschättigte, ENerbstätige, Peßonal

-, beschäftigtenichtdeutscho .'..

-, Beschäftigtenstatistik ... ".......
-, Einkommensteuerstatistik

-, Gewerbeaufsicht, Statistik der . . .

.-,Grenzgänger....

-, Streiks und Ausspermngen ' .

Arbeitnehmerhaushalte

-, Lebenshaltung (Preisinclex) ' . .

-, Internationaler Vergleich der Preise füLr die

' Lebenshaltung ......e 
-,WirtschaftsrechnungenArbeitsausfalle .....
Arbeitsgemeinschaf ten

-,Bau'gewe.be 
...,. .,.:' ...

Arbeitsgtrichtsbarkeit, Statistik der . ... . '.. .

Arbeitskäfte s. a. Ängestellte, Arbeiter,'Ärbeitnehmer,
Seschäf tigte, Personal

-, Arbeitsvermittlung

-, Binnenfischereierhebung 1962 . .

-, Forsterhebung 1961

-, Gartenbauerhebung 1950, 1961

-, land- und forstwirtschaftliche Betriebo . . ,

-, Landwirtschaftszählung 1960 . .

-,Mikrozensus 
....

-,nichtdeutsche...

-, Verdienste in der Landwirtschaft

-, Weinbaubetriebserhebung 1958 .

Arbeitslose

-, Arbeitsvermittlung, Statistik der

-, Lagerinsassen
Arbeitslosengeld
Arbeitslosenhil-fe

Arbeitslosenversicherung . . . .

Arbeitsstätten-Größenklassen

51/r E 10
106/rx c 2
106/rx c 2

64/111 1a, b

80ivr A 1

88/VrI C 4

55/rr a 6
56/rI B lb
56/II B 1c
53/rr A 2b
57/II B 1e
57iII B ld
57/rr B 1f
58/rr B 3

72lrv
67lrv

t25lxr
t25lxl

67/IY A 1a
43/I B 6

125/XI B 4d
54/II A 5a, b
52/rI A 1b

112/X A 6a, b
88i\rrr c 4

125/XI B 4b.
79ly tr

123/XI A 11d

TLlrv
69/rV
67lIV

A
124lXI

119/XI A 4

121/Xr A 8b
lzzlxl A 11a, d
36lt A2

78/V 10b
491rfr 2

36/I

128/XI B 8

42lIB 2

lo?/rx c 4
102/rx
102/rx
103/rx
102/rx
64iIrr

43ltB 5
79/V 11
42llB 4

lt4lxB 4
66/111 6
43lrB 7

115/Xr B 6

42ll B 2
61/rr c 8
63/II E 4
53/II A 2a, b
54/II A 5a, b
52lrr A 1b
36114 2
43ltB 5
79/V 11

L24|XIB3,4c,d
53/rr A 3

D1
C1
Ala
2
B2

A4a
A4a
A4c
A 4a-c
1b

B
2
B
B
B
2

d

1
1a
4d
4b,

E
A
B
B

112/X A 6a, b

-, Straßenverkehrsbetriebe, gewerbliche ...,
Angestelltenvelsicberung s. Rentenversicherungen

Anhänger s. Krdftfahrzeuge
Anlagen

-, Kostenstrukturstatistik

-, Versicherungsunternehmen, private'...

-, Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen . '

-, Wirüschaftsunternehmen, öffentlicho .. '..
Arrlagevermögen

-, Elnheitswerte des gewerblichen Betriebs-
vermögens ....... .115/XB8

-, Handcls- und Gaststättenzählung 1960 . . . . 80/VI A 1

Anlandeplätze

-, See- und Küstenfischerei . 61/II C ?
Anleihen

-, Haushaltseinnahmen uld -ausgaben des
Bundes '.. . 110/X A 1b

Annuitäten

-, StatistikderGemeindeschulden'... 111/XA3c

66|1112c
10?/IX D 1a,
108/rx D 5b
129/Xrr 1

66/111 5

Anstalten

-,Anstaltsarten...
-, Anstaltsbevölkerung

-, Anstaltsgeburten .

-, Anstaltshaushalte (E. G. K. S.) . .. .

-, Anstaltsseminare .

-, Fürsorge, öffentliche

-, Iehrerbildende...
Antriebsmaschinen

-, Ilandwerkszählung 1956 . .

-, Landwirtschaftszählung 1960 . .

-, Stromerzeugungsanlagen, industrielle ....'.
Apotheken
Approbationen (Apotheker, Arzte, Zahntuzte) . .
Arbeitende, zivile .

Arbeiter, Arbeitergruppen
s. o. Arbeitnehmer, Beschäftjgte, Erwerbstätige, Per'
sonalstand, Rentenvereicherungen, Verdiensto

-, Arbeitsstättenzählung, nichülandwirtschaft-
liche (1950, 1961) .

-, Arbeitszeit

-, Aufwendrrngen der Arbeitgeber füLr Löhne
und Lohnnebenkosten

-, Baugewerbe . ...
-, Berufszählung 1950, 1961 . .

-, Bundesbahn . .. .

-,Bundesposü.....
-, Energieversorgungsunternehmen

-, Erwerbsgartenbau

-, Gemeindefinanzen

-, Handwerkszählung 1956 . .

Arbeitsstättenzählung, nichtlandwirtschaftliche
(1950, 1961) 64/111 1a, b

Arbeitsstunden s. a. Ärbeiterstunden, Ärbeltszeit

, -, der Arbeiter (EWG) 128/XI 88

-,Baugewerbe 
.... 78/V10a,b

4UI B
35/r A
4LlrB
46lIC
79/V 1

48/r D
106/IX
47lrD

1b
1b
1b
I
1

8
C1
'4

72lrY ßl
52/rr A 1b
70/IV C 5
46l C I
45/r C 8
41iI B lb

64/111 1a, b
tzSlxrB 4b

128/Xr B 8
78/V 10a, b
41/I B 1a, b
8alVII A 19
92/VII E Ic
69/rV C 1

725|XIB 4e
111/X A 2b
72lry E I
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4a, b

2

1
o

l}z[X A 3a-c
66/111 6
42lrB2

79lV tt
41/r B 1b
75lY Ic

Gehalüs- und Lohnstruktur (gewerbliche
Wirtschaft)
Mikrozensus
Verdienste im Ilandwerk
Verdiensto in Industrie und Iländel
Verdienste in der Landrvirtschaft

r24lxl
36/I A

t24lxI
t23lxr
r24lxr
42lIBArbeitsuchende

ArbeitsunJälle

-, Unfallversicherung, gesetzliche

-, Gewerbeaufsicht .

Arbeiüsvermittlung . .

Arbeitsweg, Zeitauf wand f ür

-, Arbeiter (E. G. K. S.) .........
-, Berufszählung 1961

-, Gebäude- und Wohnungszahlupg



Arbeitszeit s. a. Arbeiterstunden, Ärbeitsstunden

-, Arbeitskräfte in landwirtschaftlichen
Betrieben

-, Gohalts- und Lohnstruktur (gewerbliche
Wirtschaft,)

-, Landwirtschaftszählung 1gG0 .....
-, Lohnstruktur (tr'orstwülschaft) . . .

-,Mikrozensus..,.
-, Tariflöhne und -gehälter

-, Verdienste im Händwerk

-, Verdienste in Industrie und Handel

-, Verdienste und Löhne im Ausland
;,wöchentliche....
Arzl,e

-, berufsbildende Schulen

-, Berufszählung 1961

-, Erwerbstätige (1\fikrozensus) . .

-, Ingenieurschulen .

-, landwirtschaftliche Ausbildung und Wirt-
schaftsberatunC .....

-, lehrerbildendeAnstalten ...,.,j.,..
-, Lehrernachwuchs für das Lehramt an

Höheren Schulen

-, Lehrkrafte an allgemeinbildenden Schulen
Ausbildungshilfen . . .
Ausbildungsstellen

-, Berufsberatung . .
Ausfuhr s. a verbrauchsteuertr

-,Ausfuhrpreise....
-, Außenhandelsstatistik

-, Düngemittelstatistik
Ausgaben, öffentlichö s. a. Aufwanat, Kosten

-, Bundes- und Länderfinanze\. .

-, Gemeindefinanzen

-, Haushaltsansätze von Bund, Ländern und
Gemeinden

-, Haushaltsausgaben der Länder

-, Haushaltsa,usgaben des Bundes

-, Krankenversicherung, soziale .

-. Rentenversicherung

-, Unfallversicherung, gesetzliche

-, Yersicherungsvereine, kleinere
Ausgaben, private s. a. Kosten

-, Landwirtschaft (Buchführungsstatistik) . . . .

-, Wirtsehaftsreehnungen
Ausgleichsf orderungen

-, Bausparkassen, private

-, Schuldenstand der Länder

-, Statistik der Ausgleichsforderungen

-, Versicherungsunternehmen,..
Ausgleichsgutschrif ten

-, lVährungsausgleich für Sparguthaben Yer-

-, Kriegssterbefälle ...
-, nichäeutscne a.feit""t m"" 

' 
.

-,Studierende.....
-, Todeserklärungen, gerichüliche

-, Volkszählung 1961

-, \Yanderungsstatistik

Ausländerstatistik .. AUTLlz
Äusla,ndschulden B. gchulden

Auslandsforderungen und -verpflichüungen . . ,. 9?/\TII C g
Auslandsstatistik

-, Allgemeine Statistik des Auslandes :. . . . . . . 192/XIII 1_B

-, Außenhandel des Auslandes . . . 83/yI B 2

-, Erzeuger- und Großhandelspreise im Ausland IZIIIiI A ?

-, Güterbewegung im internationalen Verkebr 9B/VII f'a
-, Internationale Organisationen, Berichte über

diestatisrische.Tä-tigkeit ....:.. ... 182/XIII B

-, Internationale lfbersichten .... .... 132iXI[ 1

-, Länderberichte . . .. LB2']XIIII
-, Lohnindices in ausgewählten Ländern . , . . . lZ7 IXIF b

-, Lohnzonen in ausgewählten Ländern . . . . . . lZ7 IIiIB b

l24lxl B 4a, b
52/rr A 1b

t26lXIB 49
36ll a2

126/XI B 5
tz4lxrB2
123/Xr B 1
r27lxIB 7
35/r A 1b

b4lII A 5a

A9
B5
D5a,b
410
Alb
A5

46llD 2
41/I B lb
36lI A2
46lID 3

55/rr A 10
4?lrD 4

48/r D 8

45lID t
105/IX B 3e

42lrB 3

118/XI A 2'
82/VI B 1
?l/rv D 3

110/X A 1a
110iX A 2a

112/X A 4a, b
110iX A lc
110/X A lb
101/rx A 2b, c
101/IX A 1a, b
102/IX A 3a, b
109iIX D 8

55lrr A7
l22l)(I A 11a-d

g8/Vrrr D 2
111/X A 3c
99/Vr[ X'4

10?/rx D 1a

41/I B 1a, b
75lY la
93/Vrr F 4

127 lxl B 6a, b
38/I A 6
58/II B 4a

129/XrI1

83/VI B 2
82/VI B 1

80/vI a 1
82/Vr B 1

84/VII A 1f
95/VrII A 2
g5/VIII A 4
96/Vr[ C 1

95/\,.IrI A 2
75/\r lc
76lV 3

76/V 5b
78/V 10a,, b

g?/\,aII D 1

77 lY 5c
76lY 5a, d

-, E"il- und lfeilhilf,qpersonen 44lI C ?

-, Kostenstrukturerhebung 64|III Za, c

-, Krankenaristaltsstatistik Abll C g
Aufbaudarlehen .... ..1O4iIXBgd
Aufbauklassen, -schulen, -zige . . 4blID l
Aufforstung ........ 62/II E 1
Auftragseingänge

-, Eisen- und Stahlstatistik . . ?1/fV D 1

-, Indrrstriebericht, monatlicher . 6?iIV A 1a

-, Nichteisen- und Edelmetallstatistik llVlV D z
4uftriebe (Schlachtvieh) O0/II C B
Aufwand s. a. Ausgaben, öffenfliche; Kosten

-,tr'ürsorge,öffentliche ...... 106/IXC1
-, Unterhaltsbeililfen für Angehörige von

Kriegsgefangenen... ...:......... 104iIXB2b
Aufwendungen der Arbeitgeber für Löhne und

Lohnnebenkosten .. . .. . ... 128/XI B 8
Ausbildung s. a. Berufsausbildung, Schutbildung

-, Preise für die Lebenshaltung, internationaler
Vergleich

Verbraucherpreise im Ausland

-, Verdienste und Löble im Ausland

-, Verkehrspreise . .

-, Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen des
Auslandes

-, Währungen der Welt

-, Zahlungsbilanzen des Auslandes
Auslandsumsatz

-, fndustriebericht,monatlicher .

Auslandsversorgung, Statistik der .

Ausleihungen

-, Boden- und Kommunalkreditinstitute .....
Auslief erungsstatistik
Auspendler

-, Berufszählung 1950, 1961 . .

-, trVohnungsstatistik 1956 157
Ausreiseländer
Aussperrungen ini fn- und Ausland
Aus- und Einwanderungsstatistik
Ausrvinterung ........
Außenbeitrag
Außenhandel s. a. Austuhr, Einfulr

-, des Auslandes

-, der Bundesrepublik ....
-, Handels- und Gaststättenzählung 1960 . . . .

-, Indices
Autos s. X'ahrzeuge, Kraftfahrzeugs

130/XII 3
gg/VIII F 1

13UX[ 5 '

tztlxr
tzllxr
727lxt
120/Xr

67/fV A 1a
103/rx B lb

g7/Vrrl C 11
51/I E I

A8b
A8a
B7
A6

triebener ..105/IXBBf
Aushilfsarbeiter

-, Gehalts- und Lohnstruktur (Landrvirtschaft) 125/XI R 4c
Ausländer s. a. Staatenlose, Staatsangehörigkeit

-, Arbeiter (E. G. K..S.) 79lY 11

-, Berufszählung 1961 41/I B 1b

-, Fremdenverkehr . 82lYI A7a

B

BahnbetriebsunJäIle s. unratto
Bahnhöfe
Bankeinlagen s. a. Spareinlagen . ./, .

Bankenliquidität ....
Bankenstatistik, halbmonatliche
Bankkredite s. Kretlit, Krerlitstatistik
Bargeldumlauf
Baualter

Bauarbeiterlöhne s. yerdieüste

Baubeginne ......:
Baubericht,
Baudarlehen

-, Bausparkassen, private
Baufertigstellungen .

Baugenehmigungen ..
Baugewerbe, Bauhauptgewerbe

-, Handwerkszählung 1956 . .

-, Kostenstruktur , ,

-, Monatsbericht {ür das Bauhauptgewerbe

-, Totalerhebung im Bauhauptgewerbe . .

Bauhandwerk s. Bäugewerbe
Bauherren

Bauindustrie s. Baugewerbo
Bauinvestitionen

-, Gemeindefnanzen .

Baukosten
Baulandpreise
Baulastträger

-, Gemeindestraßen .

-, Straßenbestandsaufnahme und Straßen-
längenstatistik

Baumaßnahmen (Neubau, Wiederaufbau usw.)

39/I
43lI
47lI
39/r
35lr
37lI

72lIY E I
6llIII2a
78/V 10a
78/V 10b

76lY la-e
78/V 8

111/X A 2b
76ly 5b

121/Xr A I
87/\,rrr c 1b

86/VII C 1a
76lY la----e
78/V 8
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57/II B 19
121/XI A l0
121/Xr A 10

g?/VIII D 1
g8ivrrr D B'
g8/VIII D 2

121/Xr A 10'
76lY \u-e
78/V 8
?7ly 5d
77 lY 5c
?7lY 5d

-, Arbeitsstättenzählung 1961 . . 64/111 1b

-, Berufszählung 1950, 1961 . . 41/I B 1a, b

-,Bundesbahn 
.... 84/VIIAlg

-,Bundespost..... 
:.'......92/VIIElc

-, Gemeindefitanae\ 111/X A 2b

BedarfsgüterderLebenshaltung . ..... 121/XI A 8a
Bedienungsform (Einzelhandel) ..... 80/VIA 1

Beförderung s. Güterverkehr, PersonenYerkehr

Beherbergung

-, Beherbergungskapazität 
33,VIt +,

-, BeschäftigteundUmsatz (Meßzahlen) ..... 82/\'I A 6

-, Fremdenmeldungen und -übernachtungen . . 82iYI '! 7a '
-, Kostenstruktur . . MIIIIZa, c

Beherbungs- und Gaststättengewerbe, Preise für
Leistungen 120/XI A 5

Beihilfen

-, an ehemalige Kriegsgefangene und ehemaligo
politische Häftlinge 104/IX B 2a

-,irmlebensunterhalt.... 
.. 104/IXB3b

Beiträge s. a. Einnahmen, private

-, Kränkenversicherung, private ..... 108/IXD 4a

-, Pensions- und Sterbekassen . .. .'. . ' 108/IX D 3

-, Rückversicherung . 109/IX D 7

Bauüberhang
Bauvorhaben
Bauzustand
Beamte s. a. Arbeitnehmer, Beschäftigte, Drwerbstätige,

Personalstand

,tistik

-, Eisen- und Stahlstatistik . .

-, Energieversorgungsunternehmen'

-, Forsterhebung 1961

-, Gartenbauerhebung 1950 . .

-, Gaststätten- und Beherbergurigsgewerbe
(Meßzahlen)

-,Gütervet'kehr 
...

-, Handels- und Gaststättenzählung 1960 . . . .

-, Ilandwerlisberichterstattung . ..

-, Handwerkszählung 1956 . .

-, Heil- und Ileilhilfspersonen

-, Industriebericht für Kleinbetriebe

-, Industriebericht, monatlicher ,, .

-, Industriezensus 1963

-, Jahreserhebung der Nettoleistung der In-
dustrie .

-, Landwirtschaftliche Betriebszählung L949 . .

-, Stromerzeugungsanlagen, industrielle ......
-, Tabakwarenherstellung

-, Verkehrszensus . ,

-, Z:usatzerlrrebung zum Industriebericht . . . . .

Beschäftigung, kurzfristige

-, Arbeitsvermittlung
Beschäftigungsdauer

-, Lohnsteuerstatistik

Baumschulen, Pflanzenbestände ..
Baunebenleistungen .

Raupreise
Bausparkassen, private

-, Geschäft (Vierteliahre§bericht) .

-, B,echnungsabschluß (Jahresstatistik) . . .

-, Vermögensanlagen (Vierteljahresstatistik)
Baustoffpreise ......
Bautätigkeitsstatistik

-, Schaden- und Unfallversicherung

-, Versicherungsunternehmen ....
Beitragszahler, Beitragsbefreite

-, Arbeitslosenversicherung ......

Berufszugehörige ...
Beschäftigte s. a. Angestellte, Arbeiter, Arbeitnehmer,

Arbeitskräfte, Beamte, Errverbstätige, Personal, Per-

sonalstand

-, Arbeitsstättenzählung, nichtlandwirtschaft-
liche (1950, 1961) ...........'J...
Baugewerbe . . .

Beschäftigtensta
Binnonfischerei ,

4Ur B 1b

64/111 1a, b
78/Y 10a, b
42lIB 4
61/rr c 8
71lrv D 1

69/rV C 1
63/rI E 4
bSlll A2a

82/Vr A 6
93/YII F 2a
80/vr A 1

73/rV E 3
72lrY E t
45lt c 8
6?/rv a th
6?/rv a 1,

73/rV F 1

42lrB2
38/r A 6
42lrB 3
41/I B 1a, b
42lIB 4
61/Ir C 8

104/IX B 3d

tz4l){I B 4a, b
45/r C 8
ST IVIIC 2

107/IX C 4
36lI A2
43lIB 5

46lID 2
46/r D 3
85/Vrr B 2b

127lXrB 7

50/r E 6
51/r B 1

42llB 3
55/rr a 10
42lIB 3
46lID 2

68/rV A 3
52lll AIa

42lr B 2

113/X B 3

87lVrr c 2

53/II A 2b
52lII L la
52lrl A 1 b
75lY L c

112/X A 6b

g8/Vrrr D 2

64/111 1 a
107/IX D 1a

64/111 la
78/V 10a, b
82/Vr A ?b

116/X B 11
116/X B 11

72lrv E t
67/rV A 1b
67/IV A 1a
43/I B 6

A1a
A1c
A1b

xB11
D2
811
B8
A4
A8

1 'x811
88 C4

'XIB6
xB11

A3b
ßt
Cla

1

115/X B 8
116/X B 11
63irr E 4
53/II A 2a, b
66/111 6
73irv E 3

?0/rv c 5
116/X B 11
92/vII X' 1
67lTY A2

Bergbau s. Eisenerzbergb&u; Industrieberichü; Produk'
tionserhebung, vierteliähhche; VerdieDsto

Berlinhandel
Berlinh ilf evergünstigung

-,Umsatzsteuer...Beruf (auch Berufsgruppe)

-, Arbeitsvermittlung

-, Aus- und Einwanderer . . .

-, Berufsberatung . .

-, Berufszählung 1950, 1961 . .

-, Beschäf tigtenstatistik

-, Binnen-fischerei . .

-, Empfänger von Aufbaudarlehen

-, Gehalts- und Lohnstruktur (gewerbliche'
Wirtschaft)

-, Heil- und Heilhilfspersonen

-, Kraf tf ahrzeughalter

-,Lagerinsassen...
-,Mikrozensus 

....
-, nichtdeutsche Arbeitnehmer . .

-, Schüler an berufsbildenden Schulen

-, Schüler an Ingenieurschulen .

-, Seemannsstatistik

-, Verdienste und Löhne im Ausland

-, verurteilte Jugendliche

-,Wahlstatistik...Berufsausbildung s. a. Ausbildung

-, Fortbildungs- und Umschulungslehrgänge . .

-, landwirtschaf tliche
Berufsberatung .....
Berufsfachschulen, -schüler
Berufskran-kheiten

-, Unfallversicherung, gesetzliche
Berufspendler
Berufsschulen, -schüler
Berufszählung 1950,,1961
Berufsziel

-, Studierende (wissenschaftliche Hochschulen)

Besitzumschreibungen

-, Kraftfahrzeuge und Anhänger
Besit'zverhältnisse

-, Gartenbauerhebung 1961... 1.......'...
-, Landwirtschaftliche Betriebszählung 1949

-, Landwirtschaflszählung 1960,. . .

-, Wohnungsstatistik
Besoldungsgruppen

-, Personalstrukturerhebung
Beteiligungen r

-, Bausparkassen, private

-, der öffentlichen I{and (Arbeitsstäütenzäh-
lüng 1950).

-, Versicheruhgsunternehmen . .r. .

Betriebe s. a. untemehmen ii

-, Arbeitsstättenzählung 1950,. nichtlandwirt-
schaftliche

-, Baugewerbe ,.. .

-, Behörbergungsgewerbe.

-, Bierherstellung . .

-, Branntweinheistellung ....:...
-, Einheitswerte des gewerblichen Betriebsver-

mögens

-, Essigsäureherstellung .......
-, Forsterhebung 1961

-, Gartenbauerhebung 1950, 1961

-, Gewerbeaufsicht .

-, flandwerksberichterstattung ...
-,, Ilandwerkszählung 1956 , .

-, Industriebericht fü,r Kleinbetriebe

-, Industriebericht, monatlicher . .

-, mit Kurzarbeit

-, Landwirtschaftliche Betriebszählung 1949 . .

-, Landwirtschaf tliche Kleinbetriebe

-, Landwirtschaftszählung 1960 .....
-, Leuchtmittelherstellung

-, Nichteisen- und Edelmetallstatistik

108/IX D 5a
109/IX D I
103/rx A 4b

81/VI A 5a

116/X B 10

Salzerzeugung
Schaumweinherstellung

-, Schlepper

-, Siedlung,

l0zllx A 3a-c
41/I B 1b
46llD 2
41/I B 1a, b

47 IID 5a -, Zündwarenherstellung
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Betriebseinrichtungen (Bundespost) g2lVII E 1a
Betriebsfläche s. a. Wirtschaftsfldche

-,.Landwirtschaftliche 
Kleinbetriebe 5B/II A lc

-, Landwirtschaftszählurg 1960 . . b?lIl Alb
-, Weinbaubetriebserhebung 1958 . . 5g/II A B
Betriebsform (Einzelhandel) 80/YI A 1

' Betriebsgrößenklassen s. a. Großenklassen, Untertreh-
mens§rrißenklassen

-, Arbeitsstättenzählung 1950, nichtlandwirt-
schaftliche G4IIII 1a

-, Aufwendungen der Arbeitgeber für Lohne
und Lohnnebenkosten ..... 128/XI B 8

-,Baugewerbe,Totalerhebung.... ?8/V10b

-, Flurbereinigung . 55/II A g

-, Gehalts- und Lohnstruktur (Laridwirtschaft), lzblXI B 4c, d

-, fla,ndwerkszählung 1956 . . 72llV E I
-, Industriebericht, .". 6?iIV A ia

-, Landwirlschaftliche Betriebszählung 1919 . . 52lII A la

-, Verdiensterhebung in der Landwirtschaft . . . 124/XI B 3

-, Weinbaubetriebserhebung 1958 . . 53/II A 3

Bodenflächen unter 0,5 ha ....
Bodennutzung s. e. Anbau, Anbauflächen

-, Bodenflächen unter 0,5 ha .

-, Bodennutzungshaupterhebung .

-, Bodennutzungsnacherhebung . .

-, Bodennutzungsvorerhebung ....
-, Landwirtschaftliche Betriebszählung 194g

-, Landwirtschaftszählung 1960 . .

Bodennutzungssysteme
Bodenseefischerei ... .......
Boden- und Kommunalkreditinstitute .. . .. .

Börsenumsatzstatistik
Branntweinmonopol .

Brauereien .....,..
Brennereien
Brennstoffe

-, Anlagen zur und Umwandlung
gasformiger

-, Ieste Brennstoffo (,

'53/rrA1d
53/rr A 1 d
56/II B 1b
56/II B 1c
56/II B 1a
52lII AIa
52lII Allr
52llr A 1 b
67lrr c 7

9?/VIIr'C 11
ggivrrr E 5

116/X B 11
116/X B 11
116/X B 11

70/rv c 6

81/VI A 4

-, Bremrstoff wirtschaf t
stik) . .

und Stahlstati

Betriebsinhaber s. a. Selbständige

-, Arbeitsstättenzählung 1961 . .

-,Baugewerbe 
....

-, Biruren-fischereierhebung 1962 . .

-, Handels- und Gaststättenzählung 1960 . . . ..

-, Handwerkszählung 1956 . .

-, Land- und Forstwirtschaft .

-, Straßenverkehrsbetriebe
Betriebsleistungen (Bundesbahn) . . . .

Betriebsmittel

-, landwirtschaf tliche

-, Rentenversicherungen
Betriebsrechnung (Bundespost) ...
Betriebsun-fälle s. unfälte
Betriebsvermögen

-, Einheitswertstatistik
' -, Vermögensteuerstatistik

-, Vertreibungs- und Ostschäden
Betriebszählung, landwirtschaftliche (1949) . .. .

Bevölkerung s.a. Deutsche aus der SBZ, Sowjetzonenln
fl üchtlinge, Vertriebene, Zugewanderte

-, Berufszählung 1950, 1961 . . 41/I B la, b

-, Bevölkerungsbewegung, natürliche 38/I A 7

-, Bevölkerungsstand(Fortschreibung) ...... 37 lI A4
-, Erwerbstätigkeit .  UI B 1a, b

-,Mikrozensus 
.... 36/IA2

-, Mitgliedschaft in der sozialen Rentenver-
sicherung

-, Volkszäh-lung 1950, 1'9'6i' : : : : : : : : . : : : : : : . :

-, Vorausschätang .

-, Wohnungsstatistik 1956 l5?
Bewährungshilfe.,.,,

Bewilligungen

-, öfientlich geförderter sozialer Wohnungsbau

-, öffentlich gefördert'er Wohnungsbau ......
Bezugsgebiete (Großhandel)
Biersteuer
Bilanzen

-, Aktiengesellschaften (Bilanzstatistik) ......
-, Bausparkassen, private

-,Bundesbahn....
-,Bundespost.....
-, Korperschaftsteuersta,tistik . ..

-, Kreditinstitute (zusammengefaßte
statistische Bilanz)

-, Kreditinstitute (Zwischenbilanzen)

-, Versicherungsunternehmen ... 1.........,
-, Wirtschaftsunternehmen, öfientliche ......
Binnenfischereierhebung 1962. . .

Bfumenhandel s. a. Berlin- und. Interzonenhanalel, Ein-
zelhanalel, Großhandel

Binnenschi{fahrt
' 
-, Binnenhäfen. . . .

' -, Birurenschiffahrtsstatistik ....
-, Binnenschiffsbestände

-, Güterbewegung im internationalen Verkehr

-, Kosten und Leistungen im Griterverkehr . . .

-, Meßzahlen des Personen- und Güterverkehrs

-, Schiffs- und Güterverkehr . .

-, Verkehrs- und Betriebsunfälle .

93iVII r'2a, b

-, Durchsatz
71/rV D 1
70/rv c 6
69/IV C 2-, Et

-, Gesamtwert (Jahreserhebung der Netto-
leistung der Industrie) 68/IV A 3

-, Verbrauch (Güterverkehr) .. .. . . 93/VII X' 2a

-, Verbrauch (Industiiebericht, monatlicher) . . 6?/IV A f a

-, Verbrauch (industrielle Stromerzeugungs-
anlagen) 70/IY C 5

-, Verbrauch (öffentliche Elektrizitätsversor-,- suns) 69/rV C 2
Briefsendungen 92/VIIE 1 b
Briefwahl(Wahlstatistik)..... SUII'1
Bruttoinlandsprodukt 129/XII 1

Bruttoproduktionswert

-, Jahreserhebung der Nettoleistung der fn-
dustrie. 68/IV A 3

Bruttosozialprodukt. ....i.... 129/XII1

-, Ztsatzethebungzumlndustriebericht . ..... 67 lly A2
Bruttoverdienste s. Einkommemteuerstatistik, Lohn-

steuerstatistik, Yerdienste
Buch{tihrun gsstatistik landwirtschaf tlicher, wein-

baulicher und gartenbaulicher Betriebe . . . 55lII A7
Bundesbahn

-, Güterbewegung auI den Eisenbahnen ..... 84/VIIA2

-, Güterbewegung im internationalen Verkehr 93/VII F 3

-, Kosten und Leistungen im Güterverkehr . . 93/VII tr'2a, b

-, Meßziffern des Güter- und Personenverkehrs 93/VII F 4

-,Personalstandstatistik ..... 112/XA6a

-, Personalstrukturerhebung .. . . . .. .. 112/XA 6b

-, Statistik der Deutschen Bundesbahn (tr'ahr-
zeugbestände, Betriebsleistungen, Verkehrs-
leistungen, Personal. Finanzwesen usw.) . . . 84/YII A 1

-, Tarifo im Personen- und Güterverkehr . . . . 120/XI A 6
Bundesbank s. Katalog Abschnitt YIII. Geld und Ituerlit
Bundesbehörden

-,Personalstandstatistik ..... 112/XAGa

-, Personalstrukturerhbbung ..... .... 112/XA 6b
Bundespost

-, Gebrihren im Zahlungsverkehr . ... 120/XIAG

-,Personalstandstatistik .,,.. 112/XA6a

-, Personalstrukturerhebung ..... .... 112iXA 6b

-, Statistik der Deutschen Bundespost (Be-
triebseinrichtungen, Verkehrsleistungen,

Bundestagswahl .... 51/I F 1

Bundes- und Länderfins,rv,en. . 110/X A 1

Bundes-, Länder- und Gemeindeschulden . . .. . 111/X A 3
Bundesvertriebenenausweis, Statistische Aus-

wertung der Antragsformulare 40/I A 11c
Bundesverwaltungsgericlrt B. verwaltungsgerichte
Bürgschaften

-, Bundes- und Länderschulden . .... 111/XA3a

C

Campingplätze, Übernachtungen
Charterverkehr.. . .. .

82lYI 4.7 a
91/VII D 1

64/111 1b
78/V 10b
61irr c 8
80/vr A 1
72lrv E t
52lrl A 1b
88/\lrl C 4
84/VII A 1c

115/X B 8
115/X B 7
105/rx B 3h
b2lII A ta

36lr A2
35/I A la, b
37lI A 4
75lY 7a
51/I D 8

106/rx c 2

119/Xr A 3
101/IX A 1c
92/Vrr E ld

78/V 8

77lV 6
80/vr A 1

116/X B 11

66/111 4
98/VrII D 3
84/VII A th
92/Vrr E 1d

114iX B 5

109/rx D I
66irrr 5

61irl C 8

85/YrI
81/VII
84/Vrr
93/\TI

A.1,3
c2

95/Vlr
96/Vrrr

F4
B 1b
B1c

93/VII
85/VII
85/VII

Bib
B 1a-c
B1a
F3
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Dampferfischerei
Damplkessel

-, Stromerzeugungsanlagen, industrielle
Darlehen

-, Bausparkassen, private

-, Boden- und Kommunalkreditinstitute . . . . .

-, Brrndes- und Länderfirran.zer- ,

-, Förderung von Ileimen

-, Gemeindefinanzen

-, an ehemalige Kriegsgefangene und ehemalige
politische Häftlinge

-, Yersicherungsunternehmen ....
Darlehensrückflüsse

Eheschließungen ....
Eheschließungsjahre

-, rechtskräftige Urteile in Ehesachen
Eigentumsverhältnisse

-, Arbeiterwohnungen (E.G.K.S.)

-, Bewilligungen im öffentlich geförderten
sozialen Wohnungsbau

-, bewohnte Gebäude

-, Volkszählung 1961 .

Einbürgerungen . . ..
EinJuhr

-, Außenhandelsstatistik

-, Brennstoffe, feste

-, Düngemittelstatistik .

-, Einfuhrgüter, industrielle (Preise) ......... 1

-, Einfuhrgüter, landwirtschaftliche (Preise) . . 1

-, Index der Einkaufspreise für Auslandsgüter 1

-, Indices der Außenhandelsstaüistik

-, Rohtabakstatistik
Einheitswerte

-, des gewerblichen Betriebsvermögens ......
-, Mindestbesteuerungsfälle (Vermögensteuer)
Einkaufspreise

-, für Auslandsgüter (Inilex)

-, der Lantlwirtschaft .....
Einkommen

-, angerechnete (öffentliche X'ürsorge)

-, Einkommensbezieher (Lagerinsassen) .. . . . .

-, Dinkommensbezieher (Volkszählung 1961)

-, Einkommensquelle des Haushalts (Woh-
nungsstatistik 1956/57)

-, Einkommens- und Yerbrauchsstichprobel962

-, Einkommensteuerstatistik

-, Einkommensverhältnisse der Landwirtschaft,
des Garten- und Weinbaues .. . . .

-, Körperschaftsteuerstatistik....

-, B,enten- und Unterstützungsempfänger . . . .

-, Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen . . .

-, der Wohnparteien (Wohnungsstatistik
t956lb7)

Einkommensentstehung ........ 1....
Einkommensteuerstatistik
Einkommensumverteilung
Einkommens- und Verbrauchsstichprobe 1962
Einkommensverteilung .,
Einkommensv""*"oarirrg' . . .
Einkün-fte

-, Einkommensteuerstatistik ...
-, Körperschaftsteuerstatistik ..
Einlagei

-, Bankeinlagen .. .

6UII C 7

70/rv c 5

g8/Vrrr D 2
g?/Vrrl C 11

110/X A 1a,
105/IX B 3g
110/X A 2a

112/X A 6a, b
48lID 7
gg/Vrrr r' 3

98/YrII E 3
48llD 7
?UM 3

82/VI B 1

90/vrr c 7b
9UVIr D 1

77lry D 2
98/\,alr E 3

4IIIB la
35/I A 1a, b

38/r A 7

39/r A 8

79/V 11

104/IX
107/IX

.... t72lXA4a

.... 110/XA1a

.... 110/XA 2a

. .. . 109/rx D 7

40/I A 11a
46/I D 3
35/I A 1b

?8/V 8
76/V 3'
35/r A 1b
41ir A 13

82/Vr B 1

81/Vr A 4
71/IV D 3
18/Xr A 2
18iXr.A 2
18iXI A 2
82/Vr B 1
72lrv D 7

115/X B 8
115/X B 7

118/Xr A 2

119/Xr A 3

106irx c 1

107/rx c 4
35/I A 1b

75lY \a
123/XI A 11c
t74lxB 4

55lrl A7
114/X B 5

106/rx c 3
129/Xrr 1

?'lY 1b
129/XrI 1
114/X B 4
129/XII 1
123/XI A 11c
129/XrI 1
e2gixrl 1

tt4lxB 4
114/X B 5

gSivrrr A 2
g?/Vrrl C 7
96/Vr[ C 1
92/VII E 1b

B2a
Dla

-, Stetistik der llaushaltsansätze .....
Deckungsmittel, allgemeine und spezielle

-, Bundes- und Länderfinanzerl .. ... . .

-, Gemeindeflnanzen
Deckungsrückstellungen

-, Rückversicherung

Diplomprüfungen .. ... .

Diskonfsatz ...,::::::::::::::::
Dividenden

-, Statistik cler Effektenkurse . ,
Doktorpriilungen . ..
Düngemittelstatistik .

Durchfuhr von Gütern

-, Durchfuhrstatistik

-, grenzüberschreitender Güterverkehr mit
Kraftfahrzeugen ....

-,Luftverkehr ...

E
Edelmetallstatistik .....
Effektenkurse ..:::::::::::::::
Ehefrauen

-, ohne Hauptberu-f (Berufszählung 1950)

-, Volkszählung 1950, 1961
Ehegattenerwerbe, steuerfreie

-, Erbschaftsteuer .

Ehelich Lebendgeborene ..,.
Ehelösungen, gerichtliche.
Ehepartner

-, Ifeiratsalter

Deputate

-, Gehalts- und Lohnstruktur (Erwerbsgarten-
bau). .. . ... l2blXIB 4e

-, Gehalts- und Lohnstruktur (Landwirtschaft) l2SlXIB 4c

-, Lohnstruktur (Torstwirtschaft) . . .. 126/XI B 4f,d
Deutsche aus der SBZ s. a. Sovjetzonenflüchülinge,

Yeitriebene, Vertdebenen- und tr'lüchtlingselgeßchaft,
Zugewanderte

-, Betriebe, (Handwerkszählung 1963)

-, Bewirtschafter von Bodenflächen
unter0,5ha....

-, Lehrkräfte, erstmalig eingestellte

-,Mikrozensus 
.,..

-, Stand der Vertriebenen- und X'lüchtlings-
bevölkerung

-, Studierende an Ingenieurschulen .

-, Volkszählung 1961
Deutscho Bundesbahn s. Btrndesbahn

Deutsche Bundesbank s. Kaüalog Äbschnitt YIII.
Geld und Kretlit

Deutsche Bundespost §. Sund.espost

Devisen

-, DevisenbiJanz .. .

-, Devisenkurse, amtliche

-, Devisenreserven (Zentralbankstatistik) ....
Dienstleistungen

-, Dienstleistungsumsätze

-, Dienstleistungsbilanz

-, Einkaufspreise der Landwirtschaft,.......
-, Handwerkszählung 1956 ..

-, Verbraucherpreise

-, \rerbraucherpreise
Dienstverhältnis

(Ausland)
(Inland)

-, Personalstand von Bund, Ländern und Ge-
meinden

Einlagensta,tistik
Kreditinstitute

-, Postsparkassen , .

Einnahmen, öffentliche

-, Beförderung von Personen mit öffentlichen
Straßenverkehrsmitteln

-, Bundes- und Länderfnanzen ,

-, Gemeindefinanzen

-, Ilaushaltsansätze von Bund, Ländern und
Gemeinden

-, Haushaltseinnahmen des Bundes

-, Haushaltseinnahmen der Länder

-, kassenmäßige, aus Staats- und Kommunal-
steuern .:..,..

-, Krankenversicherung, soziale .

-, B,entenversicherungen

-, Unfallversicherung, gesetzliche ........ :..
Einnahmen, private sla. Beiträge '

-, Kostenstrukturstatistik

-, Landwirtschaft, Garten- und Weinbau . .. . .

-, Pensions- und Sterbekassen . . .

-, Versicherungsvereine, kleinere

-, Wirtschaftsrechnungen
Din- und Ausfuhrpreise .......:
Einpendler
Einwanderer
Einwohner s. BeYölkerung

Einzelhandel I

-, Arbeitsstättenzählung 1950, nichtland-
wirbschaftliche. . . . . .

-, Dinzelhandelspreise s.verbraucherpreise

-, Einzelhandelsstatistik ..... :.
-, Handels- und Gaststättenzählung 1960. . . . .

73lty E2

53/rr A 1d
45lID L-4
36/r A 2

130/XII 4a
99/\Trr X' 1, 2
g5/yrrr B 1

130/XrI2
130/XII 4a, b
119/XI A 3
72lrv ßt

121/XI A 8a
119/Xr A 4

88/Vrr C 5
110iX A 1a
110/X A 2a

tlzlXA4a,b

c
110/X A
110/X A

4tlI
38/r

b

113/X.B 1
101irx A 2b
101/IX A 1a, b
102/IX A 3b

65IIII2c
55/rr a 7

108/rx D 3

64|III la

81/Vr A 3
80/vr A 1

109/rx
r22lxr
118/Xr

B
A

D8
All
A2
1b
b

. 115/X B 6

. 38/IA7

. 39/rA8

35/r A 1b
35/I A 1b
39/r A 8
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Ehescheidungen
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nodr Einzelhandel

-, Indices der Einzelhandelspreise (Ausland) . .

-, Index der Einzelhandelspreise (Inland). . . . .

-, Kostenstrukturerhebung
Eisenbahn s. e. Bundesbahn

-, Eisenbahntarife .

-, Güterbewegung .

-, Güterbewegung im internationalen Verkehr

-, I(osten und Leistungen im Güterverkehr . .

-, Meßzahlen des Personen- und Güterverkehrs
Eisenerzbergbau ....
Disengießereien ...,.
Eisenschaffende Industrie
Eisen- und Stahlstatistik
Elektrizitätsbezug, -abgabe, -verbrauch

(Industrie)
Dlektrizitätsversorgung, öffentliche
Emissjonsstatistik s. a. wertpapiere
Energiewirtschaft s. a. Gas, Strom

-, Eisen- und Stahlindustrie . .

-, Verbrauch (Bundesbahn)

-, Versorgungsunternehmen .....
Er{olgsrechnung

-, Bilanzstatistik der llnternehmen

-', Wirtschaftsunternehmen, öffentliche ......
Ernährungswirtschaft s. a. landwirtschaf ü

Ernte

-, Ernteermittlung, besondere ....
-, Feldfrüclrte und Grünland . . . .

-, Gemüse und Erdbeeren

-, Heil- und Gewürzpflanzet .

-, Obst

-, W'einmost
Ersparnis
Erträge

-, I(ostenstruküur in der Wohnungswirtschaft
Erwerb

-, Erbschaftsteuer .

-, Erwerbsbevölkerung, zivile .

Erwerbseinkommen

-, Volksrvirtschaftliche Gesamtrechnungen . . .

Erwerbsfähigkeiü, Minderung der (Volkszählung
1950) .

Erwerbslose s. a. Arbeitslose

-,Mikrozensus 
....

Erwerbspersonen

-, Berufszählung 1950, 1961 . .

-, Mikrozensus . ... .

-, Wanderungsstatistik
Erwerbstätige s. e. Ängestellte, Arbeiter, Arbeitnehmer,

Beschäftigte, Personal

-, Berufszählung 1950, 1961 . .

-,Mikrozensus 
....

-, Straßenverkehrsbetriebe, gewerbliche ......
-, Volkszählung 1950, 1961 . .

Erwerbsvermögen, Erträge

-, Bundes- und Länderfinanzer .

-, Gemeindefinanzen
Erzeugerpreise s. Preise
Erzeugung s. Bautätigkeitsstatistik, Imährungsx'irt-

schaft, Ilandwerk, Indmtrie, Landwirtschaft, Yer-
brauchsteuern

Essigsäuresteuer . . ..
E.xport s. Ausluh

rodr Fahrzeuge (Land-)

-, Interzonaler Straßenverkehr mit Berlin und
der sowjetischen Besatzungszone ..

-, Kraftfahrzeug- und Anhängerbestand . . . . . .

-, Personenverkehr, grenzüberschreitender. . , .

-, Prirfung von Kraftfahrzeugen und Anhängern

-, Straßenverkehrsmittel, öffentliche

-, Zrsatzerhebung bei den gewerblichen
Straßenverkehrsbetrieben

Fahrzeugerhebung (Güterverkelir) . .

tr'aktorkosten s. sozialprbdukt
Familien

-,Mikrozensus 
....

-, Volkszählung 1961
Familicnangehörige

-, Arbeitskräfte (Binnenfischerei) .

-, Arbeitskräfte (Forstwirtschaft) .

121iXI A 8a
11g/XI A 4

64|1112 a, c

120/XI A 6
84/Vrr A 2
g3/\',Ir r'3
93/VII r'2a,b
93/Vrr F 4
71/rV D 1
71irv D 1
?UIV D 1
71/rV D 1

90/vrr c 8
87/Vrr C 2
90/VII C 7a
88/Vrr C 3b
88/Vrr C 5

88/Vrr C 4
93/\[r F 2b

tr'acharztanerkennun gen
Fachschulen, Fachschüler : : : : : : : : : : : : : : : : : : :

tr'ahrerlaubnisse . . ..
tr'ahrlehrerlaubnisse

-, erteilte

-, Prüfungen
Fahrleistungen (Kraftfahrzeuge) ....
tr'ahrzeuge (Land-) s. a. Kratttrhrzeuge

-. Binnenfischeieierhebung 1962 . .

-,Bundesbahn....
-,Bundespost.....
-, im Güterfernverkehr und \Yerkfernverkehr

eingesetzte

-, Güterverkehr mit Kraftfahrzeugen, Reprä-
sentativerhebung ....

tr'amilienangehörige, mithelfende

-, Arbeitsstättenzählung 1961 . .

-,Bau§ewerbe 
.....

-, Berufszählung1961 .:.......
-, Handels- und Gaststättenzählung 1960

-, Handwerk

-, Land- und Forstwirtschaft .

-,Mikrozensus 
....

-, Straßenverkehrsbetriebe, gewerbliche .

Familienstand

-, Arbeiter (8. G. K. S.) . . . 79lY 7l

-, Ausländer 35/I A 1b -

-, Aus- und Einwanderer . . . 38/I A 6

-, Berufszählung 1950, 1961 . . 41/I B 1a, b

-,Eheschließende.. 38/IA?

-, Gehalts- und Lohnstruktur (Erwerbsgarten-
bau) .. .... 125/XIB4e

-, Gehalts- und Lohnstruktur (Landwirtschaft) 125/XI B 4c,

-,Gestorbene 
..... 38/IA7

-, Hochschullehrer und wissenschaftliches
Personal 48/I D 6

-, Kriegssterbefälle, standesamtlich bcur-
kundete

-,Lagerinsassen,.,
-, Lohnstruktur (Forstwirtschaft) ......
-,Mikrozensus 

....
-, Stra{vollzugsstatistik

-, Studierende (Hochschulen) ..........
-, Studierende (fngenieurschulen) ......
-, Todeserklärungen, gerichtliche ......
-, Todesursachenstatistil<

-, Vertriebene (Volkszäh1ung 1950, 196i)

-, Volkszählung 1950, 1961 . .

-, Wanderungsstatistik

39/r A

Fangergebnisse

-, Binnen-fischerei

-, See-, Küsten-, Bodenseefischerei . . .
Feldfrüchte s. a. Yorräte

-, Wachstumstand und Ernte .

Ternmeldewesen (Bundespost) . .._. .

tr'ernsehrund.fun-kgenehmigungen . . . .

Fernschreibgebühren
Fertigwaren s. a. Ilandwerk, Industrie

-, industrielle (Ein- undAusfuhrpreise) ...'..
-, industrielle (Erzeugerpreise, Großhandels-

preise) . ......1...
-, industrielle (Erzeuger- und Großhandelspreise

im Ausland)

-, Industriezensus 1963

-, Kostenstrukturstatistik
X'ettwirtschaft, Berichterstattung über
tr'inanzanlagen

-, Einheitswertstatistik
Finanzen, öffentliche

-, Bundesbahn

-,Bundespost.....
-, Bund, Länder und Gemeinden . . . . .

-, Haushaltsansätze

-, Y[irtschaftsunternehmen, öffentliche ......
Tinanzierung (Wohnungsbau)

-, Ilinanzierungsquellen (öffentlich geförderter
sozialerWohnungsbau) .....

-, durch Kapitalsammelstellen

71iM 1

84/Vrr A 1b
69irv c 1

116/X B 9

66/111 4
66/111 5
62/Ir D

59/rr B 5
58/II B 4a
58/rr B 4b
57lrl B 1f
58/II B 4c
58/rr B 4d

12e/X[ 1

7ßlv 4

116/X B 9
4UI B lb

70/rv c 5
69/M 2
98/\,arr E 1

129/XII 1

35/I A 1a

36lI L2

41/I B 1a, b
36/r A 2
88/VII C 4
35/I A 1a, b

-, Arbeitskräfte

-, Arbeitskräfte
(Gartenbau) . . ..
(Landwirtschaft)

36ll A2
35/r A 1b

61/rI C 8
54/rr A 5b
63/rr E 4
53/rr A 2b
52lrl A 1b
54/II A 5a, b

61/rI C 8
6urr c 7

58/II B 4a
92/VII E 1 a
92/Vrr E 1b

120/Xr A 6

118/XI A 2

118/XI A 1

121/XI A 7
73/rV X' 1

65|III2c
62lrrD 3'

115/X B 8

84/VII A th
g2ivrr E 1d

110/X A 1-3
tLzlx 4.4
66/111 5

64/111 1b
?8/V 10b
41/I B 1b
80/vI A 1
72lly E t
52irl A 1b
36/r A 2
88/Vrr C 4

d

t26lxl
10?/IX

I
C4
B4T,g
2
7
5a
J
10
6
1a, b
1a, b
b

36/I
50/r
4? lt
46lI
39/I
44lI
35lr
35lr
37lI

41/I B 1a, b
36lT A2
37/r A 5

A
E
D
D
A
C
A
A
A

11
11

A1a
A2a

0/x
0/x

116/X B 11

F

45/r C 8
46lrD 2
8?/VII C 3a

87/VII C 3a
88/VrI C 3b
guvrr C I
61/1r C 8
84/Vrr A 1b
92/Vrr E 1

89/VrI C 6b

88/VII C 6a
78/V 8
7?lv 7
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Finanzierungsrechnung für die Bundesrepublik
Finanzierungssaldo
Finanzzuweisungen

-, Bundes- und Länderfinanzet . .

-, Geyneindefinanzen .';
tr'ischwirtschaf t
-, Binnenfischereierhebung 1962. .

G ebietskörperschaf üen

-, Bundes- und Länderfinanzen .

-, Gemeindefin&nzen

-, Gemeindeschulden

-, Personalsta,nd von Bund, Ländern und Ge-
meinden

Gebietsstand, Fortschreibung
Geborene
Gebühren

-, Bundes- und Länclerfinauzer .

-, Gemeindefinanzen
Geburtenfolge
Geburtsjahre s. a. Älter

-, Bevölkerungsstend (Fortschreibung) ......

130/Xrr 2
129/XII 1

110/X A la
111/X A 2b

110/X
110/X
111/X

112/X A 6b
37/I A 3
38iI A 7

110/X A 1a
110/X A 2a
38/I A 7

A1a
A2a
A3d

Fischereifahrzeuge . .. ,

Fischereif angergebnisse
Fischereilangergebnisse
Bodönseefischerei) ...

C8
C?,8
C8

61/Ir
61/rr
6UIIiBil;t;;il";ii

(See-, Küsten-,

-,Fischzucht.....tr'leischbeschaustatistfü
Fleischwirtschaft . . .

3lüchtlinge s. a. Deutsche aus der SBZ, Sowietzonen-

i, flüchthnge, Vertriebene, vertrrebenen' und Flüchtlitr8s'
eigemchafü, Zugewanderte

-, tr'lüchtlingsbevölkerung (Fortschreibung) . . .

-, nichtdeutsche Flüchtlinge in Lagern, Heimen
usw. . .

tr'lüge, Flughäfen; tr'lugzeuge, Tluggäste, (An-
kunft, und Abgang)

Flurbereinigung
Fördereinrichtungen

-, Landwirtschaftszählung 1960 . .

Förderung s. rndutrie
Forderungen

-, Baugewerbe, Totalerhebung ....
-, Boden- und Kommunalkreditinstitute .....
-, Konkurse und Vergleichsverfahren

-, Kostenstrukturstatistik
tr'orsterhebung 1961 ..
tr'orsü- und Ilolzwirtschaft . . . . . . . : . . . . . . . . . . .

tr'racht s. eütewerkeltr
tr'rachtraten L verkehrsproise
X'reie Berufo

-, Einkommensteuer
Fremdenmeldungen, -übernachtungen
Fremdenverkehr ..,.
Fremdkapital, investiertes

-, Kostenstruktur in der Wohnungswirtschaft
tr'ruchtarten

-, Bodennutzungshaupterhebung ..

-, Landwirtschaftszählung 1960 . .

-, Saatgutvermehrungsflächen ...
trYuchtbarkeit der Ehen

-, Bevölkerungsbewegung, natürliche

-, Volk§zählung 1950, 1961 . .

Führerscheine s. Fatuerlaubnisse
Fürsorge

-, tr'ürsorgeerziehung

-, öffentliche (offene und geschlossene)

-, Zt:satzst atistik, jährliche
tr'ürsorge'empfängerhaushalte, Lebenshaltung . . .

tr'utterpflanzen zur Saatguterzeugung

-,Gestorbene 
.....,..

-, Hoch.chrllehrer und ;;.;;;;ir;läi;il;J P;
sonal ..

-, Ingenieurschulen ...
-, L"i."rrr"hwuchs fd''

Höheren Schulen......
-, Mütter

-, Schüler und Studierende

-, Volkszählung 1961

-, w""a"'""g ?o" v""t"iltli'Li,' ictüiJ.i'rt.-

61,/II C 7
61/rr c 8
60/II C 2c
60/II C 3 Ehelösungen ..

Eheschließende

A4
A8
A7
A7

D6
D3

37lr
39/I
38/I
38/r

48lr
46lI

48lr
38/r
46lI
35lI

40/I A 11a

40/r a 11d

52lrl A lb

gU\[I D
55/rr a I

1

gruppen).
Wanderuhgsstatistik
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das Lehramt an

und

40/r A 11b
37/I A 5

50/r E 7

110/X
113/X
11UX

75lY ta
39/r A 8

66irrr 3
38/r A 7

'45lrC8
112/X A 6a

D8
A?
D 1-5a
A1b

G

Gartenbauerhebung 1950, 1961 ..
Gas

-, Gasgeneratoren, indusürielle . . .

-, Gasverbrauch (Industriebericht, monatlicher)

-, Gasversorgungsunternehmen, öffenüliche . . .

Gasthörer
Gaststätten- und Beherbergungsgewerbe

-, Beherbergungskapazität

-, Fremdenmeldungen und -übernachtungen,. .

-, Handels- und Gaststättenzählung 1960 , . . .

-, Kostenstrukturerhebung 1950 . .

-, Kostenstrukturstatistik

-, Preise für Leistungen
Gaststättenstatistik .

Gebäude s. a. Wohnbauten, Wohngeb{iuile; Wohnungsbau

-, 
Baubeginne ... . .

Gefangene

-, Straf vollzugsstatistik
Gehälter s. verdiensto
Gehalts- und Lohnstrukturerhäbungen

-, Dienstleistungsbereich

-, Erwerbsgartenbau

-, X'orstwirtschaft (Lohnstrukturerhebung)

-, gewerbliche Wirtschaft

-, Landwirtschaft ... !. r.,,r,
Geld- und Devisemeserven, internationalo .

Geld- und Zu;.ssätzo
Geldversorgung ....,
Geldvolumen
Gemeindefinanzen

-, 
jährliche Rechnungsstatistik . .

-, Realsteuervergleich

-, Vierteljahresstatistik .... :..
Gemeinden

-, Bevölkerungsstand (tr'ortschreibung) . .

-, Gebietsstand (tr'ortschreibung) ........
-, Namensänderungen
Gemeindeschulden ..
Gemeindestraßen .. . .

Gemeindeverbände

-, Gemeindefin&nzen

-, Gemeindeschulden

-, Personalstand von Bund, Ländern
Gemeinden

Gemüse

-, Anbau (Haupterhebung)

-, Anbau (Vorerhebung) ,,
Gemüsesaatgut.....
Wachstumstand und Erträge ..

Generalhandel
Geräte

-, Baugewerbe (Totalerhetung)
Gerichte

-, ordentliche (Justüstatistik)

-,Sozialgerichte...
-, Yerwaltungsgerichte
Gerichtliche Todeserklärungen . .

Geschädigte s. Lastenausgleich

Geschädigtengruppen

-, Wohnungsstatistik ....
Geschiedene
Geschlossene tr'ürsorge s. Frirsorge

Gesellschaften mit beschränkter Haftung
Gestorbene s. &. §terbefälle, UnJä[dt .
Gesundheitsämter

-, Heil- und IleilhiJlspersonen

Getreide

-, Getreidewirtschaft

-, Yorräte
Gewerbeaufsicht....
Gewerbestouerstatistik

78/V 1ob
gUVr[ C 11

100/v[I r'6
65lIlI2c
63/rr E 4
62ltrD l-4

125/Xr B 4b
125/XI B 4e
126/Xr B,4f, g
tz4lxl B 4a, b
lzllxl B 4c, d
131/XII 5
gg/Vrrr F 3
g5/Vrrr a 3
g5/Vrrr A 2

66lrr
52lrt
58/rr

114/X B 4
9Z|YI.A7a
82lYI A?a,b

76lV 4

38/I A 7
35/I A la, b

106/IX C 2
106/IX C 1
106/rx c 1

119/Xr A 4
56/II B 1c

37lI 
^ 

4
3?/I A 3
37/I A 3

111/X A 3d
87/Vrr C 1b

111/X A 2b
111/X A 3d

112/X A 6a, b

78/V 10b

49/r E 1

49/r E 4b
49/I E 3
39/I A 10

B1b
Alb
B3

A2a
B2
a2b

57/II B 1e
57/rr B 1d
58/rr B 3
58/rr B 4b
82/Vr B 1

62lrID 1
55/rI A 6
66/111 6
115/X B 6

,ufertigstellungen
,ugenehmigungen

53/II A 2a, b

70/IV C 6
67/IV A 1a
70/rv c 3
48/I D 5b

76ly 5b
77lY bc
76lY 5a
77lV 5d
76ly 3

10?/rx c 4
78/V 8

er)vr e su
81/VI A 5a
80/vr A 1

64|1112a
66|III2c

120/XI A 5
82/Vr A 6

-, Bauüberhang .....:....
-, bewohnte (statistische Festst'ellungen)

-, in Lagern

Ba
Ba



Gewinn- und Verlustrechnung

-, Bausparkassen, private

-, Bilanzstatistik der Aktiengesellschaften

-, Bundesbahn

-, Bundesposü
Goldparitäten ':

Grenzgänger ..
Grenzverkehr

Eäftlingö

-, BeihilJen und Darlehen an ehemalige Häft-
linge.. .... 104/IXB2a

Ealbwaren s. e. Eand.werk, Industde

-,Ein-undAusfuhrpreise.. ..118/XIA2
-, Disen- und Stahlstatistik . . . 71/IV D 1

-, Erzeuger- und Großhandelspreise (Augland) lzLlXIA7
-, Erzeuger- und Großhandelspreise (Inland).. 118/XI A 1

-, fndustriezensus 1963 73/IV F 1

-, Kostenstrukturstatistik 65llll2c
-, Nichteisen- und Edelmetallstatistik 71lJI 2
Handel B. Außenhandel, Berlin- und Int€rzonenhand.el,

Einzelhandel, Großhandel, Kostenstruktuerhebugen,
Verdienste

Handelsregister, Eintragungen

-, Ilandels- und Gaststättenzählung 1960

g8/yrlr D 3
66/111 4
84/VIr A th
92/VIr E 1d
99/VIrI F 1
43lIB7
93/Vrr X'4

Größenklassen s. a. Betriebsgrößenklassen, Unternehmetrs-
grdßenklassen

-, der Betriebsfläcn-e, landwirtschaftlichenNutz-
fläche, Waldfläche (Landwirtschaftszählung
1960) .

-, Bodenflächen unter!,5 ha . . .

-, Kreditinstitute

-, der landwirtschaftlichen Nutzfläche (Eand-
werkszählung 1956) .

-, des Nominalkapitals der Kapitalgesell-
schaften

Großhandel

-, Großhandelslieferungen, steuerpflichtige
(Umsatzsteuer) .....

-, Großhandelspreise (Ausland)

-, Großhandelsverkaufspreise (Inland)

-, Großhandelsstatistik

-, Handels- und Gaststättenzählung 1960 . . . .

-, Kostenstruktur . .

-, IJmsätze

Grundschulden /

-, I{ypothekenbewegung
Grundschuldf orderungen

-, Bausparkassen, private

-, Versicherungsunterrrehmen .....,...
Grundstoffpreise . . .,
Grundstücke, Arlangs- und Endbestände

-, Bausparkassen, private :.............-, Versicherungsunternehmen .........
Grundstücksbelastung

-, Hypothekenbewegung
Grundvermögen

-, Yertreibungs- und Ostschäden

Grünland

-, Bodennutzungshaupterhebung .

-, Wachstumstand und Ernte .

Güterbewegung s. Güterverkehr, Guterfernverkehr
Güterfernverkehr s. a. cüterverkehr,'Warenverkehr

-, Fahrzeuge, eingesetzte

-, gewerblicher, mit Kraftfahrzeugen

-, grenzüberschreitender, ausländischer Last-
kraftfahrzeuge

Gtiternahverkehr mit Lastkraftfahrzeugen .. . .

Güterumschlag

-, Binnenhäfen
Güterverkehr B. a. Güterfernverkehr, trvärenverkehr

-, 
Binnenwasserst raßen

-, Eisenbahnen

-, X'ern

-, Güterbewegung im internationalen Verkehr

-, Kosten und Leistungen .....
-, mit Kraftfahrzeugen (Repräsentativerhe,

bung) .

-, mit Kraftfahrzeugen, grenzüberschreitender

-, Luftverkehr, grenzüberschreitender

-, Meßzahlen

-, Nahverkehr

-, Nord-Ostsee-Kanal

-, über See . . .

-, Verkehrspreise . .

Guthaben, Gutschrif ten

-, Postscheckd-ienst .

-, Sparverkehrsstatistik

-, Handwerkszählung 1956 . .

Handelsschiffe

-, Seeschiffsbestände
Handelsumsatz s. lJßatz
Handelsvertreter- und Handelsmaklergewerbe

-, Kostenstrukturstatistik
Handels- und Gaststättenzählung 1960 .....
Handwerk

-,Beschäftigte 
....

-, Betriebe

-, Ilandwerksrolle, Eintragung in

-,Kostenstruktur...
-, Löhne und Gehälter

-, Preisindex lüLr den Wohnungsbau

-, IJmsatz

-, Verdiensterhebung im llandwerk
Handwerksberichterstattung
Handwerkszählung 1956, 1963 . .. ... .

Hauptbetragsempf änger

-, Arbeitslosenversicherung und -hilfe
Hauptentschädigung (Lastenausgleich)
Haushalte

-, Bodenflächen unter 0,5 ha .

-, Lebenshaltung (Preisindex) ....
-,Mikrozensus 

....
-, Renten- und Unterstützungsempfänger . . . .

-, mit Viehhaltung

-, Volkswirtschaftliche Gesa'mtrechnungen . . .

-, Volkszählung 1950, 1961 . .

-, Wirtschaf tsrechnungen

-, Wohnungsstatistik tgb6 157
Haushaltsansätze, Statistik der ...
Haushaltseinnahmen und -ausgaben des Bundes

und der Länder s. Ausg&ben, öffeDtliche
Haushaltsvorstand

-,Mikrozensus ....
-, Volkszählung 1950, 1961 . .

-, Wohnungsstatistik 7956 157
Hausratbeschaffung, Beihilfen .....
Hausratentschädigung
Hausschlachtungen

-, Schlachtgewichtsstatistik

-, Schlachtungsstatistik
Ilebesatz
Heil- und Gewürzpflanzen
Heil- und Ifeilhilfspersonen ....
Heimarbeiter

-, Arbeitsstättenzählung 1961, nichtlandwirt-
schaftliche

-, Beschäftigtenstatjstik

-, frn"a*""Esrant ng iSfä' . .

Ileimatauskunfüsstellen ......
Heimatvertriebene §. Yertdebeno
Heime

-, mit Darlehen geförderte . .

-, Fürsorge, öffentliche ..,..
Ileiratsalter
Ileüölverbrauch

-, Bundesbahn .. .,

-, Industrieberichü, monatlicher

52lrr a 1b
53/II A 1d
97/Vlr C 10

72lty fr L

66/111 3

80/vr a 1
72lML
85/YII B 2a

116/X B 10
727lxl A7
118/Xr A 1
80/vI A 2
8o/vl A 1

64lI11 2a, c
64/111 1a

116/X B 10

99/Vr[ X'5

g8/Yrrl D 2
107/IX D 1a
118/XI A 1

98/lrlrr D 2
107/IX D 1a

gg/Vrrr F 5

64/111 1a, b
72lT{ Et
78/Y 10b
64/111 1a, b

36/r A 2
35/I A 1a, b
75lY la

104/IX B 3c
104/IX B 3c

121/XI A 10
64/111 1 a
72lfy ßL
78/V 10b

116/X B 10
tz4lxlB2
73/rV E 3
72lly E 1,2

102/IX A 4
104/IX B 3a

53/rr A 1d
119/Xr A 4
36lr A2

106/rx c 3
59/II C 1a.

129/XII 1

35/I A 1a, b
122lXIA11 a-d

TblY 7a, c
t72lx A 4

80/vr
65/rII
80/14

A1
2c
A1

72lrv fr t
78iV 10b
8o/vr A 1
6411112a, c
72lrY E t
?8/V 10b

104/IX
105/rx

BBa
B3h

56/rr B 1b
58/II B 4a

89/Yrr C 6b
89/VII C 6c

89/VII C 6c
90/VII C 6e

85/Vrr B 1b

85/VIr
84/VIr
93/Vrr
88/Vrr
89/Vrr
93ivrr
93/VrI

1b
2
2b

o
2a

88/VII C 6a
90/\,ar c 7b
guvrr D 1
g3ivrr x'4
88/VII C 6a
86/VII B 2c
86/VII B 2c

120/XI A 6

B
A
F
C
C
F
F

4, 6a
6b-d

60/rI c 2b
60/II C 2a

114/X B 5
57/rr B 1f
45/r C 8

92/Vrr E 1b
9?/VIrI C,8

64/111 1b
42llB 4
't2lwEl

105/rx B 3h

105/rx
106/IX
35/I A

84/Vrr A 1b
6?/rv A la

Eabilitationen
IIäfen

-, glenzüberschreitbnder Reiseverkehr

-, Güterumschlag in Binnenhäfen .. . . .,

-, Schiffs- und Güterverkehr in Seehäfen

-, Seeverkehr der Binnenhäfen .......

48/r D 6

93/Vrr
85/VII
86/VII
85/VrI
86/Vrr

F4
B2b
B2c
B2b
BZa

BBg
C1
1b

-r4l-
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Heranwachsende

-, Kriminalstatistik, polizeilicho

-, Strafverfolgungsstatisüik ......
Ilerkun-ftsländer (Vertriebene) ....
Hilfsstoffe s. a. rndustrie

-, Jahreserhebung der Nettoleistung der In-
dustrie

Hochbau L s. Bautätigkeitsstetistik

-,Baubericht 
.....

Ilochofenwerke .....
Ilochschulen

-, Hochschulabsolvente1r (Volkszählung 1961)

-, Hochschulbesuch (kleine Hochschulstatistik)

-, Hochschullehrer und wissenschaftliches Per-
sonal ..
Hochschulprüfungen .

Studierende (große Hochschulstatistik)

5
6
2

6
7
6a

2
3
1b

nodr'lndustrie

-, Produktion (I\[enge und Wprt) s. a. ver-
brauchsteuern

-, Umsatz

-, Yerdienste (Angestellte und Arbeiter)

-, \rerkaufsstellen, offene

-, Weltindustriezensus 1963. . .

Industriebericht

-, für Kleinbetriebe.

-,monatlicher....
-, Ztsatzerhebung .

Indust'riezensus 1963.
Ingenieurprüfungen. .

Ingenieurschulen ...
Inha,ber, tätige Inhaber s. Betriebsinhaber, selbständige
Inlandschulden s. §chulden

50/I
50/r
36/I

68/rV A 3

78/V 10a, b
71/M 1

35/r A 1b
48/I D 5b

68irv B 1, 2

69/rV C 1-6
67/rV A 1b
68/rV A 3
16/X B 10
23/Xr B 1
24lXIB 4a,b
80/vI a 1

73lM2
73/IV F 1

E
E
A

1
1

1

48ir D
48/I D
47IID

63/rr E
63/rr E
52llr A

67/rV A
67/rV A
67/rV A
73/IV r'
46/r D 3
46/I D 3

1b
1a
2
1

Hoheitsverwaltungen s. Bundes-

Holzeinschlag und -verkauf . .

Holzwirtschaft
Hühnerbestand, -haltung .... Inlandsprodukt.,... .r......

Internaiionale Organisationen, statist'ische

Internationaler Yergleich der Preiso für 'die

unrl Länderflnauen

Hypotheken

-, Hypothekarkredite . .

-, Ilypothekenbewegung
96/VIIr C 3
99ivr[ r'5
g8/Vlrr D 2

107/IX D 1a

44lrc 5
80/vr A 1

g8/Yrrr E 3

83/VI B 2
118/Xr A 2

119/Xr A 3
119/Xr A 4
121/XI A 8a
118/XI A 1

118iXI A 1

118/XI A 1

118/XI A 1
118/XI A 1

68/rV
68/IV

119/XI
119/XI
r2llxl
t27lxr

123/XI B 1 _
121/Xr A 10

129/X[ 1

132/XrrI 3

121/Xr A 8b
131/X[ 5
132iXI[ 1

81/VI A 5b

Hypothekenf orderungen
Ilypothekenf orderungen
unternehmen)

I

f-pforrg-"r,
Importlager
Index (Indices) s. a. Meßzahlen

-,Aktienkurse 
....

J-, Außenhandel (tatsächliche Werte, Yolumen,
Durchschnittswerte) ,

-, Einkaufspreise für Auslandsgüter

-, Einkaufspreise landwirtschaftlicher Betriebs-
mittel .

-, Einzelhandelspreise.

-, Einzelhandelspreise im Ausland

-, Erzeugerpreise forstwirtschaftlicher Produkte

-, Erzeugerpreise industrieller Produkte .....
-, Erzeugerpreise landfrrtschaftlicher Produkte

-, Erzeugerpreise für Schrittblumen und Topf-
pflanzen

-, Grundstoffpreise . .

-, industrielle Bruttoproduktion (Investitions-
und Yerbrauchsgüter)

-, industrielle Nettoproduktion. . .

-, Lebenshaltung (Preisindex) . . .

-, Lebenshaltung eines Kindes (Preisindex) . .

-, Lebenshaltung (Preisindices) im Ausland . .

-, Lohnindices in ausgewählten Ländern . . . . .

-, Monatsverdienste der Algestellten in In-
dustrie und Ilandel

-, Nichtwohngebäude (Preishtlex)

-, Produktionsergebnisse je Beschäftigten,
Arbeiter und je Arbeiterstrinde in der
Industrie.

-,Seefraclrtraten 
...

-, Straßenbau (Preisindex)

-, Stunden- und Wochenverdienste, bezahlte
Wochenstunden ....

-, tarifliche Wochenarbeitszeiten .

-, Tariflöhne und -gehälter

-, \Yohngebäude (Preisindex) . ... .

Industrie

-, Arbeiterstunden

-, Beschäfüigte . .

-, Betriebe bzw. Unternehmen s. &. Yerbrauch-
steuern

-, Kostenstruktur,....

-, f,ono" und Gehälter, B;ilr"#;

Lebenshaltung .....,
h6;;;i;;r." Wat"o',g.iä',4; : : : : : : : : :

f nternationale Ilbersichten
Interzonenhandel, . . .

Invalidenversicherung s Rentenvemichetungen
Invaliditätsversorgung, voraussichtliche

§. a, Altersversorgung

--,Mikrozensus ....Investitionen

-, Bauhauptgewerbe (Monatsbericht) . . .

-, Bundes- und Länderfinanzen .

Bundespost .,...
Gemeindefinanzen

36lr a2

78/V 10a
110/X A 1a
93/VII F 2a

11UX A 2b
6?/rv A 1a
73/IV F 1

129/XrI 1
73/IV E 2

73/IV F 1
g8/Vlrr E 2

66/111 4
84/VII A th
g2i\atr E 1d

110/X A 1a
110iX A 2a
93/VII F 2a,
66ilrr 5

106/IX C 2

82/VI A 7a
106/rx c 2

50/r E 5
50/r E 6
49/r E 1

130/XII 4a

64/111 1 a
66/111 3

10?/rx D 2a

77lV 7

131/XII 4c
110/X A 1b

50/I E 5
119/Xr A 4
35/r A 1b

82iVI A 7a
44lr c 3

B2
B2
A4
A4
A8a
B5b

-, Industriebericht, monatlicher .

-, Industriezensus 1963

-, Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen

-, Weltindustriezensus 1963 . .

fnvestmentstatistik ..
,J

Jahresabschlüsse

-, Bilanzstatistik der Aktiengesellschaften

-, Bundesbahn

-,Bundespost.....
-, Bundes- und LänderfinarLzer .

-, Gemeindefinanzen

-,Güterverkehr 
...

-, Wirtschaftsunternehmen, öffentliche . .
Jugendgerichtshilfo
Jugendherbergen

-, Ilbernachtungen
Jugendhil-fe, öffentliche
Jugendliche

-, Kriminalstatistik, polizeiliche

-, Strafverfolgungsstatistik (Verurteilte) .....
Justizstatistik

.K
Kämmereiverwaltungen s. cemeintleflnanzen
Kapitalbilanz

-, Zahlungsbilanzstatistik für die Bundes-
republik

Kapitalgesellschaften s. a. Körperschaftsteuerstatistik

-, Arbeitsstättenzählung 1950, nichtlandwirt-
sehaftliche

-, Bestand und Yeränderungen .

2 Kapital-Lebensversicherungen .
Kapitalsammelstellen

-, Finanzierung des Wohnungsbaues
Kapitalverkehr, Iangfristiger, mit dem Ausland
Kassenlage des Bundes
Kinder s. a. Kinderzahl

-, Kriminalstatistik, polizeiliche

-, Lebenshaltung eines Kindes

-, Religionszugehörigkeit
Kinderheime

-, Übernachtungen
KinderlähmungsfälIe

je

68/IY
. . 120/XI
.. 121/XI

. . 123/XI

72rlxr

B2
A6
410

B1
B5a
Bba
410

126/XI
L26lxr

67/IY A 1a
67/IV A 1a,b,
69/rV C 1
70/rv c 5
71/rV D 1

67/IV A la,b
68/rV A 3
70/rv c 5
70/rv c 6
78iV 10b
64lIT12a, c
67/IV A la
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Kinderzahl s. a. Kinder

-,Ehelösungen,gerichtllche..... B9/IA8
-, Gehalts- und Lohnstruktur (Landwirtschaft) l2blxl B 4c, d

-, Ilochschullehrer. ........: 4gilD6
-, Lohnstruktur (Erwerbsgartenbau) . IZ1IXIB 4e

-, I,:1rq*.r\turerhebung (Forstwütschaft) . . . 126/XI B 4f, g

-, I\fikrozensus .... 86|IA2
-, Yolkszählung 1950, 1961 . . B1IIA 1a, b
Klassen, Klassenräume usrv.

-, Schulen, allgemeinbildende . . 45/I D 1

-, Sclrulen, beru-fsbildende 46lID 2
Kleinbetriebe

-,industrielle ..... 6ZlIVA1a,b
-, landwirtschaftliche 53/II A 1c
Knappschaftliche Rentenversicherung

s. RentenyersicherungeD

Kohle s.a. Brennstoffe; nnergiewirtschafü; Inttustriebe-
richt; Produktiotrserhebung, vierteljrihrliche

-,Kohlebestand... 6?/IVA1a
-, Kohleverbrauch . 6?/IVA 1a
Koks

70/IV C
70/M
71/IV D
71/IV D
70/M
7l/rv D
97/Vr[

-, Abgabe

-, Bestand

-, Beztg, Verbrauch

-, Erzeugung

Kommunalkretlitinstitute
Kon-fessionalität

-, Schulen, allgemeinbildende . .

Konkurse und Vergleichsverf ahren
Konten (Volkswirtschaftliche Gesamtrech-

nungen) ..........
Körperbehinderte

Krankenanstaltsstatisüik
Krankenversicherung

-, Arbeitskräfte in landwirtschaftlichen Be-
trieben, Statistik der ...

-, E^h-elrauen ohne Ilauptberuf (Berufszählung
1950) .

-, Ein_zelergebnisse aus dem Rechnungsab-
schluß .

-, E_rwerbspersonen (BerufsLahhmg 1950) . . . .

-, Kran-kenversicherungsschutz (Mikrozensus)

-, Private

-, soziale ). .,. ..
-, soziale, Krankheitsarten- und Todesursachen-

statistik
Krankheiten s.a. Todesursachenstatistik

-, Berufskrankheiten, (gtisetzliche Un{allver-
sicherung)

-, Kinderlähmungsf älle

-, Krankheitsarten (soziale Krankenversiche-

-, meldepflichtige (Neuerkrankungen)

-, Milzbranderkrankungen bei Menschen . .. ..
-,Tuberkulose....Krediü s. a. Krealitinstitute

-, Bankenstatistik, halbmonatliche .

-, Bausparkassen, private

-, Boden- und Kommunalkreditinstitute . ....
-, Hyoothekenbewegung

-,Kleinkredite....
-, Kredit- und Einlagearten . , .

-, Kreditnehmerstatistik

-, Kreditstatistik . .

Teilzahlungskredite
Zentralbankkredite

Kreditinstitute s. a. Bausparkassen, priyate; Kredit

-, Ausgleichsf orderungen

-, Bankenstatistik, halbmonatliche .

-, Bausparkassen, private

-, Bi)arz, zusammengefaßte statistische . . . ..

-, Bilanzsumme ...
-, Boden- und Kommunalkreditinstitute . . .. .

-, Gehalts- und Lohnstrukturerhebung (ge-
werbliche Wirtschafü)

-, Größenklassen . .

-, Kreditnehmerstatistik

-, Kreditstatistik . .

-, Reservehaltung .

-, Sparverkehrsstatistik

-, Teilzahlungskredite

-, Verdienststatistik in Industrie und Handel . .

-, Zwischenbilanzstatistik
Kreditnehmerstatistik
Kreditstatistik
Kriegsbeschädigte s. a. Körperbehintlerte, Kriegs-

opf erversorgung, Schwerbeschäa1igte, Yer8orguDg

-, orthopädische Versorgung
Kriegsgefangene

-, Beihilfen und Darlehen an ehemalige Kriegs-
gefangene

-, Unterhaltsbeihilfen für Angehörige von
Kriegsgefangenen ...

-, Volkszählung 1961
Kriegsopf erversorgung
Kriegsschadenrento ..
Kriegssterbefälle, standesamtlich beurkundete .

Kriminalstatistik, polizeiliche ....
Kuhmilch, Erzeugung und Yerwendung .. . .. ..
Kulturarten

-, Bodennutzungshaupterhebung .

-, Forsterhebung 1961

-, Landwirtschaftszählung 1960 .

Kurse

-, Aktienkurse, Indexziffer

-,Devisenkurse ....
-,Effektenkurse....
-, Kurswerte und NomfuElwerte der Wert-

papierumsätze im offiziellen Börsenverkehr,
Index . . ... . .. .r. .

45/I D 1
100ivIII F 6

129/XrI 1

54lII A5a

4llIB 7a

109/IX D 9
41/I B 1a
72lty E t
36lT A2

107/rx D 1b
108/IX D 4a, b
101/IX A Za-a

44lT C 7

99/Vrl
96/VrrI
97/VrII
95/Y[r
9?/Vlr
97/Vrrr

45lr
43lr
44lI
43lr

C9
C1
c4
C2

4blrc I

102/IX A 3a-c
44lrc 3

96/yrrr c 1
g7/VIII D 1, 2
97/VrU C 11

99/\[rI X'5
96/Vrrr c 5
96/Vrrr c 1

96/VIrr C 4
96/VIII C 3
96/Vrrr c 5
g5/Vrrr B 1

F4
C1
D 1-3
A1
c10
c11

tz4lxlB
97/Vr[
96/VIl
96/\rrII
95/Vlr
97/Vrl
96/Vrrr

4a,b
c10
c4
C3
B2
C8
C5

o
D
rl
rf
o
1
c11

s. a. Kriegsbeschädigie, Schwerbeschädigte

-, Volkszählung 1950 35/I A 1a
Körperschaftsteuerstatistik s. a. E&pitalseseuschatten 114/X B 5
Kosten s. a. Äulwand, Ausgaben

-, Fürsorgeerziehung . .

-, Cütervärkehr ..]...::::::::::::::::::::
-, Kostenstrukturerhebung

-, Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen . .

-, Wohnungsbau, sozialer
Kostenstrukturerhebungen
I(ostenstrukturerhebung in der Wohnungswirt-

schaft für das Jahr 1953 . .

Kosten und Leistungen im Güterverkehr ......
Kraftfahrzeuge s. a. tr'ahrzeuge

-, Arbeitsstättenzählung 1950, nichtlandwirt-
schaftliche

-, Beförderung von Personen mit öffentlichen
Straßenverkehrsmitteh

-, Besitzumschreibungen

-, Bestand und Veränderungen des Bestandes

-, Binnenfischerei . .

-,Bundespost.....
-, tr'ahrleistungen . .

-, Fa,hrzeugerhebung

-, Güterfernverkehr, gewerblicher

-, im Güterfernverkehr und -Werkfernver-

kehr eingesetzte . ...
-, Güternahverkehr .

-, Güterverkehr (Repräsentativerhebung) ....
-, Güterverkehr, grenzüberschreitender ......
-, interzonaler Straßenverkehr . .

-, Löschungen der Zulassungen . . . .

-, Personenverkehr, grenzüberschreitender ...
-, PrüLfungen (Technische Prüdstellen)

-, Straßenverkehrsunf dlle

-, Werkfernverkehr .

-,Zulassungen 
.,..

-, Zusatzerhebung bei den gewerblichen
Straßenverkehrsbetrieben

Kraftomnibusse (Verkehr)
s. a. Bundespost, ßraftfahrzeuge

-, Beförderung von Personen mit öffentlichen
Straßenverkehrsmittel-n

-, Personenverkehr, grenzüberschreitender . . .

-, Straßenverkehr, interzonaler .

Kraf tpostdien st, GebüLhren
Kranke

-, Krankenan staltsstatistik

-, Krankenversicherulg, soziale ,

4b lI C I -, Währungen der Welt
101/IX A 2a Kurzarbeit

106/rx c 2
93/\lII F 2a, b
64IIII2a

129/Xrr 1
78/V 8
6411112a-c

76lV 4
93/Vrr r'2

64IITI ta

88/VIr C 5
8? lvrr c 2

87lvtrc 2
61/rr c 8
92/VII E 1a
91/Vrr C 9
93/Vrr F 2b
89/VII C 6c

89/Vrr C 6b
90/VII C 6e
88/VII C 6a
go/vrr c 7b
90/vrr c 8
87/\.Ir C 2
90/VII C 7a
88/VrI C 3b
91/Vrr C I
89/Vrr C 6d
ST lvrrc 2

88/V[ C 4

88/Vrr C 5
90/VII C 7a
90/vrr c 8

120/Xr A 6

123/Xr B 1

96/VrII C 2
96/Vrrr c 4
96/VrIr C 3

103/rx B 1d

tl4llxB 2

104/rx B 2b
35/I A 1b

103/rx B 1
104/rx B 3
39/r A 9
50ir E 5

61/rr c 5

56/rI B 1b
60/rr c 4
52/rr A 1b

g8/Vlrr E 3
997VIII F 2
g8ivrrl E 3

gg/VIII E 5
ggiVrII F 1

43/r B 6
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ll

Lager und Lagerinsassen :
Lagerbestände

-,Einzelhandel 
.... .1.....'.

-,Großhandel 
....

-, Znsatzerhebung zum Industriebericht . . . . . .

Länderberichto .....
Länderfinanzen s. a. Ausgaben, ötrenUichd; EinDahmcn,

öffenuiche
Länderschulden ....
Ländersteuern.....ir
Landwirte, besteuerte (nach Durchschnitts-

sätzen) s. a. Landwirtschaft
Landwirtschaft s. a. Änbauflächen, Bodennutzung,

Drnahrungswirtschaft, Dmte, Yieh- und Sleischq'irt-

schaf t, 1l'achstumstantl

-,ArbeitskräIte ...

-, 
Aufbaudarlehen (Lastenausgleich)

-, 
Besitzverhältnisse

-, 
Besondere Ernteermittlung .i.

-, 
Betriebe

-, Betriebsinhaber .

-, betriebswirtschaftliche Meldungen

-, Buchtührungsstatistik

-, Ernte

-, Gehalts- und Lohnstruktur . .

-,KJeinbetriebe 
...

-, landwirtschaftliche Ausbililung und Wirt.
schaftsberatung . ....

-, Landwirtschaftiliche Betriebszähhing 1949

-, Landwirtschaftszählung 1960 . .

-, Milcherzeugung und -verwendung

-, Schlachtungen . .

-, Schlepperbenutzung

-, Verdienste

-, Viehhaltung
Landwirtschaftliche Betriebszählung
Landwirtschaftszählung 1960 ..
Last'enausgleich ....
Lastenausgleichsfonds, Schulden
Lastfahrzeuge, Lastkraftfabrzeuge s. x'ahrzeuge,

Kraftfahrzeuge
Lastschri{ten

-, Postscheckdienst .

-, Sparverkehrsstatistik
Lebendgeborene ....
Lebensalter s. llter

nodr Lohnarbeiten
:, l-rfrrä".1.t""g der Nettole'istung der In-

dustrie .

Lohnart

-, Gehalts- und Lohnstruktur (gewerbliche
Wirtschaft)

-, Lohnstruktur (tr'orstwirtscha,It) .

Löhne s. verdienste
Löhne und Lohnnebenkosten (Aufwendungen der

Arbeitgeber)
Lohnsteuerstatistik .

Lohnstrukturerhebungen

-, Dienstleistungsbereich

-, Forstwirtschaft . .

-, gewerbliche Wirtschaft

-, Landwirtschaft . .

f,ohnsummensteuerstatistik ... :'...
Lombardsatz

-, GeId und Zinssätze, Statistik,der
Luftfahrtstatistik u

-, Güterverkebr, grenzüberschreitendor ......
-, Luftverkehr, allgemeiner

-,Luftverkehrspreise. .......\......
M

Marktpreise s. Sozialprodukt,
Maschinen, landwirtschaf tliche

-, Gartenbauerhebung 1961. . .

-, Landwirtschaftliche Betriebszählung 1949 . .

-, Landwirtschaftszählung 1960. . .

-, Schleppererhebung .r. .. . . .

Ma,terialbestand s. a. s'arenbestand

-, Eisen- und Stahlstatistik . .

-, Industriezensus 1963 ...,.. i
Materialeingang B.a. wäreneingang

-, Eisen- und Stahlstatistik . .

-, Industriezensus 1963

-, Jahreserhebung der Nettoleistung der In-
dustrie. ...r'...

Materialverbra,uch s. a. Rohstotrverbrauch

-, Jahreserhebung der Nettoleistung der In-
dustrie .

-, Z'tsabzerhebung zum Industriebericht . . . . . .

Mehrfämilienhäuser

-, Bauf ertigstellungen

-, sozialer Wohnungsbau
Mehrlingsgeburten, -kinder
Meßzahlen s. a. Index (Indices)

-, Einzelhandel (Umsatz)

-, Gaststatten- und Beherbergungsgewerbe
(Umsatz, Beschäftigte)

-, Großhandel (Umsatz)

-, Personen- und Güterverkehr . . . .

Mieten

-,Güterverkehr 
... .........

-, Wohnungsbau, sozialer

-, Wohnungsstatistik 1956/57
Mitbelfende Familienangehörige

s. tramilienangehorige, mithelfende
Mietverhältnisse .... ..1t....

Mietwohnungen 8. wohnungen
Mikrozensus (Repräsenta,tivstatistik der Bevöl-

kerung und des Erwerbslebens) ..
Milcherzeugungs- und -verwendungsstatistik

s. a. llolkereiwlrtschaft
Milzbranderkrankungen bei Menschen
Mindestreservenstatistik
Mineralölstatistik . . .

Minera,löIsteuer .....
Möbelfernverkehr, gewerblicher . . .

Molkereiwirtschaft (Milchanlieferung, -verar-
beitung, -absatz, Erzeugerpreise) s. a.

Milcherzeugungs- und -verwendungsstatistik
Monatslöhner (Landwirtschaft)' . . . .

Monatsverdienste s. verdienste
Montan-Industrien, Wirtschaftsrechnungen der

Arbeiterhaushalte ..
Münzumlauf ..:....
Mürrzwesen

-, Haushaltseinnahmen des Bundes
Müütersterblichkeit .

107/IX C 4

81/VI A 3
80/vr a 2
67trv a2

ltzlxrttz
110/XA 1a, c
111/X A 3a, c
113/X B 1 a

116/X B 10

92/Vrr E 1b
g?/Vrrr c 8
38/I A 7

52lII A la
54/rr a 5

104/IX B 3d
52lII A 1 a
59/rr B 5
52lII A la, c
531I1A2a,3,4,5
b4lII A5
55/rr A 6
65lrr A7
57/rr B 1f
5'8/II B 4a-d. 5

lzllxl B 4c, d
53/II A 1c

55/rr A 10
52lII A 1a
52lrl A 1b
61/II C 5
60/II C 2a-c
54llr A 4

124lXI B 3
b2lII Ata,lt

68/rV A 3

1 iXI B 4a,b
/XI B 4f,g

128/Xr B 8
113/X B 3

tzblxrB 4b
126/Xr B 4r,g
124lXI B 4a,b
125/XI B 4c,d
115/X B 6

gg/Vrrr F 3

91/\IIr D 1

91/VIr D 1
120/XI A 6

71/M 1
73/IV F 1

68/rV A 3
67lTV A2

24
26I

53/rr
b2lrt
52lrr
54lrr

a2b
A1a
A1b
A4

71/IV
73lrv

1

1

68/rV A 3

D
I

52lll Ala, c
52lrr A 1b

104/rx B 3
111/X A 3a

77lY 5c
78/V 8
38/r A 7

Lebenshaltung

-,einesKindes 
.,....119/XIA4

-, internationaler Vergleich . . 121/XI A 8b

-, Preisindex (Inland) 119/XI A 4

-, Wirtschaftsrechnungen ..., lzzlxl A lla-tl
Lebensversicherung

-, Einzelergebnisseaus demB,echnungsabschluß 109/IX D 9

-, Nachweisungen'über den Bestand . 108/IX D 2b

-, Vermogensanlagen . 107/IX D 1a, b

-,Vierteljahresstatistik ...... 10?/IXD2a
Lederstatistik TllIY D 4
Lehramtsprüfungen . 47 IID 4
Lehrkräf te, Lehrpersonen

-, allgemeinbildende Schulen 45lTD 7

-, berufsbildende Schulen 46ll D 2 
'

-, Hochschullehrer und wissenschaf üliches Per-
sonal.. 48/ID6

-, Ingenieurschulen . 46/I D 3

-, lehrerbildende Anstalten 47 IID 4

-, Lehrernachwuchs für das Lehramt an I1ö-
heren Schulen 48iI D I

-, Personplstand von Bund, Ländern und Ge-
meinden ... Ll2lXA6a,b

-, Vertriebene, Deutsche aus der SBZ und
Sowjetzonenflüchtlinge 45lIDl-4

Leuchtmittelsteuer.. ..:.... ..116/X811
Linienschiffahrt,tr'rachtraten ..120/XIA6
Linienverkehr

-, Luftverkehr ... .. 9UVII D 1

-, Personenverkehr mit Kraftfahrzeugen, grenz-
überschreitender..... 90/\{IC7a

Lohnarbeiten

-, Industriezensus 1963 73/M'1

81/VI A 3

82/Vr A 6

807VI A 2

93/Vrr n'4

93/VII F 2 a
78/V 8
76lY la

35/r A 1b
't6lY 7a
79lY 7t

36/I A 2

61 ,IIC5
44lIC 4
g5/Vrrr B 2

72lrv D 5
116/X B 11
89/VII C 6c
93/Vrr F 2b

61/rI C 6
125/Xr B 4d

123/Xr A 11d
gb/Vrrr B 1

110/X A 1c
44lr c 6
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Nahrungsmitteleinkauf

-, Wirtschaf tsrechnungen
Nationalität s. §taatsangehörigkcit
Naturalverdienste s.Deputate
NatürlicheBevölkerungsbewegung .

Nebenbetriebe

-, handwerkliche .. .

-, der land.- und forstwirtschaftlichen Betriebo
Nettoinlandsprodukt .

Nettoleistung

-, Bauhauptgewerbe .

P
Pacht

-, Kostenstrukturstatistik
Pachtbetriebe, landwirtscha{tliche .

Paritäten (Währungs-, Gold-, errechnete) .....
Passivgeschäft

-, Boden- und Kommunalkreditinstitute .....
Pendelwanderung, Pendler

-, Berufszählung 1950, 1961 . .

-, Wobnungsstatistik
Pensions- und Sterbekassen ,..
Personal s. a. Ängestellte, Arbeiter, Arbeitnehmer,

Arbeitslsäfte, Beamte, Beschäftigte, Drwerbstätige,
Personals tand

-, Bunclesbahn 84/VII A 19

-,Bu.ndespost..... 92/YIIElc
-, Heil- und Ileilhilfspersonen 45/I C 8

-, Krankenanstalten . 4blIC I
-, Krankenversicherung, sozialo . . ... 102/IX A 2c

-, Landwirtschaftliche Betriebszählung 1949 b2lII AIa
-, Landwirtschaftszählung 1960 . 52lII A 1b

-, ordentliche Gerichte, Staatsanwaltschaften
(Justizstatistik) .... . 49/I E 1

-, Personalstand von Bund, Ländern uld Ge-
meinden ... 112/XAGa,b

Ortsnampnänderungen .

Ostschäden

-, Schadenfeststellung und Hauptentschädi
gung ..

-, Tätigkeit der fleimatauskun-ftstellen ..,...

-, Ilnfallversicherung, gesetzliche

-, Yerwaltungsgerichte
Personalausgaben

-, Bundes- und Länderfinalazela

-, Gemeindefinanzen

Personalstand von Bund, Ländern und Ge-
meinden r. a. Angestellte, Ärbeiter, Beamte

-, Personalstandstatistik

-, PersonalstruAturerhebung
Personenverkelr s. BinnemcNffahrt, Bundesbabn,

Bundespost, Fahrzeuge, Kraftfahrzeüge, LuJifahrt-
statistik, Seeschifahrt, Straßenvcrkehr

Pferdehaltung, -bestand

-, T,andwirtschaftszählung 1960 . .

-, Yiehzählung, allgemeine
Pflichtanteile der Arbeitgeber zur Sozialver-

sicherung
Handwerkszählung

Pockenschutzimpf ungen
Post- und Fernmeldewesen s. Bunttmpost
Preise s. a. lntlex (Indices), Mieten

-,Baulandpreise...
-, Baupreise

-, Einkaufspreiso der Landwirtschaft .......,
-, Ein- und Ausfuhrpreise ' .

-, Erzeugerpreise für Milch .

-, Erzeuger- und Großhandelspreise (Ausland)

-, Erzeuger- und Großhandelsverkauf spreiso
(Inland)

-,Gaststätten- 
und Beherbergungsgewerbe

(Leistungen)

-, Holzpreiso

-, internationaler Yergleich (Lebenshaltung) . .

-, Lebendviehpreise (Großmärkte) .

-, Yerbraucherpreise (Ausland) . . .

-, Verbraucherpreise (Inland)

-, Verkehrspreise . .

Privater Verbrauch s. a. verbrauch
Privatquartiere .. . ..
Privatversicherungen
Produktion s. Sautätigkeitsstatistik, Ernährungs-

wirtscha.ft, Eandwerk, Industrie, Lanalwhtschatt, Ver-
brauchsteuern

Produktions-Eilbericht
Produktionserhebung, vierteljährliche
Produktionsindex s. rntlex (Indices)
Produktionskonten ...
Produktionswert....

N

53/II A 2a
57lrrB 2
57/II B 1g
58/II B 4c

53/rr A 2b
57lrrB 2

112/X A 6a, b

132/XrII 3
129/XII 1

103/rx B 1d

37lI A3

101/IX B 3a
105/rx B 3h

65/111 2 c
52/II A 1b
99/Vr[ r' 1

g7/Vrrr c 11

41/I B 1a, b
75lY lc

108/IX D 3

102/IX A 3b
49ir E 3

110/X A 1a
110/X A 2a
111/X A 2b

112/X A 6a
112/X A 6b

52llr A 1b
59lII C 1 a

72lrv ß L
44lrc5

121/Xr A I
121/XI A 10
119/Xr A 3
118/XI A 2
61/Ir C 6

tztlxl A7

68/rV B 2

68/rV B 1

129/Xrr 1

129/Xrr 1

118/XI A 1

120/Xr A 5
63/II E 3

121/XI A 8b
60/rr c 3

121/XI A 8a
119/XI A 4
120/XI A 6
129/Xrr 1
82/VI A ?b

107/rx D 1-9

l2zlxl A 11a,b

38/r A 7

72ltY E t
52lrr A 1b

129/XII 1

78/V 10a
69/rV C
73lry E 2
6?/rv a 1
68irv a 3
68/rV B 2
65IIII2c
67lry A2
68/rV A 3

129/Xrr 1

-, Industrie

Nettoproduktion, industrielle (Index)
Nettoproduktionswert

Neuverschuldung s. schu.ttlen
Nichtarbeitende s. a. Arbeitslose, nrwerbslose

-, Berufszählung 1961
Niähtdeutsche eiu"it.t.ai#

Nichteisen- und Idelmetallstatistik
Nichterwerbsbevölkerung
Nichterwerbspersonen
Nichtgebietskörperschaf ten

-, Personalstrukturerhebung . . . . . . . . .'. , . . . . .

Nichtsteuerbelastete e. a. Steuerbetueite

-, Einkommensteuer
Nichtwohngebäude s.Bautätigkeitsstatistik
Niederlassungen

-, Handels- und Gaststättenzählung 1960 . . . .
Normalwohngebäude (Ein-, Zwei-, Mehrfamilien-,

Bauernhaus, Kleinsiedlerstell"), . .

Nominalkapital

-, Staüistik der Kapitalgesellschaften
Nominalwerte der Wertpapierumsätze
Notbauten

-, Bau{ertigstellungen
Noten- und Münzumlauf
Notstandsarbeit

-, ArbeitslosenhiJ-fe, wertschaffende

-, Arbeitsvermittlung
Notwohnungen

-, Wohnungsstatistik t956 157
Nutzfl äche, Iandwirtschaf tliche

-, Bodennutzungshaupterhebung .

-, Gartenbauerhebung 1950, 1961

-, Handwerksbetriebe mit Land.wirtschaft . . .

-, Landwirtschaftszählung 1960 .

-, Yiehbestände, Verhältnis zur Nuü2fläche , . .

-, Weinbaubetriebserhebung 1958 .

Nutzungsarten s. Bodennutzung

o
Obst

-, Gartenbauerhebung 1950 ....... :.
-, ObstbaumzähJung

-, Pflanzenbestände in den Baumschulen . . ..

-, Wachstumstand urrd Erträge
Obsübaumbeständo

-, Gartenbauerhebung 1961 . .

-, Obstbaumzählunq
Öffentlicher Dienst (Bedienstete)

-, Personalstand von Bund, Ländern und Ge-

Omnibusso s. Kraf tomnibusso

Organisationen

-, internaüionale, Berichte über die Tätigkeit

-, private, oble Erwerbscharakter
Orthopädische Versorgrmg der Kriegsbeschä-

digten .

Ortsklassen

41/r B 1b
43/I B 5
79lY rr
TtlrY D 2
41/r B 1b
37/r A 5

112/X A 6b

tt4lxB 4

80/\T A 1

76ly 3

66/111 3
eg/Yrrr E 5

77lY 5c
g5/Vrrr B 1

103/IX A
42lIB 2

4c

75lY La

56/rr B 1b
53/II A 2a,b
72lrv Et
52lrr a 1b
59iII C 1a
53/rI A 3

-, Gehalts- und Lohnstru.ktur (Landwirtschaft) 125/XI B 4c

-, Lohnstruktur (Forstwirtschaft) . ... 126/XIB4f

-, Personalstandstatistik . . ... 112/XA 6a

-, Tariflöh:re ulcl -gehälter . . . 126/XI B 5
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Prüfungen

-, Ilochschulprüf ungen
Ingenieurprüfungen
Kraftfahrzeuge ...,
Lehramtsprüfungen

-, 
pädagogische

Raum, umbauter
Baufertigstellungen
Baugenehmigungen
Bauüberhang ....

-, WohnungsbJu, sozialer
Realsteuervergleich ..
Reben, Wachstumstand ....
R echnungsstatistik, j ährliche

-, Bundes- und LänderfinanTzen .

-, Gemeindefinanzen .
Rechtsanwälte

-, Kostenstrukturstatistik
Rechtsformen der Unternehmen bzw. Betriebe

-, Arbeitsstättenzählung, nichtlandwirtschaft-

-, Einheitswertstatistik

-, Handels- und Gaststättenzählung 1960 . . . .

-, Handwerkszählung 1963 . .

-, Konkurse und Vergleichsverfahren

-, Vermögensteuerstatistik
Rechtspflege
Reiseverkehr, grenzüberschreitender
R eligionszugehörigkeit

-, Berufszählung 1961

-, Ehelosungen, gerichtliche .....
-,Ehepartner,....
-,Eheschließende 

.. 1......
-, Gestorbene

-, Kinder

-, Lehrkräfte (allgemeinbildende Schulen) . . . .

-, Lohnsteuerstatistik
--, SchüLler (allgemeinbildende Schulen)

-, Straf vollzugsstatistik

-, Studierende (lehrerbildencle Anstalten) . . . .

-,Vertriebene.....
-, Volkszählung 1950, 1961 .

-, Wanderungsstatistik
Renditen
B,enditenstatistik fesüverzinslicher Wertpapiere
RentabilitätsverhäItnisse (Landwirtschaft,

Garten- und Weinbau)
B,entenempfänger s. a. versorgung

-, Berufszählung 1961

-, soziale Yerhältnisse

-, Unfallversicherung, gesetzliche
Renten- und Fürsorgeempfängerhaushalte,

Lebenshaltung
Rentenschulden

-, Hyaothekenbewegung
Rentenschuldf orderungen

-, Versicherungsunternehmen ...
Rentenversicherungen (Arbeiter, Angestellte,

knappschaftliche Rentenversicherung)

-, Betriebsmittel undVermögensanlagen .. ...
-, Inhaber Iandwirtschaftlicher Betriebe .... .

-, Jahresstatistik . .

-,Mitgliedschaft...
-, .Vierteljahresstatistik
Repräsentativstatistik der Bevölkerung und des

Erwerbslebens (Mikrozensus)
Reservehaltung der Kreditinstitute .

Richter (Yerwaltungsgerichte)
R indviehbestand, -haltung

-, allgemeine Viehzählung

-, Landwirtschaftszählung 1960 . .

-, Viehzwischenzählungen
Rohertrag

-, Anteil am wirtschaftlichen Umsatz

-, Ilandels- und Gaststättenzählung 1960 . . . .

-, Kostenstrukturerhebung

-, Kostenstrukturstatistik
Rohmaterial §.Rohstofe

Rohstoffe

-, Düngemittelstatistik

-, inauEirielle (Erzeuger-' ;ä' ä;;di;;ä;b
verkauf spreise, Inland)

-, indudtrielle (Ein- undAusfuhrpreise) ......
-, industrielle (Erzeuger- und Großhandels-

preise,Ausland) ....
-, Jahreserheforrng der Nettoleistung der In-

dustrie

-, Nichteisen- und Edelmetallstatistik
Rohstoffverbrauch s. a. Materialverbrauch

Verbreuchsteuem

-, Eisen- und Stahlstatistik , ,

Rohtabakstatistik s. a. Tabaksteuer
Rohvermögen

-, Einheitswertstatistik

-, Yermögensteuerstatistik
R ücklagenbildung, -entnahmen

-, Bundes- untl Länclerfilanze\ .

-, Gemeindefa&nzen .

Rückversicherung ... .

Rückwanderer

-, Aus- und Einwanderungsstatistik

-, Wanderungsstatistik
R,ückzahlungen (Postsparkassendierrst)
Rundtunk s. Touundlunkgenehmiguigen

R

48lrD 7

46/r D 3
88/Vrr C 3b
47llD 4
48/I D 8

77lY 5c
76lY 5a
77lV 5d.
78/V 8

113/X B 2
58/rr B 4d

110/X A 1a
110iX A 2a

65IIII2c

TUrV D 3

118/XI A 1

118/Xr A 2

tzuxlAT

68/rV A 3
Ttllv D 2

71lIV D 1
72lrv D 7

115/X B 8
115/X B 7

110/X A 1a
110/X A 2a
109/rx D 7
109/IX D 9

64/111 1a, b
115/X B 8
80/vr A 1

73lW ß2
100/v[I r'6
115/X B 7
49ir E
93/VII r'4

101/IX A 1 c
54lrr a5

101/rx A 1b
36lr A2

101iIX A 1a

36/I A 2
g5/VIII B 2
49/r E 3

59/II C 1a
52/rr a 1 b
59/rr c lb

80ivr A 2, 3
80/vr a 1
6411112a
65|III2c

38/r A 6
37lI Ab
92/VIr E 1b

4t
39
35
öö
38
ii,

45/I D 1
13iX B 3
45llD t
5o/r E 7

47IID 4
35/I A 1a
35/I A 1a, b
37/I A 5
g8/Vrrl E 3
gg/Vrrr E 4

bslrr a?

4t
106
102

/rBlb
/rA8
/ra1b
lI A7
lr a7
/rA1b

,§

Saatena,nerkennung.. 58/IIB3
Sachanlagen

-, Bilanzstatistik der Aktiengesellschaften . . . . 66/111 4

-,Einheitswertstatistik ...... 115/XB8

-, Industriezensus 1963 73/IY F 1
Sachleistungen s. Deputote
Sachschaden s. schatlen
Salzsteuer ....116/X811
Säuglingssterblichkeit 44lI C 6
Schaden \
-, Schadenquoten (Unfallversicherung, gesetz-

liche) . .... 108/IXD5a
-, Schadenrückstellungen (Rückversiche-

rungen) ... 109/IXD7

-, Schadensfeststellung (Lastenausgleich) .... 104/IXB 3a

-, StraßenverkehrsunJälle 91iV[ C 10
Schaden- und Unfa,llversicherung ..... 108/IXD 5a

108/rx D 5b
109/rx D 9

109/rx D 6

52lII A 1b
116/X B 11
36lr Ä2

85/VII B 2a
ggivrrl r'5
60/rI c 2b
60/II C 2c
60lIIC2a
54lrr a 4
85/Vrr B 1b

/rB1b
/rxc3
/IX A 3a

Schadenursachenstatistik in der Tierlebensver-
sicherung

Schafbqstand, -haltung

-, Landwirtschaftszählung 1960 . . .

Schaumweinsteuer . ,

Schichtarbeit
Schiffahrt s. Binncßchifahrt, §eeschiffahrt
Schiffsbauwerke.....
Schiffshyaotheken .
Schlachtgewichtsstatistik
Schlachttier- und X'Ieischbeschaustatistik .... .

Schlachtungsstatistik
Schleppererhebung (Land- und Torstwirtschaft)
Schleusen
Schdttholz s. golzwirüschaft

Schrottwirtschaft ...
Schulanfänger s. a. Schirler
Schulbildung s. a. Ausbittlung

-, der Ehepartner

-,X'achschüIer.,...
-, verurteilte Jugendliche und Heranwachsende
Schulden

-, Berichtsdienst über den Schuldenstand des
Bundes

-, Berichtsdienst über den Schuldenstand der
Länder

-, Bundes- und Länderschulden .

-, Einheitswertstatistik

-,Gemeindeschulden ..':....
-, Lastenausgleichsfonds

-, Schuldenaufnahmen (Bundes- und Länder-
fnanzen)

-, Schuldenaufnahmen (Gemeindefinanzen) .. .

-, Schuldenaufnahmen (Ifaushaltsansdtze) ..

119/Xr A 4

gg/Vrrr F 5

gSiyrrr D 2

107/IX D 1a

7l
45

35/I
46lr
50/r

/IVD1
/rD1

111/X A 3b

A1b
D2,
E6

ABc
ABa
B8
A 2b, 3d
A3a

111/X
11UX
115/X
11UX
11UX

110/X
110/X
ttzlx
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nodr Schulden

-, Schuldenstand (Landwirtschaft, Garten- und
Weinbau)

-, Vermögensteuerstatistik
Schuldscheinf orderungen

-, Bausparkassen, private ........1 ..
-, Versicherungsunternehmen ....
SchuldverschreiLuneen

-, Boden- und Koämu-nalkreditinstitute .... .

Schulen
Schulentlassungen s. a. Berufsberatung

-, allgemeinbildende Schulen
Schüler und Studierende

-, Berufszählung 1961

-, an Schulen und Hochschulen . . . .

-, Volkszählung 1961
Schulort
Schweinebestand, -haltung

-, allgemeine Viehzählung

-, Landwirtschaftszählung 1960 . .

-, Viehzwischenzählungen
Schwerbeschädigte s. a. ß.orperbehinderte, Kriegs-

beBchädigte

-, Arbeitsstättenzählung 1950, nichtlandwirt-
schaftliche

-, Arbeitsvermittlung

-, Handwerkszählung 1956 . .

Seefischerei s. x'ischwirtichaft
Seefrachtraten (Index)
Seehäfen

Soziale Verhältnisse der Renten- und Unter-

Se'emannsstatistik . . .
Seeschiffahrt

-, Besatzungsmitglieder

-, Güterbewegung im internationalen Verkehr

-, Kostenstrukturstatistik

-, Meßzahlen des Güter- und Personenverkehrs

-, Personenverkehr über See mit dem Ausland

-, Seeschiffsbestände

-, Seefrachtraten (Index)

-, Seehäfen

-, Seeunfäl1e

-, S."o".t"fr d". Haf"n d";Bh;;J;d;;

-, Schiffs- und Güterverkehr (Nord-Ostsee-
Kanal) .

-, Schiffs- und Güterverkehr über See .......
Seeschiffsbauwerke
Seeverkehrsstatistik .

Sektoren

-- Yolkswirtschaftliche Gesamtrechnungen . . .

Selbständige s. a. Inhabeh

-, Berufszählung 1961

-,Mikrozensus ....Selbständige Berufslose, Berulszählung 1950 ..
Siedlung, ländliche
Sowjetzonenflüchtlinge s. a. Deutsche aus d.er sBZ,

Yertriebene, Vertriebenen- und X'lüchtlingseigenschaft,
Zugewanderte

-, Betriebe (Bauhauptgewerbe) . .

-, Bowirtschafter von Bodenflächen unter 0,5 ha

-, Bodennutzungshaupterhebung .

-, Lehrkräfte, erstmalig eingestellte

-,Mikrozensus ....
-, Stand der Vertriebenen- und Flüchtlings-

bevölkerung

-, Statistische Auswertung der Antragsformu-
lare zum Bundesvertriebenenausweis .....

-, Studierende an Ingenieurschulen

-, Volkszählung 1961
Soziale Krankenversicherung B. Kraokenversicherung

Soziale Rentenversicherung, Mitgliedschaft .,..
Sozialer Wohnungsbau
Soziale Stellung

-, Erwerbspersonen (Berufszählung 1950, 1961)

-, Haushaltsyorstände (Mikrozensus)

-, Ilaushaltsyorstände (Volkszählung 1950,
1961) .

-, Haushaltsyorstände (Wohnungsstatistik
1e56/57)

-,desAuslandes......-, a". nr"ä"*"p"tflt'.. : : : : : : : : : : : : :. : : : : :
Sozialversichemng s. a. Arbeitslosenyersicherung,

Krenkenyersicherung, Rentenversicherungen

-, Landwirtschaftszählung 1960 . .

Soz!alversicherungsbeiträge

-, Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen . .
Spaltanlagen ...:............
Spareinlagen s. a. Bankeintagen, Kredit, Ereditimtitute

-, Bausparkassen, private

-,Bundespost.....
-, Sparverkehrsstatistik

-, Währungsausgleich für Sparguthaben Ver-
triebener

Sparen

-, Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen . .

Sparverkehrsstatistik
Spezialhandel

-, Außenhan delsstatistik
Spielkartensüeuer ...
Sportstätten

-, Bestandserhebung über Turn- und Sport-
stätten

Staat

-, Yolkswirtschaftliche Gesamürechnungen . . .

Staatenlose s. a. Äusländer, Siaatsangehörigkeit
, Zr- und. tr'ortgezogene . . .

Staatsangehörigkeit s. a. Äustdnder, Staatenlose

-, Arbeiter (E. G. K. S.) .. .

-, Arbeitnehmer, beschäftigte nichtdeutsche. . .

-, Auslief erungsstatistik

-, Aus- und Einwanderungssta,tistik

-, Berufszählung 1961 r......
-, Betriebsinhaber ,

-, Eheschließende . .

-,Mikrozerxus ....
-, Reisende (grenzüberschreitender Reisever-

kehr) .

-, Staatsangehörigkeitsstatistik ....
-, Strafvollzu§sstatistik

-, Studierende (Ingenieur- und Techniker-
schulen)

-, Studierende (wissenschafüliche Hochschulen)

-, Yolkszählung 1961 .

-, Wan derungssta,tistik
Staatsanwaltschaften

-,Justüstatistik....Staatsprüfungen (Hochschulen) . . .

Staatsverbrauch

-, Vo'lkswirtschaftliche Gesamtrechnungen . . .

Stadtschnellbahnen, Yerkehr mit ............
Stahlgießereien ....
Stahlwerke
Steinkohlenbergbau

§. Arbeitsyermittlung; Intlutriebericht; Produktrons-
erhebung, vierteljzihrliche; Verdiemte

Stellen, offene

-, Arbeitsvermittlung
Stellung im Beruf

-, Berufszählung 1950, 1961 . .

-, Binnen-fischerei . .

-rMikrozensus 
....

Stellung im Betrieb

-, Arbeitshäfte in landwirtschaftlichen Be-
trieben

-, Arbeitsstättenzählung, nichtlandrvirtschaft-
liche (1950, 1961) .

-,Baubericht .....
-, Berufszählung 1950

-, Energieversorgungsunternehmen

-, Ilandels- und Gaststättenzählung 1960 . . . .

-, Ilandwerkszählung 1956 . .

-, Industriebericht, monatlicher .

-, Landwirtschaftszählung 1960 . .

-, Straßenverkehrsbetriebe, gev/erbliche .....
Stellung zum Erwerbsleben

55lrr a7
114/X B 5

g8/Vlrr D 2
107/IX D 1a

97/Vr[ C 11
45lrD r-5
45lrD 1

41/r B 1b
45lID 7-5
35/r A 1b
41/r B 1b

106/rx c 3
49lIE 4a-c

106/rx c 3

130/XrI 3
129/Xrr 1

52lII A 1b

129/XrI 1
70/rv c 6

g8/Vrrr D 3
92/\Ar E 1
g7/Vlrr C I

105/IX B 3f

129/XrI 1
g?/Vrrr c 8

82/Vr B 1
116/X B 11

48/r D 9

129/Xrr 1

37lr a5

93/VrI X 4
41/r A 13
50/r E ?

tzglxrtL
88/Vrr C 5
71irv D 1

?UIV D 1

59irr
52lrr
59/rr

C1a
a1b
c1b

grenzüberschreitender
Seeverkehrstatistik

Reiseverkehr

64/111 1a
42lIB 2
72ltY fr 7

120/Xr A 6

F4
B2c
B2b

93/\TI
86/\Tr
85/VII

86/VrI
86/Yrr
85/V[
86/Vrr

85/Vrr B 2b
93/VII r'3
65|III2c
93/Vrr F 4
86/VII B 2c
85/VII B 2a
20/xr A 6
86/VII B 2c
93/VII F 4
86/VIr B 2d
85/VrrB 1b
86/VII B 2c

79/V 11
43lrB 5
51iI E I
38/r A 6
41/r B 1b
73lrY ß2
38/r A 7
36lr a2

ö
5a
1b
5

46lrD
47lrD
35/r A
37lr a

49/I E
48iI D

B2c
B2c
B2a
B2c

1
7

4UI B 1b
52lII A 1b
36lI A2
41/I B 1a
55/rr A 8

129/XrI 1

36lr a2
77lY 6-9

78/V 10
53/rrA 1d
56/II B 1b
46lID r-4
36lI A2

40/I A 1i a

40/I A 11c
46iI D 3
35/r A 1b

42lIB 2

41/I B 1a, b
6UrI C 8
36lr A2

41/I B 1a, b
36/r A 2

35/I A 1a, b

75lY la

-t47 -

-, Yolkszählung 1961

Berufszählung 1961 ... .

i""a*i"i..rifi6;[l*;ä i'e'6 o

54/rr A 5

64/111 1a, b
78/V 10b
41/I B 1a
69/rV C 1
80i\al A 1

10r

72lrv E t
67/IV A 1a
52lrr A 1b
88/Vrr C 4

41/r B 1b
52lrr a 1 b
35/r A 1b



Sterbelälle

-, Bevölkerungsbewegung, natürliche

-, Kinderlähmung .

-, Todesursachenstatistik
Sterbekassen
Süerbeziffern
Steuerbefreite s. a, Nichtsteuerbelastete

-, Vermögensteuer .

Steuerbelastete

-, Dinkommensteuer

-, Körperschaftsteuer

-,Lohnsteuer.....
-, Vermögensteuer .

Steuerberater

-, Kostenstrukturstatistik
Steuereinnahmen

-, Bundes- und Länderfinanzet . .. . ,

-, Gemeindefinanzen

-, Haushaltseinnahmen des Bundes

-, Haushaltseinnahmen der Länder

-, Staats- und Kommunalsteuern . .

-, Verbrauchsteuern
Steuerklassen

-, Einkommensteuer

-, Erbschaftsteuer .

-,Lohnsteuer.....Steuermeßbetrag
Steuern s. a. einzelne Stcuerstatisüiken, Kostenstruktur-
' erhebungen, §ozialprodukt, Steuereinnahmen, Steuer-

sätze Nw.

-, Kosten und Leistungen im Güterverkehr . ,

Steuerpflichtige

-, Einkommensteuer

-, Erbschaftsteuer . .

-,Gewerbesteuer 
...

-, Körperschaftsteuer

-,Lohnsteuer......
-, IJmsatzsteuer ....
-, Vermögensteuer . .

Steuersätze

-, Körperschaftsteuer .. j....
-, Kostenstrukturstatistik

-,Umsatzsteuer 
,..

Steuerschuld

-, Ehkommensteuer

-, Erbschaftsteuer .

-, Körperschaftsteuer

-, Vermögensteuer .

Steuersollbeträge s. Yerbrauchsteuern
StrafaussetzuaC ... .

Strafen

-, Straferlaß (Amnestiestatistik) .

-, Straf ver{olgungsstatistik

-, Straf vollzugsstatistik
Straftaten, strafbare Ilandlungen

-, Auslief erungsstatistik

-, Kriminalstatistik, polizeiliche

-, Strafverfolgungsstatistik
Straf verf olgungsstatistik
Straf vollzugsstatistik
Straßen (Gemeinde-)
Straßenbab-nen, Yerkehr mit . . .

Straßenbestandsauf nahme
Straß enlängenstatistik
Straßenverkehr

-, Beförderung von Personen mit öffentlichen
Straßenverkehrsmitteln

-, Güterbewegung im internationalen Yerkehr

-, Güterfernverkehr mit Kraftfahrzeugen, ge-
werblicher

-, im Güterfernverkehr und Werkfernverkehr
eingesetzte Fabrzeuge

-, Güterverkehr mit Kraftfahrzeugen (Reprä-
sentativerhebung) ..,

-, Güterverkehr mit Kraftfahrzeugen, grenz-
überschreitender .....

-, interzonaler, äit Berlin und dei sowjetischen
Besatzungszone . ,...

-, Meßzahlen des Personen- und Güterverkehrs

-, Personenverkehr miü Kraftfahrzeugen, grenz-
überschreitender .....

-, Reiseverkehr, grenzüberschreitender ......

noö' Stra,ßenverkehr

-, Straßenverkehrsbetriebe, gewerbliche .....
-, StraßenverkehrsunJälle

-, 
-Werkfernverkehr mit Kraftfahrzeugen . . . .

Streiks im In- und Ausland .

Strom*, Abgabe

-, Ausfuhr

-, Bentg .

-, Einluhr

-, Erzeugung

-, S_tromerzeugungsanlagen, industrielle

-, Yerbrauch

38/I
44lI

A7
C3

88/\rrl C 4
9UVIIC 10
89/VIr C 6d

t27lXI B 6a, b

67/IY A 1a
70ltv
69/rV

70/rv
69/rV
67/rV

44lrc 6
108/rx D
44lrc 6

J

115/X B ?

114/X B 4
114/X B 5
113/X B 3
115/X B 7

6511112c

110/X A 1a
111/X A 2b
110/X A 1b
110/X A 1c
113/X B 1
116/X B 11

114/X B 4
116/X B I
113/X B 3
115/X B 6

11
11
11

C5
C2
Ala
C5
c2
A1a

671ßl

Strukturzonen

Studienanfänger ....
Studienort
Studienreferendare .:
Studienseminare .. . .

Süudierende
Stundenlöhner (Landwirtschaft) ...
Stundenverdiensto s. Yeraiemte
Subventionen

-, Haushaltseinnahmen und -ausgaben des
Bundes

-. Volkswfutschaftljche Gesadtrechnungen . .

Süßstoffsteuer

70/rv c 5
70/IY C 5
67/IY A 1a
69/rV C 2, 5
75lY lc

121/Xr A I
4l IID 1a,b
4Ur B 1b
48/r D 8
48/r D 8
46/r D 3-5

125/Xr B 4d

93/\lII F 2a, b

tt4lxB 4
116/X
115/X
774lX
113/X
116/X
115/X

114/X B 5
65IIII2c

116/X B 10

110/X A 1b
129/Xrr 1

116/X B 11

B9
B6
B5
B3
B10
B7

T
Tabak s. Rohtabakstatistik
Tabaksteuer
Tätigkeitsfälle
Tarife

-, Bundesbahl
gewerblicher
fahrzeugen .

Güterfernverkehr mit Kraft-

116/X B 11
36lI A2

84/VII A 1d

89/VII C 6c
89/VrI C 6d

4lx
6/X
4lx

B4
B9
B5

-, Werkfernverkehr mit Kraftfahrzeugen
Tariflöhne und -gehälter

-, Ausland ,. .

-, Inland.....
Tariflohnniveau,
TechnikerprifynCet - 

.. :... . . :.... .

Technikerschulen, -lebrgänge . :.....
Technische PrüLfstellen für den Kraftfahrzeug-

verkehr
Teichwirtschaft.....
Teilbeschäftigung t. '

-, Arbeitskräfte in landwirtschaftlichen Be-
trieben

Teilzahlungskredite .. .,......
Textilstatistik ....:..
Tiefbau .......r'.

t27tXT
t26lxr
126/XI
46lID
46lrD

B5b
B5a
B5a
ö
ö

t 115/X B ?

51/r E 8

5UI E 10
50/r E 6
50/r

5Ur
50lI
50/I
50/r
50/r
87/Vrr C 1b
88/yrr c 5
86/YII C 1a
86/VII C 1a

88/VII C 3b
6urr c 8

53/rr a 2b
52lrl A lb
62lrrD 4

54lrr A5
96/Vrrr c 5
72lW D 6
77lY 5e
78/V 10b

109/IX D 6
60/rr c 4

109/rx D 8
gTIVrrr D 1

39/I A 10
44lrc 6

92/\,1II E 1b
38/r A ?

120/XI A 6
13UXrr 4d

E
,J

E
E
E
E
E

7

I
5
6
6
7

88/Vrr C 5
93/Vrr F 3

89/VII C 6c

89/yrr c 6b

88/VII C 6a

90/vrr c 7b

90/vrr c 8
93/Vrr F 4

Todeserklärungen, gerichtliche ... . .

Todesursachenstatistik s. a. Krankheiten
Tonrundf unlgenehmigungen
Totgeboreno
Trampschifiahrt
Transithandel, Zahlungen im
Transportmittel

-, Gartenbauerhebung 1961 . .

-, Landwirtschaftszählung 1960 .
Traubenmaische, -most
Treibstoffe, Bezug und Verbrauch

-, Industriezensus 1963
Tuberkuloso

-, Ausgaben für Tuberkulose-IlilIe

-, Erkrankto und Neuerkranktä, Toclesfälle . ,
Turnhallen

-, allgemeinbildende Schulen
Turn- und Sportstätten

73/M'1

106/rx c 1

43lrc2

90/VII C 7a
93/VrI F 4

D
D

46lr
48lr

1

8
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U
Überstundenzuscbläge
;, Tariflöhno und -gehälter . . . 126/XI B 5
Ilbertrag".eien

-, Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen .. . lzglI'[t
Umlagen

-, Gemeindefinanzen, . 11UX A 2b
Umlau-fvermögen

-,Einheitswertstatistik ...... 115/XB8
Umsatz s. s Absatz

-, Ant€il des Roherürages . . . . 80/yI A 2, 3

-,Baugewerbe 
.... 78/Y10a,b

-,Einzelhandel(Meßzahlen).... SUVIAg

-, Energieversorgungsuhternehmen 69iIV C 1

-,Claststätten- 
und Beherbergungsgewerbe

nodr Ifnternehmon

-, Yolkswirtschaftliche Gesamtrechnungen

-, Werklernverkehr .

-, Wirtschaftsunternehmen, öffentliche . . .

Unterstützung, Unterstützungsempfänger

-, Arbeitslosenhilfe .

-, tr'ürsorge, öffentliche

-, Renten- und Unterstützungsempfänger . . .

Urlaubsansprüche ...
Urteile in Ehesachen, rechtskräftige

.. tz9lxlI'r
89/VII C 6il

.., 112/XA5,6b
66/111 5

ll2llXA4a
106/rx c 1

106/IX C 3
36/r A 2
39/r A 8

v

(Meßzahlen) .r.i..!
-, Großhandel (Meßzahlen) .. . ..

-, Güterverkehr . ..

-, Eandels- urrd Gaststättenzählung 1960

-, Ilandwerksberichterstattung ........
-, Ilandwerk

-, Industrie

-, Kostenstrukturerhebung, -statistik . . .

-, Umsatzgrößenklassen

82/Vr A 6
80/vr A 2
'92|VIIF 1, 2a
80/vr A 1

116/X B 10
6?lly Ä2

116/X B 10

1a, b
1a, b
C1
4

Erwerbsgartenbau
Forstwirtschaft . ,

65/111 2 c

67lrv
69/rV
73lrv
67/rV
67lrv

Ala
c 2,5
D3
A1a
c2,ö
x'1
A1a
A1a

12?lxl
L25lxr
126/Xr
123/Xr
t24lxr

B7
B4e
B 4t,g
B1
B 4a,b

80/v1A 1
r24lxlB 2
123/Xr B 1
lz4lxl B 4a,b
73/rV F 1

l24lXIB3,4c,d
126/XI B 5
100/vIrI F 6

112/X A 6b
80/vr A 1

90/vlr c 7b
84/VII A 2

89/VII C 6 c

85/\t[ B 1b
86/VII B 2 c
89/Vrr C 6d

Verbindlichkeiten

-, [ostenstrukturstatistik
Verbrauch s. a. Lebenshaltung

-, Brennstoffe ..........

-, Düngemittel in der Landwirtschaft,

-, Energie

o/
69
7l

/w
IIY
/rv

64lrt]
64/rII
80/vr

-, IJmsatzsteuerstatistik

-, Ztsalzerhebung zum Industriebericht
IJmsatzsteuerstatistik
Umsatzstruktur

-, Yerkehrszensus .

Umverteilung der Einkommen ... . . . ...
Unehelich Lebendgeborene,...
UnfäIle

-, Arbeitsu:rJiille .. . . . qq/E q
102/IX A 3c

-,Binnenschiffe 
... 85/VIIBlc

-,Bundesbahn.... 84/YIIAle
-, Seeunfälle 86/YII B 2d

-, Straßenverkehrsunfälle 9UVII C 10

-, Unfallstatistik der Träger der gesetzlichen '

Unlallversicherung.. ......102/IXA3c
UnJallversicherung, gesetzliches. a. vorsicherungen,

privete . .... 102/IXA3a-c
109/rx D 9

Universitäten s. Eochschuleq

Unterhaltsbeihilfen für Angehörige von Kriegs-
gefangenen 104/IX B 2b

Unterhaltshilfe (T,astenausgleich) . . ... 101/IX B 3b
Unterhaltsquello

-, Volkszählung 1961 35/I A lb
-, Berufszählung 1961 41/I B 1b

-, Landwirtschaftszählung 1960 52lII A 1b
Untermiete

-, Wohnungsstatistik 1956i5? 75ly lb
Ilnternehmen s.a. Betriebe, trapitalgesellschaften

-, Arbeitsstättenzählung, nichtlandwirtschaft-
licho (1950, 1961) .

-,Beschäftigte.....

-, Bilanzen d'br Aktiengesellschaften

-, Gewerbesteuermeßbeüragsstatistik . 115/X B 6

-,Güterverkehr... ..- 93/VIIF2a

-, Handels- und Gaststättenzählung 1960 . . . . 80/1'I A 1

-, Jahreserhebung der Nettoleisüung der In-
dustrie

-, Kapitalgesellschaften

-, Konkurse und Vergleichiverfahren

-,Kostenstruktur..,
-,Rechtsformen....

-, Straßen-Personenverkehr

-, Ilmsätze

-, Unternehmensgrößenllassen

-,Verkehrsgewerbe...
-, Verkehrszensus . . ...: ..::
:, Yersicherungsunternehmen

-, IIeüöl

-, fotJu ......:::::::::::::::

-,letztet Verbrauch

-, Material (Nettoleistung der Industrie) '

70/IV C 3
129/XII 1
68/rV A 3

-, privater (Volkswirtschaftliche Gesamt-
rechnungen) ...... 129/XII 1

-, privater (Wirtschaftsrechnungen) .. 122/XIA 1la-d

-, Roh-, IliLfs- und Betriebsstoffo Tllly D 7,2

-, Staatsverbrauch . .. ,l8llurä'
Yerbrauchergeldparitäten ..... 121/XIA8b
Verbraucherpreise s. a. Preiso

-,Ausland ... 121/XIA8a

-, Inland. .... 119/XIA4
Verbrauchsteuern

-, Steuereinnahmen des Bundes und der Länder 113/X B 1

-,Steuersollbeträge. .116/X811
-,Verbrauchsteuerstatistik ... 116/XB11
Verdienste

-, Ausland

E3
E1
A la,b
2a, c
!a
A1

73lrv
72lrv
67lrv

F1
1

7

92/\[r
129/XrI
38/r A

64IIII
61/rlr
69/rV
66/IrI

68/rV A 3
66/111 3

100/vrrr F 6
6411112a
64/111 1a, b

115/X B 8, 10
88/Vrr C 5
64IIIIla,2a
6e/rv c 1

116/X B 10
64/111 1b
65IIII2c
80/vr a 1

93/YII tr'2a
93/\{I r' 2a
92/VII X 1

109/IX D I

-, gewerbliche Wirtschaft

-, Ilandels- und Gaststättenzählung 1960

-, Ilandwerk

-, Industrie und Handel

-, Industriezensus 1963

-, Landwirtschaft . .. .. : : : : : : : : : : : : : : : : : : : :

-, Tariflöhne
Vergleichsverlahren .

Yergütungsgruppen

-, Personalstand von Bund, Ländern und Ge-
meinden

Verkaufsstellen, offene der Industrie
Verkehrs. Binnenschifahrt, Bundesbahn, Bundespost,

X'ahrzeuge, Güterverkehr, Kraftfahrzeuge, Lufifahrt-
statistik, §ceschifaltrt, Straßenverkehr

Verkehrsbezirke

-,grenzüberschreitender 
Güterverkehr mit

Kraftfahrzeugen ....
-, Güterbewegung auf Eisenbahnen

-, Güterfernverkehr, gewerbticher .

-, Schiffs- und Güterverkehr auf Binnen-
wasserstraßen

-, Schiffs- und Güterverkehr über See .......
-, Werkfernverkehr .

Verkehrsgewerbe, -wirtschaf t
-, Arbeitsstättenzählung, nichtlandwirtschaft-

liche (1950, 1961) ..

-, Kostenstruktur . .

Yerkehrsleistungen s. a. Binnenschifahrt, Bundesbahn,

64lrrt
64lrrr

1
2

a,
a,

b
c

Buntlespost, tr'ahrzeuge, Kraftfährzeuge, Lultfahrt-
statistik, Seeschiffahrt, §traßenverkehr

Verkehrspreise ..... .. 120/XIAG
Yerkehrsteuern ....,
-, Steuereinnahmen des Bundes und der Länder 113/X B 1
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VerkebrsunJälle s. s. Unfälls

-, Binnenwasserstraßen

-,Bundesbahn....
-,Seeschiffahrt....
-, Straßenverkehr . .

Verkehrszensus .....
Verlagsbuchhandel

-, Handels- und Gaststättenzählung 1960 . . . .

Verlagsgewerbe

-, Kostenstruktur . .

Vermögen s. a. Vermögensanlagen

-, Krankenversicherung, soziale .

-, Lastenausgleich .

-, öffentliche Hand .

-, Pensions- und Sterbekassen . . .

-, B,entenversicherungen

-, Sozialprodukts- und Yolkseinkommensbe-
rechnung

-, Unfallversicherung, gesetzliche

-, Vermögensbewegungen (Einnahmen undAus-
gaben der Länder)

-, Vermögenseinkommen (Yolkswirtschaftliche
Gesamtrechnungen) .

-, Vermögensteuerstatistik

-, Vermögensveränderungskonto (Volkswirt-
schaftliche Gesamtrechnungen) .

-, Versicherungsunternehmen, private

-, Versicherungsvereine, kleinere
Vermögensanlagen s. a. vermögen

-, Bausparkassen, private

-, Lebensversicherungsunternehmen

-, Rentenversicherungen

-, Schaden- und Un-fallversicherungsvereine. . .

-, Versicherungsunternehmen, private
Yermögensteuerstatistik
Versicherungen, private s. a. Ärbeitstosenversicherung;

Krankenversichermg; Rentenversicherungen; Unfall-
versicherung, gesetzliche

-, Krankenversicherungen, priva,te

-, Lebensversicherungen

noo Vortriebene

-, Beschäftigte in der fndustrie .... ... ).....
-, Betriebsinhaber (Landwirtschaftszählung

1960) .

-, Bevölkerungsbewegung, natituliche

-, Bevölkerungsstand (Fortschreibung).. .....
--, Bewirtschafter von Bodenflächen unter 0,5 ha

Bundesflücht-
lingsausweis

-, Eheschließende . .

-, Haushalte (Volkszählung 1950, 1961)

-, Inhaber von land- und forstwirtschaftlichen
Betrieben

-, Jahr des Zuzugs

-, Jugendhilfe, öffentlicho

-, Konkurse und Vergleichsver+ahren

-, Lehrernachwuchs für das Lehramt an
Höheren Schulen

-, Lehrkräfte, Lehrpersonen ..: ....

-,Mikrozensus ....
-, Schüler

-,Siedlungswesen...
-, Studierende an Ingenieurschulen .

-, Unternehmer im Einzelhandel . .

-, Vertriebenenbevölkerung (Eortsehreibung). .

-, Volkszählung 1950, 1961 .. ........
-, Wanderungsstatistik

-, Wohnbevölkerung
, 
-, Wohnraumvergaben

-, Wohnungsstatistik 1956 157
Vertriebenenbetriebe, -unternehmen

-, Arbeitsstättenzählung, nichtlandwirtschaft-
liche . .

-, Bauhauptgewerbe .

-, Handels- gnd Gaststättenzählung 1960 . . . .

-, Handwerkszählung 1956 . .

-, Ilandwerkszdhlung 1963. . .

-, Industrie
Vertriebenen- und Flüchtlingseigenschaft

B. a. Deutsche aus der §BZ, Sowjetzonenflrichflinge,
Vertriebene, Zugewanderte

-, Anstaltsbevölkerung

-, Betriebsinhaber (Land- und tr'orstwirtschaft)

-, Hochschullehrer und wissenschaftliches Per-
sonal ..

-, Lehrkräfte an Ingenieurschulen .

-, Lehrkräfte an lehrerbildenden Anstalten und
Einrichtungen

-, Studierende an Hochschulen . . .

-, Studierende an lehrerbildenden Anstalten und
Einrichtungen

-, Studierende an Technikerschulen

-, IJnternehmen (Handels- und Gaststätten-
zählung 1960) .

Verurteilte

-, Straf verf olgungsstatistik
Verwahrte

-, Strafvollzugsstatistik
Verwaltungsgerichte .
Viehbestand und -haltung

-, allgemeineViehzählung ... i...
-, Landwirtschaftliche Betriebszählung 1949. .

-, Landwirtschaftszählung 1960 . .

-, Viehzwischenzählungen
Vieh- und Fleischwirtschaft, Berichterstattung
Volkseinkommen

-, des Auslandes

-, der Bundesrepublik ....
Volksschulen, -schüler
Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen

s. a. Sozialprodukt, Zahlungsbilanzen

-, des Auslandes

-, füLr die Bundesrepublik . . . .

Volkszählung 1950 ..
Volkszählung 1961 ..
Vorausschätzung der Bevölkerung ,

Bodennutzun gshaupterhebung
Bundesvertriebenenausweis,

67lrv A2

52/Ir A 1b
38/I A ?
37lr a 4
53/rr A 1d
56/rI B 1b

85/\rrr B 1 c
84/VII A 1e
86/\1rr B 2d
guvrr C 9
92/Vrr F 1

80/vr a 1

6411112a, c

101/rx A 2b
105/rx B 3h
172lXA5
108/IX D 3
101/rx a 1b

130/Xrr 2
102/rx A 3b

110/X A 1c

129/Xrr 1
115/X B 7

129/Xrr 1
107/IX D 1b
109/IX D 8

g8/Vlrr D 2
107/IX D 2a
101/IX A 1c
108/IX D 5b
107iIX D 1a,b
l7blxB7

108/IX
109/IX
107/IX
107/IX
109/IX
108/rx
109/rx
109/rx
108/IX
108/IX
109/IX

109/rx D 6
107/IX D 1a,b
707IIXD 2a
108/IX D 5b
108/rx D 3,

4b,5a
109/rx D 7

93/Vrr r' 2b

109/rx D I

103/IX B 1a

36/I A 2
40/I A 11a
75lY la
38/r A 7

35iI A 1a, b

56/rr B 1ä
35/I A 1a, b

106/IX C 2
100/vlr x' 6

80/vr A1
40/I A 11a

35/r A 1b
38/r A 6
52lrr a 1b

64iIII 1a, b
?8/V 10b
80/vr A 1
72lrY ß I
73lrv E 2
67/rV A 1b, 2

48/r D 8
45lrD t
46lID 2
36lI L2
45lID I
55irr A 8
46/r D 3

35/I A 1a, b
37lr ab
40/I A 11b
37lI A 4
'i8lv I
75lY 7a

-, Pensions- und Sterbekassen

-, 
Rückversicherung

-, 
Schaden- und Unfallversicherung

-, Schadensursachen in der Tierlebensver-
sicherung

-, Vermögensanlagen

-, Yersicherungsleistungen

Versicherungsprämien

-, Fahrzeugerhebung
Versicherungsulternehmen

-, Einzelergebnisse aus dem Rechnungsab-
s'chluß .

Versorgung (gemäß Bundesversorgungsgesetz)
s. a. Körperbehinderte, Kriegsbeschädigte,
Schwerbeschädigte '*, Anträge

-, Auslandsversorgung

-,Berechtigte.....
-,orthopädische...
-, Yersorgungsbezüge (Art und IIöhe) .......
Yersorgungsbezüge (öfientlicher Dienst)
Verteidigungsauf wand, -lasten

-, Haushaltausgaben des Bundes

-, Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen . . .

Vertreibungsschäden (Lastenausgleich) .......
Vertriebene s. a. Deutschs aus der SBZ, Sowjet-

zonenfluchUinge, Yertriebenen- und Elüchtlingseigen-
schaft, Zugewanderte

-, Arbeitslose

-, Berufszählung 1950, 1961 . .

-, Beschäftigte (Arbeitsstättenzählung, nicht-
landwirtschaftliche) .
Beschäftigte
Beschäftigte

D 4a,b
D8
D 1a,
D Za,b
D8
D3
D8
D7
D5a
D5b
D8

48lr
4ßlI

D
D

6
D

D4
D5a

47lI
47lT

103/rx
103/rx
103/rx

B1b
B 1a,b,c
Bld

47llD 4
46/I D 3

80/vr A 1

50/r E 6

50/r E 7
49/r E 3

59/II C 1a
52lII Ala
52lrl A 1b
52lrr atb
60/rr c 3

103/IX B 1c
111/X A 2b

110/X A 1 c
129/Xrr 1
109/rx B 3h

42lIB 2
41/I B 1a, b

64/111 1a, b
68/rV B 1

112/X A 6b

130/Xrr 3
129/Xrr 1
45lID 1

im Handwerk
im öffentlichen Dienst

130ixlr 3
129/Xrr 1
35/I A 1a
35/I A 1b
37lr a 4
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Yorbildung, schulischo

-, Studierendo (Ingenieurschulen), ..... .

Yorleistungen

-, Volkswirtscbaftliche Gesamtrechnunsen
Vorräte (landwirtschaftliche Erzeugnissej

-, Getreide und Getreideerzeugnisie .....

-, Kartofielr

-, ölfrüchte, öle, Fette

-, Z:ucker
Vorratsveränderungen

-, Yolkswirtschaftlicho Gesamtrechnungen
Vorstrafen
Vorverfahren der Sozialgerichtsbarkeit . ..

w
Wachstumstand und Ernte s. a. Ernte

-, X'eldlrüchte und GrüLnland .....
-, Gemüse und Erdbeeren

-, Obst

-, Reben
Wahlstatistik
Währurtg

-, Verbrauchergeldparitäten (Internationaler
Yergleich der Preise für die Lebenshaltung). .

Währungen derWelt . :...,.
Währungsausgleich für Sparguthaben Yerürie-

bener .

Währungsreserven . .

WaIdflächen

-, Bodennutzungshaupterhebung .

-, Landrrrirtschaftszählung 1968 . .

Walzwerko
Wanderungen

-, Aus- und Einwanderungen

-, Sonderauszählung (Vertriebene)

-, Wanderungsstatistik
Warenbestand s. a. Materialbeeüatral, Yerbrauchsteuern

-, Handels- uld Gaststättenzählung 1960 . . . .

-, Handwerksberichterstattung . .

-, Handwerkszählung 1956 . .

-, Industriezensus 1963,
Wareneingang B. a. Materialeingang

-, Handels- und Gaststättenzählung 1960 . . . .

-, Handwerkszählung 1956 ..

-, Industriezensus 1963

-, Jahreserhebung der Nettoleistung der In-
dustrie

Warenhandelsbilanz .
Warenverkehr s. a. Güterfernverkehr, Clütenerkehr

-, Außenhandel . ,..
-, Berlin- und Interzonenhandel
Warenvorräte

-, Iland.werksberichterstattung .....,....... .

Wasserstraßenabschnitte t

-, Schiffs- und Güterverkehr auf Binnenwasser-
straßen

Wasserversorgung

-, öffentliche und öffentliches Abwasserwesen, .

-, Zrsatzerhebung zum Industriebericht . . . . .

Wechselproteste....
Weg zur Arbeitsstätte

-,Zeilatfwand 
...

Wein

-, Bodennutzungshaupterhebung .

-, Weinbaubetriebserhebung 1958 .

-, Weinbestandsstatistik

-,Weinmosternte 
.. ....:..

Weltbank
Welthandel

-, Außenhandelsstatistik desAuslandes ......
Weltindustriezensus 1963

Weltmarktpreise....
W-erkverkehr ,

-, Fahrzeugerhebung

-, Güterverkebr mit Kraftfahrzeugen (Reprä-
sentativerhebung)

-, W'erkfernverkehr

-, Werkfernverkehr
überschreitender)

(eingesetzte tr'ahrzeuge). .
' ii"Tti.äi..nu" ora'g.ärrr-

Wertpapiero

-, Bausparkassen, private

-, Börsenumsatzstatistik

-,Effektenkurse...
-, Emissionsstatistik

-, fnvestmentfonds .

-, Renditen, festverzinslicher ....
-, Versicherungen, private
Wertpapiersta,tistik .

Wertschöpfung der Wirtschaftsbereiche

-, Yolkswirtschaftliche Gesamtrechnungen . . .

Wetterdienst
Widerspmchsstellen und Sozialgerichte, Tätig-

keit der
Wiederaufbau

-, Baubeginne .. ...
-, Baufertigstellungen

-, Baugenehmigungen

-, Bauüberhang . ,.
Wiedereinlief erungsabstände

-, Straf vollzugsstatistik
Wütschaftsfläche s. a. Betriebsfläche

-, Boderurutzungshaupterhebung .

-, Bodennutzungsvorerhebung ....
Wirtschaftsprüfer

-,Kostenstrukturstatistik ..........
Wirtschaf tsrechlungen
Wirtschaftsunternehmen, öffentliche

-, tr'inanzen

-, Personal
Wochenarbeitsverdienste s. Ärbeiter
Wochenarbeitszeit s. Ärbeitszeit
Wohllahrtspflege, Einrichtungen der
Wohnbauten, Wohngebäude s. a. Gebäurte

-, Abgang inlolge Abbruch, Brand usw. . . . . . .

-,Baubericht 
.....

-, Bauf ertigstellungen

-, Baugenehmigungen

-, Kostenstruküur in der \Yohnungswirtschaft

-, Normalwohngebäude (Ein-, Zwei-, Mehr-
familien-, Bauernhaus, I(leinsiedlerstelle) . . .

-, sozialer Wohnungsbau
Wohnbevölkerung s. a. Bevölkerung

-, Berufszählung 1961

-, Fortschreibung des Standes

-, Mikrozensus .. . .

-, Volkszählung 1961
Wohnfläche

-, sozialer Wohnungsbau

-, Wohnungsstatistik 1956 | 5?
Wohnparteien

-, Wohnungsstaüisüik 1956 157
Wohlraum s. e. wohnungen

-, Abgang

-, Baulertigstellungen

-, Bestand (\Yohnungsstatistik 1956/57) .....
-, sozialer Wohnungsbäu

-, Vergaben von Wohnraum
Wohn- und Mietverhältnisse (Wohnungsstatistik

1956/57)
Wohnungen s. a. Wohnraum, wohnungsbau

-, Abgang

-, der Arbeiter (8. G. K. S.) . . . .

-, Aufbaudarlehen (Lastenausgleich)

-,Baubeginne...,.
-, Bauf ertigstellungen

-, Baugenehmigungen

-, Bauzustand (Bauüberhang) . ..

-, Bestand (Wohnungsstat'istik 1956/5?) .....
-, bewohnte Gebäude (statistische Sest-

stellungen)

-, Forüschreibung des Bestandes

-, mit öffentlichen MitteLn geförderte

-, Wohnungsbau, sozialer

-, Wohnungsstatistik 1956 157

Wohnungsbau s. a. Baupreise, Gebäude, wohnungen

-, Aufbaudarlehen (Lastenausgleich)

-, Auszahlungen öffentlicher Mittel

-, Auszahlungen

-, Baubericht

46/r D 3

129/Xrr 1

121/XI A 8b
gg/Vrrr F 1

105/rx B 3f
g5/Vrrr B 1

1b
1b
1

tzglxrrr
94/Vrr G 1

50iI E 4c

76/V 5b
77lY 5c
76lY 5a
77lV 5d

50/r E 7

56/rr B 1b
56/II B 1 a

65|III2c
lzzlxl All a-c

66/111 5
112/X A 6a

107/IX D 1a
96/VrrI C 6

105/IX B 3g

77lY 5c
78/\r 10a, b
77lY 5c
76lY 5a
76lV 4 I

76ly 3
78/V 8

98/yIII D 2
gg/Vlrr X 5
98/VIrI D 3
g8/Vrrl r 1
g8/Vrrr E 2
gg/Vrrr E 4

78/V 8
75/V 1b

75lY ta-c
76lY 5b
76/V 5b
75lY 7a,b
76/Y 5b, d
78/V I
75lY la-c
77lY 5c
79/V 11

104/rx B 3d
76/V 5b
77 lY 5c
76lY 5a
77lY 5d
75/V 1a, b

bslrr
62lrr
55/rr
62lrr
62lrr

6
1

6
I

2

129/XrI 1
50/I E 7
49lID 4a

4a
4b
4c
4d

58/Ir B
58/rr B
58/rI B
58/rI B
5Ur X' 1

A
D
A
D
D

56/rr B
52lII A
71/IV D

38/r A 6
40/I A 11b
37lr ab

80ivr a 1
73/rV E 3
72lry E I
73/IV F 1

80/vr a 1

72lrY E I
73/rY F 1

68/rV A 3
130/XII4a

82/Vr B 1
81/\lt A 5a, b

73/rV E 3

85/Vrr B 1b

70/rv c 4
67lry A2

100/vrrl F 6

35/r A 1b

56/rI B 1b
53/rr a 3
62lrID 4
62l7rD 4
58/rr B 4d

131/XrI5

83/vI B 2
73lrr E 2
73/M 1

121/XI A ?

93/YII F 2b

88/\rrr c 6a
89/Vrr C 6b

89/Vrr C 6d

41/I B 1b
37lI A,4
36lr Ä2
35/r A 1b

76lV 3
76lV 2
78/V 8
?7tv 6
77lY 5c
75lY la,b

104/rx B 3d
77lY 6

77lv 7
78/V 10a, b
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noö Wohnungsbau

-, Bautätigkeitsstatistik

-; n;*nlisi;t"" on""ul"r,ä" liiüäi

Zahlungsbilanzen

-, des Auslandes

-, tu ai" n""a"..up"tUf'. .

Zahlungsmodu§ .,...
Zahlungsschwierigkeiten
Zahlungsverkehr mit Gebietskörperschaften

-, Bundes- und Länderfrlanzen .

-, Gemeindefi:ranzen .
Zahnätzbe

-, Kostenstrukturstatistik
Zeitaufwand für Arbeitsweg

-, Arbeiter (E. G. K. S.)

-, Berufszählung 1961

-, Gebäude- undWohnungszählung .....
-, Yolkszählung 1961
Zentralban-kkredit , . .

Zentralban-kstatistik .

Zivilinternierte, -verschleppte ....
Zölle

-, Steuereinnahmen des Bundes und. der Länder
Zuckersteuer ,..
Zuckerwirtschaft, särr.;;"..t*i"[;'
Zrrg'ewanderte, Zrtgezogene B. a. Deutsche aus der

gBZ, Sowjetzonenflüchtlingc, Verhiebene, Vertriebenen-
und X'lüchtlingseigeNchaf t

-, Beschäftigte (Handwerkszählung 1956) . . . .

-, Beschäftigte im öffentlichen Dienst

-, tr'orüschreibung des Bevölkerungsstandes . .

-, Jugendhilfe, öffentliche

-, Konkurse und Vergleichsverfahren
--, Lehrpersonen an wissenschaftlichen Hoch-

schulen

-, natifuüche Bevölkerungsbewegung

-, Schüler, Lehrkräfte (allgemeinbildende
Schulen)

-, Schiiler, Lehrkräfte (berufsbildende Schulen)
.-, Stand der Vertriebenen- und tr'lüchtlings-

bevölkerung

-,'Wanderungsstatistik
-, Wanderurgsstatistik (Sonderauszählung) . .

-, Wohnraumvergaben
Zugewandertenb etrieb e

-, Arbeitsstättenzählung 1961 . .

-, Bauhauptgewerbo.

-, Handwerkszählung 1956 . .

-, Tlandwerkszählung 1963 . . .

-, Industriebericht fitu Kleinbetriebe

-, Ztsatzerhebung zum Industriebericht .....
Zulassungen von Kraftfabrzeugen und An-

hängern
Züadwarensteuer ...
Zusatzerhebung bei den gewerblichen Straßen-

verkehrsbetrieben .. ?... . ...... ..
Zusatzerhebung zum fndustriebericht
Zuschußbedarf

-, Bundes- und Länderfinanzen ..

-, Gemeindefinanzen .

Zu- und lortgezogene Personen .,.
Zuweisungen und Zuschüsse ......
Zweitstimmen

-, Wahlstatistik ...
Zwis chenb ilanzstatistik
Zwischer.fruchtanbau

B1
811
D2

113/X
116/X
62lrr

a-e76lv b
78/V 8
77lV 6
77lv 7

35/r A 1b

I

72lIY E7
112/X A 6b
37lI A4

106/IX C 2
100/vIrI F 6

48/r D 6
38/r A ?

45lrDt
46lID2

-, Finanzierung durch Kapitalsammelst€Ilen

-, Ilaushaltsausgaben des Bundes

-, sozialer

-, Kostenstrukturerhebun g
Wohnverhältnisse

-, Arbeiter (8. G. K. S.) ...
-, Renten- und Unterstützungsempfänger

-, Wohnungsstatistik 1956 | 67

Z

...110/XAlb
78/V 8
77lY 6,7

75lY t,
76lv 2
76lv 2
75lV I
76lV 4

a-c

a-c

79lV rr
106/rx c 3
75/V 1a, b

110/X A 1a
110/X A 2a

65lIlI2c

79lv rt
41/r B 1b

131/XrI 5
130/XII 4a
80/vI a 1

100/vlrr F 6

40/I A 11a
37lI A5
40/r a 1lb
78/V I
64/111 1b
78/V 10
72lrY ß t
?}lrv ß2
6?/rv a 1

67lrv A2

87/yrr c 2

116/X B 11

88/Vrr C 4
67lry a2

95/vlfl
95/Vlr

75lY lc
35/r A 1
95/\TII

651111 2
97/Vrl
97/Vrrr
99/Vr[
e8/vr[

4
1,3
1

b
A
A
B

D1
x'3, 5
E3

. 110/XA 1a

. 110/XA 2a

. 37/IA5

. tt2lXA4a
Zins

Fremdkapitalzinsen
Zinsgutschriften . ..

-, 
Zinssäbze, Zinssatzgruppen

-, Zinstylen

c
C8

5i/r r' 1
96/Yrrr c 2
56/II B 1c

I
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Rechtsgrundlagen (Gesetze mit Begründungen, Rechtsverordnungen)
Gesetz über die' Statistik für Bundeszwecke (StatGes) . . . . .

Anderungen des Gesetzes über die Statisiik für Bundeszrvecke (StatGes) . .

Gesetz zur Anderung des Gesetzes über die Statistik für Bundeszrvecke .. ..,t....
Zweites Gesetz zur Anderung des Gesetzes über die Statisiik für Bundeszrvecke ..

Bevölkerung, Erwerbstätigkeit, Kultur
Gesetz über eine Zählung der Bevölherung und der nichtlandwirtschaftlichen Arbeitsstätten und lInter-
nehmen im Jahre 1961 sorvie über einen Verkehrszensus im Jahre 1962 (Volkszählungsgesetz 1961)

Gesetz über die Durchführung einer Repräsentativstatistik der BevöIkerung und des Errverbslebens
(Mikrozensus) ........
Gesetz zur Anderung des Gesetzes über die Durchfühmng einer Repräsentativstatistih der Bevöllierung
und des Errverbslebens (Mikrozensus)
Gesetz über die Statistik der Bevölkerungsbewegung und die Fortsclireibung des Bevöikerungsstandes
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.Yerordnung über die allgemeine Durchführung und die Nachprüfung der Bodennutzungserhebung 1959

Yerordnung über die allgemeine Durchführung, die Nachprüfung und eine Ergänzung der Boden-
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Verordnung über die besondere Ernteermittlung für die Jahre 1961, 1962 und 1963 ...

Viehzählungsgesetz .

Gesetz zur Anderung des Viehzählungsgesetzes

Gesetz über eine Schlachtgewichtsstatistili ....
Verordnung über eine Milchstatistik .........
Gesetz über eine Fischereistatistih
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Brennstoffe
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Gesetz über die Statistik der Seeschiffahrr ...
Verordnung über die Durchführung einer Statistik der Gemeindestraßen nach clem Stand vom 31. März 1956
Verordnung über die Durchführung einer Statistik der Gemeindestraßen nach dem Stande vom 1. Januar
1961 .........
Verordnung zur Durchführung einer Statistik der Beförderung von Personen zu Lande vom 7. August 1957
Verordnung zur Durchführung einer Statistik der Beförderung von Personen zu Lande vom 12. Juli 1960
Yerordnung zur Durchführung einer Statistilc des grenzüberschreitenden Personenverhehrs mit Kraft-
fahrzeugen"'r'om 12. Juli 196d......:..

' Verordnung über eine Statistik der Kralifahrzeugfahrleistungen des Jahres 1959

Verordnung zur Durchführung einer Straßenverkehrsun{allstatistik .....
Gesetz zur Durchführung einer Straßenverkehrsunfallstatistik (St\rUnfG)
Verordnung zur Durchführung einer Luftfahrtstaiistik vom 12. I[ärz 1959 . .

Verordnung zur Durchführung einer Luftfahrtstatistih vom 30. Oktober 1961 . .

Gesetz über die Statistik der Kosten und Leistungen im Güterverkehr mit Kraftfahrzeugen, mit Binnen-
schiffen und nrit Eisenbahnen im Jahre 1959 (GüYerkSiatG 1959)

ö f f entl i che S oz i all e is tungen ; Ye rs ich erurigen
Verordnung über die Durchführung von Statistihen auf dem Gebiet der Fürsorge und der Jugendhilfe

Finanzen und Steuern
Gesetz über die Finanzstatistik .

Verordnung über die Durchführung einer Lohnsteuerstatistik für das Kalenderjahr 1957 ..
Verordnung über die Durchführung einer Statistik der veranlagien Einliommensteuer und der veranlag-
ten Körperschaftsteuer frir das Kalenderjahr 1957 ..
Gesetz über eine Gewerbesteuerstatistik für das I(alenderjahr 1958 . .

Verordnung über die Durchführung von IJmsatzsteuerstatistiken für die Kalenderjahre 1956,1957 und 1958

Verordnung über die Durchführung von IJmsatzsteuerstatistiken für die Kalenderjahre 1959,1960 und 1961

Preise, Löhne, Wirtschaftsrechnunge., I

Gesetz über die Preisstatisiik ....
Verordnung zur Durchführung des Gesetzes über die Preissiatisiik
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Reehtsgrundlagen

Vorbemerkung: Es rvird darauf hingewiesen, daß die Begründungen zu den Gesetzen nicht auf den endgültigen Wortlaut der
Gesetze, sondern auf die inhaltlich oder in der Bezeichnung der Paragraphen bisweilen abweichenden Gesetzesentwürf e abgestellt
sind.

Gesetz über die Statistik für Bundeszwecke (StatGes)

Vom 3. September 19531)

Der Bundestag hat mit Zustimmung .des Bundesrates das
folgende Gesetz beschlossen:

ABSCHNITT I
Das Statistische Bundesamt

§1
(1) Das Statistische Bundesamt ist eine selbständige Buncles-

oberbehörde im Geschäftsbereich des Bundesministeriums des
Innern.

(2) Der Präsident des Statistischen Bundesamtes wird vom
Bundespräsidenten auf Yorschlag der Bundesregierung ernannt.

§2
Aufgabe des Statistischen Bundesamtes ist es

1. Statistiken für Bundeszwecke (Bundesstatistiken) technisch
und methodisch vorzubereiten, auf ihre Einheitlichheit und
Vergleichbarkeit hinzu'wirken, ihre Ergebnisse für den
Bund zu sammeln, zusammenzustellen und für allgemeine
Zweeke darzustellen,

2. Bundesstatistiken zu erheben unil aufzubereiten, wenn es in
einem Bundesgesetz bestimmt ist oder soweit die beteilig-
ten Länder zustimmen,

3. nach Maßgabe des § 9 Satz 2 Geschäftsstatistiken zu be-
arbeiten,

4. Statistiken des Auslandes und der internationalen Organi-
sationen zu sammeln und darzustellen,

5. volksrvirtschaftliche Gesamtrechnungen aufzustellen,

6. an der Yorbereitung der Bundesgesetze, Rechtsverordnun-
gen und allgemeinen Verwaltungsvorschriften auf dem Ge-
biete der Bundesstatistik mitzuwirhen,

7. auf Anfordern der obersten Bundesbehörden sonstige
Arbeiten statistischer und ähnlicher Art durchzuführen und
Gutachten über statistische Fragen zu erstatten.

§3
Das Statistische Bundesamt führt seine Arbeiten nach den

Anforderungen des facirlich zuständigen Bundesministers im
Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel durch.

ABSCHNITT II
Der Statistische Beirat

§4
(1) Das Statistische Bundesamt erhält einen Beirat.

(2) Der Beirat setzt sich zusammen aus

1. dem Präsidenten des Statistischen Bundesamtes oder
seinem Yertreter im Amt als Vorsitzenden,

2. je einem Vertreter der Bundesministerien, des Bundes-
rechnungshofes, der Bank deutscher Länder und der
Deutschen Bundesbahn,

3. den Leitern der Statistischen Landesämter oder ihren
Vertretern irr Amt,

4. ,je einem. Vertreter der kommunalen Spitzenverbände,

5. sieben Vertretern der gewerblichen Wirtschaft und
einem Yertreter der Arbeitgeberverbänile,

6. drei Vertretern der Gewerkschaften,
7. zwei Vertretern der Landwirtschaft,

' 8. zwei Vertretern der wirtschaftswissenschaftlichen fn-
stitute. I

Im Falle der Beschlußfassuns haben die Vertreter gemäß Nunr-
mern 1 bis 3 nur beratende Sii.*drr.

(3) Die Landesregierungen sind zu den Sitzungen des Beirats
zu laden. Ihre Yertreter müssen jederz.eit gehört weiden.

(4) Die Yertreter zu Absatz 2 Nummern 4 bis 8 sind durch
den Präsidenten des Statistischen Bundesamtes auf Vorschlag
der in Frage kommenden Verbände und Einrichtungen zu be-
rufen; der zuständige Bundesminister bestimmt die vorschlags-
berechtigten Verbände und Einrichtungen.

(5) Der Beirat kann für bestimmte Sachgebiete ständige
Fachausschüsse und für einzelne Fragen Arbeitskreise einsetzeu.
Zu der Sitzungen des Beirats, der Fachausschüsse und der
Arbeitskreise können Sachverständige hinzugezogen werden. Zu
den Sitzungen der Fachausschüsse und Arbeitskreise sind die
Bundesministerien zu laden und jederzeit zu hören.

(6) Die Tätigkeit im Beirat, in den Fachausschüssen und in
den Arbeitshreisen ist ehrenamtlich.

§5
(1) Das Statistische Bundesamt hört bei der Durchführung

seiner Äufgaben in methodischen und technischen Fragen den
Beirat oder seine Fachausschüsse und Ärbeitskreise. In Fällen,
die der Beschleunigung bedürfen oder einfach liegen, hann dies
auch schriftlich geschehen.

(2) Das Statistische Bundesamt hat die Anregungen und Vor:
schläge des Beirats zu prüfen und im Rahmen der verrvaltungs-
mäßigen Notwendigkeiten und finanziellen Möglichkeiten zu ver-
werten.

ABSCHNITT III
Anordnung von Bundesstatistiken

§6
(1) Die Bundesstatistiken werden, soweit nicht im Absatz 2

oder in änderen Rechtsvorschriften, Ausnahmen zugelassen sind,
durch Gesetz angeordnet.

(2) Die Bindesregierung rvird ermächiigt, statistische Er-
hebungen durch Rechtsverordnungen mit einer Geltungsdauer bis
zu drei Jahren anzuordnen, wenn folgende Yoraussetzungen ge-
geben sind:

1. die Ergebnisse der Erhebung müssen zur Erfüllung be-
stimmter, im Zeitpunkt der Erhebung schon festliegen-
der Bundeszweche erforderlich sein,

2. die Erhebung darf-nicht einen unbeschränkten Personen-
kreis erfassen,

3. die voraussichtlichen Kosten der Erhebung ohne die
Kosten für die Yeröffentlichung dürfen beim Bund und
bei den Ländern zusammen''500 000 Deutsche Mark jähr-
lich nicht übersteigen.
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(1) Die Anordnung muß die zu erfassenden Tatbestände rrnd
den Kreis der Befragtcn bestirnmen. Sie ist auf den Erhebungs-
vordrucken anzugeben.

(2) Bei der Einleitung von Bundesstatistiken, die auf frei-
willigen Auskünften beruhen, ist die Freiwilligkeit der Beant-
wortung den Befragten bekanntzugebeh.

. §8
Die Kosten der Bundesstatistiken tragen der Bund und die

Länder nach den bei ihnen entstehenden Arbeiten, soweit nicht
durch Gesetz oder Rechtsverordnung etwas anderes bestimmt
*i"4.')

ABSCHNITT IV

Besondere Verfahrensbestimmungen

§e
(1) Die Bundesminister nehmen die Aufgaben des § 2 bei

Statistihen rvahr, deren Unterlagen ausschließlich im Geschäfts-
gang der Bundesbehörden anfallen oder deren Bearbeitung sich
vom Geschäftsgang nicht trennen läßt (Geschäftsstatistiken). Sie
hönnen diese Äufgaberi ganz oder teilweise dem Statistischen
Bundesamt übertragen.

(2) Die Bundesregierung hann in besonderen Fällen einen
Bundesminister oder die von ihm zu bestimmende Stelle er-
mächtigen, für bestimmte Bundesstatistiken, auch wenn sie keine
Geschäftsstatistiken sind, die Aufgaben des § 2 ganz oder zum
Teil wahrzunehmen.

ABSCHNITT V

Auskunftspflicht

§10
(1) Alle natürlichen und juristischen Personen, Behörden und

Einrichtungen sind zur Beantrvortung der ordnungsmäßig an-
geordneten Fragen verpflichtet. Sondergesetzliche Bestimmungen
über Bcrufsgeheimnisse und Amtsverschrviegenheit bleiben un-
berührt.

(2) Die Äntr.vort ist wahrheitsgemäß, vollständig, fristgemäß
und, soweit nichts anderes bestimmt ist, unentgeltlich zu geben.

(3) Sind amtliche Erhebungsvordrucke zur AusfüIlung durch
die Befragten vorgesehen, so sind die Antworten auf diesen Er-
hebungsvordrucken zu erteilen. Die Richtigkeit der Angaben ist
durch Unterschrift zu besiätigen, soweit es im Erhebungsvor-
druck vorgesehen ist.

. §11
Die Verpflichtung del Befragten, Auskunft zu erteilen, besteht

gegenüber den mit der Durchführung der Bundesstatistih amtlich
betrauten Stellen und Personen.

be"ecirtigt und verpflichtet, den fachlich zuständigen obersten
Bundes- und Landesbehörden oder den von ihnen bestimmteh
Stellen auf Verlangen Einzelangaben auf dem Dienstweg
weiterzuleiten, wenn und soweit dies in der die Statistik an-
ordnenden Rechtsvorschrift zugelassen und in den Erhebungs-
drucksachen bekanntgegeben'worden ist.

(3) Eine Zusammenfassung von Ängaben mehrerer Auskunft-
pflichtiger ist keine Einzelangabe im Sinne dieses Gesetzes.

(4) Veröffentlichungen dürfen keine Einzelangaben im Sinne
dieses Gesetzes enthalten.

§7

ABSCHNITT VII

Strafen unil Geldbußen

§13
(1) Wer ein Geschäfts- oder Betriebsgeheimnis, das ihm bei

seiner Tätigkeit auf Grund dieses Gesetzes anvertraut worden
oder sonst bekannt geworden ist, unbefugt offenbart oaler ver-
wertet, oder wer eine nach den Vorschriften dieses Gesetzes
geheimzuhaltende Tatsache unbefugt offenbart, wird mit Ge-
fängnis bis zu sechs Monaten und mit Geldstrafe oder mit einer
dieser Strafen bestraft.

(2) Handelt der Täter gegen Entgelt oder in der Absicht,
sich oder einem Dritten einen rechtswidrigen Vermögensvorteil
zu verschaffen oder jemandem einen Nachteil zuzufügen, so ist
die Strafe Gefängnis bis zu zwei Jahren. Daneben hann auf
Geldstrafe erkannt rverden.

(3) Die Absätze 1 unil 2 gelten nur, soweit nicht in andercn
Vorschriften eine schwerere Strafe angedroht ist.

(4) Die Strafverfolgung tritt auf Antrag des Verletzten ein.

(5) Die Offenbarung von geheimzuhaltenden Tatsachen an die
zuständige Verwaltungsbehörde zum Zwecke der Verfolgung
einer Ordnungswidrigkeit wegen unrichtiger oder unvollständiger
Angaben nach § 14 ist nicht unbefugt.

§14
(1) Eine Ordnungswidrigkeit begeht, wer vorsätzlich oder

fahrlässig Auskünfte, zu denen er nach § 10 verpflichtet ist,
ganz oder teilweise verweigert oder nicht rechtzeitig erteilt oder
unrichtige oder unvollständige Angaben macht.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu
zehntausend Deutsche Mark geahndet werden.

§15
Wird eine Ordnungswidrigkeit im Sinne des § 14 in einem Be-

trieb begangen, so kann gegen den Inhaber oder Leiter und,
falls der Inhaber des Betriebes eine juristische Person oder eine
Pörsonengesellschalt des Handelsrechts ist, gegen diese eine
Geldbuße bis zu zehntausend Deutsche Mark festgesetzt werden,
wenn der Inhaber oder Leiter oder der zur gesetzlichen Ver-
tretung Berechtigte vorsätzlich oder fahrlässig seine Aufsichts-
pflicht verletzt hat und der Verstoß hierauf beruht.

ABSCHNITT VI

Geheimhaltungspflicht

§12
(1) Einzelangaben über perslinliche oder sachliche Verhält-

nisse, die für eine Bundesstatistik gemacht werden, sind, soweit
durch Rechtsvorschrift (§ 6) nichts anderes bestimmt ist, von
den Auskunftberechtigten geheimzuhalten.' Die Yorschriften der

S§ 175,179,188 Abs.1 und des § 189 der Reichsabgabenordnung
vom 22. Mai 1931 (RGBI. I S. 187) über Beistands- und Anzeige-
pflichten gegenüber den Finanzämtern gelten insoweit nicht für
die Auskunftberechtigten.

(2) Das Statistische Bundesamt, die Statistischerr Landes-
ämter und die sonstigen erhebenden Behörden und Stellen sind

1) Am 4. Mai 1955 ist eine neue Fassung des § 8 in Kraft getreten (siehe 1) Diese Frist wurde inzwisdten um -vier Jahre, d. h.- bis. -einsdrließlich
S. i6t unten). 24. September 1959, verlängert (siehe i{nderungsgesetze auf S. 151).

ABSCHNITT VIII
übergangs- und Schlußbestimmungen

§16
(1) Laufende Statistiken des Bundes und der Verwaltung

des Yereinigten Wirtschaftsgebietes, für die beim Inkrafttreten
dieses Gesetzes die Voraussetzungen des Abschnittes III nicht
vorliegen, hönnen zwei Jahrel) nach fnkrafttreten dieses Ge-
setzes nieht mehr als Bundesstatistiken durchgeführt werden,
lvenn die. Voraussetzungen nicht bis zu diesem Zeitpunkt ge-
schaffen werden. Bis zum Erlaß'dieser Rechtsvorschriften gelten
sie. in ihrem derzeitigen Umfange als Statistiken für Bundes-
zwecke.
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(2) Für die Statistiken nach Absatz 1 gilt bis zum Erla6 der
Rechtsvorschriften für die Geheimhaltungspflicht die bisherige
Regelung.

(3) Für Statistiken, bei denen zur ZeiL des Inkrafttretens
dieses Gesetzes ein Bundesminister die Aufgaben des § 2 rvahr-
nimmt, gilt die besondere Ermächtigung der Bundesregiemng
nach § 9 Abs.2 als erteili.

§ r7
Dieses Geseiz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 des Dritten

überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1959 (Bundesgesetzbl. I S. 1)
auch im Land Berlin. Rechtsverorclnungen, die auf Grund dcr in
diesem Gesetz enthaltenen Ermächiigung erlassen werden, gelten
im Land Berlin nach § 14 des,Driiten überleitungsgesetzes.

§18
Dieses Gesetz tritt am vierzehnten Tage nach seiner Verkün-

dung in Kraft. Das Gesetz über die Errichtung eines Statisti-
schen Amtes des YereinigtenlMirtschaftsgebietes vom 21. Januar

1948 (WiGB1. S. 19) in der Fassung des § 4 des Gesetzes vom
19. Januar 1949 (WiGBt. S. 9) und die Yerordnung über die Er-
streckung von Recht der Verwaltung des Vereinigten Wirt-
scha{tsgebieies auf dem Gebiei der Statistik auf die Ländel
Baclen, Rheinland-Pfalz-, Württdmberg-Hohenzollern und den
bayerischen Kreis Lindau vom 31. März 1950 (Bundesgesetzhl.
S.81) treten zum gleichen Zeitpunkt außer Kraft.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Bonn, den 3. September 1953

Der Bundespräsident
Theodor Heuss

Der Bundeskanzler
Adenauer

Der Bundesminister des Innern
Dr. Lehr

Begründungt)

A. Allgemeiner Teil

I. Geschichtliches

Im Jahre 1872 rvurde das "Kaiserliche Statistische Amt" (seit
1919 ,Statistisches Reichsamt.) als zentrale statistische Reichs-
behbrde errichtet. Nach der Geschäftsinstruktion des Reichs-
kanzlers 'r,om 23. Juni 1872 hatte es folgende Aufgaben:

a) aIIe Unterlagen zu sammeln, zu prüfen und zu bearbeiten,
die auf Grund von Gesetzen oder auf Anordnung des

Reichskanzlers für die Reichssiatistik zu liefern rvaren,

b) die Ergebnisse.dieser Arbeiten zu veröffentlichen und

c) sonstige statistische Nachlveise zu fertigen und Gutachten
über statistische Fragen zu erstatten.

Fär einzelne Zweige der Reichssiatistih rvurden später beson-
dere Gesetze oder Yerordnungen geschaffen, so z. B. für die
Außenhandelsstatistik, die Produktionsstatistik der bergbaulichen
Betriebe, die Finanzstatistik und die Volkszählungen. Ein Gesetz
aber, das das materielle Recht der Statistik umlassend regelte,
gab es zunächst nicht.

Erst mit dem Gesetz über die Errichtung eines Statistischen
Amtes des Vereinigten Wirischaftsgebietes vom 21. Januar 1948
(WiGBl. S. 19) rvurde der Versuch unternommen, für die Sta-
tisiik die bisher fehlende allgemeine und umfassende gesetzliche
Grundlage zu schaffen.

Das Gesetz grenzte die Zuständigkeit des Statistischen Amis
gegenüber denVer.rvaltungen desVereinigtenWirtschaftsgebietes
und gegenüber den Ländern ab. Es brachte den Statistischen
Ausschuß, der das Statistische Amt in rvichtigen Fragen dcr
Koordinierung, der Aufgabenverteilung und auf methodisch-tech-
nischem Gebiet zu beraten hatie. Es bestimmte auch allgemein
die Rechtsform, in der Statistiken angeordnet .werden sollten.
Die Regelung war aber unvollständig. \Alesentliche Teile des
maieriellen Rechts der Statistik, wie z. B. die Auskunftspflicht
und die Geheimhaltungspflicht, wurden durch sie nicht erfaßt.

Das Gesetz, das zunächst nur für die amerikanische und
britisclie Besatzungszone galt, rvurde rlurch die \rO vom 31.1\{ärz
1950 auch für die französische Besatzungszone für anwendbar
erkläri (YO über die Erstreckung von Recht der Yerrvaltung rles
Vereinigten Wirtschaftsgebiets auf dem Gebieie der Statisiik
auf die Länder Baden, Rheinland-Pfalz, Württemberg-Hohen-
zollern und den bayerischen Kreis Lindau-Bundesgesetzbl. 1950
S. 81). Die Ausdehnung auch auf \Mestberlin ist vorgesehen
(vgl. Drittes überleitungsgesetz vom 4. Januar 1952 - Bundes-
gesetzbl. I S. 1). Es gab trotz der errvähntenllängel einebrauch-
bare übergangslösung. Die Zuständigkeitsabgrenzungen und
Organisationsformen des Gesetzes rvurden zum Vorbild des vor-

) Fun-destagsdruc-ksache Nr. 4168 vom 9. Mäz 1953 (siehe Vorbemerkung
auf S, 155 oben).

liegenden Entrvurfs. Sie bedurften aber in Einzelheiten nocir
einer sorgfdltigen Anpassung an die Bestimmungen und Grund-
geclanken des Grundgesetzes in Anlehnung an die in den letzten
Jahren entwickelie Verwaltungspraxis.

Der Entrvurf regelt zum ersten Male in der Geschichte der
Statistik Deutschlands umfassend das gesamte Organisations-
und Yerfahrensrecht sowie das materielle Recht der Statistik.
Er beschränkt sich allerdings gemäß den Abgrenzungen der Zrt-
ständigkeiten nach dem Grundgesetz auf die Statistik für Bundes-
zwecke (Bundesstatistik) (Artikel 73 Litr.11 GG).

II. Allgemeine Vorbemerkungen

Die umfassende Regelung des gesamten Rechts dbr Bundes-
staiistik entspricht einem schon in der Vergangenheii aufgetauch-
ien Bcdürfnis. Nach dem Erlaß des Grundgesetzes wurde aber
die Änpassung an die verändertenr staatsrechtlichen Yerhältnisse
vor allem aus folgenden Gesichtspunkten notrvendig:

1. Die Grundsäize des Rechtsstaats und die Gervährleistung
der persönlichen Freiheit des Staatsbürgers durch das
GrunclEesetz verlangen, daß Eingi'iff e in diese Freiheit
durch Gesetz allgemein festgelegi und umrissen werden.

. Jede statistische Befragung, die sich an Einzelpersonen
rvendet, enthält aber einen solchen Eingrifr.

2. Bund, Länder und auch andere Einrichtungen haben viel-
fach fnteresse an der gleichen Statisiik. Dabei decken sich
die Anforderungen nicht immer, sondern schneiden und
überlagern sich. Es muß daher im Rahmen der Bestimmun-
gen des Grundgesetzes Vorsorge getroffen rvörden, daß
auch bei Bundesstatistiken eine Angleichung vorgenommgn
rvird, die den Erlordernissen der Praxis entspricht, die
Verrvältung vereinfacht und Kosten erspart.

III. Die einzelnen Abschnitte des Bntwurfs

1. Das Statisiische Bundesamt (Abschniitl).

Das Statistische Bundesamt r,vird als selbständige Bundesober-
behörde auf Grund des Artikels 87 Abs. 3 Satz 1 GG in Verbin-
dung mit Artikel 73 2itr.11 GG errichtet. Es ist aus dem Sta-
tistischen Amt des Yereinigten Wirtschaftsgebiets hervorgegan-
gen, das Ende 1949 "'.it a-"" Führung de" §tatistiL ftir Birnäes-
zwecke beauftragi" rvurde. Durch die Verordnung zur Auflösung
und überführung von Einrichtungen der \rerwaltung des Ver-
einigten Wirtschaftsgebietes vom 8. September 1950 (Bundes-
gesetzbl. S.678) rvurde es dann als ,statisiisches Bundesamt.
in die Yerrvaltung des Bundes überführt.

Die Verteilung der Aufgaben zwischen dem Statistischen
Bundesamt und den Statistischen Landesänitern und die Berück-
sichtigung der Länderinteressen entsprechen dem Grundgesetz
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und den Grundgedanken des föderalistischen Staatsaufbaues. In
der lrerwaltungspraris hat sich diese Aufgabenverteilung seit
dem fnkrafttreten des Grundgesetzes bereits eingebürgert.

Durch Abschnitt I findet also ein tatsächlich und rechtlich
schon bestehender Zustand seine gesetzliche Regelung.

2. Der Stat,istische Beirat (AbschniitII).
Die vielfach rviderstreitenden Belange der statistischen Auf-

traggeber und der sonst an den statistischen Ergebnissen inter-

".riJt.n Stellen auf der einen Seite, der Träger äer statistischen
Arbeit und der Geldgeber auf der anderen zwangen schon das
St,atistische Amt des Vereinigten lVirtschaftsgebietes zu eiuer
sorgfäItigen Abstimmung auf metliodisch-technischem Gebiet.
Hierfür stand ihm ein Statistischer Ausschuß zur Seite, in dem
alle vorzugsrveise an der Statistik des Yereinigten Wirtschafts-
gebietes beteiligten Stellen vertreten rvaren. Der Statistische
Ausschuß setzte seine Tätigkeii auch beim ,Statistisclien Bundes-
amt. fort. lVegen der besonders wertvollen Facharbeit, die der
Ausschuß in seiner beratenden Tätigkeit bisher geleistet hat,
soll er als ,Statistischer Beirat. in entsprechender Zusammen-
setzung beibehalten werden.

3. Verfahren (Abschnitt III-IV).
a) Der Abschnitt III hält an der bestehenden übung fest,

daß die großen umfassenden siatistischen Erhebungen
durch Gesetz angeordnet rverden, schafft aber gleich-' zeitig_ die grundgeseizlichen Voraussetzungen für eine
Anordnung von Bundesstatisiiken durch Rechtsvei-
ordnung in bestimmten FäIlen, die nach Zrveck, fnhalt
und Ausmaß abgegrenzt lverden.

Durch diese Bestimmungen rvird erstmalig für alle
Bundesstatistihen lestgelegt, in rvelcher Form sie an-
zuordnen sind.

Fi.ir die Anordnung von Erhebungen, bei denen nur
Behörden und Einrichtungen des Bundes befragt t'erden,
genügt entsprechend den Grundsätzen des Organi-
sationsrechts eine Verrvaltungsvorschrift. Einer aus-
drücklichen Yorschrift hierüber im Gesetz bedarf es
nicht.

b) Nach den Vorschriften über die Anordnung von Bnndes-
statistiken müßien an sich Vorschriften über ihre Durch-
führung folgen. Da abet nach Artikel 83 GG die Durch-
führung der Bundesgesetze eigene Angelegenheit der
Länder ist, gehört auch ihre geseizliche Regelung zur
Zuständigkeit der Länder. In der Praxis werden die
Bundesstatistiken fast ausnahmslos von den Statistischen
Landesämtern durchgeführt.

-4. Auskunfts- und Geheimhaltungspflichi (Abschnitt V-VI).
Jede Statistih ist entscheidend davon abhängig, daß einerseits

der Befragte zur Ausliunftserteilung verpflichtet und anderer-
seits die Geheimhaliung der geforderten Einzelangaben ver-
bürgt ist.

Bisher fehlte eine allgemeine Vorschrift dieser Art. Äls Ersatz
rvurden entsprechende Bestimmungen in die Sondergesetze auf-
genommen, die Statistilien anordneten. Es ist notwendig, in dcn
vorliegenden Entrvurf nunmehr eine allgemein verbindliche Rege-
lung einzubauen, da es sich um steis gleichbleibende Vorschriften
von grundsätzlicher Art handelt, die nicht nur bei Statistiken er-
Iorderlich sind, die durch Gesetz, sondern auch bei solchen, die
durch Rechtsr.erordnung oder Verrvaltungst'orschrift angeordnet
rverden.

5. Strafen und Geldbußen (AbschnittVII).
Der Staat ist bei der Durchführung zahlreicher Aufgaben

darauf

Der Befragte muß sich andererseits darauf verlassen können,
daß die von ihm gegebenen Auskünfte geheimgehalten u'erden.
Die Geheimhaltungspflicht ist im Abschnitt VI geregelt. Eine
Verletzung dieser Geheirrrhaltungspflichi ist nach § 13 strafbar.

Fragen
werden.

Damit dieser Forderung der notwendige Nachdruck verliehen
rverden kann, ist das Yerlveigern der Auskunft oder das Erteilen
einer unrichtigen Aushunft als Ordnungsrvidrigheit mit einer
Geldbuße bedroht worden.

, daß die von ihm gestellten statistischen
wahrheitsgemäß und vollständig beantwortet

B. Die einzelnen Bestimmungen
Zu§1

Das Statistische Amt des Vereinigten Wirtschaftsgebiets,
das unter der Bezeichnung ,Statistisches Bundesamt" gemäß
Artikel 130 GG auf den Bund überführt rvorden ist, hat ieinen
derzeitigen Sitz in Wiesbaden-Biebrich.

Zu5S!
Die Zuständigkeiten des Statistischen Bundesamtes sind er-

schöpfend aufgezählt. Es sind im wesentlichen die gleichen, rvie
die des Statistischen Amts des Yereinigten Wirtschaftsgebiets.
Neu hinzugehommen ist dic Bearbeitung i,on Geschäftsstatlstiken,
die ihm von den Bundesministerien ganz oder teilweise über-
tragen werden kann (vgl. ZifferB), das Sammeln und Darstellen
der Statistiken des Äuslandes und der internationalen Organi-
sationen (vgl. Ziffer 4) sorvie das Aufstellen volkswirtschaftlicher
Gesamtrechnungen (vgl. Z\trerb). Aber auch die Aufgaben auf
dem Gebieie der Auslandsstatistik und der volkswirtschaftlichen
Gesamtrechnungen sind nicht neu. Sie werden vom Statistischen
Bundesamt zur Befriedigung dringender Bedürfnisse der Bundcs-
regierung seit langer Zeit durchgeführt. Insbesondere die volks-
rvirtschaftliclien Gesamtrechnungen gehören mit zu den dringend-
sten und wichtigsten Aufgaben des Siatistischen Bundesamtes.
Sie geben eine für die Bundesministerien unentbehrliche Gesarnt-
schau, die aus fast allen ;\rbeitsgebieten des Amts zusammen-
gesetzt isi. Neu ist also nur die ausdrüchliche Zurveisung dieser
Zuständigkeiten durch das Gesetz.

Ziffer I
Zum "Vorbereitenn einer Bundesstatistik gehört insbesondere

das Ausarbeiten der Fragebogen und der sonstigen Erhebungs-
papiere, des Erhebungsverfahrens, des Tabellenprogramms, des
Verlaufs der Aufbereitung und des Veröffentlichungsprogramms.

Zif fer 2

Ilier ist absichtlich von der Zustimmung der Länder, nicht von
der des Bundesrates, zur Erhebung und Aufbereitung von Bundes-
statistihen die Rede. Dadurch wird ausgeschlossen, daß die
Länder, die ihre Zustimmung nicht erteilen rvollen, im Bundes-
rat überstimmt werden können. Andererseits wiid sichergestellt,
daß auch dann, wenn ein Teil der Länder die Zustimmung nicht
erteilen rvill, frir'diejenigen Länder, die sie dennoch erteilt
haben, Bundesstatistiken zentral erhoben und aufbereitet lverden
liönnen.

Zu§3
In § 1 Abs. 1 wird nur die Dienstaufsicht geregclt. Es ist daher

eine Vorschrift erforderlich, die klarstellt,
1. daß das Statistische Bundesamt entsprechend seiner Auf-

gabensteliung als ein den Bedürfnissen aller Nlinisterien
dienendes Verrvaltungsorgan den fachlichen Anfordcrungen
des jerveils federlührenden Bundesministers zu entsprechen
hat und

2. daß das Bundesministerium des fnnern insoweit aus seinem
Dienstaufsichtsrecht keine Befugnisse zur Erteilung von
\4leisungnn Ler'leitet.

Der Präsident des Statistischen Bundesamtes ist für die
ordnungsmäßige Durchführung der Arbeiten dem federführenden
Bundesminister verantrvortlich. ln methodischen und wissen-
scliaftlichen Fragen der Statistik soll er nicht an fachliche
\4/eisungen gebunden sein.

Zu§4
Absatz 2

Die Zusammensetzung des Statistischen Beirats entspricht im
ryesentlichen cler des bisherigen Statistischen Ausschusses beirn
Statistischen Amt des Vereinigten Wirtschaftsgebiets. Als grund-
sätzlich neue 1\fitglieder sind Vertreter der Bank deutscher
Länder, der Deutschen Bundesbahn, der Arbeiigeberverbände

angewresen,
rechtzeitig,
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und der wirtschaftswissenschaftlichen fnstitute vorgesehen, die

im Gesetz über die Errichtung eines Statistischen Amts des Ver-
einigten Wirtsclraftsgebiets nicht berücksichtigt rvaren, die aber

,r- Teil schon jetzt in ständiger Pra'xis zu den Sitzungen des

Statistischen Aussehusses hinzugezogen lverden.

Absatz 3

Neu ist auch die zusätzliche Festlegung, claß die Landes-
regierungen zu den Sitzungen des Beirats zu laden sind, und claß

ihre Yertreter jederzeit gehört werden müssen. Bisher entsprach

dies nur einer Yerwaltungsübung. Es erscheint aber richtiger,
hieraus eine gesetzliche Verpflichtung zu machen. Die Länder
tragen die I{osten der Durchführung der Bundesstatistihen.'Sic
haben daher ein Interesse daran, deß ihre Ansicht in besonderen

grundsätzlichen Fragen, die sich mehr auf die Yerwaltung und

Finanzierung beziehen, nicht allein von dem statistischen Fach-
mann, dem Leiter des Statistischen Landesamts, vorgetragen
wird, der ständiges Beiratsmitglied ist.

Absatz 5

Einem Wunsche der Praxis enisprechend, hönnen nunmehr auch

besondere Arbeitskreise eingesetzt rverden, die einzelne Fragen
bearbeiten sollen. Diese Möglichkeit bestand bis dahin gesetzlich
nicht. Sie dient der Entlasiung des Beirats. ö

Zu§5
Der Aufgabenbereich des Beirats entspricht dem des bisherigen

Staiistischen Ausschusses. Durch den Beirat werden nicht nur die
Erfahrungen der Fachleute nutzbar gemacht; er gibt vor allem
auch die Möglichkeii, schon frühzeitig die Bedürfnisse der Länder
und die Wünsche der interessierten Kreise ltennenzulernen, zu

erörtern und aufeinander abzustimmen.

Zu §6 \

Es wird hierzu aul IIT Zifrer 3 a des Allgemeinen Teils der Re-
griindung verwiesen.

Zr§7
Absatz 1

§ 7 dient dem Rechtschuizbedürfnis der Befragten. Sie sollen
pnifen können, ob und in rvelchem LTmfange sie zur Auskunfts-
erteilung verpflichtet sind. Dabei sind entsprechend der Natur
der Statistik die Begriffe ,Kreis der Befragten* sowie ,die zu

erfassenden Tatbestände. dahin zu verstehen, daß nichc jede
Einzelheit festgelegt, sondern nur der große Rahmen umschrieben
rverden soll.

Absatz 2

Bei den ,freiivilligen Statistiken" handelt es sich in der Haupt-
sache um solche Staiisiiken, bei denen es wegen der besonderen
Art der zu erfassenden Nlaterie untunlich ist, eine Äuskunfts-
pflicht zu begründen. Darunter fällt z. B. die Anforderung von
laufend geführten Haushaltsbüchern, die als Unterlage für
Untersuchungen über die Yerbrauchsstruktur dienen. Hier zeitigt
die freirvillige Mitarbeit eines Lleinen ausgewählten Pcrsonen-
kreises bessere Erfolge als gesetzlicher Zwang.

Zu§8
Die Kostenregelung entspricht der verfassungsrechtlichen

Situation. Nach Artikel 83 GG führen die Länder die Bundes-
gesetze als eigene Angelegenheiten und daher in eigener Finanz-
verantrvortung durch. Insorveit hat § 8 also nur rechtserhlärende
und nicht rechtsbegründende Bedeutung.

Die Frage, ob und in rvelchem Umfange den Gemeinden und
Gemeindeverbänden die Kosten für die bei ihnen anfailenden
Arbeiten zur Durchführung einer Bundesstatistik zu erstatten
sind, kann nicht durch Bundesgese[z geregelt rverden. Die Rege-
lung muß der Landesgesetzgebung überlassen bleiben.

Zu§9
Absatz 1

Die Bestimmung des Absatzes 1 Satz 1 bringi erstmalig eine
Definition des Begriffs 'Geschäftsstatistik". In der zurück-
liegenden Zeit haben sich Schwierigkeiten daraus ergeben, daß

dieser Begriff verschieden ausgelegt wurde. Die für die Ge-
schäftssiatistiken vorgesehene Sonderregelung ist notwendig, weil
diese Statistilien aus Gründen der organisatorischen Zweckmäßig-
heit und der l(ostenersparnis weitgehend den Ressorts lor-
behalten bleiben müssen.

Absatz 2

Ausnahmsrveise kann es aus Zweckmäßigkeitsgr'ünden lvünschens-
wert sein, daß die Bundesministerien nicht nur ihre Geschäfts-
statistiken, sondern auch andere Statisiiken gemäß § 2 bearbeiten.
frir die nach der grundsätzlichen Regelung das Statistische
Bundesamt zuständig wäre. Hierzu bedarf es jedoch einer be-

sonderen Ermächtigung durch die Bundesregierung, damit nicht
durch eine zu häufige Durchbrechung des Grundsatzes dem

Statistischen Bundesamt die Erfüllung seiner Aufgaben erschwert
oder unmöglich gemacht rvird.

Zu§10 I

Absatz 1

Absatz 1 enthäIt den Grundsatz, daß natürliche und juristische
Personen, Behörden und Einrichtungen der statistischcn Aus-
liunftspflicht unterliegen. Sie haben die ordnungsmäßig, d. h. nach

den Yorschriften des § 6, angeordneten Fragen zu beantworten.

Sondergesetzliche Bestimmungen, z. B. über Berufsgeheimnisse,
Amtsverschlviegenheit usw., werden durch die hier normierte
Auskunfispflich"t .richt berührt. Driich die selbständig begründete
Auskunftspllicht werden die Lücken für alle Bundesstätistiken
qeschlossen, für die eine Auskunftspflicht nicht aus der Verord-
nung über Auskunftspflicht vom 13. JuIi 1923 (Reichsgesetzbl. I
S.723) abgeleitet werden kann.

Absatz 2

Absatz 2 erläutert den Inhalt der Auskunftspflicht und be-

stimmt, daß'die Auskünfte grundsätziich unentgeltlich erteilt
rverden müssen. Da statistische Arbeiten termingebunden sind
und verspätet erteilte Auskünfte nicht nur zweclilos sind, sondern
auch den Wert des statistischen Ergebnisses in Frage stellen,
war es erforderlich, besonders zu bestimmen, daß die Fragen
frisigemäß beantwortet werden müssen.

Abiatz 3

Die Vorschrift regelt die Form der Auskunftserteilung.

Absatz 4 '

Im Interesse der Richtigkeit und Vollständigkeit der Be;rnt-
rvortung und damit des statistischen Ergebnisses besteht in der
Praxis das dringende Bedürfnis, daß sich die ZAhlü oder sonst
mit der Erhebung betrauten Personen an Ort und Stelle von der
Richtigkeii der Angaben der Befragten überzeugen. Sehr häufrg
ist insbesondere bei repräsentativen Erhebungen das fnteresse an

der wahrheitsgemäßen und vollständigen Auskunft so groß, daß
die Vorschriften über Geldbußen nicht ausreichen, um dieses

Interesse zu schützen. Durch eine nachträglich auferlegte Geld-
buße kann der oft erhebliche Schaden, der durch unrichtige und
unvollständige Auskünfte angerichiet rvird, nicht wieder gut ge-
macht werden. Ebenso häulig werden in der Praxis aus Nach-
lässigheit, Unachtsamkeit oder Ungewandtheit im Schreiben und
beim Lesen der Erhebungspapierd'unrichtige Auskünfte ohne Ab-
sicht und Vorsatz gegeben.

In allen Fällen, in denen es auf die Richtigkeit auch weniger
Einzelangaben entscheidend anhommt, muß daher durch beson-
dere Vorschrift eine Verpflichtung begründet werden, die Nach-
prüfung der Richtigkeit der Angaben an Ort und Stelle zu

dulden. Eine Verpflichtung, den,rZählern und den mit der'Er-
hebung betrauten Perssnen das Betreten der \Mohnung zu ge-
statten, besteht nicht.

Absatz 5

Die Vorschrift beschränkt die Yerpflichtung, die ja einen Ein-
griff in die private Rechtssphäre darstellt, aul die FäIle, in denen
die Rechtsvorschrift, durch die die Statistik angeordnet wird, auf
die Vorschrift des Absatzes 4 ausdrücklich Bezug nimmt. Dadurch
soll einer überflüssigen Ausweitung der Verpflichtung des Ab-
satzes 4 entgegengewirkt werden.
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zu§11
Die Yorschrift umreißt den Kreis der Auskunfisberechiigten.

Zu§12

Absatz 1

Hier wird der Grundsatz festgelegt, daß aIIe Einzelangaben
von allen Auskunftsberechtigien geheimzuhalten sind und ins-
besondere nicht zu Aushünften und Anzeigen an die Finanzämter
benutzt werden dürfen.

Absatz 2

Das Interesse des Auskunftsverpflichteten an der Geheim-
haltung erstreckt sich aber nicht nur auf das durch Strafvor-
schriften sanktionierte Verbot der Yeröffentlichung oder Be-
lianntgabe von Einzelangaben, sondern ebenso auf Ait und Urn-
fang der Yerlertung von Einzelangaben durch die obersien
Bundes- und Landesbehörden, für deren Aufgabenbereiche die
Statistihen durchgeführt werden. Deshalb bestimmtAbsatz2, daß
die Weiiergabe von Einzelangaben .r'on der erhebenden Behörcle
oder Stelle im \Mege der dienstlichen Berichterstattung an die
fachlich zuständigen obersten Bundes- und Landesbehörden nur
zulässig ist, rvenn und soweit es den Befragten vorher bekannt-
gegeben worden ist. Der Reclrtsschutz der Befragten erfordert es,
daß, wenn schon eine allgemeine statistische Auskunftspflicht
begründet wird, die einen Eingriff in die private Rechtssphäre
des einzelnen darstellt, dieser auch erfährt, inwielveit und zu
rvelchem Zlveck seine Einzelangaben verwertet rverden.

Absatz 3

Die Vorschrift gibt eine Definition des Begrifrs ,Einzelangabe.,
vor allem um lJnsicherheit in der strafrechtlichen Praxis bei der
Verfolgung der unbefugien Weitergabe von Einzelangaben zu
vermeiden.

Zu§13
Die Strafbestimnung gibt die notwendige Sicherung der Inter-

essen der Befragten an der Geheimhaltung ihrer Angaben.

Zu§14
Während die'Verleizung der Geheimhaltungspflichi als Straf-

tat angesehen rvird, ist die Verletzung der Auskunftspflicht nur
eine Ordnungswidrigkeit. Es ist anzunehmen, daß Geldbußen bis
zur Höhe von zehntausend Deutsche Mark ausreichend sein wer-
den, um die Auskunftspflicht in allen Fällen durchzusetzen.

Zu§15
Es ist nicht möglich gewesen, eine abstrakte allgemein ver-

bindliche Definition desBegriffs,Bundesstatisiik. odel,statistik
für Bundesz'rvecke. zu finden. Es wird daher auch in Zukunft von
FaIl zu Fall geprüft rverden müssen, ob eine geplante Statistik
eine Bundesstatistik ist.

Für die bei Inlirafttreten des Gesetzes bereits laufenden
Statistiken muß daher bestimmt werden, ob sie als ,Bundes-
statistiken" gelten sollen. Die \Meiterführung als Bundesstatistik
ist jedoch nur Iür die Daüer von 2 Jahren möglich. Innerhalb
dieser Zeit müssen die Voraussetzungen der Abschnitte III-IV,
insbesondere des § 6 nachgeholt werden.

Anderungen des Gesetzes über die Statistik für Bundeszwecke (StatGes) vom 3. September 1953

I. Auf Grund des § 4 des Gesetzes zur Regelung finanzieller ,§ 8
Beziehungen zwischen dem Bund und den Ländern (Viertes Die Kosten der Bundesstatistiken .werden, soweit sie bei rlen
üb_erleitungsgese^tz) vom 27.April I§55 (Bundesgesetzbl.l Bundesbehörden entstehen, vom Bund, im übrigen von den Län-
S.189) erhäIt § 8 StatGes folgende Fassung: dern getragen.*

Diese Anderung ist nach § 11 des o. a. Gesetzes am 4. Mai 1955
in Kraft getreten.

II. Die g9mäß § 16 Abs.1 StatGes am 24. September 1955 abgelaufene Frist wurde durch das nachstehend abgedruckte Gesetz unr
zwei Jahre verlängert.

Gesetz zur Anderung des Gesetzes über die Statistik für Bundeszwecke

Der Bundestag hat mit zustimmung des Bundesrat":ät;"1*"st 
19551) 

s B
gende Gesetz beschlossen: Dieses Gesetz tritt am 2b. Sepiember 19bb in Krafi.

§1
In § 16 Abs. 1 Satz 1 des Gesetzes über die Statistik für Bun-

deszwecke vom 3. September 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 1314)
werden die Worte: ,zrvei Jahre. ersetzt durch die \Morte ,vier
Jahres " .

§2
Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs.'l des Dritten

Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (BGBI. I S. 1) auch im
Land Berlin.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit, verkündet.

Bonn, den 8. August 1955.

Der Bundespräsident
Theodor Heuss

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers
BIücher

Der Bundesminister des Innern
- Dr. Schröder

Begründungz)

Nach § 16 Abs. 1 des Gesetzes über die Statistik für Bundes-
zwecke (StatGes) vom 3. September 1953 können laufende
Statistiken des Bundes und der Verwaltung des Vereinigten
Wirtschaftsgebietes, für die beim Inkrafttreten des Statistischen
Gesetzes keine Rechtsgrundlagen nach seinem Abschnitt III vor-
Iiegeu, zwei Jahre nach fnkrafttreten des Statistischen Gesetzes
nicht mehr als Bundesstatistiken durchgeführt werden.

1) BGBI. I S. 507. - :) Bundestagsdrudrsadre Nr.1386 vom 10. Mai 1955
(siehe Vorbemerkung auf S, 156 oben).

Diese Vorschrift verfolgt den Zweck, daß innerhalb der ge-
setzlichen Frist der Umfang der gesamten Bundesstatisiili über-
prüft wird. Bei dieser Gelegenheit sollte festgestellt werden, ob
und in rvelchem Umfange Statistiken noch durchgeführt werden,
auf die in Zukunft verzichtet werden kann. An diesen Fest-
stellungen sind in erster Linie die Länder interessiert, die nach
Ärt. 83 GG und nach § 8 des StatGes grundsätzlich die Kosten
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der Bundesstatistik zu tragen haben. Eine sinnvolle Beteiligung
der Länder setzt eine Äbstimmung der Ressortauffassungen in
den einzelnen Ländern und darüber hinaus eine ,usammengefaßte
Siellungnahme aller Länder voraus. Dieses Verfahren bedarf
allerdings einer längeren Zeil als bei der Abfassung des StatGes
vorausgesehen werden konnte.

Da auf die Einschaltung der Länder bei den zu schaffenden
neuen Rechtsgrundlagen nicht verzichtet und es den Ländern
nicht zugemutet werden hann, in einer den sachlichen Bedürf-
nissen abträglichen Eile zu den Vorlagen der Bundesregierung
Stellung zu nehmen, ist eine Verlängerung der Frist des § 16

Abs. I StaiGes erforderlich.

III. Die durch das Anderungsgesetz vom 8. August 1955 um
zrvei Jahre verlängerte Frist gemäß § 16 Abs. l StatGes
wird durch das nacbstehend abgedruckte Gesetz urn zrvei

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das fol-
gende Gesetz beschlossen:

§1
In § 16 Abs. l Saiz 1 des Gesetzes über die Statistik für Bun-

deszwecke vom 3. September 1953 (Bundesgesetzbl. I S.1314) in
der Fassung des Gesetzes zur Anderung des Gesetzes über die
Staiisiik für Bundeszwecke vom 8. August 1955 (Bundesgesetzbl. I
S.507) rverden die \Morte ,vier Jahre. ersetzt durcli die Worte
,sechs Jahre..

Dieses Gesetz gitt ,u"t' *r;:0" des § 13 Äbs. 1 rles Dritten
überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1)
auch im Land Berlin.

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das fol-
gende Gesetz beschlossen:

'§ 1

(1) Am 6. Juni 1961 werden eine Yolks- uncl Berufszählung
mit Feststellungen über die bewohnten Gebäude sorvie eine Zäh-
lung der nichilandrvirtschaftlidhen Arbeitsstätten und Unter-
nehmen (allgemeine Arbeitsstattenzählung) durchgeführt..

(2) Am 30. September 1962 rvird ein Verhelirszensus durch-
geführt, der aIIe in § 5 Nr. 1 und 3 bezeichneten Arbeitsstätten
und Unternehmen sowie bis zu 15 vom Hundert der in § 5 Nr. 2
bezeichneten Arbeiisstätten und Unternehmen umfaßt.

§2
Zr den in § I bezeichneten Zählungen hönnen Probebefragun-

gen und Kontrollbefragungen sowie eine Gebäudevorerhebung
durchgeführt werden.

§3
Bei der Volks- und Berufszählung rverden erhoben:

1. Als Merhmale zu Person, Familie und Haushalt

a) Angaben zur Person, Siellung zum Haushaitsvorstand,
Religionszugehörigkeit, Staatsangehörigkeit, zrveiter
Wohnsitz; Zuzug in den Geltungsbereich dieses Gc-

ECSL r S. ?r1. - !) BGBI. I S.437.

rveitere Jahre, d. h. bis einschließlich 24. Sept,ember 1959.

verlängert.

§3
Dieses Gesetz gilt nicht im Saarland.

§4
Dieses Gesetz tritt am 25. September 1957 in Kraft.

Das vorstehencle Clcsetz rvircl'hierm it ve rhündet

Bonn, den 15. JuIi 1957.

Der Bundespräsident
Theodor Heuss

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers
' Blücher

Der Bundesminister des Innern
' Dr. Schröder

setzes, Angaben über Vertriebene, SolvjetzonenflücLt-
. linge, ehemalige Kriegsgefangene und Internierte; ab-

geschlossene Ausbildurig an einer Berufsfach-, Fach-
oder Hochschule;

b) für abwesende Haushrältsmitglieiler außerdem Grund
der Abwesenheit und Art der Unterkunft am Äufent-
haltsort, für besuchsweise Anwesende Grund der r\n-
wesenheit und ständiger lVohnort;

c) für bestehende Ehen das Eheschließungsjahr;

d) Stellung im Errverbsleben; Arbeitssiätte, Umfan$ der
Erwerbstätigkeit, ausgeübter Beruf, Stellung im Beruf;

e) für Personen mit getrennter 'Wohn- und Arbeits- bzrv.
Ausbildungsstätte, außerdem Angaben iiber den \Yeg
zur Arbeits- bzw. Ausbildungsstätte;

f) für Inhaber oder Leiter einer nichtlandwirtschaftlichen
Arbeitsstätte, außerdem Angaben über die beschäftigten
Personen.

2. Für bewohnte Gebäude, Bodenbervirtschaftung und Binnen-
flscherei

,a) Baujahr, Art und Ausstattung der Gebäude und ihre
räumliche Einteilung;

b) Größe der bervirtschafteten Bodenfläche, Beschäftigung
familienfremder Arbeitskräfte; bei bervirtschafteten Ge-
samtflächen unter 0,5 ha,,Art der Nutzung;

c) Bestand und Art von Binnenfischereibetrieben.

Zweites Gesetz zur Anderung des Gesetzes über die Statistik für Bundeszwecke

Vom 15. Juli 19571)

Gesetz über eine Zählung der Bevölkerung
und der niehtlandwirtsdraftliehen Arbeitsstätten und Unternehmen im Jahre 1961

_sowie über einen Verkehrszensus im Jahre 1962

(Volkszählungsgesetz I 96 1)

Vom 13. APril 19612)
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§-1
Bei der allgenreinen Arbeitsstättenzählung werden erhoben:

11 Art cler Ärbeitsstätt,en und Unternehmen unrl rler ausge-
übten TiltiEkeiten;t-

2. Zahl und Alt der VoII- und Teilbeschäfiigien;

3. Rechtsform der Unter.nelrmen;

4. Unternehmen'i'o., Vertriebenen und Sorvjetzonenflücht-
lingen;

5. Art der vorhandenen Transportmittel und \rerkehrseinrich-
tungen so'rvie Zahl der vorhandenen I(raftfahrzeuge.

br
Bei dern Yerkehrszensus 1962 rverden erhoben:

1. Bei' Arbeitsstätten und Uriternehmen des gerverblichen
\rerkehrs

a) Ärt und Täiigkeiten dieser Arbeitsstätten und Unter-
irehmen;

b) Zahl der \roll- qnd Teilbeschäftigten nach der Art
ihrcr irn Yerkchr ausgeübten Funktionen und nach d-er

Stellung im Beirieb soli,ie die von ihnen in einem Monat
geleisteten r\rbeitsstunden ;

c) Zahl, Art und Kapazität der Transportmittel und Yer-
kehrseinlichtungen;

d) Unisatzstruktur, Aufrvendungen f rir t'ichtige Fremd-
leistungen und {ür Löhne und Gehalter im Geschrifts-
jahr 1961; r

. e) Anschaffung und Verkauf iron Anlagevermögen in den' Geschiifts.ialrren I960 und 1961.

2. Bei Arbeitsstätten und I]nternehmen mit \Verhverhehr
a) Art und Täiigkeiter dieser Arbeitsstätten und lJnter-

nehmen im Verliehr;
b) Zahl der Voll- und Teilbeschäftigten nach der Art iirrer

im Verkehr ausgeübten Funktionen sotvie die von ihnen
in einem l\fonat geleisteten Arbeitssiunden;

c) Zahl, Art und I(apaziiät cler selbst genutzten Tran's-
portmiitel unrl Verkchrseinrichtungen.

3. Bei Arbeitssiättcn und Unternehmen, die neben ande"en
Tätigkeiten auch \rerkehrsleistungen für fremde Rechnung
auslühren, außer den Angaben zu Nummer 2 auch An-
gaben über die Erlöse für diese Yerkehrsleistungen im Ge-
schäftsjahr 1961.

§6
Äuskunftspfl ichtig sind

1. für die Volks- und Berufszählung die Haushaltsvorstänrle
und die volljährigen Mitglieder der Hauslialte sowie die
Grundstücks- bzrv. Gebliudeeigentümer oder -verlvalter
oder deren Yertreter;

2. für .die allgemeine Arbeitsstättenzd,hlung sorvie fiir den
\rerkehrszensus die Inhaber oder Leiter der Albeitsstätten
und l]nternehmen.

. §/
(1) Die Landesregierungen bestimmen die Erhebungsstellen.

(2) Zv Übernahme rler ehrenamtliclien Zählertäiigkeit ist
jeder Deutsche vom 18. Lebensjahr an verpflichteL. Die Zahler-
tätigkeit darf nur aus rvichtigem Grunde abgelehnt rverden.

Jugendliche, die das 16. Lebensjahr vollendet haben, können mit
Zustimmung des Erziehungsberechtigten als Zähler eingesetzi
lverden.

(3) Der Ziihler ist berechtigt und verpflichtet, die notr,.en-
digen Eintragungcn selbst vorzunehmcn, soiveit dies zur Erfül-
lung des Zd.hlungszrvecl<es erforderlich und der Auskunftspflich-
tige hiermit einverstanden ist.

§8
(1) Der Bund, die Länder, die Gemeinden, Gemeindeverbände

uncl sonstige Korperscha{ten des öffentlichen Rechts sind ver-
pflichiet, ihre Becliensteten auf Anforderung der Erhebungs-
siellen für die Ziihlertätigkeit zur Yerfügung zu stellen.

(2) Lebensrvichtige Tiitigkeit öffenilicher Dienste darf durch
cliese Verpflichtung nicht unterbrochen werden.

, §e
(1) AlIe mit den Zählungen und Befragungen nach §§ 1 und 2

sorvic mit der Beirbeitung der Zählpapiere befaßten Personen
sinrl zur Yerschrviegenhcit übcr alle persönlichen und sachlichen
r\ngaben verpflichtet, dic bei dcr Zälilung zu ihrer Iienntnis ge-
langen. Die \rorschriften des § 12 des Gesetzes über die Statistit
fiir Bundeszwecke vom 3. Septernber 1953 (Bundesgesetzbl. I
S. 1314) bleiben unberirhrt.

(2) Die Weiterleitung von Einzelangaben nach §§ 3 und 4 mit
Ausnahme der Angaben über Namen und Anschrift der befragten
Personen, Arbeitsstiitten und Unternehmen für rvissenschaft-
liche Zrveche ist zugelassen, lvenn die Geheimhaltung (§ 12

Äbs.1 und 4 des Gesetzcs über die Statistih für Bundeszrvecke)
gervührleistet ist.

(3) Die Gebäude- und Haushaltslisten der Volks- und Benrfs-
zühlung liönnen mit entsprechenden Unterlagen der Gemeinden
verglichen rverden; die Angaben über ilen \ror- und Zunamen,
das Geburtsdatum und die Änschrift krinnen zur Berichtigung
cler I\felderegister benutzt l'erden.,

§10
Dei Bund gewährt den Ländern zum Ausgleich der Mehr-

belastungen, die ihnen und den Gemeinden durch dieses Gesetz
und die damit zusammenhängenden ergdnzenden Zählungen rler
Landivirtschaft und des Handels auferlegt rverden, eine Finanz.-
zurveisung in Hrjhe von 1,35 DM je Einrvohner. Maßgebencl ist
clie Wohnbevblkerung, die das Statistische Bundesamt fiir den
6. Juni 1961 feststellt. Die Finanzzurveisung ist in drei gleichen
Teilbeträgen o- i. Jrii 1961, 1. Juli 1962"und 1. JuIi 1963 z.u

z.ahlen. " +

§ 11

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 des- Dlitten
überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesctzbl. I
S. 1) auch im Laod Berlin.

§12
Dieses Gesetz triit arn Tage nach seiner Verkiindung in I(raft.

Das vorstehende Gesetz rvird hiermit verkündet.

Bonn, den 13. Äpril 1961.

Der Bundespräsident
Lübke

Der Stellvertreter des Bundeshanzlers
Ludrvig Erhard

Der Bundesminister des Innern
Dr. Schröder

Begründungl)
A. Allgemeine Begründung

Yolkszählungen finden als,Bestandsaufnahmen. der Bevölke-
rung in allen Ländern in gervissen Zeiiabständen stait. Sie er-
Iassen die gesarnte BevöIkerung in ihrer Gliederung nach Ge-

schlecht, Alter, Beruf und rveiteren Merhmalen. Häufig sind sie
mit eincr Zählung der \Mohnungen oder der Arbeitsstätten ver-
bunden.

Die Ergebnisse der letzten Yolkszählung in der Bundesrepu-
blik vom September 1950 sind zum großen TeiI nicht mehr ver-
wentlbar. Die BevöIkerungszahl im Bundesgebiet einschließlich
Beriin (\Mest) hat sich von rd. 50 Millionen au{ etrva 55 Atil-Nr. 2255 vom 30. November 1950 (siehe Vorbemer-r) Bundestagsdrucksache

kung auf S. 156 obm).
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lionen (Siand Ende 1959) erhöht; darunter befrnden sich 3,3 Mil-
Iionen Zugervanderte aus der SBZ und Berlin. Das Saarland ist
in den Geltungsbelu'ich des Grundgesetzes eingegliedert worden.
Die Hochkonjunhtur hat die beruflichen und sozialen Verhält-
nisse für große Teile der BevöIkerung beträchtlich geändert.
Diese Gründe erfordern eine erneute Zählung. Die Ergebnisse
der Zählung sollen als Rahmen für die laufende statistische Be-
obaclitung dienen und cin vollständiges Bild der Bevölherung in
ihrer demographischen und sozialen Struktur und in ihrer r,virt-
schaftlichen Tätigkeit auch in tiefer regionaler Gliederung geben.
Außerdem soll die Zrihlung für die sogenannte Fortschreibung
rler Bevölherung eine neue Grundlage und zuverlässiges Aus-
gangsmaterial liefern. Durch den Ausbau der laufenden Sta-
tistiken ist eine lrellängerung des Zeitraumes zrvischen zrvei
Zälilungen, der in den beiden letzten Jahrzehnten im Durc.h-
schnitt sechs Jahre betrug, und eine entsprechende Kostenredu-
zierung möglich'gervorden.

Die Zählung ist auch für die immer mehr zunehmende inter-
nationale Zusammenarbeit von Bedeuiung. Die Vereinten Na-
iionen htben für die Jahre um 1960 Yolkszählungen mit einem
bestimmten Mindestprogramm empfohlen. Fast alle Staaten wer-
den dieser Anregung folgen und sich damit, nachdem zuletzt
Zählungen für die Jahre um 1950 empfohlen worden ryar.en,
einem zehnjährigen Turnus für allgemeine Vo,lkszählungen nähern.
Frir die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft werden die Ergeb-
nisse der Zählung wertvolles Material liefern und clen für die
Schaffung eines gemeinsamen Marktes und die mit der sozialen
I:Iarmonisierung zusammenhängenden Aufgaben crforderlichen
Uberblick r-rber die Bevölkerung und Wirtschaft im gesamten
Bereich der trVirtschaftsgemeinschaft geben.

Das Zählungsprogramm besteht aus

einer Volks- und Berufszählung und

einer allgemeinen Zählung der Arbeitssiätten und Unter-
nehmen (ohne Landrvirtschaft).

Diä Zahlungen sollen gemeinsam im Mai 1961 ilurchgeführt
rverden. Mit der Yolks- und Berufszählung sollen einige rvoh-
nungsstatistische Feststellungen verbunden werden. Für 1962 ist
außerdem eine besondere Zählung der Arbeitsstätten und Unter-
nehmen des gerverbiichen Verkehis oder mit Werkver)rehr (Ver-
kehrszensus 1962) vorgesehen.

Die gemeinsame Durchfüürung einer Volks- und Berufszählung
mit einer allgemeinen Arbeitsstättenzählung hat organisatorische
uird sachliche \rorteile. Die für die Volkszählung erforderliche
Einteilung aller Gemeinden ln Zählbezirhe und der Einsatz von
rd. 650 000 Zählern mit Befragung jedes Haushaltes werden
gleichzeitig als geeignete Erhebungsorganisationen angesehen,
um bei der Zählung der Arbeitsstätten die vollständige Erfas-
sung aller, Arbeitsstätten zu ermöglichen. Hinsichtlich der An-
gaben der Personen und der Ärbeitsstätten über die Art und
Zahl der Beschäftigten ergeben sich dabei günstige Vergleichs-
und Abstimmungsmöglichheiten.

Die Yolks- und Berufszählung rvird, wie schon 1950, den
Hauptteil des ganzen Zählungswerlies bilden. über das tradi-
tionelle Erhebungsprogramm hinaus sind einige Fragen nach clem
erreichten Ausbildungsgrad und dem IMeg zur Arbeitsstätte vor-
gesehen. Von besonderer Bedeutung ist es, daß die Berufszählung
ein umfassendes Bild der Erwerbstätigkeit der Bevöiherung brin-
gen wird. Die laufenden Statistiken auf diesem Gebiet, erbrachten
bisher nur Ausschnitte oder nur Zahlen von begrenzter sachlicher
und regionaler Tiefe. Das Vorhandensein vollständiger, zuver-
Lissiger und zwischen den Wirtschaftsbereichen vergleichbarer
Zahlen über den Beschäftigtenstand ist für eine FüIIe wirt-
schafis- und sozialpolitischer Zwecke von größier Bedeutung.

Als Beispiele seien die mit dem sogenannten Grünen Bericht über
die Lage der Landrvirtschaft und die mit der Rentenanpassung
verbundenen Fragen genannt.

Auf eine \Mohnungsstatistik wurde im Gegensatz zu 1950 ver-
zichtet. Es sollen nur einige gebäude- und rvohnungsstatistische
Feststellungen getroffen werden, die sich vor allem auf Art und
Ausstattung der bewohnten Gebäude erstrechen. Sie rverden, cla

sich die Wohnungsbaupolitik in den kommenden Jahren stärlier
der Sanierung von Gebäuden und Wohnungen und der Erstellung
besser ausgestatteter Wohnbauten zurvendet, als vorerst aus-
reichend angesehen.

Die allgemeine Arbeitssiättenzählung erstrecl(t sich arrf sämt-
Iiche Wirtschaftsbereiche mit Äusnahme der Landrvirtschaft,
cleren Zählung bereits Ende Mai 1960 siattgefunden hat. Durch
diese Rahmen-Erhebung soll ein überbliclc über die vorhandenen
Ärbeitsstäiten im rveitesten Sinne geschaffen werden. Daher
rverden auch z. B. die freien Berufe, die Behörden und öffent-
Iichen Einrichtungen sorvie die privaten Organisationen ohne Er-
rverbscharakter erfaßt. Das Programm ist auf die Ermittlung
einiger Strukturdaten, wie Zahl und Art der Arbeitsstätten und
der in ihnen beschäftigien Personen, beschränkt. Weitergehende
Befragungen bleiben rvie bisher Sonderzählungen vorbehalten,
clie auf die lrerhältnisse der einzelnen Bereiche abgestimmt sind
und von denen z. B. im Herbst 1960 eine Handels- und Gast-
stättenzählung durchgeführt rvurde.

Eine Sonderzählung stellt auch der im Gesetzentwurf für das
Jahr 1962 vorgesehene Verkehrszensus dar. Im Verkehrsbereich
sind rvirtschaftliche Daten über die institutionellen Einheiten
kaum vorhanden; unter Verrvendung des bei der Landrvirtschafts-
Zählung 1960 und der allgemeinen Arbeitsstzittenzählung 1961
gewonnenen Anschriftenmaterials sollen alle in Betracht kom-
menden Arbeitsstätten und Unternehmen nach Zahl, Art und
Iiapazität der Verkehrseinrichtungen, nach.der Gliederung der
Beschäftigten und nach dcrn IJmsatz ermittelt lverden. Da Ver-
kehrsfunhtionen in bedeutendem Umfang auch von llnternehmen
ausgeübt rverden, deren Schrverpunkt in anderen Wirtschafts-
bereichen liegt (Werhverliehr), sollen diese lJnternehmen eben-
falls in die Befragung einbezogen werden.

B. Besondere Begründung

Zu§1
Der vorgesehene Stichtag im Mai 1961 bietet im VerhäItnis zü

anderen möglichen Terminen für die Durchführung der Yolks-,
Berufs- und Arbeitsstättenzählung sachlich, organisatorisch und
jabreszeitlich die günstigsten Voraussetzungen. Der Beschäftig-
tenstand entspricht annähernd dem Jahresdurclischnitt. Die Er-
mittlung der GesamtbevöIkerung, insbesondere die Zuordnung
der Personen zu ihrem ständigen Wohnsitz, ist noch nicht durch
die Haupiurlaubszeit beeinträchtigt. Auch die ohneliin schwierige
Ziihlergewinnung ist im Nlai noch nicht zusätzlich durch die
Reisesaison erschrvertr Für die Erfassung der landwirtschrft-
lichen Bevdlherung und den Zählereinsatz a,.tf dem Lancle ist dcr
Stichtag günsiig, rveil die Haupterntezeit noch nicht begonnen
hat. Die Gemeinden sind ferner noch nicht durch die Yorberei-
tung der im September 1961 stattflndenden Bundesiagswahlen in
Änspruch genommen. Fiir den Verkehrszensus hann ein genauer
Stichtag nicht im voraus festgelegt werden, weil für die Cuf dem
Post'rvege durchzuführende Erhebung erst das oben in Ab-
schnitt A (Ietzier Absatz) erwähnte Anschriftenmaterial vor-
Iiegen muß. Es ha,nn aber damit gerechnet ,rverden, daß die Be-
fragung etrva im Mai 1962 möglich sein rvird. Die Unternehmen
des gewerblichen Verhehrs (§ 5 Nr.1) und solche lfnternehmen,
die neben dem \Merksverkehr auch Verkehrsleistungen für fremde
Rechrrung ausführen (§ 5 Nr.3), werden wegen ihrer Bedeutung
für den Verkehrsmarkt und die Verkehrspolitik vollzählig erfaßt,.
An die Unternehmen, die nur \Merkverkehr ausüben (§ 5 Nr.2),
rverden rvesentlich weniger Fragen gestellt. Hier genügt eine
rep4äsentative Erhebung, die im Durchschnitt höchstens bis zu
15 v. H. der Arbeitsstätten und llnternehmen dieser Art erfaßt.

Zu§2

_ Erfahrungen bei früheren Zählungen haben gezeigt, daß räum-
lich- begrenzte Probeerhebungen erheblich zur-Ver6esserung der
Zählungsvorbereitungen und indirekt des Zählungsergebiisses
beitragen. Die Fragebogen können auf ihre Verstänälichkeit und
die Erhebungsorganisation auf ihre Zweckmäßigkeit überprüft
und Mängel rechtzeitig abgestelit u,erclen. Gebäuäelisten sichern
die lückenlose Erfassung der Bevölkerung sowie die vollständige
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und richtige Beantwortung der Fragen über die Gebäude. Das
Ausfüllen der Gebäudelisten einige Zeit yor dem Zählungstermin

- Gebäudevorerhebung 
- entlastet die Zähler in Fällen, in

denen der Eigentümer nicht auf seinem Grundstück rvohnt und
daher am Zählungstage nicht dort angetroffen rverden kann oder
sonstige rvenig übersichiliche Verhältnisse herrschen.

Kontrollbefragungen während oder nach der Zäiilung dienen
dazu, die Ergebnisse auf ihre Zuverlässiglieit zu prüfen und zu
verbessern.

Zu§'3
Die Volks- und Berufszählung 1961 ermittelt großenteils Tat-

bestände, die schon seit langem zum Programm der deutschen
Volkszählungen gehören, rvie Geschlecht, Familienstand, Alter,
Stellung zum Haushaltsvorstand, Religionszugehörigkeit, Beruf,
Siellung im Beruf und Wirtschaftszweig der Arbeitsstätte der
Erwerbstätigen. Andere Fragen wie die nach Vertriebenen- und
Flüchtlingseigenschaft ergeben sich aus der besonderen Situation
der Bevöllierung der Bundesrepublik und sind bereits in der
Zählung von 1950 enthalten ge\,vesen. Äus den genannten An-
gaben sorvie aus der Ermittlung der Kinderzahl lassen sich
i,i.htig" Erkenntnisse über'die Zisammensetzung der Haushalte
und Familien und über die künftige BevöIkerungsentrvicklung
Eervinnen. Die i(enntnis cler Haushal-ts- unil Familienstruhtur isi
rvegen .ihrer. allgemeinen Bedeutung fiir Staat, Gesellschaft und
Wirtschaft rvichtig; als rvirtschaftende Einheiten beeinflgssen
Haushalte und Familien durch ihre Nachfrage Verbrauch und
Produktion.

Die Haushalts- und Familienstatistik wird zentral durch das

Staiistische Bundesamt aufbereitet, wobei zur Kostenersparnis
nur eine Stichprobe von 10v.H. der Angaben ausgervertet rvird.
Ebenso rvird bei der Aufbereitung der Angaben über I-Ieimhehrer'
aus Kriegsgefangenschaft und Internierung und über den Weg
zur Arbeitsstätte verfahren.

Außerdem rverden verschiedene Merhmale erhoben, die auf
Grund iniernationaler Empfehlungen, auf lVunsch der Bundes-
ministerien oder anclerer interessierter Stellen aufgenommen
rvurden. So rverden die Fesistellungen über den erreichten Aus-
bildungsgrad (Berufsfach-, Fach- ocler Hochschule) den bisher
nicht vorhandenen überbiick über Zahl, Art und Altersgliede-
rung der hochquali{izierten Arbeitskräfte erlauben. Diese Gesemt-
zahlen bilden die \roraussetzung für Spezialuntersuchungen über
das Nachrvuchsproblem besonders in technischen und wissen-
schaftlichen Berufen. Die erstmals gestellten Fragen nach dern
Weg zur Arbeits- bzrv. Ausbildungsstätte gestatten vergleichende
I-Intersuchungcn u. a. über clie Leistungsfähigkeit des Nahver-
kehrs, den Grad der 1\Iotorisierung iä Berufsverkehr sowie über
die Daucr der belufsbedingten Ablvesenheit.

Die Fragen über Kriegsgefangenschaft und Internierung gehcn
auf einen Bundestagsbeschluß vom 2. JuIi 1953 zurücli, in dem
IJnterlagen für eine Ausweitung des Kriegsgefangenenentschädi-
gungsgesetzes geforclert rverden. Sie sollen ferner lJnterlagen
für eine Schlußbilanz über diese Seite der Kriegsfolge liefern.

Der Yerzicht auf eine umfangreiche Wohnungszählung elmög-
Iicht eine Einschränkung des Zählungsprogramms bei ni'cht un-
beträchtlicher I(osteneinsparung. Die rvenigen Fragen nach Bau-
jahr, Art und Ausstattung der bervohnten Gebäude sowie nach
d,er Zahl cler in den Gebäuden enthaltenen lMohnungen, die von
clen Grundstücks- bzrv. Gebäudeeigentümern oder -r,erwaltern
bzrv. deren Yertretern in den als Leitpapier ohnehin bendtigten
Gebäudelisten zu beantrorten sind, dürfien für die \Mohnungs-
politih der nächstfolgenden Jahre ausreichen.

Die Erfassung der bewirischafteten Bodenflächen und die Art
der Nutzung bei bewirtschafteten Gesamtflächen unter 0,5 ha
einschließlich der Kleingärten stellt eine Ergänzung der An-
gaben in der Landrvirtschafiszählung 1960 dar, bei der nur die
beivirtschafteten Flächen von 0,5 ha aufwärts ermittelt lvurden.
Die Erfassung der Kleinstflächen erscheint auch vom ernährungs-
wirtschaftlichen Standpunkt erforderlich. Auch soziologisch ist
ihre Erfassung im Zusammenhang mit Zahl :und Gliederung der
an der Rodenbewirtschaftung'beteiligten Personen und Haus-

halte rvichtig. Die bei den jährlichen Bodennutzungserhebungen
nötigen Schätzungen dieser Flächen müssen außerdem von Zeit
at Zeit durch Totalerhebungen auf den neuesten Stand gebracht
werden.

Mit den Fragen nach Vorhandensein und Art von Binnen-
Iischereibetrieben soll das Adressenmaterial für eine später
durchzuführende Binnenfischereierhebung beschafft werden.

Zu§4,
Die allgemeine Arbeitsstättenzählung erfaßt lediglich zu vor,-

handenem Material noch fehlende Angaben über die ZahI und
Art der Arbeitsstätten und Unternehmen, die Rechtsform cler.

IJnternehmen und Vertriebenen- oder Flüchtlingseigenschaft
ihrer Inhaber sorvie die Zahl d.er beschäftigien Personen nach
Geschlecht ünd Stellung im Betrieb. Bei der heutigen Lage des
Arbeiismarlites ist die zusätzliche Erfassung von Voll- und Teil-
beschäftigien notwendig.

Eine Anschlußfrage über die Art der vorhandenen Transport-
mittel und Yerkehrseinrichtungen dient der Adressenermittlung
für den Verkehrszensus. Bei Kraftfahrzeugen rvird außerdem
deren Zahl erfragt.

Zu§5
Der für 1962 vorgesehene Verkehrszensus besteht aus einer

tiefergehenden Befragung der lJnternehmen der gesamten Ver-
kehrsrvirtschaft 

- einschließIich Bundesbahn und Bundesposi -und aus einer eingeschränkten Befragung der Arbeitssiätten und
IJnternehmen mit'Werkverk ehr. Zw Yerkehrswirtschaft gehören
aIIe Unternehmen, bei denen die Verkehrstätigkeit für fremde
Rechnung (gewerblicher Verkehr) überwiegt, z. B. Unternehmen
des gewerblichen Güterfernverhehrs mit Ilraftfahrzeugen, Reede-
reien der See- und Binnenschiffahrt, private und kommunale
Unternehmen des öffentlichen Personenverhehrs, Speditionsunter-
nehmen u. ä. Äus den anderen Bereichen (ohne private Haus-
halte, Bundes'rvehr, Bundesgrenzschutz und vergleichbare Institu-
tionen) rverden diejenigen Arbeitsstätten und lJnternehmen ein-
bezogen, dercn Fahrzeuge \\rerkverkehr (Verkehr für eigene
Rechnung) betreiben oder nebenbei auch Yerhehrsleistungen für
Iremde Rechnung erbringen.

Durch diese Sonderzählung soll ermittelt rverden, lvelche
Kapazitäten den Unternehmen in den verschiedenen Zweigen der
Verhehrswirtschaft und der übrigen 

-\Mirtschaftsbereiche zur Be-
rväItigung des gesamten volksrvirtschaftlichen Yerkehrsaufkom-
mens zur Verfügung stehen. Deshalb sollen für alle einbezogencn
IJnternehmen die einzelnen Verhehrsarten und einige spezielle
Verkehrsfunktionen wie beispielsrveise die hauptsächlich bedien-
ten Verkehrsrelationen und die übenviegend beförderten Güter-
gruppen erfragt sorvie l-eststellungen über VoIl- und Teil-
beschäftigte, darunter das im Personen- und Güterverhehr ein-
gesetzte Fahr- und Begleitpersonal und deren Arbeitsstunden in
einem Stichmonat, so'vie über ZahI, Art und Kapazität rler
Transportmittel und Yerkehrseinrichtungen getroffen lverden.
Bei den lJnternehmen, die Werliverliehr betreiben und nebenbei
auch Yerkehrsleistungen für fremde Rechnung ausführen, werdcn
zusätzlich auch die Erlöse fiir ihre im Personen- und Güterver'-
Iiehr erbrachten Leistungen für andere ermittelt.

Da den Unternehmen des gewerbiiclien Verliehrs, deren Haupt-
zweck die Verkehrstätigkeit bildet, der größte Teil des Ver-
kehrsaufkommens zufdllt, soll der Yerkehrszensus zusätzlich be-
sondele Einsichten in deren betriebliche Struhtur und Betriebs-
rechnung vermitteln. Bei diesen Verkehrsunternehtren werden
daher neben den oben erwähnten Verhehrsarten und -funktionen
auch die sonstigen rvirtschaftlichen Tätigkeiien der IJnternehmen,
ilire lJmsatzsiruhtur, die Äufrvbnclungen für Kraft-, Hilfs- und
Betriebsstoffe und Handelsware sorvie für Lbhne und GehäIter
und felner die letztjährigen Investitionen erfragt. Ein TeiI
diescr llnterlagen soII gleichzeitig die Berechnung eines Netto-
leistungsrvertes in der Yerltehrsrvirtschaft ermöglichen.

Zu§6
Diese Vorschrift bestimmt den Kreis der Auskunftspflichtigen.

Die Yerpflichtung sorvohl der Haushaltsvorstände als auch der
volljährigen Mitglieder der Haushalte zu Aushünften für die
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Volks- und Berufszählung ist notrvendig für FälIe, in clenen der
Haushaltsvorstand vom Zähler nicht angetroffen lvird oder nicht
in der Lage ist, die erforderlichen Ausliünfte in ausreichendem
l\Iaße zu erteilen. Diese Bestimmung trägt den Erfahrungen der
siatistischel Amter bei vorausgegangenen Zählungen Rechnung
und soll den Zählcrn ihre Arbeit erleichtern. Bei der Gebäudc-
vorerhebung ist die Auskunftspflicht rvegen des Erhebungsgeg,rn-
standes auf die Glundstiicks- bzrv. Gebäudeeigentiimer oder -ver-
rvalter oder deren \rerileter abgestellt.

Die Ausliunftspflicht für Arbeitsstätten und Unternehmen in
den §§ 4 und 5 folgt in ihrer Formulierung der in den Rechts-
grundlagen für vergleichbare Erhebungen der letzten Ze\t ge-
rvählten Form.

Im Hinblick auf die \Michtigkeii der in § 2 aufgefrihrten Zäh-
Iungen und Befragungen ist es notwendig, die Äushunftspflicht
auch auf diese zu erstrecken.

Zu§§7und8
Die Erhebung wird von den Gemeinden durch Befragung der

Haushalte und Arbeitsstätten möglichst mit ehrenamtlichen Zäh-
Iern durchgeführt. Um die Schwieriglieiten der Volkszäh'lung
1950 und der 'lVohnungszählung 1956, eine ausreichende ZahI
geeigneter Zihler zu behommen, auszuschalten, sind eindeutige
Bestimmungen fiir die Übernahme des Zähleramtes und die Ver-
pflichtung der Behörclen zur Zählergestellung vorgesehen. Die
für die Volliszählung benötigten Zählerlerden sich zum größten
TeiI aus Beamten und Angestellten des Bundes, der Länder und
Gemcinden rekrutieren.

§ 8 Abs. 2 bezieht sich auf öffentliche Dienste, deren Betrieb
lieine, rvenn auch noch so kurzfristige IJnterbrechung erlaubt;
dabei ist vor allem an Bundesbahn und Bundespost gedacht.
Durch diese Bestimmung sollen jedoch nur die für den tech-
nisclren Betrieb unbedingt notrvendigen Personen von der Zahler-
tritiglieit freigestellt rverden.

Zu§9
In Absatz 1 rvird die Geheimhaltung alier Einzelangaben ge-

miiß den Bcstimmungen des Gesetzes über die Statisiik f iir
Bundeszwecke (SiatGes.) nochmals ausdrücklich festgelegi. Die
Angaben, die der Befragte in Beantrvortung der durch das Zäh-
Iungsgesetz vorgeschriebenen Fragen gemacht liat, dürfen nicht
für andere als statist,ische, insbesonclere nicht für steuerliche
Ztt ccl<e verrvendet rverden.

Damit jedoch das mit hohem Auf.r.vand erhobene Zahlen-
material der wissenschaftlichen Ausrvertung in möglichst großem
Urnfang zugänglich gemacht rverden kann, sollen Hochschulen
und lvissenschaftlichen Forschungsinstituten für spezielle For-
schungsaufgaben auch Einzelangaben zur Verfügung gestellt
rverden können. Dabei müssen die Angaben über Namen und
Anschrift der befragten Personen, Arbeitsstätten und Unter-
nehmen unkenntlich gemacht rverden. Die Bestimmungen über
die Verriffentlichung 'r'on Einzelangaben gelten auch für die auf
Grund des Ziihlungsmaterials vorgenommenen Verijffentlichun-
gen durcli die Hochschulen und lvissenschaftlichen Forschungs-
institute. Die beim Yerliehrszensus gewonnenen Angaben sind
von der lVeiterleiiung ausgeschlossen, da sie einen rveitgehenden
Einblick in die Betriebsstruktur gervähren.

Als rveitere Ausnahme wird den Gemeinden gestatiet, die Ge-
bäude- und Haushaltslisten der Yoll,s- und Berufszd,hlung mit
den Eins'ohnerverzeichnissen zu vergleichen. Damit SoII die
N{öglichkeit gegeben rverden, die Ermittlungen der Za.hl.er at
liontrollieren und ggf. zu erg:inzen und auch die Ängaben der
Einn'ohnerverzeichnisse auf Grund der bei der Zälilung durch
,iie Zähler getroffenen Feststellungen ztr berichtigä. Die
Abstinimung dient clamit sotvohl der Sicherung riclitiger und
vollständiger Zählungsergebnisse als auch der Berichtigung von
Einrvohnerverzeichnissen durch die Zählung. Da der Vergleich
auf die Angaben irber lVohnung, Vor- und Zunamen sowie Ge-
burtsdatum zu beschränken ist, rvird die Geheimhaltung für die
sachlichen Angaben gcrvahrt.

Zu §10

Die Vorschrift des § 10 regelt auf Grund von Ariikel 106.
Abs. 5 Satz 2 GG den Ausgliiich der Nlehrbelastung, die den
Lilndern durch die Zählungen gemäß §§ 1 und 2 dieses Gesetz.-
entryurfs unci die durch besondere Gesetze angeordnete Land-
wirtschaftszählung 1960 sowie die Handelszdhlung 1960 auferlegt
lvird. Die Kosten der ergänzenden Sonderzihlungen liönnen
rvegen des Zusammenhangs mit der allgemeinen Yolks-, Berufs-
und Arbeitsstättenzählung berücksichtigt rver'den.

Die Finanzzurveisung von 1,20 DM je Kopf der für den 9. Itai
1961 (Siichtag der \rolkslählung) durch das Statisiische Bundes-
amt fesizustellenden Wohnbevolkerung beirägt rd. 50 v. H. der
vom Staiistischen Bundesamt gemeinsam mit den statistisr:hen
Landesämtern berechneten Gesamtkosten 'der Länder frir die
Durchführung des gesamten Zählungsrvelkes 1960i62 in Höhe von
rd. 134 543 000 DM.

Die Finanzminister und Finanzsenatoren der Bunäeslän.ler
haben sich auf der 203. Sitzung des Finanzausschusses des
Bundesrates (Niederschrifi vorn 18. Februar 1960 Punkt 10) mit
dieser grundsätzlichen Regelung abschließend einverstanden er-
hlär't. Dabei bestand übereinstimmung darüber, daß die bei clen
Ländern anfallenden Yerrvaltungskosten der Siatistiken {ür
Bundesz.wecke nach § 8 des Gesetzes über die Statistik frir
Bündeszrveche vom 13. Sept,ember 1953 entsprecliend dem allge-
meinen Laitenverieilungsgrundsätl cles Artihels 106 Abs. 4 N; 1

GG von den Ländern zu tragen sind. Bei Zählungsvorhaben
außergen,öhnlichen Ausmaßes, rvie die \,orliegende, mit erheb-
Iichen zusätzlichen I(osten verbundene allgemeine Volhs-, Berufs-
und Arbeitsstättenzählung und ''die damit sachlich zusammen-
hängenden Ergänzungszählungen, kann jedoch die den Ländeln
und Gemeinden dadurch entstehende Mehrbelastung zum 'I'eil
durch Finanzzurveisnngen des Bundes nach Artikel 106 Abs.5
Saiz 2 GG ausgeglichen werden..,

C. Kosten

Die Kosten der in diesem Gesetzentwurf gemäß §§ 1 und 2
angeordneten

Volks-, Berufs- und Arbeitsstättenzählung 1961, 
,

Verliehrszensus 1962,

Probe-undI(ontrollbcfragungen,'l
Gebäuclevorerhebung 1

sind mit 177 537 000 DII bei Bund und Ländeln (einschließIich
Berlin [\Mest]) veranschlagt rvorden.

Die Finanzzuu.eisung cles Bundes an die Liinrler geht von
dcm Gesamikostenaufwand'für die Großzählungen im Zeitraunr
1960 bis 1962 aus und bezieht die I(osten der durch besondere
Gesetze angeordneten

Betriebszählung in der Lancl- und Forstrvirtschaft (Land-
rvirtschaftszählung 1960 

-,BGBI. 
I S.217) und der

Zählung im Handel sorvie im Gaststätten- und Beherber-
gungsgerverbe (Handelszdhlungsgesetz 1960 

- 
BGBI. I

s. 3i3)
cin. \

Die Gesamtkosten der angegebenen Zählungen bctragen bei
Buncl und Ländern 146 116 000 D1\[.

Von diesem Betrag entfallen auf

den Bund 11 573 000 DM,

die Länrler (einschließIich Gemeinden) 134 543 000 DN{.

Bei ciner Finanzzurveisung uot, i,20 Dlf ie Kopf der am
9. Mai 1961 festgestellten Wohnbevölkerung rvürden - bei einel
für den Zählungsstichtag angenommenen Zahl von 56075000 Per-
sonen - die Länder vom Bund einen Gesamtbetrag von
67 290 000 DM erhalten.

Der genaue Betrag und seine Aufteilung auf die Länder Iäßt
sich abschließend erst festsiellen, wenn das Statistische Bundes-
amt die endgültige Wohnber,ölherungszahl der Länder, ermittelt
hat.
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Bund Länder

persön-
Iiche

säch-
Iiche

ztt-
sammen

persön-
Iiche

säch- z\-
liche sammen

KostenKosten

18 206

8 000

104 337

4 000

134 543

497

520

6 000

876

480

2 900

1 373

i 000

8 900

300

11 573

62 t49

t2 430

6 100

b 776

I 900

42 188

Eine Aufteilung der Gesamtkosten auf die einzelnen Zählungen nach Bund und Ländern

und in persönliche und sächliche Iiosten zeigt die nachstehende Übersicht:

(Beträge in 1000 DM)

Zdhlung

Landrvirtschaftszähiung 1960 ..
Handelszählung 1960 .

Volks-, Berufs- und Arbeitsstättenzäh-
lung 1961*) ....

Verkehrszensus 1902 .

Zählungsrverk 1960i62

§1
Im Geltungsbereich dieses Gesetzes wird in den Jahren 1956

bis einschließlich 1959 eine Statistik der BevöIherung und <les

Erwerbslebens auf repräsentativer Grundlage (Nlikrozensus)
vierteljährlich als Bundesstatistik durchgeführt, und zrvar einmal
jährlich mit einem Auswahlsatz von 1 r'om Hundert und dreimal
jährlich mit einem Auswahlsatz yon 0,1 vom Hundert der Be-
völkerung.

§2
Fiil cliese Statisiik rverden folgende Tatbestände erfaßt:

1. Änzahl und Namen der zur Haushaltung gehörenden Per-
sonen, deren Geschlecht, Alter, Stellung zum Haushaltungs-
vorstand, Familienstand, Kinderzahl, Staatsangehörigkeit,
Vertriebenen (Flüchtlings-) eigenschaft,Wohnsitz und Wohn-
sitzveränderungen, I(örperbehinderung und ihre Ursachen,
Iandwirtschaftiiche Nuizfläche der Haushaltung;

2. Beieiligung oder Nichtbeieiligung am Errverbs- und Berufs-
leben, im besonderen Beschäftigung und Arbeiislosigkeii,
Beruf, Arbeitsstätte, beschäftigte Arbeitskräfte, Arbeits-
zeit und Yersicherungsschutz.

§3
Auskunftspflichtig sind die volljährigen n{itglieder der Haus-

haltungen.

Gesamtkosten
in Bund

und Ländern

79 b79

9 000

117 537

146 r16

Die verfassungsmäßigen Rechte des Bundesrates sind gewahrt.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet'

Bonn, den 16. März 1957.

Der Bundespräsident
Theodor Heuss

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers
Blücher

Der Bundesminister des Innern
Dr. Schröder

*) Einschließlidr Feststellungen über bewohnte Gebäude, Bodenbewirtichaftung und Binnenflscherei.

Die Arbeiten werden, da es sich um eine zeitlich begrenzte Beanspruchung handelt, bei Bund und Ländern durch Au§hilfskräfte
durchgeführt.

Gesetz über die Durchführung einer Repräsentativstatistik
der Bevölkerung und des Erwerbslebens (Mikrozensus)

Der Bunrlestag hat das. folgende Gesetz beschlo.r.J 
16' März 19571) 

§ 4

(1) Die Erhebungen werden durch persönliche.oder schrift-
Iiche Befragung durchgeführt. '

(2) Die Äuskunftspflichtigen sind berechiigt, auf besonderen
Yordrucken erfragte Angaben in verschlossenem lJmschlag an

das Statistische Landesamt einznsenden.

(3) Die mit der Befragung zu betrauenden Personen sind von

den zuständigen Landesbehörden auszuwählen; sie müssen Ge-

rvähr für Zuverlässigkeit und Verschwiegenheit bieten.

§5
Dieses Gesetz gilt nach I\faßgabe des § 13 Abs. 1 des Dritten

überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1)

auch im Lancl Berlin.

§6
Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in Kraft.

Begründungz)

Internationale VerPfl ichtungen

Die bestehenden deutschen Statistiken reichen nach ihrer An-
Iage und nach den verrvendeten Definitionen nicht aus, die von

der Organisation für die rvirtschaftliche Zusammenarbeit Europas

rt BGBI. I S.213. - 
!) Bundestagsdrucksache Nr.2695 vom 19. SeptemBer

1955 (siehe Vorbemerkung auf S. 155 oben).

(OEEC) geforderten Zahlen über das sogenannte Arbeitskraft-
volumen und die Beschäftigungs- und Erwerbslosiglieitsverhält-
nisse zu liefern. Der beste Weg, die lJnterlagen zu gervinnen,
besteht in der Durchführung von Repräsentaiivstatistiken, rvie sie

vom Rat der Organisation für die wirtschafiliche Zusammen-
arbeit Europas den Mitgliedsländern empfohlen [196. Sitzung
vom 31. Oktober 7952 - C (52) 227 (Final)l und in einer Reihe

europäischer Lärider (2. B. England, Frankreich, Italien) mit
gutem Erfolg eingeführt wurden.

I. Allgemeiner Teil
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Die Aufgaben des Mikrozensus

Äus dem Plan, diese internationalen Verpflichtungen zu er-
füllen, hat sich das Yorhaben des deutschen Mikrozensus ent-
wickelt, rvobei diese ursprünglichen Ziele mit statistischen Auf-
gaben verbunden'werden, die von Regierung, Venvaltung, lVirt-
schaft und \Missenschaft der deutschen amtlichen Statistik
gestellt rverden und die durch die Notwendigkeit bedingt sind,
Veränderungen in der wirtschaftlichen Situation schnell zu er-
hennen. Die Aufgaben des Mikrozensus sind

f. international vergleichbare Zahlen über .das Arbeiiskraft-
volnmen gemäß den Empfehlungen der OEEC und des
fnternationalen Arbeitsamtes zu gervinnen,

2. ein deutsches Berichtsrvesen zu schaffen, in dem in regel-
mäßigen kurzen Abständen schnell, billig und zuverlässig
die wichtigsien Veränderungen der bevölkerungs- und er.
werbsstatistischen Daten ermittelt werden, um damit die
vieljährige Lücke zwischen jeweils zwei Volks- und Berufs-
zählungen zu überbrücken und die Ergebnisse auf dem
neuesten Stand zu halten,

3. verbesserte bevölkerungs- und wirtschaftsstatistische Er-
kenntnisse zu gelvinnen, die durch das System der persön-
lichen Befragung gegenüber der weniger zuverlässigen Aus-
füllung der Fragebogen durch die Befragten selbst ermög-
licht werden.

Durch die bevöIkerungsstatistischen Ergebnisse des Mikro-
zensus wird nicht nur die vieljährige Spanne zwischen zwei
Volkszählungen überbrückt, für die international 10 Jahre emp-
fohlen lvird, sondern auch Material zur Beurteilung der Frage
geschaffen werden, inwierveit bei künftigen Zählungen ein Teil
des Frage- und Aufbereitungsprogramms repräsentativ durch-
geführt werden kann.

Ferner hann mit der Organisation des Mihrozensus eine Reihe
von rvichtigen statisiischen Äufgaben mit relaiiv geringen zusätz-
lichen Kosten gelöst werden, indem andere Erhebungen, die die
persönliche Befragung von Einzelpersonen oder Haushaltungen
erfordern, mit dieser Erhebungsorganisation durchgeführt s'er-
den. Die beim, Mikrozensus einmal jährlich vorgesehene Be-
fragung von 1 v. H. aller Haushaltungen liefert in aller Regel
auch bei zusätzlichen Fragen hinreichend große Beobachtungs-
zahlen und brauchbare statistische Ergebnisse.

Die'Kosten

Die Hdhe der Kosten für den Mikrozensus hängt vom Umfang
des Tabellenprogramms ab. Für ein vorläufiges Programm, das
im einzelnen ständiger Beratung und \Meiterentlvicklung bedarf,
würden insgesamt 1 029 500 DM erforderlich werden. Da die
Erhebung und Aufbereitung der Statistik den Landesämtern ob-
liegen, entstehen dort rund 92 v. H., beim Bunde 8 v. H. der
Kosten. Sie sind nacli § 8 des Statistischen Bundesgesetzes auch
in diesem Verhältnis von den Ländern und dem Bund zu tragen.

II. Die einzelnen Vorschriften

Zu§1
Diese Vorschrift legt den Bereich und die Periodiziiäi der

Erhebung fest. Der l\Iikrozensus wird vierteljährlich im Bundes-
gebiet durchgeführt.

Der Mikrozensus bedient sich des modernen, Zeit und Kosten
sparenden Repräsentatiwerfahrens. In einer auf repräsentativer
Grundlage durchgeführten Statistil< werden die Erhebungsmerk-
male nicht bei der Gesamtbevölkerung, sondern nur in einer
kleineren Stichprobe erhoben. Diese Stichprobe wird nach den
mathematischen Grundsätzen der Wahrscheinlichkeitslehre so
ausgervählt, daß sie zuverlässig ein verkleinertes Abbild der
Gesamtheit darstellt.

Der.Kreis der Befragten erstreckt sich auf die gesamte Be-
vöIkerung, aus der bei jeder Erhebung nur ein bestimmter Teil
befragt wird. Erst im Laufe vieler Jahre rverden fast alle Haus-
haltungen einmal fiir diese Erhebung in Anspruch genommen
rvorden sein. Neben der einmal im Jahr mit einem Auswahlsatz
von 1 v. H. durchzuführenden Erhebung sind noch drei Erhebungen
im iahr mit einem Ausrvahlsatz von je 0,1 v.H. vorgesehen.

Zu§2
In diesem Paragraphen rverden die Tatbest,ände der Erhebung

festgelegt. Dabei handelt es sich um Merkmale der BevöIkerung -

und des Errverbslebens, im bLsonderen um solche, die eine gel
naue Durchleuchtung der Beschäftigungssituation erlauben sollen.
Die Definitionen stimmen mit den internationalen Anforderungen
riberein.

Mit den Erliebungen kann die Erfassung anderer Tatbestände
verbunden werden, sofern deren Erfassung rechilich geregelt ist.

Zu§3
Diese Vorschrift regelt die Äuskunftspflicht für den N[ikro-

zensus im Sinne des r\bschnittes Y des Gesetzes über die Sta-
tistik für Bundeszu'ecke (Statces) vom 3. Sepiember 1953
(BGBI. r S. 1314).

Zu§4
Im Absatz 1 rvird die Befragungsart - in cler Regel persön-

Iiche Befragung - festgelegt.

Der Absatz2 räumt d".J, B"f.ugten die Möglichkeit ein, An-
gaben, die auf besonderen Vordrubken erfragt rverden, auch vor
den Ermittlern geheimzuhaltän.

Absatz 3 regelt die Zuständigkeit für die Auswahl der Er-
mittler, deren Zuver,lässigkeit uncl lrerschrviegenheit zum Schutz
des befragten Staaisbürgers notwendig sind.

Zu§§5undG

Diese Vorschriften entsprechen der üblichen Fassung.
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Gesetz zur Anderung des Gesetzes über die Durdrführung einer Repräsentativstatistik
er Bevölkerung und des Erwerbslehens (Mikrozensus)

Yom 5. Dezember 1960)

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen

Artikel 1

Das Gesetz über die Durchführung einer Repräsentaiivstatistik
der BevöIkerung und des Errverbslebens (Mikrozensus) vom
16. März 1957 (Bundesgesetzbl. I S.213) rvird wie folgt geändert:

1. In § 1 wird die Jahreszahl "1959" durch die Zahl ,1962"
ersetzt.

2. § 2 wird wie folgt ergänzt:
,3. Urlaubs- und Erholungsreisen, Einkohmenslage, bei er-

werbstätigen Müttern Beireuung der Kinder. Diese Tat-
bestände rrerden' rvährend der Geltungsdauer dieses
Gesetzes nur einmal erhoben."

Arüikel 2

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 des Dritten
Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1,1

auch im Land Berlin.

t 
Artikel 3

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 31. Dezember 1959 in
Kraft.

Die verfassungsmüßigen Rechte des Bundcsrates sind gervahrt.

Das vorstehende Gesetz rvird hiermit verkündet.

Bonn, den 5. Dezember 1960.

Der Bundespräsident
Lübke

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers
Ludwig Erhard

Der Bundesminister des Innern
. Dr. Schröder

Begründungz)

A. Im allgemeinen

Das Gesetz über die Durchführung einer Repräsentativstatistik
der Bevölkerung und des Errverbslebens (1\{ikrozensus) war zu-
nächst auf 3 Jahre befristet, um diese für die deutsche amtliche
Siatistik neue Erhebungsart zu erproben. In den Jahren 1957

bis 1959 sind 3 Erhebungen mit einem Ausrvahlsatz von je 1 v. FI.

und 6 Erhebungen mit einem Ausrvahlsatz von je 0,1 v. H. durch-
geführt 'worden. Es sind also von 17 Millionen Haushalien im
Bundesgebiet lediglich 170 000 in jedem der 3 Jahre einmal und
17 000 dreimal befragt rvorden. Die Ergebnisse haben gezeigt,
daß mit dieser modernen statistischen Methode kurzfristig und
kostensparend verwaltungspolitisch rvichtige Unterlagen geliefert
rverden liiinnen. Erstmalig wurde ein umfassender Überblick
über die gesamte Erwerbstätigkeit der BevöIkerung ermöglicht.
Es konnten alle Arten und Formen der haupt- und nebenberuf-
Iichen Erwerbstätiglreit ermittelt und nach vollbeschäftigten und
teilbeschäftigten Personen, nach Arbeitszeiten und großen Wirt-
schaftsbereichen gegliedert rverden. Ein Überblick über Art und
Umfang der gesamten Enverbsiäiigkeit ist in einer Zeit der
Vollbeschäftigung besonders bedeuiungsvoll, da hierdurch zu-
nächst einmal das gegenwärtige Arbeitskraftvolumen erfaßt und
ein Anhaltspunlit für i\{öglichkeiten der künftigen Entwicklung
ge\yonnen rvird. llit diesen Informationen iiber das Arbeits-
volumen ergaben sich z. B. auch neue Daten für lvichtige Fragen
der So'zialreform sowie bessere Ilnterlagen für die volksrvirt-
schaftlichen Gesamtrechnungen (im besonderen für Produkiivi-
tätsberechnungen). Außerdem konnten die Kenntnisse über ilie
Haushalte verbessert und Zahlenangaben über Größe und Gliede-

"rrng 
de. Familien beigebracht rverden, die zur Beurteilung von

Fragen eines Familienlastenausgleichs von Bedeutung sind. Für
die Personenkreise der Vertriebenen und der Körperbehinderten
wurden neue Zahlen bereitgestellt.

Diese Aufgaben bestehen auch für die Zukunft. Hinzu hornmt,
daß mit der rveiteren Entrvicklung der europäischen Zusammen-
arbeit die Forderung nach zuverlässigen und international ver-
gleichbaren Zahlenunterlagen an Bedeutung gewinnen wird. Die
von der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft angestrebte Ver-
einheitlichung del Statistiken der Errverbstätigkeit ist nur über
einheitliche Stichprobenerhebungen möglich. Darüber hinaus wird
der 1\[ikrozensus im Rahmen der internationalen Zusammen-

D BGBI. I S. 873. - 
2) Bundestagsdrucksache Nr. 1925 vom 21. Juni 1950

(siehe Vorbemerkung auf S. 156 oben).

arbeit zur lJntersuchung sozialer und ökonomischer Tatsachen
und Entwichlungen zn dienen haben.

Das ilnderungsgesetz soll die Möglichkeit bieten, den im ersten
Abschniti seiner Anwendung erprobten und bewährten Nlikro-
zensus für rveitere 3 Jahre durchzuführen. In diesem Zeitraum
wird - neben der Gervinnung weiterer laufender Zahlen über
Bevölkerung und Beschäftigung - die methodische IMeiterent-
rvicklung und die Verzahnung mit den E-rgebnissen der großen
Zählungen im Vordergrund stehen. GleichZeitig liann die Organi-
sation des Mikrozensus für andere Stichprobenerhebungen ver-
rvendet rverden, wie dies z. B. schon bei der 1 v. H.-Wohnungs-
statistik 1956157 der FalI war. Das Gesetz soll bis einschließIich
1962 befristet rverden, cla durch die Volkszählung 1961 eine neue

Grundlage für die Ausrvahl von Gemeinden und Haushalten zur
Verfügung stehen rvirtl und nach clem Vorliegen von Erfahrun-
gen in rveiteren 3 Jahren geprüft werden kann, ob die metho-
dische Entwicklung so rveit abgeschlossen ist, daß ein unbe-
fristetes Gesetz erlassen rverden kann. Zwischen den künftigen
Volks- und Berufszählungen hätte der Mikrozensus dann die
durch die Yeränderung der Yerhältnisse überholten Zahlen m
ersetzen und insbesondere die Anderungen in der Erwerbstätig-
keit zu erfassen.

Der Mikrozensus wird zur Rationalisierung der gesamten amt-
licLen Statistih beitragen, da durch diese laufenden Erhebungen
der Zeitraum zwischen den großen Volkszählungen von bishe'r 5
bis 7 Jahren auf etrva 10 Jahre verlängert werden kann.

Seit Bestehen des l\fikrozensus haben sich die Forclerungen
nach zusätzlichen Informationen vermehrt. Nur ein kleiner Teil
rväre im Hinblick auf die im bisherigen Gesetz festgelegten Er-
hebungsmerkmale zu erfrillen gewesen. Um den I\fikrozensus als
bewegliches Instmment zur Ermittlung rvichtiger aktueller Tat-
bestände verwendbar zu halten, mußte im zrveiten Äbschnitt
seiner Durchführung aus den Forderungen und lMünschen, die
im folgenden erläuterte begrenzte Auswahl getroffen werden.
Die neuen Tatbestände rverden während der Geltungsdauer des

Gesetzes nur einmal erhoben werden.

B. Im einzelnen

Zunächst sollen lJnterlagen über den Urlaubs- und Erholungs-
reiseverkehr geschaffü lverden. Der Urlaubs- und Reiseverkehr
hat an Umfang und an wirtschaftlicher Bedeutung stark zuge-
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nommen. über andere Erhebungen kann z. B. nach ZahI der be'-

teiligten Personen uncl nach Reisezielen im In- und Äusland nicht
ermittelt rverden. Die Unterlagen sollen Aufschluß'über die
rvirischaftliche und soziologische Bedeutung der Reisen und über
die verrvendeten Verhehrsmittei geben. Außerdem rverden da-
durch Anhaltspunhte gervonnen, um die Daten der Zahlungs-
bilanz für den Reiseverliehr zu prüfen.

Mii cler Frage nach der Einkon.rmenslage ist nur die Fests[l-
lung von Einkomrnensgruppen, nicLt jedoch die genaue Ermitt-
lung der Znsammensetzung uncl der Hühe der Einzeleinl(omlnen
beabsichtigi. Die Ergebnisse rverden in erster Linie aus methodi-
sclren Gründen benötigt, z.B. a:.r Schichtung und Ausrvahl von
Material für Verbrauchs- und Einhommenserhebungen.

Bei den erwerbstätigen n{üttern soII neben der Zahl der
Kinder auch nach der Beireuung dcr Kinder gefragt rverclen. Die
Errverbstätiglieit der Frauen mit Kindern hat eine Reihe von
-{.usrvirkungen, die zn kennen nicht nur für die Beurteilung des
Arbeitskräftepotentials t,ichtig ist, sondern auch für Fragen cler
Betreuung und Erziehung der Kindcr. Es sollcn Auslitinfte clar-
über gervonnen werclen, unter lr-elchen Umstrinden und in welchem
Ausmaß clie Errverbstätigkeit von Frauen zu einer Doppel-
belastung durch Berul und Haushalt führt und iiber rvelche Art
von Betreuung die I(inder erwerbstätiger Mütter r.erfrigen.

C. Kosten
Für den Mrkrozensns rvaren im Jahle 1955 jährlich rund

1,1 I\{io D[{ Gesamtkosten bei einer 1v.FI.- und drei 0,1 r,.H.-
Erhebungen berechnet rvorden. In'den folgenden Rechnungs-
jahren sind jedoch die Ausgaben bei .rvichtigen Ko,stenpositionen
gestiegen, und zwar durch Erhöhung cler Dienstbeziige, der
Nlaschincnmieten und der Honorare und der Fahrtkosten fiir clie
Befrager. Äuch die Einbeziehung des Saarlandes und die Ver-
größerung der Ber'öIhelungszahl haben die l(osten erhöht. Diese
Iiostensteigemngen sind in den Haushalten des Bundes und der
Länder bereits beriicksichtigt r.vorclcn.

Das Ariderungsgesetz wird r'öraussichtlich folgende zusätzliche
Kosten verursachen:

Für weitere methodische Entwicklungsarbeiten und Analysen,
die nach den bisherigen Erfahrungen im grbßeren Umfang als
bisher vom Statistischen Bundesämt durchgefiihrt rverden miissen,
entstehen zusätzliche I(osten von rund 70 000 Di\t jährlich. Bei
den Statistischen Landesämtern entstehen für die Bearbeitung
cler zusätzlichen Tatbestände uncl durch die Befragung der seit
der letzten Erhebung verzogenen FIaushalte, die eine methodisch-
technisch notrvendige Ergänzung darstellt, jährlich rund
280 000 DM zusätzliche l(osten.

Den Gemeinden entstehen keine I(osten.

Gesetz über die Statistik der Bevölkerungsbewegung
und die Fortschreibung des Bevölkerungsstandes

Vom 4. Juti t9b7r)

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das fol-
gende Gesetz beschlossen:

§1
Um die \reränderurigen in Zahl uncl Zusammensetzung cler

Bevolkerung und ihre lJrsachen im Geltungsbereich dieses Ge-
setzes festzustellen, wird eine Bundesstaiisiik durchgeführi. Sie
umfaßt

1. die Siatistih der natürlichen Bevölkerungsbervegung ein-
schließlich der Toclcsursachenstatistik,

2. alie Siatistik der Todeserklärungen,
3. die Statistili der rechtskräftigen Urieile in Ehesachen,
4. die Wandeiungsstatistik und
5. die Fortschreibung des Bevölkerungsstandes.

§2
(1) Für die Statistik cler natürlichen Bevölkerungsbervegung

rverden bei Eheschließungen. Geburiei und Sterbefallen- mit
Zählkarten laufend folgende Tatbestäncle erfaßt:

1. Bei Eheschließungen:

a) Tag der Eheschließung,

b) Alier, bisheriger Familienstand und Kinder,
c) rechtliche Zugehörigkeit oder Nichtzugehörigkeit zu

einer Iiirche. ReLgionsgesellschaft oder WeIt-
anschauungsgemeinschaft, Staatsangehörigkeii und
Vertricbenen (FIüchtlings-) eigenschaf t ;

2. bei Lebend- und Totgeburten:

a) Geburtstag, Geschlecht, Angabe über Ehelichkeit
oder Unehelichkeit des Kindes,

b) \\'zohngemeinde und Alter der Eltern,
c) Beruf, rechtliche Zugehörigheit oder Nichtzugehörig-

keit zu einer Kirche, Religionsgesellschaft oder
\Mcltanschauungsgemeinschaft, Staatsangehörigkeit
und Vertriebenen (FIüchtlings-) eigenschaft der Eltern.

d) Mehrlingsgeburt und Anstaltsgeburt,

e) bei ehelichen l(indern: Ehedauer der Eltern und
Geburtenfolge;

3. bei Sierbefällen:

a) Sterbetag, Gesclilecht, Alter, Familienstand 
- 

bei
Kindern Angabe über Ehelichkeit oder Unehelichkeit

- und Wohngemeinde,

b) Beruf, rechtliche Zugehörigkeit oder Nichtzugehörig-
. keit zu einer I(irche, Religionsgesellschaft odel

1Meltanschauungsgemeinschaft, Siaaisangehörigkeit
und Vertriebenen (Flüclitlings-) eigenschaft,

c) bei Yerheirateten: Tag der Eheschließung und Alter
des überlebenden Ehegatten,

d) Anstaltssierbefall, 
I

e) Todesursache, bei Sterbefällen innerhalb der ersten
vierundzryanzig Lebensstunden auch Lebensdauer.

(2) Die Zählkarten werden von rlen Stanclesbeamten und in
den Fällen der §§ 18, 19 und 34 des Personenstandsgesetzes vom
3. November 1937 (Reichsgesetzbl. I S.1146) in der Fassung des
Ztt,eiten Gesetzes zur Anclerung und Ergänzung des Personen-
standsgesetzes vom 18.l\{ai 1957 (Bundesgesetzbl. I S.518) von
den dott genannten Stellen ausgelüIIt. In den Ländern, in dcnen
ein Leichcnschauschein (Totenschein) eingeführt ist, der die in
Absatz 1 Nr.3 Buchstabe e genannten Tatbestände cnthdlt, brau-
chen diese Tatbestände nicht in die Zählkarten aufgenommen zu
u.erden. Der Leichenschauschein (Totenschein) tritt insorveit an
die Sielle der Zählliarte.

(3) Sorveit die Angaben, die zum AusfüIlen der Ziihlkarten
nötig sind, nicht aus den Eintragungen in die Personenstands-
Lrücher oder aus anderen r.orgelegten Unteilagen hervorgehen,
sind die Anzeigenden oder die Eheschließenden, fiir die Angabe
der Todesursache die nach Landesrecht für die Leichenschau zu-
stdndigen Arzte oder sonstigen Personen auskunftspflichtig.
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§3
(1) Für die Statistik der Todeserlilärungen rverclen bei Todes-

erklilrungen und Feststel]ungen der Todeszeit, die durch Gerichte
ausgesprochen rvorden sind, mit Zählkarten laufend folgende
Tatbestände erfaßt:

1. deschleclit, Ait"., letzter ständiger Wohnsitz und
' If amilienstand,

2. Beruf, Staatsangehörigkeit und Zugehörigkeit zur Wehr-
macht,

3. vermutliche Todesursache und festgesiellter Zeitpunht
des Todes.

(2) Die Zählkarien rverden vom Standesbeamten des Standes-
amts I in Berlin (Wesi) ausgefüIli.

§4
(1) Fiir die Statistik der rechtskräftigen Urteile in Ehesachen

rverden bei gerichtlichen Entscheidungen über Ehescheidungs-,
aufhebungs- oder -nichiigkeitsklagen mit Zähllrarten Iaufencl
folgende Tatbestände erfaßt:

1. Kläger und Widerkläger,
2. Inhali der Entscheidung (Nichiigheitscrklärung, Auf-

hebung, Scheidung, Klageabweisung, Schuldausspruch,
zugrunde gelegte gesetzliche Bestimmungen),

3. Alier der Ehegatten, Ehedauer und Kinderzahl,

4. rechtliche Zugehörigkeit oder Nichtzugehdriglieit zu
einer Kirche, Religionsgesellschaft oder Weltanschau-
ungsgemeinschaft und Staatsangehörigkeii der lJhe-
gatten.

(2) Die Ziihlliarten rverden )'on den Urkundsbeamten der Ge-
schä{tsstelle des Gerichts erster Instanz nach Rechtshraft des

Urteils auf Grund der Gerichtsaktcn ausgefullt.

§5
Für die lManderungsstatistik rverden bei der Än- und Ab-

meldung clie Zv und Fortzüge (Wohnungs'r,vechsel) nach den
Meldescheinen mit folgenden Tatbeständen laufend erfaßt:

1. Tag des Bezugs der neuen oder des Auszugs aus der alten
Wohnung. alte und neue Wohngemcinde, Haupt- und
Nebenwohnsitz,

2. Geschlecht, Alter und Familienstand,

3. Beruf und rechtliche Zugehörigkeit oder Nichtzugehörigkeit
zu einer Kirche, Religionsgescllschaft oder'\Meltanschau-
ungsgemeinschaft, Staatsangehörigkeit und Vertriebenen-
(Flüchtlings-) eigenschaft.

§6
Bei der Fortschreibung des BevöIkemngsstandes ist auf der

Grundlage der jerveils letz.ten allgemeinen Zählung der BevöIke-
mng nach den Ergebnisscn der Statistik der natürlichen Be-
rölkcrungsbervegung und der Wanderungsstatistili die Bevölke-
rung nach Geschlecht, Aliel und Vertriebenen-(FIüchtlings-)
eigenschaft festzustellen. Hierbei sind Gebietsveränderungen zu
berüclisichtigen und anzugebcn.

§7
(1) Die Zühlliarien fiir Eheschließungen, Geburte.r und Ste.be-

fälle (§ 2 Abs. 1) und- frir rechtshräftige Urteile in Ehesachen
(§ 4 Abs. 1) sorvie dic Leichenschrusclreirie (§ 2 Äbs.2) uncl eine
Ausfcrtigung der lleldescheine (§ 5) sind mindestens monatlich
an clas Statistische Landesamt, die Zählkarten für Todes-
erklärungen (§ 3 Abs. 1) an das Statistische Bundesairt zu riber-
senden. Die Leichenscliauscheine sind über das Gesundheitsamt
zu leiien.

(2) Die Zählkarten für rechtskräftige Todeserklärungen wer-
den durch das Statistische Bundesamt, die übrigen Zählkarten,
die )Ieldescheine und die Leichenschauscheine durch die Statrsti-
schen Landesämter au{bereitet.

§8
Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 des Dritten

überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1)

auch im Land Berlin.

S e

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Yerl<ündung in Kraft.

Das vorstehende Gesetz rvird hiermit verkündet.

Bonn, den 4. Juli 1957

Der Bunclespräsident
Theodol Heuss

Der Steilvertreter des Bundeskanzlers
BIücher

Der Bundesminister des Innern
Dr. Schröder

Begründungr)

A. Allgemeiner Teil

I. Aufgaben der Bevölkerungsstatistik

Regierung, \renvaltung, Wirtschaft und \Missenschaft brauchen
für ihre Arbeit Statistihen über Zahl und Zusammensetzung der
BevöIliemng. Seit den ersten Anfängen der amtlichen Statistik
rverden daher in grdßeren Zeitabstänclen BevöIherungszahl und
Ber'ölkerunesghederung durch VolhsziLlilungen festgestellt. Je
stärker jedoch die Bevöllterungsbewegung ist, desto vveniger sind
in den Zeiträumen zrvischcn den großen Volliszählungen ihle mit
erheblichem Arbeiis- und Kostenaufwand gelvonnenen Ergebnisse
venvertbar.

Der \Meg, rvenigstens durch jährliche Schätzung der Ein-
wohnerzahl diese lldngel einigennaßen auszugleichen, ist schon
lange nicht mehr gang6ar. Bei iler gegenrvärtig besoäders starken
Bewegung cler Bevrjlkerung müssen monatlich berichtigte Be-
völlierungszahlen für Bund und Länder verfügbar sein. Darüber
hinaus braucht'man in vierteljährlichen und jährlichen Abständen
Aufschlüsse über die Einrvohnerzahl aller Gemeinden und fur
größere gebietsmäßige EinLeiten und darüber, 'rvie die Bei'öike-

1) Bundestagsdrucksache Nr. 3005 vom 12. Dezember 1955 (siehe Vorbemer-
kung auf S. 155 oben).

rung nach ÄIter und Geschiecht gegliedert isi. Da die Haupifäilc'
der Be'r'blkerungsbervegung 

- 
Geburten, SterbefäIle, Ztzüge

und Fortzüge 
- 

in cntsprechender sachlicher und zeitlicher
Untergliedelung z-ur Verfügung gestelli rverden können, ist die
Staiistik in der Lagti, das Ergebnis der jerveils letzten Volks-
zählung fortzuschreiben und damit laufend neue Bevölkerungs-
zahlen auch für die kleinsten Gebietseinheiten zu liefern.

Der lffert der einzelnen Statistiken erschöpft sich jedoch nicht
in der Fortschreibung des BevöIkerungsstandes. Die Statist;ken
dienen auch daz-u, die Bestandteile der Bevöllterungsentrvicklung
und der Bevöllierungsverschiebungen zu ermitteln.

Die Unierlagen erstrecken sich aucli auf Yorgänge rvie
eheliche und uneheliche Geburten, Säuglingssterblichkeit, Todes-
ursachen, Häufigkeit cler Eheschließung, Gründe der Ehe-
scheiclungen, Richhrng der Binnenwandelung und Zulvanderung
aus der sorvjetischen Besatzungszone.

Derartige Ber,öIkerungsstatistilien rverden in allen zivilisierten
Ldnclern der Erde durchgeführt. Sie gehbren zum hlassischen
Bestanrl der amtlichen Statistik. Die Vereinten Nationen und die
\4treltgesundheitsorganisation haben Bmpfehlungen über ihren
Ausbau und ihre Gestaltung herausgegeben.
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II. Bisherige Rechtsgrundlagen

Durch das Gesetz lverden weder neue Staiistiken eingeführt,
noch laufende Statistiken erweitert. Statistiken über Ehe-
schließungen, Geburten und SterbefäIle rvurden in Deutschland
schon vom Bundesrat des Deutschen Zollvereins im Jahre 1870

beschlossen. Durch Gesetz vom 11. Juni 1920 (Reichsgesetzbl.
S.1209) rvurde in clas Gesetz über die Beurkundung des Per-
sonenstandes und die Eheschließung vom 6. Februar 1875 (Reichs-
gesetzbl. S. 23) ein neuer § 82 a eingefügi, nach dem die Standes-
beamten "statistische Erhebungen einschließlich solcher über die
Zugehörigkeit zu einer Religionsgesellschaft. vorzunehmen hatten.
Das Nähere über den Umfang und die Art der Durch{ührung
enthielt § 3 der Verordnung zur Ausführung des Gesetzes über
die Beurkundung des Personenstandes und die Eheschließung
vom 6. Juli 1920 (Reichsgesetzbl. S. 1399). Das Personenstands-
gesetz vom.3. November 1937 (Reichsgesetzbl. I S. 11'16) enthält
keine ausdrücklichen Vorschriften für die Statistik. Dagegen er-
mächtigte § 117 der Ersten Verordnung zur Ausführung des Per-
sonenstandsgesetzes vom 19. Mai 1938 (Reichsgesetzbl. I S.533)
den Reichsminister des Innern, Art und Umfang der von den

Standesbeamten rvahrzunehmenden Nebengeschäfte, insbesondere
ihre l\{itwirkung bei siatistischen Erhebungen, zu bestimmen.

Auf dieser Verordnung beruhte die Dienstanweisung für die
Standesbeamten und ihre Aufsichtsbehörden vom 9. Januar 1939

(RlIBliV S. 81) mit einem besonderen Abschnitt über die
Statisiik. Die Dienstanrveisung gilt noch heute in der Fassung
der Allgemeinen Yerrvaltungsvorschriften über die Anderung
und Ergänzung der Dienstanweisung für die Siandesbearnten
und ihre Aufsichisbehörden vom 10. Mai 1952 (BAnz. Nr. 94 vom
16. Mai 1952 S 2). Art und Umfang der genannten Statistihen
sind also nur durch die Allgemeinen Verwaltungsvorschriften
zur Dienstanweisung geregelt,.

Die Fortschreibung des Bevölkerungsstandes uncl die Wande-
rungsstatistik, die die notrvendige Yoraussetzung für die For't-
schreibung ist, werderr z.Z. aif Grund von §-12 des Yolks-
zählungsgesetzes 1950 vom 27. JuIi 1950 (BGBL S.335) durch-
geführt.

Für die Statistiken der rechtskräftigen Urteile in Ehesachen
und der Todeserklärungen ist bisher noch keine Anordnung vor-
handen. Sie werden gemäß Vereinbarungen mit den Ländern
durchgeführt.

Nach § 6 des Gesetzes über die Statisiik für Bundeszwecke
(StatGes) müssen Bundesstatistiken durch Gesetz oder Rechts-
verordnung angeordnet sein. Bundesstatistiken, die diesen Vor-
aussetzungen nicht entsprechen, können gemäß § 16 StatGes
4 Jahre nach lnkrafttreten des Gesetzes (also ab 25. September
1957) nicht mehr als Bundesstatistiken durchgelührt rverden.
Um dies zu verhindern, muß das vorliegende Gesetz erlassen
rverden.

III. Kosten

Die Durchführung der im § 1 des Gesetzes genannten Sta-
tistihen kostet nach dem gegenrväriigen Stand der Auszählungen
bei Bund und Ländern einschließlich Berlins (West) jährlich
rd. 3,2 Millionen Di\[. Da es sich um bereits laufende Statistiken
handelt, deren Kosten in den Haushaltsplänen schon berück-
sichtigt sind, und das Auszählprogramm den Erfordernissen im
großen und ganzen §enügt, rverden keine neuen l\tittel benötigt.
Die Höhe der Kosten ist in der Hauptsache durch die sehr große
Zahl der zu erfassenden FälIe bestimmt. So rvurden z. B. für das
Bundesgebiet und Berlin (West) im Jahre 1955 in der Staiistik
der natürlichen BevöIkerungsbewegung rd. 454 000 Eheschließun-
gen, 50 000 gerichttiche Ehelösungen, 818 000 Geburten und
572000 Sterbefälle, sowie in der l4tranderungsstatistik fast
4,3 Millionen Umzüge erfaßt. Eine vollständige Erfassung ist
notwenclig, um u. a. die gesetzlich vorgeschriebene Fortschreibung
der Bevölkerung in dei Gemeinden (vgl. II., 4. Absatz) durch-
führen zu können.

B. Die einzelnen Bestimmungen

Zu§1
Die Aufzählung enthäIi die klassischen Bestandteile der amt-

lichen deutschen Statistik der Bevölkerungsbewegung und des

Bevölkerungsstandes, die meist schon seit vielen Jahren in
'Deutschland und in allen zivilisierten Ländern der Erde erhoben
und aufbereitet werden. Sie umfaßt aber nicht das gesamte Ge-
biet der Bevölkerungsstatistik, da es nicht möglich ist, dieses Ge-
biet durch ein einheitliches Gesetz abschließend zu regeln. Das
Gesetz ordnet nur die Erfassung der rvichtigsten Yorgänge der
Bevölkerungsbewegung und die Fortschreibung des BevöIkerungs-
standes an. Die großen Volkszählungen, mit denen wegen der
Rationalisierung in der Regel Berufs-, Beiriebs- und \Mohnungs-
zählungen velbunden werden, müssen ieiveils durch ein be-
sonderes Gesetz geregelt rverden, rveil die Forderung uncl Be-
dürfnisse von Verrvaltung, Wirtschaft und l4trissenschaft je nach
der besonderen Aufgabenstellung zur Zeit der Erhebung
wechseln. Auch andere Erhebungen auf dem Gebiete der Be-
vöIkerungsstatistik, rvie z. B. die Äusländerstatistik oder Reprä-
sentativerhebungen über die BevöIkerungszusammensetzung, be-
dürfen einer besonderen Rechtsgrundlage.

Die Unterscheidung und getrennte Behandlung der vier
Grunderhebungen und der Fortschreibung des Bevölkerungs-
standes ist notrvendig, da die Tatbestände und die Erhebungs-
wege der vier Grunderhebungen voneinander abweichen.

Zru§2
Die Statistil( der natürlichen Bevölkerungsbervegung liefert

die wichtigsien lJnterlagen, um'demographische Vorgänge zu
beurteilen. Sie vermittelt z. B. einen Überblich über die be-
vöIkerungspolitische Lage, über die Erfolge cler Gesundheits-
politik und der medizinischen 'Wissenschaft in der Bekämpfung
der Sterblichkeit und über die Lebenserrvartung eines Menschen.
Sie ermöglicht Schätzungen über die zahlenmäßige Entrvicklung
der BevöIkerung und damit politische und rvirtschaftliche
Planungen, ferner die'Herstellung von Sterbetafeln, die für die
öffentlichen und privaten.Rentenversicherungei unentbelirlich sirid.

AbsataT: Nach § 7 Abs. 1 StatGes muß ein Gesetz, das eine
Statistik anordnet, die zu erfassenden Tatbestände bestimmen.
Dabei 'rvird bervußt vermieden, jede mögliche Einzelfrage auf-
zuzlahlen, um das Geseiz dadurch nicht überflüssig zu belasten
und uniibersichtlich zu machen. Die Formulierung und Gliede-
rung der'Einzelfragen gehört zu den methodiscf,en unrl tech-
nischen Volbereitungen (vgl. § 2 Nr. 1 StatGes). AIs Beispiel sei
hier der Tatbesiand ,Beruf" erlähnt, der nur dann ausreichend
bestimmt werden kann, wenn auch die berufliche Stellung und
der Wirtschaftszweig bekannt sind.

Für die angegebenen einzelnen Statistiken rvird nur der er-
forderliche Mindestumfang des Frageprogramms geregelt, das
laufend ausgewertet werden soIL

Absatz 2: Nach § 7 Abs. 1 SiatGes müssen Gesetze und
Rechtsverordnungen, die eine Staiistik anordnen, auch den Kreis
der Befragten bestimmen. Das geschieht in § 2 Äbs. 2 S. 2 des
Entrvurfs. Neben den Zählkarten, die von den Standesbeamten
ausgefüllt rverden, werden in der Sierbefallstatistih auch die
Leiöhenschauscheine (Totensclieiire), die von den Arzten aus-
zufüllen sind, benutzt. \.{Ierden diö Leichenschauscheine unmittel-
bar venvandt, so erhäIt man genauere Angaben'und kann rvirt-
schaftlicher arbeiten. Es ist daher beabsichtigt, im Geltungsbe-
reich dieses Gesetzes einen einheitlichen Leichenschauschein ein-
zu{ühren, der best,immten statistischen Forderungen genügt und
dann insorveit die Zählkarte ersetzen kann. Bis dieser einheit-
liche Schein eingeführt ist, sind die Tatbestände ggf. vom
Standesbeamten in die Zihlkarte einzutragen; später rverden sie
aus dem Leiclienschauschein unmittelbar entnommen; der Standes-
beamte wird dann entlastet werden.

Absatz 3: Für einige der in Absatz 1 genannten Tatbeständä,
die nicht aus den Personenstandsbüchern oder aus anderen l]nter-
Iagen hervorgehen, müssen fiir statistische Zwecke zusätzliche
Fragen an die Anzeigenden gestellt rverden. Deshalb rvird die
Auskunftspflicht der Anzeigenden festgesetzt, zu denen auch die
Arzte gehören, die die Todesursache bescheinigen.
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Zu§3
Die Statistik der Todeserklärungen ist zur Ermittlung der Per-

sonenverluste im zweiten Weltkrieg im Augenblick besonders
bedeutungsvolL

Absatz 7 enthält den Katalog der zu erfassenden Tatbestände.

Absatz 2 gibi als alleinigen Befragten den Standesbeamten des
Standesamts I in Berlin (West) an, da alle Todeserklärungen
und Todesfeststellungen von diesem Standesamt erfaßt werden.

Zt§4
Die Statistik der rechtskräfiigen Urieile in Ehesachen lielert

das Zahlenmaterial für die Erforschung der Gründe und Ur-
sachen der Ehezerrüttungen.

Absatz 7: Der Katalog der zu erfassenden Tatbestände be-
rücksichtigi besonders die soziale und soziologische Aufgaben-
stellung der Bevijlkerungsstatistik. Die Angaben über Ehedauer,
Kinderzahl und rechtliche Zugehörigkeit oder Nichtzugehörigkeit
zu einer Kirche, Religionsgesellschaft oder lMeltanschauungs-
gemeinschaft dienen dazu,. die Ursachen der Ehezerrüttung zu
ermitteln.

Absatz 2: Auskunftspflichtig sind die Urhundsbeamten der
Geschäftsstelle des erkennenden Gerichts erster Instanz. Damit
rvird vermieden, die Parteien des Rechtsstreits zu befragen.

Zu§5
Die \Manderungsstatistik ist eine sogenannte' Sekundär-

statistik. Hier werden keine besonderen statistischen Zählkarten,
sondern die ohnehin vorhandenen Meldescheine aufbereitet. Die
Statistik dient der Fortschreibung des BevöIkerungsstandes und
gibt darüber hinaus die notwendigen Einblicke in Art und Um-
fang der lManderungsbe\yegung innerhalb der Bundesrepublik

und über ihre Grenzen hinaus. 'Wegen der starken Bevölkerungs-
verschiebungen durch Krieg und Kriegsfolgen gewinnt die
Wanderungsstatistik besondere Bedeutung {ür alle Maßnahmen
und Planungen mit dem Ziel des Bevölkerungsausgleichs. Die
Frage nach dem religiösen Bekenntnis rvird zur Zeit im Bundes-
programm nicht ausgervertei. Der Tatbesiand ist jedoch in dem
Gesetz berücksichtigt worden, um den Läirdern den Erlaß be-
sonderer Rechtsverordnungen zu ersparen.

Zu§6
lMenn der BevöIkerungsstand auf der Grundlage der jew-eils

letzten allgemeinen Zählung, z. B. einer Volkszählung oder einer
vollständigen lMohnungszählung fortgeschrieben wird, so ist das
keine besondere Erhebung, sondern es lverden dadurch nur die
in diesem Gesetz angeordneten Statistiken der natürlichen Be-
vöIkerungsbewegung und der lVanderung ausgewertet. Bei dem
Umfang der angeordneten Auslvertungen sind die besonderen
Belange der Länder; Gemeinden und Gemeindeverbände be-
riicksichtigt worden. Die gebietsmäßige und zeitliche Gliederung
rvird sich nach den jeweiligen Erfordernissen bei Bund und Län-
dern richten müssen.

Zu§7
AbsatzT: lVerden die Unterlagen mindestens monatlich über-

sandt, so wird dadurch eine stoßweise Arbeitsbelastung der
Statistischen Amter lermieden, und der Arbeitsablauf rvird
rvirtschaftlicher.

Absatz?: Aus Gründen der Rationalisierung wird hier aus-
nahmsrveise vorgeschrieben, daß die Zählkarten für die Todes-
erklärungen zentral aufbereitet lverden. Eine solche Erheüung
ist nach § 2 Nr. 2 StatGes zulässig. I

Gesetz über eine Betriebszählung in der Land- und Forstwirtsehaft
(Landwirtsctraftszählung I 960)

Vom 13. April 1960t)

Der Bundestag hat folgendes Gesetz beschlossen

§1
Im Geltungsbereich dieses Gesetzes wird in den Jahren 1960

bis 1962 eine Betriebszählung in der Landrvirtschaft einschließ-
lich des Gartenbaus, des Weinbaus und der Binnenfischerei solvie
in der Forstrvirtschaft als Bundesstatistik durchgeführt.

§2
Die Zählung umfaßt folgende Einzelerhebungen

1. Haupterhebung,
2. Gartenbauerhebung,

3. Forsterhebung,

4. Binnenfischereierhebung,

5. Arbeitskrä f teerhebung.

.§3
(1) Die Haupterhebung findet im Mai und Juni 1960 statt. Sie

erfaßt die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe und Gesamt-
flächen ab 0,5 Hektar, die ganz oder teilweise land- oder forst-
rvirischaftlich genutzt rverden, sorvie'alle Flächen des Erwerbs-
gartenbaus, des Erwerbsweinbaus und alle Teiche und Seen der
Erwerbsfischerei.

(2) Die Haupterhebung umfaßt folgende Tatbestände:

1. Kennzeichnung des Betriebs und der BesitzverhäItnisse,

2. Vertriebenen-(Flüchtlings-)eigenschaft des Inhabers so-

wie seine Beitragspflicht zur Altershilfe für Landwirte,

3. Hilfs- und Nebenbetriebe sorvie nichtlandrvrrtschaftliche
Betriebe des Inhabers,

4. Hauptproduk t,ionsrichtung,

5. Betriebsflächen und deren Nutzung nach Hauptnutzungs-
arten, Kulturarten, Pflanzenarten und Pflanzengruppen,

6. Personal- und ArbeitsverhäItnisse,

7. Viehbestand,

8. Gebäude,

9. Maschinen und sonstige technische Einrichtungen.

§4
(1) Die Gartenbauerhebung findet im Juli 1961 statt. Sie er-

faßt alle Betriebe, die gartenbauliche Erueugnisse und Baum-
schulerzeugnisse zu Erlverbszwecken anbauen.

(2) Die Gartenbauerhebung umfaßt folgende Tatbestände:
1. Kennzeichnung des Betriebs und der Besitzverhältnisse,

2. Absatzverhältnisse,

3. Betriebsflächen und deren Nutzung nach Hauptnutzungs-
arten, Kulturarten, Pflanzenarten und Pflanzengruppen,

4. Arbeitskräfte,
5. Maschinen und sonstige technische Einrichtungen.

§5
(1) Die Forsterhebung erfaßt alle Betriebe mit einer lVald-

fläche ab 0,5 Hektar und alle Gesamtwaldflächen ab 0,5 Hektar.

(2) Die Forsterhebung umfaßt folgende Tatbestände:

1. Kennzeichnung des Betriebs und der BesitzverhäItnisse,

2. Betriebsplanung,
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3. Betriebsflächen und deren Nutz-nng nach Betriebs- und
Baumarten,

4. Är'beitsliräfte.

(3) Die Bunclesregierung bestimrnt durch Rechtsverordnung,
die der Zusiimmung des Bundesrates bedarf, den Zeitraum der
Erhebung.

§6
(1) Die Binnenfischereierhebung findet im Juni 1962 statt. Sie

erfaßt alle Betriebe, die FIuß- oder Seenfischerei, Teichwirischaft
otler Fischzucht zu Erwerbszrvecken betleiben.

(2) Die Binnenfischereierhebung umfaßt folgende Tatbestände:
1. Kennzeichnung des Betriebs,
2. Gewässer und deren Bewirtschaftung,
3. Arbeitskräfte,
4. Maschinen und sonstige teöhnische Einriclitungen,
5. Fischereischäden.

§7
(1) Die Arbeitskräfteerhebung findet im Geliungsbereich die-

scs Gesetzes mit Ausnahme der Länder Berlin, Bremen und
Hamburg im Anschluß an die IJaupterhebung nach § 3 als monatl
iiche Erhebung für die Dauer eines Jahres bis spätestens Oktober
1961 stati. Sie erfaßt im Bundesdurchschnitt bis zu 3 vom Hun-
dert der bei der Haupterhebung erfaßten Betriebe.

(2) Die Arbeitskräfteelhebung umfaßt den Arbeitseinsatz der
Arbeitskräft,e soivie Veränderungen im Besitz.- untl Personen-
bestand rvährend eines Jahres bis spätestens September 1961.

§8
Äusliunftspflichtig sinrl die Inhaber der in clen §§ 3 bis 7 ge-

rrar\nten Betriebe und Flächen.

§e
(1) Den mit der Durchführung der Elhebungen beauftragten

Personen ist das Beireten der Grundstücke, die Gegenstand der
Erhebung sind, zu gestatten.

(2) Ordnungsrvidrig handelt, rver sich Absatz 1 zuwider wei-
gprt, den mit der Durchfiihrung der Erhebungen beaufiragien
Personen clas Betreten der Grundstücke, die Gegenstand der Er-
hebung srnd, zu gestatten. Die Ordnungswidrigheit kann mit einer
Geldbuße geahnclet lverden.

§10
Die Befragung der Inhaber der durch die Haupterhebung und

die Gartenbauerhebung nach den,§§ 3 und 4 dieses Gesetzes er-
faßten Betriebe und Fläclien eitfäIli im Jahre 1960 bei der
Bodennutzungshaupterhebung und im Jahre 1961 bei der Ge-
rnüsehaupterhebung nach den §§ 4 und 7 des Gesetzes über
Bodennutzungselhebung und Ernteberichierstattung vom 3. De-
zember 1958 (Bundesgesetzbl. I S.895).

§ 1l
Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 des Dritten

überleitungsgesetz.es vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S.1)
auch im Lanä Berlin. Rechtsveroildnungen, die auf Grund dieses
Gesetzes erlassen rverden, geltenrlim Land Berlin nach § 14 des

DlittenÜberleitungsgesetzes.,:

§1ä
Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Yerkündung in Kraft.

Die verfassungsmäßigen Rechte. des Bundesrates sind gervahrt.

Das vorstehende Gesetz rnrird hiermit verkündet.

Bonn, den 13.Aplil I960..

Der Bundespräsident
Lüblce

Irür den Bu,ndeskanzler
Der Bundesminister der Justiz

Schaffer
Dcr Bundesminister für Eruährung,

Landlvirtschaft und Forsten
S ch#'arz

Begründungr)

I. Allgemeines

Die seit 1882 in mehrjährigen Zeitabständen durchgeführte
landrvirtschaftliche Betriebszählung ist die r,vichtigste Informa-
tionsquelle iibcl die Produktionsgruncllagcn der Land- uncl
Forstrvirtschaft. Ihre Ergebnisse, die nach Betriebsgr'ößen,
Bodennutzungssystemen und anderen Struhturmerkmalen geglie-
clert werden, vermitteln nicht nur einen einmaligen Gesamtüber-
blick äber die BetriebsverhäItnisse zrr Zeit der Zählung, sondern
bilden für einen längeren Zeitrarm die umfassende statistischo
Grundlage {rir zahlreiche Zwecke der Wirtschaftspolitik, der
Verrvaltung und der Forschung. Die letzten landrvirtschaftlichen
Betriebszählungen fanden 1925, 1933, 1939 und 1949 stait. Da
der vor dem I(rieg übliche Turnus zrvischen den Erhebungen
nunmehr überschritten ist und die Iirgebnisse der Betriebszählung
1949 rvegen der inzlvischen eingetretenen erheblichen Stluktur-
veränderungen in der Landrvirtschaft übeiholt sind, ist die
Durchführung cinor neuen Zählung notrvendig. Als Erhebungs-
iahr kommt 1959 in Betracht.

Insbesondere ist die vorgesehene Landrvirtschaftszählung 1959
aus {olgenden Gr'ünden dringend erforderlich:

1. Der nach § 4 des Landrvirtschaftsgesetzes vom 5. Septem-
ber 1955 (BGBI. I S.565) von der Bundesregierung jähr-
lich vorzulegende Bericht über die Lage der Landwirtschaft
(Grüner Bericht) setzt eine genaue I(enntnis der Betriebs-
struktur in der Landrvirtschaft und zahlreicher Tatbestände
in landrvirtschaftlichen Betrieben voraus. Um hierfür ,eine
zuverlässige und zeitnahe Grundlage zu gervinnen, ist von
Zeit zl Ze\t eine allgemeine Betriebsbefragung erforder-
lich. Hieldurch sollen die langfristigen Yeränderungen der

1) Bundestagsdrucksadre Nr. 587 vom 28. November 1958 (siehe Vorbemer-
kung auf S. 155 oben).

Gesamtstruktur der Betrietrb neu festgesiellt werden. Mit-
teis der bereits bestehenden Agrarstatistihen können clann
in den folgenden'Jahren die kurzfrisiigen Veränderungen
uncl Entwiclilungserscheinungen im einzelnen beobachtet
rverden. 

il
Die Iienntnis der Agrarstruhtur und der Betriebsverhält-
nisse sorvie ihrcr Veränderungen ist besonders rvichiig für
clie nach dem Landrvirtschaftsgesetz von der Bundesregie-
lung zu treffenden wirtschi'ftsl und agrarpolitischen MälJ.
nahmen, durch rvelche die'haturbedingten und rvirtschaft-
lichen Naclrteile der Lanclrvirtschaft gcgenüber a,nderen
\Mirtschaftsbereichen ausgeglichen, ihre Produlitivität ge-
steigert und die soziale Lage der in cler Landwirtschaft
tätigen Menschen r-erbessert'rverden sollen.

2. Einer genauen übersicht über die Äglarstruktur bedarf es

darüber hinaus zur Ber,vältigung der durch die Europäische
Wirtschaftsgerneinschaft zu erwartenden landrvirtschaft-
lichen Strukturprobleme. Für die Verhandlungen im Rah-
men cler Europüischen Wirtschaftsgemeinschaft ebenso wie
fiir die Beurteilung der Yeränderungen, die sich aus der
Entrvicklung innerhalb der Europiischen Wirtschaftsge-
meinschaft ergeben \verden, und für die I\faßnahmen, die
von der Bundesregierung in diesem Zusammenhang zu
treffen sein rverden, sind neue statistisc]re Feststellungen
und Ergebnisse in möglichst breiter Untergliederung erf"or-
derlich.

3. Die Ergebnisse erner allgemeinen Betriebszählung in der
Land- und Forstrvirtschafi''stellen, abgesehen vom Ägrar-
bereich, auch in allgemein'volkswirtschaftlicher Sicht un-
entbehrliches }faterial dar. "Die Land- und Forstrvirtschaft
muß ebenso lvie alle anderen Bereiche in eine Gesamt-
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inventur der Volkswirtschaft, wie sie das Zählungswerh
1960 darstellen soll, einbezogen rverden. Wenn, iÄ vor-
Iiegenden Gesetzentwurf vorgesehen lvird, die land- und
forstwirtschaftlichen Bctriebe zur Sicherung der vollstän-
digen Erfassung und rvegen der Breite der agrarpolitisch
wichtigen Fragestellung in einer besonderen Zähltng zu
erfassen, so ist die Landrvirtscha{tszihlung dennoch inso-
weit als Teilstiick der allgemeinen Arbeitsstättenzählung
anzusehen, als sie für die Land- und Forstrvirtschaft, die
Produktionsgrundlagen in entsprechender Weise Ieststellen
soll, wie es durch die r\rbeitsstättenzählung und die im
Anschluß daran vorgesehenen Zählungen {ür die ancleren
Wirtschaftszrveige gescLieht. Ihre Ergebnisse sollen zu-
sammen mit denen der anderen Wirischaftszrveige zu
einem Gesamtbild der Volkswirtschafi führen. Dies setzt
voraus, daß die Produktionsgrundlagen ebenso lveitgehend
erfaßt und die ermittelten Tatbesiände nach gleichartigen
Darstellungseinheiten geordnet rverden rvie in der Ärbeits-
stättcnzäh1ung. Die zeitliche Trennung der Landrvirtschafts-
zählung von der fiir 1960 vor.gebehenen Arbeitsstätten-
zählunq hat sich gegeniiber der bis 1949 gemeinsamen
Dulchführung als technisch vorteilhaft und arbeitserleich-
ternd erwiesen

4. Die laufenden landrvirtschaftlichen Statistiken sind in den
letzten Jahren größtenteils auf reprüsentative Erhebungen
urngestellt rvorden, rvodurch erhebliche Ersparnisse an Är-
beit uncl Kosten erreicht rverden. Die Repräsentativ-
statistiken setzen jedoch vor.aus! daß in größeren Zeitab-
st,änden allgemeine Erhebungen durchgeführt rverden, deren
Ergebnisse als Grundlage der Schichtung und der Ausrvahl
von Stichproben sorvie zur Hochrechnung der Ergebnisse
auf die Gesamtzahl aller Betliebe dienen. Die Landrvirt-
schaftszählung 1959 soll für die nächsten Jahre die Grund-
lage für die Weiterführung mehrerer Repräsentativstati-
stilien nach dem Gesetz über Bodenbenutzungserhebung
und Ernteberichtersiattung bilden.

5. Die Ernährungs- und Landrvirtschaftsorganisation der Ver-
einten Nationen (FAO) hat die Durchführung einer lVelt-
zählung in der Landrvirtschaft um das Jahr 1960 beschlos-
sen. Das l\faterial hierfür soll für die Bundesrepublik durch
die Landrvirtschaftszählung 1959 beschafft werden, deren
Fragestellung das für die Weltzählung vereinbarte I\[in-
destprogramm erfüiIt.

II. Im einzelnen

§ 1 umreißt den Umfang des Gesetzes.

In § 2 rvelden die Einzelerhebungen der Landrvirtschaftszäh-
lung aufgeführ.i.

In den §§ 3 bis 7 sind jeweils die Einzelerhebungen der er-
faßten Betriebe sorvie Zeit und Gegenstand der Erhebungen
angegeben. Um Kosten zu sparen und um eine überlastung der
Zählerorganisation zu vermeiden, sollen die Sonderfragen für
die Gartenbau-, Forst- und Binnenfischereibetriebe nichi in der
Flaupterhebung, sondern im Anschluß an sie durch die Erhebun-
gen nach den §§ 4 bis 6 gestellt werden. Ebenfalls aus Gründen
der Zrveckmäßigheit sollen einzelne Tatbestände über Arbeits-
hräfte durch monatliche repräsentative Erhebungen für ein JMirt-
schaftsjahr ermittelt werden. Diese Erhebungen ergänzen die
Haupterhebung und bilden mit ihr zusammen ein einheitliches
Betriebszählungsrverk.

Bei der Haupterhebung (§ 3) ist für Betriebe mit rveniger
als 2 ha Betriebsfläche zur Kosten- und Arbeitsersparnis ein
geliürzter Flagebogen vorgesehen. Die Angaben über die Größe
und Nutzung der Betriebsflächen (§ 3 Abs. 2 Nr. 5) rverden zu-
gleich für die Aufbereitung der ßodenbenutzungshaupterhebung
näch dem in Vorbereiiung befindlichen Gesetz ül:er Boden-
benutzungserhebung und Ernteberichterstattung verrvendet (vgl.
§ 10). Bei der Haupterhebung rverden die den ausliunftspflichti-
gen Betriebsinhabern gehörenden Viehbestünde erfaßt. Die re-
präsentatii'e Viehzrvischenzählung nach dem Viehzählungsgesetz
vom 18.Juni 1956 (BGBI.I S.522), die am 3.Juni 1959 stati-

findet, erfaßt dagegen nur die Rindvieh-, Schrveine- und Schaf-
bestiintle in etrva 14 r'. H. der bcstehenclen ZählflIchen, und zrvar
nach ihrem Standort und ohne Rücksicht darauf, ob sie zu einem
landrvirtschaftlichen Betrieb gchören. Sorveit die Betriebe zu
beiden Zählungen Angaben zu machen haben, kann der Zdhler-
einsatz am Sticlitag der Viehzrvischenzählung ftir beide Ztvecke
zugleich erfolgen.

Die Gartenbauerhebung (§ 4) soll Ergebnisse über die Struk-
tur aller an der I\farktproduktion von Obst, Genriise und sonsti-
gen Gartenbauelzeugnrssen beteiligten Betriebe vermitteln, rveil
ein ausreichender übcrblick über die Strulitur dieser Betriebe
und über die Anbauverhältnisse der gärtnerischen Kulturen sich
aus der allgemeinen Erhebung iricht govinnen Iäßt. Da diese Be-
t,riebe die verschiedenartigsien Struhtnren und Größen auf-
weisen, sind ihre Verhältnisse besonders unübersichtlich; das
Marhtangebot nach l\Iengc und Güte ist außerdem viel stärkeren
Schwankungen unterrvorfen als in anderen Zrveigen der land-
rvirtschafilichen Erzeugung. Die letzte Gartenbauerhebung fand
1950 im Anschluß an die landrvirtschaftliche Betriebszähiung
1949 stati. Die Angaben der vorgesehenen Gartenbauerhebunf
über den Gemüseanbau (§ 4 Abs. 2 Nr. 3) werden gleichzeitig
fiir die Aufbereitung tler Gemtischaupterhebung 1960 venvendet
(vgl. § 10). Bei den FestSiellungen über Baumschulen handelt es
sich um die Ermittlung der zur Anzucht benutzten Flächen, wäh-
rend in der Baumschulerhebung nach § 8 des Gesetzes iiber
Bodenbenutzungserhebung und Ernteberichterstattung die Be-
stände nach A.rt,, Zahl und Anzuchtmerkmalen erfaßt lverden.
Eine Doppelerhebung liegt daher nicht vor.

Die Forsterhebung (§ 5) ist aus rvirtschafts- und forstpolitischen
Gründen erforderlich. Die Ietzte allgemeine Forsterhebung, die
einen Überblick über die gesamten forstlichen Verhd,linisse gab,
rvurde 1937 durchgcführt. Seii dieser Zeit sind infolge ein-
schneidender Verschiebungen der politischen Grenzen und über-
mäßiger Nutzungcn in der Kriegs- und Nachkriegszeit schwer-
wiegende Anderungen der trValdfläche und des r\ltelsklassen-
gefüges eingetreten, so daß die Ergebnisse dieser Erhebung
praktisch unbrauohbar gervorden sind. Die 1918 in der britischen
und amerikanischen Besatzungszone durchgeführte und 1950 au{
clie restlichen Bundeslünder erweiterte Forsterhebulg erfolgte
nicht nach einheitlichen Gesichtspunkten und bietet daher keine
zuverlässige Grundlage für die Beurteilung der forstlichen Ver-
häItnisse in der Bundesrepublik. Die Binnenfischereierhebung
(§ 6) soll die notwendige Kenntnis der Siruhtur un{ Ertrags-
verhäItnisse der Binnenfischerei, Teichrvirtschaft und Fischzucht
im Bundesgebiet vermitteln. Bisher liegen hieniber keine IJnter-
laEen vor, so daß die im Interesse dcr Allgemeinlieit und der
Fischerei cL'ingend erforderlichen procluktionsbiologischen und
wasserrvirtschaftlichen n{aßnahmen sehr erschrvert sind.

Zur Elmittlung des Restandes an Arbeitskräften sind als Er-
günzung zur llaupterhebung nach § 3 Abs.2 Nr.6 repräsentative
l\fonatserhebungen von einjühriger Daüer vorgesehen l5 Z1. Oi"r"
sind aus folgenden Gründen notwendig:

Eine genaue Kenntnis über Zahl und Zusammensctzung des
Ärbeitskräftebestandes ist für die Beurteilung dcr Lage der
Landrvirtschaft und der EinkommensverhäItnisse sorvie für die
Entscheidungen über die Förderungsmaßnahmen nach dem Land-
rvirtschaftsgesetz unerläßlich. Wegen der starken -- in den ein-
zelnen Betriebsarter und -gruppen durchaus verschiedenen -jahreszeitlichen Schlvankungen im Besiand an landrvirtscha{t-
Iichen Arbeitskräftcn können brauchbare Feststellungen über
diese Arbeitskräfte nicht durch eine einmalige, auf einen Stich-
tag bezogene Befragunplen gelvonnen rverden. Vielmehr ist hierzu
erforderlich, daß die Elhebung sich mindestens auf den Zeitratm
eines Jahres beziehi. Eist aus den so gervonnenen Zahlen lassen
sich durch Errechnen von Jahresdurchschnittsrverten 

- 
umge-

rechnet auf Vollarbeitskräfte 
- 

hinreichend aussagefähige Er-
gebnisse erzielen.

Bei der Ermitilung des Gesamtarbeitskräf tebestandes der
Landrvirtschaft sind monatliche Erhebungen über den Arbeits-
einsatz der ständigen und nichtständigen familieneigenen und
familienfremden Arbeitskräfte erforderlich, weil im allgemeinen
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Aufzeichnungen über den Arbeitseinsatz in den landrvirtschaft-
lichen Betrieben fehlen, so daß clie Befragten die Angaben über

den Arbeitseinsatz im Beirieb aus dem Gedichinis machen

müssen.

Um die Iiosten möglichsi gering zu halten, sollen die Er-
hebtrngen für den Zeiirattm eines Jahres repräsentativ durch'
gefiihrt rverden. Der Ausivahlsatz von 3 v. H' der landlvirt-
ichaftlichen Betriebe ist der niedrigste' mit dem nicht nur zu-

verlässige Bundes-, sondern auch Landesergebnisse erzielt
rverden können. Die I\[onatserhebungen sollen für die Dauer
eines Jahres möglichst früh im Anschluß an die Haupterhebung
durchgeführt *u""d".t, damit die durchschnittlichen Jahresergeb-

nisse 
-über die Arbeitskräfte rechtzeitig zur Vorbereitung des

Grünen Berichts 1961 vorliegen. Mit den Monatserhebungen
kann erst begonnen lverclen, nachdem aus dem Nlaterial der

Ilaupterhebung die notwendigen Teilaufbereitungen und die
Sticfiprobenauswah] der Betriebe erfolgt sind; sie müssen aber

späteitens bis Oktober 1960 abgeschlossen sein. Da die Fest-
siellungen in den Ländern Berlin, Bremen und Hamburg zui
Ermittlung der Bundesergebnisse nicht unbedingt erforderlich
sind, sollän diese Länder nicht an den Monatserhebungen be-

teiligt werden.

Bei der Haupterhebung rvird zur Kostenersparnis und zur

Entlasiung der Auskunftspflichtigen in Betrieben mit weniger
als 2 ha Betriebsfläche, die meist nur im Nebenerwerb Land-

rvirtschaft betreiben, auf eine Reihe von Angaben verzichtet'
Da diese Angaben für die Gesamtdarst'ellung der Ergebnisse

erforderlich sind, ist vorgesehen, die fehlenden Tatbestände bei

diesen Betrieben nachträglich in der ersten Monatserhebung re-

präsentativ zu erfragen. Hieriu muß der Ausr'vahlsatz in der

drcißenklasse unter ?ha einmalig von 3v.H. auf 10v.H. erhöht

rverden (vgl. § 3 Abs. 3) ' Durch das dargelegte Erhebungsver-
fahren wird der Umfang der Fragesiellung bei mehr als

500000 Auskunftspflichiigen erheblich eingeschränkt, rvodurch

nach Schätzungen des Statistischen Bundesamtes eine Einspa-
.rng von eiwa 200 000 DM ermöSlicht wird.

§ 8 legt den auskunftspflichtigeri'Personenkreis fest'

§ 9 sotl die nIögtichkeit geben, die für die Erhebung in Frage
kommenden Grundstücke zu betreten und damit zuverlässige Er-
gebnisse zu gervährleisten. Sorveit militärische Grundstücke in
Frage stehen, wird es allgemein genügen, wenn die örtlich zu-

ständigen Militärdienststellen die"erforderlichen Auskünfte er'
teilen, rveil die besonderen militärischen Sicherheitsbestimmungen
ohnehin vorgehen. ,

Die Angaben der Betriebe zur lHaupterhebung und zur Gar-
tenbauerhebung enthalten einen wesentlichen Teil der Tatbestände
der Bodenbenutzungshaupterhebung und der Gemüsehaupt-
erhebung nach dem Gesetz über Bodenbenutzungserhebung und
Ernteberichterstattung.

Um Doppelbefragungen zu vermeiden, soll daher nach § 10

auf die Befragung der Betriebe im Rahmen der Boden-
benutzungshaupterhebung des Jahres 1959 und der Gemüsehaupt-
erhebung des Jahres 1960 verzichtet werden.

Für die Gemeinden'bl"ibt-dug.g"n die Auskunftspflicht für
alle sonstigen Bodenflächen nach § 4 Äbs.2 Nr.2 des Gesetzes
über Bodenbenutzungserhebung und Ernteberichterstattung so-

rvie die Pflicht, ein Gemeindeergebnis der Bodenbenutzungs-
haupterhebung 1959 festzustellenlr bestehen.

Um die vollständige Erfassung der land- und forstrvirtschaft-
lichen Betriebe mit den bewirtschafteten Gesamtflächen bei der
Haupterhebung zu sichern, müssen die Bodenbenutzungsvorer-
hebung und Bodenbenutzungshaupterhebung nach §§ 3 und ''l

des Gesetzes über Bodenbenutzungserhebung und Erntebericht-
erstattung im Jahre 1959 allgemein durchgeführt rverden. Es ist
daher der Erlafi einer entsprechenden Verordnung nach § 9 des

genannten Gesetzes geplant.

Die Kosten der Erhebungen sind vom Statistischen Bundesamt
insgesamt mit 19,6 Millionen DM veranschlagt worden. Sie ver-
teilen sich rvie folgi auf den Buncl und die Länder sorvie auf
4 Rechnungsjahre:

Bund .

Länder

2L3

I 740

610

4420

538

2 900

zusammen

in 1000 DNt

1 390

18 206

35

1 14ti

§1
5 des Gesetzes findet in den Mona-
I statt.

19 602

§: s

Diese Yerordnung tritt am Tage nach ihrer Verkündung in
I(raft.

Bonn, den 3. März 1961.

Der Stellvertretertrdes Bundeskanzlers
Ludrvig Erhard

- Der Bundesminister
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten

Schwarz

rl

Verordnung über die Forsterhebung der Landwirtsdraftszählung 1960

Vom 3. März 19611)

Äuf Grund des § 5 Abs. 3 des Gesetzes über eine Betriebs-
zihlung in der Land- und Forstwirischaft (Landwirtschafts-
zählung 1960) vorn 13. Äpril 1960 (Bundesgesetzbl. I S.217)
verordnet die Bundesregierung mit Zustimmung des Bundesrates:

Die Forsterhebung nach §
ten April 1961 bis März 1962

§2
Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten Überleitungs-

gesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S.1) in Verbin-
dung mit § 1I des Gesetz-es über eine Betriebsz-ühlung in der:

Land- und tr'orstrvirtschaft (Landrvirtschaftszählung 1960) auch

im Laind Berlin.

tl n""a"r*rr"iger Nr.46 S. 1.
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Rechnungsjahr

1961

in 1000 DM
1958

in 1000 DM
1959

in 1000 DM
1960

in 1000 DM



Verordnung über eine Weinbaubetriehserhebung im Jahre,lgbS
Vom 12. März 19581)

Äuf Grund des § 6 Abs. 2 des Gesetzes über die Statistik für
Bundeszrvecke vom 3. September 1953 (BGBI. I S. 1314) verord.
net die, Bundesregierung mit Zustimmung des Bundesrates:

I

§1
In hen Länilern Baden-ü/ürttemberg, Bayern, Hessen, Nord-

rhein-Wesifalen und Rheinland-Pfalz wird in den Monaten NIärz
bis i\Iai 1958 eine Weinbaubetriebserhebung durchgeführt.

Die E.h"burg erstreckt.i"h 

§

1. bei Bervirtschaftern von Bebflächen auf

a) den Betriebsinhaber, seinen Haupt- und Nienerrve"b
sowie die Betriebsleitung;

b) clie Beiriebsflachen einschließlich der landwirtschaft-
lichen Nutzfläche am 1. Oktober 1957 sorvie die Reb-
fläche und ihre Untergliederung am 1. Oktotrer 1955 und

, qm 1.Oktobei1957;

c) die Ernten der Jahre 1955 und 1957 und ihre Yer-
rvertung;

d) 
'ti" i* Jahre 1957 im Weinbau und in der Kellerrvirt-
schafi beschäftigten Arbeitskräfte;

e) den Zukauf von Humusdünger im Jahre 1957;

f) .die Benutzung von Maschinen im Jahre 1957 sowie ihren
Bästanrl; - t

g) die Benritzung von Zugvieh im Jahre 1957;

h) den Beötand an EinlagerungsbehäItnissen;

Auf Grund des .§ 6 Abs. 2 des ä"."tr". über rlie Statistik für
Bundeszwecke vom 3. September 1953 (BGBI. I S.1314) verord-
net die Bundesregierung rnit Zustimmung des Bundesrates:

§1
Im Geltungsb""ei"h d"s Gesetzes mit Ausnahme der Länder

Berlin, Bremen und Hamburg wird eine Bundesstatistik der
Arbeitskräfte in landrvirtschaftlichen Betrieben durchgeführt.

Die Statistik gliederi .i"h i,: 
"2io" 

G"rrd""t ebung im August
1956 sorvie in laufende Mondtserhebungen r.on Sepiember 1956
bis Juli 1958.

,,.

§3
Die Grunderhebung erfaßt im Bundesdurchschnitt bis zu 10 vH,

die Monatserhebungen erfassen jeweils bis zu 1 vH der Betriebe,
die eine landrvirtschaftliche Nutzfläche ab 0,5 Hektar bewirt-
schaften, und der Betriebe des lrwerbsgartenbaus sorvie des
Erwerbsweinbaus.

t) Bundesanzeiger Nr.50 S.1. ,- r) Bundesanzeiger Nr. 117 S.1

'12
t,

2. bei trVinzergenossenschaften mit Kellerei auf
a) den Namen und den Sitz der Genossenschaft sorvie die

Zahl der Genossen;

b) den Beiriebsort der Kellerei;
c) die in den Jahren 1955 und 1957 angelieferten Ernte-

mengen;

, d) den Bestand an Maschinen und EinlagerungsbehäIt-
nissen.

§3 
r

Auskunftspflichtig nach § 10 des Gesetzes sind alle Personen,
die Erwerbsrveinbau betreiben oder Gesamtrebflächen ab 20 Ar
bervirtschaften, sowie die Vorstände der \Minzergenossenschalten.

§4
Diese Verordnung gilt nach § 4 des Driiten überleiiungs-

gcsetzes vom 4. Januar 1952 (BGBI. I S. 1) in Yerbindung mit
§ 17 des Gesetzes über die Statistik für Bundeszrvecke auch im
Land Berlin.

§5
Diese Verordnung gilt nicht im Saarland.

§6
I)iese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkünrlung in

I(raft.

Bonn, -den 12. März 1958. '

t
Der Stellvertreter des Bundeshanzlcrs

Ludrvig Erhard

Der Bundesminister
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten

Lübke

§4
Die Grunderhebung erstreckt sich -

1. auf Inhaber, Leiter, Art, Lage und Größe des Betriebes
am 1. Juli;

2. auf den Betriebsinhabör und seine im Haushalt lebenden
Familienangehöiigen und sonstigen Verwandten, ihr Alter
sowie ihre Erwerbs- und Unterhaltungsquellen um 1. JuIi;

3. auf Veränderungen im Bestand der in Nummer'2 genannten
Personen sowie iliren Arbeitseinsatz im Betrieb im nfonat
Juli;

4. auf die ständig im Betrieb beschäftigten familienfremden
Arbeitskräfte, ihr Alter und ihre Stellung im Eetrieb am
1. Juli sowie Yeränderungen in ihrem Bestand im Monat
Juli;

5. auf die Aushilfskräfte und ihren Arbeitseinsatz im Betrieb
im Monat Juli;

6. bei den in Nummer 2 genannten Personen auf Krankenver-
sicherung, Lebensversicherung und Anspruchsberechiigung
auf Renten- und Pensionsbezüge am 1. Juli.

Verordnung über eine Statistik der Arbeitskräfte in landwirtsdraftlichen Betrieben

Vom 18. Juni 19562)
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.§ 5

Die Monatserhebungen erstrecken sich auf die Veränderungen
im Bestand der bei der Grunderhebung erfaßten Personen sowie
auf ihren Arbeitseinsatz im Betrieb im vorangegangenen I'Ionat.

§6
Ausliunftspflichtig nach § 10 des Gesetzes sind die Inhaber

Iandrvirtschaf tlicher Betriebe.

§7
Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten Überleitungs-

gesetzes vom 4. Januar 1952 (BGBI. I S. 1) in Verbindung mit
§ 17 des Gesetzes über die Statistik für Bundeszwecke auch im
Land Berlin.

Der Bundestag hat mii Zustimmung des Bundesrates das
folgende Gesetz beschlossen:

§1
Im Geltungsbereich dieses Gesetzes werden Erhebungen über

die Bodenflächen und ihre Nutzung (Bodennutzungserhebung)
und Berichterstattungen über Wachstumstand und Ernte von
Erzeugnissen der Landwirtschaft, des Gartenbaus und des Wein-
baus (Ernteberichterstattung) als Bundesstatistik durchgeführt.

ERSTER ABSCHNITT .

Bodennutzungseihebung

§2
Die Bodennutzungserhebung umfaßt folgende Einzelerhebungen:

1. Vorerhebung über die Bodennutzung (Bodennutzungsvor-
erhebung),

2. Haupterhebung über die Bodennutzung (Bodennutzungs-
haupterhebung),

3. Erhebung über den Anbau von Zwischenfrüchteh und von
Futterpflanzen zur Saatguterzeugung (Bodennutzungsnach-
erhebung),

4. Voterhebung über den Anbau von Gemüse und Erdbeeren
(Gemüsevorerhebung) ,

5. Haupterhebung über den Anbau von Gemüse, Erdbeeren,
Blumen und sonstigen Zierpflanzer (Gemüsehaupterhebung),

6. Erhebung über Heil- und Gewürzpflanzen (Heil- und Ge-
würzpfl anzenerhebung),

7. Erhebung über die Pflanzenbestände in den Baumschulen
(Baumschulerhebung) .

§3
(1) Bei der Bodennutzungsvorerhebung werden jährlich in der

Zert von Januar bis Mai erfaßt
die Bodenflächen und der Rechtsgrund ihres Besitzes.

(2) Aushunltspfliclitig sind

1. die Inhaber und Eigentümer von land- und forstwirt-
schaftlichen Betrieben und von Gesamtflächen ab
0,5 Hektar, die ganz oder teilweise land- oder forstwirt-
schaftlich §enutzt werden, sorvie von allen Flächen des
Itrrlverbsgartenbaus und des Enverbsweinbaus,

2. die Gemeinden für alle sonstigen Bodenflächen.

§4
(1) Bei der Bodennutzungshaupterhebung rverden jähriich im

1\Ionat Mai erfaßt
die Nutzung der Bodenflächen und die gegenüber der
Bodennutzungsvorerhebung eingetretenen Veränderungen
der Betriebsflächen.

§8
tritt am 1. August 1956 in Kraft und am

.raft.
Diese Verordnung

31. Juli 1959 außer K

Gesetz über Bodennutzungserhebung und Ernteberichterstattung

Vom 3. Dezember 1958.,

Bonn, den 18. Juni 1956.

Der Sbellvertreter des Bundeskanzlers
BIücher

Der Bundesminister
für Ernährung, Landwirt,schaft und Forsten

Lübke

(2) Auskunftspflichtig sind

1. die Inhaber von land- und forsirvirtschaftlichen Re-
trieben und von Gesamtflächen ab 0,5 Hektar, die ganz.
oder teihveise land- oder forstwirtscliaftlich genutz.t
rvörden, sorvie von allen F1ächen des Elrverbsgartenbaus
und des Erwerbsweinbaüs,

2. die Gemeinden für alle sonsiigen Bodenflächen.

§5
(1) Bei der Bodennutzungsnacherhebung werden jährlich im

Monat Oktober erfaßt,

de" i.rbau von landwirtschaftlichen Zrvischenfrüchten und
von l-utterpflanzen zur Saatguterzeugung.

(2) Auskunftspflichtig sind die Inhaber von land- und forst-
wirtschaftlichen Betrieben und von Gesamtflächen ab 0,5 Hehtar,

oder teilrveise Iand- oder forstwirtschaftlich genutzt

§6
(i) Bei der Gemüsevorerhebung rverden jährlich im Monat

Februar erfaßt
der Anbau von Ylintergemüse und Erdbeeren und der be-
absichtigie Anbau von Gemüse.

(2) Auskunftspflichtig sind alle Personen, die Gemüse oder
Erdbeeren zu Erwerbszwecken anbauen.

§7
(1) Bei der Gemüsehaupterhebung werden jährlich im N{onat

Juli erfaßi

der Anbau von Gemüse, Erdbeeren, Blumen und sonstigen
Zierp{lanzen sowie der beabsichtigte Anbau von Winter-
gemüse.

(2) Auskunftspflichtig sind alle Personen, die Gemüse, Erd-
beeren, Blumen oder sonstige Zierpfl.anzen zu Errverbszrvecken
anbauen.

§'8

(1) Bei der Heil- und Gervürzpflanzenerhebung rvird jährlich
im Monat Juli erfaßt

der Anbau von HeiI- und-Gewürzpflanzen.

(2) Auskunftspflichtig sind alle Personen, die Heil- oder Ge-
würzpflanzen zu Errverbszwecken anbauen.

§e
(1) Bei der Baumschulerhebung werden jährlich in der Zeit

von Juli bis August erfaßt
die Bestände an Obst- und Ziergehölzen nach Afi, Zahl
und Anzuchtmerkmalen.

die ganz
lverden.
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(2) Auskunftspflichtig sind alle Personen, die sich mit der
Anzucht der in Absatz I genannten Baumschulerzeugnisse be-
fassen.

§10
Die Erhebungen n'ach den §§ 3 bis 9 werden repräsentativ

durchgeführi. Der Ausu'ahlsatz soll im Bundtisdurchschnitt bei
den Erhebungen nach den'§§ 3 bis 5 zehn vom Hundert und nach
den §§ 8 und 9 dreißig vom Hundert der Aushunftspflichtigen
sowie nach den §§ 6 und7 zwanzig vom Hundert der Gemeinden
nicht übersteigen. Der Bundesminister für Ernährung, Landwirt-
schaft und Forsten kann, soweit dies zur Erzielung der benötig-
ten Ergebnisse geboten ist, durch Rechtsverordnung, die der
Zustimmung des Bundesrates bedarf, bestimmen, daß in einzelnen
Jahren die in Satz 1 bezeichneten Erhebungen allgemein durch-
geführt rverden.

In de, Larde"n Berlin, ur"rl"l'rru Hamburg finden Erhebun-
.gen nach den §§ 3 bis 9 nur statt, wenn sie nach § 10 allgemein
durchgeführt rverden.

§12
Bei den Erhebungen rverden die Flächen nach Hauptnutzungs-

arten, Kulturarten, Pflanzenarten und Pflanzengruppen aufge-
gliedert.

§13
(1) Den mit der Durchführung der Erhebungen beauftragten

Personen ist das Betreten der Grundstücke, die Gegenstand der
Erhebung sind, zu gestatten.

(2) Ordnungswidrig handelt, wer sich Absatz 1 zuwider
weigert, den mit der Durchführung der Qrhebungen beauftragten
Personen das Betreten der Grundstücke, die Gegenstand der Er-
hebung sind, zu gestatten. Die Ordnungsrvidrigkeit l<ann mit
einer Geldbuße geahndet werden.

ZWEITER ABSCHNITT

Ernteberichterstattung

§14
Die Ernteberichterstattung umfaßt jährlich in den Monaten

März bis November Angaben

1. über Merkmale des '\4lachstumstandes,

2. über die lMitierungsverhältnisse und -einflüsse,

3. über Pflanzenkrankheiten und -schädlinge und ihre Be-
kämpfung,

4. über Pflege- und Erntearbeiten,
5. iiber die zu errvartende und die tatsächliche Ernte und ihre

Velwertung. /

6. bei Reben zusätzlich über Mostgewicht, Säuregehalt und
lMert des Mostes.

§15
Die Berichterstattung wird von ehrenamtlichen Berichterstat-

tern durchgeführt. Angaben gegeiüber den Berichterstattern sind
freirvillig.

DRITTER ABSCHNITT

SchIußvorschriften

§16
Die Befugnis der Bundesregierung, Rechisverordnungen nach

§ 6 Abs.2 des Gesetzes über die Statistik für Bundeszwäcke vom
3. September 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 13i4) zu erlassen, bleibt
unberührt.

§17
Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 des Dritten

überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1)
auch im Land Berlin. Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses
Gesetzes erlassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des
Dritien überleitungsgesetzes.

§18
Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in Krafr.

Bonn, den 3. Dezember 1958.

Der Bundespräsident
Theodor Heuss

Der Stellvertreier des Bundeskanzlers
Ludwig Erhard

Der Bundesminister
für Ernälirung, Landwirtschaft und Forsten

Lübke

Die Erhebungen über die Bodennutzung und die Ernte-
berichterstattungen gehören zu den äItesten Erhebungen der
amtlichen Agrarstatistik. Die Ergebnisse dieser Erhebungen
Iiefern wichtiges Grundlagenmaterial für die agrarpolitischen
Maßnahmen des Bundes' und der Länder. Die in dem Gesetz-
entlvurf aufgeführten Einzelerhebungen werden vor allem stän-
dig für folgende Zwecke benötigi:

Beurteilung der Versorgungslage an pflanzlichen Nahrungs-
und Futtermitteln,
Aufstellung der jährlichen Versorgungspläne für Geireide
und Zucker nach den Bestimmungen der Marktordnungs-
gesetze,

Berechnung des Einfuhrbedarfs,

Beurteilung der weiteren Entwicklung der Erzeugung,

Beratung der Landrvirtschafi im Hinblick auf die Gestal-
tung deb Anbaus.

Die in dem volliegenden Gesetzentwurf bezeichneten Erhebun-
gen wurden bisher bereits auf Grund der Gemeinsamen Anord-
nung der Verwaltungen des Vereinigten Wirtschaftsgebietes vom

1) Bundestagsdrucksadre Nr. 323 vom 10. April 1958 (siehe Vorbemerkung
auf S. 156 oben).

1. Juni 1949 (öffentlicher Anzeiger Nr.50 vom 25. Juni 1949)
in Verbindung mit § 16 Abs. 1 des Gesetzes über die Statistik
Iür Bundeszwecke'(StatGes) vom 3. September 1953 in der Fas-
sung des Gesetzes vom 15. Juli 1957 (BGBL I S.721) durchge-
führt. Auf dieser Grundlage kann die Erhebung jedoch ab Sep-
tember 1959 nicht mehr erfolgen, da von diesem Zeitpunkt an
Rechtsvorschriften erforderlich sind, die dem Abschnitt III des
StatGes Rechnugg tragcn.

Der Deutsche Bundestag hat zrvar auf Vorlage der Bundes-
regierung vom 30. April- 1957 - Drucksache 3433 der 2. Wahl-
periode - bereits in seiner 22l.Sitztng am 29. August 1957 ein
Gesetz über Bodennutzungserliebung und Ernteberichterstat-
tung beschlossen; derBundesrat hat diesem Gesetz aber in seiner
185. Sitzung am 29. November 1957 seine Zusiimmung ver-
sagt - BT-DrucksacheS2 -. Auf die dort angeführte Begrün-
dung wird ierwiesen. Ohne ihr beizutreten, berüchsichtigt die
Bundesregierung bei ihrer neuen Vorlage nunmehr sachlich die
Vorschläge des Bundesrates.

Zu. den einzelnen Bestimmungen des Entwurfs ist zu bemer-
hen:

§ I umreißi den Umfang des Gesetzes.

Begründungr)
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§ 2 führt die einzelnen Erhebungen im Rahmen der Boden-

beäutzung auf. AIle Erhebungen werden auch bisher laufend

durchge führt.

In den §§ 3 bis 8 sind jeweils Zeitpunkt und Gegenstand der

Erhebung sowie der l(reis der Auskunftspflichtigen, die über
ihren betrieb Angaben zu machen haben, genannt. Die Bestim-
mungen entsprechen der bisherigen Durchführung.

§ 9: Um die Auskunftspflichtigen und die Gemeindeverwal-
tungen möglichst zu entlasten, sollen die Erhebungen weit-
geh-end als-Repräsentativerhebungen durchgeführt werden. Die

F,epräsentativerhebung ist deshalb als die Regel herausgestellt'
DaLei sind die Ausrvahlsätze entsprechend den Bedürfnissen und
Erfahrungen bei den einzelnen Erhebungen verschieden' Die

AuswahlJätz-e gelten jerveils für den Bundesdurchschnitt und

hönnen bei den einzelnen Ländern verschieden sein.

Saiz 3 soll den Bundesminister für Ernährung, Lanäwirtschaft
und Forsten ermächtigen, die Erhebungen in einzelnen Jahren
allgemein (total) durchzuführen. Solche Totalerhebungen sind in

bestimmten Zeitabständen notwendig, um die methodischen Vor-
aussetz,ungen für einwandfreie Reprüsentativerhebungen und zu-

verlässigJ Erntestatistiken zu sichern. Da Repräsentativerhebun-
gen im wesentlichen nur Länderergebnisse erbringen, sind Total-
ärhebungen zeitlveise auch zur Erzielung von Kreis- und Ge-
meindeergebnissen erforderlich.

Die in § 10 bezeichnete Aufgliederung der Flächen entspricht
der bisherigen Gepflogenheit bei der Durchführung der Erhebun-
gen und isI notlendi§. Die bei der Erh'ebung ribliche Aufgliede--
iung sei an folgenden Beispielen erläutert: Unter den Begriff
,Nutzung" fäIlt die grobe Untergiiederung der Flächen, z. ß.
landwirtschaftliche Nutzfläche, WaIdfläche, Öd- und Unland,
Gebäude- und I{offlächen, \Megeland. IJnter ,Kulturarten' fallen
die Fiächen des Ackerlandes, der IMiesen, Viehweiden usw.,

lvährend unter ,Pflanzenartenn die rveitere Uniergliederung der

I(ulturarten, z. B. die Anbaufläche der auf dem Acherland ange-

bauten Nutzpflanzen, anzugeben ist. Zu den ,Pflanzengruppen'
gehören z. B. WinterroE;gen, Sommerroggen, gewöhnliche !'rüh-
kartoffeln, vorgekeimte Frühkartoffeln, Frühweißkohl, Dauer-
rveißkohl.

il
erstatter dem Siatistischen Landesamt auf bestimmten Vor-
clrucken Monatsmeldungen, die siJir auf die in § 12 festgelegten

Gegenstände erstreckei und im wesentlichen Schätzungen der

Ber"ichterstatier darstellen. Die neben den Ernteschätzungen für
einige Getreidearten und Spätkartoffeln angeordneten besonderen

Ernieermittlungen, die auf objehtiven Erntemessungen beruhen,

rverden auf Grund gesonderter Rechtsgrundlagen, z.uletzt auf

Grund der Verordnuig über die besondere Ernteermittlung {ür
die Jahre 1955, 1956 ,"a tgfZ vom 26. Mai 1956 (BAnz' Nr' 102

vom 28. Mai 1955), als Stichprobenerhebung durchgeführt'

Äus den Ernteschätzungen der, Berichterstatter und den An-
bauflächen, die bei den Bodenbenutzungserhebungen ermittelt
werden, werden in den Statistischen Landesämtern und im

Statistischen Bunclesam[ die ,orläufigen und endgültigen Ernten

errechnet.

§ 14 soll klarstellen, daß die Bundesregierung neben den Er-
heürrgen nach diesem Gesetz börechtigt ist, ergänzende Erhe-

bungen durch Reclitsverordnung'hach §' 6 Abs' 2 StatGes anzu-

ordien, wenn die besonderen Voraussetzungen der genannten

Ermächtigungsvorschrift erfüllt §ind. Hierbei ist z. B. an Obst-

baumzählungin, an die Feststellung der Vertriebenen (Flücht-
lings)-eigenichaft und an repräsäntit.ive Nachprüfungen von Er-
he6ungen gedacht, die bereits mehrfach zur Feststellung von

Erhebingsfehlern durchgelührt worden sind, zuletzt auf Grund
der Verordnung über eine Nachprüfung der Bodenbenutzun8-s^-

erhebungen 1956 und 1957 vom 21. April 1956 (BAnz. Nr' 83

vom 28.April 1956). I

Die Klarstellung der Rechtslage durch Einfügung einer be-

sonderen Vorschrift ist noilvendig, weil der Bundesrat in seiner

185. Sitzung am 29. November 1957 bei Behandlung der Veroril-
nung über Nachprüfungen der., Viehzählung (BR-Drucks. Nr.
303/57) im Zusammenhang mit' dem ähnlich gelagerten Vieh-
zählungsgesetz vom 18. Juni 1956 (BGBI. I S.522) die Anord-
,rng e"gän"ender Erhebungen auf Grund von § 6 Abs'2 StatGes
für unzulässig gehalten hat. ll

Der vorliegende Gesetzentwurf enthält ein Mindestprogramm,
das nur die "im Zeitpunkt der 'Gesetzgebung als notwendig er-

kannten Dauererhebungen nach § 6 Abs.1 StatGes anordnet. Die
Aufnahme von sogenannten Vorratsermächtigungen wäre damii
unvereinbar.

§ 11 soll die Möglichkeit geben, die für die Erhebungen in
Frage kommenden Grundstücke zu betreten und damit die Er-
zieiung zuverlässiger.Ergebnisse zu gervährleisten.

Sorveit militärische Grundstücke in Frage stehen, wird es all-
gemein genügen, wenn die örtlich zuständigen Militärdienst-
stellen die erforderlichen Auskünfte erteilen, weil die besonde-
ren militärischen Sicherheitsbestimmungen ohnehin vorgehen.

Die §§ 12 und 13 enthalten die Vorschriften über die Ernte-
bericliterstattung, die jeweils mit Berichten über den \Machstums-
stand beginnt und über die Vorschätzu:gen zu den endgültigen
Ernteschätzungen führt. Das Bundesgebiet ist mit einem Netz
von Berichtsbezirken, die jeweils einige Gemeinden umfassen,
überzogen, und zwar gesondert für die Berichtersiattung über
Feldfrüchte und Grünland, Gemüse, Obst und Reben bzw. Wein-
nrost. Für jeden Berichtsbezirk gibt ein ehrenamtlicher Bericht-

§ 15 enthäIt die übliche Berlin-Klausel.

§ 16: Das Gedetz so I am 1. Januar 1959 im gesamten Bundes-

gebiet einschl Saarland in Kraft treten. t

Kosten: Wegen der Kosten rvird auf die Aufstellung in der

Gesetzesbegründung der Druclisache'3433 der 2' IMahlperiode
Bezug genonimen. Die dortige,, Aufstellung geht von Vollerhe-
bungen aus. Die Iiosten frir die nunmehr allgemein geplanten
Repräseniativerhebungen hönnen noch nicht angegeben werden'
Sie werden bei den Gemeinden wesentlich geringer ausfallen als

bisher und bei den Statistischen Landesämtern zumindest in den

ersten Jahren nach der Umstellung über dem Voranschlag für
Vollerhebungen liegen. Für dfs Sätistische Bundesamt isi mit
gleichbleibenden Kosten zu rechnen.

t

I
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Verordnung über die allgemeine Durchführung und die Nachprüfung
' der Bodennutzungserhebung 1959

Yom 23. Februar 1959r)

Auf Grund des § 6 Abs. 2 des Gesetzes über die Staiistik für
Bundeszwecke vom 3. September 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 1314)
wird von der Bundesregierung und auf Grund des § 10 des

Gesetzes über Bodennutzungserhebung und Ernteberichterstattung
vom 3, Dezember 1958 (Bundesgesetzbl. I S.895) vom Bundes-
minister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsteh mit Zustinr-
mung des Bundesrates verordnet:

§1
Im Jahre 1959 werden die Bodennutzungsvorerhebung nach

§ 3, die Bodennutzungshaupterhebung nach § 4 und die Boden-
nutzungsnacherhebung nach § 5 des Gesetzes über Boden-
nutzungserhebung und Ernteberichterstattung allgemein durch-
geführt.

§2

Im Jahre 1959 rverden in den Ländern Baden-Württemberg,
Bayern, Hessen, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Rhein-
land-Pfalz und Schleswig-Holstein die Bodennutzungsvorerhe-
bung und die Bodennutzungshaupterhebung nachgeprüft.

§3

Die Nachprüfungen erfassen die landwirtschaftlichen Betriebe,
die durch Zufallsauswahl festgelegt werden. Der Bundesminister
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten bestimmt im Be-
nehmen mit den zuständigen Behörden die Zahl der Betriebe
und die Aufgliederung auf die Länder. Die-Zahl der auszu-
wählenden Betriebe darf insgesamt 3000 nicht übersteigen.

§4
Bei den Nachprüfungen sind auskunftspfliclitig nach § I0 des

Gesetzes über die Statistik für Bundeszwecke die Inhaber land-
rvirtschaft'l icher Betriebe.

§5
,, Die allgemeine Durchführung der Bodennutzungshaupterhebung
und der Bodennutzungsnacherhebung sorvie die Nachpri.ifungen
entfallen, wenn im Jahre 1959 keine Betriebszählung in der
Land- und Forstwirtschaft (Landrvirtschaftszählung 1959) statt-
findet.

§6
Diese Yerordnung gilt nach § 14 des Dritten Überleitungs-

gesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl, I S.1) in Verbin-
dung mit § 17 des Gesetzes über die Statistik für Bundeszwecke
und § 17 deb Gesetzes über Bodennutzungserhebung und Ernte-
berichterstatttung auch im Land Berlin.

§7
Diese Ydrordnung tritt am Tage nach ihrer Verkündung in

Kraft.

Bonn, clen 23. Februar 1959.

Für den Bundeskanzler
Der Bundesminister der Justiz

Schäffer
Der Bundesminister

für Ernährung, Landrvirtschaft und Forsten
Lübke

für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten bestimmt im Be-
nehmen mit den zuständigen Behörden die Zahl der Bctriebe
und die Aulgliederung auf die Länder. Die Zal'l der auszu-
rvählenden Betriebe darf insgesamt 3000 nicht übersteigen.

§5
Bei den Nachprüfungen sind aushunftspflichtig nach § 10 des

Gesetzes über die Statistik {ür Bundeszwecke die Inhaber land-
rvirtscha{tlicher Betriebe.

§6
Diese Yerordnung gilt nach § 14 des .Dritien Überleitungs-

gesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) in Verbin-
dung mit § 17 des Gesetzes über die Statistik für Bundeszwecke
und § 17 des Gesetzes iiber Bodennutzungserhebung und Ernte-
berichtersiatturig auch im Land Berlin.

§7
Diese Verordnung. tritt am Tage nach ihrer Verkündung in

Kraft.

Bonn, den 10. Mai 1960.

Für den Bundeskanrle.
Der Bundesmin,ister der Justiz

Schäffer
Der Bundesminister

für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten
Schrvarz

Verordnung über die allgemeine Durehführung, die Nachprüfung und eine Ergänzung
der Bodennutzungserhebung 1960

Vom 10. Mai 19602)

Auf Grund des § 6 Abs. 2 des Gesetzes über die Siatistik für
Bundeszrvecke vom 3. September 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 1314)
wird von der Bundesregierung und auf Grund des § 10 des

Gesetzes über Bodennutzungserhebung und Ernteberichterstattung
vom 3. Dezember 1958 (Bundesgesetzbl. I S. 895) vom Bundes-
minister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten mit Zustim-
mung des Bundesrates verordnet:

§1
Im Jahre 1960 werden die Bodennutzungshaupterhebung nach

§ 4 und die Bodennutzungsnacherhebung nach § 5 des Gesetzes
über Bodennutzungserhebung und Ernteberichterstattung, im
Jahre 1961 wird die Gemüsehaupterhebung nach § 7 des ge-
na'nnten Gesetzes allgemein durchgeführt. -

§2
Im Jahre 1960 rverden bei der Bodennutzungsnacherhcbung

außer den in § 5 des Gesetzes iiber Bodennutzungserhebung und
Ernteberichterstattung bezeichneten Sachverhalten die mii Mäh-
dreschern abgeernteten Fläclien erfaßi.

§3
Im Jahre 1960 wird in den Ländern Baden-Württemberg,

Bayern, Hessen, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Rhein-
land-Pfalz und Schlesrvig-Holsüein die Bodennutzungshaupterhe-
bung nachgeprüft.

§4
Die Nachprüfungen erfassen die landrvirtschaftlichen Betriebe,

die durch Zufallsauswahl festgelegt werden. Der Bundesminister

r) Bundeanzeiger Nr. 38 S. 1. - 
!) Bundesanzeiger Nr.93 S. 1
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Verordnung über die Durchführung einer Obstbaumzählung im iahre 1958

Vom 21. Oktober 1957 r)

Auf Grund des § 6 Abs. 2 des Gesetzes über die Statistik für
Bundeszrvecke vom 3. September 1953 (BGBI. I S. 1314) ver-
ordnet die Bundesregierung mit Zustimmung des Bundesrates:

§i
In der Zeit vom 15. Mai bis 15 Juni 1958 wird eine Zählung

der auf dauerndem Standort befindlichen Obstbäume (Obsibaum-
zählung) als Bundesstatistik durchgeführt.

§2
(1) Die Obstbäume werden in höchstens 15 vH der Gemeinden

nach folgenden l\ferkma]en gezählt:

Obstarten, Baumformen, Stand der Ertragsfähigkeit und

Standort.
(2) .In Gemeinden mit mehreren Zählbezirken kann die Zäh- Bonn, den 21. Oktober 1957.

lung auf einzelne Bezirke beschränkt werden' r
(3) Die Zähler-haben die Merkmale der obstbäume nach Ab- Der Stellvertreter des Bundeshanzlers

satz 1 an Ort und Stclle festzustellen. Blücher

§ 3 Der Bundesminister

Ausliunftspflichtig nach § 10 des Gesetzes sind die Nutzungs- für Ernä'hrung' Lan'dwirtschaft und Forsten
berechtigten von Oistbäumen. Lübke

Verordnung über die besondere Ernteermittlung für die Jahre 1961', 1962 und 1963
ti

Vom 17. April 19612)

Auf Grund des § 6 Abs. 2 des Gesetzes über die Staiistik für
Bundeszrvecke vom 3. September 1953 (Bundesgesetzbt. I S' 1314)

verordnet die Bundesregierung mit Zusiimr-nung des Bundesrates.

§1
In den Jahren 1961, 1962 und 1963 werden zur Gewinnung

zuverlässiger lJnterlagen über die Ernte von Getreide und.Kar-
tofreln und für die Aufstellung eines Yersorgungsplans nach § 2

des Getreidegesetzes in der Fassung vom 24 November 1951

(Bundesgesetzbl. I S. 900) besondere Ernteermittlungen durch
Feststellung der Erträge durchgeführt. Sie erfolgen bei Winter-
roggen, IMinterrveizen und Spätkartoffeln in den Ländern Baden-
'Württemberg, Bayern, Hessen, Niedersachsen, Nordrhein-West-
falen, Rheinland-Pfalz, Saarland und Schleswig-Holstein, bei
Sommergerste in den Ländern Baden-Württemberg, Bayern und
Rheinland-PfaIz.

§2
Die Statistik erfaßt die Felder der Iandwirtschaftlichen Be. -

triebe, die durch Zufallsausrvahl festgelegt werden. Der Bundes-
minister für Ernährung, Landrvirtschaft und Forsten bestimmt im
Benehmen mit den fachlich zuständigen obersten Landesbehörden
die Zahl der Felder und die Aufgliederung auf die Länder. Die
Zahl der auszuwählenden Felder darf insgesamt 12 000 nichi
übersteigen.

!

Di"." v..o"dnung gilt ,r.n§ i'rn des Driiten überleitungs-
gesetzes vom 4. Januar 1952 (BGBI. I S 1) in Yerbindung mit

§ 17 des Gesetzes über die Statistik für Bundeszrvecke'auch im

Land Berlin. l,

§5.
Diese Vero,rdnung gili nicht im Lande Bremen und im Saarland.

I

,§9

Diese Yerordnung triit am Tage nach ihrer Verkündung in
Kraft.

§3
Auskunftspflichtig nach r§ 10 des Gesetzes sind die Inhaber

Iandwirtschaftlicher Betriebe.

§4
Die fachlich zuständigen obersten Landesbeliörden erlassen im

Benehmen mit dern Bundesäinister für Ernährung, Landwirt-
schaft und Forsten und dem Statistischen Bundesamt die für die'
Durchführung der besonderen Ernteermittlungen erforderlichen
Richtlinien ai die mit der Erhebung beauftrag"ten Stelien. \

§5
Diese Verordnung gili ,tu"hli § 14 des Dritten Überleitungs-

gesetzes vom.4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) in Verbin-
äung mit § 17 des Gesetzes über die Statistik für Bundeszwecke
auch im Land Berlin.

Diese Verordnung tritt am

Kraft.

§,6
'Tage nach ihrer Verkündung in

Bonn, den 17. April 1961.

Der Stellvertretei' des Bundeskanzlers
Ludwig Erhard

Der Bundesminister
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten

. Schwarz
I

Viehzählungsgesetz

Vom 18. Juni 19563)
II
ll

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen:

(1) Am , ,"r.roo". j"u". :rtn".. ist eine allgemeine vieh-
zählung, am 3. der I\fonate März, Juni und September sind
\riehzrvischenzählungen. FäIIt der Tag auf einen Sonnabend, so

rvild die Zählung am voraufgehenden Werktag, fällt er auf

r) Bundesanzeiger Nr.204 S.1. -,) Bundesanzeiger Nr.78 S.1. - 
s) BCBI. I

s. 522.

einen Sonn- oder Feiertag, so wird sie am folgenden Werkiag
durchgeführi.

(2) Die allgemeine Viehzählung erfaßt die Bestände an Rind-
vieh, Pferden, Schweinen, Schafen, Ziegen, Federvieh und
Bienenvölliern und alle zrvci Jahre, zuerst 1957, ihr Yerhältnis
zur landwirtschaftlichen Nutzfläohe.

(3) Bei den Zrvischenzählungen werden die Bestände an
Schweinen, bei der Zrvischenlählung im Juni außerdem die Be-
stände an Rindvieh und Schafen erfaßt. Die Zwischenzählungen
im März und September rverden repräsentativ durchgeführt, die
Zrvischenzählung im Juni kann reprädentativ erfolgen.

-r82-
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(4) In den Ländern Berlin, Bremen und Hamburg sorvie in
kreisfreien Städten und in Siädten über 50 000 Einwohner findet
die allgemeine Viehzählung nur alle zrvei Jahre, zuerst 1957,
statt, Zwischenzählungen fallen weg.

§2
Die Ergebnisse der Zählungen im Juni und Dezember wertlen

alle zrvei Jahre, zuerst 1956, in den Ländern Baden-Württem-
berg, Bayern, Hessen, Niedersachsen, Nordrhein-\Mestfalen,
Rheinland-Pfalz und Schleswig-HoIstein repräsentativ nach-
geprüft. Die Nachprüfungen erstrecken sich auf die Bestände
und Bestandsveränderungen an Rindvieh und Schrveinen. \Menn
die Zählung im Juni nicht repräsentativ durchgeführt rvorden
ist, rverden die Ergebnisse der Zählung im September nach-
geprüft; diese Nachprüfung erstreckt sich auf die Besiände und
Bestandsveränderungen an Schweinen.

§3
Bei den Zählungen und Nachprüfungen werden die Bestände

aller oder einzelner Tierarten nach Alter, Geschlecht und
Nutzungszweck aufgegliedert.

§4
(1) Die Zählungen und Nachprüfungen erfassen die Bestände,

die sich am Erhebungstag im unmittelbaren Besitz des Vieh-
halters befinden, ohne Rüchsicht auf das Eigentum oder die
sonstigen Rechtsgründe des BesitzverhäItnisses.

(2) Äuskunftspflichiig ist der Viehhalter; ist er verhindert, so

sind seine mit der \riehhaltüng befaßten Familienmitglieder rtnd
Betriebsangehörigen auskunftspflichtig.

§5
(1) D.en Z'ahlern ist das Betreten von Grundstücken, StäIlen .

und ähnlichen Räumen, in denen Vieh gehalten wird oder ge-
halten lverden kann, zu gestatten.

(2) Anordnungen der Veterinärbehörden, die den Personen-
verkehr'beschränken, gelten auch für die Zähler. Die Auskunfts-
pflichtigen haben die Zahler aü bestehende Anordnungen hin-
zuweisen.

(3) Den Zählern stehen die mit der Prüfung der Ergebnisse
beauftragten Pcrsonen gleich.

. §6
Die Einzelangaben der Yiehhalter und die Feststellungen bei

der allgemeinen Viehzählung und bei der Zwischenzählung im
Juni dürfen für behördliche Maßnahmen zur Durchführung des
Tierzuchtgesetzes und des Viehseuchengesetzes, für die Berech-
nung der Beiträge zu den öffentlichen Viehseuchenentschädi-
gungskassen und für die Berechnung der öffentlichen Dassel-
bekämpfungsgebühren durch die zuständigen Behörden oder die
von ihnen beauftragten Stellen verwendet werden.

§7
(1) Ordnungswidrig handeli, rver sich den Vorschriften des

§ 5 Abs. 1 zurvider weigert, den Zählern oder Prüfern das Be-
treten der Ställe oder anderer örtlichkeiten zu gestatten.

(2) Die Ordnungsrvidrigkeit kann mit einer Geldbuße .ge-
ahndet werden.

§8
Dieses Gesetz. gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 des Dritten

überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl l S. 1)
auch im Land Berlin.

§e
Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Yerhündung in Kraft.

Gleichzeitig tritt das Gesetz über Viehzählungen vom 31. Oktober
1938 (Reichsgesetzbl l S. 1532) in der Fassung des Gesetzes zur
Anderung uncl Ergänzung des Geseizes über Viehzählungen vom
2. August 1951 (Bundesgesetzbl. I S.481) außer Kraft.-

Die verfassungsmäßigen Rechte des Bundesrates sind gewahrt.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Bonn, den 18. Juni 1956.

Der Bundespräsident
Theodor Heuss

Der Stellvertreter des Bundes'kanzlers
Blü cher

Der Bundesminister
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten

Lübke

Begründungr)

Zr den rvichtigsten statistischen Erhebungen auf dem Gebiete
der Ernährung und Landrvirtschaft gehört seit Jahrzehnten die
Viehzählung. Ihre Ergebnisse biiden eine bedeutende Grundlage
für agrarpolitische }faßnahmen des Bundes und der Länder. Sie
rverden vor allem ständig für die folgenden Zwecke benöiigt:

Aufstellung des jährlichen Yersorgungsplanes für Vieh
und Fleisch nach § 2 des Gesetzes über den Verkehr mit
Vieh und Fleisch vom 25. April 1951 (Bundesgeseizbl. I
s.272),

Aufstellung von Prognosen über die lveitele Entrvick-
Iung der Viehbesiände und Yersorgung des Marktes mit
Schlachtvieh,

Fesistellung des Einfuhrbedarfs an Futtermitteln,

Erstellrrng einer Milcherzeugungsstatistik,

Durchführung volksrvirtschaftlicher Gesamtrechnungen
und Feststellung der Nahrungsmittelproduhtion,

Beratung der Landrvirtschaft, besonders im Hinblicli aul
Fragen der Zucht- und Nutzungsrichtung und des Um-
fanges der Viehhaltung.

t) Bundestagsdrucksache Nr.2102 vom 15. Februar1955 (siehe Vorbemer-
kung auf S.155 oben).

Die bisherige Rechtsgrundlage der Viehzählungen bildete das
Gesetz über Yiehzählungen vom 31. Oktober 1938 (Reichsgesetz-
bl. I S.1532), das in seinen Bestimmungen über Aushunftspflicht
und Strafen durch das Gesetz zur Anclerung und Ergänzung des
Gesetzes über Viehzählungen vom 2. August 1951 (Bundesgesetz-
bl. I S.481) geändert rvorden ist.

Um das Gesetz dem Grundgesetz anzupassen und einige sach-
liche Anderungen anzubringen, legte die Bundesregierung den
gesetzgebenden Körperschaften im Jahr 1952 den Entwurf eines
Zsveilen Gesetzes zur Anderung und Ergänzung des Gesetzes
über Viehzählungen vor. Auf die Begründung dieses Entwurfs
und die Stellungnahme zu den Anderungsvorschlägen des Bun-
desrates im ersten Durchgang (Bundestags-Druchsache Nr.3971
der l.Wahlperiode) wird Bezug genommen.

Der Bundestag hat das Gesetz in seiner 237. Sitzung am
25.März 1953 mit einer Reihe von Anderungen beschlossen, und
der Bundesrat hat dem Gesetz - in der Folge, Geseizesbeschluß
1953. genannt - in seiner 105. Sitzung am 24. April 1953 zu-
gestimmt.

Der endgültige lMortlaut ist in der Bundesrats-Drucksache
Nr. 159/53 mit Ergänzung zusammengestellt.

Die Bundesregierung hat dem Gesetzesbeschluß 1953 die nach
Art. 113 GG erforderliche Zustimmung wegen der in § 7a (Art. I
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Nr. 11) vorgesehenen Vo,rschrift über clie Kostentragung versagt
(vgl. Bundestags-Drucksache 857 der 2. Wahlperioile).

Das Bedürfnis für eine Reform des geltenden Rechis wird
clurch das inzrvischen ergangene Gesetz über die St,atistih für
Bundeszrveclie (StatGes) vom 3. September 1953 (Bundesgesetz--

bl. I S.1314) noch verstärkt, denn Sinn untl Zs,eck dieses Gesetzes
ist es unter anderem, für alle Bundesstatistilien gemeinsame
Grundvorschriften zu schaffen. Dadurch ist eine r.vesentliche Ver-
einfachung gegeben, die auch für die Zukunft eine übersicht-
Iichere Gestaltung des gesamten Rechts der Statistih verspricht.

Durch das StatGes sind eine Reihe von Yorschriften des bis-
herigen Gesetzes über Viehzählungen, die auch noch im Ge-
setzesbeschluß 1953 vorgesehen waren, überflüssig geworden.
Dies gilt vor allem für die Ermächtigung zum ErIaß von er-
gänzenden Erhebungen, für die \rolbereitung und Durchführung
dei einzelnen Zählungen, für die Kostenverteilung sowie für die
Geheimhaltungen und die Strafvorschriften.

Da nach dem letzten Stand eine Anderung fast aller bis-
herigen Vorschriften erforderlich wäre, legt die Bundesregierung
zur Yereinfachung ein neues Gesetz unter der Überschrift ,Vieh-
zähJungsgesetz" vor.

Fiir die einzelnen Bestimmungen des Entwurfs gilt folgendes:

§ 1 legt Zeitpunkt, Art, Umfang und Gegenständ der einzel-
nen Zählungen fest.

Die Viehzählungen sollen 
- 

wie bisher 
- 

Anfang Dezember

iedes Jahres als allgemeine Viehzählung und am Anfang der
Monate Mär'2, Juni und September als Viehzwischenzählungen
durchgeführt werden.

Die allgemeine Viehzählung wird jetzt auf die Bestände an

Rindvieh, Pferden, Schrveinen, Schafen, Ziegen, Federvieh und
Bienenvölkern bescliränltt. Die noch im Gesetzesbeschluß 1953

im vierjährigen Turnus vorgesehenen Zälilungen von Maultieren,
Ilauleseln, Eseln, Kaninchen und Edelpelztieren sind nichi mehr
errvähnt, rveil die Bundesregierung in einzelnen Jahren durch
besondere Rechtsverordnungen auf Grund dcs § 6 Abs.2 StatGes
ergänzende Erhebungen anordnen kann. Das gleiche gili für die
im Gesetzesbeschluß 1953 vorgesehenen Erhebungen über die
Rassen des gezählten Viehs und über die Ausrüstung viehhalten-
der Betriebe mit Einrichtungen, die der Viehlviltschaft dienen.

Neben den Beständen der genannten Viehgattungen soll bei
der allgemeinen Viehzählung jetzt auch die landrvirtschaftliche
Nutzfldche der Halter von Schlveinen und Hühnern erfragt wer-
den, um eine Abgrenzung der landrvirtschaftlichcn und der ge-
rverblichen Schrveine- und Hühnerhaltung zu ermöglichen und
damit die Entrvichlung der Erzeugung in den beiden Betriebs-
formen und ihre Ausrvirliung auf das Nlarktgeschehen besser
beobachten zu können. Außerdem ist die Trennung dieser beiden
Bereiche für die sich aus dem Landwirtschafisgesetz ergebenden
.A.rbeiten von Bedeutung; sie r,r'erden auch eine genauere Berech-
nung des Anteils der Landrvirtschaft am Sozialproduht ermög-
lichen. 2

Die Zrvischenzählungen sollen bei Schweinen rvie bisher drei-
mal jährlich und bei Rindvieh und Schafen einmal im Juni
rlurchgeführt rverden. Äuf die Zwischenzählungen des Rindviehs
im N{ärz und September hann gegenüber dem Gesetzesbeschluß
1953 verzichtet werden. Dagegen sollen auf Wunsch einiger
Länder die Schafe rveiterhin auch im Juni gezählt rverden. Dies
ersclieint begründet, rveil die Schafe im Sommcr vollsiändiger
erfaßt wcrden können; einmal befinden sich dann die Wander-
schafherden an ihren Heimatstandorten, und zum anderen kön-
nen auch die Mastlämmer einbezogen lverden, die nach der
letzten allgemeinen Zählung geboren worden sind und vor der
nächsten allgemeinen Zählung in der Regel bereits geschlachtet
rverden.

Die Zrvischenzählungen im März und September sollen zur
Yerbilligung und zur Entlasiung der Gemeindeverrvaltungen von
vornherein nur nach dem repräsentativen Yerfahren durch-

geführt werden. Für die Junizählung wird,eine gleiche Be'
schränkung angestrebt, die Vorbe.reitungen hierzu sind jedoch

noch nicht abgeschlossen. Der Ent*urf läßt deshalb einen Über-
gang auf Repräsentativerhebungen ofren.

Eine weitere Einscliränkung de's Umfungs der \riehzählungen
bringt der Entwurf in dem Verzicht auf die Dyrchfiihrung vorr

Zwischenzählungen in den Ländern Berlin, Bremen und Ham-
burg sorvie in kreisfreien Städtei und in Städten über
50 000 Einwohner. Hier soll auch die allgemeine Yiehzählung
nur alle zrvei Jahre - erstmals 1957 - stattfinden.

§ 2 sieht in zweijährigen Abständen repräsentative Nach-
prüfungen der Ergebnisse der Schweine- und Rindviehzählungen
in den Monaten Juni und Dezember - erstmals 1956 - in den
meisten Bundesländern vor. Solche Nachprüfungen wurden schon
früher von einigen Ländern durcligeführt und auf Bundesebene
erstmals für die Zählungen im Dtzember 1954 sowie im März,
Juni unrl September 1955 durch'' die Verordnung über Nach-
kontrollen der Viehzählung vom 18. November 1954 (BAnz.
Nr.224 vom 20. November 1954) angeordnei. Sie sind auch
künftig nicht zu entbehren, weil die Zuverlässigkeit der Angaben
festgestellt und die Ergebnisse der ständig abrveichenden totalen
und reprägentativen Zählungen mit Hilfe der'Ergebnisse der
Nachprüfungen vergleichbar gemaclit'werclen müssen1 Solange
im Juni totale Zrvischenzählungen stattfinden, soll auf die Nach-
prüfung bei Rindern verzichtet rverdenl bei Schrveinen rvird die
Nachprüfung in diesem Falle erst bei der - stets repräsen-
tativen - Zwischenzählung im September durchgeführt.

§ 3 sieht eine Aufgliedelung der Viehbestände bei den Zäh-
Iun§en und Nachprüfungen nach Älter, Ge'schlecht und Nut-
zungszrveck bei den einzelnen Tierarten vor.

§ 4 regelt die Auskunftspflicht nach § 10 StatGes. Sie be-
schränht sich - rvie sohon der Gesetzesbeschluß 1953 - auf die
Yiehhalter und ihre mit der Viehhaltung befaßten Familienmit-
glieder und Betriebsangehörigen. Klargestellt wird.aulierdem,
daß stets die Bestände zu erfassen sind, welche sich'am Er-
hebungstag taisächlich beim Yiehhalter befinden. Damit hommt
es nicht auf das Rechtsverhältnis an, r'ermöge dessen der Vieh-
halter das Vieh besitzt. Hierdurch rvird die Täiigkeit der Zähler

- entsprechend der bisherigen Übung - auf die Feststellung
der Tatsachen beschränkt,

§ 5: Wie im Gesetzesbe§chluß' 1953 ist clen Zählern und den
mit der Priifung der Ergebnisse"beauftlagten Personen das Be-
treten von Grundsiücken und ähnlichen Räumen, in clenen Vieh
gehalten wird oder gehalten' rverden kann, zu gestatten. § 5
Abs. 2 enispricht dem bisherigen § 6 Abs. 3.

§ 6 zählt die einzelnen 2.r,"&" auf, für welche die Einzel-
angaben der Viehhalter bei der allgemeinen Viehzählung ver-
rvendet werden dürfen. Gegenüber dem Gesetzesbeschluß 1953
rvird auf eine Verrvendung der Einzelangaben, die bei den
Zrvischenzählungen und Nachprüfungen nach § 2 anfallen, r'er-
zichtet. ,

§ 7: Nach § 14 StatGes begeht eine Ordnungsrvidrigkeit, wer
vorsätzlich oder fahrlässig Auskünfte, zu denen er verpflichtet
ist, ganz oder teihveise verrvei$ert oder nicht rechtzeitig erteilt
oder unvollständige Angaben macht. Diese Vorschrifi bedarf
einer Ergänzung für die Fälle, in denen sich der Yerpflichtete
§ 5 Abs.1 zurvider rveigert, den Zählern oder Prüfern das Be-
treten der Stillle und anclcrer örtlichheiten zu gestatten.

§ 8 enthült die tibliche Be"linlKlau§el

§ 9 regelt das Inkraftt,reten des Gesetzes und das gleichzeitige
Außerkräfitreten der bisherigen Yorscirriften.

Der Interministerielle Ausschuß für Koordinierung und ßa-
tionalisierung cler Statistik hat rlie Erhebungän en"tsprechend
dem vorliegenden Gesetzentrvurf einstimmig gebilligi (Dringlich-
lieitsstufe I). I
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Gesetz zur Anderung des Viehzählungsgesetzes

Vom 3. Dezember 19581)

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: Ärtikel 2

Artikel 1 Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe de9 § 13 Abs. I des Dritten
überleitungsgesetzes vom 4. Januar tg52 (Bund_esgeseizbl. I S. 1)

Das Viehzählungsgeseiz vom 18. Juni 1956 (Bunde§gesetzbl. I auch im Lanä Berlin.
S. 522) wird rvie folgt geändert: I

1. § 2 erhält folgende neue Fassung

"§ 2

Die Ergebnisse der Zählungen im Juni und Dezember rverden
alle zrvei Jahre, zuerst 1956, in den Ländern Baden-IMürttem-
berg, Bayern, Hessen, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen,
Rheinland-Pfalz und Schleswig-Holstein repräsentativ nachge-
prüft. Die Nachprüfungen erstrecken sich auf die Bestände und

r Bestandsveränderungen an Schweinen, bei der Zählung im
Dezember auch an Rindvieh. Wenn die Zähhng im Juni nicht
repräsentativ durchgeführt worden ist, werden die Ergebnisse
der Zählung im September nachgeprüft."

2. Ilinter § 7 wird folgender neuer § 7a eingefügt:

. .§ 7,
Die Befugnis der Bundesregierung, Rechtsverordnungen

nach § 6 Abs. 2 des Gesetzes über die Statistik für Bun-
deszrveche vom 3. September 1953 (Bundesgesetzbl. I
S.13i4) zu erlassen, bleibi unberühri."

. . Artikel 3

Dieses Gesetz gilt nicht im Saarland.

Artikel 4

Dieses Geseiz tritt am Tage nach seiner Verkündung in Kraft.

Bonn, den 3. Dezember 1958.

Der Bundespräsident
Theodor Heuss

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers
Ludrvig Erhard

Der Bundesminister
für Ernährung, Landwirtscha ft und Fo rsten

Lübke
\

Begründung2)

Das Viehz.ählungsgesetz vom 18. Juni 1956 (BGBI. I S. 522)
enthält, wie seine Entstehungsgeschichte - insbesondcre die
amtliche Begründung des Regierungsentrvurfs (Druclisache2102
der 2.\Mahlperiode) - ergibt, ein Mindestprogramm, durch das
die im Zeitpunkt der Gesetz$ebung als notrvendig erkannten
I)auererhebungen nach § 6 Abs.l des Gesetzes über die Sta-
tistik für Bundepzrvecke (StatGes) vom '3. September 1953 in
der Fassung des Gesetzes vom 15. Juli (BGBI. I S.721) ange-
ordnet worden sind. Dabei sollte die Ermächtigung der Bundes-
regierung unberülrrt bleiben, ergänzende Erhebungen unter den
besonderen Voraussetzungen des § 6 Abs.2 StatGes auf dem
Gebiete der Viehzählung durch Rechtsverordnung anzuordnen.
Auf diese Befugnis der Bundesregierung wurde in der amilichen
Begründung zum Viehzählungsgesetz mehrfach hingewiesen,
ohne daß hiergegen im Gesetzgebungsverfahren Widersprüche
erhoben worden sind.

Inzrvischen hat der Bundesrat in seiner 185. Sitzung am
29. November 1957 seine Zustimmung zu einer Verordnung der
Bundesregierung über - zeitlich begrenzte - Nachprüfungen
der Viehzählung (BR-Drucksache Nr.303/57) außerhalb der be-
reits in § 2 des Viehzählungsgesetzes vorgesehenen Nachprüfun-

gen unter anderem mit der Begründung abgelehnt, im Vieh-
zählungsge§etz sei heine Errnächtigung zur Erlveiterung der
Nachkontrollen ausgesprochen. IJnter diesen Umständen sei es

nicht möglich, die Ermächtigung hierzu aus dem StatGes her-
zuleiten (BR-Drucksache Nr. 303/57 - Beschluß) .

Die Bundesregierung bleibt demgegenüber bei ihrer bisherigen
Rechtsauffassung. Sie kann auch auf einen Gebrauch der Er-
mächtigung des"§ 6 Abs. 2 StatGes neben dem Viehzählunfs-
gesetz nicht verzichten, rvenn sie weiterhin die.Gesetze über
staiistische Einzelerhebungen von sog. Vorratsermächtigungen
freihalten rvill. Es erscheint deshalb notwendig, die Rechtslage
durch Ergänzung des Yiehzählungsgesetzes im Sinne des Alti-
hels 1 hlarzustellen.

Artikel 2 enthäIt die übliche Berlin-Klausel.

Ariikel 3 nimmt das Saarland von dem Gesetz aus, da auch

das Viehzählungsgesetz noch nicht auf das Saarland erstreckt ist.

Das Gesetz soll am Tage nach seiner Verkündung in Kraft
treten (Artike1 4).

Gesetz über eine Schlachtgewichtsstatistik

Vom 21. Juli 19604)

Der Bundestag hat clas folgende Gesetz beschlossen

§1

übqr die Lebendgervichte und Schlachtgervichte der Rinder,
KäIber, Schweine und Schafe für gerverbliche Schlachtungen
wird eine Bundesstatistik (Schlachtgewiclitsstatistik) durchge-
führt.

1) BGBI. I S.897. - 
!) Bundestagsdrucksache Nr.298 vom 27.Märu1958

(siehe Vorbemerkung auf S. 156 oben. - | BCBI. I S. 588.

§2
(l) Lebendgervicht im Sinne dieses Gesetzes ist das nach § 8

des Vieh- und Fleischgesetzes vom 25. April 1951 (Bundesgesetz-
bl. I S. 272) ermittelte Gewicht.

(2) Schlachtgewicht im Sinne dieses Gesetzes ist das Gewicht
des geschlachte"ten und ausgeweideten Tieres ausschließlich dJr
Haut, des Kopfes vom ersten Halswirbel ab und der im Karpal-
oder Tarsalgelenk ausgelösten Gliedmaßen, jedoch einschlielJlich
der Nieren, des Nierenfetts, bei Schweinen auch der Haut, des

I(opfes, der Füße und der Flomen.

-185-



§3
(1) Die Erhebungen über die Lebendgewichte werden auf den

Schlachtviehgroßmärliten sowie den Schlachtviehmärkten durch-
geführt, für die nach § 15 des Vieh- und Fleischgesetzes die
Anwendung der Vorschriften über Marktschlußscheine und über
amtliche Notierung angeordnet ist.

(2) Die Erhebungen erfassen monatlich das Gesamtlebend-
gewicht und die Stückzahl der auf den in Absätz 1 bezeichneten
Märkten aufgetriebenen Rinder, KäIber, Schweine und Schafe,
aufgegliedert nach Handelsklassen.

§4
(1) Die Erhebungen über die Schlachtgewichte werden auf

Sch'lachthöfen durchgeführt, denen ein Großmarkt im Sinne des

§ 3 des Vieh- und Fleischgesetzes angeschlossen ist. Be{inden
sich in einem Land mehrere solcher Schlachthöfe, so bestimmt
die zuständige Landesbehörde den Schlachthof, auf dem die Er-,
hebung durchgeführt rvird.

(2) Die Erhcbungen erfassen alle sechs Jahre, beginnend
1960, in drei aufeinanderfolgenden Jahren an einem Schlachtta,g
im Monat September das, Lebendgewicht und das Schlacht-
gewichi der geschlachteten Tiere, und zwar jerveils

im 1. Jahr bei Rindern,

im 2. Jahr bei Schweinen,

im 3. Jahr bei Kälbern und Schafen.

Die Landesregierung hann durch Rechtsverordnung im Benehmen
mit dem Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und
Forsten bestimmen, daß nur ein TeiI der geschlachteten Tiere
zu erfassen ist, wenn dies für die Erzielung zuverlässiger Er-
gebnisse ausreicht.

(3) Die Gervichte werden nach Handelsklassen aufgegliederi.

. §5 .
(1) Auskunftspflichtig sind die Eigentümer der Schlachttiere

zrtr Zeit der Gewichtsfeststellung sowie die Leiter der Groß-
märkte, Schlachh,iehmärkte und Schlachthöfe.

(2) Die Eigentümer der Schlachttiere sind verpflichtet, den

mit der Durchführung der Erhebungen betrauten Personen auf
Änforderung die lVlarktschlußscheine (§ 10 des Vieh- und
Fleischgesetzes) vorzulegen.

. §6
Die Befugnis der Bundesre§ierung, Rechtsverordnungen nach

§ 6 Abs.2 des Gesetzes über die Statistik für Bundeszrvecke
vom 3. September 1953 (Bundesgesetzbl. I S.1314) zu erlassen,
bleibt unberührt.

§7
Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 des Dritten

überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. l)
auch im Land Berlin.

t 
su,

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Yerkündung in Kraft

Die verfassungsmäßigen Rechie des Bdndesrates sind gewahrt.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Bonn, den 21. Juli 1960.

Der Bundespräsident
Lübhe

Für den Bundeshanzler
Der Bundesminister für Verkehr

Seebohm

Der Bundesminister für Ernährung,
Landrvirtschaft und Forsten

Schwarz

Begründungr)

- I. Allgemeines

Durch die Schlachigewichtsstatistik rverden durchschnittliche
Schlachtgewichte von Rindern (Bullen, Ochsen, I(ühen, Färsen),
KäIbern, Schweinen, Schafen und Pferden ermittelt. Sie werden
benötigt zur Berechnung des Fleischanfalls aus inländischer Er-
zeugung. Dieser ergibt sich aus der Multiplikation der Zahl der
geschlachteten Tiere und dem durchschnittlichen Schlachigewicht
je Tier.

Das durchschnittliche Schlachtgewicht rvird mit Hilfe fest-
stehender Ausbeutesätze aus dem Lebendgewicht errechnet. Die-
ses liegt außer bei Pferden bereits auf Grund der nach § 8 des

Vieh- und Fleischgesetzes vorgeschriebenen amilichen Verwie-
gung vor. Da auch die auf den Schlachtviehnärkten aufgetriebe-
nen Pferde - deren Zahl nw gering ist - üblicherweise ver-
wogen werden, sind für die Schlachtgervichtsstatistik - abge-
sehen von Yerwiegungen zur Überprüfung der Ausbeutesätze
(§ 4) - keine besonderen Gervichtsfeststellungen, sondern nur
Meldungen erf orderlich.

Die für die Berechnung des Fleischanfalls benötigten Zahlen
der geschlachteten Tiere werden im Rahmen der Schlachtungs-
staiistili, einer sogenannten Sehundärstatistik, die bei der Durch-
führung des Fleischbeschaugesetzes anfällt - vgl. Behannt-
machung vom 2. November 1940 (Reichsministerialbl. S. 433) --
festgestellt.

r Die Schlachtgewichtsstatistik wird seit 1906 auf Grund frei-
williger Angaben durchge{ührt. Für ihre Fortführung bedarf es

nach Ablauf der übergangsfrist gemäß § 16 StatGes in der !'as-
sung des Zweiten Gesetzes zur Anderung des Gesetzes über die

1) Bundestagsdrucksache Nr.1625 vom 16. Februar1960 (siehe Vorbemer.
kung auf S. 156 oben).

Statistik für Bundeszwecke vom'l15.Juli 1957 (BGBI. I S.721)
einer Rechtsgrundlage.

Die laufende Feststellung des Fleischanfalls ist für verschie-
dene Zwecl<e unentbehrlich: IMegen der großen Bedeutung der
Schlachtvieherzeugung für die Landwirtschaft und wegen der
starken jahreszeitlichen Schwankungen ist eine Iaufende Beob-
achtung der Erzeugung notvvendig, um jederzeit Maßnahmen zur
Sicherung des Absatzes von Schlachtvieh und der Versorgung mit
Fleisch treffen zu können. Insbesondere muß die Einfuhr mög-
lichst kurzfristig der Nachfrage angepaßt werden können, um
Preisschwanhungen für Schlachtvieh und Fleisch in engen Gren-
zen zu halten. Auch für die Aufstellung des Versorgungsplans
nach § 2 des Yieh- und Fleischgesetzes ist es erforderlich, die
Entwicklung des Fleischanfalls zu hennen. Nach dieser Vor-
schrift muß jährlich für das kommende Wirtschaftsjahr im
Rahmen einer Versorgungsübersicht veranschlagt werden, welche
Mengen Vieh und Fleisch aus der inländischen Erzeugung zur
Verfügung stehen und welche aus Einfuhren zur Deckung des
Bedarfs benötigt werden. Auch diese Versorgungsübersicht rnuß
laufend entsprechend der Marktentwichlung überprüft und ge-
gebenenfalls berichtigt werden.

Außerdem ist die Kenntnis der Fleischerzeugung notwendig
für die Berechnung der Nahrungsmitielproduktion und der Ver-
kaufserlöse der Landwirtschaft. Für die zu den genannten
Zwecken erforderlichen kurzfristigen übersichten über die Eni-
rvicklung bedarf es einer monatlichen Feststellung des Fleisch-
anfalls und dazu auch der durchschnittlichen Schlachtgewichte.

Aus Ersparnisgründen wird die Statisiik nur bei einer be-
schränkten Zahl von Schlachtviehmärkten durchgeführt.
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II. Im einzelnen

§ 1 gibt den allgemeinen Gegenstand der Statisiik an. Die Er-
hebungen beschränken sich auf gewerbliche Schlachtungen, da
für die Ermitilung durchschnittlicher Schlachigervichle bei
Hausschlachtungen f,ein Bedürfnis besteht.

In § 2 rverden die Begriffe ,Lebendgewicht" und "§shllghg-
gewicht. definiert.

Nach § 3 rvird der Umfang der Erhebungen über die Lebend-
gewichte nach Vieharten und Schlachtviehmärhten abgegrenzt.
Um möglichst zuverlässige Ergebnisse zu erhalten, werden die
Erhebungen nur an solchen Schlachtviehmärkten durchgeführt,
bei denen das Schlachtvieh nach Handelsklässen eingereiüt wiril.
Dies sind nach § 13 des Vieh- und Fleischgesetzes die Groß-
märkte und nach § 15 des Vieh- und Fleischgesetzes in Verbin-
dung mit § 7 der Schlachtvieh-Handelsklassen- und Notierungs-
verordnung vom 2. Mai 1951 (BAnz. Nr. 90 vom 12. Mai 1951)
diejenigen Schlactrtviehmärkte,. bei denen die oberste Landcs-
behörde die Anrvendung der Yorschriften über die ,amtliche
Notierung* angeordnet hat.

Die auf den ausgervählten Märkten festgestellten Lebend-
gelvichte werden in den Statistischen Landesämtern nach Aus-
beutesätzen auf Sclilachtgervicht umgerechnet. Die so für jede
Tiera,rt ermittelten durchschnittlichen Schlachtgervichte werden
als repräsentaiiv für sämtliche Schlachtungen in den Ländern
und im Bundesgebiet angesehen und für die Berechnung des
Fleischanfalls aus inländischer Erzeugung verrvendet.

§ 4: Die derzeit angervandten Ausbeutesätze beruhen auf
Feststellungen in der Kriegszeit. Sie bildeten während der Bervirt-
schaftung die Grundlage für die Bewertung der Schlachttiere
bei der Abrechnung. An.diesen Ausbeutesätzen rvurde daher zu-
nächst unverändert festgehalten. Erst nachdem die Märkte längere
Zeit voll beliefert rvaren und sich im Verbrauch allgemein hiihere
Ansprüche durchgesetzt hatten und dadurch nach und nach in
der Bervertung des Schlachtviehs sowie in seiner Einstufung
nach Handelsklassen Yerschiebungen eingetreten lvaren, rv,-rrde
es erforderlich, die Äusbeutesätze im I-Iinblich auf etrvaige Ande-
rungen zu überprüfen. Obwohl ein solches Bedürfnis bereits in
den letzten Jahren bestand, wurde die von Sachverständigen an-
geregte Überprüfung bis zur Vorbereitung der Rechtsgrundlage
für die Schlachtgervichtsstatistik zurückgestellt. Die Ausbeute-
sätze werden sich in Anpassung der Ausmästung der 'Iiere an
die wechselnde Nachlrage der Verbraucher auch weiterhin
ändern. Daher ist eine periodische überprüfung der Äusbeute-
sätze. vorgesehen. Ein drei,idhriger Turmrs wird für ausreichend
gehalten. Er erscheint erforderlich, um auch bei stärlieren Ver-
änderungen in der Bewertung der Schlachttiere zuverlässige Äus-
beutesätze zu gewährleisten.

Für diesen Zweck werden neben den Lebendgewichten auch
die Schlabhtgewichte - bei Rindern, Kälbern, Schrveinen und
Schafen nach Handelsklassen unterteilt - an einein Schlachttag
festgesiellt. Die Feststellung beschränkt sich in jedem Land aul
einen Schlachthof, dem ein Schlachtviehgroßmarkt angeschlossen
ist. Da ein solcher in Schleswig-Holstein und im Saailand nicht
besteht, werden die Erhebungen nach § 4 in diesen Ländern
nicht durchgeführt.

Zur Ärbeitserleichterung und Kostenersparnis ist außerdem
vorgesehen, daß die Gervichtsfeststellung jeweils im ersten Jahr
bei Rindern, im zrveiten Jahr bei Schweinen und im'dritten bei
Kälbern, Schafen und Pferden erfolgt. lMeiterhin könnön die
Länder im Benehmen mit dem Bundesminister für Ernährung,
Landwirtschaft und Forsten die Gervichtsfeststellungen bis zu
dem Umfang einschränken, der die Erzielung zuverlässiger Er-
gebnisse noch gewährleistet.

§ 5 bestimmt den Kreis der Auskunftspflichtigen uncl den Um-
fang ihrer Yerpflichtungen.

§ 6: Der vorliegencle Gesetzentrvurf enthäIt ein Mindestpro-
gramm, das nur die zur Ze\L als notwendig anerhannten Dauer-
erhebungen nach § 6 Abs. 1 StatGes anordnet. § 6 soll klar-
stellen, daß di'e Bundesregierung neben den Erhebungen nach
diesem Gesetz berechtigt ist, ergänzende Erhebungen durch
Rechtsverordnung nach § 6 Äbs.2 StatGös anzuordnen, wenn die
besonderen Voraussetzungen der genannten Ermächtigungsvor-
schri{t erfüIlt sind. Zur Zeit sind zrvar solche ergänzenden Erhe-
bungen nicht in Aussicht genommen. Die vorsorgliche Klarstel-
lung der Rechtslage durch eine besondere Vorschrift ist jedoch
notrvendig, rveil der Bundesrat in seinör 185. Sitzung am 29. No-
vember 1957 bei Behandlung der Verordnung über Nachprüfung
der Viehzählung (BR-Drucks. Nr. 303/57) im Zusammenhang mit
dem Viehzählungsgesetz vom 18. Juni 1956 (BGBI. I S.522) die
Anordnung ergänzender Erhebungen auf Grund von § 6 Abs.2
StatGes Iür unzulässig gehalten hat. Entsprechende Vorschrif-
ten über eine Ermächtigung der Bundesregierung zum ErIaß er-
gänzender Rechtsverordnungen sind bereits in das Gesetz über
Bodennutzungserhebung und Ernteberichterstattung vom 3.De-
zember 1958 (BGBI. I S.895) und in das Gesetz zur Anderung
des Viehzählungsgesetzes vom 3. Dezember 1958 (BGBI. I
S. 897) aufgenommen rvorden.

III. Kosten

Die Schlachtgewichtsstatistik gehört seit langem zum laufen-
den Arbeitsprogramm des Statistischen Bundesamtes und der
Statistischen Landesämter. Die l\fiitel sind desha]b in den Haus-
halien von Bund und Ländern bereits enthalten. Zusätzliche
Haushaltsmittel rverclen nicht benötigt.

Verordnung über eine Milchstatistik

Yom22.Dezember 19599

Auf Grund des § 6 Abs.2 des Gesetzes über die Statistili für c) die Zahl der Kühe und der unter drei Monate alten
Bundeszrvecl<e vom 3. September 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 1314) Kälber,
verordnei die Bundesregierung mit Zustimmung des Bundesrates: 2. monatlich die Anlieferung von Kuhmilch bei ilen l\{ilch-

§ 1 sammelstellen oder 1\Iolkereien'

über die Erzeugung und Verwenclung von Kuhmilch rverden (2) Die Schätzungen erfassen monatlich

Erhebungen und Schätzungen als Bundesstatistih durchgeführt. 1. die Erzeugung von Kuhmilch,
' 

§ 2 2. die Yerwendung von Kuhmilch durch die Erzeuger.

(1) Die Erhebungen erfassen

1. an einem Tag jeilen I\{onats § 3

a) die Erzeugung von I(uhmilch,

b) die Verwendung von Kuhmilch durch die Erzcuger,

Die Erhebungen nach § 2 Abs.'l Nr. 1 rverden repräsentativ
du'rchgeführt. Der Auswahlsatz beirägt im Bundesdurchschnitt
bis zu 1 r.om Hundeit, der Betriebe, in denen.Kühe gehalten
werden
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§4
(1) Auskunftspflichtig sind

1. für die Erhebungen nach § 2 Abs.1 Nr.1 die I(uhhalier,
für Erhebungen nach § 2 Abs. 1 Nr. 2 die Leitel der

Milchsammelsiellen und der Molkereien,

2. für die Angaben, die den Schätzungen nach § 2 Abs.2
zugrunde gelegt werden, die Geschäftsführer der Kon-
trollverbände für Milchleist'ungsprüfungen'

(2) Die mit der Durchführung dieser Yerordnung betrauten
SteIIen können verlangen, daß ihnen die Angaben schriftlich
eingereicht. werden. 

s b

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten Überleitungs-
gesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S.1) in Verbin-

dung
auch

Gesetz über eine Fisdrereistatistik

Yom 21. Juli 19601)

mit § 17 des Gesetzes über die Statistik für Bundeszrveckc
im Land Berlin.

§6
Diese Verordnung triit am 1. Januar 1960 in IIraft und am

31. Dezember 1962 außer Kraft'

Bonn, den 22. Dezember 1959.

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers
Luclwig Et'"hard

Der Bundesminister für Ernährung,
Landrvirtschaft und Forsten

Schw arz
I

Der Bundesiag hat mit Zustimmung des Bundesrates das fol-
gende Gesetz beschlossen:

§1
Über die Hochsee- und Küstenfrscherei sorvie über die Fische-

rei im Bodensee wird eine Bundesstatisiik (Fischereisiatistik)
durchgeführt.

§2
(1) Bei Anlandungen deutscher Hochseelischereifahrzeuge

innerhalb des Geltungsbereichs dieses Gesetzes *'erden für jede
Fangreise erlaßt

1. Fangfahrzeug,

2. Fanggerät,

3. Fangreise,

4. Fanggebiet,

. 5. Fangergebnis,

6. Absatzart,

7. Art der Verarbeitung an Bord.

(2) Äuskunftspflichtig sind

1. für die Sachverhalte nach Absatz I Nr. I bis 4 und 7

die Leiter der Fischereibetriebe,

2. für die Sachverhalte nach Absatz 1 Nr.5 und 6

a) die Leiter der Seefischmarktverrvaltungen bei Än-
landungen auf Seefischmärkten,

b) im übrigen die Leiter der Fischereibetriebe.

§3
(1) Bei Anlandungen deutscher Küstenfischereifahrzeuge

innerhalb des Geltungsbereichs dieses Gesetzes werden monat-
Iich die in § 2 Abs. 1 Nr.4 bis 6 bezeichneten Sachverhalte so-

wie das Anlandegebiet erfaßt.

(2) Auskunftspflichtig sind

1. für den Sachverhalt nach § 2 Abs. l Nr.4 und für das
Anlandegebiei die Leiter der Fischereibetriebe,

2. für die Sachverhalte nach § 2 Abs. 1 Nr. 5 und 6
a) die Leiter der Seefischmarktverwaltungen bei An-

landungen auf ,Seefischmärkten,

b) die Leiter der Fischverwertungsgenossenschaften,
tr'ischgroßhandlungen und Fischverarbeitungsbetnebe
für die unmittelbar an diese abgegebenen Fang-
ergebnisse,

c) im übrigen die Leiter der Fischereibetriebe.

§4
(1) Bei Anlandungen deuischer'Hochsee- oder Küstenfischerei-

fahrzeuge außerhalb des Geltungsbereichs- dieses _Gesetzes 
s'er-

den monatlich die in § 2 Abs. 1 Nr. 1 und 3 bis 5 bezeichneten

Sachverhalte sowie dei Anlandun'$sort erfaßt.

(2) Auskunftspflichtig sind die Leiter der Fischereibetriebe.

§5
(l) Bei Anlandungen ausländischer Hochsee- oder Küsten-

fischereifahrzcuge unmiitelbar Yom Fangplatz aus im Geltungs-
bereich dieses 

-Gesetzes 
werden, monatlich die in § 2 Abs. 1

Nr.1, 5 und 6 bezeichneten Sachverhalte erfaßt'

(2) Äuskunftspflichtig sind

1. die Leiier der Seefischmarktverwaltungen bei Anlan-
dungen auf Seefischmärkten,

2. im übrigen die Abnehmdr der Fangergebnisse.

§6
(1) Bei Anlandungen von Fangergebnissen der Bodenseelische-

rei im Geltungsbereich dieses Gösetzes werden monatlich die in

§ 2 Abs. 1 Nr.4 und 5 bezeichneten Sachverhalte erfaßt.

(2) Auskunftspflichtig sind

l. die Leiter der I'ischverwertungsgenossenschaften und
Fischhandlungen für die unmittelbar an diese abgegebe-
nen Fangergebnisse, ll

2. im übrigen die Leiter der Fischereibetriebe.

§7
flie Fischereistatistik wird vom Statistischen Bundesamt er-

hoben und au{bereitet.

§'8
(1) In den Ländern Baden-Württemberg, Bayern, Bremen,

I{amburg, Niedersachsen und.Schlesrvig-Holstein sind Erhe-
bungsstellen durch die Landesr'egierungen zu bestimmen, sorveit
der Bundesminister Iür Ernährüng, Landwirtschaft und Forsten
nicht Bundesbehörden mit den Erhebungen beauftragt. Juristische
Personen des bürgerlichen Rechts können zu Erhebungsstellen
bestimmt rverden, wenn diese sich hierzu bereit erklären; sie
unterliegen insoweit der staatlichen Aufsicht.

(2) Die Erhebungsstelle., hf,be, für rechtzeitige und voll-
ständige Abgabe der Meldungen zu sorgeir, die eingegangenen
Meldungen 'auf Richtigkeit und Vollständigkeit zu prüfen und,
wenn nötig, ihre Ergänzung und Berichtigung zu veranlassen.) BCBI. I S.589.
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§e
Die Befugnis der Bundesregierung, Rechtsverordnungen nach

§ 6 Abs. 2 des Gesetzes über die Statistik frir Bundeszwecke vom
3. September 1953 (Bundesgesetzbl. I S.1314) zu erlassen, bleibt
unberührt.

§10
Dieses Gesetz gilt nach NIaßgabe des § 13 Abs. 1 des Dritten

überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S.1)
auch im Land Berlin. Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses
Gesetzes erlassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des
Dritten Überleitungsgesetzes.

§ 11

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. Oktober 1960 in Kraft.

(2) Gleichzeitig treten außer Kraft
L das Gesetz.über die Statisiik der Fischereifangergeb-
, nisse vom 6. Juli 1938 (Reichsgesetzbl. I S.798),

2. die Erste Verordnung zur Durchführung und Ergänzung
des Gesetzes über die Statistik der Fischereifangergeb-
nisse vom 15. Juli 1938 (Reiclisgeseizbl. I S.997),

3. clie Auslührungsanordnung zur Ersten Verordnung zur
Durchführung und Ergänzung des Gesetzes über die
Statistik der Fischereifangergebnisse vom 30. Januar.
1950 (Bundesanzeiger Nr.33 vom 16. Februar 1950),

4. die Ausführungsbestimmungen und Ausführungsanwei-
sungen zu der Ersten Yeroidnung zur Durchführung
und Ergänzung des Gesetzes über die Statistik der
Fischereifangergebnisse.

Das vorstehende Gesetz rvird hiermit verkündet.

Bonn, rlen 21. J'illi 1960.

Der Bundespräsident
. Lübke

Für den Bundeskanzler
De r Bundesminister f ür Verkehr

Seebohm

Der Bundesminister für Ernährung,
Landrvirtschaf t und Forsten

Schwarz

Begründungr)

I. Allgemeines

Die Fischereistatistik erfaßt die wichtigsten Betriebsergeb-
nisse der 'Hochsee- und Küstenfischerei sowie der Bodensee-
fischerei. Sie wird bereits seit 1906 clurchgeführt. Als Rechts-
grundlagen bestehen z.Z. d,as Gesetz über die Statistik der
Fischereifangergebnisse vom 6. JuIi 1938 (RGBI. I S.798) und
die Erste Verordnung zur Durchführung und Ergänzung des Ge-
setzes über die Statistik der Fischereifangergebnisse vom 15. Juli
1938 (RGBI. I S. 997). Auf Grund dieser Yerordnung sind fol-
gende Vorschriften erlassen worden:

Erste Ausführungsanweisung vom 2. Dezember 1938
(Reichsanzeiger Nr. 282 vom 3. Dezember 1938);
Zrveite Ausführungsanrveisung vom 14. Januar 1939
(Reichsanzeiger Nr.25 vom 30. Januar 1939);
Dritte Ausführungsanrveisung vom 17. März 1941 (Reichs-
anz-eiger Nr. 65 vom 18. März 1941);

Aus f ührungsbestimmungen

vom 27. Jautar 1939 (Reichsanzeiger Nr. 25 vom
30. Januar 1939),

vom 6. Juli 1939 (Reichsanzeiger Nr.163 vom 18. JuIi
1939),

r-om 19. November 1940 (Reichsanzeiger Nr. 275 vom
22. November 1940);
Ausfülirungsanordnung vom 30. Januar 1950 (Bundesan-
zeiger Nr.33 vom 16. Februar 1950).

Diese Yorschriften sind teilweise aufgehoben oder durch
neuere Regelungen eisetz.t worden. Ein TeiI der dort vorgesehe-
nen Erhebungen, insbesondere die Erhebungen über die Binnen-
fischerei - mit Ausnahme der Bodenseefischerei -, rvird nicht
mehr als Bundesstatistik durchgeführt. Soweit die Bestimmun-
gen noch fortgelten, entsprechen sie in mancher Hinsiclit nicht
mehr den heutigen staatsrechtlichen Anschauungen. Es ist da-
her erforderlich, die Rechtsgrundlagen für die Fischereistatistik
zu erneuern und dabei an das System des StatGes anzupassen.

Die Staiisiik soll, abgesehen von einigen Vereinfachungen,
im derzeitigen Umlang weitergeführt rverden. Ihre Notwendig-
keit ergibt sich aus der Bedeutung der Fischwirtschaft in der
Gesamtwirtschaft der Bundesrepublik und insbesondere der
Küstenländer. Unter den Fischereinationen steht die Bundes-
republih in der lMelt an 9., in Europa an 3. SteIIe. Die inter-
nationale Fischereientrvicklung ist gekennzeichnet durch eine

1) Bundgstagsdrud<sache Nr.1526 vom 16. Februar 1960 (siehe Vorbemer-
kung auf S. t56 oben).

laufende Ausrveitung der Fanggebiete in den JMeltmeeren. Hier-
aus ergibt sich eine ständig zunehmende internationale Yerflech-
tung der Belange aller Fischereinationen.

Die Fischereistatistik auf dem Gebiei der Seefischerei hat
demzufolge die Äufgabe, für folgende Zweche Ifnierlagen zu
liefern:

1. 1\{aßnahmen auf Grund des Fischgesetzes vom 31. August
1955 (BGBI. I S.567), insbesondere Versorgungsplan,
Liefervereinbarungen, Einfuhrbeschränkungen,

2. meeresbiologische Forschung über die Erschließung und
Nutzung lohnender Fanggebiete,

3. fnteressenabstimmung im iniernationalen Bereich,

4. Rationalisierung zur Sicherung der internationalen Wett-
bewerbsfähigkeit.

Für die unter Nr. 1 bis 3 angegebenen Zwecke ist die monat-
liche Feststellung der Anlandungen notwendig. Da die Fischerei
überwiegend von unberechenbaren Naturfaktoren abhängig ist
(2. B. lVitierung, rvechselnde Standorte und Größe der Fisch-
schwärme), kann weder auf Grund zurückliegender Erfahrungen
noch durch die jeweilige Einsatzplanung der Fischereiboote ein
Überblick über die zu errvartenden Anlandungen gewonnen wer-
den. Für den angestrebten jahreszeiilichen Mengenausgleich und
die n[ar'ktstützung im Rahmen des Fischgesetzes, durch welche
diese Unsicherheiten und Schwierigkeiten ausgeglichen werden
soIIen, sind daher kurzfristige Regulierungen notwendig. Sie
sind nur möglich, wenn ein genauer überblick über die jeweils
zur \rerfügung stehenden Gesamtfänge besteht.

Monatliche Erhebungsergebnisse werden außerdem für ver-
schiedene internationale Organisationen benötigt, an denen die
Bundesrepublik beteiligt ist (2. B. Internationales Übereinkom-
men über die Fischerei im Nordwestatlantik, Internationaler Rat
für Meeresforschung). Sie dienen dort als Grundlage für Ent;
scheidungen über Maßnahmen zur Erhaltung der Fischbestände

Für die Bodenseefischerei bestehen internationale Verpflich-
tungen für gemeinsame Fischereiförderungsmaßnahmen auf
Grund der ,übereinkunft zwischen Baden, Bayern, Liect'ten-
stein, Österreich, der Schweiz und Württemberg betreffend die
Anwendung gleichariiger Bestimmungen für die Fischerei im
Bodensee vom 5. JuIi 1893 - Bregenzer Abkommen -* (ver-
öffentlicht im Badischen Gesetz- und Verordnungsbl. 1891
S.135). Für die Durchführung dieser FörderungsmaßnahÄen ist
eine monatliche Fischereistatistik unerläßlich. Sie wird daher seit
Jahrzehnten in allen Anliegerstaaten durchgeführt.
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II. Im einzelnen
's 1

gibt den allgemeinen Gegenstand der Statistih an

Zu§§2bisG

Die §§ 2 und 3 behandeln clie Erfzissung der Anländungen der

Hochsee- und Küstenfischerei im Bundesgebiet, rvährend § 4 ent-
sprechende Bestimmungen für die Auslandsanlandungen deut-
scher Fahrzeuge enihäIt. In § 5 rvercien die Meldungen der aus-

Iändischen Seefischereifahrzeuge über die.Anlandungen im
Bundesgebiet geregelt. § 6 betrifft die Erfassung der Bodensee-
fischerei. In allen Paragraphen ist der Umfang der Fischerei-
statistik durch Angabe der zu erlassenden Tatbestände abge-
qrenzt und jeweils der Kreis der Aushunftspflichtigen fesigelegt.

Zu$7
Die Fischereistatistik wird aus sachlichen und methodischen

Gründen zweckmäßig zentral aufbereitet. Eine Zwischenauibe-
reitung in den betroffenen Ländern wäre bei der geringen'.Zahl
der Erhebungsstellen je Land wenig rationell. Daher wird die
Fischeieistaiistil< bereits seit ihrer Einführung im Jahre 1906

zentral durchgeführt. Diese Art der Durchführung soll beibehal-
ten rverden.

zu§8
Zur Yereinfachung des Erhebungsverfahrens sollen die Er-

hebungen dolt, rvo, die Anlandungen über zentrale Absatzein-
richtungen (2. B. Seefischmarktgesellschaften, Fischereigenossen-
schaften) verkauft werden oder sonstige örtliche Stellen für die
Erfassung der Fänge zur Verfügung stehen, auch künftig durch
sogenannte Erhebungsstellen erfolgen. Dieses Verfahren hat sich
bereits seit Iangem beu.ährt. Die für die zentrale Erfassung der

Fangergebnisse geeigneten örtlichen Stelleu können mit ihrer
Zustlmmung vom Bundesminister für Ernährung, Landrvirischaft
und Forsten durch Rechtsverordnung zu Erhebungsstellen be-

stimmt lverden.

Zu§9 1l

Der vorliegende Gesetzentwurf enthäIt ein Mindestprograrnm,
das nur die z.Z. als notrvendig anerkannten Dauererhebungen
nach § 6 Abs.1 StatGes anordnet." § 9 soll klarstellen, daß die
Rundesregierung neben den Erhebungen nach diesem Gesetz be-
rechtigt ist, ergänzende Erhebungen durch Rechtsverordnung
nach § 6 Abs.2 StatGes anzuordnen, wenn die besonderen Vor-
aussetzungen,der genannten Ermächtigungsvorschrift erfüllt
sind. Zur Zeit-sind zwar solche ErhebunEen nicht in Äussich[
genommen. Die vorsorgliche Klar§tellung äer Rechislage durch
eine besondere Vorschrift ist jedoch notwendig, weil der Bun-
desrat in seiner 185. Sitzung am 29. November 1957 bei Behand-
lung der Yerordnung über Nachprüfungen der Viehzähr.ung
(BR-Drucks. Nr.303/57) im Zusammenhang mit dem Viehzäh-
lüngsgesetz vom 18. Juni 1956 (BGBI. I S.592) die Anordnung
ergänzender Erhebungen auf Grund von § 6 Abs.2 StatGes für
unzulässig gehalten hat. Entsprechende Vorschriften über eine
Ermüchtigung der Bundesregierung zum Erlaß ergänzender
Rechtsverordnungen sind bereits' in das Gesetz über Boden-
nutzungserhebung und Ernteberichterstattung vom 3.Dezember
1958 (BGBL I S. 895) und in das Gesetz zur Anderung des

Viehzählungsgesetzes vom 3. Dezember 1958 (BGBL I S. 897)
anfgenommen worden.

III. Kosten

Die Fischereistatistik gehöri seit langem zum laufenden Ar-
beitsprogramm des Statistischen,,Bundesamtes. Die Mittel sind
deshalb.im Haushalt bereits enthalten. Zusätzliche Haushalts-
mittel werden nicht benötigi.

I
,t
r!

Auszugsweiser Abdruck :

Gesetz über Maßnahmen auf dem Gebiete der Weinwirtschaft

Vom 29. August .1961r)

§4 §6
Meldepflicht

(1) \{reinbaubetriebe uncl Betriebe, die gewerbsmäßig lMein
be- oder verarbeiten, Iagern oder handeln, einschließIich der
Betriebe von''\Minzergenossenschaften, siird verpflichtet, zu fest-
zusetzenden Stichtagen ihre Bestände an Traubenmaische, Trau-
benmost mit Ausnahme von Traubensaf! der zum unmittelbaren
Genuß bestimmt ist, sorvie Wein in- und ausländischer Erzeugung
zu melden. Dies gilt nicht für Gaststätten und Einzelhandels-
betriebe, sofern sie keinen eigenen Kellereibetrieb haben.

(2) Der Bundesminister für Ernährung, Landrvirtschaft und
Forsten (Bundesminister) bestimmt durch Rechtsverordnung mit
Zustimmung des Bundesrates, welchen Stellen, zu welchen Ter-
minen, mit welchem Inhalt und in welcher'Form die Meldungen
nach Absatz 1 zu erstatten sind, ferner, von welchen Stellen und
jn welcher Weise die Meldungen auszuwerten sind.

.§5
Bestands- und Einfuhrübersicht

Der Bundesminister stellt im Dezember jedes Jahres fest,
welche Mengen an Wein inländischer Erzeugung zur Ver-
fügung stehen und welche Mengen an Auslandsweinen unter
Berücksichtigung zwischenstaatlicher Vrerpflichtungen für das
folgende Kalenderjahr eingeführt werden können. Der Stabili-
sierungsfonds für Wein ist anzuhören.

Auskunftspflicht

(1)' Soweit es erforderlich ist, um die ErfüIlung der Melde-
pflicht nach § 4 zu überwachen, hönnen die von der Landes-
regierung bestimmten Behörden

1. von den melilepflichtig"rli B"t"i"b"n Auskunfi über die
meldepflichtigen Tatbestände verlangenl

2. bei den meldepflichtigen Betrieben innerhalb der üblichen
Geschäftszeiten die schriftlichen Unterlagen einsehen und
prüfen.

(2) Die Inhaber der Betriebe oder deren Vertreter sind ver-
pflichtet, die verlangten Aushünfte zu erteilen, die Geschäfts-
unterlagen vorzulegen und ihre.Prüfung sorvie das Betreten von
Geschäftsräumen und Grundstüchen zu dulden.

(3) Verwaltungsangehörige, die von der zuständigen Behörde
beauftragt worden sind, Auskünfte zu verlangen, geschäftliche
IJnterlagen einzusehen oder zu prüfen, dürfen die Räume und
Grundstücke der Betriebe betreten. Das Grundrecht auf l]nver-
Ietzlichkeit der Wohnung (Ärtikel 13 des Grundgesetzes) wird
insorveit eiirgeschränkt.

(4) Der zur Erteilung einer Äuskunft Verpflichiete kann die
Auskunft auf solche Fragen verweigern, deren Beantrvortung
ihn selbst oder einen der in § 383 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 der Zivil-
prozeßordnung bezeichneten Angehörigen der Gefahr strafrecht-
Iicher Verfolgung oder eines Verfahrens nach dem Gesetz über
Ordnungswidrigkeiten aussetzen würde.

ll

1) BGBl..t S. 1522.

_190_

\



§7
, Geheimhaltungspflicht

- (1) Die mit der Entgegennahme und Auswertung von MeI-
_dylq."-nach §4 und mit der überwachung der'Eriüllung der
I\[eldepflichten rach § 6 beauftragten Verivaltungsangehö"rigen
dürfen frernde Geschäfts- und Betrlebsgeheimnisse, dielhnen-bei
ihrer Täiigkeit auf Grund dieses Gesetzes bekanntgeworden
sind, nicht unbefugt ofrenbaren oder vervl,erten, auch 

-wenn 
sie

nicht mehr im Dienst sind oder wenn ihre Tätigkeii beendet ist.
Dies gilt auch für andere Personen, die durcli dienstliche Be-

Der Rat der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
-gestüizt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen

Wirtschaftsgemeinschalt, insbesondere auf Artikel 43;
auf Vorschlag der Kommission;
nach Änhörung des Europäischen Parlaments;
in Erwägung nachstehender Griinde:

Mit dem Funktionieren und der Entrvicklung des Gemeinsamen
Marktes für lanclwirtschaftliche Erzeugnisse muß die Gestaltung
einer gemeinsamen Agrarpolitik Hand in Hand gehen, die vor
allem eine gemeinsame Organisation der Agrarmärkte für die
einzelnen Erzeugnisse umfassen mul,l.

Die von den einzelnen Mitgliedstaaien in ihrem Staatsgebiet
verfolgte Weinpolitik ist jeweils sehr unterschiedlich; unabhängig
von der einEeschlagenen Politik sind ständige überschüsse die
Ursache für ernsthafte Schrvierigkeiten in der Weinwirtschaft
bestimmter Erzeugerländer.

Der Erlös aus der lVeinerzeugung bildet einen rvesentlichen
Bestandteil des landrvirtschaftlichen Einkommens; die gemein-
same 1\'Iarhtorganisation muß durch Anpassung der Yersorgung
an den Bedarf auf eine Stabilisierung der Märkte und der Preise
abzielen, wobei insbesondere von einer Poliiik der Qualitäts-
förderung auszugehen isi.

Damit die zur Durchführung dieser Anpassung erforderlichen
Maßnahmen getroffen rverden können, sind die I(enntnis der
Produhtionsmöglichkeiten und eine jährliche Schätzung des Um-
Iangs der verfügbaren Traubenmost- und \Meinmengen erforder-
lich.

Die Einrichtung und Führung eines lMeinbaukatasters, die
Einfrihrung einer Pflicht zur Meldung der Ernteerträge und
Bestände sorvie die Aufstellung einer jährlichen Vorbilanz sollen
die fiir die Marktkenntnis unerläßlichen statistischen Angaben
erbringen.

Die Einzeiheiten zur Durchführung dieser }Iaßnahmen sind so
festzulegen, daß die Ängaben innerhalb der Gemeinschaft mit-
einander vergleichba,r sind, rvobei die besonderen Gegebenheiten
in jedem Mitgliedstaat zu berücksichtigen sind.

Es entspricht der Politik der Qualitätsförderung, daß die
Merkmale festgelegt werden, die ein Qualitätswein bestimmter.
Anbaugebiete au{rveisen muß.

Um die Durchführung der in Aussicht genommenen Maßnahmen
zu erleichtern, ist ein Verfahren vorzusehen, durch das im Rah-
men eines Verrvaltungsausschnsses eine enge Zusammenarbeit
zrvischen den Mitgliedstaaten und der I(ommission herbeigeführt
rvird. 

-hat folgende Verordnung erlassen:

Artikel I
Die Mitgliedstaaten richten bis zum 30. Juni 1963 ein Weinbau-

kataster ein, das auf dem Iaufendeh gehalten rvird.
Dieses Kataster beruht auf der allgemeinen Erfassung des

\Yeinbaugebiets und enthält mindestens fo'Igende Angaben:
a) die gesamte bepflanzie Rebfläche,

b) die bepflanzte Rebfläclie nach Art der Erzeugung,

r) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 30 S.989i62 und BGBI.
It s. 758.

richterstattung von den in Satz 1 bezeichneten Tatsachen Kennt-
nis erhalten.

(2) Die durch Auskünfte und Maßnahmen nach § 6 erlangten
Kenntnisse und- IJnterlagen dürfen nicht für ein Eesteueruigs-
verfahren einschl. eines Steuerstrafverfahrens oder ein Verfih-
ren wegen Devisenzurviderhandlungen verwendet,rverden. Die
Vorschrifien der r§§ 775, 179, 188 Abs. 1 und des § 18g der
Reichsabgabenordnung vom 22. i\Iai 1931 (Reichsgesetzbl. I
S.186) über Beistands- und Anzeigepflichten gegeiübe, de.,
Finanzämtern gelten insorveit nicht.

Verordnung Nr. 24
über die schrittweise Errichtung einer gemeinsamen Marktorganisation für Weinl)

c) die Bewirtschaftungsform der Betriebe,
d) die Aufteilung der Weinbaubetriebe nach der Anbaufläche,
e) die Aufteilung der Rebflächen nach dem Alter der Reb-

stöcke, r

f) die Rebsorten nach Anbaujahren.

Artikel2
1. Jedes Jahr, zum ersten Mal im Jahre 1962, melden

a) die Träubenmost- und \trtreinerzeuger die von ihnen in dem
betreffenden Jahr erzeugten Mengen;

b) die Traubenmost- und lMeinerzeuger sorvie der Handel, mit
Ausnahme des Einzelhandels, ihre Most- und Weinbestände,
gleichviel ob diese aus d.er Ernte des laufenden Jahres
oder aus vorangegangenen Ernten stammen. Aus dritten
Ländern eingeführte Traubenmoste und Weine sind ge-
sondert anzugeben.

2. Soweit die Entwicklung där gemeinsamen \Meinpolitik nicht
erfordert, daß die Bestandsmeldungen vor der Ernte zu einem
Zeitpunkt abgegeben werden, der nach dem Verfahren des
Ariikels 7 festzulegen ist, werden die Ernte- und die Bestands-
meldungen gleichzeitig bis zum 31. Dezember in jedem Mitglied-

' staat abgegeben.

3. Diese Bestimmung schließt nicht aus, daß Mitgliedstaaten
zwei verschiedene Zeitpunkte für die Bestands- und die Erhte-
meldungen beibehalten, sofern die Yerrvendung der Angaben
durch die Gemeinschaft auf Grund einer entsprechenden Ergän-
zung rveiterhin möglich bleibt.

Artikel 3

Zu Beginn jedes Jahres stellt die Kommission eine Yorbilanz.
zur Feststellung der verfügbaren Mengen und zur Schätzung
des Bedarfs der Gemeinschaft auf, wobei auch die voraussichi-
Iichen Itrin- und Ausfuhren aus und. nach dritten Ländern zu
berticksichtigen sind.

Artikel4
1. Der Rat erläßt bis zum 31. Dezember 1962 nach dem Ver-

fahrcn des Artikels 43 Absatz (2) des Yertrags eine Gemein-
schaftsregelung für Quaiitätsrveine bestimmter Anbaugebiete.

2. Diese Gemeinschaftsregelung, die den herkömmlichen Pro-
duktionsbedingungen Rechnung zu tragen hat, sotveit diese die
Politik der Qualitätsförderung und die Yerwirklichung des Ge-
meinsamen Markies nicht beeinträchtigen, stüizt sich auf fo,I-
gende Gesichtspunkte:

a) Abgrenzung des Anbaugebiets,

b) Rebsorten,

c) Anbaumethoden,

d) Methoden der trVeinbereitung,

e) natürlicher Mindestalkoholgehalt,'
f ) Hehtarertrag,
g) Untersuchung und Bewertung der organoleptischen 1\[erk-

male.

-191-



I

3. Neben diesen Gesichtspunkten hönnen die Mitgliedstaaten
unter Berücksichtigung der ständigen .und der Verkehrssitte

entsprechenden Gepflogenheiten zusiiizliche Produktionsbedin-
grr.g"r, und Merknrale für Qualitätsrveine bestimmter Anbau-

gebiete festlegen.

Artikel 5

Die Einzelheiten der Anwendung der Artikel 1, 2 und 3 rver-

den nach dem Verfahren des Artikels 7 innerhalb von sechs

Ilonaten nach Inkrafttreten dieser Verordnung festgelegt' 
,

Artikel 6

1. Es rvird ein Yerwaltungsausschuß für Wein - im folgen-

rlen ,Ausschuß« genannt - aus Vertretern der l\Iitgliedstaaten
unter dem Yorsiti eines Vertreters der Kommission eingesetzt'

2. In diesem Ausschuß werden die Stimmen der Mitglied-
staaten nach Artikel 148 Absat'z (2) des Vertrags gervogen'

Der Vorsitzende nimmt an der Abstimmung nicht teil.

drtikel 7

1. Sehen tlie Bestimmungen dieser Verordnung ausdrücklich

die Anwendung des in diesem Artikel festgelegten Verfahrens

vor, so befaßt"iler Vorsitzende entweder von sich aus oder aul

A.i"ug des Yertreters eines Mitgliedstaates den Ausschuß'

2. Der Vertreter der I(ommission unterbreitet einen Entwurf
der zu treffenden Maßnahmen. Der Ausschuß nimmt zu 'diesen

Maßnahmen innerhalb einer Frist, die der Vorsitzende ent-

sprechenrl der Dringlichkeit der zu prüfenden !'ragen bestimmen

hann, Stellung. Die Stellungnahme kommt mit einer l\{ehrheit

von zwöIf Stimmen zustande.

3. Die Kommission erläßt Maßnahmen, die sofort anwendbar

sind. Entsprechen jedoch diese Mallnahmen nicht der Stellung-
nahme deJAusschusses, so vt'erden sie dem Rat von der Kommiö-

sion alsbald mitgeteilt; in diesem FalI kann die I(ommission die

t\nwendung d"""uon ihr beschlossdnen l\{aßnahmen binnen einer
Frist von höclisiens einem I\fonat nach dieser Mitteilung auf-
schieben.

Der Rat kann mit' qualifizierter N{ehrheit binnen einer Frist
von einem trfonat anders entscheiden. r

Ariikel 8

Der Ausschuß kann jede andere Frage prüfen, die ihm der

Vorsitzende von sich aus oder au{ Antrag des Vertreters eines

1\Iitgliedstaates vorlegt.
Ärtik'el 9

Am Ende der Überga,ngszeit beschließt der Rat mit clualifi-
zierter Mehrheit auf Yorschlag der Kommission unter Berück-
sichtigung der errvorbenen Erfahrungen über die Äufrechterhal-
tung oder Anderung der Bestimmungen des Artikels 7.

Diese \rerordnung ist iu allen ihren Teilen verbindlich und
gilt unmiitelbar in jedem Mitgliedstaat.

Geschehen zu Brüssel am 4. April 1962.

Im Namen des Rates
Der Präsident

M.COUVE de I\IURVILLE

Verbrdnung über eine Holzstatistik
Iy'om22.Dezember 1959r)

Auf Grund des § 6 Abs. 2 des Gesetzes über die Siatistik für
Bundeszwecke vom 3. September 1953 (Bundesgesetzbl' I S' 1314)

verordnet die l3undesregierung mit Zustimmung des Bundesrates:

§1
Über tlie Erzeugung und Yorratshaltung an Rohholz und an

Erzeugnissen der 
- HöIzbearbeitung wird eine Bundesstatisiik

durchgeführt. -s 2

Die Statistik erfalJt vierteljährlich

1. den Einschlag und die Veräußerung von Rohholz,

2. die Bestände und Bestandsveränderungen an Rohholz und

an Erzeugnissen der Holzbearbeitung,

3. die Bestände, Verladungen und Bestandsveränderungen an

Gruben- und Schichtnutzderbholz.

§3
Auskunftspfl ichtig sind

1. für die Erhebungen nach § 2 Nr. 1 die Leiter der Be-
triebe, die Rohholz' erzeugen, in den Ländern Hessen,

Niedersachsen, Nordrhein:IMestfalen, Rheinland-Pfalz,
Saarland und Schlesrvig-Holstein nur, lvenn die bewirt-
schaftete Waldfläche mindestens 50 Hektar beirägt,

,2. fiir die Erhebrurgen nach § 2 Nr. 2 die Leiter der Be-
triebe, die Holz bearbeiten,

247 5.1. _ !) BCBil. I S.245,

3. für die Erhebungen nachll § 2 Nr. 3 die Leiter der Be-
triebe, die Grubeir- oder Schichtnutztlerbholz zu gerverb-
Iichen Zrveclien errverben, veräußern oder vorrätig halten.

§4
Die zuständige Landesbehdrde Ieitet die Landesergebnisse

dem Bundesminister für Ernährung, Landrvirtschalt und For-
sten zu' 

. 
§" u

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten Überleitungs-
gesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S.1) in Verbin-
dung mit § 17 des Gesetzes übe-r die Statistik für Bundeszwecke
auch im Land Berlin.

§6
Diese Verordnung iritt am 1' Januar 1960 in Kraft und am

31. Dezember 1962 außer Krafi.

Bonn, den 22. Dezember 1959.

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers
Ludrvi,g Erhard

Der Bundesminister für Ernährung,
Landrvirtschaf t und Forsten

Schwarz

4. im vierten Erhebungsjahr auf den Einzelhandel sowie das
Gaststätten- und Beherbergungsgewerbe.

Gesetz über Kostenstrukturstatistik (KoStrukStatG)
Vom 12.Mai 19592)

Der Bundesiag hat das folgende Gesetz beschlossen: f. im ersten Erhebun§sjahr_auf die Industrie (einschließIich
Elehtrizitäts-, Gas- und Wasserverso,rgung) und das Hand-

§ I werk;
2. im zrveiten Erhebungsjlhr auf das Verkehrsgewerbe und

In der gewerblichen Wirtschaft sorvie bei sonstigen Arbeits'- die- übrigen unter rlen Nummern 1, 3 und'4 nicht genannten

stätten (äii Arsnahme der land- und forstrvir-tschafilichen Arbeitsstätten;

Arbeitsstitten) rverden beginnend mit dem Jahre 1959 (1. Er- 3. im dritten Erhebungsjahr auf den Größhandel (einschließ-
hebungsjahr) (jährlich Kostenstrukturerhebungen als Bundes- Iich Verlagsr.vesen) sorvie das Handelsvertreter- und Han-
statistil< durchgeführt. Die Erhebungen erstrecken sich delsmaklergewerbe;
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In den folgenden Jahren wiederholen sich die Erhebungen bei
den unter den Nummern 1 bis 4 bez-eichneten Bereichen in der
gleichen Reihenfolge.

§2
Der Bundesminister für Wirtschaft kann zum Zweck einer

zeitlichen Änpassung der Kostenstrukturerhebungen an andere
st,atistische Erhebungen durch Rechtsverordnung die Reihenfolge
der Erh'ebungen bei den vier in § 1 bezeichneten Bereichen ab-
ändern.

,, , §3
(1) Die Kosienstrukturerhebungen nach § 1 erfassen folgende

Tatbcsiände:

1. den Wert ;

,a) des steuerlichen und wirtschaftlichen lJmsatzes,

.b) des'Warenbestandes,

c) der selbst erstellten Anlagen;

2. den Weri des \Mareneingangs;

3. die Kosten, untergliedert nach Kostenarten;

4.'die beschäftigten Personen.

12) nei Gruppen von UnterneÄmen und sonstigen Arbeits-
stätten, bei denen ihrer Art nach die unter Absatz I bezeich-
neten Tatbestände zur Beurteilung des Kostengefüges nicht aus-
reichen, werden zusätzlich Posten der Jahresbilanz (Anlagen,
Außenstände, Schulden) erfragt.

(3) Außer den in Absatz 1 und Absatz 2 bezeichneten Tat-
beständen werden Angaben zur Kennzeichnung der Ärt der
Unternehmen und sonstigen Arbeitsstätten erhoben, die zu einer
zutreffenden Beurteilung der statistischen Zuordnung erforderliclt
sind.

, §4
Die Angaben zu den in § 3 Abs. 1 und 2 bezeichneten Tat-

beständen beziehen sich jeweils auf ein dem Erhebungsjahr vor-
angegangenes Kalenderjahr oder Geschäftsjahr.

. f §5
(1) Die Erteilung der Auskunft durch die Befragten zu den

Erhebungen nach § I ist freiwillig im Sinne des § 7 Abs. 2 des

Gesetzes über die Statistik für Bundeszwecke vom 3. September
1953 (Bundesgesetzbl. I S. 1314).

(2) Die Erhebungen werden mit dem ZieI durchgeführt, von
5 vom Hundert der Gesamtzahl der Unternehmen der gerverb-
lichen Wirtschaft und sonstigen Arbeitsstätten (§ 1) für die
einzelnen'Wirtschaftszweige repräsentative Gesamtergebnisse zu

erlangen.

§6
(1) Der Bundesminister für Wirtschaft kann für den Bereich

des Saarlandes zur Gervinnung repräsentativer Landesergebnisse
im Benehmen mit der Regierung des Saarlandes durch Rechts-
verordnungen den Beginn, die Zeitfolge und den Umfang der

Erhebungen abrveichend von den Vorschriften der §§ 1 und 5

Abs.2 regeln.

(2) Absatz 1 gili für die Dauer von fünf Jahren nach Inkraft-
treten dieses Gesetzes im Saarland (§ 9).

§7
Die Kostenstrukturstatistik wird vom Siatistischen Bundesamt

durchgeführt.

§8
Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 des Dritten

überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1)

auch im Land Berlin. Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses

Gesetzes erlasse4 werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des

Dritten Überleitungsgesetzes.

§e
Dieses Gesetz gilt im Saarland vom Ende der Übergangszeit

nach Artikel 3 des Saarvertrages vom 27. Ohtober 1956 (Bundes-
geseizbl. II S.1587) an.

§10
Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in Kraft.

Die verfassungsmäßigen Rechte des Bundesrates sind gewahrt.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Bonn, den 12. Mai 1959.

Der Bundespräsident
Theodor Heuss

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers
Ludwig Erhard

Der,Bundesminister f ür \Mirtschaft
Ludwig Erhard

. A. Allgemeiner Teil '

I. Die Bedeutung der Kostenstrukturstatistik in betrieblicher
und volkswirtschaftlicher Sicht

Diä amtliche Statistik im Bereich der Wirtschaft ist vornehm-
lich auf die statistische Messung der Leistungen (Produklion,
Ilmsaiz usw.) ausgerichtet. Statistiken, die den dafür erforder-
Iichen Aufwand und dessen strukturelle Entwicklung zum

Gegenstand haben, gehören bisher nicht zum festen Bestandteil
der für die Beobachtung des Wirtschaftsablaufs in größerem

Rahmen durchgeführten amtlichen Statistik. Der Grund dafür
ist hauptsächlich darin zu sehen, daß sich der IMirtschaftsverla,uf
und das Marktgeschehen anhand der Leistungen einfacher er-
mitteln und schneller überschauen lassen als anhand von Statisti-
ken über den Aufwand. Die Ansicht, daß damit aber nur TeiI-
kenntnisse über die Züsammenhänge des Wirtschaftsablaufs ver-
mitieli lverden können und daß äie traditionellen Unterrichtun-
gen über Produktion uhd Umsatz einer Ergänzung durch Kennt-
nisse über die Entwicklung der Kostenstruktur und der Kosten-
relationen bedürfen, um z. B. Maßnahmen der Wirtschafispolitik

1) Bundestagsdruclsadre Nr. 770 vom 5' Januar 1959 (siehe Vorbemerkung
euf S. 155 oben).

und deren Nebenwirkungen in einer hochtechnisierten und kom-
plizierten lMirtschaft richtig erkennen und beurteilen zu können,
besteht schon seit längerer Zeit sowohl bei der Verwaltung wie
bei der Wirtschaft.

Neben der Kenntnis der Kosten- und Preisrelationen für
die einzelnen Erzeugnisse gewinnt die Beobachtung dieser Zu-
sammenhänge im Rahmen von Wirtschaftszrveigen und ganzen
lMirtschaftsbereichen auch in der lMirtschaft imurer mehr an

Bedeutuäg. Ein überblick über die Kostenstruktur in größerem
Zusammenhang der \Mirtschaftszwei§e vermag den lfnternehmen
Anhalispunkte über die Entwicklung der Wirtschaftlichkeit im 

,

ganzen und für die Bedeutung der einzelnen Kostenfaktoren in

der Prcjduktion in Ansehung der technischen Entwicklung zu

geben. Die eigenen Bebriebsvergleiche der Wirtschaft, die vor-
zugsweise für kleinere homogene Erzeugnisgruppen aufgestellt
werden, gewinnen an Bedeutung, rvenn sich ihr Schema aufgrund
von Kostenstrukturstatistiken in das Gesamtschema der Branche
einfügen Iäßt. Insbesondere für die mittelständische gewerbliche
Wirtschaft dürlle dabei die notwendige Klärung ihrer Situation
erleichtert werden, da in diesem Bereich Schwierigkeiten in der
Geschäftspolitik zum Teil von dem mangelnden Überblick über
die Kostenstruktur herrühren.

I

Begründungr)
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Gesteigerte Bedeutung ist diesen durch Kostenstrukturerhebun-
gen zu vermittelnden Kenntnissen im Hinblick auf die Bildung
rvirtschaftspolitischer Zusammenschlüsse (Gemeinsamer I[arkt,
Freihandelszone) zuzumessen für eine zutreffende Beurteilung
der Lage der deutschen Wi.rtschaftszweige im Yergleich zu den-
jenigen anderer Länder, die z. T. bereits über Unterlagen dieser
Art verfügen.

Für die Berechnung der Entstehung cles Sozialprodukts und
der dafür geleisteten Beiträge der einzelnen Wirtschaftsbereiche
bilden Kostenstrukturstatistiken (in Ydrbindung mit den be-
stehenden Umsatzstatistiken) die wichtigste Gruncllage. Die Bei-
träge der Wirtschaftsbereiche zum Sozialprodukt miissen durch
Differenzbildung ermitteit werden, indern von den addierten
Bruttoproduktionsrverten (bzrv. Gesamtleistungen) aller zu einem
Wirtschaftsbereich gehörenden Unternehmen der Wert aller
jener \Maren und Dienstleistungen abgezogen wird, die die
I]nternehmen des betreffenden Bereichs für laufende Produk-
tionszwecke von anderen lJnternehmen geliauft und im Berichts-
zeitraum verbraucht haben ("Vorleistungen" im Sinne der Sozial-
produktsberechnung). Die verbleibende Differenz umfaßt die
,Wertschöpfung" des Bereichs (Löhne und Gehiilter einschließ-
lich Sozialleistungen,,Fremdkapitalzinsen und Betriebsgewinn),
die verbrauchsbedingten Abschreibungen und die indirekten
Steuern. Diese drei Bestandteile werden in der Sozialprodulits-
berechnung getrennt ausgerviesen, da mit ihrer Flilfe die üblichen
Sozialprodulitsgrößen (Nettosozialproduht zu Falctorkosten oder
Volkseinkommen, Nettosozialprodukt zu }farktpreisen, Brutto-
sozialproduht zu Marktpreisen) gebildet lverden.

Aus der Summe der Beiträge der Wirtschaftsbereiche ergibt
sich ein zusammengefaßtes BiId der Entstehung des Sozialpro-
dukts im Produktioisprozeß. Die Berechnung führt nicht nur zu
Angaben über die Höhe und Entwicltlung des gesamten Sozial-
produkts; sie zeigt vielmehr auch die Bedeutung der einzelnen
Wirtschaftsbereiche im Rahmen des Ganzen und die Unter-
schiede in der Entwicklung dieser Bereiche. Sie bietet ferner ge-
rvisse Anhaltspunhte für Fragen der Einkommensverteilung.

Sozialproduhts- bzw. Yolkseinliommenszahlen und von ihnen
abgeleitete Produktivitätsmeßzifrern werden für viele Zwecl<e
der staatlichen Wirtschafts-, Finanz- und Sozialpolitih gebraucht,
so z. B. für die laufende Beobachtung der gesamtrvirtschaftlichen
Entrvicklung durch das Bundeswirtschaftsministerium, die I3un-
desbank usrv., für dic Beurteilung der Ausrvirkungen finanzpoli-
tischer nlaßnahmen auf den Wirtschaftsal:lauf und als Gruntl-
lage für Steuervorausschützungen durch das Bundes[inanzmini-
sterium, als gesetzlich festgelegie Unterlage für die Anpassung
der Renten an die Entrvichlung des Volkseinkommens usrv. durch
das Bundesarbeitsministerium und den Sozialbeirat, als Maßstab
für einen Vergleich der Wirtschaftskraft der Bundesländer
durch Bundes- und Länderministerien usrv. Auch die internationa-
Ien Organisaiionen'wie der Europäische Wiri§chaftsrai (OEEC),
die Montan-Union (EGKS) und neuerdings die Europäische
Wirtschaftsgemeinschaft (EWG) brauchen in starkem }[aße
Sozialprodukts- und Produhtivitätszahlen und auf ihnen auf-
gebaute Volausschätzungen als Unterlage für einen Vergleich
der wirtschaftlichen Lage und der rvirtschaftlichen Entwiclilung
ihrer Mitgliedsländer.

II. Aufbau und Anlage der Kostenstrukturstatistik

Für clie Sozialprodulrtsberechnungen muß eine ausreichende
Zahl von laufenden Statistiken zur Verfügung stehen, um ahtu-
elle, methodisch vergleichbare und zuverlässige Ergebnisse zu
erlangen. Auf die Bedeutung von Kostenstrukturerhebungen isi
in diesem Zusammenhang bereits hingewiesen worden. Die erste
und bisher einzige Kostenstrukturerhebung in der Nachhriegszeii
(durchgeführt aufgrund des Volkszählungsgesctzes, 1950, BGIli.
S. 335) hat Daten für 1950 erbracht. Der Wert der bisher ledig-
Iich durch Fortschreibung gewonnenen Ergebnisse ist inzrvischen
recht zrveifelhaft geworden. Die Kostenrelationen können sich
im Laufe der Zeit ändern, ,r,r,eil sich die Zusammensetzung der
Produktion (des Sortiments usw.), die Produktions'methoden, der
I(apitaleinsatz usrv. ändern und weil sich die Preise frir die ein-
zelnen Kostenbestandteile unterschiedlich entlvickeln. Mit dem

{

i,orliegenden Gesetzentrvurf sollen l(ostenstruliturerhebungen in
legelurüßigem Turnus als dauerncler Bestandieil der allgemeinen
'lVirtschaftsstaiistih eingeführt werden. Die Erhebungen sollen,
um die Wirtschaft so rvenig wie möglich zu belasten, auf reprä-
sentativer Grundlage in der I[eise durchgeführt werden, daß
der gleiche Bereich in der Regel nur alle 4 Jahre einmal befragi
rvird. Innerhalb der 4 Jahre sollen die Erhebungen in den Be-
reichen jeweils nacheinander stattfinden, um eine gleichmiißige
Arbeitsverteilung bei der erhebenden Stelle zu erzielen und die
Lielerung aktueller Ergebnisse zu ermögliche" (§ 1).Der Gesetz-
entlvurf sieht eine Ermächtigung für den Bundesminister frir
Wirtschaft vor', tlie Reihenfolge der Erhebungen bei den ein-
zelnen Bereichen im Bedarfsfall durch Rechtsverordnung den
technischen und sachlichen Erfordernissen anzupassen (§ 2).

Die I(ostenstruliturerhebungen erstrecken sich auf Nachweisun-
gen über den Wert des steuerlichen und wirtschaftlichen Um-
satzes, des trYarenbestandes und der selbsterstellten Anlagen,
iibel den 'Wert des Wareneingangs und über die Kosten, die
nach Kostenarten untergliedert rverden (§ 3 Abs.1), also auf
Angaben, die sich aus der Buchhaliung entnehmen lasscn, sorvie
auf die beschäftigten Personen. In Bereichen, in denen es not-
wendig ist, Posten der Jahlesbilanz zur Beurteilung der I(osten-
struhtur heranzuziehen, sollen auch diese erfragt wer.den (§ 3

Abs. 2).

Die Kostenstrukturerhebungen sollen wie schon im Jahre 1950
nach dem Prinzip der Freiwilligkeit durcligeführt rverden. Das
lebhafte Interesse der ]Mirtschaft an den Kostenstrukturunter-
suchungen Iäßt eine ausreichende Beteiligung errvarten, um den
für not'wendig gehaltenen Repräsentatio,nsgrad von etwa 5 vom
Hunclert der Gesamtzahl der in § 1 bezeichnetcn lJntelnehmen
und sonstigen Arbeitsstätten zu erreichen (§ 5).

In Anbetracht der kleinen Zahl der iährlich anfallenden Er-
hebungsbogen und im Hinblick auf die Notrvendigkeit 'einer ein-
heitlichen Klärung von Zrveifelsfragen, die rvegen der Schrvierig-
keit der Materie und der Unterschiedlichheit des betrieblichen
Rechnungsrvesens bei der Prüfung der Erhebungsbogen auftreten
l<dnnen, ist eine zentrale Durchführung der Kostenstruktur-
statistih dulch das Statistische Bundesamt vorgesehen (§ 6).

B. Besonderet Teil
Zu§1

In § 1 rvird die Staiistik angeordnet; dabei rverden die Be-
reiche in ihrer fachiichen Abgrenzung und in der Reihenfolge
festgelegt, in der die Kostenstrukturerhebungen dur.chgeführt
rverden. Im Regelfall rvird der jeweilige Bereich nur alle 4 Jahre
zu den Erhebungen herangezogen. Die 4 Bereiche setzen sich so
zusammen, daß von Jahr zu Jahr eine möglichst gleichmäßige
Arbeitsverteilung bei der erhebenden Stelte (§ 6) erzielt rvird

Im ersten 4-Jahres-Turnus werden nur diejenigen Teile des
Verkdhrsgewerbes (§ 1 Nr. 2) zur Kostenstrukiurstatistik heran-
gezogen, die nicht durch die für 1959 vorgesehene besondere
,Statistik der Kosten und Leistungen im Güterverkehr mit
Kraftfahrzeugen, mit Binnenschiffen und mit Eisenbalinen. er-
faßt werden.

Zu§3
In § 3 werden die durch die Kostenstrukturerhebungen zu er-

fassenden statistischen Tatbestände in der bei statistisehen Cie-
setzen üblichen Weise im Rahmen festgelegi.

Die Angaben über den steuerlichen lJmsatz (§ 3 Abs. 1 Nr. 1

Buchstabe a) lverden gebraucht, um die Ergebnisse der auf
schmaler repräsentativer Basis beruhenden Kostenstruhturstatisti-
ken mit Hilfe der jährlichen totalen Ifmsatzsteuerstatistiken au{
Gesamtergebnisse herauf sch ätzen, nt können.

Die Angaben über den wirtschaftlichen IJmsatz, über die Ver-
änderungen der Bestände an eigenen Erzeugnissen und über die
selbsterstellten Anlagen (§ 3 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe a bis c)
dienen dazu, den Bruttoproduktionswert (bzw. die Gesamtlei-
stung) zu errechnen. Der wirtschaftliche Umsatz wird den Ver-
hältnissen des jeweiligen \Yirtschaftshereichs entsprechend auf-
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gegliedelt. da sich hieraus n'ichtige Aufschlüsse fiir die Kosten-
struktur ergeben.

Der \Mareneingang (§ 3 Abs. 1 Nr. 2) wird im allgemeinen
nur in den Bereichen erhoben, in denen der l\{aterialverbrauch
bzw. I4'q.reneinsatz niclit direkt erflagt rverden liann, sondern
aus '\Mareneingang und Veränderungen der Bestände an Roh=
stoffen usw. und Handelsware ermittelt rverden muß.

Die I(osten (§ 3 Abs. 1 Nr. 3) werden nach Kostenarten ge-
gliedert, z. B. nach Stoffr'erbrauch und umgesetzter Handelslvare,
Verbrauch yon Brenn- und Treibstoffen, Energie u. dgl., fnstand-
haltungskosten, Mieten, Pachten, Personalkosten, Steuern (so-
weit sie Kostcn sind), Abschreibungen us'w. \Mo es im Hinblick
auf den Verlvendungszrvecli der Ergebnisse oder aus elhebungs-
teclrnisclien Gründen (2. B. zum Zw'ecke der Prüfung der An-
gaben) erforderlich ist, rverden die aufgeführten Kostenat'ten
noch rveiter unterteilt, so z. B. die Personalkosten in Löhne, Ge-
hälter, gesetzliche Sozialhosten, übrige Sozialkosten. Bei del
Gliederung nach Kostenarten wird auf die Eigenart der Wirt-
schaftsbereiche und die Besonderheiien des betrieblichen Rech-
nungswesens Rücksicht genommen.

Angaben über die beschäftigten Personen (§ 3 Abs. 1 Nr.4)
rverden zur Beurteilung der Personalkosten und für die Bildung
vuichtiger Beziehungszahlen (Produktivitütszahlen, Umsatz je
Beschäftigten ust'.) benötigt.

Posten der Jalircsbilanz (§ 3 Abs.2), bei denen es sicli im
wesentlichen um Angaben über Anlagen, Außenstäncle und

Schulden handelt, rverden nur bei solchen Wirtschaftsbereiohen
erfragt, bei denen es für eine zutreffende Beurteilung der
Kostenstruhtur noirvendig ist.

Zu§5
Der Repräscntationsgracl von clurchschnittlich 5 vom Hundert

der Gesamtzahl aller in § 1 bezeichneten lJnternehmen und son-
stigen Ärbeitsstätten ist je nach rlen sachlichen Erfordernissen in
den einzelnen Wirtschaftszu'eigen und Umsatzgrößenklassen
unterschiediich. So müssen z. B. in Bereichen mit uneinheitlicher
Kostenstruktur verhäItnismäßig mehr lJnternehmen erfaßt n'er-
den als in Bereichen mit überwiegend einheitlicher I(osten-
gestaltung. Um die notwendige ZahI brauchbar beantrvorteiel
Fraeebogen zu erhalten 

- 
bei der Freirvilligkeit der Erhebungen

(§ 5 Abs.2) und der unterschiedlichen Qualität des betrieblichen
Reclrnungsrvesens ist erfahrungsgemäß mit größeren Ausfällen
zn rechnen 

-, 
soll im Bedarfsfall eine größere ZahI von lJnter-

nehmen (höchstens 15 r'om Hundert der Gesamtzahl) zur TeiI-
nahlne an der lJrhebung aufgefordert rverden.

C. Kostenberechnung

An neuen Ausgaben entstehen für die Kostenstruliturstatistih
nach Berechnung des Statistischen Bundesamts einmalige Auf-
wendungen in Höhe von 160 000 DNI und Iaufende Aufwendun-
gen in Höhe von ,jährlich 100 000 DM. Die Kosten trägt der
Bund.

Gesetz über die Allgemeine Statistik in der Industrie und im Bauhauptgewerbe

Yom 15.Juli 19571)

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen:

§1
In der Industrie und im Bauhauptgewerbe rverden siatistische

Erhebungen als Bundesstatistik durchgeführt.

§2
Ausliunftspflichtig sind:

1. Gruppe 1

AIIe Betriebe der Industrie und des Bergbaus mit Aus-
nahme der Betriebe der Bauindustrie und der I]nternehmen
der öffentlichen Elektrizitäts-, Gas- und \Masserversorgung.

2. Gruppe 2

Alle Betriebe des Bauhauptgervelbes.

§3
(1) Bei höchstens 70 000 der nach § 2 Nr. 1 aushunftspflichti-

gen Betriebe erfassen die Erhebungen folgende Tathestände:

I. monatlich

1. die Beschäftigten,

2. die Arbeitsstuntlen,

3. die Bruttolohn- und Bruttogehaltssummen,

4 den Umsatz,
5. den Verbrauch, den Zugang und den Bestand an

Brennstoflen,

6. die Erzeugung, die Gewinnung, den Bezug, die Ab-
gabe und den Yerbrauch von Elektrizität und von

Gas,

7. die Produktion nach einer für die Industriegruppen
repräsentativen Ausrvahl von höchstens 700 Weren
oder IMarengruPPen;

II. r.ierteljährlich.
1. die Gesamtproduktion nach Waren,

2. die Reparatur--, Montage- und Lohnveredelungs-
arbeiten;

) BGBI. r s.720.

III. alle zwei Jahre

1. die Gewinnung, den Anfall, den Bezug, die Abgabe,
den Gebrauch und den Verbrauch von lMasser,

2. den Anfall, die Behandlung und den Verbleib des

Abrvassers.

(2) Bei den übrigen nach § 2 Nr. 1 auskunftspflichtigen Be-
trieben erfassen die Erhebungen jährlich folgende Tatbestä,nde:

1. die Beschäftigten,

2. den Umsatz.

§4
(1) Bei höchstens 20000 der nach § 2 Nr.2 auskunftspflicLti-

gen Betriebe erfassen die Erhebungen folgende Tatbestände:

I. monatlich

1. die Beschäftigien,
2. die Arbeitsstunden,

3. die Brutiolohn- und Bruttogehaltssummen,

4. den Umsatz;

IT. jährlich
r 1. die Geräteausstattung,

2. die Forderungen aus betrieblichen Leistungen und
Lie lerungen.

(2) Bei den übrigen nach § 2 Nr.2 äuskunftspflichtigen Be-
trieben erfassen die Erhebungen einmal jährlich die in Absatz 1

Zifl. I und II bezeichneten Tatbestände.

§5 ,

Außer den in §§ 3 und 4 bezeicline[en Tatbesiänden welden
Angaben zur I{ennzeichnung des Betriebes erhoben, die zu einer

zutieflenden Beurteilung der Meldepflichi und der statistischen
Zuordnung der Beiriebe erforderlich sind'

§6
Die ErhebungsvordrtLcke sind der erhebenden Stelle zu den

iruf den Yordrucken bezeichneten Berichtsterminen einzureichen.
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§7
(1) Die Weiierleiiung von Einzelangaben nach § 12 Abs. 2 des

Gesetzes über die Statistik für Bundeszwecke (StatGes)' vom
3. September 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 1314) durch die erheben-
den Behörden an die für die Wirtschaft zuständige oberste
Bundes- und Landesbehörde ohne Nennung des Namens des
Auskunftspflichtigen ist zugelassen.

(2) Die lMeiterleitung von Einzelangaben unter Nennung des
Namens des Auskuhftspflichtigen an die in Absatz 1 bezeichnete
Behörde ist auf Anforderung in Einzelfällen zulässig. Bei der
Anforderung sind die Tatbestände nach §§ 3 und 4, über die
Auskunft gefordert wird, zu bezeichnen. Der betroffene Aus-
kunftspflichtige ist unverzüglich von der 'Weiterleitung der
Einzelangaben unter Angabe des Zwecks der Anforderung zu
unterrichten.

(3) Abweichend von den Vorschriften der Absätze 1 und 2 gilt
für das Land Berlin folgende Regelung:

Die lMeiterleitung von Einzelangaben nach § 12 Abs.2 des
Gesetzes über die Statistik für Bundeszwecke an die fachlich
zuständige oberste Bundes- und Landesbehörde isi zugelassen.

§8
Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 des Dritten

Ubdrleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1)
auch im Land Berlin.

D

lt

'§s
Dieses Gesetz gil{, im Saarland vom Ende der übergangszeit

nach Ärtikel 3 des Saarveltrages vom 27. Oktober 1956 (Bundes-
gesetzbl. II S. 1587) an.

§10
Dieses Gesetz tritt am Tage,nach seiner Yerkündung in I(raft.

Die Bestimmung in § 4 Abs. 1 Zifr. II Nr. 2 triti drei Jahre nach
Inkrafttreten dieses Gesetzes außer Kraft.

Die verfassungsmäGigen Rechte des Bundesrates sind gewahrt.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Bonn, den 15. Juli 1957.

Der Bundespräsident
Theodor Heuss

1t

Der Stellvertr'eter des Bundeskanzlers
Blücher

Der Bundesminister für Wirtschaft
Ludwig Erhard

I. Rechtsgrundlage

Die nach dem Jahre 1945 zunächst in den einzelnen Besatzungs-
gebieten wieder aufgenommenen vielgestaltigen Statistiken in der
Industrie und im Bauhauptgewerbe sind in der Bundesrepublik
zu einem einheitlichen und rationellen Erhebungssystem zusam-
mengefaßt worden, das der allgemeinen und fachlichen Unter-
richtung über die konjunkturelle, saisonale und strukturelle Ent-
wicklung der fndustrie- und Bauwirtschaft dient.

In seinen Ursprüngen geht das industrie- und baustatistische
Erhebungssystem auf Statistiken zurück, die in weniger einheit-
licher Form schon seit der Jahrhundertwende im ehemaligen
Reichsgebiet für Zwecke der Wirtschaftsbeobachtung und - be-
sonders was die Produktionsstatistiken anbelangt - für die fach-
Iichen Aufgaben der Handelspolitik (Yorbereitung der Handels-
vertragsverhandlungen usw.) entwickelt wurden.

'Eine einheitliche Rechtsgrundlage erhielt die fndustrie- und
Baustatistik erst in der Nachkriegszeit durch die auf Grund des
Gesetzes über die Errichtung eines Statistischen Ämtes des Ver-
einigten'W'irtschaftsgebietes vom 21. Januar 1948 (WiGBl. S. lg)
in der Fassung des Gesetzes vom.19. Januar 1949 (WiGBI. S. g)
erlassene oGemeinsame Änordnung der Verwaltung des Ver-
einigten Wirtschaftsgebietes zur Durchführung von Statistiken.
vom f . Juni 1949 (öfrentlicher Anzeiger für das Yereinigte Wirt-
schaft_sgebiet Nr.50 vom 25. Juni 1949). Durch die Verordnung
über die'Erstreckung von Recht der Verwaltung des Vereinigten
lMirtschaftsgebietes auf dem Gebiet der Statistik auf die Länder
Baden, Rheinland-Pfalz, IVürttemberg-Hohenzollern und den
bayerischen Kreis Lindau vom 31. März 1950 (Bundesgesetzbl.
S. 81) haben das genannte Gesetz sowie die ,Gemeinsame An-
ordnung. Geltung für das gesamte Gebiet der Bundesrepublik
erhalten.

Nach § 16 des Gesetzes über die Statistik für Bundeszwecke vom
3. September 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 1314) in der Fassung vom
8. August 1955 (Bundesgesetzbl. I S.507) muß für die Allgerneine
Siatistik in der Industrie und im Bauhauptgewerbe bis zum 2b. Sep-
iember 1957 eine den Vorsclrriften des genannten Gesetzes entspre-
chende neue gesetzliche Grundlage geschaffen werden. Der vorlie-
gende Gesetzentwurf soll demgemäß den im wesentlichen unver-
änderten Fortbestand dieser Statistik ermöglichen. Dabei geht der
Entwurf von der Absicht aus, die Statistik durch dieseJ Gesetz
in einem Umfang zu regeln, der auf lange Sicht als Stdndard
der allgemeinen statistischen Beobachtung der wirtschaftlichen
Entwicklung im Industrie- und Bausektor gilt. Spezialstatistiken

iiber andere Tatbestände bleiben ebenso wie weitergehend spe-
zialisierte Fachstatistiken auf .einzelnen Teilgebieten der Inäu-
strie einer Regelung durch besondere Rechtsvorschriften vor-
behalten. Zur Unterscheidung rilon solchen Spezialstatistiken wird
das im vorliegenden Gesetz geregelte wirtschaftsstatistische Er-
hebungsprogramm als Allgemeine Statistik in der Industrie und
im Bauhauptgewerbe bezeichnet.

rr' Bedeu tun* "", ;,#r;:*"#;.1,1*"*.in 
en rn dus trie-

Der Aulbau der Allgemein.ri'Stuti.tik in der Industrie und im
Bauhauptgewerbe entspricht einem Gesamtplan, der in diesem
größten Bereich innerhalb der deutschen l4rirtschaft, auf den
nahezu 45 v. H. der in der lVirtschaft beschäftigten Arbeitskräfte
entfallen und der ettyaS2 v.H. des Nettosozialproduhts der Bun-
desrepublik aufbringt, ein einheitlich ausgerichtetes Instrumen-
tarium der Wirtschafisbeobachtung schafft, das unter geringst-
möglichem Kostenaufwand bei der Verwaltung und bei dir Wirt-

'schaft die-Entwicklung dieses,'Bereiches soriohl in den großen
Zusammenhängen im Rahmen 

-der 
Volkswirtschaft wie auch in

seinen Teilbereichen bis zu den einzelnen Produktionszweigen
erkennen läßt.

. Die Yrrwaltung_erhält damit'die Unterlagen, die es ihr ermög-
lichen, den \4lirtschaftsablauf in der Industrie und im Bauhaup'l-
gewerbe laufend zu verfolgen, Störungen oder Diskrepanzen in
der Entwicklung frühzeitig zu erkennen und die Wirtschäfts- uncl
Handelspolitik den Erfordernissen der sozialen Marktwirtschaft
anzupassen. Die Unternehmungen selber können an Hand der Er-
gebnisse dieser Statistik den Stand ihrer eigenen Entwicklung
im Rahmen ihrer Branche und in größeren Zrisammenhängen erl
kennen, ihre Produktionsgestaltung nach der Marktlag'e aus-

. richten und Erkenntnisse für die Förderung ihrer prodriktivität
schöpfen.

Für die internationale wirtschaftliche Zusammenarbeit liefert
die Statistik wichtige Arbeitsunterlagen.

Diesen vielseitigen Aufgaben entsprechend setzt sich die Allge-
meine Statistik in der Industrie und im Bauhauptgewerbe äus '
einem System_ monatlicher und vierteljährlicher Erhibungen zu-
sammen, die durch Jahreserhebungen ergänzt werden.

1. Monatlich erfassen die'Industriestatistik (Industriebericht)
und die Baustatistik (Baubericht) die Bewegung der Arbeits-
kräfte, die gezahlten Lohn- und Gehaltssummen, die aufgewen-

t) Bundestagsdrud<sadre Nr. 3056 vom 1. lanuar l95T (siehe Vorbemerkung
auf S. 156 obä).

Begründungt)
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' deten Arbeitsstunden und den Umsatz. Besonderes Augenmerk
richtet sie ferner auf eine monatliche Unterrichtung über die
Brennstoff, Elektrizitäts- und Gasversorgung der Industrie-
betriebe, die im größeren Zusammenhang wichtige Anhaltspunkte
für die'Weiterentrvicklung der verschiedenen Energieträger
Iiefert und bei festen Brennstoffen zugleich den Anforderungen
der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl für die Be-
obachtung des gemeinsamen Marktes RecHnung trägt.

2. Monatlich ermittelt die Industriestatistik ferner in Form
einer Eilmeldung zum Industriebericht (Produktions-Eilbericht)
für eine repräsentative Auswahl wichtiger Industrieerzeugnisse
(2.2. eLwa 600 Waren oder Gruppen von Waren) frühzertige
Angaben über den Produktionsausstoß. Diese dienen in erster
Linie zur Berechnung des Index der indrstriellen Produkiion und

. ermöglichen eine schnelle globale Unterri,..htung irber die Ent-
rvicklungstendenzen der industriellen Irrodulitiorr.

3. Vierteljährlich unterrichtet die industrielle Produktions-
statistik (vierteljährlicher Produktionsbericht) in einer durch die
fachlichen Bedürfnisse der Handclspolitik bestimmten vollständi-
gen warenmäßigen Gliederung über die industrielle Produktion
nach mengen- und lvertmäliigen Größen. Ursprünglich mit dem
monatlichen Industriebericht verbunden, ist diese Produhtions-
statistik erst nach der Währungsreform aus Gründen der Yer-
rvaltungsvereinfachung auf die vierteljährliche Periodizität um-
gestellt worden, die sich unter den gegenrvärtigen Yerhältnissen
und auch auf rveitere Sicht als zrveckmäßig erwiesen hat. Sie
dient, wie schon die urn die Jahrhundertw-ende im Deutsohen
Reich eingericliteten amtlichen Produktionserhebungen, der fach-
lichen lJnterrichtung der Wirtschaftsverrvaltung über die pro-
duktionsrvirtschaftlichen Zusammenhänge für handelspolitische
Zwecke (Vorbereitung von Handelsvertragsverhandlungen, Zoll-
politik usw.) und bildet gleichzeitig für die Industriewirtschaft,
sorvohl bei den Organisationen wie bei den einzelnen lfnter-
nehmungen, eine besonders rvichtige Unterrichtungsquelle für die
Gestaltung ihrer Produktionspolitik und ihrer Marhtbeobachtung.

Die vorstehend beschriebene Monats- und Vieriel.jahresstatistik
in der Industrie und im Bauhauptgewerbe bildei das l(ernstück
der laufenden \Mirtschaftsbeobachtung in diesen Bereichen. Im
Interesse einer schnellen lJnterrichtung und aus Gründen der
Kostenersparnis werden z.Z. Klein- und Kleinstbetriebe von der
l{onats- und Vierteljahresstatistih ausgenommen mit dem Er-
gebnis, daß die laufende Statistik auf etrva 55 000 Industrie-
betriebe (ohne Bauindustrie) und etwa 17 000 Betriebe des Bau-
hauptgewerbes im Bunrlesgebiet einschließlich Berlin (West) be-
schränkt werden. Das sind etwa 55v.H. der insgesamt z.Z. vor-
handenden Industriebetriebe und rd. 25v.H. aller Betriebe des
Bauhauptgerverbes.

Um jedoch den Gesamtüberblick über die Entrvicklung der In-
dustrie und des Bauhauptgerverbes sowie die Kontrolle über den
Erfassungsgrad der laufenden Statistik zu behalten, werden die
kurzfristigen Statistiken durch' jührlich einmal durchzuführende
Erhebungen in zwei Richtungen ergänzt:

1. Bei den der Monatsberichterstattung unterliegenden Be-
trieben werden jährlich einmal Tatbestände erfragt, deren Er-
lassung zur Beurteilung der wirtschaftlichen Entwicklung zvvar
wichtig ist, auf deren monatliche Fesistellung aber aus Gründen
der, Vereinfachung verzichtet rverden kann.

Neben Angaben zur Evidenthaltung der Erhebungskarteien
(allgemeine Betriebsmerkmale) handelt es sich dabei in der In-
dustrie um Feststellungen über die Zusammensetzung der Beleg-
schaften (für sozialpolitische Zwecke) und um Unterlagen über
die \Masserversorgung der Betriebe, deren Kenntnis im Zusam-
menhang mit den allgemeinen Problemen der Wasserwirtscha{t
ein dringendes Anliegen der Bundesverv/altung und der Länder-
verwaltungen auf lange Sicht darstellt, im Bauhauptgewerbe um
Angaben über die Geräteausstattung, die über die Kapazitäts-
entwicklung dieses Wirtschaftszrveiges für die wirtschaftspoliti-
schen Zielsetzungen langfristig bedeutungsvolle Aufschlüsse ver-
mitteln.

2. über die Masse .der durch die Monatsstatistik nicht erfaßten
Klein- und Kleinstbetriebe der Indusirie und des Bauhaupt-

§ewerbes erbringt eine jährlich einmal durchgeführte Erhebung

einfacher Art lediglich Ängaben über die Beschäftigtenzahl und
den Umsatz; bei den bauhauptgewerblichen Betrieben erstreckt
sie sich auch auf die geleisteten Arbeiterstunden, die Lohn- und
Gehaltssumrnen und die Baugeräteausstattung.

III. Aufbau des Gesetzes

ln den §§ 1 und 2 wird der Gesamtumfang der Allgemeinen
Statistik in der Industrie und im Bauhauptgerverbe im Hinblick
auf den Kreis der dafür Auskunftsverpflichteten in seinem
Rahmen festgelegt.

Als Betriebe des Bauhauptgewerbes im Sinne des § 2 Nr.2
gelten ohne Rücksicht auf ihre Betriebsgröße sowie auf ihrc
Zugehörigkeit zur Industrie oder zum Handwerk:

1. die Betriebe des Hoch-, Tief- und Ingenieurbaus, der Zim-
merei und Dachdeckerei;

2. die Spezialbetriebe für Brunnen- und Pumpenbau, Tief-
bohrungen, Schornstein-, Feuerungs-, Industrieofen- und
Isolierbau sowie für Abbruch;

3. die Betriebe des Yerputzer-, Stukkateur- und Gipser-
gewerbes.

Äls Betriebe im Sinne des § 2 Nr. 2 gelten auch Arbeits-
gemeinschaften. Die Teilung des § 2 in die Nr. 1 und 2 ist not-
wendig, da bei einheitlicher Grund)ronzeption der gesamten in
diesem Gesetz geregelten Statistik die in den folgenden §§ 3
und 4 zu treffenden Regelungen im einzelnen für Indusrrie-
betriebe (§ 3) und für Betriebe des Bauhauptge'werbes (§ 4) aus
sachlichen Gründen sowohl nach der Periodizität der Erhebungen
wie nach der Art der Fragestellung zum Teil voneinander ab-
rveichen.

In den §§ 3 und 4 werden die durch die Statistik zu erfassen-
den Tatbestände bestimmt und der Kreis der Befragten im ein-
zelnen festgelegt.

Dbn in der Begründung zu § 7 StatGes.dargelegten Grund-
sätzen entsprechend werden die zu erfassenden Tatbestände im
Rahmen festgelegt, um dem Rechtsschutzbedürfnis der Aus-
kunftsverpllichteten zu genügen.

Die §§ 5 und 6 enthalten ergänzende Yorschriften zu den
Regelungen in den §§ 3 und 4.

Die Vorschrift in § 5 soll es ermöglichen, außer den in den

§§ 3 und 4 bezeichneten zahlenmäßig zu erfassenden Tat-
beständen auch Betriebsmerkmale in den Erhebungen zu erfragen,
wie die Zugehörigkeit zu wirtschaftlichen Orginisationen, die
Charakterisierung des Betriebs als Yertriebenenbetrieb und die
Art des Produktionsprogramms bei solchen Betrieben, deren Pro-
duktion nicht nach Art und Menge erfaßt wird (vgl. § 3Abs.2).

Die Vorschrift in § 6 ermöglicht es, die für die einzelnen Teil-
gebiete der Industrie- und Baustatistik unterschiedlichen Ein-
sendefristen der Erhebungsvordrucke den Erfordernissen der
amtlichen Unterrichtung und den Auskunltsmöglichkeiten der
Befragten in terminlicher Hinsicht anzupassen.

Der § 7 regelt im Hinblick auf die. Yorschriften in § 12
StatGes die Handhabung der Geheimhaltungsbestimmungen für
die Industrie- und Baustatistik.

Die Vorschrift in Absatz 1 soll die schon bisher für den Dienst-
gebrauch uneingeschränkt zulässige lMeiterleitung der tabellari-
schen Ergebnisse der Produktionsstatistik an das BM\4r ermög-
lichen, auch wenn die Tabellen infolge der weitergehenden Auf-
spaltung der Tabellenpositionen in gewissen Fällen Zahlen-
angaben enthalten, die sich nur auf eine Firma beziehen, ohne
daß dabei der Name des Auskunftspflichtigen sichtbar gemacht
wird.

Mit der Vorschrifi in Absatz 2 wird das bei der Industrie- und
Baustatistik bisher auf der Yerordnung über Auskunftspflicht vom
13, Juti 1923 (Reichsgesetzbl. I S. 723) beruhende Auskunftsrecht
der fachlich zuständigen obersten Bundes- und Landesbehörden
abgelöst und nach Maßgabe der Vorschrift in § 12 Abs.2 SiatGes
geregelt. Die Vorschrift sieht eine Einschränkung auf besondere
Eiqzelfälle vor, wobei die Tatbestände, über die Auskunft ge-
fordert wird, außerdem ausdrücklich bezeichnet werden sollen.
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Die Unterrichtung über Angaben einzelner Betriebe hinsicht-
lich Beschäftigung, Produktion, fnland- und Auslandumsatz,
Energieverbrauch uslv. dient den obersten Wirtschaftsbehörden
zur Erfüllung der ihnen obliegenden Aufgaben bei der Förderung
der Wirtschaft. Delartige Unterlagen bilden für diese Behörden
die einzige lJnterrichtungsquelle über fachliche und regionale
Auswirkungen cler allgemeinen rvirtschaftlichen Entwicklung auf
die industriellen lJnternehmungen, die vor allem für die Beurtei-

lung der Entrvicklung der Kapazitüten otlcr Produlitionspro-.
gramme, bei der Außenhandelsbetreuung, bei Maßnahmen für
Notstands- und Grenzgebiete Bedeutung hat.

IY. Kosten der Statistik

Die Kosten cler in diesem Gesetz gelegelten Statistil( ergeben
sich nach dem Stande des Jahres 1955 in Annäherungsrverten aus

der nachfolgenden Übersicht:,,

Erhebung gemäß

Länderkosten
im Rechnungsjahl

1954t55

in 1000 DII

Bundeskosten
im Rechnungsjahr

1954/b5 ri

in 1000 DtrI I

Insgesamt

in 1000 DI{

§3Äbs.1-I. 1.bis6.

§3Abs.I-L7.
§ 3 Abs. 1- IIr
§ 3 Abs. 1- ilI. +)

§3Abs.2
§4Abs.1-I.

2597
997

790
ztl
227

505

312

2 440

680

550

190

220
460

290

tb7
317
240
2t

7

4l)

It

4 Abs. 1 - II. und
4 Äbs. 2

.4 830

22

809 5 639

+) In Verbindung mit jährlidr einmaligen weiter untergegliederten Fragestellungen gemäß § 3 Abs. 1 Zitr. I Nr.1

Gesetz ^ü Elgänzung des Gesetzes .über die Allgemeine Statistik in der Industrie
und im Bauhauptgewerbe

Vom 26. April 1961t)

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen

. Artikel 1

Das Gesetz iiber die allgemeine Statistik in dcl Industrie und
im Bauhauptgewerbe vom 15. Juli 1957 (Bundesgeseizbl. I S. 720)
rr'ird lvie folgt elgänz.t:

Dem § 7 rvird folgencler Absatz 4 angefügt:

, (4) Einzelangaben über die Zahl der Beschäftigten (§ 3

Abs. 1 I. Nr. 1) hönnen ohne Nennung des Namens des
Auskunftspflichtigen weitergeleitet rverden an

1. Dienststellen des Bundes und der Länder,

2. sonstige zur EIIüIlung einer Verrvaltungsaufgabe heJ-
angezogene Siellen und Personen,

die von der fiir die \tr/irtschaft zusiändigen obersten Bundes-
oder Landesbehörde bestimmt rverden. Eine Weiterleitung
an die in Nummer 2 bezeichneten SieIIen und Personen ist
nur zulässig, wenn die Geheimhaltung nach § 12 Äbs. 1

und 4 des Gesetzes über die Statisiik für Bundeszrvecke
gervährleistet ist."

Ärtikel 2

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Äbs. 1 des Dritten
überleitungsgcsetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1)
auch im Land Berlin.

Artikel 3

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner \rerliündung in Kraft.

Die velfassnngsmäßigen Rechte des Bundesrates sind gelvahrt.

Das yorstehende Gesetz wird hiermit verkiindet.

Bonn, rlen 26. April 1961. 4

' Der Bundespräsident
Lüblie

Del SteIIvertleter cles Buncleshanzlors
Ludrvig Erhard

Der Bundesministel für lMirtschaf t
. Ludwig Erhard

Begründungz)

Zur Erfüllung lon Verraltungsaufgaben, insbesondere auch
für Raumforschung und Landesplanung, besteht ein dlingendes
Erforclernis, die Beschäftigtenzahl von Industriebctrieben in
s'eitgehender legionaler Gliederung (Kreise, Gemeinden) den in
Betracht kommentlen Stellen und Personen zur.Verliigung stellen
zu können.

1) BGBI. I 5.477. -') Bundestagsdrucksache Nr. 2202 vom 8. Noverhber
1960 (siehe Vorbemerkung auf S. 156 oben).

Obrvohl es sich bei den Beschäfiigtenzahlen um cinen Tat-
bcstand handelt, der mehr oder weniger offenkundig ist, honnten
nach § 7 ,\bs.1 und 2 des Gesetzes solche IJnterlagen bisher
nicht an alle in Betracht kommenilen Stelierr rveitergeleitet rvcr-
tlen. I{it der Einfügung des neuen Äbsatzes.l soll diesen Än-
Iiegen Rechnung getragen welden, das sich im Rahmen des
Glunilgedankens des § 12 Abs. 2 StatGes hält.

\
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Verordnung über die Durdrführung einer Statistik über den Auftragseingang in der Industrie

, Yom 30. November 19601)

Auf Gruncl des § 6 r\bs. 2 des Gesetzes über die Statistik für
Bundeszrvecke (StatGes) r'om. 3. Sepiember 1953 (Bundes-
gesetzbl. I S.1314) verordnet die Bundesregierung mit Zustirn-
mung des Bundesrates:

§1
über die Ents,iclilung der Nachfrage bei einzelnen Industrie-

zrveigen wircl eine Bundesstatistik durchgeführt.

§2
Die Statisiik erfaßt monatlich

1. die angenommenen Aufträge aus dem Inland und aus dem
Ausland;

2. die stornierien Aufträge aus dem fnland und aus dem
Ausland.,

Als angcnomrnene Aufträge gelten auch unmittelbare Yerkäufe
vom Lager einschließlich auszuführender Reparaturen, Lohn-
arbeiten und }fontagen.

§3
(1) Auskunftspfliohtig nach § 10 des Gesetzes sind die In-

dustriebetriebe

(2) Dic Statistik ist im Geltungsbereich dieser Verordnung
nrit Ausnahme des Landes Berlin auf eine repräsentative Zahl
von höchstens 12 000 Betrieben der in der Anlage bezeichnetel
fndustriezweige zu be§chränken.

(3) Die 1\{eldungen sind bis zum 12. cles auf den Beriohts-
monat folgenden Monats der zuständigen Landesbehiirde einzu-
reichen.

§4
(1) Die zuständigen Lanclesbeliörclen leiten bis'zum 25.'Iage

des dem Berichtsmonat folgenden Monais das Landesergebnis
dem Bundesminister für Wirtschaft und dem Statistischen Bun-
desamt zu.

(2) Die Weiterleitung von Einzelangaben nach § 12 Abs.2 des

Gesetzes an die für die lMirtschaft zuständige oberste Bundes-
und Landesbchörcle ohne Nennung des Namens des Auskunfts-
pflichtigen ist zugelassen.

(3) Abrveichend von der Vorschlift des Absatzes 2 gilt für
das Land Berlin folgende Regelung:

Die Weiterleitung von Einzelangaben nach § 12 Abs. 2 des

Gesetzes an die fachlich zustiihdige oberste Bundes- und Landes-
behörde ist zugelassen.

§5
Diese Verordnung gili nach § 14 des Dritten überleitungs-

gesetzes vorn 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S.1) in Verbin-
dung mit § 17 des Gesetzes über die Statistik für Bundeszrvecke
auch im Land Berlin.

§6
Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1961 in Kraft. Sie tritt

mit Ablauf des 31. Dezember 1963 außer Kraft.

Bonn. den 30. November 1960.

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers
Ludrvig Erhard

Der Bundesminister für Wirtschaft
Ludwig Erhard

Anlage

z.ur Vcrordnung über die Durchführung einer Statistik über den

Auftragseingang in der Industrie.

Industriezweige

gernäß § 3 Abs. 2 der Verorclnung

Naiursteinindust rie
Zementindustrie
Ilalkindustrie
Gips- und Kreide-fndustlie
Ziegelindustlie
Feuerfeste Industrie
Betonsteinindustrie
Kalksandsteinindustrie
Isolier- und Leichtbauplattenindustrie
I(raftrvagenindusirie (einschließlich Helstellung von i\Iotoren untl

Straßenzugmaschinen)
Iiraftradindustrie (einschließIich Hersteliung vor Motoren und

1\Iopeds)
Herstellung von Aufbauten (2. B. Karosserien) und Anhängern
Fahrrad- und Kinderrvagenindustrie (einschließIich IIerstellung

von Krankenfahrstühlen)
Schiffbau
Illehtrotechnische Industrie
I:Ieiz- und I(ochgeräte-Industrie
Blechwarenindustrie
Feinblechpeck un6lsindust lie
Schloß- unrl Beschlagindustrie
-,) 

Sura"r"rr"iger Nr. 235 S. 1.

Fahrrad- und I(fz-Teile-Industrie
Schneidrvaren- und Besteckindustric
\f etallrvarenindustrie
1\Ietallliurzrvarenindustrie
'Werlizeugindustrie (ohne Herstellung von Präzisionswerhzeugen

und -meßzeugen)
Porzellanindustrie
Stcingut- und Feinsteinzeugindustrie
Ton- und Töpferwarenindustrie
Sanitärkeramische Industrie
Ilerstellung von technischer und chemisch-technischer Keramik
Baukeramische. Industrie
Schleifmittelindustric
Flachglaserzeugende fndustrie
Hohlglaserzeugerrde Industrie
Holzmöbel- und Polstermöbelindustrie
Ilolzschliff, Zellstoff, Papier und Pappe erzeugende Industrie
Tapetenindustrie
Herstellung von Schreiblvaren und Bürobedarf aus Papier und

Pappe (einschließlich Buchbinderei)
Herstellung von Speziaipapieren und Yerpackungsmitteln aus

Papier und Pappe
Sonstige Papier und Pappe verarbeitende Industrie
Kunststoffverarbeitencle Industrie
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Ledererzeugende Industrie
Schuhindustrie
Kammgarnspinnereien
Streichgarnspinnereien
Zwei-, Drei-, Yierzylinder- und Vigognespinnereien
Flachsspinnereien
Hanfspinnereien
Hartfaserspinnereien
Tuch- und Kleiderstoffwebereien (auch mit eigener
Baumwollwebereien (auc-h mit eigener Spinnere-i)
Teppich- und Möbelstofrindustrie i

Seiden- und Samtwebereien
Leinenwebereien
Jutewebereien (auch mit cigener Spinnerei)
Schwerwebereien I

Wirkereien und Strickereien (ohne Flachstrumpfabteilungen)
Flachstrumpfrvirkereien (einschließIich Flachstrumpfabteilungen)
Herren- und Knabenoberbekleidungsindustrie
Damen-, Mädchen- und Kinderoberbehleidungsindustrie
Wäsche-Industrie (einschließIich Herstellung von Haus-, Bett-

und Tischwä§che)
Spinnerei)

Verordnung über eine,Jahreserhebung der Nettoleistung der Industrie

Vom 12. Januar 19561) ,

rl

Auf Grund des § 6 Abs. 2 des Gesetzes tiUe, aie Staiistik für
Bundeszwecke (StatGes) vom 3. September 1953 (BGBI. I
S. 1314) verordnet die Bundesregierung mit Zustimmung des
Bundesra tes :

§1
Zur Ermittlung der Nettoleistung der Industrie wird eine ein-

malige Erhebung durchgeführt.

§2
(1) Die Erhebung erstreckt sich auf folgende Tatbestände:

1. Gesamtumsatz an eigenen Erzeugnissen und.Leistungen
sowie an Handelsware;

2. Gesamtrvert der Bestände an selbsthergestellten fertigen
und halbfertigen Erzeugnissen am Anfang und Ende
des Berichtsjahres;

3. Gesamtwert der \Arareneingänge sowie der Bestände
am Anfang und Ende des Berichtsjahres an Rohstoffen,
sonstigen Vorproduhten, Hilfs-, Betriebs-, Brenn- und
Treibstoffen und Handelsrvare sowie der ,Bezüge an
Energie;

4. Wert der von anderen Firmen ausgeführten Lohnarbei-
ten;

5. Gesamtzahl der Beschäftigten.

(2) Die Erhebung erstreckt sich außerdem bei den in § 3
Abs. 3 genannten lJnternehmen der Industrie auf folgende
neitere Tatbestände:

1. Aufgliederung des Gesamtwertes der 'Wareneingänge

(Absatz 1 Nummer 3) nach Warengruppen und nach Be-
zügen aus Gebieten innerhalb und außerhalb der Bun-
desrepublik;

2. Anteil der Verkäufe an den Handel am Gesamtumsatz.

Auf Grund des § 6 Abs. 2 des Gesetzes über die Statistik für
Bundeszrvecke (StatGes) vom 3. September 1953 (Bundes-
gesetzbl. I S. 1314) verordnet die Bundesregierung mit Zustim-
mung des Bundesrates:

§1

In der Elektrizitüts- und Gaswirtschaft wird eine Bundes-
statistik durchgeführt.

(3) Die Angaben nach Absatz 1 und Absatz 2 beziehen sich
auf das Kalenderjahr 1954 oder das diesem am nächsten konr-
mende Geschäftsjahr, für das der Abschluß vo,rliegt.

§3
(1) Auskunftspflichiig sind. alle zur monatlichen Industrie-

berichterstattung herangezogenen Unternehmen der Industrie
nach dem Stand vom 30. Septdmber 1954.

(2) Die Erhebung nach § 2 Abs. 1 wird bei allen auskunfts-
pflichtigen IJnternehmen durchgefjihrt.

(3) Die ergänzende Erheburig nach § ä Abs.2 rvird b.i t o.t-
stens 11 000 der in Absatz 1 genannten lInternehmen durch-
geführt.

§+
Nach' § 14 iles Dritten überleitungsgesetzes vom 4. Januar'

1952 (BGBI. I S. 1) in Verbindung mit § 17 des Gesetzes gilt
diese Verordnung auch im Land Berlin.

s'' 5

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkündung in
Kraft. r

Bonn, den 12. Januar 1956.

Für den Buhdeskanzler
Der Bundesminister der, Finanzen

Schäffer

Der Bundesminister für Wirtschaft
Ludwig Erhard

§2
In der Elektrizitätswirtschafi erfaßt die Staiistik

1. bei Unternehmen der öffentlichen"Elektrizitätsversorgung:

A. Monatlich ll

a) Erzeugung, Bezug und Abgabe von Elektrizität,
b) Leistung und Belastung clä" Ä.riagen zur Erzeugung,

zum Bezug und zur Abgabe von Elektrizität,
c) Y_orräte an Speicherwasser für die Erzeugung von

Elektrizität, t

d) Verbrauch und Bestand an Brennstoffen;

Verordnung über die Statistik in der Elektrizitäts- und Gaswirtsctraft

Vom 10. Dezember 1959)

1) Bundesanzeiger Nr.11 S. 1, - 
r) Bundesanzeiger Nr.241 S.1
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B. Jährlich
a) Abgabe von Elektrizität und Erlös aus dieser Ab-

gabe,

b) Beschäftigte,

c) Arbeitsstunden,

d) Bruttolohn- und Bruttogehaltssummen;

2. bei den übrigen lfnternehmen, die Anlagen zur Erzeugung
von Elektrizität besitzen:

Jährlich
a) Er.zeugung und Bezug von Elektrizität,
b) Leistung und Belastung der Anlagen zur Erzeugung

von Elektrizität,
c) Verbrauch an Brennstoffen für die rErzeugung von

Elektriziiät,
d) Beschäftigte in den unter b) genannten Anlagen.

§3
In der Gaswrrtschaft erfaßt die Staiistik

1. bei Unternehmen der öffentlichen Gasversorgung mii Aus-
nahme der in Nummer2 bezeichneten lJnternehmen:

A. Monatlich
a) Erzeugung, Gewinnung, Bezug, Umrvandlung, Spei-

cherung, Yerrvendung und Abgabe von Gas,

b) Erzeugung von Koks und Nebenprodukten,
c) Yerbrauch und Bestand an Rohstoffen für Erzeu-

gung und Umwandlung von Gas;

B. Jährlich
' a) Leistung der Anlagen zur Erzeugung, Umrvandlung

und Speicherung von Gas, I

b) Gasabgabe und Erlös aus dieser Abgabe,
c) Beschäftigte,

d) Arbeitsstunden,

e) Bruttolohn- und Bruttogehaltssummen;

2. Bei Unternehmen der öffentlichen Gasversorgung, die
ausschließIich Erdgas, Erdölgas, FIüssiggas oder Raffinerie-
gas an Dritte abgeben:

Jährlich

Gervinnung, sonstiger Anfall, Bezug, Ifmwandlung, Spei-
cherung, Yerwendung und Abgabe von Gas;

3. bei den übrigen llnternehmen mit Anlagen, bei deren Be-
trieb Gas durch Erzeugung, Gelvinnung oder auf andere
Weise anfällt, umgewandelt oder gespeichert wird:

Jährlich
a) Erzeugung, Gewinnung, sonstiger Anfall, Bezug, Um-

wandlung, Speicherung, Yerwendung und Äbgabe von
Gas, ,

b) Leistung der Anlagen zur Erzeugung, Umrvandlung und
Speicherung von Gas,

c) Verbrauch an Rohstoffen für Erzeugung und Umrvand-
lung von Gas.

(1) Auskunftspflichtig ,r.n 
UU 

lO des Gesetzes sind Unterneh-
men, die Anlagen zur Erzeugnug oder Abgabe von Elektrizität
(§ 2) oder Anlagen besitzen, bei deren Betrieb Gas durch Er-
zeugung, Gewinnung oder auf andere Weise anfäIlt, umgewan-
delt, gespeichert oder abgegeben wird (§ 3).

(2) Die Auskünfte sind auf Anfordern gesondert für die ein-
zelnen Betriebe der ljnternehmen zu erteilen.

(3) Die Meldungen sind der für die Energiewirtschaft zustän-
digen obelsten Landesbehörde oder der von dieser bestimmten
StelIe einzureichen.

§5
Die Staiistiken nach § 2 Nr. 2 und ,§ 3 Nr.2 und 3 werden

nach § 2 Nr. 2 des Gesetzes vom Statistischen Bundesamt auf-
bereitet.

, §6
I

Die \4/eiterleitung von Einzelangaben nach § 12 Abs.2 des
Gesetzes an den Bundesminister für Wirischaft und an die für
die Energiewirischaft zuständige oberste Landesbehörde ist zu-
gelassen.

§7
Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten überleitungs-

gesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) in Verbin-
dung mit § 17 des Gesetzes über die Statistik für Bundeszweche
auch im Land Berlin.

, §8
Diese Verordnung tritt am 25. November 1959 in Kraft. Sie

triti mit Ablauf des 24. November 1962 außer Kraft.

Bonn, den 10. Dezember 1959,

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers
Ludwig Erhar.d

Der Bundesminisier für Wirtschafi
Ludrvig Erhard

I. In der öffentlichen \Masserversorgung:

1. Gewinnung und Bezug von Grundrvasser, Queilivasser
und Oberflächenwasser;

2. Äbgabe von lVasser;

3. Einwohnerzahl des Versorgungsgebietes;

II. Im öffcntlichen Abwasserwesen:

1. Abwasseranfall;

2. Fortleitung, Behandlung und Yerbleib des Abrvassers;

3. Einwohnerzahl des an die öffentliche Kanalisation an-
geschlossenen Gebietes.

verordnung über die statistik in der öffentlichen'wasserversorgung
und im öffentlictren Abwasserwesen

Yom S.April 1958t)

Auf Grund des ,§ 6 Abs. 2 des Gesetzes über die statistik für
Bundeszwecke (StatGes) vom 3. September 1953 (BGBI. I
S.1314) verordnet die Bundesregierung mit Zustimmung des
Bundesrates:

§1
In der öffentlichen lVasserversorgung und im öffentlichen Ab-

wasserwesen werden im Jahre 1958 Erhebungen als Bundes-
statistik durchgeführt.

§2
Die Statistik erfaßt für das dem Erhebungsjahr voran-

gegangene Kalenderjahr folgende Tatbeständei

t) Bundesanzeiger Nr.69 S.1.
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§3
(1) Auskunftspflichtig nach § 10 des Gesetz.es sind Anstalten

uud Iiörperschafien des öffentlichen Rechts, Unternehmen und
anclere Einrichtr,rngen, die Anlagen der öffentlichen \Masserver-
sorgung uncl des öffentlichen Abrvasserlvesens beireiben.

(2) Die N'Ieldungen nach § 2 sind unter Verrvendung der amt-
lichen Erhebungsvordruche zu den auf cliesen angegebenen
Nlelcleterrninen der zuständigen obersten Landesbehörde oder der
von clieser bestimmten Stelle einzureichen.

(3) Besitzi ein Auskunftspflichtiger an getrennten Orten Be-
t,riebe mit selbstiindigcn'\Masserversot'gungs- oder Entwässe-
mngsgebieten, so ist für diese einzelnen Betliebe jervcils geson-
dert zu berichten.

§4
Die IMeiterleitung von Einzelangaben nach § 12 Abs. 2 des

Gesetzes an die für die 'Wasserversorgung und das Abwasser-
rvesen zuständigen obersten Bundes- und Lanclesbehörden oder
clic lon diesen bestimmten Stellen ist zugelassen.

a) trJrzeugung an Erzen, I{onzentraten, Rohmaterial
und Halbmaterial,

b) Abgabe von Edelmetallcn in Form von Roh- und
Halbmaterial und von chemischen Yerbindungerr an
edelmctallverarbeitende Betriebe bei dcn Betrieben
tle l lletallqervinnrrng.

) BGBI. r S.842.

Diese Ye.or,lnung gilt ,r.n§ ; 14 iles Driiten überleitungs-
gesetzes vom 4. Januar 1952 (BGBI. I S. 1) in Verbindung rnit

§ 17 des Gesetzes über die Statistik für Bnndeszrveche auch im
Land Berlin.

.§ä
Diese Yerordnung gili nicht.,im Saarlancl.

§7
Diese Veroldnung tritt am 1. Januar 1958 in l(raft.

Bonn, clen 3. April 1958.

Dcr Stellyertreter des Bundeskanzlers
Ludwig Erhard

Der Bundesminister für Wirtschaft
Ludrvig Erhald

b) ,jährlich
Beschäftigie,
Bestand an Textilnaschinen;

2. bei Betrieben des ]Moll- und Baumrvollhandels
vierteljährlich
Abgang und Bestald an Ro'hsioffeu.

Gesetz über Statistiken der Rohstoff- und Produktionswirtsehaft einzelner Wirtschaftszweige
Vom 11. November 19601)

Der Bundestag hat clas folgende Gesetz beschlossen: c) .\ul'tlagseingarg unrl Lieferungcn ber Betrieben rler

§ 1 ff::äJräi:*T"T'iT:.!1::;i:?"HJ:[fm;
In folgenclen Wirtschaftsbereichen rverden Erhebungen als Ahfallmaterial für'andere Ztvecke als die der nfe-

Bundesstiiistih clurchgeführt: tallgervinnung verarbeiten),

f. in der Eisen- und stahlrvirtschaft (§2), d) Bestand an Rohmatelial bei Betricben der nfetall-

2. in der Nichteisen- und Edelmetalhviltsohaft (§ 3), ^ 
ge\\annung;

3. in der MineralöIwirtsclraft (§ 4), 2 vierieljiihrlich

-1. in der Textihvirtschaft (§ 5), a) Yerbrauch an Yor-' Roh- und Abfallmaierial'

5. in der Lederwirtschaft (§ 6), b) Bestand an Vor- und Abfallmaterial'

6 in crer rabar.virrscharr (s 7). ") 3ii.l1tt,,il-ff1ä.ul::'1.3'i,i:1,1*::,der 
drsten

§ 2 3. jütu'Iich

(1) Die Erhebung il der Eisen- und Stahhvirischaft (§ 1 Abgabc von Roh- und lrlalbmateria,l a.n Abnehmer im
Nr.1) erfaßi monatlich folgende Tatbestände: Inland.

1. Erzeugung, Ztgang, Abgang und Bestand an helge- (2) Auslrunftspllichtig zu der Erhebung nach Absatz 1 sinrl
stellten und gehandelten Erzeugnissen; die Betriebe des Metallerzbergbaus, der n(etallgervinnung, der

2 Auftragseingang und Auftragsbestand; elsten Verarbeitungsstufe und des 1\{etallhanclels.

3. Zugang, Abgang uncl Bestand an Roh- und I{ilfsstoffen; .

4 Errcugung' zugang' Abgang u,d Bestand an Brenn- 
(1) Die Erhebung ,, d.,, ni:":rl<rlrvi,'tscrraft (§ 1 Nr. 3) er-stoffen und Energie; faßt mo,atlich zngang, Lieferung und Bestand an Nli,eralöI-

5. Be_schäftigie, Arbeitszeit, Bluttolohn- und Bmtto- pro4,l<ten.
. gehaltssummen;

6. Anz.ahl.nd Zustancl der Schmelzeinleiten i, Flochofen- (2),Auskunftspflichtig sind- alle ßeiriebe, die }fineralöI-

unrl Stah6verksbetrieben. produkte herstellen oder im Verhehr mit einem Gebiet außer-

(2) A.sl.rnftspflichtig sincl die Betriebe ha'Ib des GelÜungsbereichs dieses Gesetzes beziehcn oder liefcrn

l. des Eisenerzbergbaus, § b
2' der Eisenschaffenden Industrie' 

^ (1) Die Erhebung in der Textihvirtschafi (§ 1 Nr.4) e.frlJt
3. mit Erzeugung \-on Eisen-. Stahl- unrl Tempelguß, folgencle Tatbestän[e:
4. mit Erzeugung von Legierungsmitteln,

5. cles Schrotthandels, l. bei Betrieben der Textilindustrie und der chemief'rser-

G. des Eisen- ,ncl stahlhandels. 
erzeugung

a) monatlich

§ 3 Zugang, Abgang und Bestand an Textilrohsioffen,

(1) Die Erhebung in der Nichteisen- uncl Edelmetalhvilischaft *l::::gung' 
Yersand und Bestand an Textilerzeug-

(§ i'Nr. 2) erfaßt f"olgencle Tatbestände: nrssen'

1. monatrich i^}:*:I"il' 
webstuhlstunden bei spinnereien .nd
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(2) Auskunftspflichtig sincl

1. zu Absatz I Nr. 1 die Betiebe
a) der Chemiefasererzeugung,

b) der Spinnstoffaufbereitung,
c) der Spinnstoffverarbeitung,

d) der Gespinstverarbeitung,

e) der Textilveredelung;
2. ut -Nbsatz I Nr.2 die Betriebe des \Moll- und Baum-

rvollhandels.

§6
(1) Die Erhebung in der Lederwirtsr:haft (§ 1 Nr. 5) erlaßi

monatlich folgende Tatbestände:

7. Zrgang, Einarbeitung und Bestanrl an Häuten uncl
Fellen;

2. Erzeugung, Absatz und Bestand an Leder.
(2) ,\uskunftspflichtig sind die Betriebe, die Leder crzcngen.

§7
(1) Die Erhebung in der Tabakrvirtschaft (§ 1 Nr. 6) e"faßt

vierteljährlich
Zugang, Abeang und Bestand an Rohtabak sorvie tlie
I\fengen an Rohtabali, über die Einfuhrr.erträge abst
schlossen sind.

(2) luskunfispflichtig zu der Erhebung nach Absatz 1 sind die
Betriebe,, die

1. Rohtabak be- oder r.erarbeiten;
2. mit Rohtabak liandeln.

(3) Die Erhebung narch Absatz 1 rvird durchgeführt ,

1. bei den in Absatz 2 Nr. 1 bezeichneten Betrieben, die
auf Grund des § 3 des Gesetzes über die Allgemeine
Statistik in der Industrie und im Bauhauptgewerbe vom
15. Jr.rli 1957 (Bundesgesetzbl. I S.720) zu Erhebungen
herangezogen werden;

2. bei den unter Absatz 2 Nr.2 bezeichneten Betrieben,
bei denen der Jahresumsatz an Rohtabak mindestens
50 Zentnel beirägt.

§s
Ilie Statistiken nach §§ 2, 3, 4 und 7 rverden r.om Statistischen

Bundesamt erhoben rrnd aufbereitei; die Vorschrift des § 9
Abs. 2 des Gesetzes über die Statistik für Bundeszrveclie
(StatGes) r'om 3. September' 1953 (Bundesgesetzbl. I S.1314)
bleibt unbenihlt.

§e
Die trVeiterleitung von Einzelangaben nach § 12 Abs. 2

SiatGes durch die erhebenden Behörden an den Bundesminister
für Wirtschaft oder die von ihm bestimmte Stelle sowie an clie
Iiir die \Virischaft zuständige oberste Lanclesbehörde ist zuge-
Iassen.

§10
Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Äbs. 1 des Dlitten

überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl, I S. 1)
anch im Land Berlin.

§11
Dieses Gesetz tritt mit Wirkung r.om 1. Ol<tober 1960 in Krafi.

Gieichzeitig treten außer Kraft
1. die Verordnung über die Statistik in der Textilr,virischaft

vom 29. August 1959 (Bundesanzeiger Nr.169 vom 4. Sep-
tember 1959),

2. die Yelordnung übel die Durchführung einer Eisen- uncl
Stahlstatistik vom 4. August 1960 (Bunäesanzeiger Nr. 164
vom 12. Augusi 1960).

Die verfa,ssungsmäßigen Rechte des Bundesrates sipcl gewahrt.

Das vor'stehende Gesetz rvird hierrnit verliündet.

Bonn, dcn 11. November 1960.

Der Bundespräsident
Lübke

Dor Stellvertreter des Bundeskanzlers
Ludrvig Erhard

Der Bundesminister f ür lVirtschaf t
Ludrvig Erhard

Begründungr)
I. Rechtsgr.undlagen der. Statistik

n{ii clern vorliegenden Gesetz werden Bundesstatistihen ge-
regelt, die in einigen Industriezrveigen in Ergänzung der aul
Grund des Gesetzes über die Allgemeine Statistik in der
Industrie und im Bauhauptgeiverbe vom 15. Juli 1957 (BGBI. I
S.720) in der gesamten Industrie durchgeführten Statistil5 schon
seit Iängeler Zeit notrvendig sind und die bisher auf Rechtsver-
ordnungen nach § 6 Abs.2 des Gesetzes über die Statistik für
Bundeszrvccke (StaiGes) vom 3. September 1953 (BGBI. f
S. 1314) beruhen. Diese Rechtsvelordnungen, die nach § 6 Abs.2
StaiGes nur. mit einer auf 3 Jahre begrenzten Geltungsdauer er-
lassen n,elclen ]iönnen. sind im Laufe cler Jahre seit Inkraft-
treten des StatGes schon mehrfach erneuert rvorden, da sich die
unveränderte Fortfülirung dieser Statistiken aus rvirtschafts-
politischen Gründen als unerläßlich erwiesen hat. Vier der z.Z
geltenden Rechtsverordnungen verlieren ihre GüItigkeit mit Ab-
lauf des 30. September 1960. Es entsprichi rlem § 6 rtbs 1

StatGes, daß langfristig benötigte Bundesstatistiken durch Ge-
setz angeordnet rverden. In dem vorliegenrlen Gesetz-entrvurf
werden daher die Rechtsvorschriften, über die Anordnung, der
Statistiken im Bereich der

Eisen- und Stahlwirtschaft
Nichteisen- und Edelmetalhvirtschaft
1\{ine ralölwi rtschaf t
Te.xtilwirtsclra f t
Lederivirtschaft
Tabahrvi rtschaft

1) Bundestagsdrucksache Nr. 1808 vom 28. April 1960 (siehe Vorbemerkung
auf S. 156 oben).

zusammengefaßt. Dieses Gesetz tritt an Steile der nachstehencl
aufgeführten Rechtslerordnungen, die gleichzeitig mit Verkün-
dung des Gesetze,s außer l(raft gesetzt rverden (§ 11), soweit
nicht schon vor'diesem Zeitpunkt ihre Gcltungsdauer abge-
laufen ist:

1. dic Ycrordnung über die Durchführung eincr Eisen- un.J
Stahlstatistik vom 1. August 1957 (Bundesanzeiger Nr. 148
vom 6. Augusi 1957)

2. die \rerordnung iiber die Durchführung einer Niclrteisen-
und Edelmetallstatisiik vom 1. August 1957 (Bundesanz-ei-
ger Nr. 148 r'om 6. August 1957)

3. dic Yerordnung übcr die Durchfühmng einer Lederstatistil<
vom 24. September 1957 (Bundesanzeiger Nr.186 r,om
27. September 1957)

4. rlie Verordnung über die Durchfrihrung einer Rohtabah-
statistih vom 1. August 1957 (Bundesanzeiger Nr. 148 vom
6. August 1957)

5. die Verordnung über die Statistik in der Textilivirtschafl
vom 29. August 1959 (Bundesanzeiger Nr. 169 vom 4. Sep-
icmber 1959).

Urn rlie nnverändelte lMeiterführung clieser Statistiken ztr

siohern, soll clas Gesetz mit Wirkung vom 1. Okiober 1960 in
I(raft treten. Lecliglich auf dem Gebiet der }fineralölwirtschaft
sieht das Gesetz die Neuschaffung einer Rechtsgrundlage vor,
cla für die schon seit langer Zeit erstellte Mineraliil.r,ersorgungs-
bilanz. über clic bereits auf Grund andelneitigcr Gesetzgehung
verfrigbaren Ängaben über Produhtion und Äußenhaldel hinaus
auch Angaben zul Vorratsbelvegung benötigt welden. Diese An-
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gaben werden zwar schon bisher von privater Sei+,e zur Ver-
iügung gestellt, jedoch sollen in Anbeiracht der besonderen
rvirtschaftspolitischen Bedeutung. der MineralöIbilanz auch die
diesbezüglichen Auskünfte auf eine Rechtsgrundlage gestützt
werden.

lT. Zweck und Bedeutung der Statistik

Die besondere Lage der Wirtschaftszweige, auf rvelche sich

dieses Gesetz bezieht und die sich auch aus der besonders engen
rechtlichen und wirtschaftlichen internationalen Integration er-
gibt, zwingt dazu, über die auf Grund des fndustriestatistischen
Gesetzes in der gesamten Industrie einheitlichen Tatbestands-
merkmale hinaus Yorgänge im lMirtschaftsablauf dieser Zweige
staiistisch zu durchleuchten, um der Verwaltung und der \Mirt-
schaft die für die laufenden internationalen Verhandlungen not-
rvendigen Unterrichtungen untl Überblicke zu verschaffen' Dabei
ist in bezug auf die einzelnen unter dieses Gesetz fallenden
Wirischaftsbereiche folgendes zu bemerken:

Die wirtschaftlichen Vorgänge in der deutschen Eisen- und
Stahlindtlstrie sind für die Gesamtwirtschaft der Bundesrepublik
von besonderer Bedeutung, da diese Industrie eine ihrer wesent-
Iichen und in hohem Grade konjunkturempfindlichen Schlüssel-
industrien ist. Die amtlichen Stellen müssen daher durch eine
amtlich geführte Statistik über den Wirtschaftsablauf in der
Eisen- und Stahlindustrie unterrichtet sein.

Die Unterlagen werden ferner benötigi, um die rvirtschaftliche
Enhvicklung der Eisen- und Siahlindustrie der Bundesrepublik
im Rahmen der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl
ausreichend verfolgen und der Hohen Behörde die erforderlichen
IJnterlagen zur Verfügung stellen zu können. Darüber hinaus
dient die Fachstatistik zur ErfüIlung zwischenstaatlicher Ver-
pflichtungen im Rahmen der OEEC und der ECE.

Die Bundesrepublik ist bei dem geringen Umfang ihrer eigenen
Erzvorkommen in der Versorgung mit Nichteisenmetallen und
trdelmetallen rveitgehend von der Einfuhr abhängig. Diese Lage
bedingt eine kurzfristige, spezifizierte lJnterrichtung des Bundes-
ministeriums für \Mirtschaft über Erzeugung, Verbrauch und Be-
stand von Nichteisenmetallen und über die Abgabe von Edel-
metallen an die Verbraucher, um den Struhturwandel auf dem
Nichteisengebied zu beobachten und Marktstörungen zu vermei-
den. Sie wird außeldem benöiigt zur Erfüllung eingegangener
internationaler Vereinbarungen über den Austausch statistischer
Informationen auf dem Gebiet der Metallr'virtschaft.

Die Erhebung in der Mineralölwirtschaft soll Yerbrauchs- und
Bestandszahlen feststellen und dadurch zusammen mit den aus
Produlctions- und Außenhandelsstatistiken bereits verfügbarerr
Daten ein Gesamtbild der Mineralölwirtschaft liefern. Die Bun-
desregierung benötigt diese Unterlagen, um sich jederzeit einen
zahlenmäßig verläßlichen Überblick über die Entwicklung des

Mineralölmarktes in der Bundesrepublik, insbesondere des Heiz-
öImarl<tes in soiner Verbindung zum Gesamtenergiemarkt ver-
schaffen zu können. Ein solcher llberblick ist auch als Unterlage
für die Verhandlungen im Rahmen der E\4IG und zur Erfüllung
der internationalen Aushunftsverlangen unerläßlich.

Die Texiilwirtschaft isi in besonders starkem }[aße von der
Einfuhr ihrer Rohstofre abhängig. fm Jahre 1959 wurden an
textilen Rohstofren für annähernd 1,8 Milliarden DNI eingeführt,
das sind rd. 23 v. H. der Gesamteinfuhr an gewerblichen ,Roh-

stoffen und etrva 90 v. H. des textilen Rohstoffbedarfs (ohne
Chemiefaser). Die Einfuhrabhängigkeit unterwirft die deutsche
Textihvirtschaft in empfindlicher Weise den Sch'wankungen der
internationalen Rohstoffmärkte, die wiederum den Zufälligkeiten
des Aufkommens in Übersee ausgesetzt sind. In den internatio-
nalen Verhandlungen im Rahmen der OEEC, des GATT und
insbesondere der EWG müssen die Vertreter der Bundesregie-
rung mit neuestem statistischem Zahlenmaterial ausgestattet sein,
um ihre Stellungnahme entsprechend begründen zu können und
um nicht von vornherein gegenüber den anderen Mitgliedslän-
dern entscheidend im Nachteil zu sein. In diesem Zusammenhang
rvird auf die sehr spezifizierten, stets auf dem neuesten Stand
befindlichen Textilstatistiken der anderen EWG-Mitgliedsländer
hingewiesen.

Die genannten Gründe machen die monatliche Beobachtung der
Rohstofibewegung in der Gliederring nach Ztt- und Abgang und
Bestand in den verschiedenen Zw-eigen und Stufen der Textil-
industrie und die vierteljährliche Beobachtung der Textilroh-
stoffe nach Äbgang und Bestand beim Woll- und Baumrvoll-
handel notwendig. Die Yeränderungen und Spannungen in der
heimischen Versorgung mit Rohmaterialien schlagen sich aber
sehr schnell auch in der Produktion nieder, bei der sich zudem
noch der in der Textilindustrie typische saisonale Rhythmus ent-
scheidend ausrvirkt. Deshalb ist die nionatliche Unterrichtung
über die Produktionseniwicklung und ihre fabrikatorischen Zu-
sammenhänge in den einzelnen Teilbereichen der Textilindustrie
geboten.

Monatliche Angaben über Spindel- und Webstuhlstunden (§ 5
Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe a) bildenjl die Grundlage für die Beob-
achtung der Kapazitätsausnutzung, die sich ihrerseits auf eine
jährliche Feststellung des Bestandes an Spindeln und IAIeb-
stühlen (§ 5 Abs. 1 Nr. I Buchstabe b) stüizt. Vergleiche mit den

textilen Produktionskapazitäten der Textihvirtschaften wichtiger
Nachbar- und Entwicklungsländer machen im Flinblick auf die
Schaflung eines europäischen Marktes und den rvachsenden lVett-
bewerb überseeischer Gebiete Kapazitätsunterlagen unent-
behrlich.

Die ledererzeugende Industrie ist in ihrer Rohstofrversorgung
bei Großviehhäuten bis zu 50 v. H. und bei l(Ieintierfellen bis zu

90 v. H. einfuhrabhängig.
Die Lieferungen aus den Haupterzeugerländern sind infolge

von - vielfach politisch bedingien - Preis- und Kursmanipula-
tionen erheblichen Schrvankungeü unterworfen, die unter IJm-
ständen den weitgehenden AusfaII eines Lieferlandes zur Folge
haben. Die amtlichen Stellen müssen aus handelspolitischen
Grünclen über Zugang, Verarbeitung unä Bestand (letzterer ein-
schließlich der Umlaufmenge) laufend unterrichtet sein, um im
Bedarfsfalle durch Erschließung zusätzlicher Einfuhrquellen eine
gleichmäßige Versorgung zu ermöglichen. Des rveiteren wird
auch für die Arbeiten im ßahmen eines gemeinsamen euro-
päischen Häutemarktes Zahlenmaterial über die Rohstoffversor-
gung benötigt.

Der in der Bundesrepublik verarbeitete Rohtabak ist zu etrva
80v.H, ausländischen und zu etwa 20v.H. inländischen Ur-
sprung§.

Der inländische Tabakanbau erzeugt zwei verschiedene Arten
Tabalr, und zlvar die für die Herstellung vor. Zigarcen verwen-
deten Zigarrenguttabake und die bei der Herstellung von Rauch-
tabak und schwarzen Zigaretten,Verwendung findenden soge-
nannten Schneidguttabake. Für bestimmte steuerlich begünsiigte
Preisklassen des Rauchtabaks und der schlvarzen Zigaretten ent-
häIt das Tabaksteuergesetz hinsichtlich der zu verwendenden
N{indestmengen von Inlandtabak besondere Vorschriften Da nur
durch Kenntnis der Bevorratung richtige Dispositionen sorvohl
von Pflanzern als auch von Industrie und Handel getroffen rver-
den können, sind zuverlässige Angaben über die Rohtabak-
bestände bei Industrie und Handel erforderlich.

Der ausländische Rohtabak wird aus mehr als 35 Ländern be-
z.ogen. Er ist handels- und rvirtschaftspolitisch ein bedeutsamer
Fakior. Daher ist eine umfassende Unterrichtung über die Be-
standsbewegung bei ausländischen Rohtabaken auch in sorten-
mäßiger Hinsicht und auch Provenienzen bei Handelsvertrags-
verhandlungen zrvischen den Erzeugerländern und der Bundes-
republik von \4'ichtigkeit; sie bildet die Voraussetzung für Ent-
scheidungen, die beim Aushandeln voh Weri und Menge der
Einfuhr und neuerdings auch bei Hil{sstellung gegenüber den
unterentwichelten Ländern zu treffen sind. So rväre es z. B. ohne
Kenntnis der vorhandenen Rohtabakbestände nicht möglich, Ab-
nahme- oder lInterstützungszusagen gegenüber Lieferländern zu
geben oder nicht erfüllbaren Forderungen in dieser Hinsicht ent-
gegenzutreten. Eine wichtige Unterlage bildet die Rohtabak-
statistik im Rahmen der internationalen Zusammenarbeit, dies
besonders innerhalb der EWG und bei den GATT-Yerhandlun-
gen. Da Tabak, der im Staatshaushalt eines jeden Landes eine
große Rolle spielt, immer ein schwieriges Problem ddrstellt, muß
die Bundesrepublik in der Lage sein, in gleicher Weise wie die
Länder mit l{onopol oder staatlich gelenkter Wirischafi ge-
wünschte Angaben machen zu hönnen.

fl
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III. Durchführung der Statistik

Von den Ländern rverden die Statistiken nach § § 5 und 6 wie
bisher erhoben und aufbereitet. Die Statistiken nach §§ 2, 3, 4
und 7 lverden vom Bund zentral durchgeführi. Es ist vorgesehen,
daß die Statistik nach § 2 wie bisher vom Statistischen Bundes-
amt und die Statistiken nach §,§ 3, 4 und 7 nach Nlaßgabe des

§ 9 Abs. 2 StatGes vom Bundesamt für gerverbliche Wirisr:haft
erhoben und aufbereitet werden.

Die Weiterleitung von Einzelangaben (§ 9), die bereits in den
entsprechenden Verordnungen vorgesehen rvar, ist aus sachlichen

Gründen notwendig, um den binnenwirtschaftlichen Erforder-
nissen und im FaIIe der Stahlstatistik (§ 2) den Anforderungen
der Hohen Behörde der Europäischen Gemeinschaft für Kohle
und Stahl gemäß Artikel 47 des Montanvertrages entsprechen zu
können,

IY. Kosten der Statistik
Zwätzliche Kosten entstehen nicht, da die Erhebungen von

den beauftragten Yerwaltungsstellen nur in dem bisherigen Um-
fange weitergeführt werden.

Bekanntmadrung zum Gesetz über Statistiken
der Rohstoff- und Produktionswirtsdraft einzelner Wirtschaftszweige

Yom 7.I)ezember 19601)

1. Mit der Wahrnehmung der Aufgaben gemäß §§ 3, 4
und 7 des Gesetzes über Statistiken der Rohstoff- und
Produktionswirtschaft einzelner l4lirtschaftszweige vom
11. November 1960 (Bundesgesetzbl. I S. 842) habe ich das
Bundesamt für gerverbliche Wirtschafi in Frankfurt a. II.
beauftragt.

2. Die gemäß §§ 3, 4 und 7 des Gesetzes einzureichenden
Meldungen sind jeweils innerhalb von 10 Tagen nach Ab-
lauf des Meldezeitraumes unter Verwendung der amtlichen

Auf Grund des § 6 Abs. 2 des Gesetzes über die Statisiik für
Bundeszrvecke (Statces) vom 3. September 1953 (Bundesgesetz-
bl. I S. 1314) verordnet die Bundesregierung mit Zustimmung des

Bundesrates:

§1
über ilie V...orgr.rg mit Düngemitteln rvird eine Bundes-

statistik durchgeführt.

. §2
Die Statistik erfal}t monatlich folgende Tatbestände:

1. Erzeugung, Einfuhr, Ausfuhr und Bestand an stickstoff-,
phosphai- und kalihaltigen Düngemitteln und Mehrnähr-
stoffdüngern und an Rohstoffen für die Herstellung von
Düngemitteln, jeweils aufgegliedert nach Arten;

2. Lieferung dieser Düngemittel und Rohstoffe an Yer-
arbeiter;

3. Zugang und Abgang an diesen Düngemitteln.

§3
(1) Auskunftspfliohtig nach § 10 des Gesetzes sind die Be-

triebe, die Düngemitiel und Rohstoffe zur Herstellung von Dünge-
mitteln erzeugen, einführen, ausführen und erstmalig in den Ver-
kehr bringen.

') Bundesanzeiger Nr. 2,10 S. 2. - ) Bundesanzeiger Nr. 148 S. 2.

Erhebungsvordrucke in je einer Ausfertigung dem Bundes-
amt für gewerbliche \Mirtschaft und der fachlich zustän-
digen obersten Landesbehörde einzureichen.

Bonn, den 7. Dezember 1960.

Der B.undesminister für Wirtschaft
In Vertretung

Westrick

(2) Die Meldungen nach § 2 sind monatlich bis zum 12. Tage
des dem Berichtsmonat folgenden Monats in vier Ausfe.rtigungen
der fachlich zuständigen obersten Landesbehörde oder der von
ihr bestimmten Stelle einzureichen.

(3) Die Weiterleiiung von Einzelangaben nach § 12 Abs. 2 des

Gesetzes ist zugelassen.

. §4
Diese Yerordnung gili nach § 14 des Dritten überleitungs-

gesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S.1) in Verbin-
dung mit § 17 des Gesetzes über die Statistik für Bundeszweche
auch im Land Berlin.

§5
Diese Verordnung gilt nicht im Saarland.

§6
Diese Yerordnung tritt am 1. Oktober 1957 in Kraft. Sie tritt

mit Äblauf des 30. Septemier 1960 außer Kraft.

Bonn, den 1. August 1957.

Der Stellverüreter des Bundeskanzlers
Blücher

Der Bundesminister für Vlirtschaft
Ludwig Erhard

Verordnung über die_Durchführung einer Düngemittelstatistik

Vom 1. August 19572)
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Gesetz über die Handwerkszählung 1956 (Handwerkszählungsgesetz 1956\

Der Bunclestag hat clas lorgende Gesetz beschlo...rr,to* 

12' Juni 19561) 

s b

§1
Im Kalenderjalir 1956 rvird eine Hantll'erlszählung als Bun-

clesstatisiik durchgeführt.

§2
Die Handrverliszählung erfaßt die in der An1age zu diescm

Gesetz bezeichneten Tatbestäncle.

§3
Die Handrverkszählung erstreckt sich auf alle nach § 6 des

Gesetzes zur Ordnung des Handrverks (Handwerksordnung) vom
17. Septernber 1953 (Bundesgesetz.bl. I S. 1411) in der Hancl-
n'elksrolle eingetlagenen Betriebe.

. §4
(1) Die Handrverlishammern stellen den fiir die Durchführung

der Zählung zuständigen Landesbehörden die Anschriften der
nach § 3 auskunftspflichtigen Beiriebe auf Anfordern zur \rer-
fiigung.

(2) Sorveit bei der Duichführung der Zählung Handwerks-
kammern und I(reishand'r.verkerschaften zur Mitrvirhung heran-
gezogen rverden, unterliegen sie den Vorschriften des § 12 Abs. 1

und cles ss 13 des Gesetzes über die Statistik für Bundeszrvecke
(StatGes) .'om 3. September 1953 (Bundesgesetzbl. I S. i314).

Die Weiterleitung von Einzelangaben aus Abschnitt A (Ällge-
meines) Nummern 1 bis 7 der Anlage zu rliesem Gesetz nach § 12

Abs. 2 StatGes an die zuständige Handrverkskammer zur Er-
gänzung der Handrvelksrolle ist zugelassen.

§6
Dieses Gesetz gilt nacli i\{aßgabe des § 13 Abs. 1 des Dritten

übelleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1)
auch im Land Beriin.

§7
Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verl<üntlung in Kraft.

Die verfassungsmäßigen Rechte des Bundesrates sind gervahrt

Das vorstehende Gesetz rvird hiermit verhündet.

Bonn, den 12. Juni 1956.

De, Bundespräsident
Tlieodor Heuss

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers
BIücher

Der Bundesminister für Wirtschaft
Ludwig Erhard

Begründung2)

Das Hanclrverk hat mit 800 000 Betrieben und rund 3.8 n[ii-
Iionen Beschäftigten bei einem Jahresumsatz von über 35 NIiI-
Iiarden DM einen wesentlichen Anteil an der deutschen Volks-
rvirtschaft. Seine \Mertschöpfung von etwa 10 Milliarden DNI
ri'ird nur von der Industrie mit 52,5 Milliarden DNI uncl von der
Land- und Forstwirtschaft mit 12,3 Milliarden Dn{ übertroffen.

Die Kenntnis über diesen 'wichtigen Zrveig' der deutschen
Wirtschaft ist daher sowohl für die Bundesregierung und clie

Lünclerregierungen als auch für die rvissenschaftlichen Institu-
tionen und für die lveitere Öffentlichkeit von wesentlicher Be-
deutung. Aus diesem Gruntle rvurde bereits im Jahre 1949 eine
Handiverkszählung veranstaltet. Sie erbrachte erstmalig nach
dem Kriege einen überblick über die wesentlichsten Tatbestände
im Hanrhverk des Bundesgebietes rvie Zahl d.er Betriebe, Be-
schäftigte, IJmsatz und dessen Unterteilung nach Neuherstellung,
Reparaturen, Dienstleistungen und Handelsumsatz, Verbindung
mit anderen Wirtschaftsbereichen, Anteil det Vertriebenen und
Zuwanderer.

Die Wirtschaltsstruktur im Jahre 1949 war aber noch ent-
scheidend von den außergervöhnlichen YerhäItnissen aus der
Zeit .vor der Währungsreform beeinflußt, so daß die Ergebnisse
rlieser Zählung inzrvischen überholt und für aktuelle wirtschafts-
poiitisclie XIaßnahmen nicht mehr brauchbar sind. \4lährend über
die seither erfolgten Veränderungen in anderen Wirtschaf ts-
bereichen hinreichend Kentnisse auf Grund regelmäßig durch-
geführter amtlicher Statistiken vorliegen, fehlen über das Hand-
rverli zuverlässige Unterlagen vöIlig. Diese Unterlagen werden

) BGBI. IS.495. - 2) Bundestagsdrud<saüe Nr. 2179 vom 2.Mäa1956
(siehe Vorbemerkung auf S. 156 oben).

aber dringend benötigt von den obersten Bundes- und Landes-
behörden für lMirtschaft, Landwirtschaft und Ernährung. Arheit,
Vertriebene uslv. nicht nur für gewerbe-, arbeitsmarkt- und
sozialpolitische Maßnahmen, sondern auch für Vorhaben in clen

Zonenrand- und Sanierungsgebieten sorvie für die Beobachtung
cler langfristigen Struhturrvandlungen innerhalb der Handrverhs-
rvirtschaft und hinsichtlich ihrer Stellung in der gesamten Wirt-
schaft der Bundesrepublih. Die Handwerkszählung wird eine
zuverlässige Grundlage für die Fortschreibung von Größen-
ordnungen schaflen, lvelche die struliturelle und honjunkturelle
JMeiterentwicklung des Handrverks erkennen lassen.

Der Umfang der ,Zählung entspricht im allgemeinen dem-
jenigen der Zählung von 1949. Lediglich für den betriebsrvirt-
schaftlichen Bereich rverclen die 'Wareneingänge und bei einem
Teil der Betriebe die Material- und I4larenbestände neu auf-
genommen.

Da die Zählung aIIe in die Handrverksrolle eingetragenen
Betriebe erfaßt, ist die Miiwirkung der I-Iandwerkskammern
insofern erforderlich, als nur bei diesen Stellen das Anschriften-
maierial vorliegt. Gleichzeitig ist vorgesehen, daß aus dem Ab-
schnitt A des Zählungsbogens die Nrn. 1 bis 7 in Form einer
Zweiischrift den Hand'werkskammern zur Ver.Iügung gestellt
rverden hönnen, da diese Unterlagen unter das Äuskunftsreclit
der Handwelkskammern gemäß ,§, 16 der Handrverlisordnung
fallen.

Die Zählung bedarf nach § 6 Abs. 1 des Gesetzes über die
Statistik für Bundeszwecke (StatGes) vom 3. September 1953
(Bundesgesetzbl. I S. 1314) der Anordnung durch ein Bundes-
gesetz.
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Anlage
zum Handwerkszählungsgesetz 1956

Eingang: Kqrtei Prulung: Stati sli sches L an dcs o mt Laulenrle Nummer:

Handwerkszählung 1956

Durchgeluhrt auf Grunil des Gesetzes uber die HandworkszäIr.lung 1956 vom 12. Juni 1956. Die Auslullung dreses }'ragebogens rst gesetzliche pltrcht. Zur
Beantwortung dieses Fragebogens stnd alle auf Grund iler Handwerksordnung in dio Handwerksrolle eingetragenen selbstandigen Hani\verker untl handwerk-
lichen Nebenbetriebe (auch solche der ollenttichen Hand) verplhchtet. Angaben lür evtl. bestehende Filialbetriebe silLl in den Bogen des Hauptbetriebes einzu-
beziehen. Älle Angaben werden geheimgehalten und drenen nicht steuerlichen Zwecker.

Ilandwerkliche Nebenbetriebe haben dre tr'ragen A 3, 4, 6, 8 bis 11, t'2 sowie tlio Abschnitte B, G uud H nicht zu beantrvorten.

A. ALLGEMEINES

1. a) Yor- untl lamtlienname des Betriebsinhabers oder Nme der iu das Handelsregister eingetrageneu Frrma

Betriebssrtz: Gemerndc Krers

Straße Nr. Telefon: Ämt

b) Erster Inhaber (Name)

nleisterprufung abgelogt im Jahre bsr l{atrdwerliskammer

o) Zrveiter Inhaber (Name) t

Moisterprutung abgelegi im Jahre boi Handwerkskammer

2. Ilauptsächlich ousgeübtes Ilandwerk (Ilondwerkszweig) trach beiliegendem Yerzeichni§:

Nr.

geb. am:

geb. am

3. Betreiben Sie oullsr Hanrlwerk noch Ltnilwirtschaft, eino Gaststätte, ein Yerkehrsgewerbe, Ilondel (mit nicht sel[st herge-
§tellten Drzeugrissen) oder eine &ndere whtschaftlichs Tätigkeit!

1a oder rrcirr

wenn jo:

a) rvelche:

b) uberwiegt dro handwerkltohe Tatrgker[ gegenuber leder oluelnen der unter a) angegobenen Tatrgkerten; hegt also
der wirtschafthche Schwerpunkt d.es Betriebes gemessen an der Zahl dcr dalirr eingesetzten Beschaftrgten oder tler
gelersteten Arbeitsstunden rm Ilandryerk ?

4. Gehürt zum Ilandwerksbetrieb ein Ladengesohöft der gleichen Branche (auch Vottaulsraum oder Aunahmestelle) ?

5. Ist iler Betrieb handwerklirher Nebenbctrieb eines Unternehmens des Ilsnilels, der Landwirlschaft, der Industrie, des

Yerkehrs, der Energieyersorgung oiler eines sonstigen lYlrtschoftszweigesl

wern ja:

a) rvelchem Wirtscl:altszrverg gchort das Untcrnehmen an?

b) rvrrd der Nebcnbetrieb votr erner Korperschaft, Anstalt oder Strltung des dflcnthchen Rechts betrreben (wre Bund,
Land, Gemernde, Gemerndeverband, Zweckverband, Sozialversioherungsträger) ?

6. Ist der Inhsber des Ilsnilwerksbehiebes im Hanrlelsregister eingetrngenl

?. Besitzt iler Behiebsinhober (oder der Betriebsleiter) die Befugnls zur Änleitung von Hendwerkslehrlingou ?

wenn ia:

a) aul Grund einer trIersterprüIung im llandrverk?

;a oder reur

ja oder rrein

1l oder rterrr

jr odcr nein

ja oder nern

,;u otlcr lcrn

1a otler uetn

Nicht
auslullen

b) aut Grund einer Yerleihung im Hand.werk?
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8. Wenn Lanilwirtschaft elnschl. Ggrtenbou @igenlonil und Prehtlsnd - Iedoch nicht Deputotlonil - zusammen)

betrieben whl:

a) wio groß ist die selbstbowirtschaltete Gesamtfläche?r)

b) wio groß ist die landwirtschaltlicho Nutzfldche?')

1) Hier sinil auch Wald,l,and, Haus- und llofraun, WcAe, Geuiissct uEw. ainzubcziehcn.

2) Hierzu rcchnen Acku, Gartentand, Wiov, Wcidc, Rebflitchc, Obstanlagn, Baum-
schulen und, Korbwcidcnanl'agcn,

L Arboltot rler Hondwerksbetrieb

a) grnz oder uberwiegenct im eigenen GebAude bzw. aul eigeuom Gruntlstrick?

b) ganz od.or überwtegenil in gemieteton Rdumcn bzw. auJ gemietotem odsr gepachtotom Grunclstirck?

10. Mochen Slo iöhrlich eino hventüt

11. Melden Sle zü Industrieberlohterststtungt

12. Gehört iler Betriebsinhober (oiler iler Botriobsleiter) einer Innung an!

Hoktar

Hektar

Är

Ar

je oder neitr

ja odor noin

ja odor nein

jä oder nein

ja oder neil

Nioht
ausfullon

B. ALTERSYER,SOßGI]NG UND KRANf,XNYERSICIIERUNG DES INEASERS

1 In welcher Form haben Sie lhre ÄltersversorguEg gereBoltl

a) durch Ängestolltonversicherung?

b) durch Lebensvorsiohcrung?

c) durch Halbversicherung (Halbdeckung in tlor Ängestelltonvorsioherung) ?

il) duroh sonstige Versicherungen (2. B. Invalidenversicherung, Spezialversicherungen wio lih Schornstointeger,

Bäcker u. a.) ?

e) Beziohcn Slo bereits eino Rents aus einor dissor Yersicherungen oder ist lhnon eino Lobcnsversicherungssumme

ausgezahlt rvordon?

8. §inil §ie DIitBliGd elner Kr8trkenyersichorung?

a) bei eincr Krankoakasso der Sozialvorsicherung (also oinor Orts-, Land-, Botri€bs-, Iunuugs-, Knappschaftskranken-

kasse, oiner Ersatzkasss oder dor Seekasse) ?

b) boi oiner anderen Krankonkasse?

ja odor noin

ja od.or neil

ja od.er nein

;a odor-nom

ja odor neil

ja otler nein

ja oilor noin

C. BESCEA}'TIGTE ADI 8I.6.1966 l, Z"U au, Beschältigten

1. BeschöItigto Penonen nach ilor Stellung im Behleb Insgesamt Ztgewat-
ilorto

d.arunter

_weiblich
Vortrie-

bens

I

a) Tätiso Inhiber .

b) Mithoueudo Familionangehdnge .......

o) Betriobsloiter im Arbeitnehmerverhältnis .

d) Gesellen unil sonstige Faoharbeiter

e) Angolernto und ungelernte Arbeiter .

f) Handworkslehrlingo (oinsohl. Umschüler)

g) Änlernlilge

h) Technisoho und kaulmdnnisohe Angestolltc oinsohl. Gewerbcgehilflnncn

i) Technischo und kaufmännisaho Lehrlinge

BesobäItigte ilsgosamt (ohne Hoimarboiter)
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2. Yt/ieviel Beschäftigto (ohne Inhaber) habsn die Meisteryrüfung in einem Ilandwerk
bestanilenl

3. Wieviel Hcimsrbeiter wefllen bes0hüftigt? (I{ier sind nur soloho Porsonon zu zählen,
iür die der Bstrieb erne Heimarbeiterkerte fuhrt.)

4. Wieviel §chwerbeschöiligte sind im Betrieb tätiBl

Sclruerbcschadigle sind Personen, drc tm der lur die Durckltrhrung d,es

Bund,eswrsorllungsgesetzes ztrstandigen Behordc als solche anerkannt sind,,
und Personen, die d,urch behordliche Dntscheid,tmg d,en Schucrbeschad,iglen

gleichgesletlt stnd.

5. Ältersglieilerung der töti8en Inh&ber, Gesollen und sonstiBen Fachsrbeiter:

insgesamt

d.arunter weiblich

inBgesamt

daruntor weiblich

a) Tatige Inhaber

b) Sonstigo Beschaftigte

Stellung rm Betrreb
unter

25
Jahro

25 bis
unter

30 Jahre

30 bis
unter

35 Jahre

35 bis
unter

40 Jahro

40 bis
unter

45 Jahre

45 bls
unter

50 Jahre

50 bis
unter

60 Jahre

60 bis
unter

65 Jahro

65 Jahre
und

mehr

a) Tatige Inhaber .....
b) Gesellen utrd sonstige

Iacharbeiter .......

D, LOHNE, GEIIALTER UND S0ZIALBEITRAGD IM KALENDEBJAIIE 195ö

(einschl. Erziehungsbeihllfen fur Lehrlinge)

(Für Inhaber und. fur mithelfende Familienangehorigo, dio in keinem Lohn- oiler Lehrverhaltnis stehou,

ist kein Betrag anzusetzen. Handwerkliche Nebenbetri€be machen nur Angaben fur diesen Nebonbotrieb.)

Wert in volleu DM

, 
ä:'J:"i.:TrTl,.r:1, 

*","r,", Lohne (ohne Heimarbeiterlohne) einsohl. d.. g.*Jut.o Naturalbezuse

2. Bruttosumme der gezahlten Lohne tur Heimarbeiter

3. Bruttosumme der gezahlten Gehältor einschl. der gewahrten Naturalbezuge (2. B. Kost, Logis)

4. Arbeitgeberanteile zu den Beitragen zur Sozirlversicheruug

5. Bertrage zur Berufsgenossenschalt (Unlallversicherung)

6. Durchschuitthche Zahl der Lohn- und Gohaltsempfänger (ohne Heimarbeiter) im Kalonclerjahr 1955

(1Vo die ZalI der Lohn- und Gchaltsempfanger im Laufe des Jahres stark geschrvaukt hat, kann
dre Zahl gesohötzt werden.)

E. ANTRIEB§MASCHINEN UND STROMVERBBAUCIIENDE GEBATE IM IIANDWERKSBETRIEB
(ohne Kraftfahrzeuge)

1. Elektro-Motoren (ernschl. Ernzelantrteb und eingebautor oder Iest verbundener Motoren)

2. Sonstige stromverbrauchende Geräte und Gegenstando

(ausgenommen lur R aumbeleucbtung und Raumhoizung)

3. Sonstrge Ätrtriebsmaschinen (hierher gehoren Benzrn-, Diesel-, Gas-, Wrndmotoron,

Dampfmaschinen, Damplturbinen, Wasserturbinon)
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T" UMSATZE IM KALENDERJÄEB 1955

Dic Umsatnngabm mlissen oüoh die uruatßlwrtrr/.e\ Bcträgc ontlwllcn.

Bei lehlmden Unterlagsn soltm dic Aulleilung in Eand,wuks-, Eaf,ilcls- und

smstigcn tlrcatz sowic d,ic Antei,lc am Eonduerkfltrealz geühscnlßlt 80!0hätzt
md d,urch ein Fl ßrcuz gckd.nzeichnet uerdcn. Ernilwerlllohc NsDenbe'

tilebe machn rrr Angaban lür di,asen Nebnbclrbb,

1. Geermtmsatz (ohne lantlwirtsohaltlichen Umsatz) I

Dieser setzt sich zusammen aug:

a) Hetrdwerksumsotz

Neuherstollung, Installation uud Montagc

Reparaturen (für lrcmde Rechnung)

Dionstloistungen (tr'riseure [2. B. Haarschneiilon usw.,

abor nicht Perückeumaohoroil, Färber, Gebäudorciniger usw.)

Iludworlrsumsatz insgosamt :

b) Honilolsumsstz (Yerkauf vou lertig bozogenen Waron; Erzeugairso, die lclbst
horgostellt odor bearbeitet oder oingobaut oaler montiort werdon, gchöreD

zum Haudwerksumsatz)

o) Sonstiger Umsotz (ohne landwirtschaltlichen Umsetz)

Gessmtumsetz (wie obci)

l. Yon ilom Gogsmtumsstz enffallen auf:

a) dirokton Export (ohae Interzonenbantlol)

b) Export über dcn Handel (ohne Interzonenhandel), soweit bckanut

8. Besteht Ihr Umsatz übemlegend sus Lieferungen odor Loistungen sn pdYstß Penonen
, (also nicht an Bohördon, Firmcn uew.) ?

JI

1t

I

;a oder ueu

G, WAEEMINGANG II,I KÄLENDERJAEB 1955 (nach dem Warenoiagangsbuch oiler Material- und Warenkonto )

Y9ueneingang bsgesamt :

davon (gogobeuonfaUs g€schdtzt) :

1. Material zur Beärbeitung oder Yorarboitung

2. Hanilelsware (Waron zum unmittelbaren Verkauf )

Dlo folgetrilo Fr&go ist nur von den Betrioben zu besntworton, ille iihrllch elne Inventur nachen:

Wenn_zudenAbschnittenD,F,GuntlHwcgenNeugründungbzw.Neuubornahme tles Betriobes keine Ängabon oilor nur Teil-augabon gomacht

wordou konnten, wird gebeten, don Monst und das fshr der Neugrünilmg bzw. iler Übernahmo hior anzugebcn: - .. ...----.
Monat J alu

Ioh versichero, daß ich di6 Fragon traa,h bestem Wissen uutl Gowrssen beantwortet habe.

Wert rn vollon DM am

31. 12. 1954*)

rl
1. Fertigerzeugnisso und halblortige Erzcugnisse aus oigoner Wcrkstatt

(einschl. angefangono Arbeiton)

2. Bezogcne Rohstoüe, Einbauteilo, Zubehörtoile

3. Hantlelsware

* ) Folls d.i,e Inaentur nichl, zum J ahresschlup durchgclührl uird,'ist der
Wert dßr Vorrätc am ndchall,ügendnn Inuarlursti,ch[ag anzugeben,

(

irBgcsamt:

E. MÄTEßIAL. UND WARENBD§TANDE

Ort und.Datunr
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Gesetz über die Durctrführung laufender Statistiken im Handwerk
sowie im Gaststätten- und Beherbergungsgewerbe (HwGaStatG)

Der Bundestag hat ilas forgencle Gesetz beschro...r]o* 

12' august 19601) 
s B

§1
Uber die Geschäftstätigkeit und den 'Wirtschaftsablauf im

Handwerk und im Gaststätten- und Beherbergungsgewerbe wer-
den.laufende Repräsentativ-Erhebungen als Bundesstatistik durch-
geführt. Die Erhebungen umfassen

1. eine Umsatz-Schnellstatistik in wichtigen Zweigen des

Handwerks (Handwerksstatistik),

2. eine Umsatz-Schnellstatistik im Gaststätten- und Beherber-
gungsgewerbe (Gaststättenstatistik)..

§2
(1) Die Handwerksstatistik (§ 1 Nr. 1) erfaßt

1. vierteljährlich
den Umsatz sowie die Zahl d.er Beschäfiigten,

2. in den Jahren 1962 und 1965 für die Erhebungsjahre
1961 und 1964, in der Folge in Zeitabständen von
4 Jahren,

die'W'areneingänge und die'W'arenvorräte.

(2) Auskunftspflichtig sind die nach § 6 des Gesetzes zur Ord-
nung des Handwerks (Handwerksordnung) vom 17. September
1953 (Bundesgesetzbl. I S. 1411) in der Handwerksrolle einge-
tragenen Betriebe.

(3) Die Ilandwerksstatistik wird bei höchstens 35 000 der in
Äbsatz 2 bezeichneten Betriebe durchgeführt.

(1) Die Gaststättenstatistik (§ 1 Nr. 2) erfaßt monatlich den
Umsatz sowie die Zahl d,er Beschäftigten.

(2) Auskunftspflichtig sind die lJnternehmen des Gaststätten-
und Beherbergungsgewerbes. Bei Unternehmen mit mehreren
Niederlassungen sind auch die einzelnen Niederlassungen aus-
kunftspflichtig.

(3) Die Gaststättenstatistik wird bei höchstens 15 000 der in
, Absatz 2 bezeichneten Unternehmen durchgeführt.

§4
Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 des Driiten

überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1)
auch im Land Berlin.

. §5
Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in Kraft.

Die verfassungsmäßigen Rechte des Bundesrates sind gervahrt

Das vorstehende Gesetz wird hiermit vertündet.

Bonn, den 12. August 1960.

Der Bundespräsident
Lübke

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers
Ludwig Erhard

Der Bundesminister für \4Iirtschaft
Ludwig Erhard

Begründung2)

I. Notwendigkeit und Bedeutung der Berichterstattung

im Rahmen der Wirtschaftsstatistik

Bei den 'Wirtschaftsbereichen der Industrie, des Groß- und
Einzelhandels werden bereits seit geraumer ZeiL fii.r die kurz-
fristige Beobachtung der strukturellen, konjunkturellen und
saisonalen Entwicklung gesetzlich angeordnete Statistiken durch-
geführt. Für das vornehmlich mittelständisch strukturierte Hand-
werk und Gaststätten- und Beherbergungsgewerbe dagegen fehlt
es an entsprechenden statistischen Unterlagen völlig, obwohl
beide Bereiche nahezu 1 Million Betriebe zählen, die jährlich
über 70 Milliarden DM umsetzen.

Im Haniluerk wurden in den Jahren 1949 und 1956 Zählungen
durchgeführt, die alle Handwerksbetriebe erfaßten und einen
tiefgegliederten Einblick in die langfristigen Entwicklungsten-
denzen ermöglichten. In der dynamischen Wirtschaft ergeben
sich jedoch ständig Veränderungen erheblichen Umfanges, auf
deren Beobachtung rricht verzichtet werden kann, wenn die sich
vollziehenden Umschichtungen mit ihren wirtschaftlichen und
gesellschaftlichen Rückwirkungen möglichst frühzeitig erkannt
werden sollen. Im Gegeisatz zu den umfangreichen Fragepro-
grammen der Zählungen genügt für die kurzfristige Orientierung
eine repräsentative und damit kostensparende Erfassung von
ausgewählten Handwerksbetrieben. Der Zentralverband des Deut-
schen Handwerks hat bereits im Laufe der letzten 10 Jahre frei-
willige Befragungen in einigen Bundesländern durchgeführt. Es
gelang aber nicht, in allen Ländern eine für Bundeszwecke aus-
reichende Statistik zu entwickeln, wenn auch für einzelne regio-
nale Gebiete Ergebnisse von allgemein anerkanntem lVerte er-
zielt wurden. Unter dem Gesichtspunkt der zunehmenden Be-
deutung von wirtschaftspolitischen Maßnahmen auf dem Gebiete

r) BCBI. I S. 589, - 
t) Bundestagpdrud<sadre Nr, 7547 vom 18. Januar 1950

(siehe Vorbemerkung auf S. 156 oben).

der mittelständischen Bereiche wird eine amtlich erhobene und
durchgeführte Handwerksberichterstattung dringlich, die sich je-
doch auf diejenigen Zweige beschränken soII, die in stärkerem
Maße konjunkturellen und saisonalen Einflüssen unterliegen oder
wegen ihrer Bedeutung oder wegen ihrer Strukturveränderungen
sorgfältig beobachtet werden müssen. Die Handwerksbericht-
eistattung hat eine monatliche Beobachtung der Entwicklung
von IJmsatz und Beschäftigung dieser Handwerkszweige zum
Hauptgegenstand. Darüber hinaus ist vorgesehen, in Abständen
von 4 Jahren den Wareneingang und die Warenbestände zu er-
fassen. Für die Ermitilung des Beitrages des gesamten Hand-
werks zum Sozialprodukt ist eine fachliche Gliederung. nach
Handwerkszweigen erforderlich, um zrvischen den Kostenstruk-
turerhebungen Anhaltspunkte für eine Schätzung des Material-
verbrauchs und der Gesamtvorräte des Handwerks zu gewinnen.
Für die repräsentative Erfassung des gesamten Handwerks mit
rd. 750 000 Betrieben wird eine Stichproben-Aus'rvahl von höch-
stens 35 000 Betrieben der verschiedenen GröQenklassen aus-
reichen, um die Entwicklung des Handwerks in regionaler und
fachlicher Gliederung darstellen zu können.

Ebenso wie im Handwerk fehlt es auch im Gaststätten- und
Beherbergungsgeuerbe an jeglichem amtlichen statistischen Ma-
terial, das kurzfristige Analysen auf diesem Gebiete zuläßt. Das
Gaststätten- und Beherbergungsgewerbe erfuhr im letzten,Jahr-
zehnt beachtliche lMandlungen. Auf Kosten des \4larenverkehrs
sind die Dienstleistungen in den Vordergrund getreten, bei denen
vornehmlich die Leistungen für den Reiseverkehr von Jahr zu
Jahr zugenommen haben, die ihren Niederschlag in den Um-
sätzen der Gaststätten und Hotels fanden. Die vorgesehene
Statistik soll somit einen Indikator liefern, der die in jüngster
Zeit zunehmende Yerlagerung des Verbrauchs auf Gnind der
Veränderung von Beschäfiigung und Umsatz im Gaststätten- und
Beherbergungsgewerbe anzeigen würde, zumal die statistischen
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Unterlagen über die Verwendung der Einkommen kurzfristig
wenig Aufschluß über diese Tendenzen geben. Die in der Frem-
denverkehrsstatistik nachgewiesenen Beherbergungen reichen für
die Darlegung dieses Sachverhalts nicht aus. Die Berichtspflicht

für mittels Stichprobe ausgewählte 15 000 von insgesamt 16t000
IJnternehmen des Gaststätten- und Beherbergungsgewerbes dürfte
sicherstellen, daß auch ein'zureichender Repräsentationsgrad für
die Ergebnisse nacli Ländern sichergestellt ist.

II. Kostenberechnung

Die Durchführung des o.g. Gesetzes wird nach den Schätzun- Lediglich im 1. Anlaufjahr der Statistik würden sich die Kosten

gen der StatistischÄ Landeiämter und des Statistischen Bundes- der Statistischen Landesämter um insgesamt rd. 65 000 DN{ er-

imtes folgende neue Kosten erfordern: höhen.

A. Hanilwerksstatistik (§ 1 Nr. 1)
B. Gaststättenstatistik (§ 1 Nr.2)

davon

säch-
liche

Kosten
DM

davon

/
1. Kosten der Statistischen

Landesämter

2. Kosten des Statistischen
Bundesamtes

566 000 395 000 ' ul 000 Kosten der Statistischen Lan'
desämter 140 000 100 000 40 000

persön-
liche

,Kosten
D1\{

säch-
liche

Kosten
DM

3. insgesamt

65 000 32 000 33 000

631 000 427 000 204 000
Beim Statisiischen Bundesamt werden zusätzliche Haushalts-

mittel nicht benötigt.

willig.

Gesetz über eine Statistik
der Wohn- und Mietverhältnisse und des Wohnungsbedarfs (Wohnungsstatistik 1956157)

Vom 17. Mai 19561)

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das § 3

folgencle Gesetz beschlossen: Bei der repräsentativen Erhebung sind über die Feststellungen

s I 
nach § 2 hinaus die folgenden Tatbestände zu erfassen:

(1) rm Geltungsbereich dieses Gesetzes wird eine siatistik der 1' für'eine Auswahl von 10 vom Hundert der wohnungen

wohn- und Miei-verhäItnisse und des wor,r,r.,g.u;i;ä'i{":!: $'r".rIJ.Ti""* 
der lvohnuägen mit wohnparteien undl

nungsstatistik 1956/57) durchgeführt' 
2. für ilie in den gemäß Nummer 1 ausgewählten wohnungen

(2) D! IMohnungsstatistik 1956/57 besteht aus einer allge- lebenden Wohriparteien
meinenErhebung,einerrepräsentativenErhebungundeiner
repräsentativen Zusatzerhebung. a) die soziale,Sielh'ngdes Haushaltungsvorstandes'

(B) Die allgemeine Erhebung und die repräsentative Erhebung b) die vorwiegende Einkommensquelle der Haushaltung'

werden im seprember 19bG, die repräsentative z;;;;ffi;;; ") die zahl der von der Haüshaltung bewohnten Räume'

wird_erstmalig in den Monaten März bis Mai 1957 durchgeführt. s 4
Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch Rechtsverordnungen J ,.

mit Zustimmrirg del Bundes"ates äiräsentative Ztsatzerhebi,n- Bei der repräsentativen_ Zusatzerhebfng sind über die Fest-

gen für die Jah-re 1958, 1960 und 1962 anzuordnen. stellungen nach §§ 2 und 3 hinaus die folgenden Tatbesiände zu

rfassen:

§ 2 1. für eine Auswahl von 10 vom Hundert der bei der reprä-

Bei der allgemeinen Erhebung sinrl die folgenden Tatbestände sentativen Erhebung erfaßtlen Wohnungdn

zu erfa,ssen: a) die Ausstattung der Ifohnungen,

1. hinsichtlich der Wohnungen b) die Wohnfläche nach qm;

a) die Art der Wohnungeh, 2. für die in den gemäß Nummer 1 ausgewählten lMohnungen

b) die Größe der 'Wohnungen nach ihrer Raumzahl und lebenden lryohnparteien

die Wohnungsmiete; a) die Einkommen,

2. hinsichtlich der Wohnparteien b) die \Mohnwünsche nach Größti, Lage und Ausstattung

a) die Haushaltsmitglieder nach Alter, Geschlecht, Fami- der 'wohnungen und nash der 'wohnform'

lienstand, Stellurig zum Haushaltungsvorstand und Zu- c) die Finanzierungsmöglichkeiten und die Mietzahlungs-

gehörigkeit ru eirä. Geschäiligteng.ippe sowie Arbeits- bereitschaft,

ort und 'Wohnsitz, d) die llniermiete.
b) die gegenwärtige Unterbringung nach Wohnform und § 5

Mietverhältnis;
3. hinsichtrich der Ansrarten ^ .,j,").,,1"111"ti:'"Hl#.fJ'l"i l%$::.$'"'"lln ii";r*:die Anstaltsinsassen und das Personal nach Alter, Ge- gesetzbl. I S. 1814) sind die Haüshaltungsvorstände, Wohnu.rgs-

schlecht, Familienstand und Zugehörigkeit zu einer Ge- i"nhaber und Grundstückseigentümer odei -verwalter oder der-en
schädigtengruppe' Vertreter. Die Auskünfte iach § 4 Nr.2 Buchstabe a sind frei-
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(2) Die zu erfassenden Tatbestände werden für die allgemeine
Erhebung und die repräseniative Erhebung mittels Erhebungs-
vordmcken, {ür die repräsentative Zusatzerhebung im Wege
der mündlichen Befragung erhoben.

§6
Die repräsentative Zrsatzelhebung für das Jahr1957 rvird

durch das Statistische Bundesamt aufbereitet.

§7
Zur Durchführung der Erhebungen werden ehrenamtliche

Zähler bestellt.

§.8
(1) Die Behörden des Bundes, der Länder, der Gemeinden und

der Gemeindeverbärrde sowie die sonstigen Körpersci\aften des
öffentlichen Rechts sind verpflichtet, ihren Beamien, Angestellten
und Arbeitern in dem von den Erhebungsstellen angeforderten
Umfang Gelegenheii zur Ausübung der Zähleriätigkeit unter
Fortzahlung der Bezüge zu geben.

(2) Lebenswichtige öffentliche Betriebe dürfen dcrch die Ver-
pflichtung nach Absatz 1 in ihrer Tätigkeit nicht unterbrochen
werden.

§e
Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. I des Dritten

überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1)
auch im Land Berlin. Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses
Gesetzes erlassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des
Dritten überleitungsgesetzes.

§10
Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in Kraft.

Das vorstehende Gesetz rvird hiermit verkündet.

Bonn, den 17. Mai 1956.

Für den Bundespräsidenten
Der Präsident des Bundesrates

von Hassel

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers
Blücher

Der Bundesminister für'W'ohnungsbau
Dr. Preusker

Begründungt)

f. Allgemeiner Teil

Durch die intensive lMohnungsbautätigkeit der vergangenen
Jahre ist es zrvär gelungen, die durch Kriegszerstörungen und
Vertreibung entstandene beispiellose'W'ohnungsnot zu mildern

.und die unerträgliche Beengung der Wohnungsverhältnisse auf--zulockern. 
Unbeschadet dessen stehen aber vor allem für die

kommenden 5 bis 7 Jahre noch große Aufgaben an, wenn die
Wohnungsnot bis dahin annähernd beseitigt, das Mietenproblem
gelöst und die Wohnungswirtschaft im ganzen Schritt für Schritt
iil den Bereich der sozialen Marktwirtschaft eingegliedert werden
soll. Im übrigen haben sich im vergangenen Jahrfünft durcli äie
rvirtschaftlichen Entwicklungstendenzen, durch die Wanderungs-
bewegung, die gesetzliche Umsiedlung u. a. m. erhebliche räum-
Iiche Verschiebungen in den'Wohnungsverhältnissen vollzogen,
rvie sich auch die lJnterversorgung mit Wohnungen innerhalb
der einzelnen Bevölkerungsgruppen in unterschiedlichem Maße
verändert und verbessert hat. Es ist eine Erfahrungstatsache
aus der 'W'ohnungspolitik des Bundes, der Länder und der
\Mohnungswirtschaft selbst, daß das empirische Rüstzeug, das
aus der Wohnungszählung vom 13. September 1950 sowie aus
den Fortschreibungen und den laufenden Statistiken gewonnen
*erden kann, nicht ausreicht, die wohnungspolitischän Maß-
nahmen im' Hinblick auf die veränderten VerhäItnisse zrel-
bezogener als bisher und mit noch größerer Aussicht auf ErIoIg
zu treffen. Im Rahmen der wohnungspolitischen Zielsetzung
spieli der allmähliche Abbau der hohen generellen Subventionen
fiir den Wohnungsbau eine besondere Rolle.

Die der Erhebung der Wohn- und MietverhäItnisse und des
Wohnungsbedaifs irn einzelnen gestellten Aufgaben sind folgende:

1. Die seit Jahren fortgeschriebenen und z. T. geschätzten
Unterlagen für die Verteilung der \Möhnbauförderungs-
mittel des Bundes auf die Länder und für die Aufschlüsse-
lung der Förderungsmittel innerhalb der Länder reichen
nach allseitiger Auffassung für eine sachlich vertretbare
Aufschlüsselung nicht mehr aus. Es ist notwendig, aus
einer neuen Feststellung der Wohnparteien und der Woh-
nungen neue und zuverlässige Unterlagen über die Höhe
des meßbaren Wohnungsdefizits zu gewinnen. Nach den
Yorbereitungsarbeiten für die Erhebung sollen diese Fest-
stellungen als Yorausergebnis bereits einige Monate nach
Durchführung der Erhebung, im Spätsommer nächsten
Jahres, vorliegen.

1) Bundestagsdrucksadre Nr. 2145 vom 29. Februar 1956 (siehe Vorbemer-
kung auf S.155 oben).

2. Bei den wohnungspblitischen Maßnahmen der vergangenen
Jahre konnte bisher nicht genügend darauf Bedacht ge-
nommen werden, auch den vorhandenen Wohnungsbestand
möglichst weiigehend für die lMohnungsversorgung, ins-
besondere der einkommensschwachen Bevölherungskreise,
nutzbar zu machen. Maßnahmen in dieser Richtung müssen
davon ausgehen, festzustellen, wie sich die Wohnparteien
und Har.rshaltungen in der Bundesrepublik gegenwäriig
auf den vorhandenen l4lohnungsbestand verteilen, wie es
um das Zusammenwohnen mehrerer Familien in einer
'Wohnung steht, wie hoch die Wohndichte im einzelnen ist
u. a. m. Aus diesen Feststellungen und aus Ermittlungen
über die künftigen Absichten der Haushaltungen können
Schlüsse darüber abgeleitet werden, in welchem Umfange
und welche Art von 'Wohnraum mit fortschreitender Bau-
tätigkeit am Markt als Angebot in Ers'cheinung treteo
kann.

3. Die Bemühungen der Wohnungspolitik um eine Förderung
der.individuellen Eigentumsbildung in der l{ohnungswirt-
scha'ft rverden wesenilich gefördert werden können, wenn
ermittelt wird, inwieweit gegenwärtig in den einzelnen Be-
vöIkerungsschichten und Gebietsteilen die Familien schon
als Eigentümer wohnen oder zur Miete oder llntermiete
und inwieweit konkrete Absichten auf Eigentumsbildung
bestehen.

4. Die weiteren mietpolitischen Entscheidungen können
organisch nur von einem zahlenmäßig fundierten Bild des

gegenwärtigen Mietgefüges und der Mietabstufung im ein-
zelnen ausgehen. Dabei kommt den Feststellungen über die
Auswirkung des Ersten Bundesmietengesetzes vom 27.Juli
1955 (BGBI. I S.458) eine besondere Bedeutung zu.

5. Die aus den gegebenen Einkommensverhältnissen und der
Miethöhe resultierende Mietbelastung der Haushaltungen
und Familien ist Ausgangspunkt für tlberlegungen und
Entscheidungen, wie die ermittelte angestrebte Verbesse-
rung der individuellen'W'ohnverhältnisse hinsichtlich Art,
Größe und Ausstattung der Wohnungen und der geäußer-
ten Mietzahlungsbereitschaft verwirklicht werden kann.

6. Auch gegenwärtig leben noch größere Teile der Bevölke-
rung in Notwohnungen und sonstigen Notunterkünften.
Wenn diese unzureichenden Behausungen baldmöglichst
beseitigt wdrden sollen, muß erst festgestellt werden,
welchen Umfang sie haben, wo sie Iiegen und wer darin
wohnt.
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7. Die wesentlichen Unterschiede in der gegenwärtigen
\Mohnungsversorgung der einzelnen BevöIkerungsgruppen
stellen die Aufgabe, daß untersucht wird, inwieweit ins-
besondere die Vertriebenen, die durch Wohnungsverlust
Kriegssachgeschädigten und die aus der sorvjetischen Be-
satzungszone Geflüchteten gegenwärtig noch unzureichend
untergäbracht sind. Bei der besonderen Bedeutung, die der

Lastenausgleichsfonds für die Förderung des IMohnungs-
baues der Lastenausgleichsberechtigten hat, ist die Fest-
stellung der wohnlichen Unterbringung der Lastenaus-
gleichsberechtigten ein besonderes Anliegen.

8. Neben diesen aus der \Mohnungspolitik kommenden Auf-
gaben berücksichtigi der Gesetzentwurf auch Anforderun-
gen, welche anderen Aufgaben dienen' Seitens der Länder
ivurde die Feststellung niuer Bevölkerungszahlen für die' Gemeinden für erforderlich gehalten, um Unterlagen firr
Fragen des Finanzausgleichs und Schlüsselberechnung zu

gewinnen. Außerdem soll die Fortschreibung der Be-
völkerungszahlen in Bund, Ländern und Gemeinden auf
eine neue Grundlage gestellt werden. Damit in Zusammen-
hang steht die Forderung nach Feststellung der Zahl d'er

Personen nach einzelnen Geschädigtengruppen des let'zten
Krieges im Rahmen der BevöIkerungszahlen. Schließlich
werden für die vom Bundesrat auf seiner Sitzung vom
3. Dezember 1954 - BR-Drucksache 374154 - (Beschluß
vom 4. Dezember 1954) angeregte Überarbeitung des

Ortshlassenverzeichnisses Unterlagen über die Wohnungs-
mieten benötigt, rvelche von Angehörigen des öflentlichen
Dienstes in den einzelnen Gemeinden gezahlt werden. Da
auch hierfür die Unterlagen aus der Wohnungszählung 1950
nicht ausreichen, soll die Gelegenheit der Durchführung
von Erhebungen in allen Wohnungen für Zwecke der
Wohnungsstatistih auch dazu benutzt werden, um die für
diesen letzten Zweck erforderlichen Unterlagen zu be-
schaffen.

Einzelheiten über die vorgesehenen Regelungen sind im Be-
sonderen Teil dieser Begründung näher erläutert. Die Gesamt-
kosten der Statistik belaufen sich nach Voranschlägen, die unter
Yerwendung.von Stellungnahmen der Länder und des Deutschen
Städtetages vom Statistischen Bundesamt aufgestellt wurden,
auf rund 17 Millionen DM. Soweit schon jetzt übersehbar, würdo
die öffentliche \Mohnungsbauförderung bei Fortführung der bis-
herigen Maßnahmen in den kommenden 5 bis 7 Jahren insgesamt
etwa 15 bis 20 Milliarden DM öffentliche Mittel von Bund,
Ländern und Gemeinden sowie aus dem Lastenausgleich er-
fordern. Wenn die Ergebnisse der neuen Erhebung nur die '[Vir-
kung haben, daß in den kommenden Jahren 1 Milliarde DM der
sonst erforderlichen öffentlichen Mittel eingespart werden könnte,
so sind die Kosten der Erhebung mit 1,7v.H. dieses Betrages
schon um ein Vielfaches aufgewogen.

II. Besonderer Teil
Zu§1

Die lVohnungsstatistik 1956 wird aus Gründen der Kosten-
ersparnis dreiteilig durchgeführi. Das Hauptgervicht der Fest-
stellungen über,die Wohnverhältnisse und über den lVohnungs-
bedarf liegt bei der repräsentativen Auswertung, in die 10 v. H.
der 'Wohnungen und Wohnparteien einbezogen werden. Weil
aus erhebungstechnischen Gründen bestimmte wichtige Angaben
über den evtl. IMohnungsbedarf im Rahmen dieser 10 v. H.-Er-
hebung nicht erfaßt werden können, ist außerdem eine repräsen-
tative Zrsatzerhebung vorgesehen, welche sich der fntervierv-
befragung bedient.

Beide Erhebungen sind so angelegt, daß die Ergebnisse der
repräsentativen Zusatzerhebung auf die Ergebnisse der 10v.H.-
Erhebung übertragen werden können.

Den von Bundesdienststellen und vor allem von Dienststeilen
der Länder und Gemeinden angemeldeten Anforderungen au{
regionale, rveitgehend aufgegliederte Zahlen wird durch Vor-
schaltung einer Totalerhebung vor die genannten Repräsentativ-
erhebungen entsprochen. Diese Totalerhebung ist auf die Grund-
tatbestände erstreckt, die für die verschiedenen Zwecke benötigt

weralen und wird - aus Gründ"l de. I(o.terersparnis - nur
in Form eines einlachen Auswertungsprogramms aufbereitet' Im
übrigen dienen die gleichen Feststellungen zusammen mit den

zusätzlichen Feststellungen der Teilerhebungen den bereits
erwähnten ausführlichen Repräsentativaufbereitungen. Darüber
hinaus ermöglicht die Totalerhebung auch eine den wissenschaft-
lichen Anforderungen voll entsprechende Auswahltechnik für die

Repräsentativerhebungen und kommt insofern auch deren Er-
gebnissen zugute.

Aus diesem Grunde werilen die Totalerhebung und die Re-
präsentativerhebung auch in einem Zuge durchgeführt. Der Er-
hebungsstichtag im Monat Mai ist vorgesehen, weil die Ha rpt-
ergebnisse der Totalerhebung bereits bei den Beratungen über
diä Verteilung der Förderungsmittel im Spätsommer 1956 ver-
wendet werden sollen. Die repräsentative Zusatzerhebung wird
dagegen nachträglich durchgeführt, weil das Erhebungsmaterial
dei 10 v. H.-Stichprobe die Grundlage für die Auswahl der zu

besuchenden Haushaltungen in der Zusatzerhebung bildet. Bei
der WahI des Erhebungszeitraumes für die repräsentative Zu-
satzerhebung mußte berücksichtigt werden, daß die Erhebung
nicht während der Haupireisezeit angesetzt rviril, aber auch

nicht in zu gpoßem Abstand von den volhergehenden Erhebungen
stattfindet. \

§ 1 Abs.3 sieht auch eine Ermächtigung der Bundesregierung
vor, die repräsentative Zusatzerhebung in zweijährigem,Turnus
bis 1962 zu rviederholen. Durch'diese Wiederholung sollen je-
weils diejenigen Tatbestände für die aktuelle Ausrichtung der
Wohnungspolitih erfragt werden, die einem kurzfristigen Wan-
del unterliegen oder eventuell in Zukunft neu in den Blickpunkt
der 'Wohnungspolitik treten. Die Ermächtigung der Bundes-
regierung in diesem Gesetz ist notwendig, weil die repräsen-
tatiyen Zusatzerhebungen voraussichtlich nicht im Rahmen der
Bestimmungen des § 6 Abs. 2 des Gesetzes über die Statistik für
Bundeszwecke vom 3, September 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 1314)
durchgeführt werden können.

Zu§2
Hier rverden die Tatbestände festgelegt, welche für die Er-

stellung der Grundzahlen in feiner regionaler Gliederung (ge-
meindeweise) erforderlich sind. Diese dienen wohnungspolitischen
Zwecken durch die Ermittlungen des 'Wohnungsdefizits und der
Notunterkünfte unter besonderer Berücksichtigung der Vertrie-
benen und Zugewanderten wie der Lastenausgleichsberechtigten.
Außerdern ist bei den festgelegten Tatbeständen berücksichtigt,
daß von den Ländern und Gemeinden eine neue Feststellung der
WohnbevöIkerungszahl für not#bndig erklärt wurde. Die Fest-
stellung über die \trtrohnungsmieten soll die heutige Mietpreis-
situation nach den beiden inzwischen erfolgten Mietpreismall-
nahmen darstellen und die Möglichkeit bieten, für die Über-
prüfung des Ortsklassenverzeichnisses die von den im öffent.
Iichen Dienst beschäftigten Personen gezahlten \Mohnungsmieten
gemeindeweise nachzuweisen.

Zu§3
Die hier festgelegten Tatbestände bilden mit den im § 2 fest-

gelegten Angaben zusammen die Grundlage, um diese persön-
Iichen und wohnungsmäßigen Verhältnisse der Wohnparteien
genau feststellen unä den "echtelfr 'Wohnungsbedarf aus äen Er-
gebnissen der Aufbereitung ablesen zu können.

Durch die 10v.H.-Erhebungen werden etwa 1,7 Millionen
Haushaltungen in 1,3 Millionen '\Mohnungen befragt. Diese Aus-
rvahlquote ist so bemessen, daß noch ausreichend gesicherte
statistische Zahlen entsprechend dem vorgesehenen Ausrvertungs-
programm in regionaler Gliederung (teilweise bis auf SiadF
kreise und Landkreise hinab) erwartet werden können. Das
Auswahlverfahren ist so angelegt, daß Berechnungen tler ent-
sprechenden Zahlen für die gesamte Bevölkerung möglich sind.

Zu §4
Für die richtige Beurteilungrder Itr/ohnverhiltnisse und des

Wohnungsbedarfs sind über die in §§ 2 und 3 erfaßten Tat-
bestände hinaus auch verschieden'e Angaben notwendig, welche
nur auf dem \4rege der mündlichen Befragung gewonnen rverden
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tO'ni"n. Die hierfür in Frage kommenden Tatbestände sind in § 4
im einzelnen festgelegt. Der lJmstand, daß diese Feststellungen
nur auf dem Wege der Befragung erfolgen können, macht eine
Verringerung des Umfangs der Äuswahlmasse erforderlich. Es
weiden deshalb nur 10 v. H. der nach § 3 erfaßten Repräsentativ-
auswahl (d. s. 1v.H. der insgesamt vorhandenen Wohnungen und
Wohnparteien) mAndlich befragt. Es sind dies rund 170 000
Wohnparteien in rund 130 000 Wohnungen.

/l
Zt§5

Der Kreis der zu befragenden Persohen wurde entsprechend
den zu erhebenden Tätbeständen und den Erfahrungen aus der
Zählung 1950 festgelegt. Die Befragten sollen gemäß § 10 des
Statistischen Gesetzes auskunftspflichtig sein. Auf den Zwang
zur Auskunftserteilung soll lediglich bei den Einkommens-
feststellungen verziöhtet werden, um einen Druck auf die Be-
fragten, der bei diesem Fragenkomplex zu falschen Angaben
führen könnte, zu 

ivermeiden.

Z.u§6
Für ilie zusdmmengefaßte Aufbereitung der Unterlagen aus

der repräsentativen Zusatzerhebung für 1956 spricht die Erfah-
rung, daß das schwierige Gebiet der 'Wohnungswünsche und der
Einkommen nicht 4voraussehbare und daher nicht vorher durch
Richtlinien für eine dezentrale Aufbereitung regelbare Fragen
aufwerfen wird. Aus der ersten Erhebung werden jedoch aus-
reichende Erfahrungen gesammelt werden können, um zu be-
urteilen, ob sich bei künftigen Erhebungen die Aufbereitung
entsprechend den allgemeinen Grundsätzen der Arbeitsteilung
regeln läßt. Deshalb ist die Regelung auf die Erhebung des

Auf Grund des § 1 Abs. 3 des Gesetzes über eine Statistik
der Wohn- und Mietverhältnisse und des Wohnungsbedarfs
(Wohnungsstatistik 1956/57) vom 17.Mai 1956 (Bundesgesetzbl. I
S. 427) verordnet die Bundesregierung mit Zustimmung des
Bundesrates: t

§1
Im Geltungsbereich des Gesetzes über die Wohnungs-

statistik 1956/57 wird im Jahre 1960 bine iepräsentative Ztsatz-
erhebung zur \Mohnungsstatistik Lg56l57 durchgeführt.

. §2
Bei derrepräsentativenZusatzerhebung sind die im § 4 inVer-

bindung mit den §§ 2 und 3 des Gesetzes über die'Wohnungs-
statistik 1956157 angeführten Tatbestände zu erfassen.

Jahres 1956 beschränkt. Es ist vorgesehen, die
Arbeiten bei der Zweigstelle des Statistischen
Berlin durchführen zu lassen.

entsprechenden
Bundesamts in

§1
Im Geltungsbereich dieses Gesetzes werden laufend Statistiken

1. der Bauiätigkeit im Hochbau (Hochbaustatistik) und im
Tiefbau (Tiefbaustatistik) sowie

2. der erstmaligen lMohnraümvergaben (Wohnraumvergabe-
statistik) durchgeführt.

, §2
(1) Die Hochbaustatisiik erfaßt die genehmigungs- oder zu-

siimmungspflichtigen und die anzeigepflichtigen Baumaßnahmen,

Zu §§.7 und 8

lVie bei der Zählung von 1950 sollen die Erhebungen für die
'W'ohnungsstatistik 1956 durch ehrenamtlich bestellte Zähler
durchgeführt werden. Dies gilt auch für die Ermittler bei der
mündlichen Befragung, schließt aber den Spesenersatz nicht aus.
Nach a,llgemeiner Erfahrung ist es schwierig, ehrenamtliche
Mitarbeiter aus privaten Bevölkerungskreisen zu gewinnen. Aus
diesem Grunde ist durch den § 8 den Erhebungsstellen die
Möglichkeit geboten, auf das Personal der Behörden des Bundes,
der Länder, Gemeinden und Gemeindeverbände und der sonsti-
gen Körperschaften des öffentlichen Rechts zurückzugreifen.

Zu §9
Die Erhebungen sollen außer auf die neun Länder des Bundes-

gebiets auch auf 'West-Berlin ausgedehnt werden. Dabei ist
berücksichtigt, daß die Wohnverhältnisse und der Wohnungs-
bedarf in Berlin getrennt von denen des Bundesgebiets beurteilt
werden.

Zu§10
Das Gesetz soll möglichst zum Beginn des Jahres 1956 in

Kraft treten, damit die Vorbereitungsarbeiten für die Erhebung

- die (mit Ausnahme der Interview-Feststellungen) mit Stich-
tag 14. Mai 19ä6 durchgeführt werden soll - rechtzeitig ein-
geleitet und durchgeführt werden können.

§3
Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten überleitungs-

gesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl l S. l) in Verbin-
dung mit § 9 des Gesetzes über die Wohnungsstatistik 1956/57
auch im Land Berlin.

§4
Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Yerkündung in

Kraft.

Bonn, den 23. Dezember 1959.

Für den Bundeskanzler.
Der Bundesminister für Verkehr

Seebohm

Bundesminister für'W'ohnungsbau
Lücke

bei denen 'Wohnraum oder anderer Nutzraum durch Bautätigkeit
zu- oder abgeht, baulich verändert oder einem anderen Verwen-
dungszweck zugeführt wird oder durch baupolizeiliche Maß-
nahmen, Schadensfälle oder Abbruch verlorengeht.

(2) Sie erstreckt sich auf Feststellungen über die genehniigten,
begonnenen und fertiggestellten Bauvorhaben und auf den Bau-
zustand am Jahresende. Sie erfaßt dabei Lage, Art, Größe, Aus-
stattung, Baukosten und Bauherren der Gebäude, \Mohnungen
und Wohnräume sowie die Art der Baumaßnahme.

(3) Bei Baumaßnahmen des öffentlich geförderten sozialen
Wohnungsbaues erstreckt sie sich außerdem auf Feststellungen
über die Bewilligungen öffentlicher Mittel und die Art ihres Ein-
satzes, über die Gesamtkosten iu der Aufgliederung nach § 5 der

Verordnung über eine Zusatzerhebung zurWohnungsstatistik 1956157
Vom 23. Dezember 1959r)

Gesetz über die Durdrführung von Statistiken der Bautätigkeit (BauStatG)

Vom'20. August 1960,)

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen

{

r) Bundesaüzeiger N1. 1 S. 1. - t) BGBI. I S.7(X.
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Zweiten Berechnungsverorclnung vom 17. Oktober 1957 (Bundes-

gesetzbl. I S.1719), die Finanzierung, die Grundstücksgröße und
die Rechtsform der Nutzung sowie über die Zrveckbinclung der
geförderten \Mohnungen und die genehmigten Durchschnitts-
mieiän.

§3
Die Tiefbaustatistik erfaßt die vergebenen Tiefbauaufträge

mit einem Auftragsrvert von 25 000 Deuische 1\Iark und mehr
nach Bauherren, Art der Baumaßnahme, Auftragsrvert und vor-
aussichtlicher Abwicklungsdauer.

§.4

Die lMohnraumvergabestatistik erfaßt die erstmaligen Ver-
gaben neugeschaffener lVohnungen und \Mohnräume des öffent-
Iich gefcirderten sozialen Wohnungsbaues sowie eine Aufgliede-
rung der Vergaben nach Personengruppen.

§5
)

Auskunftspfl ichtig sind

1. für die Hochbaustatistik die Bauherren, die Bauaufsichts-
behörden, die Be'r,villigungsstellen und für die Feststellung
des Bauzustandes am Jahresende auch die Gemeinden,

?. für die Tiefbaustatistik die auftragvergebenden Stellen cles

Bundes, der Länder, der Gemeinden mit 5000 und mehr
Einrvohnern, der Gemeindeverbände, der sonstigen juristi-
schen Personen des öffentlichen Rechts und der juristischen

Personen des privaten Rechts, an denen die riflentliche
Hand maßgeblich beteiligtlist,

3. für die \Mohnraumvergabestatistik die für.die Wohnraum-
verplaben zuständigen Behörden.

§6
Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 des Drilten

überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgeseizbl. I S.1)
auch im Land Berlin.

§7
Dieses Geseiz tritt am Tage nach seiner Yerkündung in Kraft,

mit Ausnahme des § 3 und des § 5 Nr. 2, die am 1. Januar 1960
in Kraft treten.

Die verfassungsmäßigen Rechte des Bundesrates sind gervahrt.

Das vorstehende Gesetz wird.hiermit verkündet.

Bonn, den 20. August 1960.

Der Bundespräsident
Lübke

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers
Ludwig Erhard

Der Bundesminister f iir Wohnungsbau
Lücke

Der Bundesminister für Wirtschafi
Ludwig Erhard

Begründungr)

A. Allgemeiner Teil

1. Die Bautätigkeitssiatisiik gehört zu den Dauerstritistilien,
die schon seit dem ersten Weltkriege durchgeführt werden. In
der Nachkriegszeit lebte die Bautätigkeitsstatistik (Hochbau)
zunächst in den einzelnen Bundesländern wieder auf. Durch die
Verordnung über die Durchführung einer Statistik der Bautätig-
keit und der lMohnraumvergaben vom 24. März 1953 (BGBI. I
S.78) wurde für die Bautätigkeitsstatistik eine bundeseinheitliche
Rechtsgrundlage geschaffen und damit zugleich die \Mohnraum-
vergabestatistih angeordnet.

Seit dem Auslaufen dieser Verordnung - am 31. Dezember
1955 - werden sie auf Grund der

a) Verordnung über die Durchführung der Statistik der Bau-
tätigkeit vom 3. Oktober 1956 (BAnz. Nr. 196 vom L Ok-
tober 1956) und

b) Yerordnung über die Durchführung der Statistik der
\Mohnraumvergaben vom 22. Dezember 1956 (BAnz.
Nr.250 vom 28. Dezember 1956)

Iortgeführt, die mit Ablauf des 9. Oktober bz.w. 28. Dezember
1959 auller Kraft treten.

2. Auf die Bautäiigkeitsstatistik kann nicht verzichtet werden,
weil es sich hierbei um eines der wichtigsten fnstrumente der
Wirtschafts- und Konjunkturbeobachtung handelt, das gerade
auch in dem lMirtschaftssystem einer sozialen Marhtwirtschaft
zur Beeinflussung der allgemeinen Wirtschaftsentrvicklung und
der Baulionjunktur im besonderen von größtem \Mert und damit
staatspolitisch unabdingbar ist. Die Überprüfung der Erhebungs-
programme auf Einsparungsmöglichkeiten hat ergeben, daß der
im Gesetzentrvurf vorgesehene Umfang der Erhebungen zur'
laufenden Beobachtung der Bauhonjunktur unbedingt erforder-
Iich und eine Beschränkung der Erhebungen nur auf eine reprä-
sentatiye Ausrvahl nicht möglich ist. Die Ergebnisse der Bau-
tätiglieitsstatistik dienen insbesondere der laufenden Unterrich-
tung des Bundestages und des Bundesrates sowie der Bundes-
legierung über die allgemeine Bautätigkeit und die Wohnungs-
bautät,igkeit im besonderen. Sie bilden außerdem eine unentbehr-
Iir:he Grundlage für die zu treffenden Dispositionen der ein-

r) Bundestagsdrud<sache Nr. 1491 vom 15. Dezember 1959 (siehe Vorbemer-
kung auf S. 156 oben).

schlägigen Fachministerien des Bundes (insbesondere BI\[Wi,
BMWo, BM\r, BMÄ, BMF) sorvie auch für die kreditpolitischen
Entscheidungen der Deutschen, Bundesbank. Ein sehr großes
fnteresse an den Ergebnissen der Bautätigkeitsstatisiik besteht
außerdem bei den Bundesländern, den Stddten und Gerneinden
und den einschlägigen Organisationen.

3. Die Bauiätigkeitsstatistik ist unter lionjunkiur- und bau-
politischen Gesichtspunkten in ihrer bisherigen Form nicht aus-
reichend, weil in der zeitlichen Beobachtung cles Äblaufs der
Bauvorhaben zu'ischen der Erteilung der Baugenehmigung und
der Baufertigstellung eine Lüche lilaflt. Nicht alle genehmigten
Bauvorhaben werden ausgeführt, und auch bei den in Angriff
genommenen Yorhaben liegen zrvischen Genchniigung uncl Beginn
der Bauarbeiten unterschiedlich lange Zeiträume. Die tatsäch-
liche Inanspruchnahme der Baukapazität und deren voraussicht-
liche Beanspruchung in den nächstfolgenden l\fonaten kann aus
der derzeitigen Bautätigkeitsstatistili nicht abEeleitet rverden.
Für wirtschafts-, konjunktur- rihd baupolitische Ziveche ist das
aber unerläßIich, vor allem im Hinblick auf die Bemüliungen
nm einen möglichst kontinuierlichen Ablauf der Bauiiitigkeit
(Winterbau) und damit der gesamten \Mirtschaftstätigheit. Des-
halh soII die im Reiohsgcbiet schon vor clem letzten Kr.iege
durchgeführte statistische Erfassung der Baubeginne 

- 
rvie nach

dem Kriege in verschiedenen Bundesländern 
- 

allgemein rvieder
aufgeiromäen und in einer m'öglichst einfachen 

-Form 
clurch-

geführi werden. Eine Statistik der Baubeginne wird eruoh in tler
I\{ehrzahl der r,r'esteuropäischen Länder geführt.

4. Auf die Durchführung einer Tiefbaustatistik rvurde bisher
verzichtet, weil die Bautätigkeit zum weitaus überrviegenden Teil
auf Ilochbaumaßnahmen entfiel. In den letzten Jahren ist hier
aber eine Änderung eingetreten, da der Tiefbau, und hier ins-
besondere der Straßenbau, sehr stark an Gewicht gervonnen hat.
Es ist damit zu rechnen, daß .dies in den kommenden Jahren
noch mehr der FaIl sein wird, wenn nach überwindung cler
Wohnungsnot die lMohnungsbautätigkeit sich auf die Decliung
des laufend entstehenden Neubedarfs an Wohnraum sorvie die
Sanierung des Altrvohnungsbestande's und die anstehenden städte-
baulichen Maßnahmen besährrinken kann. Die statisiische Er-
fassung des Tiefbaues ist vor allem aus Gründen der Konjunk-
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turpolitik geboten, um eine vollständige Transparenz des Bau-
marktes zu erlangen. Die Erfahrungen der letzten Jahre haben
gezeigt, daß.hinsichtlich einer dämpfenden oder fördernden Be-
einflussung der Bau- und damit der gesamten Konjunktur gerade
die Tiefbautätigkeit in ihrer laufenden Entwicklung übersehbar
sein muß, und zwar deshalb, rveil über die Tiefbauiätigkeit, die
fast ausschließIich eine Sache der öffentlichen Hand ist, der
saisonale und konjunkturelle Ablauf der Bautätigkeit in starkem
Maße beeinflußt rverden kann. Hierzu wird vor allem auf die
verstärkten Bemühungen von Bundesregierung und Bundestag
zur IJinschränhung der winterlichen Arbeitslosigkeit im Bauge-
rverbe hingerviesen. (Große Anfrage der Fraktion der SPD beir.
Verhältnisse in der Bauwirtschaft vom 30. Juni 1958 - Druck-
sache 495 - und Beschluß des Bundestages vom 27. November
1958.)

5. An der Statistik der lVohnraumvergaben besieht sowohl für
die'\4lohnungspolitik des Bundes als auch für die der Länder ein
begründetes fnteresse; hierbei sind die Erstvergaben der Woh-
nungen des öffentlich geförderten sozialen \Mohnungsbaues an
clie Yertriebenen, FIüchtlinge, Kriegssachgeschädigien (Evakuier-
ten) und die Nichtgeschädigten von besonderer Bedeutung. Nach
dem II. \MoBauG und nach dem LAG haben Bund und Länder
die erforderlichen Maßnahmen zur beschleunigten und gerechten
Unterbringung der noch nicht oder nur unzureichend mit Wohn-
raum versorgten Haushalte zu treffen. Hierfür muß lilarheit
daräber bestehen, wie die für diese Zwecke zur Yerfügung ge-
stellten Wohnbauförderungsmittel zu verteilen sind und welche
Ber'ölkerungsgruppen in erster Linie mit Wohnraum versorgt
lverden mtissen. Die Länder können nach dem Lastenausgleichs-
gesetz auch vom Präsidenten des Bundesausgleichsamtes ver-
pflichtet rverden, die Förderung des sozialen \Mohnungsbaues mit
LAG-NIiti,eln nachzu.weisen und dabei die den einzelnen Ge-
schädigiengruppen zugewiesenen'Wohnungen anzugebenl Im Hin-
blick auf die Ergebnisse der IMohnraumvergabestatistik isi seit
dem Jahre 1956 auf eine derartige, gesonderte Berichterstattung
der Länder verzichtet worden; sie müßte aber - mit größerem
Arbeits- uncl Mittelaufwand 

-'lviederaufleben, 
rvenn die Wohn-

raumvergabestatistik nicht mehr fortgeführt 'werden solltc. Die
Beibehaltung der mit nierlrigen Kosten verbundenen \Mohnraum-
vergabestatistih dürfte daher der einfachste und billigste Weg
sein, um die benötigten lfnterlagen, insbesondere für das BAA
zur Berechnung des \Mohnungsfehlbestandes der Geschädigien
und rles Yerteilungsschlüssels für die Äufbaudarlehen Woh-
nungsbau, ermitteln zu können.

6. Die Bautätigkeitsstatisiik, einschließlich der Erfassung der
Baubeginne und der Auftragsvergaben im Tiefbau, soll gemäß
§ 6 Abs.1 StatGes durch Gesetz angeordnet rverden, lveil es sich
einerseits um sachiich zusammenhängende Dauerstatistiken han-
delt, deren Erhebungsprogramm zum größten Teil feststeht und
sich bervährt hat, uncl weil andererseits die Kosten die in § 6
Äbs 2 Nr,. 3 des Statisiischen Gesetzes (StatGes) vom 3. Sep-
tember 1953 bestimmte Grenze (von 500 000 DM) überschreiten.
Da nach Beseitigung des gegenrvdltig noch bestehenden Woh-
nungsmangels die Wohnraumbewirtschaftung entbehrlich und die
öffentliclie Förderung des sozialen'lVohnungsbaues allmählich
auslauien rvird, ist beabsichtigt, die in dem Gesetzentrvurf ent-
haltenen Volschriften über die \Mohnraumvergabesiatistik sorvie
iiber die Bervilligungssiatistik außer Kraft zu setzen, wenn die
Vorschrifien über die Bewilligung öffentlicher Nlittel zur Förde-
rung des sozialen Wohnungsbaues und über die Zuteilung öffent-
lich geförderter Wohnungen keine Anrvendung mehr finden.

B. Besonderer Teil

Zu§1
Die genannten Statistiken umfassen

1. die Hochbaustatistik mit folgenden Einzelerhebungen:

r) Baugenehmigungen, Baubeginne, Baufertigstellungen
und Bauiiberhang am Jahresende (gemäß § 2 Abs. 2),

b) Bcu'illiguugen im öffentlich gefiirderien sozialen IMol-r-
nungsbau (gemäß § 2 Abs 3) r

:. die Statistih der Auftragsvergaben im Tiefbau (Tiefbau-
statistik gemäß § 3);

3. die Statistik der erstmaligen \Mohnraumvergaben (\Mohn-
raumvelgabestatistih gemäß § 4).

Zu§2
Hier sind ,die zu erfassenden Tatbestandsmerkmale für die

Ilochbaustatistik geregelt. Genaue Rückschlüsse auf den Umfang
und die Entwicklung des Baugeschehens im Hochbau sind nur
dann möglich, wenn die Hochbautätigkeit nach ihren wichtigsten
Merkmalen und nach den die Bautätigkeit bestimmenden Phasen
erfaßt wird. Die Hochbaustatistik wird deshalb in die in den
Erläuterungen zu § 1 angeführten Einzelerhebungen gegliedert,
die wie folgt aufeinalder abgestimmt sind:

l\Iii den Baugenehmigungen rverden die Bauabsichien cler Bau-
herren nach genehmigungs-, zustimmnngs- oder anzeigepflichti-
gen Baumaßnahmen im Hochbau erfaßt und die Zahl cler Ge-
bäude und lMohnungen nach ihrer Lage, Art (2. B. lMohngebäude,
Bürogebäude usw.), Größe, nach dem umbauten Raum, rler
\Molnfläche, den veränschlagten reinen Bauhosten und der Ari
der Baumaßnahme (Neubau, Wiederaufbau usw.),.wie in § 2
festgelegi, ermittelt. Da die Bekundung des Bauwillens nicht in
allen Fällen in die Tat umgesetzt wird und die Bauausführung
oftmals erst zu einem späteren Zeitpunkt erfolgt, sind die Bau-
genehmigungen zrvar ein wichtiger Maßstab für die Entlicklung
der Bauabsichten, aber zur Beurteilung der Inanspruchnahme der
Baurvirtschaft allein-nicht ausreichend. Die Erfassung der Bau-
beginne schaltei demgegenüber die Scheingenehmigungen aus
und zeigt, in rvelchem Maße der in der Baugenehmigung bekun-
dete IMiIle zu der tatsächlichen fnanspruchnahme von Baukapa-
ziiäten führt. Ein Vergleich der Entwicklung der Baugenehmi-
gungen und Baubeginne ist insbesondere zur konjunkturellen
Beobachtung und Beurteilung des Baumarktes unerläßlich.

Die Baufertigstellungen zeigen das Ergebnis der Bautätigkeit
(die abgeschlossenen Baumaßnahmen) auf. Da die Bauämter die
,Bauabnahme. nicht laufend und oft nicht sofort nach Beendi-
gung des Baues durchführen können, ist zum Nachrveis der
effektiven Jahresbauleistung die Bauüberhangserhebung erfor-
tlerlich. Sie ergänzt die Baufertigstellungsmeldungen durch die
Erfassung der iatsächlichen Baufertigstellungen am Jahresende,
und zrrar auch unter Berücksichiigung der von den Bauämtern
noch nicht abgenommenen fertiggestellten Gebäude, und ermög-
licht außerdem die Feststellung der am Jahresende im Bau be-
findlichen, aber noch nicht feriiggestellten Bauten. Ihre Ergeb-
nisse vermitteln einen Überblick über den Vorrat an Bauleistun-
gen, der im abgelaufenen Baujahr neben den Fertigstellungen
entstanden ist und im neuen Baujahr zur Fertigstellung ansteht.

Durch die in Absatz 3 angeordnctc Bervilligungsstatistik wer-
den diejenigen Baumaßnahmen besonders erfaßt, für die öfient-
Iiche Mittel in den verschiedensten Subr.entionsformen 

- 
als

leinc I(apitalhilfen oder reine Lastenhilfen bzrv. in gemischter
Form - 

im Rahmen des öffentlich geförderten sozialen Woh.
nungsbaues bewilligt rverden. Sie vermittelt, außerdem einen
Überblick über das Ausmaß der bervilligten Mittel einschließlich
der gervährten individuellen Nliet- (Lasten-)beihilfen, den Erfolg
ihres Einsatzes in Gestali von lVohnbauten und \Mohnungen, ins-
besondere hinsichtlich des Familienheimbaues und der Wohnungs-
versorgung der sog. Leistungsschwachen, die Rechtsform der
Nutzung, die Zusammensetzung der Kosten sorvie die Finanzie-
lung dieser Baumaßnahmen und die genehmigten Mieten sorvie
die Zweckbestimmung der geförderten Wohnungen.

Die Erhebungen der Baugenehmigungen, der Baubeginne und
der Baufertigstellungen erfolgen mittels einer Zählkarte (im
Durchschreibeverfahren in dreifacher Ausfertigung). Die erste
Ausfertigung rvird nach Erteilung der Baugenehmigung von den
Baubehörden, die z'weite Ausfertigung nach Inangriffnahme des

Bauvorhabens - mit Datum des Baubeginns versehen - von den
Bauherien und die dritte Ausfertigung nach vollzogener Bau-
abnahme bzrv. Fertigstellungsmeldung von clen BauJ:ehörden den
Statistischen Landesämtern übersandt.
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Zu§3
Die Tiefbaustatistik erfaßt die Yergaben öfrentlicher Tiefbau-

vorhaben (Aufträge) mit einem Auftragswert von 25 000 DM
und mehr. Die Auftragsvergaben sollen laufend erfaßt und unter
Verwendung einer einfachen Zählkarte monatlich den Statisti-
schen Landesämtern gemeldet werden, um einen Überblick über
die Iaufende Eniwichlung zu gewinnen. Die zu erfassenden lief-
baumaßnahmen sollen gegliedert werden nach

a) Straßenbauten,

b) Tiefbauten an Bundeswasserstraßen,

c) wasserwirtschaftlichen Baumaßnahmen,

d) Kultur- und Flurbereinigungsmaßnahmen und

e) sonstigen Tiefbaumaßnahmen.

Da die voraussichtliche Abwicklungsdauer (vorgesehene Bau-
zeit) der Tiefbauaufträge für Feststellungen über die Bean-
spruchung der Baukapazität von entscheidender Bedeutung ist,
sollen die vergebenen Äufträge in 4 Gruppen (bis 3 Monate,
3 bis 6 Monate, 6 bis 12 Monate, 12 Monate und länger) erfaßt
rverden.

Zu§4 .,

In die Wohnraumvergabestatistik sollen - wie bisher - aus-
schließlich die Erstvergaben neugeschaffener Wohnungen und
\Mohnräume des öffentlich geförderten sozialen'Wohnungsbaues
einbezogen werden.

persönIich sächlich

Nach den Erfahrungen der letzten Jahre sind bei der Erfas-
sung dieser Wohnungen (Haushalte) und Wohnräume keine
Schwierigkeiten entstanden, zumal die Vergaben der neuen
Sozialwohnungen an die einzelnen Bevölkerungsgruppen ohnehin
von den zuständigen Behörden registriert werden. Zur Erstellung
der JMohnraumvergabestatistik bedarf es also nur der Zusam-
menfassung der Erstvergaben auf einem Formblatt, auf dem sie
nach den linzelnen Berolke"rn[sgruppen wie foigt aufgeteilt
werden:

1. Vertriebene,

2. Zugewandette,

3. Sachgeschädigte (ohne zurückgeführte Evakuierte),
4. zurückgeführte Evakuierte und

5. sonstige.

Die an die kinderreichen Familien dieser Bevölkerungsgruppen
vergebenen \Mohnungen sollen -!l rvie bisher - gesondä.t 

-aus-

gewiesen werden.

C. Kostenberechnung

Bei der Durchführung des Gesetzes entsiehen in recht gerin-
gem Umfang zusätzliche Aufwendungen nur bei der statistischen
Erfassung der Baubeginne und der Auftragsvergaben im Tief-
bau. Die jährlichen voraussichtlichen Kosten für diese Staiistiken
verteilen sich wie folgt auf Bund und Länder:

ßaubeginne

zusammen

1000 DM

Kosten des Bundes

Kosten der Länder

2,0

61,0

0,5

54,0

1,5

7,0

14,4

102,5

4,4

72,0

18,8

114,5

Tiefbau

zusammen persönlich sächlich

insgesamt 54,b 8,5 63,0 116,9 16,4 133,3

Für die übrigen im Gesetzentwurf aufgeführten Statistiken,
die seit den Jahren 1949 bzw. 1952 zum ständigen Arbeitspro-

gramm der amtlichen Statistil( gehören, sind die erforderlichen
Nlitt,el in den Haushalten des Bundes und der Länder enthalten.

Gesetz über eine Zählung im Handel sowie im Gaststätten- und Beherbergungsgewerbe
(Handelszählungsgesetz I 960)

Yom 27. Mai 19601)

Der Bundesiag hat mit Zustimmung des Bundesrates das fol- § 3
genile Gesetz beschlossen: (1) Die Handels- und Gaststättenzählung erfaßt folgencle

Erster Abschnitt Tatbestände:

Allgemeine Yorschriften 1. die beschäftigten Personen und die geleisteten Arbeits-

§ 1 :Hl':l $äTffi:i?fi?f';I§,"'."#f $:J fflixlä
lm Handel und irn Gaststätten- und Beherbergungsgerverbe liegt;

rvird eine Zähhng als Bundesstaiistik durchgeführt. Sie umfaßt 2. a) den lJmsatz,
l. eine^allge,meine Zählung (Handels-und Gaststättenzählung; b) den Il/areneingang,

§§ 2 bis 5); r

2. eine repräsentative Ergänzungserhebung zur Handels- und 
c) die Löhne' Gehälter und sozialaufwendungen

Gaststäitenzählung (Eigänzuigse.heburg; §§ 6 und 7.1. ,l 9*. Kalenderjahr oder Geschäftsjahr, das dem
Stichtag der Zählung vorausgegangen ist;

ZweiLer Abschnitt 3. a) den'Waren- und Materialbestand,
Handels- und Gaststättenzählung b) die Außenstände

s 2 am Anfang und am_ Ende des Kalenderjahres oder Ge-

Die Handels- und Gaslstättenzählung (§ 1 Nr. 1) wird im ;t"xL'.Y?#t' 
das dem stichtag der Zählung vorausge-

tta-ndgl mit stichtag 30'september 1960, im Gaststätten-.und 4. ilie Beherbergungskapazität (nur in Beherbergungsbe-
Beherbergungsgewerbe mit stichtag 31' August 1960 durchge- trieben) am Ende des Karenäerjahres oder Gäscnatts-führt.

) BGBI. I S. a13. 
jahres' das dem Stichtag der Zählung vorausgegangen
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(2) AulJer den in Absatz 1 bezeichneten Tatbeständen werden
Angaben zur Kennzeichnung der Unternehmen und Betriebe er-
hoben, die zu einer zutrefrenden Beurteilung der statistischen
Zuordnung der lInternehmen und Betriebe erforderlich sind.

§4
(1) Aushunftspflichtig für die Handels- und Gaststättenzäh-

Iung sind

1. die Unternehmen des Einzelhandels (einschließlich Ver-
sand- und Markthandel, lVarenhandel außerhalb einer
festen Betriebsstätte sowie Apotheken),

2. die Unternehmen des Großhandels und des Außen-
handels (einschließlich Einkaufs-, und Verkaufsver-
einigungen und Verlagsbuchhandel),

3. die Unternehmen des Handelsvertreter- und Handels-
maklergewerbes, soweit sie den An- und Verkauf von
IMaren vermitteln,

4. die Unternehmen des Gaststätten- und Beherbergungs-
gewerbes.

(2) Aushunftspflichtig sind auch die in die Handwerksrolle
eingetragenen fnhaber von Handwerksbetrieben, die Handel mit
fremden Erzeugnissen, Handelsvermittlung oder Gaststätten be-
treiben. Die Zählung erstreckt sich auf höchstens 60 000 dieser
Betriebe.

(3) Die Zählung erstreckt sich auch auf industrielle Unter-
nehmen, die durch eigene, rechtlich unselbständige ofrene Ver-
kaufsstellen eigene Erzeugnisse unmittelbar an Letztverbraucher
liefern. Sie erfaßt bei diesen l]nternehmen nur die in Satz 1 be-
zeichneten.Verkaufsstellen und die in § 3 Abs. 1Nr. l und 2
Buchstabe a und Abs.2 bezeichneten Tatbestände.

(4) Bei lJnternehmen mit Zweigniederlassungen, Verkaufs-
fiIialen und sonstigen von der Hauptniederlassung räumlich ge-
trennt liegenden Betriebssiätten sind die Auskünfte auch 8e-
trennt für die einzelnen Niederlassüngen zu erteilen.

§5
Die Finanzämter teilen den erhebenden Stellen Anschrift und

Gelverbekennziffer aller ljnternehmen im Sinne des Umsatz-
steuergesetzes mit. Zw Feststellung der Anschriften der nach

§ 4 Abs.3 zu befragenden lInternehmen wird im Jahre 1960 eine
einmalige Befragung im Rahmen der durch das Gesetz über die
Allgemeine Statistik in der Industrie und im Bauhauptgewerbe
vom 15. Juli 1957 (Bundesgesetzbl. I S.720) angeordneten Sta-
tistik durchgeführt

Dritter Abschniti
Ergänzungserhebung zur Handels- unil Gaststättenzählung

(Ergänzungserhebung)

§6
Die Elgänzungserhebung erfaßt folgende Tatbestände:

1. a) die Umsatzstruktur,

b) die Struktur des JMareneingangs,

c) die Äufwendungen für Lohnaufträge beim Groß-,
Außen- und Einzelhandel sowie die Heimarbeiter-
entgelie beim Einzelhandel

in dem Kalenderjahr oder Geschäftsjahr, das dem Stichtag
der Zählung vorausgegangen ist;

2. clie Aktiva und Passiva (soweit sie zur Ermittlung der
Vermögens- und I(apitalstruktur erforderlich sind) nach
der Einkommen- und Körperschaftsteuerbilanz am Anfang
und am Ende des Kalenderjahres oder Geschäftsjahres,
das dem Stichtag der Zählung vorausgegangen ist;

3. die Anschaffung und den Verkauf von Anlagevermögen in
den Kalenclerjahren 1958 und 1959 oder in den beiden dem
Stichtag der Zählung vo.ur.gägangenen Geschäftsjahren;

4. in Unternehmen des Außenhandels

a) Angaben über das lMarenlager im Inland und im Aus-
Iand,

b) Angaben über die im Ausland gegründeten oder er-
worberien rechtlich selbständigen Unternehmen, über
die im Ausland errichteten Zweigniederlassungen und
über die Beteiligungen an llnternehmen im Ausland.

§7 |

Auskunftspflichtig für die Ergänzungserhebung sind die in § 4
Abs.1 bezeichneten lInternehmen. Die Erhebung wird bei höch-
stens 15 vom Hundert dieser Unternehmen durchgeführt.

Vierter Abschnitt

-übergangs- und Schlußvorschriften

§8
Zur Erzielung vergleichbarer Ergebnisse kann der Bundes-

minister für Wirtschaft im Benehmen mit der Regierung des
Saarlandes durch Rechtsverordnung, welche nichi der Zustim-
mung des Bundesrates bedarf, für das Saarland die Stichtage,
das Erhebungsjahr und die Berichtszeiträume der Handels- und
Gaststättenzählung abweichend von den Vorschriften der §§ 2, 5
und 6. Nr. B regeln. 

s g

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe dds § 13 Abs. 1 des Dritten
überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1)
auch im Land Berlin.

§10
Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in Kraft.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Bonn, den 27. Mai 1960.

Der Bundespräsident
Lübke

Del Stellvertreter des Bundeskanziers
Ludwig Erhard

Der Bundesminister f ür'W'irtschaft
Ludwig Erhard

Begründungr)

A. Allgemeiner Teil

l. Zweck und Bedeutung einer Zählung im Handel

sowie im Gaststätten- und Beherbergungsgewerbe

Der Umfang und die Beileutung des Handels und des Gast-

stätten- und Eeherbergungsgewerbes, die unter Einschluß der

Handelsvertreter und Handelsmakler im Jahre 1950 (letzte Ar-
beitsstättenzählung) zusammen über 850 000 Betriebe mit nahezu

2,7 Millionen Beschäftigten zählten, werden durch die Tatsache

gekennzeichnet, daß diese 'Wirischaftsbereiche nach dem damali-

[en Stand etrva 40 v. H. aller in der Bundesrepublik bestehenden

Nr. 11(X vom 15. Septemberig5g (siehe Vorbener-

gewerblichen Arbeitsstätten auf sich vereinigten, in denen etwa
20 v. H. aller in nichtlandwirtschaftlichen Gewerben erwerbstäti-
gen Personen ihren Arbeitsplatz fanden. Im Jahre 1956 b'etrug
die Wertschöplung allein beim Groß- und Einzelhandel nach den
Berechnungen des Statistischen Bundesamtes etwa 20 Mitliar-
den DNI womit der die Verteilungswirischaft repräsentierende
Rereich im Rahmen der Gesamtaufbringung des Sozialprodukts
der Bundesrepublili nach der Industrie an zweiter Stelle steht.

I4lährend den an der Gestaltung der \4llrtschafts- und Sozial-
politik auf Bundes- und Landesebene beteiligten Stellen für die
Industrie und das Handrverk - also für die Gebiete der Güter-
erzeugung - umfassendes und hinreichend zeitnahes statistisches

r) Bundestagsdrucksadre
kring auf S.155 oben).
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Unterriclrtungsmatcrial voriiegt, clas rreitgehende Einbliche in tlie
StrukturverhäItnisse dieser Bereiche bietet, rvertlen auf dem Ge-
biet der Absatzwirtschaft bisher nur rvenige Repräsentativ-
erlrebungen in einzelnen Zweigen durchgeführt, die vornehmlich
einer kurzfristigen Beobachtung cles konjunktulellen und
saisonalen Geschäftsablaufs dienen. Nachdem zuletzt im Jahre
1950 im Rahmen der Arbeitsstättenzählung für die Verteilungs-
rvirtschaft die Zahl der Betriebe, die Beschiiftigten und der Um-
satz ermittelt rvorden sind, fehlt es seitdem vöIlig an einer aus-
führlicheren Darstellung der StrukturverhäItnisse in diesen
Wiltschaftsbereichen. Der Handel ist seitdem nicht nur in seine
ihm naturgemäße wirtschafiliche Betätigung hineingewachsen,
sondern darüber hinaus in Nachholung des Vorsprungs, den die
Handelsunternehmen in den anderen Ldndern errungen haben,
zu neuen Methoden gekommen, die seine Struliiur im gesamten
grundsäizlich geändert haben. Freiwillige Ketten, Werbegemein-
schaften, Einkaufsverbände und Rationalisierungsbestrebungen
auf dem Gebiete des Großhandels, Selbstbeilienungssystcme,
Selbstverkäuflichheit der lMare und Neuorientierung der Sorti-
mente im Einzelhanclel bringen auch für statistische Erhebungen
hinsichilich der Umsatzgrößen, der Verschiebung der Umsatz-
größenklassen, der Zahl der Betriebe und der Beschäftigten so-
rvie in vielen anderen Beziehungen völlig neue Verhältnisse, die
für eine richiige Orientierung von grundsätzlicher Bedeutung
sind. Die Bundesregierung und die gesetzgebenden l(örperschaf-
tcn schenken der rvirtschaftlichen und sozialen Entwichlung des

llitielstandes ihre besondere Aufmerksamkeii. Daher ist es lot-
rvendig, gegenrvartsnahe IJnterlagen über die Bedeutung und
den strukturellel Aufbau der Verteilungsrvirtschaft, die sich in
besonders liohem l\[aße aus mitte]stänclischen I]nternehmen zu-
sammensetzt, zu schaffen, um sorvohl den obersten Bundes- und
Landesbehörden als auch der beteiligten Wirtschaft und der
Wirtschaftsforschung die dringcnd benötigte Unterriclrtung zu
ermöglichen.

Diese Unterrichtung hann nur mit Hilfe eiler einmaligen Ge-
samtelhebung aller Unternehmen des Handels und des Gast-
siättcngerverbes gewonnen rverden, wie sie der vorliegende Ge-
setzentwurf vorsieht. cla für repräsentative Erhebungel über die
Strulitur rlieses Wirtschaftsbereichs die notrvendige Äusgangs-
grundlage fehlt. Dem Gesetzentrvurf zufolge wird dic bei allen
IJnternehmen durchzuführende Hauptzählung (Totalzählung) im
Gesamtbereich der Yerteilungsrvirtschaft (§ t Nr. 1) mit einer
noch tiefer eindringenden repräsentativen Ergänzungserhebung
(§ 1 Nr.2) r'erbunden, bei der einzelne statistische lferkmale
aus clel Hauptzählung rveiter untergliederi und einzelne zusätz-
liche I\ferkmale erhoben rverden, um das Gesamtbild des Auf-
ba.us und der Struktur der Verteilungswirtschaft abzurunden.

Die Handels- untl Gaststattenziililung 1959 steht irr. Rahmen
cler von den Vereinten Nationen für die Zeit um 1960 enpfohle-
nen Großzählungen (Volkszählungen, Arbeitsstättenzählungen),
die im allgemeinen in etrva l0jährigen Abständen (die leizte
Arheitsstättenzähiung hat 1950 stattgefunden) durchgeführt wer-
tlen. Nach der Iiolzeption des Zählungsrverlis soll die Arbeit,s-
stdttenzählung eine Rahmenerhebung sein, die sich auf eine Be-
standsaufnahme aller Arbeitssiätten beschränki. Die ausfirhr-
lichere Feststellung der StrukturvelhäItnisse in den einzelnen
Wirtschaftsbereichen soll durch Bereichszählungen elfolgen, die
in ihrer Fragestellung auf die besonderen Ver,hiilinisse des ein-
zclnen Bereichs abgestellt und im Interesse einer möglichst
gleichmäßigen Auslastung der Siatistischen Amter über mehrere
Jahre verteilt rverden sollen. fn gleicher \Meise rvie die Hand-
rverkszählung 1956 (vgl. HandwerlrszählunEsgesetz vom 12. Juni
1956 

- 
Bundesgesetzbl. I S.915) entspricht auch die auf Grund

des vorliegenden Gesetzentrvurfs vorgesehene Handels- und Gast-
strittenzählung 1959 dieser Gesamtkonzeptiol.

Die Zählung bedarf nach § 6 r\bs. 1 des Gesetzes über die
Statistik für Bundcszwecke (StatGes) vom 3. Sepiember 1953
rler Anordnung clurch ein Bundesgesetz.

II. Aufbau des Gesetzes

Das Gesetz gliecleri sich in vier Äbschnitte. Del Erste Ab-
schniit (§ 1) umschreibt in der bei statistischen Gesetzen üblichen
Weise das gesamte durch dieses Gesetz angeordnete statistische

Erhebungsprogramm, das sich - wie bereits errvähnt - aus

einer allgerncinen Handels- und Gaststüttenzählung (§ 1 Nr. 1)

und aus einer.repräsentativen Ergänzungserhebung (§ 1 Nr.2)
zusammensetzt.

Zweiler und Dritter Abschnitt enthalten entsprechend den Vor-
schriften in § 7 Siatces die fürrdie allgemeine Zählung (Zrveiier
Abschniti) und für die repräsentative Ergänzungserhebung
(Dritter Abschniti) notrvendigöh Anordnungen hinsichtlich der
zu erfassenden statistischen Tatbestände, des Kreises der Be-
fragten (Auskunftspflichtige) und der Erhebungszeiten sorvie
sonstige besondere für die Durchführung der Zählung notwendi-
gen Vorschriften.

Der Yierte Abschniti enthält allgcrneiue lrorschrif ten und
übergangsvorschriften (Berlin-Klausel, Saar-KIausel).

Im übrigeri gelten für die Zählung irn Handel sorvie im Gast-
stätten- r.r'd Bäh..b""guhgsgervbrbe äie,allgemeinen Yorschriften
des Statistischen Gesetzes vom.3. September 1953.

B. Besorirderer Teil

ERSTER ABSCHNITT
siehe Allgemeiner Teil

ZWEITER ABSCHNITT
(Handels- und Gaststättenziililung)

Zu§2
Der Zählungssticht,ag für dasrGaststätten- und Beherbergungs-

gerverbe vvurde auf den 31. August 1959 vorverlegt, da besonders
in Ftemdenverkehrsgebieten zu dern späteren Termin schon die
Saison beendet ist und die Zählungsergebnisse zrveifelhaft rver-

' rlen müßien.

Zu§3
Der § 2 zählt die zu erfassenden Grundtaibestände auf, die in

den Fragebogen noch im einzelnen aufgegliedert rverden. So
rverden die beschäftigten Persohen sorvohl nach der Stellung im
Betrieb, wie Inhaber, miihelfende Familienangehörige, Änge-
stellte, Facharbeiter usw., als auch nach Voll- und Teilbeschäf-
trgten gesondert ermittelt, rvobei letztere in ihrer Arbeiisleistuns
dulch die geleisteten Arbeitsstunden gemessen rverden. Ztl.gleich
u,ird das Alter der Beschäftigien anzugeben sein, um das Aus-
rnaß cler überalterung bei den fnhabern und die Nachrvuchs-
probleme in der Verteilungsrvirtschaft übersehen zu können. Der
IJmsatz enthält neben den Verhaufserlösen aus fertig bezogenen
Waren auch den Wert der selbsthergestellten Wa.e.r unä de.
sonstigen Leistungen sorvie die Einnahmen aus Provisionen. Beim
Wareneingang ist die Art der. Lieferanten gekennzeichnet. Der
l4larenbestand und die Außenstäncle werden am .Anfang und
Ende des Geschäfisjahr". "..ittelt. Die Tatbestäncle Nr]2 bis
Nr. 3 sind nur in DM-Werten anzugeben. In den verschiedciren
Zweigen der trVirtschaftsbereiche rverden je nach den besonderen
\rerhältnissen die Grundtatbestände in entsprechender Anpassung
aufgegliedert.

Um die befragteu Ifnternehmen und Unternehmensteile (Be-
triebe) fachlich einordnen zu können, bestimmt Absatz 2, claß die
dazu notrvendigen Angaben, wie genaue Bezeichnung und Rechts-
form des llnternehmens, Kennzeichnung des Wirtschaftszweigs,
Rezeichnung der hauptsächlich, gehandelten \Maren, rvirtschaft-
liche Nebeniätigkeiien, Yertriebenen- oder FIüchtlingseigenschaft
usw. zu machen sind.

Zu§4
In § 4 rvird der Kreis der Auskunftspflichtigen festgelegt.

IInternehmen des Markt- und_ ambulanten Handels (Absati 1
Nr. I) sollen durch die ZäNun§ nur insorveit erfaßt weiden, als
sie sich mit dem Verkauf von Waren befassen. Das dem Diensb-
leistungsbereich zuzurechnende sonstige ambulante Gewerbe
12. B. Schaustellungsgerverbe) unterliegt der Zählung nicht. Ais
Ilnternehmen des GroLlhandels (Absatz 1 Nr. 2) sind auch die
IJnternehmen des Ein- und Ausfuhrgroßhandels zu verstehen.
Ncben den llcreichen des Handels uncl des Gaststätten- und Be-
herbergungsgeryerbes werden auch industrielle Unternehmen mit
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offenen an Letzt'r'erbraucher Iiefernde Verkaufsstellen in die
Auskunftspflicht einbezogen (Absatz2). Die Yerkaufsstellen in-
dustrieller llnternehmen mit Lieferungen an den Letztver-
brauclrer sind in einigen Handelsbereichen in größerer Zahl vor-
handen, so daß sich ihre Einbeziehung in die Zählung als noi-
wendig er\veist, um lückenhafte Ergebnisse zu vermeiden. Es ist
hierbei vorgesehen, nur die Yerkaufsstellen zu zählen, die regel-
mäßig rvie Einzelhandelsunternehmen \Maren an den Letztver-
braucher abgeben. Gelegentliche Verkäufe in Räumen mit, Zugang
für Letztverbraucher sollen bei der Zählung nicht als Verkaufs-
stellen im Sinne des Zählungsgesetzes geltän.

Wegen der regionalen Darstellung der Zählungsergebnisse isI
Erteilung der Äuskunft für jede einzelne örtlich vom Haupt-
nnternehmen getrennte Zrveigniederlassung vorgesehen (Ab-
satz 3).

Zu§5
Die Ermittlung der Anschriften der Auskunftspflichtigen, die

bei Großzählungen meist durch einen großen Stab von Zählern
erreicht rvird, bereitet für die Teilzählungen - lyis irn Falle des
vorliegenden Zählungsrverkes - beträchtliche Schwierigkeiten.
Eine befriedigende Lösung bietet sich an, wenn die Anschrifteu
aus den bei den Finanzämtern vorhandenen Karteien der Um-
satzsteuerpflichtigen als Anschriftengrundlage für Zwecke der
Zählung zur Verfügung gestellt werden. Da die Durchführrrng
der Zählung von der Verfügbarkeit dieses Anschriftenmaterials
abhängt, ist eine ausdrüchliche gesetzliche Festlegung dieser
Regelung notwendig.

Die Anschriften der industriellen Unternehmen mit offenen
Yerkaufsstellen können nur auf dem \Mege einer Umfrage im
Rahmen der amtlichen Industriestatistik ermittelt werden.

DRITTER ABSCHNITT
(Ergänzungserhebung)

Zu§6
Die in '§ 3' für die Handels- und baststättenzählung aufge-

führten Tatbestände sind in ihrem Umfang und Inhalt darauf
abgestimmt, daß sie von allen r\uskunftspflichtigen aus den be-
trieblichen und steuerliclien Unterlagen für die Beantwortung
der Fragebogen entnommen werden können. Da aber für die ge-
samtrvirischaftliche Strukturanalyse der von der Zählung er-
faßten Wirtschaftsz.rveige darüber hinausgehende Unterlagen
erforderlich sincl, ist eine Ergänzungserhebung vorgesehen, die
von repräsentativ ausgewählten lJnternehmen weitere Angaben

Auf Grund des § 8 des Gesetzes über eine Zählung im Handel
sorvie im Gaststätten- und Beherbergungsgerverbe (HandeIs-
zählungsgesetz 1960) vom 27. Mai 1960 (Bundesgesetzbl l
S. 313) wird im Einvernehmen mit der Regierung des Saarlandes
verordnet:

§1
Abweichend von den Vorschriften der §§ 2, 5 und 6 Nr.3 des

Gesetzes lverden im Saarland

1. die Handels- und Gaststättenzählung im Handel mit Stich-
tag 30. September 1961, im Gaststätten- und Beherber-
gungsgewerbe mit Stichtag 31. August 1961 durchgeführt;

2.. die einmalile Befragung der Unternehmen der Intlustrie
(§ 5) im Jahre 1961 durchgeführt;

verlangt. So wird im Einzelhandel der bei der Zählung nur
summarisch erfaßte lJrnsatz von Handelsware (Nr. 1 Buchsiabe a)
getrennt ausgerviesen nach Barumsatz, Teilzahlungsverkäufen
und sonstigen Kreditverküufenl ferner wird die Richtung des
Absatzes an private Verbraucher und andere Abnehmer ermit-
telt. Für die rveitere Analyse der Betriebsstruktur dient die Aus-
weisung nach den Einzelposten der Aktiva und Passiva.(Nr.2),
die ergänzende llnterlagen erbringen soll, wie sie für Kapital-
gesellschaften der Industrie vorliegen. Um die Zufälligkeiten
eines Berichtsjahres auszuschalten, werden bei den Aufrvendun-
gen beim Änlagevermögen (Nr. 3) die Angaberi für 2 Geschäfts-
jahre verlangt. Die Angaben über Aufrvendungen für Lohnauf-
träge (Nr. 1 Buchstabe c) rverden nur beim Groß- und Einzel-
handel, die Angaben über Heimarbeiterentgelte (Nr. 1 Buch-
stabe c) nur beim Einzelhandel erhoben.

Zt§7
Die Ergänzungserhebung rvird nur bei einer Auswahl von

höchstens 15r'.H. der Auskunftspflichtigeh durchgeführt, um so-
wohl die Kosten des Zählungsr.verlies in vertretbaren Grenzen zu
halten als auch die Vielzahl der kleinen und mittleren Betriebe
nicht mit dem Frageprogramm zu belasten. Der Repräsentations-
grad ist mit Rücksicht auf brauchbare Länderergebnisse gervählt
rvorden.

C. Kostenberechnung

Die voraussichtlichen Kosten (zusätzliche Ausgaben) der in
diesem Gesetz geregelten allgemeinen Zählung im Handel sowie
im Gaststätten- und Beherbergungsgewerbe (§ 1 Nr.1) und der
repräsentativen Ergänzungserhebung (§ 1 Nr.2) werden vom
Statistischen Bunclesamt rvie folgt schätzungsweise veranschlagt
(in 1000 DM):

insgesamt davon

Bund: 1000 persönliche 520 sächliche 480

Länder: 8000 persönliche 6100 sächliche 1900

zusammen: 9000 persönliche 6620 sächliche 2380

An Hilfskräften sind beim Bund erforderlich

4 Zeitangestellte für jer'veils 36 Nfonate,

11 Zeitangestellte {ür jeweils 18 Monate,

20 Zeitangestellie für jeweils 15 Monate.

3. bei der Ergänzungser'hebung die Anschaffung und der Ver-
kauf von Anlagevermiigen in den Kalenderiahren 1960 und
1961 oder in den beiden am Stichtag der Zählung voraus-
gegangenen Geschäftsjahren erfaßt.

§2
Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkündung in

I(raft.

Bonn, den 13. Juli 1961.

Der Bundesminister für IMirtschaft
In Vertretung

Vlestrick

Verordnung zur Durchführung des Gesetzes über eine Zählung
im Handel sowie im Gaststätten- uird Beherbergungsgewerhe

(Handelszählungsgesetz) im Saarland
Vom 13. Juli 19611)
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Gesetz über-die Durctrführung laufender Statistiken im Handel

. 
sowie über die Statistik des Fremdenverkehrs in Beherbergungsstätten (HFVStatG)

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlor..rr.lot 

12' Januar 19601) 
s 4

§1
Über die Geschäftstätigheit und den Wirtschaftsabiauf im

llandel sowie über den Fremdenverkehr in Beherbergungsstätten
werden laufende'Repräsentativ-Erhebungen als Bundesstatistik
durchgeführt. Die Erhebungen umfassen

1. eine llmsatzstatistik im Groß- und Außenhandel (Groß-
handelsstatistik) ,

2. eine Umsatzstatistik im Einzelhandel (Einzelhandels-
siatistik),

3. eine Statistik über den Fremdenverkehr in Beherbergungs-
stätterr (Fremdenverkehrsstatistik).

§2
(1) Die Großhandelsstatistik (§ 1 Nr. 1) erfaßt folgende Tat-

bestände:

1. I\(onatlich den Wert des Umsatzes in eigenem Namen
und in fremdem Namen sowie die Zahl d,er Beschäf-
tigten;

2. jährlich den \4lert der Einkäufe im Kalenderjahr oder' Geschäftsjahr'sowie den Wert der Lagerbestände am
Ende des Kalenderjahres oder Geschäftsjahres.

(2) Auskunfispflichtig sind die lJnternehmen des Groß- und
-A,ußenhandels einschließlich der Ein- und Verkaufsvereini-
Sungen.

(3) Die Großhandelsstatistik wird bei höchstens 10 000 der in
Absatz2 bezeichneten Unternehmen durchgeführt.

(4) Die Großhandelsstatistik wird vom Statistischen Bundes-
amt erhoben und aufbereitet.

. §3
(1) Die Einzelhandelsstatistik (§ 1 Nr. 2) erfaßt folgende

Tatbestände:

l. Monatlich den Wert des ljmsatzes sowie die Zahl d,er
Beschäftigten;

2. jährlich den Wert der Einkäufe im Kalenderjahr oder
. Geschäftsjahr sowie den 'Wert der Lagerbestände am

Ende des Kalenderjahres oder Geschäftsjahres.

(2) Auskunftspflichtig sind die lJnternehmen des Einzelhan-
dels. Bei Ifnternehmen mit mehreren Niederlassungen sind auch
die einzelnen Niederlassungen auskunftspflichtig.

(3) Die Eiozelhandelsstatistik wird bei höchstens 40 000 der
in Absatz 2 bezeichneten lJnternehmen durchgeführt.

(1) Die Fremdenverkehrsstatistik (§ 1 Nr.3) erfaßt folgende
Tatbestände:

1. Monatlich die Zahl del Fremdenmeldungen und -über-
nachtungen, bei Fremden mit ständigem Wohnsitz im
Ausland außerdem das Herkunfüsland des Fremden;

2. jährlich am 1. April die Za.hl der Fremdenzimmer und
Fremdenbetten, die in dem am 1. April beginnenden Be-
richtsjahr siändig oder zeitweise für den Fremdenver-
kehr verfügbar oder die'zweckentfremdet sind.

(2) Auskunftspflichtig sind die Betriebe des Beherbergungs-
gewerbes. Auskunftspflichtig sind ferner die Inhaber oder ge-
schäftsführenden Personen von Sanatorien, Heilstätten, I(ur-
anstalten, Erholungsheimen, Kinderheimen, Ju§endherbergen und
Campingplätzen sowie von sonstigen Unterkunftsstätten, in
denen zum vorübergehenden Aufenthalt gegen Entgelt Personen
Unterkunft gewährt wird.

(3) Die Fremdenverkehrsstatistik wird in höchstens 3 000 Ge-
meinden durchgeführt.

§5
Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des ,§ 13 Abs. 1 des Dritten

überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. l)
auch im Land Berlin. *

§6
Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in Kraft.

Gleichzeitig treten außer Kraft t

1. die Verordnung über die ,Großhanilelsstatistik vom 27. Juni
1957 (Bundesanzeiger Nr.122 vom 29. Juni 1957),

2. die Verordnung über die ,Statistik des Fremdenverkehrs in
Beherbergungsstätten vom 20. Januar 1958 (Bundesanzeiger
Nr.18 vom 28. Januar 1958).

Die verfassungsmäßigen Rechte des Bundesrates sind gewahrt.
Das vorstehende Gesetz wird hiermii verkündet.
Bonn, den 12. Januar 1960. li

Der Bundespräsident
Lübke

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers
Ludwig Erhard

Der Bundesminister für Wirtschaft
Ludwig Erhard

I. Allgemeine Begründung

1. Rechtsgrundlage

Nach Äuffassung der Bundesregierung sollen die bisher auf
Grund

der Verordnung über eine Statistik im Einzelhandel vom
24. November 1956 (Bundesanzeiger Nr.232 vom 29. No-
vember 1956),

der Yerordnung über die Großhandelsstatistik vom 22. Jufi
1957 (Bundesanzeiger Nr.122 vom 29. Juni 1g57) und

der Verordnung über die Statistik des Fremdenverkehrs in
Beherbergungsstätten vom 20. Januar 1958 (Bundesanzei-
ger Nr. 18 vom.28. Januar 1958)

. ).BCBI..IS.5.- - ,) Bu_ndestagsdrudaa&e Nr. 1232 vom 5.August1959
(siehe Vorbemerkuag äuf S. 156 o-beo).

durchgeführten Siatistiken im Sinne des § 6 Abs. I StatGes durch
e-in Sammelgesetz angeordnet werden, weil die Vleiterführung
dieser Statistiken auf längere Sicht für Zwecke der lVirtschafts-
beobachtung und Konjunkturpolitik unerläßlich ist. Der Erlaß
einer neuen Rechtsvorschrift ist dringlich, rveil die Geltungs-
dauer der Verordnung über eine Statistik im Einzelhandel bere-its
am 29. November 1959 endet.

Begründungz)

2. Bedeutung der Statistik

Die auf Grund der Großhandels- und Einzelhandelsumsatz-
statistik vom Statistischen Bundesamt ermittelten Meßziffern
über die Umsatztätigkeit des Handels und seiner verschiedenen
Zweige bilden ein besonders wichtiges Hilfsmittel für die Beur-
teilung der konjunkturellen Entwicklung. Sie sind damit eine
rrnentbehrliche und zuverlässige Unterrichtungsquelle für die zu-
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ständigen obersten Bundes- und Landesbehörden, die Deutsche
Bundesbank, die wirtschaftswissenschaftlichen Institute und für
die Wirtschaft, die sie zur Beurteilung der konjunkturellen Ver-
änderungen der Wirtschaftslage regelmäßig heranziehen und ein-
gehend analysieren (vgl.llagebericht des BWM und der DBBk).

Die Einzelhandelsstatistik dient im besonderen auch zur Beob-
achtung der Entwicklung des privaten Verbrauchs, der zu einem
großen Teil von der BevöIkerung durch Käufe beim Einzelhandel
gedeckt wird. Sie bildet damit zugleich ein wichtiges Hilfsmittel
für did Forischreibung der amtlichen Sozialproduktsberechnung.

Die Fremdenverkehrsstatistik ist erforderlich, um eine einheit-
Iiche Darstellung der Entwicklung des Fremdenverkehrs in Be-
herbergungsstätten für das gesamte Gebiet der Bundesrepublik
zu ermöglichen.

Die Bedeutung des Fremdenrierkehrs für ilie Volkswirtschaft
wird dadursh gekennzeichnet, daß allein im Jahre 1957 in den
gewerblichen Beherbergungsstätten rd. 105 Millionen übernach-
tungen gezählt und aus dem Reiseverkehr ausländischer Gäste
etwa 1,9 Mrd. DM an Devisen eingenommen wurden.

Für regionale lJntersuchungen liefert die Fremdenverkehrs-
siatistik Unterlagen über den Umfang und die Struktur des
Fremdenverkehrs in Bezirken, die wirtschaftlich vom Fremden-
verkehr abhängen. Der Nachweis über das Herhunftsland der
Auslandsgäste gibt wertvolle Hinweise für eine zweckmäßige
Werbung. Die Angaben übei die Beherbergungskapazität und
deren Ausnutzung'können einer sinnvollen Entwicklung der In-
vestitionstätigkeit in diesem IMirtschaftszweig dienen.

Die Aufnahme einer Saar-Klausel ist entbehrlich, da die hier
geregelten Statistiken baldmöglichst im Saarland eingeführt wer-
den sollen.

II. Begründung im einzelnen

Zu §2 Abs. 1Nr. 1

Die Zahl der Beschäftigten soll mit diesem Gesetz auch beim
Großhandel erfaßt werden, um in gleicher 'W'eise wie schon bis-
her beim Einzelhandel die Veränderungen der Beschäftigten-
zahlen unter dem EinIluß der konjunkturellen und saisonalen Be-
dingungen beobachten zu können.

Zu §2 Abs. 1Nr.2
Die jährlich einmalige Erfragung des lMertes der Einkäufe

und der Lagerbestände dient ebenfalls der Beobachtung der
wirtschaftlichen Entwicklung. Sie erscheint besonders wichtig, da
sich in der Einkaufstätigkeit und in der Lagerhaltung u. a. die
Erwartungen der Unternehmen niederschlagen. Auch für die
,\ufstellung von Yolkswirischaftlichen Gesamtrechnungen ist eine
jährliche Beobachtung der Einkäufe und der Lagerbeitände un-
entbehrlich.

Zu § 2 Abs.3

Da von vielen Seiten die Aufstellung eines Index der Umsätze
im Großhandel für dringend erforderlich gehalten wird, ist die
Einbeziehung weiterer wichtiger Fachzweige in die Großhandels-
statistik unumgänglich notrvendig. Aus diesem Grunde und zur
allgemeinen Verbesserung der Repräsentation sollen an der Be-
richterstattung an Stelle von bisher 4000 künftig bis zu höch-
stens 10 000 Unternehmen beteiligt werden, deren Auswahl durch
das Siatistische Bundesamt im Benehmen mit Sachverständigen
der Wirtschaft vorgenommen wird. In dieser erhöhten Zahl slnd
auch Höchstzahlen für Berlin (West) und das Saarland einbe-
grifren. Da bei jeder Repräsentativerhebung der. Grad der Re-
präsentation den Erkenntnis- und Aussagewert der Ergebnisse
bestimmt, muß für jeden ausgesuchten Großhandelszweig eine
ausreichende Beieiligung und eine hinsichtlich der Betriebstypen
den taisächlichen Verhältnissen entsprechende Zusammensetzung
des Berichtsfirmenkreises sichergestellt sein.

Zu § 2 Abs.4

Die Notwendigkeit einer zentralen Aufbereitung der Großl
handelsstatistik für das Bundesgebiet mit Ausnahme des Landes
Berlin ergibt sich aus der meist überregionalen' Struktur der
Großhandelsunternehmen. Dem Bedürfnis der Länder auf lau-
fende llnterrichtung wird dadurch Rechnung'getragen, daß in
den Großhandelszrveigen, in denen eine regionale Untergliederung
der Ergebnisse möglich erscheint, auch Länderergebnisse erstellt
werden.

Zu §3 Abs. 1Nr.Z
wiezu§2Abs. 1Nr.2.

Zu §3 Abs.B

Es hat sich als erforderlich erwiesen, die Repräsentation der
Einzelhandelsstatistik in einer Zahl vor^ Zweigen zu verbessern
und einige weitere Zweige in die Siatistik einzubeziehen. Zt die-
sem Zweck soll die ZahL d,er befragten lInternehmen von bisher
30 000 auf 40 000 heraufgesetzt werden, da sich herausgestellt
hat, daß mit einer Erfassung von nur 30 000 Unternehmen die
IJmsatzentwicklung der einzelnen Einzelhandelszweige nicht mit
genügender Zuverlässigkeii dargestellt werden kann. In dieser
erhöhten Zahl sind auch Höchstzahlen für Berlin (West) und
das Saarland einbegriffen.

Zu § 4 Abs.3

Die Fremdenverkehrsstatistik wird nur in solchen Gemeinden
durchgeführt, in denen der Fremdenverkehr besondere Bedeu-
tung hat.

III. Kosten

Die in diesem Gesetz, geregelten Statistiken gehören zum lau-
fenden Ärbeitsprogramm und werden seit längerem vom Sta-
tistischen Bundesamt und den Statistischen Landesämtern durch-
geführt. Die Mittel dafür sind deshalb in den Haushalten von
Bund und Ländern bereits enthalten. Zusätzliche Haushaltsmittel
werden nicht benötigt.

Verordnung über die statistisdre Erfassung
der Lieferungen und der Bestände eingeführter fester Brennstoffe

Vom 7. Juli 19591)

Auf Grund des § 6 Abs.2 und des § 9 Abs.2 des Gesetzes
über die Statistik für Bundeszwecke (StatGes) vom 3. September
1953 (Bundesgesetzbl. I S. 1314) verordnet die Bundesregierung
mit Zustimmung des Bundesrates:

§1
über die Lieferungen unal die Bestände eingeführter fester

.Brennstoffe wird eine Bundesstatistik durchgeführt.

,) Bud.*rr"tger Nr. 132 S. 1.

§2
(1) Die Statistik erfaßt für die eingeführten festen Breun-

stoffe die folgenden Tatbestände:

1. die Lieferungen nach Arten, gegliedert nach Abnehmer-
gruppen und Bundesländern;

2. die Bestände nach Arten.

(2) Die Statistik erfaßt die in Absatz 1 Nrn. 1 und 2 bezeich-
neten Tatbestände auch für die aus den Währungsgebieten der
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Deutschen Mark der Detrtschen Notenbank (DM-Ost) in das Ge-

biet des Geltungsbereichs dieser Verordnung verbrachten festen

Brennstoffe.

§3
(1) Auskunftspflichtig nach § 10 des Gesetzes sind alle Unter-

nehmen, die aus einem Gebiet außerhalb des Geltungsbereichs
dieser Verordnung bezogene feste Brennstoffe an industrielle
Verbraucher, an Kohlengroßhändler oder an Kohleneinzelhändler
Iiefern.

(2) Die Meldungen nach § 2 Äbs. 1 Nr. 1 sind jeweils inner-
halb von 10 Tagen nach der Einfuhr oder Weiterlieferung, die

Meldungen nach '§ 2 Abs, 1 Nr. 2 sind bis zum 10. des auf den

Berichtsmonat folgenden Monats durch den Auskunftspflichtigen
unter Verwendung der amtlichen Erhebungsvordrucke dem Bun-
desminister für Wirtschaft oder der von ihm bestimmten Stelle
einzureichen.

\ §4
Der Bundesminister für Wirtschaft oder die von ihm bestimmte

Stelle wird ermächtigt, die Aufgaben des Statistischen Bundes-
amtes nach § 2 Nr. 2 des Gesetzes für diese Statistik wahr-
zunehmen, nachdem die beteiligten Länder die Zustimmung ge-
mäß § 2 Nr.2 des Gesetzes erteilt haben.

Äuf Grund des § 6 Abs.2 des Gesetzes über die Statistik für
Bundeszwecke (SiatGes) vom 3. September 1953 (BGBI. I
S.1314) verordnet die Bundesregierung mit Zustimmung des

Bundesrates:

§1
Über den Fremdenverkeltr in Beherbergungsstätten wird eine

Bundesstatistik durchgeführt.

§2
Die Statistih erfaßt
1. monailich: die Za"hl der Fremdenmeldungen und -übernach-

tungen, bei Fremden mit ständigem Wohnsitz im Ausland
außerdem das Herkunftsland des Fremden;

2. jährlich am 1. April: die Zahl der Fremdenzimrner und
Fremdenbetten, die in dem am 1. April anlaufenden Be-
richtsjahr ständig oder zeitweise für den Fremdenverkehr
verfügbar oder die z'weckentfremdet sind.

§3
(I) Auskunftspflichtig nach § 10 des Gesetzes sind die Inhaber

oder Leiter der Beherbergungsstätten.

(2) Beherbergungsstätten im Sinne dieser Verordnung sind
Hotels, Gasthöfe, Fremdenheime, Hospize, Kurhäuser, Sanato-
rien, Erholungsheime, Kinderheime und Jugendherbergen. Beher-
bergungsstätten im Sinne dieser Verordnung sind ferner sonstige
Unterkunftsstätten, in denen zum vorübergehenden Aufenthalt
gegen Entgelt Personen Unterkunft gewährt wird.

§4
(1) Erhebungen nach § 2 sind nur in solchen Gemeinden durch-

zufälrren, in denen die Zabl der Fremdenübernachtungen wäh-
rend der Dauer eines Jahres mindestens 25 vH der Einwohner-
zahl beträgt, oder die nach Feststellung der für den Fremden-

§5
Diese Verordnung gilt nach § 1'4 des Dritten Überleitungs-

gesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) in Verbin-
dung mit § 17 des Gesetzes iiber die Statisiik fitr Bundeszrveclie
auch im Land Rerlin. I

§6
Diese Verordnung gilt im Saarland von dem Zeitpunkt an, zu

dem das Gesetz über die Statistik für Bundeszwecke vom 3. Sep-
tember 1953 (Bundesgesetzbl. I S.1314) im Saarland in Kraft
tritt.

'l
§7

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkündung in
Kraft. Sie tritt 3 Jahre nach ihrer Verkündung außer Kraft.

Bonn, den 7. Juli 1959.

Der Stellvertreter des Bundeshanzlers
Ludwig Erhard 

t

Der Bundesmini,ster für Wirtschaf t
Ludlvig Erhard

verkehr zuständigen obersten Landesbehörde von besonderer Be-
deutung für den Fremdenverkehr sind.

(2) In Gemeinden, die für den tf'remdenverkehr nur geringe
Bedeutung haben, kann abweichend von den Vorschriften des

Absatzes I di. fü" den Fremdenverlehr zuständige oberste Lan-
desbehörde den Äuskunftspflichtigen statt der monatlichen Mel-
dung (§ 2 Nr. 1) eine Meldung in''Iängeren Zeitabschnitten ge-
statten oder überhaupi die I\(eldepflicht erlassen.

§5
Diese Verordnung gilt nach § 14 des Driiten Überleitungs-

gesetzes vom 4. Januar 1952 (BGBI. I S. 1) in Yerbindung mit

§ 17 des Gesetzes über die Statistik für Bundeszwecke auch im
Land Berlin.

§6
Diese Yerordnung gilt nicht im Saarland.

Verordnung über die Statistik des Fremdenverkehrs in Beherbergungsstätten

Yom 20. Januar 19581)

Diese Verordnung
rnit Ablauf des 5. Fe

§7
tritt am 6. Februar 1958 in Kraft. Sie tritt
bruar 1961 außer Kraft.

Bonn, den 20. Januar 1958.

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers
Ludwig Erhard

Der. Bundesminister für Wirtschaft
Ludwig Erhard

Der Bundesminister für Verkehr
Seebohm
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Gesetz über die Statistik des grenzübersdrreitenden Warenverkehrs
(Außenhandelsstatistik-AHStatGes)

Vom l.Mai 19571)

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen

§1
Uber den

desstatistik
grenzriberschreitenden IMarenverkehr wird eine Bun-
durchgeführi.

§2
(1) Anzumelden ist der 'Warenverkehr über die Grenze des

Erhebungsgebietes. Anzumelden sind ferner der übrige Waren-
verkelrr der Freihäfen, der Zollgewahrsams- und der Zollvor-
merkverkehr sorvie der Errverb und die Veräußerung von See-
schiffen.

(2) Das Erhebungsgebiet umfaßt den Geltungsbereich dieses
Gesetzes ohne die badischen Zollausschlüsse. Die Zollanschlüsse
gehören zum Erhebungsgebiet.

(3) Waren im Sinne dieses Gesetzes sind alle beweglichen
Sachen.

§3
Bei der Anmeldung werden folgende Tatbestände erfaßt:

1. Anschrifi der Auskunftspflichtigen nach § 4; Name des

Schiffes oder Zulassungszeichen des Luftfahrzeuges; An-
kunfts- oder Verladetag; Ein-, Um- oder Ausladehafen; im
Freihafenverkehr das Lager oder der Betrieb; Anlaß der
lVarenbervegung ; Verkehrsart ;

2. Benennung der lMare; Ait der Yeredelungsarbeit; Menge;
lVert; IMeristellung; für den \Marenverkehr maßgebende
Währung; Herstellungs- oder Yerbrauchsland, Yersen-
dungs- oder Empfangsland, Einkaufs- oder Käuferland;
Zielort oder Herstellungsort im Erhebungsgebiet; Ver-
packungsart und -merkmale oder äas Beförderungsmittel;
Änzahl und }ferkzeichen der Güter:

3. ferner

a) bei Einl'uhr aus Zollvormerklager: Zolltarifnumner mit
Absatz und lfnterabsatz, Zollsatz, Grund der ZolI-
befreiung oder -ermäßigung, Zollbetrag;

b) bei Schiffsbedarf: Nationalität des Fahrzeuges, für das

die \{traren bestimmt sind;

c) bei Zrvischenauslandsverkehr: das Land, durch dessen
Gebiet die lMaren gesandt werden, und bei Beförderung
über See der Seeweg.

§4
(l) Zv Anmeldung ist verpflichtet

\ 1. für die in das Zollgebiet eingehenden Waren derjenige,
der den Zollantrag stellt;

2. in den übrigen FäIlen derjenige, der die \Maren in dem

- nach § 6 maßgebenden Zeitpunkt besitzt.

(2) Zw Ausstellung sowie zur Ergänzung des Anmeldepapiers
ist verpflichtet

L. für die eingehenden l.I/aren der Einführer;
2. für die ausgehenden \Maren der Ausführer;
3. in den übrigen Fällen der Anmeldepflichtige.

(3) Durch Rechtsverordnung kann zur Erleichterung des An-
meldeverfahrens oder zur Regelung von SonderfäIlen. des Yer-
kehrsablaufs bestimmt werden, daß andere am '\Marenverkehr

beteiligie Personen zur Anmeldung sowie zur Ausstellung oder
Ergänzung des Anmeldepapiers verpflichtet sind.

§5
(1) Anmeldestellen sind die Zollstellen.

(2) Durch Rechtsverordnung können zur Vereinfachung des

Anmeldeverfahrens der Kreis der Zollstellen näher bestimmt und
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beglenzt sorvie andere Dienststellen zu Anmeldestellen erklärt
werden. 

§ ;
(1) Die Anmeldung ist durch übergabe der amtlich vorge-

sehenen, ordnungsmäßig ausgefüIlten Anmeldepapiere durch den
Anmeldepflichtigen an die Anmeldestelle zu bewirken.

(2) Das Anmeldepapier ist der Anmeldestelle zu übelgeben

1. beim Eingang von \Maren in das Erhebungsgebiet, so-
weit eine Zollabfertigung stattfindei, zugleich mit dem

' Zollantrag;

2. beim Ausgang von lMaren aus dem Eihebungsgebiet un-
'r,erzüglich, sobald die'W'aren am Ort der Anmeldestelle
eingetroffen oder dort zur Ausfuhr aufgeliefert worden
'sind.

(3) Durch Rechtsverordnung kann ein anderer Zeiipunkt dgr
Anmeldung (Absatz 2) festgelegt werden

1. für die übrigen sowie für besondere Fälle des lVaren-
eingangs oder \4Iarenausgangs;

2. soweit andere Rechtsvorschriften über die Wareneinfuhr
und die '\Marenausfuhr dies aus Gründen der Yerwal-
tungsvereinf achung erfordern.

§7
(1) Die Frachtführer im Land- und Luftverkehr haben im

Falle der Ausfuhr bei der übergabe der Anmeldepapiere an die
Anmeldestelle schriftlich zu erklären, daß in.ihnen alle der An-
meldepflicht unterliegenden Frachtstücke aufgeführi sind

(2) Für jedes von See in einen Freihafen beladen eingehende
und für jedes seervärts oder auf einem Binnengewässer beladen
ausgehende Schiff ist vom Verfrachter oder Frachtfühler oder,
wenn kein Frachtgeschäft vorliegt, vom Besitzer der Ladung der
Anmeldestelle ein Ladungsverzeichnis einzureichen. Bei aus Frei-
häfen nach See ausgehenden Schiffen kann von der Anmelde-
stelle, soweit Schiffszettel oder sonstige Verlade- oder Übergabe-
papiere eingeführt sind, eine Ausfertigung eines dieser Papiere
vom Verlader verlangt werden.

(3) Die Ladungsverzeichnisse nach Absatz 2 müssen folgende
Angaben enthalten: Anzahl, Verpackungsart und Merkzeichen der
Packstücke sowie in deutscher Sprache Benennung und Menge
der geladenen lVaren, und zwar in Übereinstimmung mit den

Konnossementen oder sonstigen Ladungspapieren, ferner die
Namen der Auskunftspflichtigen nach § 4. Die Angaben über die
\Maren sind in den Ladungsverzeichnissen nach Einlade- oder
Ausladehäfen zu ordnen. Beim Ausgang sind die Sendungen in
Iaufender Nummernfolgd in die Ladungsverzeichnisse einzutragen
Auf den Konnossementen sind diese Nummern anzugeben. Die
Ladungsverzeichnisse müssen die Erklärung des Verfrachters
oder Frachtführers enthalten, daß in ihnen alle in den Schiffen
verladenen lVaren verzeichnet sind. Bei unbeladenen Schiffen ist
vom Schifrsführer schriftlich zu erklären, daß das Schiff unbe-
laden ist. Die Ladungsverzeichnisse der von See in einen Frei-
hafen zum Löschen eingehenden Schiffe sind innerhalb acht Tagen
nach der Ankunft der Schiffe einzureichen. Für die aus den Frei-
häfen nach See ausgehenden Schiffe sind die Ladungsverzeich-
nisse binnen acht Tagen, für die aus anderen Seehäfen nach See

ausgehenden Schiffe binnen drei Tagen nach der Abfahrt der
Schiffe einzureichen, falls der Verfrachter eine Niederlassung
oder eine siändige Vertretung (Makler, Agentur) im Ausgangs-
hafen hat. In anderen FäIlen ist das Ladungsverzeichnis der aus-
gehenden Schiffe sogleich nach Beendigung der Verladung ein-
zureichen. Auf Anfordern sind den Meldestellen auch über die
Sendung vorhandene Konnossemente, Frachtkarten und Lade-
listen zur Einsicht vorzulegen.

(4) Im Zoll- und Freihafenverkehr können zur Sicherung der
Anmeldung auch weitere am '\Marenverkehr und Transport be-
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teiligte Personen durch Rechtsverordnung verpflichtet werden,
Angaben über 'Waren, deren Herkunft, Bestimmung und Ver-
bleib zu machen; örtliche Schiffsmeldestellen können verpflichtet
werden, den Ein- und Ausgang der Schiffe der Anmeldestelle
anzuzeigen. t

(5) Bei der Ausfuhr von \Maren des Zoll- oder Verbrauch-
steuerverkehrs hat der ZolI- oder Sieuerbeteiligte das Anmelde-
papier der Zollstelle vorzulegen, die die ZolI- und Steuerpapiere
ausfertigt. Entsprechendes gilt, wenn ein Nämlichkeitsschein oder
Musterpaß für Freigut ausgefertigt wird.

§8
In Ausnahmefällen können zur Vermeidung unbilliger Härten

oder aus Gründen einer erhebungstechnischen Vereinfachung
durch Rechtsverordnung Erleichterungen im Anrireldeverfahren
oder Befreiungen von der Änmeldung oder Ausnahmen von den
Vorschriften des § 7 gewährt werden, soweit es mit dem Zweck
der Außenhandelsstatistik vereinbar ist. In besonders gelagerten
EinzelfäIlen können derartige Erleichterungen und Befreiungen
auch durch den Präsidenten des Staiistischen Bundesamtes ver-
fügt werden.

§e
(l) Znr Auskunlt verpflichtet nach § 10 des Gesetzes über die

Statistik für Bundeszwecke vom 3. September 1953 (Bundes-
gesetzbl. I S. 1314) sind Personen, die verpflichiet sind

1. nach § 4 Abs. 1 zur Anmeldung;

2. nach § 4 Abs.2 zur Ausstellung sorvie zur Ergänzung

. des Anmeldepapiers;

3. nach einer aul Grund des § 4 Abs. 3 und des § 13 Nr. I
erlassenen Rechtsverordnung zur Anmeldung, zur Aus-
stellung oder Ergänzung des Anmeldepapiers;

§11
(1) Die Weiterleitung von Einzelangaben für den Dienst-

gebrauch der fachlich zuständigen obersten Bundes- und Landes-
behörden ist zugelassen, wenn der'Name der Auskunftspflichtigen
nicht bekanntgegeben wird. I

(2) Die Ergebnisse de" Außer,ilurdelsstatistik können nach
W'aren, nach fremden Ländern und nach Bundesländern geglie-
dert veröffentlicht werden, wenn deli Name der Auskunft$fl-ich-
tigen nicht bekanntgegeben rviril. i

.. 
5 12,

Abkommen mit fremden t,ri,:: dleiben unberührt.

§13
Der Bundesminister für 'Wirtschaft und der Bundesminister

der Finanzen werden ermächtigt, im Einvernehmen miteinander
1. die in §4 Abs.$, 95 eb..2, §6 Abs.3, §7 Abs.4 und

§ 8 vorgesehenen Rechtsverordnungen zu erlassenl

2. durch Rechtsverordnung die in.§§ 3 und 4 verwendeten
Begriffe näher zu bestimmen und Durchführungsbestim-
mungen für das Anmeldeverfahren zu erlassen.

| §14
Dieses Gesetz gilt nicht für den .Warenverkehr mit den t[äh-

rungsgebieten der Deutschen Mark der Deutschen Notenbank
(DM-Ost).

§15
Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe 6"5 i§ 13 Abs. I des Dritten

Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgeseizbl. I S. 1)
auch im Land Berlin. Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses
Gesetzes erlassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des
Dritten überleitungsgesetzes:

§16 r

(1) § 13 tritt am Tage nach der'Yerkündung dieses Gesetzes
in Kraft. Im übrigen tritt dieses Gesetz einen Monat nach seiner
Yerkündung in Kraft.

(2) Gleichzeitig treien § I Abs. 1, r§§ 18 und 19 Abs. 1 des
Gesetzes über die Statistik des .Warenverkehrs mit dem Ausland
vom 31. März 1939 (Reichsgesetzbl. I S. 645) außer Kraft.

Die verfassungsmäßigen Rechte des Bundesrates sind gewahrt.

Das vorstehende Ges'etz wird hiermit verkündet.

Bonn, den 1. Mai 1957.. 
,r

Der Bundesoräsident
Theodor iieuss

ll ,

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers
Blücher

Der Bundesminister für Wirtschaft
. L;udwig Efhard

Der Bundesminister der Finanzön
.Schäfför

4.nach§7Abs.
Erklärungen;

1 und 3 zur Abgabe der dort bezeichneten

i
5. nach § 7 Abs.2 zur Ausfüllung der dort bezeichneten

Papiere;

6. nach einer auf Grund des § 7 Abs. 4 und des § 13 Nr. I
erlassenen Rechtsverordnungen zu Erklärungen und An-
zeigen.

(2) Die Anmeldestellen können im Zeitpunkt der Anmeldung
(§ 6) durch Vergleich der Beförderungspapiere oder sonstiger
Begleitpapiere mit den Anmeldepapieren oder durch Beschau äer'Waren nachprüfen, ob die nach Absatz 1 zur Auskunft verpflich-
teien Personen ihrer Auskunftsverpflichtung entsprochen haben.

§10
(1) Die Außenhandelsstatistik ist vom Statistischen Bundes-

amt nach § 2 Nr. 2 des Gesetzes über die Staiistik für Bundes-
zwecke zu erheben und aufzubereiten.

(2) Das Statistische Bundesamt kann den Statistischen Amtern
in .Hamburg, Bremen und Lübeck die für deren statistische
Zwecke erforderlichen Unterlagen zur selbständigen Bearbeitung
zur Yerfügung stellen.

. I. Rechtsgrundlage

Die Außenhandelsstatistik wurde durch den Deutschen Zoll-
verein bereits 1834 eingeführt. Nach der Reichsgründung erhielt
sie ihre gesetzliche Grundlage durch die Reichsgesetze vom
20. Juli 1879 und vom 7. Februar 1906. Nach 1906 ist die Ge-

A. Allgemeine Begründung

)^Bundestagsdrucksache Nr.2558 vom 8. August 1956 (siehe Vorbemerkung
auf S. 156 oben).

setzgebung des Reichs über die AußenhanilelJstatistik, der Ent-
wicklung folgend, wiederholt geändert worden; zuletzt durch das
Gesetz über die Statistik ,des 'Warenverkehrs mit dem Ausland
(Außenhandelsstatistik 

- ttStatG -) vom 31. März 1939 (Reichs-
gesetzbl.I 5.645). Dieses Gesetz vi,urde dufch die Verordnung
über die Statistik des 'Warenverkehrs mit dem Ausland (Außenl
hand-elsstatistik) vom 4. Apiil 1944 (Reichsgedetzbl. I S. 9J) bis
auf § 1 Abs. I und die §§ 18 und.19 Abs. 1äußer Krafr gesetzt.

Die Außenhandelsstatistik *u. .ilr. äer elsten Statistiken, die
bald nach dem Zusammenbruch wieder aufgenommen wurden.

'Begründungt)
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i
I)ie "Gemeinsame Anordnung der Verwaltungen des Vereinigten
Wirtschaftsgebietes zur Durchführung uon Stutistik"." -ro.
l. Juni 1949 - lfd. Nr. 30 der Anlage - (öfrentlicher Anzeiger

Iyr dp 'Vereinigte 
WirtschaftsgebTet Nr. b0 S. 1), bililete"in

Verbiridung mit äen noch in KraTt gebliebenen Vorsähriften des
,Geseizes über die Staiistik des 'Warenverkehrs mit dem Aus-
land( vom 31. März 1939 ihre gesetzliche Grundlage in der Nach-
kriegszeit. Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf soll die den
Vorschriften des Gesetzes über die Statistik für.Bundeszwecke
(SiatGes) vom 3. September 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 1314)
enl,sprechende Rechtsgrundlage geschaffen weiden.

II. Bedeutung der Außenhandelsstatistik

Die Außenhandelsstatistik dient den obersten Verwaltungs-
behörden als unentbehrliches Hilfsmittel für die Erfüllung ihrer
wirtschafts-, handels- und zollpolitischen Aufgaben. Sie-bildet
eine wichtige Unterlage für den Abschluß von Handels- und
Zolltarifverträgen mit fremden Staaten, für die Aufstellung der
Handels- und Zahlungsbilanz der Bundesrepublik, für die,Auf-
stell_ung und Weiterbildung des Zolltarifs. Angesichts der engen
Verflechtung der Bundesrepublik mit der Weliwirtschaft ist e-ine
genau,e Kenntnis der 'Warenströme über die Grenzen zwingend
erforderlich.

In gleicher Weise ist die Außenhandelsstatistik unentbehrlich
für die laufenden Einzeldispositionen der lJntdrnehmen, sei es,
daß diese unmittelbar oder mittelbar mit der Außenwirtschaft
rerbunden sind.

Außerdcm wird die Außenhandelsstatistik auch benötigt, um
die im Rahmen multilateraler Yereinbarungen (OEEC, Inter-
nationaler Währungsfonds, GATT, Weltbank, Montan-Ilnion
usw.) auftretenden Anforderungen an statistischen Unterlager.r
über die Außenhandelssituation der Bundesrepublik erfüllen zu
können.

Entsprechend der zunehmenden Verflechtung der einzelnen
Volkswirtschaften untereinander sowie der Vertiefung der Er-
kenntnisse volksrvirtschaftlicher Zusammenhänge sind die An-
forderungen, die heute an die Außenhandelsstatistik von allen
Beteiligten gestellt werden müssen, größer als früher.

Anmeldep_flichtigen erfolgt die statistische Anmeldung in der
Regel in Verbind-ung mit anderen unentbehrlichen Verwaliungs-
y-orgä3gen beim Grenlübergang oder bei der Zollabfertigung ior
(bei dör Ausfuhr) oder nach dem Grenzübergang (bei äer-Ein-
fuhr).

Die Außenhandelsstatistik kann technisch und methodisch ein-
wandfrei nur von einer Stelle durchgeführt werden. Sie wurde
deshalb seit ihrem Restehen stets zenlral geführt.

Die in dem Gesetz vorgesehenen Ermächtigungen zum Erlaß
's-on Durchführungsverordnungen (vgl. § 13) sollen es ermög-
iichen, zur Erleichterung für die Anmeldepflichtigen, zur Vei-
meidung von Härten und zur Vereinfachung der Verwaltung in
besonders gelagerten Fällen des 'Warenverkehrs das Anmelde-
verfahren oder den Zeitpunkt der Anmeldung abweichend von
den allgemeinen Vorschriften des Gesetzes regÄln ru können.

, III. Grundzüge des Gesetzes

Das vorliegende Geseiz soll - in übereinstimmung mit der
internationalen Handhabung der Äußenhandelsstatistik 

- die
statistische Erfassung des die Grenze überschreitenden 'Waren-

verkehrs, auch soweit er nicht kommerzieller Art ist, regeln.
Ausgenommen ist der grenzüberschreitende lÄIarenverkehr, der
auf Grund des Yölkerrechts oder auf Grund zwischenstaatlicher
Vereinbarungen einer Erfassung durch deutsche Dienststellen
entzogen ist. Außenhandelsgeschäfte, bei denen das Kriterium
des Grenzübergangs fehlt - also Geschäfte eines Ausländers im
fnland oder eines Inländers im Ausland -, werden dagegen
grundsätzlich nicht durch das Gesetz erfaßt.

Die frühere Bezeichnung ,Gesetz über die Statistik des Waren-
verkehrs mit dem Ausland. lvurde nicht übernommen, um den
gegenwärtigen politischen Yerhältnissen Rechnung zu tragen.
Als Kurzbezeichnung läßt sich der iirternational übliche Ausdruck
"Außenhandelsstatistik. jedoch vertreten.

Die am grenzüberschreitenden'W'arenverkehr beteiligten Per-
sonen werden durch das Gesetz zur Anmeldung und zur Aus-
stellung von Anmeldepapieren verpflichtet. Da die zur Änmeldung
Verpflichteten oft nicht in der Lage sind, die geforderien An-
gaben ordnungsgemäß zu liefern, wurde für diese Fälle weite-
ren Personengruppen, vor allem Importeuren, Exporteuren und
Frachtführern (Yerfrachtern) die Pflicht zur Ausstellung von
Anmeldepapieren auferlegt.

Ahmeldestellen sind im allgemeinen die Zollstellen, denen
ohnehin die überwachung des \Marenverkehrs über die Grenze
obliegt. Zur Vereinfachung der Yerwaltung und Entlastung der

B. Begründung im einzelnen

Zu $2
Die Bestimmungen behandeln den Gegenstand der statistischen

Erhebungen sowie den räumlichen Geltungsbererch des Gesetzes.
Der Begrifr des ,Erhebungsgebietes" wurde eingeführt, da das
für die Zwecke der Außenhandelsstatistik zu umschreibende
räumliche Gebiet nicht mit dem politischen Staatsgebiet (Gel-
tungsbereich des Grundgesetzes) oder dem Zollgebiet überein-
stimmt. Näheres ergibt sich aus Absatz 2. Der Erwerb und die
Veräußerungen von Seeschifren (Absatz 1) müssen besonders an-
gemeldet werden, gleichgültig ob diese im Inland oder im Aus-
land erfolgen, weil Seeschiffe im allgemeinen nicht als 'lMare,

sondern als Transportmittel die Grenze überschreiten. Im übrigen
wird die Schifrsbestandsstaiistik durch dieses Gesetz nicht be.
rührt (Bestimmungen über die Statistik der Seeschifrahrt vom
27.Juni 1907, Zentralblatt für das Deutsche Reich 1907 S.371,
in Verbindung mit § 16 Abs. 1 StatGes).

Zu§3
Die zu erfassenden Tatbestände entsprechen Mindesianforde-

rungen, die von der Verwaltung an die Außenhandelsstatistik
gestellt werden müssen. Die Erfassung dieser Tatbestände er-
möglicht die Darstellung der bbdeutsamen zryischenstaatlichen
Güterströme sowie der daraus resultidrenden Geldströme in der
notwendigen Feingliederung.

Als Anlaß der lVarenbewegung (Nummer 1) sind u. a. an-
zusehen: Kauf, Yerkauf, Konsignation, Kommission usw.

Äls \rerkehrsarten (Nummer 1) sind zu unterscheiden Einfuhr,
Ausfuhr, Schiffsbedarf, Durchfuhr (einschl. des See- und Lufi-
umschlagverkehrs) und Zrvischena}slandverkehr. Angaben über
Menge und Wert (Nummer 2) sind erforderlich, weil diese Maß-
stäbe bei den verschiedenen 'Warenarten von unterschiedlicher
Bedeutung und beide zusammen für die Beurteilung des Außen-
handels notwendig sind; Entsprechendes gilt für Angaben über
die l4lährung. Ebenso ist die Kenntnis der Art der Veredlungs-
arbeiten für die wirtschaftspolitische Beurteilung wesentlich. Mit
der llnterscheidung nach Herstellungs-, Versendungs- und Ein-
kaufsland sorvie nach Verbrauchs-, Empfangs- und Käuferland
wird dem Internationalen Äbkommen über Wirtschaftsstatistik
(Genf) vom 14. Dezember 1928 entsprochen. Das Herstellungs-
bzw. Verbrauchsland kennzeichnet diejenigen Länder, mit denen
letztlich ein Warenaustausch stattfindet.

Das Versendungs- bzw. Empfangsland kennzeichnet die Län-
der, mit denen im Rahmen des grenzüberschreitenden \Maren-
verkehrs Verhehrsbeziehungen bestehen.

Das Einkaufs- bzw. I{äuferland kennzeichnet die Länder. mit
denen Außenhandelsgeschäfte abgeschlossen werden und in denen
die Vertragspartner ihr Geschäft betreiben.

Praktisch kann das gleiche Land bei der, Einfuhr Her-
stellungs-, Yersendungs- und Einkaufsland bzw. bei der Äusfuhr
Verbrauchs-, Empfangs- und Käuferland sein. Es gibt hiervon
aber ins Gewicht fallende Äbweichungen, deren Kenntnis volks-

t\
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rvirtschaftlich und handelspolitisch von Bedeutung ist und die

festzustellen die Außenhandelsstatistik ermöglichen soll.

Durch die Angabe des Zielortes im Erhebungsgebietllassen
sich die Beziehungen der großen Hafenstädte zu ihrem Hinter-
land erkennbar machen.

Die Angabe des Herslellungsortes ermöglicht die Darstellun!
der Ausfuhr in einer Aufgliederung nach Bundesländern.

Angaben über Verpackungsart und -merkmale oder das Be-
förderungsmittel und dgl. dienen technischen Erfordernissen einer
Kontrolle sowie der Beobachtung des Warenverkehrs unter ver-
kehrspolitischen Gesichtspunkten.

Zu§4
BegriffIich ist zu unterscheiden zwischen den zur Anmeld'rng

Yerpflichteten (Absatz 1) und den zur Ausstellung oder Er-
gänzung des Anmeldepapiers Verpflichteten (Abs.2). \Mer zur
Äusstellung der Anmeldepapiere verpflichtet ist, trägt die Yer-
antwortung für deren Inhalt. Wer zur Anmeldung verpflichtet
ist, trägt die Verantrvortung für die Übergabe der Meldepapiere
an die Meldestelle. Anmeldepflichtiger ist im allgemeinen der
Besitzer der 'Waren, der bei der Einfuhr im allgemeinen mit
demjenigen identisch ist, der den Zollantrag stellt. Bei dem zur
Anmeldung Verpflichteten und dem zur Ausstellung der An-
meldepapierti Verpflichieten kann es sich um dieselbe Person
handeln.

Absatz 3 sieht eine Ermächtigung vor zum Erlaß von Durch-
fühnrngsbestimmungen in Form einer Rechtsverordnung, durch
die der zur Änmeldung verpflichtete Personenkreis zur Erleichte-
rung für die Verpflichteten oder für die Verwaltung in be-
sonders gelagerten Fällen (2. B. Freihafenverkehr, Seeschiffs-
und Luftverkehr) so bestimmt werden kann, daß sich die allge-
meinen Yorschriften dieses Gesetzes den besonderen Verhäli-
nissen anpassen.

Zu§5
Zr Lbsatz 1: Siehe Allgemeine Begründung ZifrerIII (Grund-

züge des Gesetzes).

Die Ermächtigung zum Erlaß von Rechtsverordnungen gemäß
Absatz2läßt die Möglichkeit offen,'andere Dienststellen zu An-
meldestellen zu erklären, falls, wie z. B. im Freihafen Hamburg,
die übenvachung des \Marenverkehrs nicht in die Zuständigkeit
der Zollverwaltung gehört.

Zu§6
Zr Absatz 1: Ein besonderes Anmeldepapier ist notwendig, da

keines der beim Grenzübergdng verlangten Papiere, wie Zoll-
anmeldung oder Transportbegleitpapiere, die für die Erstellung
der Außenhandelsstatisiik erforderlichen Angaben voIIständig
enihäIt.

Zt .Lbsatz2: Diese Vorschriften stimmen den Zeitpunkt der
Anmeldung soweit wie möglich mit anderen Vorgängen der Ein-
und Ausfuhr ab.

Die in Absatz 3 vorgesehene Ermächtigung zum Erlaß einer
Rechtsverordnung ermöglicht es, zur Entlastung des Gesetzes
gon Einzelheiten in besonders gelagerten FäIlen (2. B. 'Waren-

verkehr in Freihäfen, Seeumschlagverkehr, Zollvormerklagerver-
kehr) den Zeitpunkt der Anmeldung zu bestimmen.

Zr§7
Die verschiedenen hier enthaltenen' Vorschriften für am

'Warenverkehr beteiligie Personen sowie Schiffsmeldestellen
sichern dio ordnungsgemäße und rechtzeitige Anmeldung der
Ein-. und Ausfuhrwaren und sollen die Vollständigkeit der
Statistik gewd,hrleisten.

Die Ermächtigung zum Erlaß von Durchführungsvorschriften
in Form einer Rechtsverordnung (Absatz 4) tregt den besonderen
Verhältnissen des Zo11- und Freihafenverkehrs Rechnung, ohne

das Gesetz durch Regelung von Einzelheiten unübersichtlich zu

machen.

Zu§3
Die Gewährung von Erieichterungen im Anmeldeverfahren

oder Befreiung von der Anmeldepflicht auf Grund einer zu er-
lassenden Rechtsverordnung entspricht der bisherigen Hand-
habung und dient z. B. für die Zulassung der mündlichen An-
meldung bei der Ein- und Ausfuhr zollfreier fMaren im kleinen
Grenzverkehr, für die Befreiung von der Anmeldung des persön-
Iichen Reisegutes oder für Erzeugnisse aus der Bervirtschaftung
von Grenzgrundstücken u. a. m.

Zu§10 
,

Diese Vorschriften entsprechen den Aufgaben, die das Stati-
stische Bundesamt im Rahmen der Yorschriften des § 2 StatGes
wahrnehmen kann.

Auf die Notwendigkeit der Durchführung der Außenhändels-
statistik durch den Bund wurde bereits in der Allgemeinen Be-
gründung (Ziffer III) hingewiesen.

Mit der Vorschrift in Absatz 2 wird dem in Hamburg, Bremen
und Lübeck bestehenden besonderen Interesse an der Erhaltung
ihrer Statistik über den Yerkehr im Seehafen Rechnung getragen.
Unter ,Statistischen Amtern. sind diejenigen Behörden zu ver-
stehen, die von den Landesregierungen jeweils bestimmt werden.

Zu§11
Die für die '\Mirtschaft zuständigen Bundes- und Landes-

behörden benötigen in vielen Fällen für ihre Arbeit Einzel-
angaben, ohne daß es hierbei einer Kenntnis des Namens des

Auskunfispflichtigen bedarf. Mit der Vorschrift in Absatz 1 wird
die Rechtsvora-ussetzung für die Zulässigkeit der Weiterleitung
der Einzelangaben in dies.em Umfange in Übereinstimmung mit
den Bestimmungen in § 12 Abs. 2 StatGes geschaffen.

Mit der Vorschrift in Absatz 2 wird es ermöglicht, die Ergeb-
nisse der Außenhandelsstatistik in dem seit Einführung dieser
Statistik stets üblichen und notwendigen Umfange zu veröffent-
Iichen.

Zu§12
Der grenzüberschreitende \Marenverkehr ist in bestimmtem

Umfang auf Grund des Völkerrechts oder auf Grund zwischen-
staatlicher Vereinbarungen einer, Erfassung durch deutsche
Dienststellen entzogen. Insbesondere bezieht sich das auf das
Gut von Personen und Einrichtungen, deren Exterritorialität an-
erkannt wurde (2.8. Gesandtschafts- und Konsulargut). Es be-
darf daher einer Klarstellung, daß die Vorschriften des Gesetzes
über die Außenhandelsstatistik inrdiesen FäIIen keine Geltung
haben.
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Gesetz über die Statistik des Schiffs- und Güterverkehrs auf den Binnenwasserstraßen
und die Fortsctrreibung des Sdriffsbestandes der Binnenflotte

yom 2G. JuIi 19b71)

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das
folgende Gesetz beschlossen:

ABSCHNITT I
Die Statistik des Schifrs- und Güterverkehrs

auf den Binnenwasserstraßen

§1
über den Schifs- und Güterverkehr auf den Binnenwasser-

straßen rvird eine Bundesstatistik durchgeführt.

§2
(1) Die Statistik des Schiffs- und Güterverkehrs auf den

Binnenwasserstraßen erfaßt

1. an den Grenzzollstellen und an den übergangsstellen
zur sowjetischen Besatzungszone den Ein- u"nd Ärr.gurrg
von Schiffen sorvie die von ihnen befördelten Güter,

2. in Häfen und an sonstigen Lade- und Löschplätzen die
Ankunft und Abfahrt von Schifren sowie die von ihnen
ein-, aus- und umgeladenen Güter,

3. außerhalb der Lade- und Löschpläize die Ankunft und
Abfahrt von Schiffen, die Güter ein-, aus- oder umladen,
sowie die von ihnen umgeschlagenen Güter,

4. an Schleusen die Durchfahrt von Schiffen und die von
ihnen beförderten Güter.

(2) Absatz 1 gilt entsprechend für den Floßverkehr.

(3) Von der Erfassung nach den Absätzen 1 und 2 sind aus-

Senommen

1. die Schiffe und Güter, die ankommen und abgehen

a) in den Häfen Lübeck, Hamburg, Bremen und Haren,

b) in den Häfen und sonstigen Lade- und Löschplätzen
seewärts der Linie, welche die im Buchstalen a ge-
nannten Orte verbindet,

sofern sie auf ihrer Fahri die Grenzen der Seefahrt im
Sinne des ,§ 1 der Dritten Durchführungsverordnung
zum Flaggenrechtsgesetz vom 3. August 1951 (Bundes-
gesetzbl. II S. 155) überschreiten;

2. Leichterungen;

3. die Ankunft, Abfahrt und Durchfahrt von Schifren, die
ausschließIich al§ Schleppkraft oder anderen Zwecken
als denen des Güterverkehrs dienen;

4. die Ankunft und Abfahrt von Schiffen und Flößen in
Häfen, wenn diese ausschließlich als Schutz- und Sicher-
heiishäfen angelaufen werden.

§3
(1) Die in § 2 aufgeführten Tatbestände werden nach folgen-

den Merkmalen erfaßt:

1. Für das Schiff
nach
Namen und Wohnort des Schifrsführers,
Bezeichnung des Schiffes,
Register- oder Heimatstaat des Schifres,
Schiffsgattung, '

Eichtonnen,
Maschinenleisiung in efrektiven Pferdestärken;

2. für die Fahrt
nach
Verkehrsrichtung,
benutzten Schi f f ahrtswegen,
Ankunfts-, Abgangs- oder Durchgangstag;

3. für die Güter
nach
Art,
Bruttogewicht,
Ein-, Aus- oder Umladeort, an den Auslandsgrenzen
auch nach Herkunfts- oder Bestimmungsländern,
Art des Antransports bei der Einladung,
Art des Abtransports bei der Ausladung.

(2) Der Floßverkehr (§ 2 Abs.2) wird nach den in Absatz 1

Nr. 2 genannten sowie folgenden Merkmalen erfaßt:
Namen und IMohnort des Floßführers, r

Gewicht des Floßes,
Ort der Zusammensetzung oder der Auflösung des Floßes,
an den Auslandsgrenzen auch nach Herkunfts- oder
Bestimmungsländern.

,§4

Auskunftspflichtig nach § 10 des Gesetzes über die Siatistik
für Bundeszwecke vom 3. September 1953 (Bundesgesetzbl. I
S.1314) sind die Schiffs- oder Floßführer sowie die Fracht-
führer oder Verfrachter.

§5
(1) Siatistische Meldestellen sind für die Erfassung

1. der in § 2 Abs. 1 Nr. 1 genannten Tatbestände

a) an den Auslandsgrenzen die Zollstellen, 1

' b) an den übergangsstellen von Berlin (\Mest)' zur
sowjetischen Besatzungszone die zuständigen Be-
hörden der Wasser- und Schiffahrtsverwaltung in
Yerbindung mit den Grenzkontrollsiellen (\4/),

c) an den sonstigen Übergangsstellen zur sowjetischen
Besatzungszone die Behörden der \Masser- und
Schifrahrtsverwaltung des Bundes;

2. der in § 2 Abs. 1 Nr. 2 genannten Tatbestände

a) in öffentlichen Häfen und an sonstigen öffentlichen
Lade- und Löschplätzen die örtlich zuständigen Ver-
waltungsbehörden,

b) in privaten Häfen und an sonstigen privaten Lade-
und Löschplätzen die Besitzer;

3. der in § 2 Abs. 1 Nr. 3 genannten Tatbestände

a) die Behörden der'Wasser- und Schiffahrtsverwaltung
des Bundes oder die entsprechenden Behörden der
Länder, sofern ihre Genehmigung zum Laden,
Löschen oder Umladen außerhalb eines Lade- oder
Löschplatzes erforderlich ist,

b) die für die Umschlagstelle zuständige Gemeinde-
behörde, sofern eine Genehmigung nach Buchstabe a

nicht erforderlich ist;

4. der in § 2 Abs. 1 Nr. 4 genannten Taibestände
die Behörden der \Masser- und Schiffahrtsverwaltung
des Bundes.t

(2) Die Meldestellen sollen die Erhebungsvordrucke auf ihre
vollsiändige AusfüIlung überprüfen,

§6
Die Angaben über den Versand und Empfang der einzelnen

Verkehrsbezirke, die tonnenkilometrischen Leistungen und den
Schillsverkehr werden vom Statisiischen Buntlesamt aufbereitet.) BGBI. rr s.742.
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, ABSCHNITT II
Die Fortschreibung des Schiffbestandes der Binnenflotte

§7
Der auf Gruqd staiistischer Erhebungen jeweils ermittelte

Schiffsbestand wird laufend durch Fortschreibung berichtigt und
ergänzt. Die Fortschreibung lvird vom Bundesminister für Ver-
kehr oder von den von ihm bestimmten Stellen durchgeführt.

§8
Für die Fortschreibung werden die dem Errverb dienenden

Binnenschifre (einschließlich der lMerhschiffe, Hafenschiffe und
Fähren),

1. deren Tragfähigkeit mehr als 10 t beträgt oder

2. die eine eigene Antriebsanlage von wenigstens 50 efrektiven
Pferdestärken Maschinenleistung haben oder

3. die Fahrgastschiffe, Tankschiffe, Schlepper oder Stoßboote
sind,

nach Eigentums-, Art-, Yerwendungs- und Baumerkmalen erfaßt.

§e
(1) Auskunftspflichtig nach § 10 des Gesetzes über die

Statistik für Bundeszwecke sind die Schiffseigentümer und ihre

§10
Die Amtsgerichte, bei denen ein Binnenschiffsregister geführi

wird, haben Tatsachen, die nach § 12 und § 17 Abs.1 und 4 der
Schillsregisterordnung zum Binnenschiffsregister angemeldet
werden, dem Bundesminister für Verkehr mitzuteilen, soweit
diese Tatsachen nach § 8 erfaßt werden.

ABSCHNITT III
Schlußbestimmungen

nach
vom

§
26.

4 Abs. 3 der Schiffsregisterordnung in der Fassung
Mai 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 360) bestellten Vertreter.

(2) Die Auskunftspflichiigen haben dem Bundesminister für
Verkehr oder den von ihm bestimmten Stelien durch Ausfüllung
amtlicher Vordrucke ohne besondere Aufforderung Angaben über
die in § 8 genannten Merkmale der dort erfaßten Binnenschiffe
zu machen,

1. wenn die Merkmale sich ändern,

2. wenn ein neu erbautes Binnenschiff in Dienst gestellt
wird, wenn ein Binnenschifr untergeht und als endgültig
verloren anzusehen ist oder wenn es ausbesserungs-

r unfähig wird,

3. wenn ein Binnenschiff seinen Heimatort verändert oder
wenn es diesen im Geltungsbeieich dieses Gesetzes er-
häIt oder aufgibt.

,§ 11

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 des Dritten
überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1)
auch im Land Berlin.

§ 12'.

Dieses Gesetz gilt nicht im Saarland.

§ 13li

Dieses Gesetz tritt am 1. September 1957 in Kraft

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Bonn, den 26. Juli 1957,

Der Bundespräsident
Theodor Heuss

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers
BIüch'br

Der Bundesminister für Yerkehr
Seebohm

Begründungr)

Nach § 16 Abs. 1 StaiGes können die laufenden Statistiken
des Bundes vier Jahre nach Inkrafttreten des StatGes, d. h. nach
dem 25. September 1957, nicht mehr als Bundesstatistiken durch-
geführt werden, wenn nicht bis zu diesem Zeitpunkt neue Rechts-
grundlagen geschaffen worden sind. Die Binnenschiffahrt-
statistiken werden z.Z. erhobet auf Grund der Bekanntmachun-
gen des Bundesrates vom 5.Dezember 1907 (Zeniralblatt für das
Deutsche Reich S.590) und vom 25. Juni 1908 (Zentralblatt für
das Deutsche Reich S. 269). Auf die Weiterführung der bis-
herigen Binnenschiffahrtstatistihen kann nicht verzichtet werden.
Sie vermitteln einen überblick über die Verkehrsbedeutung der
einzelnen Häfen, der Schleusen und der Grenzstellen, den Ab-

,lauf und den Umfang des Güterverkehrs auf den Binnenwasser-
straßen nach den Yerkehrsbeziehungen, den Anteil der deutschen
und fremden Schiffe am jeweiligen Verliehrsaufkommen, die
tonnenkilometrischen Leistungen sorvie die Umladungen von und
zu den Binnenwasserstraßen und schließIich die Struktur des

Schiffsbestandes der Binnenflotte.

Die Ergebnisse der Statistik sind die Grundlage für verhehrs-
politische Entstheidungen des Bundes und der Länder, wie z. B.
den Neubau und Ausbau von \Masserstraßen und Häfen, die Bil-
dung von Tarifen für die Binnenschiffahrt und die mit ihr im
Wettbewerb stehenden Verkehrsträger, die Festsetzung der

r) Bun4estagsdrud<sedre Nr. 2!)4 vom 28. November 1956 (siehe Vorbemer-
kung auf S. 156 oben).

Schifrahrtabgaben auf den abgabepflichtigen \MasserstralJen, die
Steuerung des Neu- und Umbaues von Binnenschiffen durch
Kredite aus öffentlichen Mitteln und durch steuerliche Maß-
nahmen. Zuverlässige statistische lJnterlagen über alle wichtigen
Verkehrsvorgänge sind weiter die Voraussetzung für erfolgreiche
Verhandlungen auf internationaler Ebbne, wie z. B. im Rahmen
der europäischen Verkehrsministerkonferenz, der Montanunion,
der Wirtschaftskommission für Europa, der Zentralkommission
für die Rheinschiffahrt und von Handelsvertragsverhandlungen.
Darüber hinaus ist die Bundesrepublik - ebenso wie andere
schiffahrttreibende Staaten -'als Mitglied internationaler
Organisationen verpflichtet, diesen statistische Unterlagen zur
Verfügung zu stellen.

Aber nicht nur die für die Verkehrspolitik verantrvortlichen
Behörden, sondern auch die llnternehmen und Verbände der
Binnenschifiahrt sowie die Schifrswerften sind auf die Ergebnisse
der Binnenschitrahrtstatistiken für ihre wirtschaftlicben und
finanziellen überlegungen angewieten.

Aus diesen Gründen müssen die, Binnenschiffahrtstaiistiken im
bisherigen Umfang fortgeführt und ihre Rechtsgrundlagen dem
StatGes angepaßt werden. Hierfür reicht eine Rechtsverordnung
nach § 6 Abs. 2 StatGes nicht aus, weil die jährlichen Kosten
dieser Statistiken 500 000 DM überschreiten und die Geltungs-
dauer einer solchen Rechtsverordnung mit 3 Jahren zu kurz ist.
Es ist.daher das vorliegende Gesetz erforderlich.
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ZUM ERSTEN ABSCHNITT
Zu§1

Die 
-Vors-chrift 

ordnet gemäß ,§ 6 Abs. 1 StatGes die Erhebung
einer Bundesstatistik über deh Schiffs- und Güterverhehr au}
Binnenwa,sserstraßen an.

der bundeseigenen \Masser- und Schifrahrtsverwaltung), Behörden
der Länder einschließlich des Landes Berlin (an den nicht bundes-
eigenen JMasserstraßen solvie an den übergangsstellen zwischen
Berlin [Wesi] und der sowjetischen Besatzungsione), Kommunal-
behörden (Hafenverwaltungen, Gemeinden) oder private Besitzer
von Häfen oder sonstigen Lade- und Löschplätzen sein.

Zt §2
Die Bestimmung" hat ihr Vorbild in § 1 der Bekanntmachung

des Bundesrates vom 25. Juni 1908 (mii späteren Anderungen).
Absatz 1 führt die 'einzelnen Tatbestände der Schiffs- und Güter-
bewegungen auf, die von der Statistik zu erfassen sind. Hierbei
ist es gleichgültig, ob es sich um gewerblichen Verkehr oder um
Werkverkehr handelt. Im Verwaltungswege wird bestimmt, in
welchen I{äfen,'an welchen sonstigen Lade- und Löschplätzen
und an welchen Schleusen die Schifrs- und Güterbewegungen zu
erfassen sind.

Der Floßverkehr ist wege| seiner besonderen Natur in Äb-
satz 2 besonders erwähnt.

Absatz 3 enthält' diejenigen Tatbestände, die von der Er-
fassung nach Absatz 1 und 2 auszunehmen sind. Es handelt sich
in Nr.l um die Abgrenzung gegenüber dem Seeverkehr, die
ebenso wie in der Bekanntmachung des Bundesrates vom 25. Juni
1908 in Verbindung mit der Bekanntmachung vom 27. Juni 1907
(ZenLra"lblatt für das Deutsche Reich S. 371) geregelt wird. In
Nr. 2 werden wie' bisher Leichterungen ur.g:"roÄ-"r. Nach
Nr.3 bleiben die Bewegungen bestimmter Schiffe unberück-
sichtigt, von denen die ausschließlich als Schleppkra{t verwen-
deten besonders genannt sind. Zu den Schiffen, die anderen
Zwecken als denen der Güterbeförderung dienen, gehören Fahr-
gastschiffe, Hoheitsfahrzeuge, Sport- und Fischereifahrzeuge.
Nr.4 enthält eine Ausnahme für Schutz- und Sicheiheiishäfen.

Zu§3 I

Die Bestimmung führi die Einzelmerkmale auf, in welche die
nach § 2 Abs.l und 2 zu erfassenden Tatbestände zu unter-
gliedern sind.

Zu§6
Im Hinblick auf § 2 Nr.2 StatGes wird bestimmt, welche An-

gaben das Statistische Bundesamt aufzubereiten hat. Die nicht
genannten Angaben werden von den Statistischen Landesämtern
aufbereitet.

ZUM ZWEITEN ABSCHNITT

Der zweite Abschnitt behandelt die Statisiik des Schiffs-
bestandes der Binnenflotte, ohne indessen die nach der Bekannt-
machung des Bundesrates vom 5. Dezember 1907 vorgesehene
Haupt,erhebung in Abständen von 5 Jahren zu übernehmen, Der
Entwurf geht vielmehr von dem bereits bekannten und beim
Bundesminister für Verkehr karteimäßig erfaßten Schiffsbestand
aus, der lediglich durch Fortschreibung auf dem laufenden zu
halten ist. Haupterhebungen in regelmäßigen Abständen werden
hierdurch voraussichtlich erübrigt. Sie können im Bedarfsfalle
durch eine Rechtsverordnung nach § 6 Abs. 2 StatGes angeordnet
werden. Die Fortschreibung hingegen muß gesetzlich geregelt
werden, weil sie nicht an die 3jahrige Geltungsdauer einer Yer-
ordnung nach § 6 Abs.2 StatGes gebunden werden kann. Im
Cegensatz zur Statistik_ des Schiffs- und Güterverkehrs wird die
Bestandsstatistik als Ressoristatisiik im Sinne des § 9 Abs.2
StatGes geführt.

Zu§7
Satz 1 weist auf die Gesamtzählung der Binnenschifre hin, die

die Grundlage der Fortschreibung bildet. Die gesetzliche An-
ordnung der Fortschreibung als Ressortstatistik in Satz 2 macht
das Verfahren nach § 9 Abs.2 StatGes überflüssig.

Zr§4
Die Vorschrift bestimmt im Hinblick auf § 7 Abs. 1 StatGes

den Kreis der befragten Personen. Die Auskunft wird durch
Ausfüllung amtlicher Fragebogen nach § 10 Abs. 2 StatGes er-
teilt. Die ErfüIlung der Auskunftspflicht durch eine der genann-
ten Personen befreit auch die übrigen. Die Verletzung der Aus-
kunftsplicht wird nach den §§ 14 und 15 StatGes geahndet.

Zu§8
Die Vorschrift bestimmi, welche Binnenschiffe bei der Fort-

schreibung erfaßt werden und nach welchen Merkmalen die
tr'ortschreibung erfolgt. Als untere Grenze ist in Nr. 1 und 2
die Eintragungsfähigkeit nach der Schiffsregisterordnung ge-
wählt.

Zu §5
Die Vorschrift besiimmtr gemäß § 11 StatGes die Stellen,

welche die Erhebung durchzuführen haben (statistische Melde-
stellen - Absatz 1). Die statistischen Meldestellen sind nicht
selbst auskunftspflichtig im Sinne des § 10 StatGes; ihre Mit-
wirkung beschränkt sich nach Absatz 2 auf die Sorge für die
vollständige Ausfüllung der Vordrucke. Hierzu gehören die Aus-
händigung der Erhebungsvordrucke an ,die Befragten und die
Durchsicht der ausgefüllten Yordrucke mit dem Ziel, die Be-
fragten zu sachgeniäßen Antworten zu veranlassen. Statistische
Meldestellen können Bundesbehörden (Grenzzollstellen, Behörden

Zu§9
Die Vorschrift bestimmt den Kreis der

Personen (Absatz 1) und die Tatbestände,
pflicht begründen (Absatz2).

auskunftspflichtigen
die die Auskunfts.

Zu§10
Die Schiffsregistergerichte teilen schon jetzt die Neueintra-

gungen nach § 12 der Schiffsregisterordnung und der nach § 17
Abs.1 und 4 der Schiffsregisterordnung eingetragenen Verände-
rungen dem Bundesminister für Verkehr mit. Dieses Verfahren
wird nunmehr gesetzlich fesigelegt.
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Gesetz über die Statistik der Seeschiffahrt

Vom 26. JuIi 19571)

Der Bundesta
folgende Gesetz

.g hat mit Zustimmung des Bundesrates das

beschlossen:

(2). Einzelangaben über die erfaßten Seeschiffe dürfen in dem
vom Bundesminister für Verkehr herausgegebenen Handbuch für
die deutsche Handelsschiffahrt sowie in der ,Amtlichen Liste
der Schiffe mit llnterscheidungssignalen der Bundesrepublik
Deutschland" veröffentlicht werden.

, DRITTER ABSCHNITT

Seernannsstatistik

§7
Die Seemannsstatisiik erf aßt die Besatzungsmiiglieder der

Seeschiffe unter der Bundesflagge sowie die sonstigen an Bord
tätigen Personen nach ihren Personenstands-, Berufs- und Tätig-
keitsmerkmalen.

§8
(1) Die Erhebung der Seemannssiatistik obliegt den Seemains-

ämtern. Die Aufbereitung obliegi der See-Berufsgenossenschaft
in Hamburg.

(2) Die See-Berufsgenossenschaft ist berechtigt, Einzelangaben
für ihre eigenen Aufgaben zu verwenden.

§e
Auskunftspflichtig nach § 10 des Gesetzes über die Statistilr

für Bundeszwecke sind die in ,§ 7 bezeichneten Personen. Die
Seemannsämter fülIen gelegenilich der Musterungsverhandlungen
die Erhebungsvordrucke aus und übersenden sie an die See-
Berufsgenossenschaf t.

VIERTER ABSCHNITT

Seeverkehrsstatistik

§ 10'

(t) Die Seefahrtsstatistik erfaßt

f. in den Häfen Lübeck, Hamburg, Bremen und Haren so-
rvie in den Häfen, Lade- und Löschplätzen seewärts der
diese Häfen verbindenden Linie
a) die angekommenen un'd abgegangenen Handels-

schiffe, wenn sie auf der vorangegangenen oder
nachfolgenden Fahrt die Grenze der Seefahrt (§ 1

der Dritten Durchführungsverordnung zum Flaggen-
rechtsgesetz vom 3. August 1951 - Bundes-
gesetzbl. II S.155) überschritten haben oder über-
schreiten werden,

b) deren Fahrtweg,

c) deren ein- oder ausgeschiffte Fahrgäste, soweit sie
nicht, im Trajektverkehr oder im innerdeutschen
Personenverkehr über See befördert worden sind,

d) deren ein- oder ausgeladene Güter;

2. am Nord-Ostsee-Kanal
die den Kanal befahrenden Fahrzeuge, deren Fahrtweg
sowie die von ihnen beförderten Güter;

3. vom Seeverkehr zwischen Häfen außerhalb des Gel-
tungsbereichs dieses Gesetzes

a) die von Verfrachtern, welche ihren \Mohnsitz oder
Sitz im Geltungsbereich dieses Gesetzes haben, ver-
wendeten Handelsschi-ffe sowie die mit ihnen be-
förderten Personen und Güter,

b) die Flandelsschifre, welche die Bundes{lagge führen
und an Verfrachter mit Sitz oder Wohnsitz außer-
halb des Geltungsbereichs dieses Gesetzes ver-
chartert worden sind.

(2) Handelsschiffe im Sinne des Absatzes 1 sind die dem
Erwerb durch Seefahrt 'dienenden Schiffe mit Ausnahme der
Fischerei-, Bagger-, Montage- und Bergungsfahrzeuge sol,ie der
Schiffe ohne festes Deck mit einem Raumgehalt von weniger
als 10 BRT.

ERSTER ABSCHNITT

Allgemeines

Die Statistik der Seeschiffahrt wird als Bundesstatistik durch-
geführt. Sie umfaßi

1. die Seeschifrsbestandsstatistik,

2. die Seemannsstatistik,

3. die Seeverkehrsstatistik,

4. die Seeunfallstatistik.

§2
Die Erhebung und Äufbereitung der Statistik dei Seeschiffahrt

sind, soweit nicht dieses Gesetz etwas anderes bestimmt oder zu-
Iäßt, Aufgaben des Statistischen Bundesamts; die Vorschrift des

§ 9 Abs.2 des Gesetzes über die Statistik für Bundeszwecke
vom 3. September 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 1314) bleibt un-
berührt.

ZWEITER ABSCHNITT

Seeschiff sbestandsstatistik

§3
Die Seeschiffsbestandsstatistih erfaßt Seeschiffe und See-

schiffsbauwerke mit einem Raumgehalt von mehr als 50 cbm

(17,65 BRT) nach Eigentums-, IJnterscheidungs-, Yerrvendungs-
und Baumerkmalen unter folgenden Voraussetzungen:

1. die Seeschifre, die nach Maßgabe des Flaggenrechts-
gesetzes vom 8. Februar 1951 (Bundesgesetzbl. I S.79) die
Bundesflagge führen,

2. die Seeschiffsbauwerke, deren Besteller ihren Wohnsitz
oder Sitz im Geltungsbereich dieses Gesetzes haben.

Bei Seeschifrsbauwerken sind als IJnterscheidungsmerkmale
die Bauwerft und die Baunummer anzugeben.

§4
(1) Auskunfispflichtig nach § 10 des Gesetzes über die Sta-

tisiik für Bundeszwecke sind

1. für die Erfassung der Seeschiffe die Eigentümer sowie
die nach § 4 Abs.3 der Schiffsregisterordnung in der
Fassung vom 26. Mai 1951 (Bundesgesetzbl. I S.360)
bestimmten Vertreter,

2. für die Erfas'sung der Seeschiffsbaurverke die Besteller.

(2) Dem Bundesminisier für Verkehr haben ohne besondere
Auflorderung zu melden

1. die Auskunftspflichtigen nach Absatz 1 Nr. 1, sobald der
Bestand an fahrfähigen Seeschiffen oder die Merkmale
eines Seeschifrs im Sinne des § 3 sich ändern,

2. die Auskunftspflichtigen nach Absatz 1 Nr. 2, sobald ein
Bauauftrag erteilt worden ist.

§5
Die Amtsgerichte, bei denen ein Seeschiffsregister geführi

wird, haben Tatsachen, die nach §§ 11 und 17 der Schiffs-
registerordnung zum Seeschifrsregister angemeldet werden, dem
Bundesminister für Yerhehr mitzuteilen, soweit diese Tatsachen
nach ,§ 3 erfaßt werden.

§6
(l) Einzelangaben zur Seeschiffsbestandsstatistik dürfen an

die fachlich zuständigen obersten Behörden des Bundes sowie
des Landes, in rvelchem der Heimathafen oder Bauort liegt,
rveitergeleitet werden.

1) BGBI. II S.739.
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§11
(1) Bei einem Tatbestand nach § 10 Abs. 1 Nr. 1 werden erfaßt

1. das Handelsschifr

nach Namen, Ileimathafen, Unterscheidungssignal,
Flagge, Hauptmerkmalen, Namen des Reeders oder
Ausrüsters, Einsatzart ;

2. der Fahrtweg
nach Herkunfts- und Bestimmungshafen, angelaufenen
Zwischenhäfen;

3. die Fahrgäste

nach Namen, Geburtstag, Geschlecht, Staatsangehörig-
keit, Land des letzten Aufenthalts, Reiseziel, Ein-
schifrungs- und Ausschiffungshafen;

4. die Güter

nach Art, Bruttogervicht, Verpackung, Ein- und Äus-
Iadehafen.

(2) Bei einem Tatbestand nach § 10 Abs. I Nr.2 werden erfaßt

1. das Fahrzeug

nach Namen, Heimathafen, IJnterscheidungssignal,
Flagge, Hauptmerkmalen, Tiefgang, Namen des Reeders
oder Ausrüsters, Einsatzart; I

2. der Fahriweg
nach Herkunfts- und Bestimmungshafen;

3. die Gtiter
nach Art und Bruttogervicht. \

(3) Bei einem Tatbestand nach § 10 Abs. I Nr.3 'rverden erfaßt

1. das Handelsschiff

nach Namen, Heimathafen, Unterscheidungssignal,
Flagge, Namen des Reeders oder Ausrüsters, Einsaüzart;

2. im Falle des ,§ 10 Abs. 1 Nr. 3 Buchstabe a

a) ilie Fahrgäste

nach Zahl der beförderten Personen sowie deren
Einschiffungs- und Ausschiffungshafen,

b) die Güter
nach Gütergruppen, Bruttogervicht, Ein- und Aus-
ladeverkehrsbezirk;

3. im Falle des § 10 Abs. 1 Nr. 3 Buchstabe b
das Land, in dem der Charterer seinen Sitz oder lVohn-
sitz hat, die Dauer der Vercharterung sowie das ver-
einbarte Fahrtgebiet.

§12
Auskunftslrflichtig nach § 10 des Gesetzes über die Staiistik

für Bundeszrvecke sind

f . in den FäIlen des § 10 Abs. 1 Nr. 1 die Yerfrachter, deren
Vertreter und die Schiffsführer; sie haben für jede Fahrt
das Einlaufen eines Schiffes unverzüglich, das Auslaufen
rechtzeitig vorher der Meldestelle zu melden und dabei die
Fahrgastliste und das Ladungsverzeichnis abzugeben;

2. in den Fällen des § 10 Abs. 1 Nr.2 die Fahrzeugführer;
sie haben die erforderlichen Angaben für jede Fahri bei
der Meldestelle zu machen;

3. in den Fällen des § 10 Abs. 1 Nr.S Buchstabe a die Yer-
frachter, in den FäIlen des § 10 Abs. I Nr.3 Buchstabe b

die Reeder oder Ausrüster; sie haben die erforderlichen
Angaben monatlich ohne besondere Aufforderung mit-
zuteilen.

§13
(1) Einzelangaben zur Seeverkehrsstatistik dürfen an dic

fachlich zusiändigen obersten Behörden des Bundes und der
Länder weitergeleitet rverden.

(2) Die Länder können die ihre Häfen betreffenden Angaben
zur Statistik nach § 10 Äbs.1 Nr.1 für ihre eigenen statistischen
Zwecke aufbereiten. Sie können im Einvernehmen mit dem Bun-
desminister für Verkehr für ihre Häfen die Erhebung über-
nehmen.

§i4
(1) Der Bundesminister für Verkehr ist ermächtigt, durch

Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung des Bundesrates be-
darf, für die Erfassungen nach § 10 Meldestellen festzusetzen
oder im Falle des ,§ 13 Abs. 2 Satz2 die von den Ländern fest-
gesetzten Meldestellen bekanntzumachen.

(2) Die Meldestellen haben für rechtzeitige und vollständigc
Ausftillung der Erhebungsvordruche zu sorgen.

FÜNFTER ABSCHNITT

Seeunfallstatistik

'§15
Die Seeunfallstatistili erfaßt die Seeunfälle, soweit sie nacll

llaßgabe des Gesetzes über die Ifntersuchung von Seeunfällen
vom 28. September 1935 (Reichsgesetzbl. I S.1183) seeamtlicb
untersucht rverden' 

§ 16 
\

Auskunftspflichtig nach ,§ 10 des Gesetzes über die Statistik
für Bundeszwecke sind die Seeämter. Sie genügen ihrer Aus-
kunftspflicht, indem sie die Sprüche, die bei der lJntersuchung
von Seeunfällen ergehen, dem Bundesminister frir Yerkehr über.
senden.

SECHSTER ÄBSCHNITT

Schlußvorschriften

§17
Dieses Gesetz gili nach Maßgabe des l§ 13 Abs. 1 des Dritten

Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1)
auch im Land Berlin. Rechtsverordnungen, die äuf Grund dieses
Gesetzes erlassen welden, gelten im Land Berlin nach § 14 des
Dritten t-Tberleiiungsgesetzes.

§18
Dieses Gesetz gilt iicht im Saarland.

§le
Dieses Gesetz tritt einen Monat nach seiner Yerkündung in

Kraft. Gleichzeitig treten die Bestimmungen über die Statistih
der Seeschiffahrt vom 27. Juni 7907 (Zentralblati für das
Deutsche Reich S.371) in der Fassung der Anderungsverord-
nungen vom 21. Juni 1912 (Zeirtralblatt für das Deutsche Reich
S.547), 6. März l9l4 (Zentralblatt für das Deutsche Reich
S.220), 30. Dezember 7920 (Zentralblatt für das I)eutsche Reich
1921 S.6),29.Juni 1922 (Zentralblatt fiir das Deutsche Reich
S.415), 19. Oktober 1928. (Reichsministerialblatt S.585) und
17.\Iärz 1930 (Reichsministerialblatt S. 69) außer Kraft.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Bonn, den 26. Juli 1957

Dor Bundespräsident
Theodor.Heuss

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers
Blücher

Der Bundesminister fiir Verkehr
Seebohm
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l

Begründungr)

Erster Abschnitt 
r

Die Seeschiffahrtsstatistiken, die bisher im wesentlichen nach
den mehrfach geänderten Bundesraisbestimmungen vom 27.Juni
1907 (vgl. § 18 des Entwurfs) erhoben wurden, können nach § 16

des Gesetzes über die Statistik für Bundeszwecke (StatGes) vom
3. Sepiember 1953 (Bundesgesetzbl. I S.1314) nur dann als Bun-
desstatistiken weiter durchgeführt werden, wenn sie eine neue, den
Erfordernissen des genannten Gesetzes entsprechende Rechts-
grundlage erhalten. Eine Rechtsverordnung nach r§ 6 Abs. 2
StatGes kommt nicht in Betracht, da die Statistik der Seeschiff-
fahrt ständig erforderlich ist und die für eine Rechtsverordnung
nach § 6 a. a. O. vorgesehene Geltungsdauer von drei Jahren
nicht ausreicht. Als Rechtsgrundlage kopmt daher nur ein
Bundesgesetz in Betracht.

Das vorliegende Gesetz verfolgt den Zweck, dem Bund das
statistische Material zu verschafren, dessen er zur ErfüIlung
seiner mannigfaltigen Aufgaben auf dem Gebiete der Seeschiff-
fahrt bedarf. Dem Bund obliegen nach Artikel 89 Abs. 2 SaLz2
GG in Verbindung mit 1§ 1 Abs. 1 des Gesetzes über die Auf-
gaben des Bundes auf dem Gebiete der Seeschiffahrt vom 22. No-
vember 1950 (Bundesgesetzbl. S.767) die Förderung der Handels-
flotte im allgemeinen deutschen fnteresse und neben den beteilig-
ten Ländern die Yorsorge für die Erhaliung der Leistungsfähig-
keit der Seehäfen. Neben diesen umfassenden Aufgaben sind
dem Bund durch besondere Gesetzesbestimmungen auf dem Ge-
biete der Seeschiffahrt eine Reihe von Einzelaufgaben über-
tragen worden. Zu errvähnen sind hier na.mentlich die Förderung
des \4riederaufbaues der deutschen Handelsflotte (Gesetz über
Darlehen zum Bau und Erwerb von Handelsschiffen vom
27. September 1950 - Bundesgesetzbl. S. 684), Einzelaufgaben
auf dem Gebiete des Flaggenrechts (§§ 9 bis 13 des Flaggen-
rechtsgesetzes vom 8.Februar 1951 - Bundesgesetzbl.I S.79),
die Äufsicht über die Durchführung der Schiffssicherheitsvor-
schriften (§ 4 des Gesetzes vom 22. November 1950 - Bundes-
gesetzbl. S.767), die Weiterentwicklung dieser Vorschriften auf
Grund der bei Seeunfalluntersuchungen gesammelten Erfahrun-
gen (Artikel 3 des Gesetzes über den Beitritt der Bundesrepublik
Deutschland zum fnternationalen Schiffssicherheitsvertrag London
1948 vom 22.Dezember 1953 - Bundesgesetzbl. II S.603, Ge-
setz über die Untersuchung von SeeunfäIlen vo,m 28. September
1935 - Reichsgesetzbl. I S.1183). Der Erstä Abschnitt enthäIt
die allgemeinen Vorschriften insbesondere über die Zuständigkeit
für die Erhebung und Aufbereitung der Statistik. Vorschriften
über die dabei entstehenden Kosten rvaren im Hinblick auf § 8
StatGes und Artikel 106 Abs. 4 Nr. 1 GG entbehrlich.

Zu §,1

Die Vorschrift erklärt die gesamte Siaiistik der Seeschiffahrt
zur Bundesstatistik und führt die unter dieser Bezeichnung zu-
sammengefaßten Einzelstatistiken auf.

Zu §2
Die Yorschrift soll ermöglichen, das bestehende, auf prak-

tischen Erfahrungen beruhende System der Erhebung und Auf-
bereitung der Seeschifrahrtsstatistikän beizubehalten. Bei der
Seeschiffahrisbestands-, Seemanns- und Seeunfallstatistik ist die
Erhebung und Äufbereitung auch bisher eine Aufgabe des Bun-
des gewesen, der. sie unter ständiger Kontrolle des Bundes-
rechnungshofes z. Z. durch die Abteilung Seeverhehr des Bun-
desverkehrsministeriums, bei der Seemannsstatistik durch die
See-Berufsgenossenschaft in Hamburg, erfüllt. Auch zwei Teil-
statistiken der Seeverkehrsstatistik, nämlich die Statistik des
Yerkehrs auf dem Nord-Ostsee-Kanal und die Statistik des
deutschen Seeverkehrs zwischen ausländischen Häfen (§ 10
Abs. 1 Nr. 2 und 3) sind bish'er allein vom Bund durchgeführt
worden.

Bei der Statistik des Seeverkehrs der deutschen Häfen (§ 10
Abs. 1 Nr. 1) wird die Erhebung und Aufbereitung für die große
Zahl der niedersächsisbhen und schleswig-holsteinischen Häfen

') -B*d§.,,"Faruc1<sache 
Nr. 3162 vom 4. Februar 1957 (siehe Vorbemerkung

auf S. 156 obä).

(mit Ausnahme von Lübeck) utr Zeil ebenfalls vom Bund zentral
durchgeführt. Die Länder Bremen und Hamburg sowie seit
einiger Zeit auch die Hansestadt Lübeck haben, da ihre Häfen
für ihre eigene Gesamtwirtschaft, von entscheidender Bedeutung
sind, die Erhebung selbst durchgeführt. \ron seiten des Bundes
bestehen gegen die Fortführung keinerlei Bedenken, da ihm das
benötigte Material termingerecht zur Verfügung gestellt wird.

Die Vorschrift des'§ 2 trägt den dalrgelegten Gegebenheiten
Rechnung. Sie erklärt die Erhebung und Aufbereitung der See-
schifrahrtsstatistik, der durch § 2 Nr.2 StaiGes vorgezeichneten
Linie folgend, grundsätzlich zur Aufgabe des Statistischen Bun-
desamtes. § 2 läßt aber für abweichende Regelungen, die sich
nach den Erfahrungen der Praxis empfehlen, genügend Raum,
indem er

1. die grundsätzliche Regelung dort zurücktreten läßt, wo
das Gesetz etwas anderes bestimmt (so in § 8 für die See-
mannsstatistik) oder zuläß,t (so in § 13 Abs. 2 Satz 2 für
die Erhebung der Seeverkehrsstatistik der Häfen),

2. klarstellt, daß die Regelung des ersten Halbsatzes Be-
schlüsse der Bundesregierung nach § 9 Abs.2 StatGes
nicht ausschlielit, so daß die übertragung der Erhebung
und Aufbereitung für die Seeschifrsbestands-, Seeverkehrs-
und Seeunfallstaiistik an den Bundesminister für Verkehr
möglich bleibt.

Zweit,x lbschnitt

Einwanilfreies 'statistisches Material über den Bestand an
Seeschiffen ist für den Wiederaufbau der Handelsflotte, für die
Bereitstellung ausreichenden seemännischen Personals, für An-
forderungszwecke in Krisenzeiten sowie für Handelsvertrags-
verhandlungen unbedingt erforderlich.

Zu §3 ,,

In § 3 lverden zwei Bestandsstatistiken zusammengefaßt, und
zwar die eigentliche Seeschiffsbestandsstatistik, die bisher auf
Grund der Bundesratsbestimmungen vom 27. Juni 1907 erhoben
wurde und die Statistik über die Seeschiffsbauwerke, die auf
Grund der Durchführungsverordnung Nr.7 (Schiff- und Schiff-
bauinstitute) zum AHK-Gesetz Nr.24 (Neufassung) - Ämtsbl.
AHK S. 1075 - entstand, seit der Aufhebung dieser Yerord-
nung durch Artikel 2 des AHK-Gesetzes A - 38 vom 5. Mai
1955 (Amisbl. AHK S. 3271) aber ohne Rechtsgrundlage ist.

Zu §4
Die \rorschrift bestimmt im Hinblick auf § 7 Äbs. 1 StatGes

den Kreis der Auskunftspflichtigen. Die Äuskunft wird durch
Ausfüllung amtlicher Fragebogen nach § 10 Abs.2 StatGes er-
teilt. Für die Ahndung bei Verletzung der Auskunftspflicht gel-
ten die Vorschriften der §,§ 14, 15 StatGes.

Da die Erfassungsbehörde die erfassungsbedürftigen Tat-
bestände nicht immer kennen kann, begründet Absatz 2 für die
in Absatz 1 genannten Auskunftspflichtigen weiterhin die Ver-
pflichtung, bestimmte Tatsachen ohne Aufforderung zu melden.
Die Benennung des Empfängers dieser Meldung ist rechtlich
notwendig, da die Regelung des,. § 11 StatGes für die Meldungen,
die den Erhebungsvorgang er§t einleiten, nicht ausreicht. Als
Empfänger ist der Bundesminister für Verkehr vorgesehen, da
er diese Meldungen, ebenso wie die N{eldungen nach § 5, auch
unabhängig von der Erhebungst,äiigkeit für die bei ihm'geführte
Seeschiffsbestandskartei dringend benötigt.

Zu §5
Die Schiflsregistergerichte teilen, schon heuie die Neuein-

tragungen im Seeschifrsregister sowie die Veränderungen dem
BMV mit. Zum Teil beruhen diese Mitteilungen auf AYn des
RJM vom 6. Mai 1939 (DJ S.798) und 23. April 1941 (DJ
S.525). Es empfiehlt sich jedoch, die Mitteilungsverpflichtung
in diesem Zusammenhang gesetzlich zu verankern.

-234-



Zu §6
Absatz 7 regelt im Hinblick auf § 12 Abs. 2 StatGes, inrvierveit

die \[eiterleiiung von Einzelangaben zulässig ist.

Im amtlichen Handbuch für die deutsche Handelsschiffahrt
und in der als Anhang II des internationalen Signalbuches her-
ausgegebenen ,Ämilichen Liste der Schiffe mit Unierscheidungs-
signalen der Bundesrepublik Deutschland" rverden Einz-el-
angaben über die deutschen Seeschiffe veröffentlicht. Diese
Angaben sind international üblich und für aIIe am Seeverkehr
interessierten Kreise von großem Wert.

Absatz2 ermöglicht - in bewußter Abweichung von § 12
Abs.4 StatGes - die Veröffentlichung der genannten Einzel-
angaben auch in Zukunft.

Dritter Äbschnitt

Die Seemannsstaiistik ist eine unentbehrliche Grundlage für
alle Maßnahmen zur Bereitstellung des erforderlichen see-
männischen Personals, insbesondere zur Förderung des see-
männischen. Nachwuchses.

Zt §7
Die Vorschrift umreißt den zu erfassenden Tatbestand. soweit

dies nach § 7, Abs. 1 StatGes erforderlich ist.

Zu §8

§ 8 r'egelt die Zuständigkeit für die Durchführung der Sta-
tistik sorvie die Yerwendung der Einzelangaben. In Anpassung
an die bisherige bewährie Praxis soll die Erhebung bei den See-
mannsämtern (Landesbehörden), die Aufbereitung jedoch bei
der See-Berufsgenossenschaft in Harnburg (bundesunmittelbare
Körperschaft des öffenilichen Rechts) liegen.

Zu §9

- § 9 bestimmt den Kreis der Auskunftspflichtigen und regelt
den Erhebungsvorgang. Um den letzteren so einfach wie mlg-
lich zu gestalten, ist - ebenfalls in Fortsetzung der bisherigen
Praxis - vorgesehen, daß die Erhebungsvordrucke von den Sie-
mannsämtern gelegentlich der Must,erungs.r,erhandlungen aus-
gefüllt und anschließend zur Aufbereitung an die See-Berufs-
genossenschaft übersandt werden.

vom 14. November 1922 (ReicLsgesetzbl. II S.283). Da sie bisher
ohne beso,ndere Rechtsgrundlage durchgeführt worden ist, muß
eine solche Rechtsgrundlage vordringlich geschafren werden.

Zu §11
§ 11 gibt die Merkmale an, nach denen die einzelnen Tat-

bestände des § 10 zu erfassen sind. .Ein TeiI der insbesondere
für die Schiffe und die Fahrgäste geforderten Angaben dienen
lediglich der für die richtige Aufbereitung nohvendigen Kon-
trolle.

Zu §12
Die Vorschrift bestimmt den Kreis der Auskunftspflichiigen

und begründet dort, wo mit bloßen Auskunftsverpflichtunlen
nicht auszukommen ist, die weit,ergehende Verpflichtung, ohne
besondere Aufforderung bestimmte Meldungen zu erstatten.

Zu §13
Die Angaben zur Seeverkehrsstatistik sind für die örtlich und

sachlich zuständigen obersten Yerkehrsbehörden des Bundes und
der Länder von erheblichem fnteresse. Die Vorschrift des § 13
läßt die Weiterleitung von Einzelangaben an diese Behörden
ausdrücklich z.u, wobei der Rahmen des § 12 Abs. 2 StatGes
nicht überschritten rvird,

Absatz 2 läßt bei der Siatistik des Seeverkehrs der deutschen
Häfen (§ 10 Abs. i Nr. 1) für die Erhebung eine von dem
Grundsatz des § 2 abwäichende Regelung zu, 

-um 
insbesondere

die bervährte bisherige Regelung in Bremen, Hamburg und
Lübeck beibehalten zu können. Die Vorschrift. gestattel den
Ländern weiterhin, die an sie weitergeleiteten od'er von ihnen
selbst erhobenen Angaben für ihre eigenen Hafenstatistiken aus-
zurverten. Da das bearbeitete Material nach diesem Gesetz für
Bundeszwecke erhoben wird, ist auch in diesen Fällen die
Weite-rleitüng und Veröffentlichung von Einzelangaben nach

§ 12 StatGes unstatthaft.

Zu §14
Für die Erfassungen nach § 10 ist es üblich und aus prak-

tischen Griinden unumgänglich, daß Meldestellen für dit Ab-
gabe der Erhebungsvordrucke zur Ver.fügung gesiellt werden.
lm Hinblick auf die Strafvorschrift des ,§ 14 SiatGes müssen
die SteIIen, bei denen die Erhebungsvordrucke und Meldungen
abzugeben sind, rechtsver.bindlich bekanntgemacht werden.

Absatz 2 ermächtigt den BMV zum Erlaß der erforderlichen
Rechtsverordnung. Die Verordnung soll, da sie bei den von den
Ländern festgesetzten Meldestellen lediglich eine Bekannt-
machung darstellt und häufige Anderungen zu errvarten sind,
nicht an die Zustimmung des Bundesrates gebunden sein.

Absatz 2 begründet für die nach Absatz 1 bekanntgemachten
1\[e]destellen die Verpflichtung, auch von sich aus iür recht-
zeitige und vollständige Ausfiillung der Erhebungsvordruche
Sorge zu tragen.

Fünfter Abschnitt
Die Statistik der SeeunfäIle rvar bisher in den Abschnitten D

(Schiffsunfälle an der deutschen Küste) und E (Unfälle deut-
scher Schiffe außerhalb des deutschen Hoheitsgebiets) der
Bundesratsbestimmungen vom 27. Juni 1907 geregelt. Eine Neu-
ordnung dieser Siatisiik ergibt sich aus der Notwendigkeit, den
neuzeitlichen Schiffssicherheitsvorschriften und der Gleichwertig-
keii mit anderen deutschen und ausländischen Yerkehrsunfall-
siatistiken Rechnung zu tragen. Da allein die Sprüche der See-
ämter eine genrigend klare Grundlage für die Feststellung der
Unfalltatbestände ergeben, ist die Seeunfallstatistik durch § 15
auf die seeamtlich untersuchten Unfälle beschränkt worden.
§ 16 begründet eine Auskun{tspflicht für die in den einzelnen
Küstenländeln bestehenden Seeämter und dasBundesoberseeamt.

Sechster Ahschnitt
Die Schlußbesiimmungen enthalten in § 17 die übliche berlin-

Klausel und in § 18 die nach Artikel 82 Abs.2 Satz 1 GG er-
forderliche Bestimmung über das Inkrafttreten des Gesetzes. Die
durch das Gesetz gegenstandslos werdenden Bestimmungen des
Bundesrates yom 27. Juni 1907 werden mit allen dazu er'gange-
nen Anclerungen aufgehoben.

Yierter Abschnitt

Die unter der Bezeichnung,Seeverkehrsstatistik. zusammen-
gefaßten Einzelstatistiken sind erforderlich, um der Bundes-
regierung und allen sonstigen an der Seeverkehrspolit,ik betei-
ligten Stellen einen ausreichenden überblick über den Umfang,
die Richtung und die Struktur des deutschen Seeverkehrs sowie
die Bedeutung der einzelnen deutschen Seehäfen und dcs Nord-
Ostsee-Kanals zu geben.

Zu §10t 
5 10 ftih"t die im Rahmen der Seeverkehrsstatistik erfaßten

Tatbe§tände auf. Die in Nr. 1 und 3 genannten Statistiken sincl
bisher im rvesentlichen auf Grund der Bundesratsbestimmungen
vom 27. Juni 1907 durchgeführt worden. Eine, Erweiterung stellt
bei diesen Statisiiken die Erfassung der beförderten Personen,
bei der Statistik nach Nr.3 auch die Erfassung der befdrderten
Güter dar. Die statistische Erfassung des Personenverkehrs übel
die Häfen der Bundesrepublik ist gerade ,in einerZeit, in welcher
die Bedeutung der Passagierschiffahrt wegen des Ausbaues an-
derer Verkehrsträger (Luftverkehr über See) und rvegen der
damit aufgeworfenen Rentabilitätsfragen von großem Wert. Die
Angaben über den Güier- und Personenverkehr zwischen Häfen
außerhalb des Geltungsbereichs des Grundgesetzes geben wert-
volle Hinweise für Transportbedürfnisse des Auslandes und sind
namentlich für Yerhandlungen über Schifrahrtsverträge von er-
heblicher Bedeutung.

Die Statistik über den Schiffs- und Güterverkehr auf dem
Nord-Ostsee-Kanal (Nr. 2) ist ein unentbehrliches Hilfsmittel
für die Tarifgestaltung nach dem Gesetz über die Abgaben auf
dem Kaiser-Wilhelm-Kanal in der Fassung der Bekanntmachung
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Verordnung über die Durdrführung einer Statistik der Gemeindestraßen
nadr dem Stand vom 31.März 1956

Vom 15. September 19571)

Auf Grund des ,§ 6 Abs. 2 des Gesetzes über die Statisiik für
Bundeszwecke vom 3. September 1953 (BGBI. I S.1314) ver-
ordnet die Bundesregierung mit Zusiimmung des Bundesrates:

§1
(1) Im Geltungsbereich dieser Verordnung wird eine Bundes-

statistik der Gemeindestraßen nach dem Stand vom 31. März
1956 durchgeführt.

(2) GemeindestralJen im Sinne dieser Verordnung sind auch
die nicht klassifizielten Straßen der Genreindeverbände.

§2
Erfaßt werden

f. in allen Gemeinden die Längen der Genieindestraßen, ge-
trennt nach Straßenarten und Deckenarten;

2, außerdem in Gemeinden mit mehr als 20 000 Einrvohnern

a) die Längen der Schienenbahnen innerhalb des Ver-
kehrsraumes der Gemeindestraßen, getrennt nach Stra-
ßenarten sowie nach Ärt und Lage der Schienenbahnen;

' b) die Anzahl und die Gesamtfläche der öffentlichen Park-
plätze.

Auf Grund des § 6 Abs. 2 des Gesetzes über die Statistik fiir
Bundeszwecke vom 3. September 1953 (Bundesgesetzbl. I S.1314)
verordnet die Bundesregierung mit Zustimmung des Bundesrates:

§1
(1) Im Geltungsbereich dieser Verordnung wird eine Bundes-

statistili der Gemeindestraßen nach dem Stand vom 1. Januar
1961 durchgeführt.

(2) Gemeindestraßen im Sinne dieser Yerordnung sind die
dem öffentlichen Verkehr mit Kraftfahrzeugen clienenden Stra,-
ßen mit Ausnahme der klassifizierten Straßen in der Baulast
des Bundes, der Länder und von Gemeindeverbänden.

§2
Erfaßt werden
f. in allen Geneinden und gemeindefreien Gebieten die Län-

gen und Fahrbahnbreiten der Gemeindestraßen, getrennt
nach Straßenarten und Deckenarten;

2. außerdem in Gemeinden mit mehr als 20 000 Einwohnern
die Anzahl und die Gesamtfläche der öffentlichen Park-
pläize.

§'3
Auskunftspflichtig sind die Träger der Straßenbaulast.

§4
Diese Yerordnung gilt nach § 14 des Dritten Überleitungs-

gesetzes vom 4. Januar 1952 (BGBI. I S. 1) in Verbindung mit
§ 17 des Gesetzes über die Statisiik fiir Bundeszwecke auch im
Land Berlin.

§.5

Diese Verordnung gilt nicht im Saarland.

. §6
Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkündung in

I(raft.

Bonn. den 15. September 1957.

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers
BIücher .

Der Bundesminister für Verkehr
Seebohm

§3
Auskunftspflichtig sind die Träger der Straßenbaulast.

§4
Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten überleitungs-

gesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) in Yerbin-
dung mit § 17 des Gesetzes über die Statistik für Bundeszrvecke
auch im Land Berlin.

§5
Diese Yerordnung tritt am Tage nach ihrer \rerkündung in

Kraft.

Bonn, den 16. Dezember 1960.

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers
Ludwig Erhard

Der Bundesminister für Yerkehr
Seebohm

§2

(1) Es rverden er.fa,ßt

f. im Yerkehr mit Straßenbahnen und Oberleitungsomni;
bussen:

Za.hl der beförderten Personen und Höhe der Ein-
nahmen nach r\rt der Fahrausrveise,
Zahl uncl Art der Fahrzeuge,
trfagen-KiIometer,
Personen-Iiilometer,
Zahl und Länge der betriebenen Linien und Strecken,
Yerbrauch von elektrischer Energiä;

Verordnung über die Durchführung einer Statistik der Gemeindestraßen
nach dem Stande vom 1. Januar 1961

Yom 16. Dezember 1960)

Verordnung zür Durchführung einer Statistik der Beförderung yon Personen zu Lande
Vom 7. August 1957 3)

Auf Grund des § 6 Abs.2 und des § 9 Abs.2 des Gesetzes
iiber die Staiistik für Bundeszrvecke (StatGes) vom 3. September
1953 (BGBI. I S. 1314) verordnet die Bundesregierung mit Zu-
stimmung des Bundesrates:

§1
Über den Straßen-Personenverkehr, der nach dem Gesetz iiber

die Beförderung von Personen zu Lande vom 4. Dezember 1934
(RGBI. I S. 1217) in der Fassung des Gesetzes vom 6. Dezember
1937 (RGBI.I S.1319), vom 16.Januar 1952 (BGBI.I S.21)
und vom 12. September 1955 (BGBI. I S.573) anzeige- oder ge-
nehmigungspflichtig ist, wird eine Bundesstatistik durchgeführt.

. 1) Bundesan_zeig_er Nr. 180 S. 1. - 
2) Bundesanzeiger Nr. 247 S. 1. - 

s) Bun-
desanzeiger Nr. 153 S. 1.
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2. im Linienverkehr mit Kraftfahrzeugen:

Verkehrsart,
'Zahl der beförclerten Personen und Hirhc <ler Ein-
nahmen nach Art der Fahrausrveise,
Zahl und Art der Fahrzeuge,
'Wa gen-Ki'lometer,
,Personen-Kilometer,
Zahl :und Länge der betriebenen Linien;

3. im Gelegenheitsverkehr mit Kraftomnibussen und Last-
kraftrvagen:

Verkehrsart,
Zahl d.er beförderten Personen und Höhe der Ein-
nahmen,
Zahl und Art der Fahrzeuge,
\Magen-KiIomeier,
Personen-Kilometer.

(2) AIs Straßenbahnen gelten auch Hoch-, Untergrund- und
Schrvebebahnen.

§3
Auskunftspflichtig im Sinne des § 10 des Gesetzes sind die

l)nternehmen, die Verkehr nach § 1 betreiben. Sie haben die
amtlichen Erhebungsvordrucke der zuständigen Landesbehörde
monailich vorzulegen.

Auf Grund des § 6 Abs. 2 und des § 9 Abs. 2 des Gesetzes
über die Statistik für Bundeszwecke (StatGes) vom 3. September
1953_(Bundesgesetzbl. I S. 1314) verordnet die Bundesregierung
mit Zustimmung des Bundesrates:

§1
über den Straßen-Personenverkehr, der nach dem Gesetz über

die Beförderung von Personen zu Lande .r'om 4. Dezember 1934
(Reichsgesetzbl. I S. 1217) in der Fassung der Gesetze vom
6. Dezember I937 (Reichsgesetzbl. I S. 1310), vom 16. Januar
1952 (Bundesgeseizbl. I S.21) und vom 12. September lgbb
(Bundes-gesetzll.I S.573) anzeige- oder genehmigungspflichtig
ist, wird eine Bundesstatistik geführt.

§2
(1) Es werden erfaßt:

1. im Verkehr mit Straßenbahnen und Oberleitungsomni-
bussen:
Zahl rler beförderten Personen und Höhe der Ein-
nahmen nach Art der Fahrausweise,
Zahl und Art der Fahrzeuge,
\4Iagen-Kilometer,
Personen-Kilometer,
Zahl und Länge der betriebenen Linien und Strecken,
Yerbrauch von elektrischer Energie;

2. im Linienverkehr mit Kraftfahrzeugen:
Yerkehrsart,
Zahl der beförderten Personen und Höhe der Ein-
nahmen nach Ärt der Fahrausweise,
Zahl und Art der Fahrzeuge,
Wagen-I(ilometer,
Personen-Kilometer,
Zahl und Länge der betriebenen Linien;

3. im Gelegenheitsverkehr mit Kraftomnibussen und Last-
kraftwagen:
Yerkehrsart,
Zahl d.er beförderten Personen und Höhe der Ein-
na[men,

§4

- Die Zuleitung einer Abschrift des ausgefüllten Erhebungsvor-
druckes an die obersten Landesverkehrsbehörden oder Ä die
von dieien bestimmten Siellen (§ 12 Abs. 2 des Gesetzes) ist
zulässig.

§5
Das Kriftfahrt-Bundesamt nimmt die Aufgaben des § 2 Nr. I

des Gesetzes im Einvernehmen mit dem Statistischen Bundesamt
rvahr.

§6
Diese Verordnung gilt nach § 14 iles Dritten überleitungs-

gesetzes vom 4.'Januar 1952 (BGBL I S. 1) in Verbindung mit
§ 17 StatGes auch im Land Berlin.

Yerordnung zur Durchführung einer Statistik der Beförderung von Personen zu Lande

Vom 12. Juti 19601)

§7
Diese Verordnung gilt nicht im Saarland.

§8
Diese Verordnung tritt am 1. September 1957 in Kra{i. Sie

tritt am 31. August 1960 außer Kraft.

Bonn, den 7. Augusi 1957.

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers
Blücher

Der Bunclesminister für Yerkehr
Seebohm

Zahl unrl Ärt der Fuh.rerg", '
IMagen-KiIometer,
Personen-Kilometer.

(2) Als Straßenbahnen gelten auch Iloch-, Untergrund- und
Schwebebahnen.

§3
Auskunftspflichtig im Sinne des § 10 des Gesetzes sind die

IJnternehmen, die Yerkehr nach § 1 betreiben. Sie haben die
amtlichen Erhebungsvordruche der zuständigen Landesbehörde
monatlich vorzulegen.

,§4

Die Zuleitung einer Abschrift des ausgefüIlten Erhebungsvor-
druckes an die obersien Landesverkehrsbehörden oder an die von
diesen bestimmten Stellen (§ 12 Abs. 2 des Gesetzes) ist zulässig.

§5
Das Kraftfahrt-Bundesamt nimmt die Aufgaben des § 2 Nr. 1

des Gesetzes im Einvernehmen mit dem Statistischen Bundesamt
wahr.

§6
Diese Verordnung gilt.nach § 14 des Dritten überleiiungs-

gesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) in Verbin-
dung mit § 17 StatGes auch im Land Berlin.

§7
Diese Yerordnung tritt am 1. September 1960 in Kraft. Sie

tritt am 31. August 1963 außer Kraft.

Bonn, den 12. Juli 1960.

Der Süellvert,reter des Bundeskanzlers
Ludwig Erhard

Der Bundesminister für Yerkehr
Seebohm1) Bundesanzeiger Nr.135 S.1
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Verordnung ^n Durctrführung einer Statistik
des grenzübersdrreitenden Personenverkehrs mit Kraftfahrzeugen

Vom 12.Juli 19601)

Auf Grund des § 6 Abs. 2 und des § 9 Abs. 2 des Geseizes
über die Statistih für Bundeszwecke (StatGes) vom 3. September
1953 (Bundesgesetzbl. I S. 1314) verordnet die Bunclesregierung
mit Zustimmung des Bundesrates:

§1
Uber den grenzüberschreitenden Personenverkehr mit Kraft-

fahrzeugen lvird eine Bundesstatist,ik geführt.

§2
Es werden bei der Einfahrt erfaßi

l. für Kraftomnibusse und ihre Anhänger:

Nationalitätszeichen des Fahrzeugs,
Zc,hl der Fahrgäste,
Einsatz im Linien- oder Gelegenheitsverkehr,
Zielland. der zurückgelegten Reise bei Fahrzeugen mit
deutschen Nationalitätszeichen ;

2. für sonstige Kraftfahrzeuge des Personen'r,erkehrs mit
einem Hubraum von mehr als 50 Kubikzentimetern:
Art des Fahrzeugs,
Nationalitätszeichen des Fahrzeugs.

Auskunftspflichtig im S,;r"§;. § l0 des Gesetzes sind die
Fiihrer der Kraftfihrzeuge. Anmeldestellen sind die G'renzzoll-
stellen.

§4
Das Kraftfahrt-Bundesamt, nimmt die Aufgaben des § 2 Nr. I

und mit Zusiimmung der Länder die des § 2 Nr. 2 des Gesetzes
im Einvernehmen mit dem Statistischen Bundesamt wahr.

§5
Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten überleitungs-

gesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl l S. 1) in Verbin-
dung mit § 17 StatGes auch im Land Berlin.

§6
Diese Yerordnung tritt am 1. September 1960 in Kraft. Sie

tritt am 31. August 1963 außer l,(raft.

Bonn, den 12. JuIi 1960.

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers
Ludwig Erhard

Der Bundesminister für Verkehr
Seebohm

verordnuns über eine statis,- 
*:Tlr:::l,T"r",itahrleistunsen 

des Jahres 1e5e

Auf Grund des § 6 Abs. 2 des Gesetzes über die Statistik für
Bundeszwecke (StatGes) vom 3. September 1953 (Bundes-
gesetzbl. I S. 1314) verorclnet die Bundesregierung mit Zustim-
mung des Bundesrates:

§r
(1) Über die Fahrleistungen der im Geltungsbereich dieser

Verordnung zugelassenen Kraftfahrzeuge und Kraftfahrzeug-
anhänger sowie der Fahrräder mit Hilfsmotor wird für das Jahr
1959 eine Bundesstatistik durchgeführt..Die Statistik erstreckt
sich nicht auf l(raftomnibusse und deren Anhringer sowie auf
Zugrnaschinen und deren Anhänger in land- und Iorstwirischaft-
lichen Betrieben.

(2) In die Erhebungen werden im Gesamtdurchschnitt höch-
stens 5 v. H. der Gesamtz.ahl der Fahrzeuge einbezogen.

§2
Es werden erfaßt:
1. das Datum, an dem das Fahrzeug von dem Halter er-

worben rvurde;
2. die mit dem Fahrzeug im Jahre 1959 zurückgelegten Kilo-

meter, bei Lastkraftwagen und Anhänger unterschieden
nach Verkehrsarten;

3. die Zeit, während der das Fahrzeug im Jahre 1959 vor-
übergehend abgemeldet rvar;

4. das VerhäItnis der privaten zur beruflichen Benutzung des
Fahrzeugs während des Jahres 1959,

Auf Grund des § 6 Abs. 2 des Gesetzes über die Siatistik für
Bundeszwecke (StatGes) vom 3. Sepiember 1953 (Bundes-
gesetzbl. I S. 1314) r,erordnet die Bundesregierung mit Zustim-
mung des Bundesrates:

. r) Bundesan-zeiger-Nr.135 S.1. - 
r) Bundesanzeioer Nr.78 S.1. - 

t) Bun-
desanzeiger Nr. 78 S. 1.

§3
Befragte im Sinne des Gesetzes sind die Halter der Fahrzeuge

im Zeitpunkt der Erhebung. Die Beantwortung der Fragen ist
freirvillig.

§4
Die Statistik wird vom Kräftfahrt-Bundesamt erhoben und

aufbereitet.

§5
Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten überleitungs-

gesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) in Verbin-
dung mit § 17 StatGes auch im Land Berlin.

§6
Diese Yerordnung gilt nicht im Saarland.

§7
Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkündung in

Kraft. Sie iriit 3 Jahre nach der Verküntung außer Kraft.

Bonn, den 11. April 1959.

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers
Ludwig Erhard

Der Bundesminister für Verkehr
Seebohm

§1
Uber UnfäIle, bei denen infolge des Fahrverkehrs auf öfrent-

lichen Wegen und Plätzen Personen verletzt oder getötet oder
Sachschäden verursacht worden sind, wird eine Bundesstatistik
(Straßenverkehrsunfallstatistik) geführt.

Verordnun g 
^)r 

Durctrführung einer Straßenverkehrsunfallstatistik

Yom 11. April 1959a)
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§2
(1) Es werden erfaßt:

L. OrL, Zeit und Art des Unfalles;

2. die am Unfall beteiligten Verkehrsteilnehmer und Ver-
kehrsmittel;

3. die vorlüufig festgestellten unmittelbaren Unfallursachen
und die Unfallumstände;

4. die Unfallfolgen.

-^(2) Verkehrsunfälle, bei denen lediglich Sachschäden unter
500,- DM eingetreten sind, lverden nur-zahlenmäßig erfaßt.

§4
Dibse Verordnung gilt nach § 14 des Dritten über

gesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S.1) in
dung mit § 17 StatGes auch im Land Berlin.

§5
Diese Yeroldnung gilt nicht im Saarland.

§6

'leitungs-
. Yerbin-

Die-se Verordaung tritt mit Wirkung vom 1. August 1958, hin-
sichtlich des § 2 Abs. 2 iedoch erst mit Wirkung vom 1. Januar
1959 in Kraft. Sie tritt am 31. Juli 1961 außer Kraft.

§3
Auskunftspflichtig im Sinne des § 10 StatGes sind die polizei-

dienststellen, deren Beamte den Unfall aufgenommen haben.

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen

§1
über Unfälle, bei denen infolge des Fahrverkehrs auf öfrent-

lichen lVegen und Plätzen Personen getötet oder verletzt oder
Sachschäden verursacht worden sind, ivird eine Bundesstatistik
(Straßenverkehrsunf allstatistik) gef ührt.

§2
Für diese,Statistik werden folgende Tatbestände erfaßt:
1. bei Unfällen, bei denen Personen getötet oder verletzt oder

Sachschäden von 500 Deutsche Mark und mehr je Un,fall
verursacht worden sind,

a) Art, Ort und Zeit des Unfalles,
b) die am Unfall beteiligten Yerkehrsteilnehmer und Ver-

kehrsmittel,

c) die polizeilich festgestellten unmittelbaren Unfall-
ursachen und die Unfallumstände,

d) die Unfallfolgen;

2. bei allen anderen Unfällen
a) Ort des Unfalles,
b) die am Unfall beteiligten Verkehrsteilnehmer und Ver-

kehrsmittel,

c) die Höhe des entstandenen Sachschadens.

Bonn, den 11. April 1959.

Der Stellvertreter des Bundoskanzlers
Ludwig Erhard

Der Bundesminister für Verkehr
Seebohm

§3
Auskunftspflichtig sind die Polizeidienststellen, deren Beamte

den Unfall aufgenommen haben.

§4
Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 des Dritten

überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1)
auch im Land Berlin.

L§5

Dieses Gesetz tritt am 1. August 1961 in Kraft.

Die verfassungsmäßigen Rechte des Bundesrates sind gewahrt.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Bor.r, d"r, 18. Mai 1961.

Der Bundespräsident
Lübke

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers
Ludwig Erhard

Der Bundesminister für Verkehr
Seebohm

Gesetz zur Durctrführung einer Straßenverkehrsunfallstatistik (StVUnfG)
' Vom 18. Mai tg6t 1)

Begründungz)

I. Allgemeines

Die bereits vor dem zweiten Weltkrieg auf Grund der Erlasse
des Reichsverkehrsministers vom 8. Äugust 1935 (Az.: K 5 4540)
und vom 2. Dezember 1935 (Az.: K 5 9659) durchgeführte Stati-
stik der Straßenverkehrsunfälle wird seit dem Jahre 1948 aul
Grund eines Erlasses der Verwaltung für Yerkehr des Yereinigten
Wirtschaftsgebieies vom 16. August 1948 (Az.: St.B. 20--€490)
wieder geführt. Entsprechend den Vorschriften des § 16 Abs.1
des Gesetzes über die Statistik für Bundeszwecke (StatGes) vom
3. September 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 1314) erhielt sie ihre
Rechtsgrundlage durch die ,Verordnung zur Durchführung einel
Straßenverkehrsunfallstatistik. vom 8. August 1955 (Bundes-
anzeiger Nr. 153 vom ll.August 1955). Derzeitig wird sie auf
Grund der ,Verordnung zur Durchführung einer Straßenver-

kehrsunfallstatistik. vom 11. April 1959 (Bundesanzeiger Nr.78
vom 24. April 1959) geführt. Diese Verordnung tritt am 31. Juli
1961 außer Kraft.

Das vorliegende Gesetz soll die ununterbrochene, unveränderte
Fortführung der Straßenverkehrsunfallstatistik sichern.

Die Straßenverkehrsunfallstatistik ist notwendig, um Unter-
lagen für Maßnahmen zur Verbesserung der Verkehrssicherheit
und zur Bekämpfung der Straßenverkehrsunfälle zu gewimen.
Diese Unterlagen können auf andere Weise nicht geschaffen
werden (vgl. II. zu § 3).

Die Statistik der StraßenverkehrsunfäIle hat in den letzten
Jahren ständig an Bedeutung zugenommen. Die von Jahr zu
Jahr gestiegenen und noch weiter anwachsenden Kraftfahrzeug-
bestände und die damit einhergehende Zunahme der Unfall-
gefahr, sowie die zu beobachtende langsame Umschichtung in
der Verkehrsstruktur (übergang vom Zweirad auf Yierradfahr-

1) BGBI. I S.506. - !) Bundestagsdrud<sadre Nr.2310 vom 10. Dezember
1950 (siehe Vorbemerkuag auf S.156 oben).
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zeüge) zwingen auch in Zukunft dazu, die Ursachen und die

Begleitumstünde laufend statistisch zu erfassen und auszu\Yerten,

urn- alle dcnkbaren, geeigneten Gegenmaßnahmen treffen zu

können. Allein im Jahre 1959 rvaren im Bundesgebiet (ohne

Berlin [West]) mehr als 1,5 Mio Verkehrsteilnehmer an Straßen-

verkehrsunfäilen mit Personen- oder Sachschaden beteiligt (dar-

unter rund 1,2 ntio Kraftfahrzeuge, rund 180 000 I\{opeds und

Fahrräder und rund 84 000 Fußgänger).

Bei diesen Un{äIIen wurilen 13 539 Menschen getötet, 143 000

schwer und 261 000 leicht verletzt.

Nachdem die in der Nachkriegszeit gervonnenen Erfahrungen

mit der Erhebungsmethode für die Straßenverkehrsunfallstaiistik
sich über einen ausreichend Iangen Zeitratm erstrecken) kann

nunmehr im Interesse der Yerwaltungsvereinfachung eine gesetz'

Iiche Grundlage für diese Statistik vorgesehen rverden. Der Erlaß
einer neuen Rechisverordnung auf Grund des § 6 Abs.2 StatGes

scheidet aber auch aus, weil nach den Ermittlungen des Stati-
stischen Bundesamtes die voraussichtlichen Kosten der Erhebung
ohne die Kosten 'für die Verbffentlichung den im StatGes als

Höchstgrenze für den Erlaß einer Rechtsverordnung vorgesehe-

nen Betrag von jährlich 500 000 DM überschreitet.

Die in dem Gesetz vorgesehene Regelung entspricht in materi-
eller Hinsicht der clerzeitigen Rechtsverordnung. Die abweichen-

den Formulierurge.r, insbäondere im ,§ 2 Nr. 2', dienen lediglich '
der I(larstcllung.

Die Durchführung der Straßenverkehrsunfallstatistik kostet
nach dem gegenrvärtigen Stand bei Bund und Länder einschlieG-

lich Berlins (West) jährlich 934 000 DM. Davon entfallen auf

den Bund 112 000 DM, auf die Länder 822 000 DI(. Die Länder-
kosten setzen sich aus 667 000 DM Personalkosten und 155 000

DM Sachkosten zusammen. Da es sich um eine bereits laufende
Statistik handelt, deren Kosten in den Haushaltsplänen schor

berücksichtigt sind, rverden keine neuen Mittel benötigt.

Auf Grund des § 6 Abs. 2 des Gesetzes über die Siatistik für
Bundeszwecl<e vom 3. September 1953 (Bunclesgesetzbl. I S. 1314)
verordnet die Bundesregierung mit Zustimrnung des Bundesrates:

'sr
Über den Umfang und die Entwicklung der zivilen Luftfahrt

wird eine Bundesstatistik (Luftfahrtsiatistik) durchgeführt.

§2
(1) Bei Flugzeugen, Hubschraubern und Luftschiffen des ge-

rverblichen Lufiverliehrs sowie des \Merkverkehrs werden erfaßt:

1. Start und Landung,
2. A,fi, Datum und Nummer des Fluges,
3. Haltel des Luftfahrzeugs,
4. Muster und Kennzeichen des Luftfahrzeugs,
5. angebotene Sitzplatz- und NutzlastkapazitäL,
6. Abgangsort, Bestimmungsort und Zrvischenlandungen,
7. Zahl der beförderten Fluggäste sorvie deren Zielfl:ug-

piätze,
8. Bruttogewicht der beförderten Post- und Frachtgriter,
9. Gattungen der nach einem Ort außerhalb des Bundes-

gebiets und des Landes Berlin versandten und von dort
empfangenen Frachtgüter sowie die Herkunfts- und
Zielltugplätze,

10. Äusfälle im Fluglinienverkehr.

(2) Bei Flugzeugen, Hubschraubern und Luftschiflen des

nichtgewerblichen Luftverkehrs mit Ausnahme des IMerkverkehrs
werden erfaßt:

1. Start und Landung,
2. Ari des Fluges.

II. Besonderes

Zu§1
'Diese Yorschrift begrenzt den Anrvendungsbereich des. Ge-

setzes und gibt eine Begrifisbestimmung der statistisch zu er-

fassenden UnfäIle.

Zr §2
Es ist vorgesehen, die Zahl der zu erfassenden Ta,tbestands-

merkmale auf clie dringend notrvendigen Angaben z-u beschrän-

ken, die eine hinreichende Analyse der Unfallvorgänge elmög-
lichen. Eingehend müssen in erster Linie die schweren UnfäIle
erfaßt rverden, rvährend Iür die Darstellung der Bagatellunfälle
eine zahlenmäßige Erfassung der am Unfall beteiiigten Ver'
kehrsteilnehmer und Verkehrsmittel 

- 
jeweils mit Angabe der

Ortslage und der Höhe des entstandenen Sachscharlens

leichend ist.

Zu§3
Die von der Siaiistik zu erfassenden Unfälle und die Tat-

bestandsmerkmale der UnfäIIe sollen rvie bisher von den Poliz.ei-

dienststellen ermittelt und gemeltlet rverden. Es ist sichergestellt,
daß den Polizeidienststellen durch die statistische Erfassung
keine Mehrarbeit entsteht. lMährend früher für jeden Unfall ein

besonderes staiistisches Meldeblait ausgefüllt werden mußte,

werden jetzt die statistischen Angaben in allen Bundesländern
aus den Durchschlägen der polizeilichen IJnfallanzeigen und

-meldungen entnommen.

Zu§4
Die Straßenverkehrsunfallstatistik soll wie bisher auch im

Land Berlin durchgeführt rverden.

Zr§5
Das Gesetz muß am 1. August 1961 in Kraft treten, um eilre

ununterbrochene statistische Erfassung der Straßenverkehrs-
unfälle auch nach Ablauf der Geltungsdauer der Rechtsgrund-
lage vom 11. April 1959 am 31. Juli 1961 zu ermöglichen.

§3
(1) Äuskunftspflichtig nach § 10 des Gesetzes über die Sta-

tistik für Bundeszwecke sind:

1. für die Erfassung der Tatbestände nach § 2 Abs. 1 Nr. 1

bis 9 die Luftfahrtunternehmen, die eine ständige Ver-
tretung auf dem Flugplatz unterhalten oder, soweit
dies nicht der FaII ist, die Führer der Luftfahrzeuge;

2. {ür die Erfassung der Tatbestände nach § 2 Abs. i
Nr. 10 die Flughafenunternehmer;

3. fiir dig Erfassung der Tatbestände nach § 2 Abs.2 auf
FIughäfen die Flughafenunternehmer, auf sonstigen
Flugplätzen die Flugleiter sowie die Führer der Luft-
fahrzeuge.

(2) Für die Erfassung der Tatbestände nach § 2 Abs. 1 Nr. 1

bis 8 sind amtliche Erhebungsvordrucke vorgesehen. Sie sind von
den Auskunftspflichtigen auszufüIlen und auf Flughäfen den
Flughafenunternehmern, auf sonstigen Flugplätzen den Fhrg-
leitern zur ldleiierleitung an das Statistische Bundesamt auszu-
händigen.

(3) Für die Erfassung der in § 2 Abs. 1 Nr. 9 aufgeführten
Tatbestände gilt als Erhebungspapier eine der beiden Ausferti-
gungen des Frachtmanifestes, die bei der zollamtiichen Abferti-
gung von Luftfahrzeugen an die Zollstellen abzugeben sind. Die
Zollstellen übersenden diese., Ausfertigung dem Statistischen
Bundesamt.

(4) Ausfätle im Fluglinienverkehr nach § 2 Abs. 1 Nr. 10
teilen die Flughafenunternehmer dem Statistischen Bundesamt
mit.

Verordnun g rfi Durchführung einer Luftfahrtstatistik

Vom 12. März 19591)

?

1) Bundesanzeiger Nr.52 S, 1
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(5) Für die Erfassung der Tatbestände nach § 2 Abs.2 sind
monatlich Sammelvordrucke auf den Flughäfen von den Flug-
hafenunternehmern, auf sonstigen Flugplätzen von den Flug-
Ieitern auszufüllen und dem Statistischen Bundesamt zu über-
senden.

§4
Die Luftfahrtsiatistik rvird mit Zustimmung der beteiligten

Länder vom Statistischen Bundesamt durchgeführt. Die Weiter'-
gabe von Einzelangaben nach ,§ 12 Abs.2 des Geseizes über-die
Statistik für Bundeszwecke ist zulässig.

§5 |

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten überleitungs-
gesetzes vom 4- Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) in Verbin-
dung mit § 17 des Gesetzes über die Statistik für Bundeszwecke
auch im Land Berlin.

Auf Grund des § 6 Abs. 2 des Gesetzes über die Statistik für
Bundeszwecke vom 3. September 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 1314)
verordnet die Bundesregierung mit Zustimmung des Bundesrates:

§1
über den Umfang und die Entwicklung der zivilen Luftfahrt

rvird eine Bundessiaiistik (Luftfahrisiatistik) durchgeführt.

§2
Flugzeugen, Hubschraubern und Luftschiffen des ge-
Luftverkehrs werden erfaßt:

1. Start und Landung,
2. Art, Datum und Nummer des Fluges,
3. I{alier des Luftfahrzeugs,
4. Muster und Kennzeichen des Luftfahrzeugs,
5. angebotene Sitzplatz- und Nutzlastkapazität,
6. Abgangsort, Bestimmungsort und Zwischenlandungen,
7. Zahl der beförderten Fluggäste sowie deren Herkunfts-

und ZieIflugplätze,
8. Bruttogewicht der beförderten Post- und Frachtgüter,
9. Gattungen der versandten und empfangenen Fracht-

güter sorvie die Herkunfts- und Zielflugplätze,
10. Ausfälle im Fluglinienverkehr.

(2) Bei Flugzeugen, Hubschraubern und iuftschifren des
I4/erkverkehrs werden erfaßt:

1. Start und Landung,
2. Art und Datum des Fluges,
3. Zahl der beförderten Fluggäste,
4. Bruttogewicht der beförderten Frachtgüter.

(3) Bei Flugzeugen, Hubschraubern und Luftschiffen des
nichtgerverblichen Luftverkehrs werden erfaßt:

1. Start und Landung,
2. Art und Datum des Fluges.

§3
(1) Aushunftspflichtig nach § 10 des Gesetzes über die Sta-

tistik für Bundeszwecke sind:

1. Für die Erfassung der Tatbestände nach § 2 Abs. 1 Nrn. 1

bis 9 die Luftfahriunternehmen, die eine ständige Vertre-
tung auf dem Flugplatz unterhalten oder, soweit dies nicht
der Fall ist, die Führer der Luftfahrzeuge,

2. für die Erfassung der Tatbestände nach § 2 Abs. 1 Nr. 10
die Flughafenunternehmer,

3. für die Erfassung der Tatbestände nach § 2 Abs. 2 die
Führer der Luftfahrzeuge

4. für die Erfassung der 'Iatbestände nach § 2 Abs.3 auf
Flughäfen die'Flughafenunternehmer, auf sonstigen Flug-
plätzen die Flugleiter sowie die Führer der Luftfahrzeuge.

1) Bundesanzeiger Nr,210 S, I

§6
Diese Verordnung gilt nicht im Saarland.

§7
Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 2. November 1958 in

Kraft und am 1. November 1961 außer Kraft.

Bonn, den 12. März 1959.

Der Stellvertreter des Bundeskanz.Iers
Ludrvig Erhard

Der Bundesminis'ter für Yerkehr
Seebohm

§4
(1) Die Tatbestände nach § 2 Abs. 1 Nrn. I bis 9 und Abs. 2

werden mit amtlichen Erhebungsvordrucken erfaßt.
(2) Die Erhebungsvordrucke zu § 2 Abs. 1 Nrn. 1 bis 8 und

Abs.2 sind von den Auskunftspflichtigen ausgefüIlt auf FIug-
häfen den Flughafenunternehmern, auf sonstigen Flugplätzen
den Flugleitern zur lVeiterleitung an das Statistische Bundes-
amt auszuhändigen. Das gleiche gilt bei innerdeutschen Beförde-
rungen hinsichtlich des Erhebungsvordruckes zu § 2 Abs. 1 Nr.9.

(3) Bei Beförderungen im grenzüberschreitenden Verkehr is!
der ausgefüIlte Erhebungsvordruck zur Erfassung der Tatbe-
stände nach § 2 Abs. 1 Nr. 9 zusammen mit einer der beiden
Äusfertigungen des Frachtmanifestes bei der zollamtlichen Ab-
fertigung von Luftfahrzeugen an die Zollstellen abzugeben. Die
Zollstellen übersenden diese Unterlagen dem Siatistischen Bun-
desamt.

(4) Ausfälle im Fluglinienverkehr nach ,§ 2 Abs. 1 Nr. 10
teilen die Flughafenunternehmer dem Statistischen Bundesamt
mit.

(5) Für die Erfassung der Tatbestände nach § 2 Abs.3 sind
monatliche Sammelvordrucke auf den Flughäfen von den Flug-
hafenunternehmern, auf sonstigen Flugplätzen von'den Flug-
Ieitern auszufüllen und dem Statistischen Bundesamt zu über-
senden.

§5
Die in § 4 Abs. 2 und 3 bezeichneten Anmeldestellen sind be-

rechtigt, auf die vollsiändige und richtige Ausfüllung der Er'-
hebungsvordrucke hinzuwirken.

§6
Die Statistik wird mit Zustimmung der beteiligten Länder vom

Statistischen Bundesamt durchgeführi. Die Weitergabe von Ein-
zelangaben nach § 12 Abs.2 des Gesetzes über die Statistik für
Bundeszwecke ist zulässig.

§7
Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten Überleitungs-

gesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. l) in Verbin-
dung mit § 17 des Gesetzes über die Statistik für Bundeszwecke
auch im Land Berlin.

§8
Diese Verordnung tritt am 1. November 1961 in Kraft und mit

Ablauf des 31. Oktober 1964 außer Kraft.

Bonn, den 30. Oktober 1961.

Für den Bundeskanzler
Der Bundesminister für Familien-
. und Jugendfragen

Dr. Wuermeling
Der Bundesminister für Verkehr

Seebohm

Verordnung zur Durdrführung einer Luftfahrtstatistik
Vom 30. Oktober 1961r)

(1) Bei
werblichen
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Gesetz über die Statistik
der Kosten und Leistungen im Güterveikehr mit Kraftfahirzeugen,

mit Binnenschiffen und mit Eisenbahnen im Jahre 1959 (GüVerkStatG 1959)

Vom 21. Dezember 19581)

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen:

§1
Im Jahre 1959 wird im Güterverkehr mit Kraftfahrzeugen

und Kraffahrzeuganhängern, mit Binnenschiffen und mit Eisen-
bahnen eine Bundesstatrstik durchgeführt.

§2
Die Statis[ik umfaßt
1. eine Erhebung von Kosten und Leistunge4 von Fahrzeugen

(Fahrzeugerhebung) ,

2. eine Erhebung der Kosten und der Umsätze von lJnter-
uehmen, die gewerblich Güter befördern, und der Deutschen
Bundesbahn (Unternehmenserhebung).

§3
Es werden einbezogen

f. in die Fahrzeugerhebung

,bis zu 90 000 Kraftfahrzeuge und Kraftfahrzeuganhänger,
bis zu 1800 Binnenschiffe und
die Güterwagen auf dem Netz der Deutschen Bundesbahn
und bis zu 100 anderer Eisenbahnen,

2. in die lJnternehmenserhebung' bis zu 3500 Unternehmen des Güterhraftverkehrs,
bis zu 1200 ljnternehmen der Binnenschiffahrt und
die Deutsche Bundesbahn sowie bis zu 100 andere Eisen-
bahnen.

§4
(1) Die Fahrzeugerhebung erstrecht sich

für Kraftfahrzeuge und Kraftfahrzeuganhänger
auf eine 'Woche im Kalenderjahr 1959 mit, ergänzenden
Angaben für einen Monat,

für Binnenschifle

auf ein Vierteljahr im Kalenderjahr 1959 und
für Güterwagen der Eisenbahnen

auf das Kalenderjahr 1959.

(2), Die Unternehmenserhebung erstreckt sich
für Unternehmen des Güterkraftverkehrs

auf das Kalenderjahr 1959 mit ergänzenden Angaben
für einen Monat,

für Unternehmen der BinnenschilTahrt und für Eisenbahnen
auf das Kalenderjahr 1959.

Bei Unternehmen, deren Geschäftsjahr nicht das Kalenderjahr
ist, tritt an die Stelle des Kalenderjahres das nach dem 31. De-
zember 1959 abschließende Geschäftsjahr.

§5
(1),Erfaßt werden in der Fahrzeugerhebung

1. bei Kraftfahrzeugen und Kraftfahrzeuganhängern
a) Angaben iiber den Fahrzeughalter, soweit sie seine

Eigenschaft als Halter betreffen,
b) Angaben zur Kennzeichnung des Fahrzeuges und

seinbr Art,
c) die Fernverkehrsgenehmigung oder die Nahverkehrs-

erlaubnis,
d) Angaben_ über Leistungen nach Art und Menge, über

die unmittelbar zurechenbaren Kosten des Kraft-
stoffi,erbrauchs und des Personaleinsatzes, die Be-
förderungssteuer, soweit unmittelbar zurechenbar
die flmsatzsteuer, die Kraftfahrzeugsteuer und die
I(raftf ahrzeugversicherung ;

2. bei Binnenschiffen

- a) Ahgaben über den Eigentümer, Charterer oder Aus-
rüster, soweit sie seine Eigenschaft als Eigentümer,
Charterer oder Ausrüster betreffen,

t.
b) Angaben zur Kennzeichnung des Fahrzeuges und

seiner Art,
c) Heimatort,

d) Angaben über Leistungen nach Art und Menge,
über die unmittelbar zurechenbaren Kosten des
Verbrauchs von Kohle und Kraftstoff und des Per-
sonaleinsatzes sowie die Schlepplöhne, Schiffahrt-
abgaben, Hafengebühren und die Schiffsversicherung;

3. bei Güterwagen der Eisenbahnen

a) Angaben zur Kennzdichnung der,Eisenbahnverwal-
tun8,

b) Angaben irber Leistungen nach Art und Menge,
über die Beförderungssteuer sowie über die anteilig
zuzurechnenderi Kosten des PerÄonaleinsaties, des
Energieverbrauchs und der Schadensrisiken, jeweils
unterteilt nach Fahrzeugärten, Güterart", ,rrä Ert-
fernungen.

(2) Erfaßt werden in der Unternehmenserhebung

1. Angaben zur Kennzeichhung cles lJnternehmens,
2. Fahrzeugpark und Schiffspark für den Güterverkehr

und deren Verkehrsleistungen,
3. Zahl und Art der Beschäftigten,
4. Unsatz,
5. Kosten nach Kostenarten,
6. Posten des Jahresabschlusses,
7. 'Wert der selbsterstellten Anlagen, ;
8. Zugang und Abgang von.Anlagevermögen,
9. durchlaufende Posten.

Bei den Nummern 3 bis 6 sorvie 8 und 9 sind von Betrieben, die
auch, andere Tätigkeiten als Güterverkehr ausüben, besondere
Angaben für den Güterverkehr zu machen. 

, 
'

§6
Auskunftspflichtig nach § 10 des Gesetzes über die Statistik

für Bundeszwecke (StatGes) vom 3. September 1953 (Bundes-
gesetzbl. I S. 1314) sind

1. für die Fahrzeugerhebung !
die Halter der Kraftfahrzeuge und Kraftfährzeuganhänger,
die Eigentümer, Charterer oder Ausrüster der Binnenschlfre
und die Eisenbahnen,

'2. für die Unternehnrenserhebung \
die Unternehmen des Güterkraftverkehrs und der Binnen-
schiffahrt und die Eisenbahnen.

§.7
Die Statistik wird vom Statistischen Bundesamt durcügeführt.

§8. ' !

(1) Das Statistische Bundesamt leitet die Ergebnisse i"" Sto-
tistik an die Bundesregierung und die von ihr beitimmten,stellen
weiter.

(2) Veröffenilichungen von Ergebnissen der, Statistik sind im
Rahmen allgemeiner Darstellungen der Kostensirulitur der 'VIIirt-

schaft zulässig. Darüber hinaus dürfen Ergebnisse nur in einern
von der Bundesregierung zu bestimmenden Umfang veröflent-
licht werden.

- (3) D]e Ergebnisse der Statistik, die nacir Absatz 1 rveiterge-
leitet oder nach Äbsatz 2 Satz2 veröffentlichi werden, dürIen
Einzelangaben über die Deutsche Bundesbahn enthalten.) BGBI. I S.988.
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§e
Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des

überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952
auch im Land Berlin.

§10
Dieses Gesetz gilt nicht im Saarland.

§11
Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verhündung in Kraft.

Die verfassungsmäßigen Rechte des Bundesrates sind gewahrt.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkünder.

Bonn/Lörrach, den 21. Dezember 1958.

' Der Bundespräsident
Theodor Heuss

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers
Ludwig Erhard

Der Bundesministor für Verkehr
Seebohm

§ 13 Abs. I des Dritten
(Bundesgesetzbl. I S. l)

A. Allgemeines

I. Volkswirtschaftliche und, verkehrspolitische Notwendigkeit

L Der Bundestag hat schon im Jahre 1949 auf die Notwen-
digkeit von Kostenuntersuchungen im Verkehr hingewiesen
und zuletzt in einer einstimmig gefaßten Entschließung
vom 12. Februar 1958 gefordert, daß ,ein Selbstkosten-
vergleich zwischen der Bundesbahn, dem gewerblichen
Güterkraftverkehr und der Binnenschifrahrt zu erstellen
und bis zum 31. März 1959 vorzulegenn sei (vgl.' Protokoll
der 10. Sitz.ung des Deutschen Bundestages am, 12. Februar
1958, S.455, 478,480).

2. Die Forderung nach Leistungs- und Kostenuntersuchungen
im Binnenverkehr ist auch von parlamentarischen Gremien
und anderen Stellen erhoben worden. In der zweiten
Legislaturperiodo hat ein lJnterausschuß des Bundestags-
ausschusses für Verhehr (Bleiß-Ausschuß) auf die Not-
wendigkeii solcher Untersuchungen hingewiesen. Auch in
dem Bericht eines auf Iniiiative der Länderverkehrsminister
durch den Bundesminister für Verkehr eingesetzten Sach-
verständigen-Ausschusses über'Die betriebsfremden Lasten
und gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen der Deutschen
Bundesbahn" (lVetzler-Gutachten) wird das Fehlen ver-
gleichbarer Kostenunterlagen als wesentlicher Mangel be-
zeichnet. Ferner rvird in dem auf Anregung des Bundes-
ministers für Verkehr gegründeten Sachverständigen-Aus-
schuß für die Neugestaltung des Gütertarifs (Beyer-Aus-
schuß) und schließIich auch itr zahlreichen Verlautbarungen
der Presse darauf hingewiesen, daß Unterlagen über die
Hi,rhe lon Kosten und Leistungen der Verkehrsträger
dringend benötigt werden.

3. Auch international werden solche Untersuchungen immer
wieder gefordert. Beim Binnenverkehrsausschu6 der Wirt-
schaftskommission für Europa (ECE) sind die Probleme
der Kostenrechnung im Verkehr gründlich untersucht wor-
den. Die Europäische Gemeinschaft für Kohle und Stahl
(EGKS) hat erst kürzlich einen Bericht ihres Ausschusses
für Verkehrsträger über die Koordinierung des europäischen
Verkehrs (Kapteyn-Bericht) vorgelegt. In diesem wird
ausführlich dargelegt, daß eine Koordinierung und Harmo-
nisierung des europäischen Yerkehrs nur dann sinnvoll und
rationell durchgeführt werden kann, wenn dafür Sorge ge-
tragen wird, daß die von den Yolkswirtschaften benötigten
Verkehrsleistungen jeweils von dem Verkehrsmittel er-
bracht werden, das sie mit den geringsten volkswirtschaft-
lichen Kosten darbieten kann. Insbesondere hat auch die
Standige Konferenz Europäischer Verkehrsminister (CEMT,1
auf die Bedeutung richtiger Kostenanalysen und Kosten-
vergleiche hingewiesen.

4. Gleiche tTberlegungen haben den Bundesminister für Ver-
kehr veranlaßt, bereits seit Anfang 1950 in seinem Selbst-
kosten-Ausschuß (SKA), der aus Yertretern von Praxis
und Yerwaltung gebildet wurde, Grundsätze zu,entwickeln,
nach denen Selbstkostenvergleiche zwischen den Verkehrs-
tr'ägern sinnvoll durchzuführen sind.

,) Bundestagsdrud<sadre Nr, 586 vom 25. Oktober 1958 (siehe Vorbemer-
kuni auf S. 156 oben).

5. Die Forderungen und die bereits eingeleiteten Maßnahmen
gehen von der Erkenntnis aus, daß viele verkehrspolitische
und tarifarische Entscheidungen erst dann in befriedigen-
der Weise getrofren werden können, wenn ausreichend
breit fundierte repräsentative Unterlagen für einen Kosten-
vergleich zwischen den Verkehrszweigen und über die
wechselseitigen Zusammenhänge zwischen Kosten, Leistun-
gen und Umsätzen zur Yerfügung stehen werden.

6. Gerade bei der Behandlung von tarifpolitischen Maß-
nahmen für die Verkehrsgewerbe haben sich wegen des
Mangels an beweiskräftigem Zahlenmaterial oft außer-
ordentliche Schwierigkeiten ergeben, die Angemessenheit
von Tarifmaßnahmen zu beurteilen. Diese Beurteilungs-
möglichkeit wird erheblich verbessert, wenn ausreichend
repräsentative Unterlagen übor die Leistungen und Kosten
des Verkehrs zur Verfügung stehen.

7. Die Ergebnisse der vorgesehenen statistischen Erhebung
werden auch den Verkehrsunternehmern selbst rvertvolle

, Unterlagen für Maßnahmen zur Rationalisierung ihrer Be-
triebe liefern und auch den Fachverbänden von Nutzen
§ein.

8. Die Ergebnisse der Statistik sollen ferner eine wesentliche
Lücke in den Grundlagen zur Erstellung der wirtschafts-
und verkehrspoiitisch wichtigen volksrvirtschaftlichen Ge-
samtrechnung schiießen. Bisher müssen die Beiträge des
Ve.rkehrs zum Sozialprodukt zum Teil noch auf Grund
wenig zureichender statistischer Unterlagen geschätzt lver-
den.

II. Statistische Erhebung

1. Vor mehr als einem Jahr wurden beim Bundesminisier für
Verkehr zusammen mit dem Statistischen Bundesamt Yor-
arbeiten begonnen, um auf breiter Basis IJntersuchungen
der I(osten und Leistungen mit statistischen Mitteln durch-
zuführen. Diese statistischen Erhebungen können aus den
nachstehend dargestellten Gründen nicht früher als für das
Jahr 1959 durchgeführt werden. Die Ergebnisse werden zu
dem vom Bundestag geforderten Termin noch nicht vor-

. liegen.

2. Der Entschluß zur Anwendung der statistischen Methode
und zur \4IahI des Erhebungsjahres 1959 wurde aus fol-
genden Gründen gefaßt:

a) Die Ergebnisse aller in den vergangenen Jahren durch-
geführten Kostenuntersuchungen in den verschiedenen
Verkehrszweigen hatten neben. vielen Vorzügen den

Nachteil, daß ihnen entweder heine beweisbare Re-
präsentationskraft innewohnte oder daß sie nicht gcnü-
gend deiailliert waren. Zahlenmalerial, das verkehrs-
politischen Entscheidungen zugrunde gelegt rverden soll,
muß aber unbedingt auf ausreichend breiter Basis re-
präsentativ gesichert sein und die Zusammenhänge
zwischen Leistungen und Kosten genügend tief geglie-

, dert erkennen lassen.

b) Der Verkehr besitzt keinen einheitlichen liontenrahmen.
Die Ergebnisse des Rechnungswesens der verschiedenen
Verkehrszweige sind untereinander nicht vergläichbar.

Begründungt)
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Sehr viele Klein- und Mittelbetriebe besitzen heine aus-
reichende Buchhaliung und Statistik. Eine gesetzlich
angeordnete Statistik bietet die Nlöglichkeit, die be-
richtspflichtigen Firmen 

- 
sofern sie rechtzeitig, d. h.

vor Beginn der Berichtsperiode unterrichtet rverden -z.u veranlassen, innerhalb oder neben ihret' Buchhaltung
die erforderlichen Aufschreibungen einheitlich vorzu-
nehmen.

c) Das Statisiische Bundesamt, das die geplante Statistik
durchführen soll, besitzt bereiis gute Erfahrungen aul
diesem Gebiet. Es hat im Jahre 1952 eine Fahrzeug-
erhebung über die Leistungen im Güterverkehr auf
Straßen erfolgreich durchgeführt; durch Unternehmens-
erhebungen hat es die Kostenstruktur fast aller rvichii-
gen lMirtschaftszrveige für 1950 untersucht.

3. Die Ergebnisse einer statistischen Ermittlung würden sehr
rvenig aussagen, lvenn sie nur globale Feststellungen über
die Höhe der Kosten und'Leistungen im Gütervelkehr der
einzelnen Yerkehrszweige treffen würden. Die summarischen
Ergebnisse rvären zudem untereinander nicht vergleichbar.
Vielmehr ist ein sinnvoller Vergleich zrvischen den Ver-
kehrszweigen nur möglich, wenn Kosten gleichartiger Lei-
stungen verglichen lverden. Um diesen zu erhalten, rväre es

notrvendig, den Rechnungsrverken oder den Statistiken der
IJnternehmen fertig berechnete Angaben über die Kosten
der verschiedenen Leistungsarten zu entnehmen. Die mei-
sten Verkehrsbetriebe sind aber kaum in der Lage, derartige
Berechnungen durchzuführen; keinesfalls würden diese
Rechnungen einheitlich sein. Durch die Statistik, die eine
Unternehmenserhebung und eine Fahrzeugerhebung um-
faßt, lverden einheitliche Aufschleibungen vor§eschrieben.
Die Unternehmenserhebung wird es dem Statistischen Bun-
desamt ermöglichen, die Kosten und Leisiungen des Giiter-
verliehrs weitgehend isoliert von allen übrigen Tätigkeiten
der Unternelimen zu errechnen, sehr viel detaillierter als
für 1950. Die Fahrzeugerhebung bietet die Möglichkeit,
rvichtige direkte I(osten den einzelnen Leistungsarten zuzu-
rechnen. Diese Erhebungsweise bietet sich im Güterkraft-
verkehr und in der Binnenschiffahrt an, rveil hier ein ver-
häItnismäßig großer TeiI der Gesamthosten unmittelbar
einzelnen Fahrten zugerechnet werden kann.

4. Bei den Eisenbahnen hingegen können nur rvenige Kosten
unmittelbar der l'ahrt eines Güterrvagens zugerechnet wer-
den. Im Grunde genonlmen kann nur die Beförderungs-
steuer unmittelbar auf die einzelne Fahrt verrec.hnet wer-
denl Kostenarten hingegen, rvie große Teile der Personal-
kosten, die Energiekosten, gervisse Versicherungskosten und

.bestimmte Gebühren, die in der Binnenschiffahrt und im
Güterkraftverkehr in direktem Zusammenhang mit den ein-
zelnen !'ahrten entstehen, treten bei Eisenbahnen in anderer
Form auf. Im Eisenbahnverkehr fehlt der eindeutige Zu-
sammenhang zrvischen den Fahrten der Güterwagen einer-
seits und den Personalhosren sowie den Zugftirderungs-
kosten andererseits. Es ist daher notrvendig, daIJ, nach
vorhergehender rnethodischer Abstimmung mit dem Sta-
tistischen Bundesamt, die Zurechnung der Kosten für Fahr-
zeugarten, Güterarten und Entfernungsleistungen von den
Eisenbahnverrvaliungen unmitteibar vorgenommen wird.

kostenausschuß eniwickelten Methoden, durchgeführt wer-
den sollen, Schließlich müssen die dem Güterverkehr
anteilig zuzurechnenden Wegekosten ermittelt rverden;
diese Arbeiten wurden bereits begonnen.

2. Statistische Erhebungen .der beabsichtigten Art werden
wegen der starken Belastung der Wirischaft durch die Be-
fragung und rvegen der hohen Kosten der Aufbereitung
nur in großen Zeiiabständen durchgeführt werden können.
Aus verkehrspolitischen Gründen erscheint es aber erfor-
derlich, auch in der Zlrischenzeit die Entwicklung der
Kosten und Leistungen zu verfolgen. Dazu sollen vor allem
die vorgesehenen betriebswirtschaftlichen llntersuchungen
dienen. Ferner .werden von rler Bundesregierung geplante,
in vierjährigen Abständen.bei allen wichtigen Wirtschafts-
zrveigen durchzuführende statistische Untersuchungen der
Kostenstruktur hierzu beitragen. Durch bereits laufende
Monatsstatistiken für den,tr'ernverkehr auf Straßen, für die
Binnenschiffahrt und für die Eisenbahnen steht weiteres
Material über die Entrvicklung der Leistungen zur Ver-
fügung.

B. Einzelne üestimmungen

Zu §1
Die Statistik rvird für das Jahr und für Teile des Jahres 1959

durchgeführt. Die Befragten rverden vor Beginn der jeweiligen
Berichtszeiträume aufgefordert, die erforderlichen Aufschreibun-
gen zu machen [siehe auch A. II.2. b)].

Za §2
1. Die Unterlagen für die Statistik rverden auf zwei Wegen

gewonnen, durch eine Fahrzeugerhebung uncl durch eine
IJnternehmenserhebung [siehe auch A. IL 3.].

2. Durch Zusammenführrng ä"" Angaben über die Fahrzeuge
und der Angaben über die lJnternehmen wird es möglich
sein, Einblick in die allgemeine Gesetzmäßigkeii der Zu-
sammenhänge zwischen Kosten, Leistungen und Umsätzen
im Güterverkehr der drei Verkehrszlveige zu gervinnen.

Die Ergebnisse rverden Aufschluß geben über

a) die Höhe der Kosten und Kostenarten bei verschieden-
arti gen Bef örderungsleiötungen,

b) das Zusammenwirken der verschiedenen Beförderungs-
leistungen und sonstiger Leistungen zum betriebswiit-
scha{tlichen Erfolg, Gervinn oder Yerlust, ,der Unter-
nehmen.

Zu §3
In die Statistik wird eine repräsentative Ausrvahl von unter-

nehmen und von Fahrzeugen einbezogen. Die Auswahlsätze rich-
ten sich danach, in welcher Tiefe das lIaterial ausgewerlet rver-
den soII. Es sollen Feststellungen für Fahrzeuga.tei, fü. Fahrten
verschiedener Länge, für Haus-Haus-Fahrten, für Zu- und Ab-
lauf-Fahrten, ferner für Güterarten und _für Gerverbezweige ge-
troffen rverden. Aus der Unternehmenserhebung sollen ferner
unentbehrliche llnterlagen frir die volkswirtschaftliche Gesamt-
rechnung gewonuen werden. Die-Ausrvahlsätze sind nach mathe-
matisch-statistischen Methoden errechnei worden.

III. Durchführung und Ergänzung der Arbeiten

Die statistische Erhebung wird ein extensives, repräsentativ
gesichertes Bild der Leistungen und Kosten im Güierver-
hehr ergeben, das allgemeine Gesetzmäßigkeiten erkennbar
machen wird. Sie wird, um der Forderung des Deutschen
Bundestages nach einem Selbstkostenvergleich weit,est-
gehend zu entsprechen und den Yerkehrsverwaltungen fi.ir
verhehrspolitische Zwecke benötigte Unterlagen zu liefern,
ergänzt werden müssen durch intensive betriebstvirtschaft-
Iiche Untersuchungen, die nach dem Plan des Bundes-
ministers für Verkehr, ausgehend von den durch den Selbst-

Zu §4
1. Für die Fahrzeugerhebung sind im Güterverkehr mit Kraft-

fahrzeugen Aufschreibungen für eine !\Ioche und ergän-
zende Angrben für einen Nlonat vorgesehen. Es ist damit
zu rechnen, daß Kraftfahrzeuge bei normaler Beschäfti-
gung im Verlauf einer'Woche, selbst bei Fernfahrten, min-
destens zwei volle Umläufe abgeschlossen haben. Es ist
nichi beabsichtigt, Angaben für alle in die Erhebung ein-
bezogenen Fahrzeuge für die gleiche Woche zu erfiagen.
Vielmehr soll für gleichmäßig über das Jahr verteilte'Wochen berichtet werden, rvobei die Gesamtzahl der erfaß-
ten Fahrzeuge entsprechend aufgeteilt rvird. Durch dieses
Verfahren sollen saisonale Schwankungen ausreicliend,be-
rücksichtigt und.Einflüsse besonderer wirtschaftlicher und
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außerwirtschaftlicher htfälle, z. B. Betriebsferien, Streiks
u. ä. ausgeschaltet werden. Bei bestimmten Kostenarten, die
normalerrveise monatlich anfallen, werden monatliche r\n-
gaben verlangt.

2. Im Güterverkehr mit Binnenschiffen, in dem die Umlauf-
zeiten sehr viel länger sind als im Güterverkehr mit Kraft-
fahrzeugen, ist als Anschreibezeit ein Yierteljahr angesetzt.
Die Anschreibezeiten werden über das I(alenderjahr ver-
teilt. Dadurch wird auch dem Umstand Rechnung getra,gen,
daß die Leistungen der Binnenschiffahrt im besonderen
Maße von jahreszeitlichen Bedingungen abhängig sind.

3. Bei den Eisenbahnen und insbesondere bei der Deutschen
Bundesbahn werden entsprechende statistische Feststellun-
gen schon seit jeher laufend für Kalenderjahre und für
Jahresdurchschnitte getroff en.

4. Die Unternehmenserhebung erstreckt sich auf ein Jahr,
und zwar im allgemeinen auf das Kalenderjahr 1959. Nur
in den gerade im Yerkehr seltenen Fällen, in denen das
Geschäftsjahr vom Kalenderjahr abweicht, tritt an die
SteIIe des Kalenderjahres das Geschäftsjahr. Die Unter-
nehmen des Güterkraftverkehrs, die in der Fahrzeug-
erhebung nur. Angaben für eine \Moche und ergänzende
Angaben für einen llonai liefern, müssen in der l-Inter-
nehmenserhebung einige zusätzliche Fragen für den Be-
richtsmonat der Fahrzeugerhebung beantrvorten, damit die
Ergebnisse beider Erhebungen gemeinsam ausgervertet
werden können.

Zu §5

1. Für die einzelnen in die Erhebung einbezogenen Fahrzeuge
des Güterverkehrs auf Straßen und der Binnenschiffahrt
sollen neben Angaben zur Kennzeichnung der Art des

Fahrzeuges und über seinen fnhaber auch genaue Angaben
iiber Leisiungen, unmitteibar zurechenbare Kosten und
Personaleinsatz in den Berichtszeiten Bewonnen rverden. Es
sind für jede Fahrt Aufschreibungen über Art und Umfang
der Fahrleistungen und der Beförderungsleistungen der
Fahrzeuge zu machen. Die Fahr- und die Stillstandszeiten
sind festzuhalten. Als zuzurechnende Kosten sind vor allem
die Kosten des unmittelbaren Personaleinsatzes, des Ver-
brauchs von Kraftstoff und I(ohle sorvie die Beförderungs-
steuer und die Umsatzsteuer für die Befrirderungen in der
Berichtszeit zu ermitteln. Die Vorschriften des § 5 Abs. I
Nr. 1 und 2 gelten als erfüllt, rvenn Firmen Angaben über
den gesamten Fahrzeugpark nach dem Schema des bei der
Auslvertung vorgesehenen Tabellenprogramms methodisch
gleichartig aus eigenen statistischen-und buchhalterischen
Leistungs- und Kostenaufzeichnungen liefern können. Vor-
aussetzung fiir dieses für die betreffenden Auskunftspflich-
tigen kostensparende Erhebungsverfahren ist allerdings,
daß das Statistische Bundesamt sich vor Beginn der Bc-
richtszeit davon iiberzeugt, däß die Aufzeichnungen der
beireffenden Auskunftspflichiigen methodisch den Anforde-
rungen der Statistik entsprechen.

2. Bei den Eisenbahnen können, wie in A. IL 4. ausgeführt,
die meisten Kostenarten nicht unmittelbar den Fahrten
eines Güterrvagens zugerechnet werden, vielmehr ist es er-
forderlich, die rvichtigsten Kostenarten, rvie die Personal-
I<osten, Energiekosten uslv., anteilig zuzurechnen. Diese
llmlegung der Kosten kann nicht auf Grund von Angaben,
rvie sie im Fahrzeugfragebogen für die beiden anderen
Yerhehrsträger enthalten sind, durch eine aufbeleitende
SteIIe außerhalb der lJnternehmen durchgeführi werden.
Es kann von den Eisenbahnen verlangt werden, claß sie

diese Berechmrngen, die großenteils ohnehin in der Be-
triebsrechnung anfallen, durch ihre eigenen Verlvaltungen
durchführen lassen. Es rvird aber in Zusammenarbeit zwi-
schen dem Statistischen Bundesamt und den Eisenbahnver-
rvaltungen dafür Sorge getragen werden, daß methodisch

nach den gleichen Grundsätzen vorgegangen rvird wie im
Güterverkehr auf Straßen und mit Binnenschiffen. Insbe-
sondere muß bei der Bervertung der Kosten, wie z. B. bei
den Abschreibungen, den Grundsätzen kaufmännischer KaI-
kulation Rechnung getragen werden. Bei einer Aufbereitung
durch das Statistische Bundesarnt von den Grunddaten her
rvürde Doppelarbeit entstehen.

3. Die Notrvendigkeit, methodisch gleiche Wertansätze bei
allen Yerkehrszrveigen zu rvählen, gilt auch für die Untcr-
nehmenserhebung. In dieser Erhebung soII durch Aufieilung
aller wichtigen Kostenarten in Kosten des Güterverkehls
einerseits und in I(osten sonstiger wirtschaftlicher Tätig-
lieiten andererseits erreicht lverden, daß in clie Berechnung
der Kosten des Güterverkehrs nach Fahrzeugrrten, Güter-
arten usw. nicht nur die unmittelbar zuzurechnenden
I(osten, sondern auch die übrigen Kosten einbezogen \,rrer-

den können.

Zu §6
Zur Auskunftserteilung rverden in der Fahrzeugerhebung die-

jenigen Personen verpflichtet, die rvährend des Berichtszeit-
rgumes iiber das Fahrzeug Aushunft zu geben vermögen. Die
Angaben zur lJnternehmenserhebung liefert der lJnternehmer.

Zu §7
Die Statistik soll zentral durchgeführt werden. Grundlagen

der Erhebung sind die zentralen Karteien des Klaftfahrzeug-
bestandes beim Kraftfahrt-Bundesamt und des Binnenschifls-
bestandes beim Bunclesniinister für Yerkehr. Die nichtbunrles-
eigenen Eisenbahnen können repräsentativ nur für das gesamte
Bundesgebiet ausgervählt rverden. Eine zentrale Aufbereitung der

, Siatisiik ist desrvegen 'r,olgesehen, rveil nur beim Statistischen
Bundesarnt entsprechende Erfahrungen vorliegen. Die Auswahl-
sätze sind aus Gründen der Iiostenersparnis zu eng gehalten, als
daß Sonderfeststellungen in der notrvendigen sachlichen lJnter-

,gliederung auch für simtliche Bundesländer getroffen werden
könnten.

Zu §8
l. Die Erhebungen zu der durch dus Geset, angeorclneten

Statistik fordern von den Ausliunftspflichtigen r\rrgaben
über die Kosten und Leisiungen, die in erheblich rveiter-
gehendem Maße eine Offenlegung innerbetrieblicher Ver-
häItnisse erbringen, als dies bei statistischen lJntersuchun-
gen in anderen \4lirtschaftszweigen bisher der Fall ist.
Durch eine vollständige Veröffenilichung aller Ergebnisse
der Statistik iiber die Leistungen und insbesondere über die
Kosten rvürden wichtige Kalkulationsgrundlagen der deut-
schen Verkehrsz.weige jedermann offengelegt rverden. An-
dererseits können der Zweck, cler Statistih und das Anliegen
der Entschließung des Bundestages nur erreicht rverden,
wenn insbesondere der Bundesregierung und den feder-
führenden Ausschüssen des Bundestages und des Bundes-
rates die Ergebnisse der Statistik ohne Einschränkungen
zur Kenntnis kommen. Aus diesen Gründen ist vorge-
sehen, daß

a) alle Ergebnisse der Statisiik der Bundesregierung und
den von ihr bestimmten SteIIen zugeleitet rverden und

b) die Ergebnisse, die über das bei anderen W'irtschafts-
. zweigen übliche Maß hinaus die VerhäItnisse in den

unterduchten Zrveigen der Verkehrswirtschaft offen-
legen, nur insoweit veröfientlicht rverden, als die Bun-
desregierung zu der Auffassung gelangt, daß der deut-
schen Yerkehrsrvirtschaft und ihren Zrveigen aus der

\Veröffentlichung heine ernsten wirtschaftlichen Schäden
erwachsen.

2. Im Hinblick auf den Zweck der Statistik ist rvegen der
Vorschriften des § 12 StatGes die Bestimmung des Ab-
satzes 3 notwendig; die Ergebnisse der Staiistilt für Eisen-
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bahnen werden nämlich rveitgehend durch die Angaben
eines Auskunftspflichtigen, der Deutschen Bundesbahn, be-
stimmt.

Zu§10

Das Saarland soII in die Statistik nicht einbezogen werden,
weil die Kosten voraussichtlich auch noch 1959 vor allem wegen
der abrveichenden Steuer- und Sozialgesetzgebung und der Zu-
gehörigkeit des Saarlandes zum französiscfien Wah.ungs- und
Wirtschaftsgebiet mit den Kosten der Verkehrsiweige in den
übrigen Teilen der Bundesrepublik nicht vergleichbar sind.

C. Kostenberechnung

Die Kosten der Statistik werden sich auf 840 000 DM belau-
fen. Diese Kosten erwachsen ausschließlich beim Bund. Sie
setzen sich zusammen aus Personalkosten für 12 Angestellte Iür'
zwei Jahre und {ür 31 Angesiellte für ein Jahr in Höhe von ins-
gesamt 529 000 DM und aus Sachkosten in Höhe von insgesamt
311 000DM. Davon entfallen auf das Rechnungsjahr 1959/60
Personalkosten für 43 Angestellie in Höhe von 376 000 Dn[ und
Sachkosten in Höhe von 174 000 DM.

Bei den Ländern entstehen keine Kosten.,'

Yerordnung über die Durdrführung von Statistiken
auf dem Gebiet der Fürsorge und der Jugendhilfe

Vom 24. März 19601) 
r

Auf Grund des § 6 Abs. 2 des Gesetzes über die Statistil( für
Bundeszwecke vom 3. September 1953 (Bundesgeseizbl. I S. 1314)
verordnet die Bundeslegierung mit Zusiimmung des Bundesrates:

§1
Mit Wirkung vom 1. April 1960 werden im Geltungsbereich

dieser Verordnung auf dem Gebiei der Fürsorge und der Jugend-
hilfe die folgenden Bundesstatistiken durchgeführt:

1. auf dem Gebiei der Fürsorge einschließlich der sozialen
Fürsorge für Kriegsbeschädigte und Kriegshinterbliebene

a) eine Jahresstatistih der ofrenen und der geschlossenen
Fürsorge,

b) jährlich einmal eine Zusatzstatistik über Sonderfragen
der Fürsorge,

2. auf dem Gebiet der Jugendhilfe eine Jahresstatistilr.

(o
Es werden erfragt

f. in der Jahresstatistik der offenen und geschlossenen Für-
sorge:

a) in der offenen Fürsorge

Bestand und Veränderungen des Bestandes an laufend
unterstützten Parteien und Personen sowie der Auf-
wand an laufenden und einmaligen Unterstützungen im
Berichtsjahr, aufgegliedert nach Empfängergruppen

, und Leistungsarten,

b) in der geschlossenen Fürsorge

Bestand und Veränderungen des Bestandes an unter-' gebrachten Personen_, die Za,hl der Verpflegungstage
sowie der Aufwand iin Berichtsjahr, aufgegliedert nach
Empfängergruppen und Anstaltsarten,

c) in der offenen und geschlossenen Fürsorge
Einnahmen im Berichtsjahr;

2. in der Zusatzstatistik über Sonderfragen der Fürsorge:
Aufgliederung der Parteien und Personen oder der Auf-
wendungen nach Empfängergruppen und Leistungsarten.
Die zu erhebenden Sondertatbestände umfassen solche Fra-
gen, deren Beantwortung für die Neuordnung des Für-
sorgerechts und die Durchführung entsprechender Für-
sorgemaßnahmen von besonderer Bedeutung sind; die Fest-
legung erfolgt im Einvernehmen zwischen dem Bundes-
minister des fnnern, den beteiligten Bundesministern und

, den zuständigen obersten Landesbehörden;

3. in der Jahresstatistik der Jugendhilfe:
zahlenmäßige Angaben

a) über die Tätigkeit der Organe der öfrentlichen Jugend-
hilfe im Berichtsjahr d'uf folgenden Arbeitsgebieten:

Pfl egekinderschutz, Ämlsv6rmundschaf ten, Vaterschaf ts-
feststellungen, Adoptionen, Tätigkeit des Gemeinde-
waisenrates, Schutzaufsicht und sonstige Betreuung
gefährdeter Jugendlicher, Amtspflegschaft bzw. Ämts-
beistandschaft, Jugendgerichtshilfe, Bewährungshilfe,

, soweit diese von den Jugendämtern durchgeführt wird,

b) über vorläufige und endgüItige Fürsorgeerziehung, über
freiwillige Erziehungshilfe sowie über die Kosten hier-
für im Berichtsjahr,

c) über den Bestand an Einrichtungen der halboffenen und
geschlossenen Jugendhilfe nach Plätzen und Belegung
im Berichtsjahr.

§'3
(1) Die Angaben nach § 2 Nrn. 1 und 2 sind von den Für-

sorgeverbänden, die Angaben nach § 2 Nr.3 von den Organen
der öfrentlichen Jugendhilfe zu rnachen.

(2) Die Statistik nach § 2 Nr. 2 rvird repräsentativ für bis zu
10 v. H. der in der Fürsorge untärstützten Parteien und Personen
durchgeführt.

§4
Diese Yerordnung gilt nach § 14 des Dritten überleitungs-

gesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) in Verbin-
dung mit § 17 des Gesetzes libef die Statistik für Bundeszwecke
vom 3. September 1953 (Bundäsgesetzbl. I S. 1314) auch im
Land Berlin.

Di"." v..o"drung tritt ,,- 
Ullon",, 

1960 in Krafr und am
31. Dezömber 1962 außer Kraft.,

Bonn, den 24. März 1960.

Für den Bundeskanzler
Der Bundesmini'ster der Justiz

Schäffer

Für den Bundesminister des Innern
Der Bundesminister der Just,iz

Schä,ffer

Der Bundesminister
für Familien- und Jugendfragen

Dr.'Wuermelingr) Bundesanzeiger Nr.60 S. 1
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Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen:

i §1 \
Im Geltungsbereioh dieses Gesetzes wird eine Statistik der

öffentlichen Finanzwirtschaft (Finanzstatistik) als Bundesstatistilc
durchgeführt.

§2
Die Statistik erstreckt sich auf

1. die Einnahmen und Ausgaben des Bundes, der Länder, der
Gemeinden und der Gemeindeverbände;

2. das Steueraufkommen, die Finanzzuweisungen und Umlagen
des Bundes, der Lähder, der Gemeinden und der Gemeinde-
verbände;

3. das Vermögen des Bundes, der Länder, der Gemeinden und
der Gemeindeverbände;

4. die Schrrldentdls Bundes, der Länder, der Gemeinden und
der Gemeindeverbände;

5. das Personal des Bundes,,der Länder, der Gemeinden und
der Gemeindeverbände;

6. die Finanzenrder staatlichen und korn.onule., Einrichtun-
gen und wiitschaftlichen lJnternehmen, die als Eigen-
betriehe oder in rechtlich selbständiger Form betrieben
rverden.

§3
Die Statistiken über die dinnahmen und Ausgaben (§ 2 Nr. 1)

erfassen

1. die rechnungJhaßig".r Einnahmen und Ausgaben des Bun-
des, der Länder, der Gemeinden und der Gemeindeverbände
im Rahmen des finanzstatistischen Kennziffernplar., g.-
gliedert nach Aufgabenbereichen (Verwaltungszweigen) und
gruppiert nach Einnahme- und Ausgabearten, jährlich;

2 die Haushaltsansätze des Bundes, der Länder, der Gemein-
den mit 10 000 und mehr Einwohn'ern und der Gemeinde-
verbände im Rahmen von Haushaltsquerschnitten jährlich;

3.'die Einnahmen und Ausgaben des Bundes und der Länder
nach Gruppen'vierteljährlich;

4. die Ausgaben der Gemeinden mit 10 000 und mehr Ein-
wohnern und der Gemeindeverbände für Investitionen
vierteljährlich;

I
5. die Gesamteirinahmen und -ausgaben so.lvie die Kassenlage

des Bundes ,ird de. Länder monatlich.

/ §4
Die Statistiken über das Steueraufkommen, die Finanzzuwei-

sungen und Umlagen (§ 2 Nr.2) erfassen

1. die Einnahmen des Bundes und der Länder aus Steuern
und Zöllen nach Arten monatlich;

2. die Einnahmen aus Steuern, Finanzzuweisungen und die
Umlagen {

a) der Gemeinden mit 1000 und mehr Einwohnern und der
Gerneindeverbände viertelj ährlich,

, b) der Gemeinden mit weniger als 1000 Einwohnern halb-
jährlich; , ,!

3. das Aufhommen aus Realsteuern mit Angaben der Bemes-
sungsgrundlagen und der Hebesätze jährlich.

Gesetz über die Finanzstatistik

Vom 8. Juni 19601)

§5
Die Bundesregierung rvird ermächtigt, durch Rechtsverordnung

mit Zustimmung des Bundesrates Gegenstand, Umfang und Ärt
der \rermögensstatistik, den Zeitpunki des Beginns und der Wie-
derholungen zu bestimmen sowie Yorschriften zur einheitlichen
Bewertung des statistisch zu erfassenden Vermögens zu erlassen.

§6'Die 
Statistiken über die Schulden (§ 2 Nr.4) erfassen

1. den Stand der Schulden des Bundes, der Länder, d.. i.-
meinden und Gemeindeverbände nach Arten und Bedingun-
gen sowie die Bürgschaften am 31. Dezember jedes Jahres;

2. die Schulden des Bundes, der Länder, der Gemeinden mit
.10 000 und mehr Einwohnern und der Gemeindevärbände

. vierteljährlich.

§7
Die Statistiken über das Personal des Bundes, der Länder, dör

Gemeinden und der Gemeindeverbände (§ 2 Nr. 5) erfassen nach
dem Stand am 2. Oktober

1. den Personalstand gegliedert nach Aufgabenbereichen, Ge-
schlecht, Dienstverhältnis, Laufbahngruppen und Vertrie-
benen-(Flüchtling-)eigenschafi in jedem dritten Jahi;

2. den Personalstand gegliedert nach dem Dienstverhältnis
jeweils zwischen den in Nummer 1 genannten Erhebungen.

§8
(1) Die Statistik über die Finanzen der staatlichen und kom-

munalen Einrichtungen und wirtschafilichen Unternehmen, die
als Eigenbetriebe oder in rechtlich selbständiger Form betrieben
werden (§ 2 Nr.6), erfaßt Bilanzen sowie Gewinn- und Yerlust-
rechnungen jährlicb.

(2) Als staatliche und kommunale IJnternehmen in rechtlich
selbständiger Form gelien lJnternehmen, an-denen der Bund, die
Länder, die Gemeind,en oder die Gemeindeverbände unmittelbar
oder miitelbar mit mehr als 50 vom Hundert des Nennkapitals
oder des Stimmrechts beteiligt sind.

§e
Dieses Gesetz gilt nach § 13 Abs. 1 des Dritten überleitungs-

gesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im
Land Berlin. Rechtsrterordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes
erlassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des Dritten
Überleitungsgesetzes.

§10
Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Yerhündung in Kraft.

Die verfassungsmäßigen Rechte des Bundesrates sind gervahrt.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Bonn, den 8. Juni 1960.

Der Bundespräsident
Lübke

Der Süellvertreter des Bundes,kanzlers
Ludwig Erhard

Der Bundesmini§ter der Finanzen
Etzel) BGBI. I S.322.
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Begründungr)

A. Allgemeiner Teil

1. Aufgabe und Umfang der Finanzstatistik

Die Finanzstatistik hat in erster Linie die Aufgabe, einen
Überblick über die öffentliche Wirtschaft, d. h. über Ausmaß und
Zusammensetzung der öffentlichen Einnahmen und Ausgaben zu
schaffen. Zur Lösung dieser Aufgabe gehört es auch, den Über-
weisungsverkehr zwischen den Trägern öffentlicher Aufgaben
(unter Ausschaltung von Doppelzählungen) und die Wirkung
der öflentlichen Haushalte auf die Wirtschaft sichtbar zu
machen.

Sie erstreckt sich auf den Bund, die Länder, die Gemeinden
und die Gemeindeverbände, außerdem auf die Sondervermögen
des Bundes und die Vermögen der übrigen Selbstverwaltungs-
körperschaften (teilweise - z.B. bei den Trägern der Sozial-
versicherung - unter ausschließlicher Benutzung der von diesen
für eigene Zwecke ersiellten Aufzeichnungen); sie erstreckt sich
nicht auf Zweckverbände, Kirchen, karitative Einrichiungen u. dgl.

Bund, Länder, Gemeinden und Gemeindeverbände - und dar-
über hinaus alle Träger öffentlicher Aufgaben - sind durch die
Verteilung der Äufgaben und Zuständigkeiten einerseits sowie
der Einnahmen andererseits zu einer inneren Einheit verknüpft.
Die Finanzstatistik muß sich daher die vollständige Erfassung
der finanzrvirischaftlichen Vorgänge bei allen Gliedern der
öffentlichen Hand in einem abgerundeten Bild zur Aufgabe
setzen. Ein Ilrteil über die Zweckmäßigkeit finanzwirtschaft-
licher Maßnahmen, beispielsweise des Bundes, läßt sich nicht
gewinnen, ohne Siand und Entwicklung der Finanzen bei Län-
ilern und Gemeinden mit zu überprüfen. Eine für Bundeszrvecke
zu erstellende Finanzstatistik muß sich daher aus Gründen, die
im Wesen der Sache liegen, auf die Finanzvorgänge bei allen
Gliedern der öfrenilichen Hand erstreckenl gleiches gilt für eine
Finanzstatistik für Länderzrvecke usf.

Wie die Finanzstatistik sich auf aIIe Träger öffentlicher Auf-
gaben zu erstrecken hat, so muß sie auch alle finanzwirtschaft-
lich bedeuisamen Vorgänge bei den Trägern öfrentlicher Auf-
gaben erfassen. Daher kann sich die Finanzstatisiik nicht auf die
Erfassung der Einnahmen und Ausgaben beschränken, sondern
muß auch das öffentliche Vermögen einbeziehen und dabei unl.er-
scheiden zlvischen dem Finanzvermögen einerseits, das die markt-
wirtschaftliche Leistungsfähigkeit seiner Träger erhöht, und dem
Verwaltungsvermögen andererseits, das zwar die volkswirtschaft-
IicheLeistungsfähigkeit erhöht, aber vom Standpunkt der einzelnen
öfrentlichen Körperschaft in erster Linie eine Steigerung der
Lasten bewirkt. Ebenso wie das öffentliche Yermögen müssen
auch die öfrentlichen Schulden einen Bestandteil der Finanz-
statisiik bilden. Die Entwicklung und Zusammensetzung des Per-
sonalbestandes öfrentlicher Dienststellen bedarf ebenfalls der
Beobachtung.

Der als Rückgrat der Finanzstatistik unentbehrliche Grundsatz
der möglichst lückenlosen Einbeziehung aller Glieder der öffent-
lichen Hand in die Finanzstatistik macht es notwendig, den Er-
hebungsbereich auf die öffentlichen Llnternehmen in privater
Rechtsform sowie auf Eigenbetriebe auszudehnen, zumal die
Umwandlung öffentlicher Unternehmungen in Gesellschaften des
privaten Rechis (Aktiengesellschaften und Gesellschaften mbH)
oder in selbständige Eigenbetriebe in neuerer Zeit einen großen
Umfang angenommen hat.

Eine wichtige Forderung, die man bei der gegenwärtigen
schnellen Entrvicklung in der Wirtschaft und im sozialen Bereich
an die Finanzstatistik richten muß, ist die nach gegenrvartsnahen
Ergebnissen. Da die Haushaltssiatistiken erst nach Ablauf des
Rechnungsjahres und nach Fertigung des Rechnungsabschlusses
aufgestellt werden - und sornit erst spät vorliegen können --,
müssen die monatlichen und vierteljährlichen Zwiichenstatistiken
stärker in den Vordergrund gerückt werden. Außerdem sieht der
Gesetzentwurf zttm Zwecke der Bereitstellung zeitnaher stati-
stischer Unterlagen die statistische Erfassung der Haushalts-
ansätze vor. Diese Statistik begegnet vom Standpunkte. der

. r) Bundestagsdru&sacle Nr. 1357 vom 9. November 1959 (siehe Vorbemer-
kung auf S. 155 oben).

finanzwirtschaftliche'n Exaktheit wegen der Unterschiedlichkeit
von Soll und Ist manchen Bedenken. Sie ist aber .wichtig, um
Einblicke in die finanzwirtschaftlichen Planungen zu gewinnerr
und vorausschauend die aus dem öffentlichen Sektor zu er-
wartenden Einflüsse auf die lMirtschaftsentwicklung beurteilen
zu können. Im privatwirtschaftlichen Bereich werden zur Ermitt-
Iung der für die zukünftige Wirtschaftsgestaltung wesentlichen
Planungen .in steigendem Umfange Testbefragungen durch-
geführt.

Die Finanzstatistik unterrichtet mithin über

a) den Umfang der öffentlichen Finanzwirtschaft, indem sie
die Einzeldaten der verschiedenen Träger öffentlicher Auf-
gaben zusammensiellt und so ein ,Gesamtbudget. für den
öffentlichen Bereich erarbeitet,

b) die Bedeutung der öffentlichen Einnahmen und Ausgaben
im Rahmen der Volkswirtschaft, indem sie da,s erforder-
Iiche Zahlenmaterial für die Darstellung des Bereiohes
,Staat" für die volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen
bereitstellt,

c) die Verteilung der Einnahmen einerseits sorvie der Aus-
gaben und Lasten andererseits zwischen Bund, Ländern
und Gemeinden (Gv.), indem sie neben den Ausgaben unrl
Einnahmen der einzelnen Körperschaften auch den über-
rveisungsverkehr zlvischen den Körperschaften und das
Funktionieren des horizontalen und vertikalen Finanzaus-
gleichs und seine Entrvicklungsmöglichkeiten darstellt.

Bei der steiig steigenden Bedeutung der öffentlichen Ein-
nahmen und Ausgaben - der Anteil der Steuereinnahmen betrug
gemessen am Bruttosozialproduki im Jahre 1958 rd. 23v.H. -ist eine fortlaufende und genaue Durchleuchtung der öffentlichen
Finanzwirischaft unentbehrlich.

2. überblick über die Entwicklung der Rechtsgrundlagen

Abgesehen von verschiedenen Einzelstatistiken, insbesondere
auf dem Gebiet der kommunalen Finanzwirtschaft, und rvert-
vollen Yorarbeiten des Deutschen Städtetages, wurde reichsein-
heitlich erstmals eine Finanzstatisiik mit dem Gesetz zur Ande-
rung des Finanzausgleichs vom 10. Äugust 1925 (Finanzaud-
gleichsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 27. April
1926 RGBI. I S.203) angeordnet. Ergänzungen sind durch die
Verordnungen über Finanzstatistik vom 23. Juni 1928 (RGBI. I
S.205) und vom 28. Februar 1931 (RGBI. I S.32) vorgenommen
worden.

Nach dem Kriege wurde die Wiederaufnahme einer einheit-
lichen Finanzstatistili zunächst durch Vereinbarungen oder An-
ordnungen in den einzelnen Besatzungszonen und dinn durch das
Gesetz über die Errichtung eines Statistischen Amtes des Ver-
eirlgtel Wirtschaftsgebietes vom 21. Januar 1948 (WiGBI. S. 19)
in Verbindung mit der Gemeinsamen Anordnung der Verwaltun-
gen des Vereinigten Wirtschaltsgebietes zur Durchführung von
Statistiken vom 1. Juni 1949 (Öfr. Anz. f. d. VWG Nr. b0-S. 1)
sowie die-Verordnung über die Erstreckung vo'n Recht der Ver-
waltung des Vereinigten Wirtschaftsgebietei auf dem Gebiet der
Siatistik auf die Länder der franzöiischen Besatzungszone vonr
31. März 1950 (BGBI. S.81) in die Wege geteiter.

Teile der Finanzstatistik, z. B. die Personalstandsstatistik, sind
durch besondere Vereinbarungen mit den Ländern geregelt
worden.

Da die jetzigen Regelungen nicht den Erfordernissen des Ab-
schnitts III des Gesetzes über die Statistik für Bundeszrvecke
(StatGes) vom 3. September 1953 (BGBI. I S. 1314) enrsprechen,
muß rrach § 16 Äbs. 1 StatGes eine neue Rechtsgrundlage ge-
schaffen werden. 'Die im Gesetzentwurf vorgesehenen Anderun-
gen gegenüber der bisherigen Regelung werden unter B. der
Begründung erläutert.

In methodischer und systematischer Hinsicht gelten für die
Finanzstatistik weiterhin die zeitgemäß fortentrvickelien Grund-
sätze der Vorkriegsstatistik. Die Zuständigkeit in methodischen
und systematischen Fragen braucht dieses Gesetz nicht zu regeln,
da sie sich bereits aus dem Gesetz über die Statistik für Bundes-
zwecke ergibt.
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B. Begründung im einzelnen

Zt§2
Dieser Paragraph legt den Umf ang der Finanzstatistih in

seinen Grundzügen fest. Er unterscheidet 6 Gruppen von Stati-
stilten, deren Durchfiihrung anschließend in den §§ 3 bis 8 im
einzelnen geregelt ist. Das finanzstatistische Gesetz beziehi sich
auf statisiische Erhebungen, die laufend benötigt rverden. Es ist
beabsichtigt, daneben je nach Bedarf Sonderstatistiken zur ein-
maligen I{lärung bestimmter Tatbestände durch Rechtsverord-
nung nach § 6 Abs.2 des Gesetzes über die Statistik für Bundes-
zrvecke vom 3. September 1953 (BGBI. I S.1314) anzuordnen.
Eine solche einmalige Sonderstatistik rvird beispielsrveise bei den
Zwechverbänden {ür notwenilig gehalten.

Zu§3
Die Statistiken über Einnahmen und Ausgaben von Buncl,

Ländern und Gemeinden (Gv.) sind nach der Häufigkeit ihrer
Drrcüführrrng in 2 Gruppen unterschieden, und zrvar

a) in Jahresstatistiken und

b) in kürzerfristig zu r"riederholende Statistiken.

Nr.1
Die Jahresstatistihen erfassen die Einnahmen und Äusgaben

des Bundes, der Länder (einschliel3lich Berlin und Hanscstddte)
und der Gemeinden (Gv.). Durch die bereits laufende Rechnungs-
statistik lverdcn alle Ist-Einnahmen und Ist-Ausgaben entspre-
chend den Haushaltsrechnungen der verschiedenen öffentlichen
I(örperschaften erhoben. Der Rahmen des Erhebungsschemas,
d. h. die einheiiliche sysiematische Gliederung der Einnahmen
und Ausgaben nach Yerrvaltungszweigen und nach Arten, ist
durch den finanzstatistischen Kennziffernplan festgelegt. Diescr
vom Statistischen Bundesamt in Zusammenarbeit mit der Arbeits-
gemeinschaft der Innenministerien der Bundesländer, den Stati-
stischen Landesämtern und den kommunalen Spitzenverbänden
entlvickelte Kennziflernpian ist für die kommunalen Körper-
schaften in allen Bundesländern mit Wirkung'vom 1. April 1951
an verbindlich vorgeschrieben; er dient allgemein als Grundiage
für ihre Haushaltsgliederung und -gruppierung.

Die Kombination Gliederung/Gruppierung, das sogenannte
,Schachbrettmuster. der Finanzstatistik, rvird auch für die
finanzstatistische Erfassung der Jahresrechnungen des Bundes
und der Länder verwendet 

- 
mit gervissen Modifihationen, die

sich aus der anrleren Aufgabenstellung im staatlichen Bereich
ergeben. Diese einheitliche Gestaltung der Erhebungsbogen auch
für die siaatlichen Einnahmen und Ausgaben 

- 
unabhängig von

der ländelweise unterschiedlichen Einieilung der Haushalisplene
nach Ressorts 

- 
ermöglicht die für finanzrvirtschaftliche Be-

trachtungen unentbehrliche Zusammenfassung der Zahlen aus
dem staatlichen und kommunalen Bereich unter Ausschaltung
von Doppelzählungen.

Än der Erfassurrg der Einnahmen und Ausgaben für das be-
treffende Rechnungsjahr 

- 
also einschließIich der Auslauf-

petiode - 
soII festgehalten rverdcn unter fnkaufnahme der da-

durch bedingten relativ späten Feltigstellung der Finanzstatistik,
deren lJnterlagen von den öffentlichen Körperschaften erst nach
Abschluß der Rechnung geliefert rverden können.

Aus Vereinfachungsgründen rvar zunächst daran gedacht, die
jährliche Rechnungsstatistik auf die Haushalte des Bundes, der
Länder, der Gemeinden mit 1000 und mehr Einrvoltnern und auf
die Gemeindeverbände zu beschränken. Die Länder und die kom-
munalen Spitzenvcrbände halte6 aber auch für diese Gemeinden
eine jährliche Wiederholung der Statistik - 

wenn auch in ein-
geschränktem Umfange - für erforderlich.

Nr.2
Neben den rechnungsmäßigen Einnahmen und Ausgaben sollen

künftig im Rahmen kurzer Haushalisquerschnitte auch Haushalts-
ansätze finanzstatistrsch erfaßt rverden. Gegenrvartsnahe Zahlen
über die Zukunftserrvartungen und die Vorhaben der öffentlichen
Körperschaften werden für Bundesz.rvecke zur Fundierung der
von NÄ'IO und OEEC geforderten Vorausschätzungen, zur Kon-

junktulbeobachtung fiir konjunkturpolitische Maßnahmen und
zur Vorbereitung von Gesetzen immer unentbehrlicher, zumal der
öffentlichen Finanzrvirtschaft im Rahmen der Gesamtwirtschaft
eine ständig steigende Bedeutung zukommt. Die Zweckmäßigkeit
einer derartigen Querschnittsstatistik der Haushaltsansätze
liönnte mit dem Hinrveis angezweifelt .werden, daß die tatsäch-
lichen Einnahmen und Ausgaben oft stark von den Sollzahlen
abrveichen. Dem ist aber entgegenzuhalien, daß

a) auch nicht realisierte Vorhaben die Preise und den Kon-
junkturablauf beeinfl ussen;

b) es in der Koniunkturpolitik und in den Haushaltsberatun-
gen (ebenso rvie in der Kommunalaufsicht) gerade darauf
ankommt, an Hand zusammengefaßter Haushaltsquer-
schnitte die Gefahr übermäßiger Beanspruchung der Wirt-
schaft oder depressiver Ausrvirkungen infolge unangebrach-
ter Zurückhaliung in der Auftragserteilung frühzeitig zu
erkennen, um konjunkiurgerechte Gegenmaßnahmen ergrei-
fen zu können.

Es ist beabsichtigi, die Haushaltsquerschnitte bei Bund und
Ländern auf Grund statistischer Kennziffern zu erstellen, welche
die Haushaltspläne durch 

- 
untereinander vergleichbare -, Funktionenhaushalte. ergänzen.

Bei den Gembinden und Gemeindeverbänden ist für Bundes-
zwecke nur an die Zusammenfassung weniger Zahlensummen als
llnterlage für die Erstellung des öffentlichen Gesamthaushalts
gedacht. Diese Zahlen hönnen den "Haushaltsquerschnitten" ent-
nommen werd'en, clie in den meisten Bundesländern als Anlage
zum Haushaltsplan vorgeschrieben sind. Dabei bedeutet der
\rerzicht auf die Erf assung der Gemeinden mit w-eniger als
10 000 Einr.rohnern eine Beschränkung auf etrva 500 Erhebungs-
einheiten (von insgesamt rd. 24 200).

Nr.3 bis 5

Die vierieljdhrlichen und monatlichen Statistiken dienen der
schnellen Ifnterrichtung der Verwaltung, der kommunalen
Spitzen'r'erbände und der öffentlichkeii über die wichtigsten
staatlichen und kommunalen Einnahmen und Ausgaben.

Die in der Yierteljahresstatistik der Gemeindefinanzen enthal-
tene Erhebung über die vierteljährliche Schuldenbewegüng der
Gemeinden und der Gemeindeverbände ist aus Gründen der
Systematik in § 6 Nr.2 aufgeführt.

Die Aufgliederung der zu erhebenden'Iatbestände in den vier-
teljährlichen und monatlichen Statistiken muß auf die rvechseln-
rlen Bedürfnisse je nach der Ahtualität der im Vordergrund
stehenden Fragen ausgerichtet rverden. Die gegenseitige Ab-
stimmung der Erhebungsrichtlinien ermöglicht 

- 
zumindest sum-

marisch 
- 

eine Zusammenfassung der Yierteljahresstatistiken
und eine \rergleichbarkeit mit den Jahresstatistiken.

Die monatlichen Berichte über die Kassenlage des Bundes und
der Länder beschränken sich auf die Ermittlung des Kassen-
bestandes und seiner Zusammensetzung, wie er sich in den Ab-
schlußnachweisungen'der Bundes- und Landeshaupt-(Zentral-)
liassen, aus den kumulativen Melir- oder Minderausgaben, dem

Saldo der rechnungsmäßig nicht verbuchten Zahlungen und den
Kassenkrediten errechnet.

Zu §4
Die Statistiken über das Steueraufkommen und über die Um-

lagen gliedern sich in monatliche, vierteljährliche, halbjährliche
und jährliche. Die Einnahmen des Bundes und der Länder aus

Steuern und ZöIIen umfasien nach der Vorschau auf das Rech-
nungsjahr 1959 = 46 NIrd DM; sie rverden in der Gliede-
rung nach Steuerarten monatlich erhoben. Die Einnahmen der
Gemeinden und Gemeindeverbände aus Steuern belaufen sich
z.Z. a:uf etrva 7,5 Mrd DM jährlich, die Einnahmen aus Finanz-
zurveisungen (Doppelzählungen im Rahmen des öffentlichen Ge-
samthaushalts) auf etwa 3 Mrd DM jährlich. Sie werden zu-
sammen mit den IJmlagen, die z.Z. etwa 0,9N{rd DM jährlich
ausmachen (Doppelzählungen im Rahmen des öffentlichen Ge-
samthaushalts), vierteljährlich ermittelt. Für Gemeinden mit
rveniger als 1000 Einwohnern genügt eine halbjährliche Er-
Iassung. Außerdem rvird jährlich einmal - der bisherigen
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übung entsprechend - das Aufkommen aus Realsteuern zu-
sammen mit Angaben über die Bemessungsgrundlagen und über
die Hebesätze festgestellt. Die laufende Beobachtung

der Entwicklung der Steuereinnahmen nach Arten im all-
gemeinen und der Anspannung der Realsteucrn im beson-
deren

ist zur ttberprüfung der Lastenwirkung und der allmählich
sich vollziehenden Wandlungen des Steuersystems unent-
behrlich.

zu'§5
Die neu einzuführende Yermögenstatistik soll im Rahmen der

Finanzstatistik entsprechend deren Gesamtzielsetzung der Ord-
nung der finanzwirtschaftlichen. Yorgänge, der Verbesserung der
Kontrollmöglichkeiten und der Verbreiterung der Publizität die-
nen. Der Ausbau dieser Funktionen ist wesentlich, da sie im
öffentlichen Bereich großenteils die Wirkungen ersetzen müssen,
die im privaten Bereich das Gewinnstreben auslöst. Die Beob-
achtung des Vermögensbestandes und der Vermögensverände-
rungen bildet den erstrebenswerten und organischen Abschluß
jeder Buchführung und auch der Rechnungslegung der öffent-
Iichen Finanzverwaltlngen, die verpflichtet sind, ihre Vermögens-
substanz zu erhalten. Das öffentliche Vermögen stellt einen nicht
unbedeutenden Teil des Volksvermögens dar. Die aus der Ver-
mögensteuerstatistih und der Einheitswertstatistik vorliegenden
Angaben über den Stand und die Veränderung des privaten Ver-
mögens bedürfen der Ergänzung durch eine Statistik des Ver-
mögens der öffentlichen Hand. Da viele Gebietskörperschaften
schon Nachweise über ihr Yermögen aufstellen (so der Bund,
einige Länder und zahlreiche Gemeinden), werden einheitliche
Methoden und I\{aßsiäbe aufzustellen sein, mit deren Hilfe ein
\rermögensvergleich zwischen den Gebietskörperschaften mög-
lich ist.

Absatz 7

Eine Statistik des Vermögens der öfientlichen Hand muß den
Stand iles Vermögens und die Vermögensveränderungen erfassen.
Da sich der Vermögensstand, wenn er einmal ermittelt ist,
anhand der Vermögenszugänge und Vermögensabgänge fort-
schreiben läßt, ist es nicht erforderlich, die Besiände jährlich zu
erheben. Es genügt, *'enn die Fortschreibungsergebnisse in jedem
fünften Jahre durch eine Bestandserhebung kontrolliert werden.
Durch diese Handhabung wird die Verwaltung 

- im Vergleich
zum sonst unvermeidlichen Arbeitsaufwand - wesentlich ent-
lastet.

Die Vermögenszugänge und Vermögensabgänge müssen jähr-
Iich ermittelt werden. Die Unterlagen über die Vermögensver-
änderungen lassen sich ohne besondere zusätzliche Arbeits-
belastung in Zusammenhang mit der Rechnungsstaiistik nach § 3
Nr. 1 gewinnen. Sofern die Vermögenszu- und -abgänge nur in
der Vermögensrechnung erscheinen (die Zahl solcher Vorgänge
ist verhältnismäßig gering), rverden sie besonders festzuhaltin
und in einer Sonderübersicht jährlich nachzuweisen sein.

Die Vermögenstatistik sollte sich auf das gesamte öffentliche
Yermögen erstrecken. Dabei wird nach dem Verwendungszweck
zu unterscheiden sein zlrischen dem Verrvaltungsvermögen im
engeren Sinne (Verwaltungsgebäude, Schulen u. dgl.), den
Sachen im Gemeingebrauch (2. B. Straßen, Wege, Plätze,
Kanäle) und den Anstalten und den Einrichtungen sowie dem
Finanzvermögen (rvirtschaftliche IJnternehmen, Beteiligungen,
Allgemeines Kapital- und Sachvermögen) und den Sonäerver-
mögen (2. B. Bundesbahn, Bundespost, Stiftungsvermögen, Treu-
handvermögen).

Feststellungen haben ergeben, daß bei Bund, Ländern und Ge-
meinden (Gv.) Äufzeichnungen über den Yermögensbestand in
Form von Vermögensverzeichnissen, Vermögenskarteien usw.
vorhanden sind. Für die Zrveche der Vermögenstatistik müssen
diese Yermögensverzeichnisse nach einheitlichen Gesichtspunkten
aufgestellt werden.

Das öffentliche Vermögen erhöht - abweichend vom privat-
wirtschaftlichen Vermögen 

- nur zu einem verhältnismäßig gei-
ringen TeiI die markt- und finanzwirtschafiliche Leistungskraft
des Trägers (wie z. B. die rvirtschafilichen Unternehmen, die
Kapitalbeteiligungen, das nicht für Yerwaltun§szwecke benutzte

Grundvermögen usf.). Der überwiegende Teil des öffentlichen
Vermögens erhöht zwar die Leistungsfähigkeit des Gemein-
wesens und der Yolkswirtschäft, verursacht aber, betriebswirt-
schaftlich oder ka,meralistischlbetrachtet, dem Vermögensträger
nur zusätzliche Belastungeu (insbesondere das Yerrvaltungsver-
mögen mit den Sachen im Gemeingebrauch).

Absatz 2

Bevor die Statistik des öffenilichen Vermögens durchgeführü
werden kann, müssen noch zahlreiche Fragen zwischen Bund,
Ländern und Gemeinden geklärt werden, um einheitliche Aus-
gangspunkte für die Durchführung der Statistik zu gervinnen.
Das gilt insbesondere für dielleinheitliche Gestaltung der Ver-
mögensverzeichnisse und für die einheitliche Festlegung der Be-
wertungsgrundsätze sowie {ür die einheiiliche Festlegung der
Termine, zu denetr die Vermögenstatistil< für die einzelnen Ver-
mögensgattungen entrveder für Bund, Länder und Gemeinden
gemeinsam oder auch nur für jene Gebietskörperschaften, die
dazu bereits in der Lage sind, eingeführt werden kann.

Da diese Entscheidungen nur gemeinsam vorbereitet werden
können, ist im Gesetz zunächst äur der Grundsatz der Einfülirung
einer Vermögenstatistik verankert worden, um auf diese lVeise
eine Basis zur systematischen Durchführung der noch erforder-
lichen Vorarbeiten zu schaffen. Der Umfang der Vermögen-
statistik und der Zeitpunkt ihres Beginns sollen zugleich mit den
Vorschriften zur einheitlichen Bewertung des statistisch erfaßten
Yermögens durch eine Rechtsverordnung bestimmt werden, die
der Zustimmung des Bundesrates bedarf.

Zu §6
Nr.1 bis 2

Bei der Erfassung der Schulden des tundes, der Länder und
der Gemeinden (Gv.) sind, ebenso wie bei jener der Einnahmen
und Ausgaben, Jahresstatistiken und Yierteljahresübersichten zu
unterscheiden. Die jährliche Schuldenstatistik als,Strukturunter-
sucbung. erfaßt den Stand der Schulden und ihre Gliederung
insbesondere nach Laufzeiten, Fälligkeiten, Zinsbedingungen unrl
Arten der Verrvendung. Da die Ergebnisse der Jahresstatistik
verhältnismäßig spät vorliegen, ist zur Ergänzung der kurz-
fristigen Statistik über die Äusgaben (oSI. § 3 Nr.3 und 4)
auch eine kurzfristige Statistik über die Gesamtentwicklung der
Verschuldung im Zusammenhang mit der Kassenlage notwendig.
Sie lieferi Unterlagen zu der Frage, inwieweit öffentliche Mittel
oder Kreditmarlitmittel zur Finanzierung der Investitionen ver-
wendet worden sind. Die Statistik beschränkt sich auf den Bund,
die Länder, die Gemeinden mit 10 000 und mehr Einwohnern und
die Gemeindeverbände und ist, deshalb wenig kostspielig. Die
vierteljährlichen übersichten über die Verschuldung der kom-
munalen Gebietskörperschaften sind aus erhebungstechnischen
Gründen mit der übersicht über die Einnahmen und Ausgaben
gekoppelt. I

Zr §7
Die Statistihen über den Personalstand sollen aus Verein-

fachungsgründen in .jedem zvveiten und dritten Jahr in Form von
Kurzerhebungen durchge'führt werden. Da unter den öffentlichen
Ausgaben der Personalaufwand eine wichtige Rolle spielt, ist
ein überblick über die Entstehung und Zusammensetzung dieses
Ausgabepostens z. B. für Zwecl<e der Ortsklasseneinteilung und
zur Beurteilung von Maßnahmen auf dem Gebiete des Besoldungs-
rechts und der Rechtsverhältniss'e der öffentlichen Bediensteän
unerläIJlich.

Zu §8
fn der Jahresrechnungsstatistih sind bis jetzt Angaben über

die wirtschaftlichen Unternehmen nur insoweit erfragt worden,
als sie aus den Haushaltsrechnungen entnommen werden konn-
ten. Für dei großen Komplex der-Eigenbetriebe, d. h. der wirt-
schaftlichen llnternehmen, die nach den Vorschriften der Eigen-
betriebsverordnung vom 21. Novdinber 1938 geführi werden,-und
{ür die in rechtlich selbständiger Form gelührten lJnternehmen
liegen nur Angaben vor über die Ablieferungen an den staat-
Iichen oder hommunalen Haushalt oder umgekehrt über die Zt-
schüsse, die an solche Betriebe gegeben wurden. Diese ,Netto-
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zahlen" sagen über das Finanzvolumen derrvirtschaftlichen Un-
ternehmen und. über deren Finanzwirtschaft im einzelnen nichts
aus. Fundierie linanzstatistiiche Zahlen für diesen TeiI der
öffentlichen Wirischaft sind aber für volkswirtschaftliche Ge-
samtrechnungen uncl gesamtwirtschaftliche Vorausschätzungen,
wie sie u. a. für die OEEC zu 'erstellen sind, unentbehrlich.

Unbeschadet des Rechts der Eigenbetriebe, aus Gründen der
Arbeitserspainis die nach der Eiginbetriebsverordnung ohnehin
zu fertigenden Aufstellungen einzureichen, soll sich dit sta-
tistische Erfassung dabei im allgemeinen auf diejenigen Angaben
beschränken, welche auf Grund aktienrechtlicher Yorschriften
oder darüber hinaus freiwillig von rechtlich selbständigen
IJnternehmen des betrefrenden Wirtschaftszweiges geliefert wer-
den. 'Wesentlich ist hierbei die Möglichkeit einer Zusammen-
fassung mit den Ergebnissen. der Bilanzstatistik der Aktien-
gesellschaften, soweit diese Statistik,Eigengesellschaften. er-
faßt, d. h. in privater Rechtsform betriebene lJnernehmen, die
ganz in der Hand einer Gebietskörperschaft sind, oder Gesell-
schaften, an denen Gebietskörperschaften unmittelbar oder mit-
telbar (d. h. durch ihre Unternehmen in privatrechtlicher Form)
mit mehr als der Hälfie des Nennkapitals oder des Stimmrechts
beteiligi sind.

fm Gegensatz zu anderen Teilen der Finanzstatistik, bei denen

auch Einzelergebnisse z. B. für eine Gemeinde oder für einen
Kreis veröffentlicht werden, muß sich die Finanzstatistik der

wirtschaftlichen IJnternehmen,. darauf beschränhen, gewisse
Gruppen zusammenzufassen, so daß Einzelergebnisse für einen
Betrieb aus den Veröffentlichungen dieser Siatistik nicht ent:
nommen werden können.

Die Gemeindeordnung von Nordrhein-Westfalen sieht vor, daß

auch kommunale Einrichiungen, die heine wirtschaftlichen Unter-
nehmen sind, nach den Vorschriften der Eigenbetriebsverordnung
geführi werden können (r.8. Krankenhäuser, Schlachthöfe
ü. agt.). Ahnliche Gedanken mögen auch den Verfassern der Ge-

meindeordnungen für Schleswig-Holstein (§ 82 Abs.2) und Hes-
sen (§ 98 Abs.2) vorgeschwebt haben. Diese sehen vor, daß

öfrentliche Einrichtungen entsprechend den Vorschriften über die
Eigenbetriebe geführt werden können. Zahlenmäßig spielen diese

in die Eigenbetriebsform überführten kommunalen Einrichtungen
zr,var noch keine bedeutende Rolle; da aber die weitere Entwick-
lung noch nicht abzusehen ist, mußte im Gesetz die Möglichkeit
berücksichtigt werden; auch diese Einrichtungen, die an sich
Teile der Gebietskörperschaften sind, aber in deren Rechnung

- ebenso wie die wirtschä,ftlichen llnternehmen ;; rlllr mit sal-
dierten Abschlußzahlen erscheinen, in die frnanzstatistische Er-
hebung einzubeziehen.

Zu §9
Enthält die übliche Berlin-Klausel.

Zu §10
EnthäIt die nach Artikel 82 Abs.2 Satzl GG erforderliche

Bestimmung über das Inkrafttreten des Gesetzes.

C. Kosten der Statistik

Die in diesem Gesetz geregelten Statistiken gehören'mit Aus-
nahme der Statistik zu § 3'Nr.2 (Statistik der Haushaltsquer-
schnitte) und der Statistik zu § 5 (Vermögenstatistik) zum

laufenden Arbeitsprogramm und werden seit längerem vom
Statistischen Bundesamt und den Statistisbhen Landesämtern
durchgeführt. Die Mittel dafür sind in den Haushalten von Bund
und Ländern bereits veranschlagt, zusätzliche Ausgaben ent-
stehen mithin insorveit nicht. Die Statistik der Haushaltsquer-
schnitte (§ 3 Nr.2) ist wenig umfangreich, weil Gemeinden mit
weniger als 10 000 Einwohnern nicht erlaßt und die Erhebungs-
merkmale auf die wichtigsten Tatbestände beschränkt werden.
Bei der Staiistik über die rechnungsmäßigen Einnahmen und
Ausgaben (§ 3 Nr. l) soll für Gemeinden mit weniger als
1000 Einrvöhnern hünftighin ein vereinfachtes Erhebungs- und
Aulbereitungsverfahren Anwendung finden. Die Kosten für die
Durchführung dieser Statistik verringern sich infolgedessen. Die
so -eingesparten Mittel übersteigen die Kosten für die neu ein-
gefährte Statistik zu § B Nr. 2. Zrcätzliche Haushaltsmittel wer-
den somit für die Statistik der Haushaltsquerschnitte nicht be-
nötigt.

Die Vermögenstatistik wird erst zu einem späteren Zeitpunkt
eingeführt werden. Da ihr Umfang noch nicht feststeht, ist eine

Berechnung der mit dieser Statistik verbundenen zusäizlichen
Iiosten nur überschläglich möglich. Es kann mit folgenden zu-

sätzlichen l(osien gerechnet werden:

Kosten
zusammen

DM

1. Jährliche Erhebungen über
die Vermögensveränderungen

Kosten des Bundes

Kosten der Länder

Jährliche Belastung

2. Erhebungen über den Ver-
mögensbestand im Abstanil von

--- 5-Jahren

Kosten des Bundes

Kosten der Länder

Zusätzliche Belastung in jedem
fünften Jahr ..

32 000 22000 54 000

24 000

8 000

16 000

6 000

40 000

14 000

55 000

18 000

27 000

10 000

82 000

28 000

73 000 37 000 110 000

Verordnung über,die Durdrführung einer Lohnsteuerstatistik für das Kalenderjahr 1957

Vom 4. Juli 19581)

Auf Grund des § 6 Abs. 2 des Gesetzes über dib Siatistik für
Bundeszwecke vom 3. September 1953 (BGBI. I S. 1314) in Yer- '

bindung mit § 3 des Geseizes über die Siatistiken, der Steuern
vom Einhommen vom 21. Januar 1956 (BGBI. I S.34) verordnet
die Bundesregierung mit Zustimmung des Bunde§rats:

.,.. §1

Im Geltungsbereich dieser Yerordnung ist eine Lohnsteuer-
statistik für das Kalenderjahrl'1957 durchzuführen'

'r. . §2
(1f'Als Zählpapiere dienen die Lohnsteuerbelege (Lohn-

steuerkart6n ocler Lohnsf,euerüberweisungsblätter).

(2) is vreräen aufbereitet:

1. die Lohnsteuerbelege, die sich auf Lolinsteuerpflichtige
mit einem Bruttolohn von weniger als 16 000 DM be-
ziehen, repräsentativ mit einem. durchschnitilichen Aus-
'rvahlsatz von 1,3 vH;

. 2. tlie iohnsteuerbelege, die sich auf Lohnsteuerpflichtige
' mit einem 'Bruttoläho .ror, 16 000 DM und Äehr be-

' ziehen,. iotal; eine repräsentative Aufbereitung ist zu-'
' lässig, soweit sie'den methodischen Anforderungen ge-

nügt.

persön-
liche

Kosten

DM DM

sächliche
Kosten

,- r)'Bünäesanzeigul t i.. /:s' S. 1.' 
'' ' '. l
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§3
Diese Verordnung gili nach § 14 des Dritten überleitungs-

gesetzes vom 4. Januar 1952 (BGBI. I S. 1) in Verbindung mit
§ 17 des Gesetzes über die Statistik für Bundeszweck'e vonr
3. September 1953 auch im Land Berlin.

§4
Diese Yerordnung gilt nicht im Scarland.

li

§5
Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkündigung in

Krafi.

Bonn, den 4. Juli 1958.

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers
Ludwi,g Erhard \,

' D"" Bundesminister der Finanzen
Etzel

§4
Diese Verordnung gilt nicht,im Saarland.

t
§5

Diese Yerordnung tritt am Tage nach ihrer Verkündung in
Kraft.

Bonn, den 4. Juli 1958.

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers
Ludwig'Erhard

Der Bundesminister der Finanzen
Etzel

§3
Die mit der Durchführung der Gewerbesteuerstaiistik be-

faßten Personen in statistischen Behörden sind Amtsträger im

Verordnung über die Durehführung einer Statistik der veranlagten Einkommensteuer
und der veranlagten Körpersdraftsteuer für das Kalenderjahr 1957

Vom 4. Juli t9b8r)
Auf Grund des § 6 Abs. 2 des Gesetzes über die Statistik für

Bundeszr,vecke vom 3. September 1953 (BGBI. I S. 1314) in Ver-
bindung mit § 3 des Gesetzes über die Statistiken der Steuern
vom Einkommen vom 21. Januar 1956 (BGBI. I S.34) verordnet
die Bundesregierung mit Zustimmung des Bundesrates:

§1
Im Geltungsbereich dieser Verordnung ist eine Statistik der

veranlagten Einkommensteuer und der veranlagten Körperschaft-
steuer für das Kalender.iahr 1957 durchzuführen.

§2
(1) AIs Zählpapiere dienen Abschriften der Einkommen- und

Körperschaftsteuerbelege (Durchschriften der Steuerbescheide
oder Statistische Blätter, auf welche die Erhebungsmerkmale aus
den Steuerakten übertragen sind).

(2) In die Statistik der veranlagten Einkommensteuer werden
einbezogen:

1. die Zählpäpiere, die sich auf Steuerpflichtige mit Ein-
kommen von weniger als 16 000 DM beziehen, repräsen-
tativ mit einem durchschnittlichen Auswahlsatz von
72vH;

2. die Zählpapiere, die sich auf Steuerpflichtige mit Ein-
hommen von 16 000 DM und mehr beziehen, total; eine
repräsentative Aufbereitung ist zulässig, soweit sie den
methodischen Anforderungen genügt.

(3) In die Statistih der veranlagten Körperschaftsteuer
können sämtliche Zählpapiere einbezogen werden; eine Be-
schränkung der Aufbereitung auf einen Teil der Zählpapiere ist
zulässig.

§3
Diese Verordnung gili nach § 14 des Dritien überleitungs-

gesetzes vom 4. Januar 1952 (BGBI. I S. 1) in Yerbindung mit
§ 17 des Gesetzes über die Statistik für Bundeszwecke vom
3. September 1953 auch im Land Berlin.

Gesetz über eine Gewerbesteuerstatistik für das Kalenderjahr lg58

Vom 23.Dezember 19602)

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das nen Tatbestände. Als Zählpapiere dienen die Durchschriften der
folgende Gesetz beschlossen: Gewerbesteuermeßbescheide und der Zerlegungsbescheide.

(2) Bei der Statistik der Lohnsummensteuer sind für das
Kalenderjahr 1958 oder das Rechnungsjahr 1958 von den Ge-
meinden, die eine Lohnsummensteuer erheben, aus den Steuer-
akten folgende Tatbestände über die steuerpflichtigen lJnter-
nehmen in ein Statistisches Blatt zu übertragen:

Steuernummer und Gewerbezweig,
Zweigstelle nach § 17 GewStG,
Betrag der Lohnsumme nach § 24 GewStG,
Freibetrag nach § 23 Abs. 2 GewStG,
steuerpfl ichtige Lohnsumme,
Steuersollbetrag für das Kalenderjahr 1958,
Hebesätze für die Lohnsummensteuer.

§1
Im Geltungsbereich jieses 

Gesetzes, mit Ausnahmd des Saar-
landes, wird eine Siatistik der Gewerbesteuer nach dem Ge-
werbeertrag und dem Gewerbekapital, eine Statistik der Zer-
Iegungsanteile sowie eine Statistik der Lohnsummensteuer für
das Kalenderjahr 1958 durchgeführt.

, §2
(1) Die Statisiik der Gewerbesteuer nach dem Gewerbeertrag

und dem Gewerbekapital erfaßt die im Gewerbesteuermeß-
bescheid 1958 enthaltenen Tatbestände; die Statistik der Zer-
legungsanteile erfaßt die im Zerlegungsbescheid 1958 enthalte-

1) Bundesanzeiger Nr.128 S.1. - 
r) BGBI. I S.1021,
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'Sinne des § 22 der Reichsabgabenordnung vom 22. Mai 1931
(Reichsgesetzbl. I S. 161) in der zur Zeit geltenden Fassung.

§4
Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 des Dritten

überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1)
auch im Land Berlin.

§5
Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in Krafi.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Bonn, den 23. Dezember 1960.

Der Bundespräsident

- Lrlke
Für den Bundeskanzler

Der Bundesminister für Verkehr

. Seebohm

. Der Bundesminister cler Finanzen
Etzel

I. Allgemeiner Teil

Die Gewerbesteuer ist heute die wichtigste Steuerquelle der
Gemeinden. Ihr Anteil an den gemeindlichen Steuereinnahmen
ist von rd. 30 v. H. in der Zeit vor dem zrveiten Weltkrieg über
47 v.H. im Rechnungsjahr 1950 auf 73 v.H. im Rechnungsjahr
1958 gestiegen. Das kassenmäßige Ist-Aufkommen aus der Ge-
werbesteuer hat sich von 1,3 Mrd DM im Rechnungsjahr 1950
auf 5,6 Mrd DM im Rechnungsjahr 1958, also um mehr
ztls das Vierfache, erhöht. Das VerhäItnis zwischen den kassen-
mäßigen Einnahmen aus der Gewerbesteuer einerseits und aus
der veranlagten Einkommen- und Körperschaftsteuer anderer-
seits hat sich von l:2,7 im Jahre 1950 auf 1:2 im Jahre 1958
verschoben. Diese Aufkommenseniwicklung bringt zum Ausdruck,
daß die Steuereinnahmen der Gemeinden sich in zunehmendem
Maße auf die Ertragskraft der gewerblichen Wirischaft stützen.

In dieser Entwicklung liegt eine wesentliche Ursache für die
Bestrebungen nach einer grundlegenden Reform des gemeind-
lichen Steuersystems im allgemeinen und einer Reform der
Gewerbesteuer im besonderen.

Reformmaßnahmen bei der Gewerbesteuer setzen eine Orien-
tierung über die Ertrags- und Kapitalverhältnisse der gewerb-
lichen Wirtschaft nach Ertragsgruppen und Wirtschaftszweigen,
über die Zusammenhänge zwischen Gewinn und Betiiebsver-
mögen und über die Auswirkungen des Systems der Hinzurech-
nungen und der Kürzungen voraus. Aus der laufend durch-
geführten Finanzstatistik liegen nur lJnterlagen über die Ist-
Einnahmen aus der Gewerbe- und Lohnsummensteuer und über
die Hebesätze vor. Es fehlen Zahlen über das Steuersoll und
über den Anteil der Yorauszahlungen und der Abschlußzahlun-
gen an den fst-Einnahmen

Bisher ist nur in den Jahren 1937 und 1938 eine Gewerbe-
steuerstatistik durchgeführt worden. Ihre Ergebnisse Iiegen
20 Jahre zurück und sind vöIlig überholt. Die reichsrechtliche
Regelung der Gewerbesteuer durch das Realsteuereinführungs-
gesetz und das Gewerbesteuergesetz vom 1. Dezember 1936 bot
damals erstmalig die Möglichheit zu einer einheitlichen Gewerbe-
steuerstatistik für das ganze Reichsgebiet. Als Unterlagen für
die Statistik der Gewerbesteuer nach dem Gewerbeertrag und
nach dem Gewerbekapital dienten die Durchschriften der Ge-
werbesteuermeß- und Zerlegungsbescheide; die Statistik der
Lohnsummensteuer beruhte auf einem von den Reichsministern
des Innern und der Finanzen vorgeschriebenen einheitlichen
1\{uster (Lohnsumniensteuer-Sollbuch), das im Ministerialblati
des Reichs- und Preußischen Ministeriums des Innern 1937
S. 1241 veröfrentlicht ist. Ziel der Statistik war, die Wirkungen
des neuen Gewerbesteuergesetzes zahlenmäßig zu untersuchen,
einen Überblick über Höhe und Zusammensetzung der Besteue-
rungsgrundlagen in den einzelnen Reichsteilen und den ver-
schiedenen Gewerbezweigen zu erlangen und für Zwecke des

Finanzausgleichs Unterlagen über die Gewerbesteuermeßbeträge
in den einzelnen Gemeinden zu gewinnen. Die Ergebnisse der
Statistik sind in ,Statistik des Deutschen Reichs. Bd. 537 I und
II veröffentlicht.

1) Bundestagsdruclsache Nr. 1524 vom 16. Februar 1950 (siehe Vorbemer-
kung euf S. 155 oben).

Die Ergebnisse der Gewerbesteuerstatistik sind jedoch nicht
nur für finanz- und steuerpolitische überlegungen von Be-
deutung. Gewerbeertrag und Gewerbekapital stellen wichtige
volkswirtschaftliche Meßgrößen dar. Die aus anderen Sieuer-
statistiken (so insbesondere aus den Statistiken der Steuern vom
Einkommen) vorhandenen Materialien werden insoweit durch die

-Gewerbesteuerstatistik für allgemeine Zwecke der Wirtschafts-
und Sozialstatistik sinnvoll ergänzt.

Die alsbaldige Durchführung einer neuen Gewerbesteuer-
statistik ist aus staatspolitischen Gründen unaufschiebbar. Als
Erhebungsjahr ist das Kalenderjahr 1958 vorgesehen. Die Ge- ,
werbesteuerstatistik soll u. a. auch das Grundmaterial zur Prü- '
fung der Frage liefern, ob und inrvieweit eine Gerverbesteuer-
reform durchgeführt werden muß. Sie soll deshalb insbesondere
Aufschluß über folgende Fragen geben:

f. inwieweit der einheitliche Steuermeßbetrag aus dem Ge-
werbeertrag oder aus dem Gewerbekapital stammt,

2. wie sich die verschiedenen Hinzurechnungen und Kürzun-
gen auswirken, die nach den §§ 8, 9 und 12 GervStG vor-
zunehmen sind, um aus dem Gewinn den Gewerbeertrag
und aus dem Einheitswert des gewerblichen Betriebes clas

Gewerbekapital zu ermitteln,

3. wie sich die Steuermeßbeträge, die Besteuerungsgrund-
lagen sowie die Hinzurechnungen und Kürzungen auf
natürliche uud juristische Personen, auf die verschiedenen
Gewerbeertragsgruppen und auf die einzelnen Gewerbe-
zweige verteilen.

Die statistische Erfassung der Lohnsummensteuer, die neben
der Gewerbesteuer nach Ertrag und Kapital erhoben wird, soll
das aus der Gewerbesteuerstatistik zu gewinnende BiId über die
Steuerbelastung der Wirtschaft ven'ollständigen. Die Statistik
soll insbesondere die Verteilung der Lohnsummensteuer auf die
einzelnen Gewerbezrveige und auf die Betriebsgrößen nach-
weisen. Erfaßt werden nur die steuerpflichtigen Unternehmen
mit einer Lohnsumme von mehr als 3600 DM in den rd.
1000 Lohnsummensteuer erhebenden Gemeinden.

II. Besonderer Teil

Zu§1
Die Gerverbesteuerstatistik soll im Bundesgebiet und in Berlin

(Wesi) als einmalige Erhebung für das Kalenderjahr 1958
durchgeführt werden. Sie erstreckt sich auf eine Statistik der'
Gewerbesteuer nach dem Gewerbeertrag und dem Gewerbe-
kapital sowie auf eine Statistik der Lohnsummensteuer. Da es

sich um die erste Statistik dieser Art seit 20 Jahren handelt,
muß sie möglichst umfassend gestaltet rverden. Das Repräsen-
tativverfahren ist wegen der verhältnismäßig tiefen Gliederung
der Ergebnisse, insbesondere auch in fachlicher (Gliederung nach
Wirtschaftszweigen) und in regionaler Hinsicht nicht anwendbar.
Zudem fehlen zuverlässige lJnterlagen für die Stichproben-
planung.

Begründungt),
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Zu§2Abs. I
Die Gewerbesteuerstatistik greift als Sekundärstatistik arif die

bei den Finanzverwaltungen im Veranlagungsprozeß anfallenden
Unterlagen zurück. Aus diesen Zählpapieren werden die An-
gaben über den Gewinn und den Einheitswert, über die Hinzu-
rechnungen und Kürzungen nach Arten, über den Gerverbeertrag
und das Gewerbekapital sowie über den einheitlichen Steuer-
meßbetrag ausgewertet. Die .Statistik wird so auf die für Bun-
deszwecke unverzichtbare Erfassung der im Gewerbesteuermeß-
bescheid enthaltenen Merkmale beschränkt. Eine gemeindeweise
Erfassung der Zerlegungsanteile nach den Zerlegungsbescheiden
(Zerlegung des einheitlichen Meßbetrages auf die Gemeinden,
wenn gewerbliche Betriebsstätten in mehreren Gemeinden unter-
halten werden) ist nicht vorgesehen. Eine derartige Ausweitung
der Statistik würde bei den Finanzverwaltungen zu einer starken
Mehrarbeit führen und die,Kosten der Statistik erheblich cr-
höhen. Der zusätzliche Erkenntniswert ist demgegenüber ver-
hältnismäßig gering. Über die Gewerbesteuerkraft der Gemein-
den gibt bereits die Finanzstatistik hinlänglich Auskunft, so dalJ
insbesondere für Zwecke des Finanzausgleichs weitere lJnter-
lagen nicht benötigt werden. Nicht erkennbar wird bei einein
Verzicht auf dine Zerlegungsstatistik die tatsächliche Gewerbe- '
steuerbelastung von lfnternehmen, die in mehreren Gemeinden
Betriebsstätten unterhalten. Die Zahl dieser llnternehmen ist,
gemessen an der Gesamtzahl der gewerblichen Bel,riebe, verhält-
nismäßig gering. Für die Mehrzahl der Unternehmen, insbeson-

Auf Grund des § 6 Abs.2 des Gesetzes über die Statistik für
Bundeszwecke vom 3. September 1953 (BGBI. I S. 1314) verord-
net die Bundesregierung mit Zustimmung des Bundesrates:

§1
Im Geltungsbereich dieser Verordnung sind lJmsatzsteuer-

statistiken für die Kalenderjahre 1956, 1957 und 1958 durch-
zuführen.

§2
Die Statistik erfaßt aus den bei den Finanzämtern geführten

IJmsatzsteuer-überwachungsbogen folgende Tatbestände :

1. den Gesamtumsatz des jeweiligen Erhebungsjahres und des

Vorjahres;
2. die mit eins vom Hundert besteuerten Umsätze;

3. die Umsatzsteuervorauszahlungen für den jeweiligen Ver-
anlagungszeitraum (Kalenderjahr). /

'§ 3

Die mit der Dqrchführung der llmsatzsteuerbtatistik befaßten
Personen in statistischen Behörden gelten als Amtsträger im

Auf Grund des § 6 Abs. 2 des Gesetzes über die Statistik für
Bundeszwecke vom 3. September 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 1314)

verordnet die Bundesregierung mit Zustimmung des Bundesrates:

§1

Im Geltungsbereich dieser Yerordnung sind Umsatzsteuer-
,statistiken für die Kalenderjahre 1959, 1960 und 1961 durchzu-
führen, im Saarland jedoch erst für die Zeit vom 6. JuIi 1959 an.

dere für die Klein- und Mittelbbtriebe, die nur'über eine 'örtliche '
Betriebsstätte verfügen, wird die tatsächliche Gewerbesteuer-
belastung aber erkennbar.

Zu§2d,bs.2
Für die'statisiik der Lohnsummensteuer müssen die Gemein-

den aus den Steuerakten die für die Staiistik erforderlichen
Merhmale in ein Statistisches Blatt übertragen, weil hier Steuer-
bescheide in der Regel nicht zur Verfügung stehen.

Zu§3
Diese Bestimmung dient der Klarstellung, daß die Vor-

schriften der Abgabenordnung über die Unverletzlichkeit des

Steuergeheimnisses auch für den statistischen Aufbereitungsgang
und für die mit der Durchführung der Statistik befaßten Per.
sonen an statistischen Behörden gelten.
Zru§4

Enthält ilie übliche Berlin-Klausel. I

III. Kosten der Statistik

Die Kosten der Statistik werden bei den Ländern auf 1,9 Mio
DM veranschlagt, davon entfallen 1,4,Mio DM auf persönliche
und 0,5 Mio DM auf sächliche Ausgaben. Dem Bund,entstehen
nur Veröffentlichungskosten, die aus laufenden Haushaltsmitteln
gedeckt werden.

Sinne der §§ 22 und 412 der Reichsabgabenordnung vom 22. Mai
1931 (RGBI. I S. 161) in der" ztr ZeiL geltenden Fassung. Sie
sind auf die Wahrung des Steuergeheimnisses (§ 22 AO) zu ver-
pflichten.

§4'Diese 
Verordnung .gilt nach § 14 des Dritten Überleitungs-

gesetzes -vom !. Januar 1952 (BGBI. I S. 1) in Verbindung mit
§ 17 des Gesetzes über die Statistik für Bundeszwecke vom
3. September 1953 auch im Land Berlin.

§5
Diese Verordnung gilt ,i"ht ir., Saarland.

§6 |

Diese Yerordnung tritt am Tage nach ihrer Verküntlung in
Kraft. Sie tritt 3 Jahre naclr ihrer Verkündung außer Kraft.'

Bonn, den 16. Mai 1957. 

-
Der'Stellvertreter des Bunde§kanzl'ers

Blücher
Der Bundesminister der Finanzen

Schäffer

§2
(1) Die Statistik erfaßt aus den bei den Finanzämtern geführ-

ten Umsatzsteuer-Überwachungsbogen folgende Tatbestände:

1. den Gesamtumsatz des jeweiligen Erhebungsjahres und
des Vorjahres;

2. die mit eins vom Hundert besteuerten Umsätze;

3. die I.Imsatzsteuervorauszahlungen für den jeweiligen
Yeranlagungszeitraum (Kalenderjahr).

Verordnung über die Durchführung von Umsatzsteuerstatistiken
für die Kalenderjahre.1956, 1957 und 1958

Vom 16. Mai 19581)

Verordnung über die Durctrführung von Umsatzsteuerstdtistiken
für die Kalenderjahre 1959, 1960 und 1961

Vom 1. März 19602) r

, BGBI. I S. 532. - r) XlGm. I S. 153.
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(2) Äbrveichend von Absatz I wird im Saarland in den Er-
hebungsjahren 1959 und 1960 der Gesamtumsatz des jeweiligen
Yorjahres nicht erfaßt.

§3
Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten überleitungs-

gesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S.1) in Verbin-
dung mit § 17 des Gesetzes über die Statistik für Bundeszrveclie
vom 3. September 1953 auch im Land Berlin.

§4

- Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkündung in
Kraft. Sie triit drei Jahre nach ihrer Verkündung außer Kraft.

Bonn, den l.'März 1960. 

-
Für den Bundeskanzler '

Der Bundesminister der Justiz
Schäffer

Der Bundesminister der Finanzen
Etzel

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen

§1 , ,

Im Geltungsbereich dieses Gesetzes wird eine Preisstatistik
als Bundesstatistik durchgeführt.

Die Statistik ...t.""kt r,"n ,:;
1. Preise für land- und forstwirtschaftliche und gewerbliche

Güter auf der Stufe der Erzeugung oder Gewinnung, der
Be- und Verarbeitung, des Großhandels, des Einzelhandels

. und des Außenhandels,

2. Preise und Entgelte für Werk- und Dienstleistungen, so-
weit nicht in Nummer 3 genannt,

3. Preise und Entgelte für Verkehrsleistungen sowie Entgelte
für die Vercharterung von Schifren,

4. Mieten und Pachten für Räume und Grundstücke,

5. Preise für Grundstücke.

§3
(1) Die Statistik nach § 2 Nr. 1 erfaßt die Preise für nach

Art, Sorte, Qualität und Handelsbedingungen bezeichnete Güter.

(2) Auskunftspflichtig sind die landwirtschaftlichen, forstwirt-
schaftlichen und gewerblichen lJnternehmen, Behörden und Ein-
richtungen. Die Erhebungen werden bei höchstens 25 000 Äus-
kunftspfl ichtigen durchgef ührt.

§4
(1) Die Statistik nach § 2 Nr.2 erfaßt die Preise und Ent-

gelte für nach Arten .und Merkmalen bezeichnete Werk- und
Dienstleistungen.

(2) Auskunftspflichtig sind die IJnternehmen und selbständig
tätigen Personen des Werk- und Dienstleistungsbereichs sorvie
Behörden und Einrichtungen. Die Erhebungen rverden bei höoh-
stens 10 000 Äuskunftspflichtigen durchgeführt.

§5 ,,
(1) Die Statistik nach § 2 Nr. 3 erfaßt die Preise und Ent-

ge{te für nach Arten und Merkmalen bezeichnete Leistungen
und Nebenleistungen im Verkehr sowie die Entgelte für die
Vercharterung von.nach Arten bezeichneten Schiffen.

(2) Auskunftspflichtig sind die llnter4ehmen und selbständig
tätigen Personen, die Verkehrsleistungen erbringen oder ver-

Gesetz über die Preisstatistik

Vom 9. August 19581)

mitteln oder - in Fällen der Einfuhr von Gütern - in Anspruch
nehmen, Schiffsmieten bezahlen oder erhalten sowie Behörden
und Einrichtungen des Verkehrswesens.

agen und Zu-
bezeichneten

§6
(1) Die Statistik nach § 2 Nr.4 erfaßt

die Mieien und Pachten einschließIich Uml
schläge für nach Arten und Merkmalen
lVohnraum, und G erverberaum,

2. die Mieten und Pachten für nach Arten und Merkmalen
bezeichnete Grundstücke.

(2) Auskunftspflichtig sind die Vertragsparteien. Die Er-
hebungen werden bei höchstens 25 000 Äuskunftspflichtigen
durchgeführt..

,§7
(1) Die Statistik nach § 2 Nr. 5 erfaßt die Preise für nach

Arten und Merkmalen bezeichnete Grundstücke.

(2) Auskunfispflichtig sind die Finanzämter.

§8
(1) Die Erhebungen nach §§ 3 bis 7 finden monatlich stait.

(2) Bei lebenswichtigen Gütern oder Dienstleistungen können
die Erhebungen in kürzeren Zeitabständen durchgeführt werden,
soweit wirtschaftspolitische Gründe es zwingend erfordern.

(3) Bei Gütern oder Dienstleistungen, bei denen Preisverän-
derungen nur in längeren Zeitabständen aufzutreten pflelen,
liönnen die Erhebungen in größeren Zeitabständen durchgeführt
werden.

(4) Die Bundesregierung bestimmt durch Rechtsverordnung,
rvelche nicht der Zustimmung des Bundesraies bedarf, die
Durchführung der Erhebungen nach den Absätzen 2 und 3.

§e
(1) Die Statistik wird hinsichtlich dbr Preise für Leistungen

des Post- und Fernmeldewesens, für Verkehrsleistungen der
Eisenbahnen und der Preise und Entgelte für Seeverkehrs-
Ieistungen sorvie hinsichtlich der Entgelte für die Vercharterung
von Schiften vom Statistischen Bundesamt'erhoben und auf-
bereitet, soweit nicht die Bundesregierung gerhäß § 9 Abs.2 des
Gesetzes über die Statistik für Bundeszwecke (StatGes) vom
3. September 1953 (Bundesgesetzbl l S. 1314) etwas anderes
bestimmt.

(2) Absatz 1 gilt hinsichtlich der'Preise für Verkehrsleistun-
gen der Eisenbahn nicht im Land Berlin.) BGBI. I S.605.
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§. 10

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Äbs. 1 des Dritten
überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1)
auch im Land Berlin. Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses
Gesetzes erlassen rverden, gelten im Land Berlin nach § 14 des

Diitten überleitungsgesetzes.

§ 11

Dieses Gesetz gilt im Saarland von dem Zeitpunkt an, zu dem
das Gesetz über die Statistik für Bundeszrvecke vom 3. Septem-
ber 1953 (Bundesgesetzbl. I S.1314) im Saarland in Kraft tritt.

§12
Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Yerhünrlung in Kraft.

Die vellassungsmäßigen Rechte des Bundesrates sind gewahrt.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Bonn, den 9. Augusi 1958.

Der Bundespräsident
Theodor Heuss

Der Stellr,ertreter des Bundeskanzlcrs
Ludwi,g Erhard

Dcr Bundcsminister für Wirtschaft
Ludrvig Erhard

Begründungt)

A. Allgemeiner Teil

I. Historische Entwicklung der Preisstatistik und ihrer
Rechtsgrundlagen

Mit der Wiederaufnahme der statistischen Arbeiten nach dem

Kriege wurde auch die früher durch das Statistische Reichsami

durchgeführte Preisstatistik rviederaufgebaut' Entsprechend dem

föderalistischen Aufbau des Nachkriegsdeutschlands und seiner
Aufgliederung in Besatzungszonen lvaren es im Gebiet der Bun-
desrepublik die Statistischen Landesämter der amerikanischen
und die Zonenämter der britischen und französischen Besatzungs-
zonen, in deren Händen zunächst die Preisstatistiken lagen. Mit
der Vereinigung der amerikanischen und der britischen Be-
satzJngszone undr der Errichtung eines Statistischen Amts des

Vereinigten Wirtschaftsgebiets mit Gesetz vom 21. Januar 1948

(WiGBL S. 19) wurde eine Vereinheitiichung auf dem Gebrete
der Preisstatistik für diesen regionalen Bereich herbeigeführt.
Nach Gründung der Bundesrepüblik wurde durch Yerordnung
vom 31. März 1950 (YO über die Erstreckung von Recht der
Verrvaltung des Vereinigten Wirtschaftsgebiets auf dem Gebiet
der Siatistik auf die Länder Baden, Rheinland-Pfalz, Württem-
berg-Hohenzollern und den bayerischen Kreis Lindau - BGBI.
1950 S.81) auch die französische Besatzungszone in den Gel-
tungsbereich dieses Gesetzes und in den Wirkungsbereich der
Gemeinsamen Anordnung der Verwaltungen des Vereinigten
Wirtscha{tsgebiets zurDurchführung von Statisiiken vom 1. Juni
1949 (öffentlicher Anzeiger für das VWG Nr. 50 vom 25. Juni
1949) einbezogen. Diese Anordnung hat die Durchführungen der
Preisstatistiken rechtlich verankert. Sie galt bis zum Erlaß des

Gesetzes über die Statistik für Bundeszwecke (StatGes) vom
3. September 1953 (BGBI. I S.1314) als rechtliche Gruidlage
für die amtlichen Preiserhebungen. Von da ab rvurdeir die Preis-
statistiken auf Grund des § 16 StatGes in ihrem derzeitigen Um-
fange als Bundesstatistiken durchgeführt mit der Maßgabe, daß
sie spätestens zwei Jahre nach Inkrafttreten des Statistischen
Gesetzes durch besonderes Gesetz anzuordnen sind. Die Frist von
zwei Jahren rvurde durch Gesetz vom 8. August 1955 (BGBI. I
S.507) um weitere zwei Jahre verlängert. Diese Anordnungen
machen den Erlaß eines Gesetzes über die Preisstatistik erfor-
derlich.

Il, Zweck und Bedeutung der Preisstatistik

Eine marktwirtschafilich ausgerichtete Volkswirtschalt ist in
besonderem Maße auf zuverlässige, regelmäßig dargebotene und
umfassende Orientierungsmöglichkeiten über Preise und Preis-
bewegungen, d. h. auf eine Preisstatistik angewiesen, die ge-
wissen, durch das allgemeine fnteresse bestimmten Ordnungs-
prinzipien in fachlicher und regionaler Hinsicht unterliegt. Sie
ist als eine nach,übergeordneten Gesichtspunkten fortlaufcnd
und systematisch vorgenommene Erhebung unentbehrlich für die
Durchführung von \Mirtschaftsanalysen sowie die Verfolgung
rvirtschafts- und sozialpolitischer Zwecke; sie dient einer großen
Zahl yon amtlichen Stellen, Yerbänden, Betrieben, fnstituten

g Sord".trgrarud<sache Nr.44 vom 30. November 1957 (siehe Vorbemer-
kung auf S. 156 oben).

und Privatpersonen als Arbeitsunterlage. Unberührt bleiben
Maßnahmen der Preisvenvaltung, die sich auf Preisbildung und
Preisüberwachung beziehen.

. IlI. Erhebungsprogramm der Preisstatistik

Enisprechend der YielfäItigkeit der Marlitvorgänge ist auch
die Preisstatistik in ein vielgestaltiges System von Preiserhebun-
gen gegliedert, da nur die Kenntnis der Preisvorgänge bei den
verschiedenen Güterarten und Leistungen und auf den versclrie-
denen Marhtstufen die zur Beurteilung der Preisverhältnisse und
Preisbewegungen notrvendigen Äufschlüsse vermittelt. Die Glie-
derung entspricht den Erfordernissen einer Beobachtung des
Preisgefüges und der Preisentwicklung innerhalb des volkswirt-
schaftlichen Güter- und Leistungskreislaufs. Sie unterscheidet
die zu erhebenden Preise in Preiserhebungen für Güter, Preis-
erhebungen für Leistungen und Preiserhebungen für Grund-
stücke.

Die Güterpreise (§ 2 Nr. 1) werden in verschiedenen Wirt-
schaftsbereichen und verschiedenen Marktstufen erhoben. Die
trVirischaftsbereiche umfassen:

Lancl- und Forstwirtschaft,
Gütererzeugende Gewerbe (einschließIich Handrverk),
Ein- und Äusfuhrlesen sorvie Binnengroßhandel (ein-
schließIich Gemeinschaftsein- und -verkauf uncl Verlags-
wesen),

Einzelhandel,

Öffentlicher Dienst.
Die Marktstufen werden unterschieden nach Erzeugerstufe,

Ein- und Ausfuhrstufe, Großhandelsstufe und Einzelhandels-
stufe.

Die Leistungspreise (§ 2 Nr. 2 bis 4)'beziehen sich auf
a) Werk- und Dienstleistungen der gütererzeugenden Gewerbe

,und des Baugewerbes einschließIich Reparaturhandrverk.'
des privaten Dienstleistungsgewerbes und des öffentlichen
Dienstes,

b) Werk- und Dienstleistungen der Verkehrswirtschaft,
c) die Gebrauchsüberlassung von Räumen und Grundstücken.
Die Grundstückpreise (§ 2 Nr. 5) beziehen sich auf die bei

Veräußerung und Erwerb von Grundstücken vertraglich verein-
barten Preise.

Infolge der Mannigfaltigkeit des Güter- und Leistungsaus-
tausches können die Preiserhebungen naturgemäß nur auf reprä-
sentativer Grundlage durchgeführt werden. Die Repräsentation
erfolgtl durch eine Auswahl von Auskunftspflichtigen (Preis-
berichtsstellen) unter gleichzeitiger Beschränkung auf ausge-
rvählte Artikel oder Leistungen aus dem Tätigkeitsbereich {5:r
Berichtsstellen. Bdl der Auswahl der Preisber-ichtsstellen miß
der regionalen Standortverteilung der einzelnen \Mirtschafts-
zweige und der l\{arktbedeutung der Betriebe Rechnung getragen
werden. fm Bereich der güterproduzierenden Gelverbe verlangt
die stark arbeitsteilige Organisation der deutschen Wirtschaft
eine brerte Streuung der Berichtsstellen, was gleichzeitig mit
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sich bringt, daß jede Berichtsstelle nur hinsichtlich der Preise
für einige Güter oder Dienstleistungen in Anspruch genommen
rverden hann. Für die einzelnen 'Waren oder Leistungen muß
jedoch eine gewisse Mindestzahl von Preisangaben vorliegen, um
eine richtige Preiserfassung im Durchschnitt des Erhebungs-
gebietes zu gewährleisten.

Die Organisation der Statistik folgt im allgemeinen dem fest-
gelegten Arbeitsschnitt zwischen Bund und Ländern. Danach sind

- mit Ausnahme nach § 9 Abs. 1 - die Länder mit den Er-
hebungen der Preise befaßt, die vielfach als Einzelpreise an das
Statistische Bundesamt weitergegeben werden. Soweit aus
Zweckmäßigkeitsgründen in Einzelfällen von der allgemeinen
Regelung abgewichen wird (2. B. bei zentral festgelegten Tarifen
etc.), geschieht das im Einvernehmen mit den zuständigen Län-
derbehörden. Die Auswertung der Erhebungsunterlagen für Bun-
deszwecke in Form der Berechnung von Bundesdurchschnitts-
preisen und Indexzahlen erfolgt im Statistischen Bundesamt.

Im einzelnen umfaßt das Erhebungsprogramm der in diesem
Gesetz im Rahmen angeordneten Preisstatistik nach dem gegen-
wärtigen Stand folgende Preiserhebungen:

Güter- und Leistungspreise (gemäß § 2 Nr. 1 und 2)

1. Statistik der Erzeugerpreise im Inland zur Erfassung von
Erzeugerabsatz- bztv. Großhandelseinkaufspreisen für rd.
90 land- und forstwirtschaftliche Erzeugnisse sowie rd.
1200 Rohstofre, Halb- und Fertigwaren der gewerblichen
Wirtschaft einschließIich Gas und lMasser sowie Elektrizi-
tät in rd. 2500 ausgewählten Betrieben, Genossenschaften,
Preisnotierungskommissionen, Marktverwaltungen und dgl.

2. Statistik der Ausfuhrpreise von rd. 1000 Waren haupt-
sächlich industrieller Herkunft in 400 ausgewählten Be-
trieben.

3. Statistik der Einfuhrpreise von rd. 400 'Waren, hauptsäch-
lich von Rohstoffen und Halbwaren, in rd. 300 ausgewähl-
ten Betrieben.

4. Statistik der Großhandelspreise zur Feststellung von Groß-
handelsverkaufspreisen von rd. 500'W'aren in rd. 1000 Be-
trieben.

5. Statistih der Verbraucherpreise sächlicher Betriebsmittel
der Landrvirtschaft für rd. 100 landwirtschaftliche Be-
triebsmittel und Leistungen in rd. 7900 Genossenschaften,
Einzelhandelsgeschäften, Handwerksbetrieben und fn-
nungen.

6. Statistik der Preise wichtiger Baustoffe und Bauleistungen
einschließlich Baunebenleistungen und Bauarbeiterlöhnen
in Bauämtern bzw. 5000 Betrieben.

7. Statistik der Einzelhandelspreise und sonstiger Preise für
die Lebenshaltung für rd. 520 Waren und Leistungen in
15 000 ausgewählten Betrieben des Einzelhandels, des

Handwerks, der Dienstleistungsgewerbe und der öfrent-
Iichen Versorgung.

Preise und Entgelte für Verkehrsleistungen (gemäß § 2 Nr. 3)

8. Statistik der Yerkehrspreise zur Erfassung von Personen-
fahrpreisen und Frachtsätzen im Eisenbahnverkehr, Preisen
und Entgelten im gewerbsmäßigen Straßenpersonen- und
-güterverkehr, Entgelten der Binnenschiffahrt, Frachtraten
für die im Seeverkehr wichtigen Beförderungsgüter und
Verkehrswege sowie zur Erfassung von Luftverkehrs-
preisen. Berichtsstellen sind z. B. die Deutsche Bundes-
bahn, der Verband der nichtbundeseigenen Eisenbahnen,
die Unternehmungen, Verbände und Genossenschaften des

gewerbsmäßigen Straßenpersonen- und -güterverkehrs so-

/ wie der Binnenschifrahrt, die Reeder, Ausrüster, Schifr-
fahrtsagenten und Befrachtungsmakler bzw. deren Ver-
bände, tr'luggesellschaften.

Mieten und Pachten (gemäß § 2 Nr.4)

9. Statistik der Mieten für rd. 5000 Wohnungen.

Die in dieser Aufstellung genannten Zahlen an Gütern, Lei-
stungen und Berichtsstellen entsprechen dem derzeitigen Stande'

Um Jedoch etwas Spielraum für eventuell erforderlich \ryerdende

Anderungen im Aufbau der Statistiken vorzusehen, ist in den
Zahlen der §§ 3, 4 und 6 ein Aufschlag enthalten. Diese Zahlen
sind damit als Höchstzahlen anzusehen.

Für die Erhebungen ist in der Regel die schriftliche Be-
fragungsform vorgesehen; für besondere Gebiete, z. B. Einzel-
handel mit Bekleidung und Hausrat, empfiehlt sich die Preis-
erhebung im Wege der persönlichen Befragung.

B. Besonderer Teil
Zt §2

§ 2 umschreiht den allgemeinen Umfang der Preisstatistik, der
in den §§ 3 bis 7 materiell noch im einzelnen näher festgelegt
und begrenz.t wird.

Zu §3

§ 3 umreißt die Tatbestände, die im Rahmen der Preiserhebun-
gen für Güter regelmäßig benötigt werden. Dabei wird neben
dem eigentlichen Preis auch auf die Erfassung etwa gewährter
Rabatte Wert gelegt.

Zu §4
§ 4 behandelt die Erhebung von Preisen und Entgelten für

Werk- und Dienstleistungen der verschiedensten Art, die von
Betrieben des gütererzeugenden Gewerbes einschließIich Repa-
raturhandwerk, des privaten Dienstleistungsgewerbes und des

öffentlichen Dienstes erbracht werden. Insbesondere handelt es

sich hier auch um die Erfassung der Leist'ungen der Bauwirtschaft
im Hoch- und Tiefbau; neben den Preisen für Reparaturen,
Friseurarbeiten usw. der produzierenden uncl handwerklichen
Gewerbe kommen hier ferner Preise für Kinokarten und dgl. in
Betracht.

Für die Leistungen der öfrentlichen Versorgung gelten meist
öffentliche Tarife. Dies erleichtert die Preisfeststellung wesent-
Iich und läßt die Inanspruchnahme von verhältnismäßig wenigen
Berichtsstellen zu.

Die Abweichung in der Bezeichnung iler Auskurlftspflichtigen
gegenüber § 3 Abs.2 beruht darauf, daß freie Berufe keine ge-
werblichen Unternehmen sind.

Zu §5

§ 5 regelt die Erhebung von Preisen und Entgelten für Yer-
kehrsleistungen der öfrentlichen und privaten Verkehrsunter-
nehmungen. Im Eisenbahnverkehr, Güterfernverkehr mit Kraft-
fahrzeugen und Binnenschifrsverkehr werden ganz oder z. T.
Festpreise angewandt; dadurch wird die Preisfeststellung bei
diesen Verkehrsträgern wesentlich erleichtert.

Zu §6

§ 6 regelt die'Durchführung von Erhebungen kleineren Um-
fanges zur laufenden Beobachtung der Mietenentwicklung. Um-
fassende Erhebungen, wie sie im Zusammenhang mit der lVoh-
nungszählung von 1950 durchgeführt wurden und für 1956/57 in
ähnlicher I{eise vorgesehen sind, werden auch künftig Gegen-
stand besonderer gesetzlicher Regelung bleiben. An dieser Stelle
handelt es sich hingegen lediglich um eine laufende Erfassung
der 'Wohnungsmieten, die mit der zunehmenden Lockerung auf
wohnungswirtschaftlichem Gebiet notwendig geworden und im
Rahmen der Entwicklung der Lebenshaltungskosten von beson-
derer Bedeutung ist. Hierbei ist eine Aufteilung der Mieten nach
reinen Mieten und nach Gebühren und Zuschlägen vorgesehen,
um die lfrsache der Veränderung der Gesamtmiete erkennen zu
können.

Die mietrechtliche Freigabe der gewerblich genutzten Räume

und die daraus zu erwartende Entwicklung läßt es angezeigt er-
scheinen, auch eine Möglichkeit zu Preiserhebungen auf diesem

Gebiet zu schaffen. Ferner sieht das Gesetz die dringend not-
wendig gewordene Erstreckung der Preisstatistik auf die Mieten
und Pächten für Grundstücke vor, deren Miterfassung im Bah-
men der in Absatz 2 genannten Höchstzahl auskunftspflichtiger
Berichtsstellen möglich ist.

L7 -257 -



Zu §8
Die Periodizität der Erhebungen wird in dieser Vorschrift für

alle Preisstatistiken gemeinsam grundsätzlich auf monatliche
Befragung festgesetzt. Eine Möglichkeit zur häufigeren Erhebung
muß jedoch für die \Maren offengehalten werden, die wegen
ihrer wirtschaftlichen Bedeutung oder infolge besonderer Emp-
findlichkeit gegenüber saisonalen oder außenwirtschaftlichen
Einflüssen (Kartoffeln, Gemüse, Obst und einige wichtige Ein-
fuhrgüter, wie z. B. NE-MetaIle) sehr starken Preisschwankun-
gen unterliegen. Bei den kurzfristigen Preiserhebungen handelt
es sicli mit Ausnahme von Erhebungen für 30 wichtige Nah-
rungsmittel und andere Bedarfsariikel, für welche laufend
wöchentlich erhoben wird, um vorübergehende, auf kurze Zeit-
abschnitte'(2.8. in der Saison oder während rapider Preisent-

wicklung) beschränkte Feststellungen. Zum Zwecke der Ent-
lastung der Berichtsstellen genügt andererseits bei manchen
Gütern, vor allem it Zeilet ruhiger Preisbewegung, odei sovveit
Unterlagen z. B. über Tarife bei behördlichen Stellen vorliegen,
eine Erh'ebung in längeren Zeitabstäirden.

Zu §9

Eine zentrale Bearbeitung dieser Statistik durch den Bund ist
notwendig, weil bei der Post, bei den Eisenbahnen und bei der
Seeschiffahrt eine Begrenzung der Verkehrsleistungen auf die
einzelnen Bundesländer im allgemeinen nicht möglich ist und sich
verkehrswirtschaftliche und verkehrspolitische Maßnahmen zum
überwiegenden Teil auf das gesamte Bundesgebiet beziehen.

Verordnung zur Durdrführung des Gesetzes über die Preisstatistik

Vom 29i Mai 19591)

Auf Grund des § 8 Abs.4 des Gesetzes über die Preisstatistik
vom 9. August 1958 (Bundesgesetzbl l S.605) vero,rdnet die
Bundesregierung: 

s I
(1) Die Statistik nach § 2 Nr. 1 des Gesetzes wird hinsichtlich

der Erzeuger- und Großhandelspreise für Speise-
, kartoffeln, Gemüse und Obst,

der Preise für Schlacht-, Nutz- und Zuchtvieh an den
Viehmärkten,
der Preise für Seefische einschließIich Heringe auf allen
I:Iandelsstufen, \
der Notierungen für Nichteisenmetalle an den Metall-
märkten

an allen Tagen, an dehen Umsätze stattfinden (Markttagen),
durchgeführt.

(2) Die Statistik nach § 2 Nr. 1 des Gesetzes wird hinsichtlich
der Großhandels- und Verbraucherpreise für höchstens 30 Nah-
rungsmittel wöchentlich durchgeführt.

(3) Die Statistik nach § 2 Nr. 1 des Gesetzes wird hinsichilich
der Erzeugerpreise für Getreide,
der Erzeuger- und Großhandelspreise für Eier,
der Verbraucherpreise für Kartoffeln, Gemüse und Obst
in den Monaten Mai bis OktoLer

zweimal monatlich durchgeführt.

, §2
(1) Die Statistik nach § 2 Nr. 1 des Gesetzes wird hinsichtlich

der Saatgutpreise auf allen Handelsstufen, -

der Erzeugerpreise für Erzeugnisse des Stahlbaus,
der Verbraucherpreise für Pfl anzenschutzmittel

viermal jährlich durchgeführt. ,

Auf Grund des § 8 Abs. 4 des Gesetzes über die Preisstatis'tik
vom 9. August 1958 (Bundesgesetzbl. I S.605) verordnet die
Bundesregierung: r

Artikel 1

Die Verordnung zur Durchführung des Gesetzes über die
Preisstatistik vom 29. Mai 1959 (Bundesanzeiger Nr. 104 vom
4. Juni 1959) wird wie folgt geändert:

§ 2 Abs. 4 wird gestrichen.

Ärtikel 2

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten übBrleitungs-
gesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgeseizbl. I S.1) in Verbin-
dung mit § 10 des Gesetzes über die Preisslatistik auch im Land
Berlin.

(2) bie Stuti.tiü nach § 2 Nr. 1 des Gesetzes wircl hinsichtlich
der Düngemittelpreise im fnlandsverkehr auf allen
Handelsstufen, ausgenommen Düngekalk,

' der Erzeugerpreise für Zuckerrüben und inländischen
Tabak 

,

einmal jährlich durchgeführt.
(3) Die Statistik nach'§ 2 Nr.2 dds Gesetzds wird hinsichtlich

der Preise für Bauleistungen vierteljährlich durchgeführt.
(4) Die Statistik nach § 2 Nr. 4 des Gesetpes wird hinsichtlich

der lMohnungsmieten vierteljehi'lich durchgeführt.

' §3
Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten überleitungs-

gesetzes vom 4. Januar 1952 (Eundesgesetzbl. I S. 1) in Verbin-
dung mit § 10 des Gesetzes tibei die Preisstatistik auch im Land
Berlin.

. §4
Diese Verordnung gili im Saarland von dem Zeitpunkt an, zu

dem das Gesetz über die Preisstatistik im Saarland in Kraft tritt.

§5

_ Diese Yerordnung tritt am Tage, nach ihrer Verkündung in
Kraft.

Bonn, den 29. Mai 1959.

Der Stellvertreter des Bundesl<anzlers
Ludwig Erhard

Der Bundesminister für'W'irtschaft,
Ludwig Erhard

Artikel 3

'l
Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. August 1960 in

Kraft.

Bonn, dei 19. August.1960.

Der Stellvertreter"des Bundeskanzlers
. Lurlwig E"hu"h

Der Bundesminister lür Wirtschaft
Ludwig Erhard

it

Verordnung zur Anderung der Verordnung zur Durehführung des Gesetzes

über die Preisstatistik {

Vom l9.August 19602) ii

r) Bundesanzelgcr Nr.10,l S, 1. - 
t) Bundesanzeiger Nr. 160 S. 1.
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Zweite Vörordnung zur Durdrführung des Gesetzes über die Preisstatistik

Vom 30. August 19611)

Gesetz über die Statistik der'Wirtsehaftsreehnungen privater Haushalte

Vom ll.Januar 1961,)

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: § 3

Auf Grund des § 8 Abs. 4 des Gesetzes über die Preisstatistik
vom 9. August 1958 (Bundesgesetzbl. I S.605) verordnet die
Bundesregierung:

§1
Die Statisiik nach § 2 Nr. 4 des Gesetzes wird hinsichtlich der

Wohnungsmieten viertel jährlich durchgef ührt.

§2
Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten Überleitungs-

gesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) in Verbin-
dun§ mit § 10 des Gesetzes über die Preisstatistik auch im Land
Berlin.

§1
Im Geltungsbereich dieses Gesetzes werden bei privaten Haus-

halten folgende repräsentative Erhebungen über Wirtschafts-
rechnungen als Bundesstatistik durchgeführt:

1. monatliche Erhebungen bei Haushalten von Arbeitnehmern,
Pensions-, Fürsorge- und Rentenempfängern;

2. Erhebungen, die sich jeweils äuf ein Jahr beziehen,'bei
Haushalten aller BevöIkerungskreise. Die Erhebungen be-
ginnen im Jahre 1962;, sie sind in drei- bis fünfjährigeo
Abständen zu wiederholen; die Bundesregierung bestimmt
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates
jeweils den Zeitpunkt der Erhebungen.

§2
(l) Die Erhebungen nach § 1 erfassen folgende Tatbestände:

1. die Einnahmen der Haushalte nach Quellen;
2. die Yerwend,rrg ä". Einnahmen für

a) den privaten Verbrauöh (nach Art, Menge und
Betrag),

, b) Steuern und Abgaben,

, c) Beiträge zur Sozialversicherung und zu privaten
Yersicherungen, soweit sie nicht unter Buch6tabe e

fallen,

d) Rückzahlung von Schulden,

e) Vermögensbildung,

f) sonstige Zwecke.

(2) Außer den in Absatz 1 bezeichneteo Tatbeständen er-
fassen die Erhebungen Angaben über die Zusammensetzung der

Haushalte und ihre wirtschafilichen unil sozialed VerhäItnisse
sowie über die Ausrüstung der Haushalte mit technischen Ge-

brauchsgütern, soweit diese Angaben für die statistische Zuord-
nung der'Haushalie und für die Darstellung der Ergebnisse er-

{orderlich sind.

§3
Diese Yerordnung tritt mit Wirkung vom 1. Juli 1961 in

Kraft.

Bonn,'den 30. August 1961.

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers
' Ludwig Erhard

Der Bundesminister für lVirtschaft
Ludwig Erhard

(l) Die Erhebungen nach § I Nr.1 erstrecken sich auf höch-

stens' 1000 Haushalte in jedem Monat.

(2) Die Erhebungen nach § 1 Nr.2 erstrecken sich auf höch-

stens 0,3 vom Hundert aller Haushalte.

§4
Die Erteilung der Auskunft durch die Haushalte zu den Er'

hebungen nach § 1 ist freiwillig.

§5
Die Aufbereitung der Erhebungen nach § 1 Nr.2 obliegt dem

Statistischen Bundesamt.

§6
Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 des Dritten

überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1)

auch im Land Berlin. Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses

Gesetzes erlassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des

Dritten Uberleitungsgesetzes.

§7
Dieses Gesetz iritt am Tage nach seiner Verkünclung in Kraft.

fiie verfassungsmäßigen Rechte des Bundesrates sind gewahrt.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Bonn, den 11. Januar 1961.

Der BundesPräsident
Lübke

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers
Ludwig Erhard

Der Bundesminister für Wirtschaft
Ludwig Erhard

, 
n. Allgemeiner Teil

l. Zweck und Bedeutung der Erhebung von
' Wirtschaftsrechnungen

Amtliche Erhebungen über,Wirtschaftsrechnungen' privater
Haushalte werden in der Bundesrepublik seit 1949 laufend
durchgeführt. Sie besshränken sich jedoch auf die soziale Gruppe

t) Bundesenzeicer Nr.171 S.1. - 
t) BGBI. I S. 18. - 

t) Bundestagsdrud(-
seche Nr. 1623 vöm 16. Februer 1960 (6iehe Vorbemerkuni auf S. 156 oben).

der Arbeitnehmer (hauptsächlich'Industriearbeiter), auf, einen

bbstimmten Haushaltstyp (nämlich 4 Persohen, bestehend aus

einöm Ehepaar und 2 Kindern, davon eins unter 14 Jahren) und

nur einem Verdiener in der'Familie. Ferner werden bestimimte

Einkommensgrenzen eingehalten, die etwa dem Durchschnitts-
verdienst dei Industriearbeiter folgen. Zusätzlich rverden die

Wirtschaftsrechnungen in Rentnerhaushalten mit 2 und-3 Per-
sonen unterhalb bestimmter Einkommensgrenzen, und einmäIig
wurden auch die Wirtschaftsrechnungen von Landarbeitern und

Bauern statistisch beobabhtet. . :

Begründungr)
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Trotz dieser Beschränkung auf die genannten Bevölkerungs-
kreise und trotz der geringen Zahl der Beobachtungen (nur we-
nige hundert Haushalte werden laufend erfaßt) bieten die bis-
herigen Ergebnisse wichtige Einblicke in die Verbrauchsstruktur
dieser Haushaltstypen. Mit ihrer Hilfe wird das Verbrauchs-
schema für den Preisindex der Lebenshaliung aufgebaut und
laufend kontrolliert. Sie zeigen, für welche Zwecke die Einkom-
men verwendet worden sind, d. h. welcher Teil der Ausgaben
dieser Haushaltstypen auf die Ernährung, die Bekleidung, die
lVohnungsmieten und auf andere Bedarfsgruppen entfällt. Die
Flrgebnisse liefern dem Sozialpolitiker Grundlagen für die Fest-
setzung und Anderung von Renten und Unterstützungssätzen
und erlauben es, die Auswirkungen von Reformen auf diesen
Gebieten zu beobachten. Sie dienen ferner als Grundlage für er-
nährungswissenschaftliche Untersuchungen und ermöglichen in
bescheidenem Umfang auch einen Einblick in die Veränderungen
der Yerbrauchsgewohnheiten bei steigendem Einkommen.

Die sehr schmale Grundlage der bisherigen Erhebungen und
die damit notwendigerweise verbundene Beschränkung auf aus-

'gewählte Haushaltstypen (nach Größe, Zusammensetzung und
Einkommenshöhe) müssen in Kauf genommen werden, wenn Er-
hebungen laufend mit einem tragbaren Aufwand an Arbeitskraft
und {osten durchgeführt we.dä., sollen; sie lassen es jedoch
nicht zu, die für diese ausgewählten Gruppen gewonnenen Er-
gebnisse zu verallgemeinern. Schlüsse auf die allgemeine Ent-
wicklung der Lebenshaltung in allen Bevölkerungsschichten; also
ein Bild der Nachfrage der Gesamtheit aller privaten Haushalte,
können auf dieser Basis nicht gewonnen werden. Hier4u ist es
erforderlich, alle Bevölkerungsgruppen in repräsentativer Form
in diese Statistik einzubeziehen und von Zeit zn Zeit Stichproben-
erhebungen über Einkommen und Yerbrauch in privaten Haus-
halten durchzuführen. Diesem Ziel dient der vorliegende Gesetz-
entwurf neben der Lögalisierung der laufenden monatlichen
Wirtschaftsrechnungen.

Es sei daran erinnert, daß die amtliche Statistik bisher und
seit jeher stark auf die statistische Durchleuchtung der Produk-
tion im weitesten Sinne und damit der Angebotsseite in einer
Marktwirtschaft ausgerichtet ist. In der Marktwirtschaft ent-
scheidet aber sehr weiigehend die Nachfrage und damiü der
Verbraucher über Ausmaß und Richtung der wirtschaftlichen
Expansion. Die Transparenz der Märkte, ohne die eine Wett-
bewerbswirtschaft kaum funktionieren kann, verlangt also auch
eine ausreichende statistische Darstellung des privaten Ver-
brauchs. Yom gesamten Sozialprodukt sind-in den ietzten Jahren
fast zwei Drittel unmittelbar von den privaten Haushalten auf-
Benommen worden, ohne daß es bisher möglich ist, diesen Ver-
brauch auch nur unter einigen wesentlichen Gesichtspunkten aus-
reichend zu gliedern. Das Material der vorgesehenen Wirt-
schaftsrechnungen wird eine Gliederung nach Gütearten, also
nach der Art der verbrauchten 'Waren und Dienstleistungen, er-
Iauben, wobei dem Problem der sogenannten langlebigen Ge-
brauchsgüter, den Herkunftsbereichen der Güter und dem letzten
Verwendungszweck der Güter Beachtung geschenkt werden
kann. Der wesentliche Fortschritt liegt aber darin, daß der pri-
vate Verbrauch auch nach Käufergruppen unterschieden werden
kann, was bei keinem anderen statistischen Verfahren zur Er-
fassung des privaten Verbrauchs möglich ist. Die Haushalte
können zunächst nach der Familiengröße und nach der Zahl der
Verdiener gegliedert werden; das ist deshalb wichtig, weil der
Beitrag hehrerer Mitglieder zum Familieneinkommen vielfach
eine entscheidende Voraussetzung für einen erhöhten Lebens-
standard und für den Äbsatz langlebiger Gebrauchsgüter ist.
Auch die zusätzliche Gliederung nach der Einkommenshöhe ist
entscheidend, denn die z.Z. beobachtete Einkommensgruppe
stellt selbst unter den Industriearbeitern nur einen sehr [leinen
Teil aus der weit gestreuten Masse der Einkommen dar.

Auch eine Gliederung nach sozialen und beruflichen Merk-
malen wird möglich sein. Die Ergebnisse werden also Unterlagen
über die unterschiedliche Zusammensetzung des Verbrauchs in
den einzelnen Gruppen bringen und damit u. a. erlauben, die
wahrscheinliche Richtung von Verbrauchsveränderungen bei stei-
gendem Einkommen abzuschätzen, was nicht zuletzt auch für die
Produktioos- und Absatzplanung der llnternehmen vou Bedeu-

tung ist. Diese statistischen Aufschlüsse sinal von größter Bedeu-
tung für die Manktbeobachtung und -analyse sowie für die
Diagnose der allgemeinen'Wirtschaftsentwicklung und damit für
die Wirtschafts-, Sozial-, Steuer- und Familienpolitik. Sie bil-
den darüber hinaus auch eine wichtige Grundlage für eine Glie-
derung der Verwendungsseite der Sozialproduktsberechnungen.

Die vorgesehenen Wirtschaftsrechnungen können aber - ob-
wohl die Ausgabenseite im Vordergrund steht - auch wichtige
und bisher fehlende Unterlagen über die Einnahmeseite, also
insbesondere über die Einkommen der privaten Haushalte, lie-
fern. Die häufigen Anderungen des Steuerrechts, die auf den
Einkommensbegriff zurückwirken, und vor allen Dingen die Her-
ausnahme oder pauschale Behandlung immer größerer Bevölke-
rungsgruppen bei der Einkommensbesteuerung erlaubten es
nicht mehr, volkswirtschaftlich güItige Aussagen über die Ein-
kommen auf Grund der Einkommensteuerstatistik zu machen.
Iline vollständige Information über die Einkommen aus den ver-l
schiedenen Quellen und darüber hinaus über ihren Zusammen-,
fluß zrr Familieneinkommen ist daher dringend erforderlich. Die
'W'irtschaftsrechnungen werden daher auch eine bessere Darstel-
lung der Einkommensströme im Rahmen der volkswirtschaft-
Iichen Gesamtrechnungen erlauben. Auch die tatsächliche Be-
lastung der Einkommen, z. B. durch Miet- und Preisveränderun-

,gen, Iäßt sich mit Hilfe der 'W-irtschaftsrechnungen durchleuch-
,ten. Die Wirtschaftsrechnungen Iassen fernerhin einige Auskünfte
über die Höhe der Ersparnisse und die Art der Yermögensbil-
dung (2. B. Ankauf von VolksaLtien, Eigenheimen usw.) erhof-
fen. Die hierfür wichtige Gliäderung der Personen und Haus-
halte nach den wiederholt genannten Merkmalen (berufliche und
soziale Stellung, Einkommenshöhe, Familiengröße usw.) kann

-noch am ehesten im Zusammenhang mit dgnWirtschaftsrechnun-
gen erfolgen.

Die allgemeinen Verbrauchs- und Einkommensstichproben kön-
nen wegen des umfangreichen Arbeitsaufwands und der damit
verbundenen Kosten nicht jährlich, sondern nur in Abständen
von mehreren Jahren durchgeführt werden. Die Entwicklung der
Verbrauchsverhältnisse der privaten Haushalte in den Jahren
zwischen den umfassenden Stichproben soll deshalb an Hand
laufender monatlicher Wirtschaftsrechnungserhebungen in einer
relativ Lleinen Zahl von Haushalten aus entsprechend ausge-
wählten Bevölkerungskreisen beobachtet werden.

II. Die Rechtsgrundlagen der Statistik der
Wirtschaf tsrechnungen

Die zur Zeit laufenden Erhebungen über die '\Mirtschaftsrech-

nungen gehen in ihrer rechtlichen Grundlage zurück auf die Ge-
meinsame Änordnung der Verwaltungen des Vereinigten Wirt-
schaftsgebietes zur Durchführung von Statistiken vom 1. Juni
1949 (Ofrentlicher Anzeiger für das VWG Nr.50 vom 25. Juni
1949 S.1), welche auch auf die Länder der ehemals französisch
besetzten Zone durch Yerordäung vom 31. März 1950 erstreckt
wurde. Diese Rechtsgrundlage wurde abgelöst durch das Gesetz
über die Statistik für Bundeszwecke (StatGes) vom 3. Septem-
ber 1953 (BGBI. I S. 1314), wonach gemäß § 1'6 die E.heb,rrrge,
über Wirtschaftsrechnungen als Bundesstatistiken durchgeführt
werden mit der Maßgabe, daß sie spätestens 2 Jahre nach In-
krafttreten des Statistischen Gesetzes durch besonderes Gesetz
anzuordnen sind. Die Frist von 2 Jahren wurde durch die Ge-
setze vom 8. August 1955 (hGBl. I S.507) und vom 15. Juli
1957 (BGBI. I S. 721) um weitere 4 Jahre bis einschließlich
24. September 1959' verlängert.

B. Besonderer Teil
Zu §1

Die in 3- bis 5jährigen'Abständen vorgesehenen Jahres-
erhebungen müssen hinsichtlich des Zeitpunktes der Durchfüh-t rung sowohl der wirtschaftlichen Entwicklung als auch der
Arbeitslage in den Statistischön Amtern angepaßt werden. Des-
halb sieht das Gesetz eine Festlegung nur hinsichtlich des Be-
ginns der Laufzeit der Erhebungen (ab,1961) und eine Rahmen-
Anordnung über deren Periodizität (alle 3 bis 5 Jahre) vor.
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Zt §2
Bei Ermittlung der Einnahmen nach Absatz 1 Nr. 1 wird eine

Aufgliederung nach Quellen und eine möglichst große Vollstän-
digkeit angestrebt. So ist z. B. nach dem Einkommen aus Er-
rverbstätigkeit, Renten, Pensionen oder.eigenem Vermögen so-
rvie nach Vermögensauflösungen (Abhebung von Sparkonten,
Verkauf von Wertpapieren, Verkauf von Sachvermögen, Ver-
minderung der Barbestände u. ä.) nach Schuldenaufnahme usw.
z.u fragen.

Unler Absatz 7 Nr. 2 werden die zu erfragenden Taibestände
der Ausgabenseite festgelegt. Erfaßt werden soll hier die Ver-
wendung aller Einkommen und sonstigen Einnahmen (einschließ-
Iich Sacheinkünfte). Bei der Nachweisung der Aufwendung für
den privaten Verbrauch sollen soweit wie möglich Art und Menge
der Güter und Leistungen festgehalten werden. Daneben werden
auch z. B. die von den Haushalten gezahlten Steuern, die Bei-
träge zur Sozialversicherung und zu privaten Versicherungen so-
wie die Vermögensbildung (Spareinlagen bei Banken, Käufe von
Wertpapieren, Käufe von Grundstücken und Gebäuden, Er-
höhung der Bargeldbestände, Geivährung r.on Darlehen usw.)
berücksichtigt.

Unter Absatz 2 sind Tatbestände zusammengefaßt, die den
llaushalt insgesamt betrefren, z. B. die Zahl der Haushaltsmit-
glieder und ihre Stellung im Haushalt, Alter und Geschlecht, die
Zahl der Verdiener, ihr Beruf und ihre soziale Stellung, die
WohnverhäItnisse der Haushalte und die Ausrüstung der Haus-
halte mit technischen Gebrauchsgütern, ferner die Beteiligung
der Haushaltsmitglieder und Haushaltsfremden am Haushalts-
verbrauch. Diese Angaben werden für den Nachweis der Ergeb-
nisse in der Gliederung der Haushalte nach wirtschaftlichen und
sozialen Gruppen benötigt.

Zu §3
In die Erhebungen nach § 1 Nr. 1 werden bis zu 1000 Haus-

halte einbezogen, um statistisch einigermaßen. gesicherte Ergeb-
nisse über die Entwicklung des Verbrauchs zwischen den um-
fassenden Jahreserhebungen an Hand der in § 1 Nr.1 genannten
Bevölkerungsgruppen zu gewinnen.

Bei den Erhebungen nach § 1 Nr. 2 soll durch Anwendung des
Stichprobenverfahrens eine repräsentative Äuswahl der Haus-
halte sichergestellt werden. Bei der Fesilegung der Höchstzahl
von 0,3 v. H. aller Haushalte im Bundesgebiet s'urde einerseits auf
die statistische Zuverlässigkeit der Ergebnisse, andererseits auf
die praktische Durchführbarkeit der Erhebungen und auf die
Kosten Rücksicht genommen. Die Erhebungen müssen sich we-
gen der saisonalen Einkommens- und Verbrauchsschwankungen
bei allen Haushalten grundsäizlich jeweils auf ein volles Jahr
erstrecken. Gleichzeitig ist ein volles Jahr der mindeste Zeit-
laum {ür eine repräsentative Erfassung der seltener gekauften
Gebrauchsgüter.

Zu §4
Die Statistik der Wirtschaftsrechnuigen stellt an die erfaßten

Haushalte wegen Art und UmTang der erbetenen Angaben er-

hebliche Anforderungen. Es erscheint deshalb zweckmäßig, nur
solche Haushalte zur Erhebung heranzuziehen, die freiwillig zur
Mitarbeit bereit sind. Es ist zu erwarten, daß Haushalte in aus-
reichender Zahl :z,tr freiwilligen Mitarbeit gewonnen welden
können. Deshalb wird bei diesen Erhebungen auf eine Äuskunfts-
verpflichtung der Befragten (§ 10 StatGes) verzichtet.

Zu §5

Bei den Erhebungen zu § 1 Nr.2 ist eine zentrale Äufberei-
tung der von den Statistischen Landesämtern erhobenen und vor-
bereiteten Unterlagen durch das Siatistische Bundesamt ange-
bracht, weil wegen der sehr komplizierten und vielseitigen Ein-
kommens- und Verbrauchsvorgänge in den Haushalten nicht von
vornherein generelle Richtlinien aufgestellt werden können, wie
sie für eine dezentrale Bearbeitung benötigt v/erden.

C. Kostenberechnung

a) Für die monatlichen Erhebungen (§ 1 Nr. 1) sind die jähr-
Iichen Kosten wie folgt veranschlagt worden:

Personalkosten

Sachkosten

fnsgesamt
DNI

805 000

295 000

Insgesamt 230 000 870 000 1 100 000

Hiervon sind in den Haushalten von Bund und Ländern
Iür den gegenwärtigen Stand der Erhebungen bereits
199 000 DM beim Bund und 645 000 DM bei den Ländern
veranschlagt. Die Erhöhung um 256 000 DM ergibt sich
durch die Notwendigkeit, die Zahl der zu befragenden
flaushalte äuf bis zu 1000 zu erhöhen. Der zusätzliche Be-
darf konnte durch Bationalisierungsmaßnahmen beim Auf-
bereitungsverfahren und Auswertuhgsprogramm in be-
scheidenen Grenzen gehalten werden.

b) Für die ab 1961 in mehrjährigen Absiänden durchzuführen-
den Erhebungen (§ 1 Nr.2) ist nach überschläglichen
Schätzungen des Statistischen Bundesamies je Erhebung
mit insgesamt rd. 8 Mio DM zu rechnen. Dieser Betlag
verteilt sich je nach Dichte der Erhebungsfolge auf 2 oder
3 Haushaltsjahre. Er setzt sich wie folgt zusammen:

Bund
DM

169 000

61 000

Länder
DM

636 000

234 000

Personalkosten

Sachkosten ..

Bund
DM

3 177 000

833 000

Länder
DM

1 326 000

2 650 000

Insgesamt
DM

4 503 000

,3 483 000

Inslesamt 4 010 000 3 976 000 7 986 000

Bei diesen Beträgeri handelt es sich um zusätzliche Kosten.
Von den Sachkosten in den Ländern entfallen rd. 2,2 Mio
DM auf Interviewerkosten.

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen:

ERSTER ABSCHNITT

Allgemeine Bestimmungen

§1
(1) Im Geltungsbereich dieses Gesetzes wird eine Lohn-

statistik als Bundesstatistik durchgeführt. Sie umfaßt

1. eine laufende Statistik über die Arbeitsverdienste und
Arbeitszeiten in der Landwirtschaft,

Gesetz über die Lohnstatistik

Vom 18. Mai 19561)

2. eine laufende Statistik über die Arbeitsverdienste und
Arbeitszeiten in anderen Wirtschaftsbereichen,

3. Sondererhebungen über Arbeitsverdienste und Arbeits-
zeiten.

(2) Die Statistik nach Absatz 1 Nr. 1 rvird nicht in den Län-
dern Freie und Hansestadt Hamburg und Freie Hansestadt Bre-
men sowie im Land Berlin durchgeführt.

§2
Auskunftspflichiig für die Statistiken nach § 1 sind die Ärbeit-

geber.) BGBI. r S.429.
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ZWEITER ABSCHNITT

Laufende Statistiken über Arbeitsverdienste und Arbeitszeiten
der Landwirtschaft

§3
(1) Die Statistik nach § 1 Abs. 1 Nr. 1 erstreckt sich auf

f. in die Hausgemeinschaft aufgenommene, ständig be-
schäftigte männliche und weibliche landwirtschaftliche
Arbeiter im Monatslohn,

2. nicht in die Hausgemeinschaft aufgenommene männ-
liche landwirtschaftliche Arbeiter im Stundenlohn.

(2) Für die Staiistik ist eine repräsentative Auswahl von
landwirtschaftlichen Betrieben heranzuziehen; dabei ist die Re-
präsentation so zu bemessen, daß im Durchschnitt bis zu 10 vom
Hundert der im Äbsatz 1 bezeichneten Arbeiter erfaßt werden.

(3) Die Statistik ist bis zum Jahre 1958 einschließlich in halb-
jährlichen, vom Jahre 1959 an in jährlichen Abständen durchzu-
führen, sofern nicht die Bundesregierung durch Rechtsverordnung
mit Zustimmung des Bundesrates bestimmt, daß die Statistik
auch nach 1958 weiter in halbjährlichen Abständen aufgestellt
wird.

, §4
(1) Durch die Statistik nach § 1 Abs. 1 Nr. 1 sind die Bar-

verdienste, für die landwirtschaftlichen Arbeiter im Stundenlohn
außerdem die Arbeitsstunden zu erfassen, gegliedert nach Grö-
ßenklassen der Betriebe sowie nach der Tätigkeit und dem Ge-
schlecht der Ärbeiter.

(2) Die Angaben nach Absatz 1 sind auf Fragebogen für je-
weils einen I\{onat oder vier zusammenhängende lVochen zu

machen.

DRITTER ABSCHNITT

Laufende Statistiken der Arbeitsverdienste und Arbeitszeiten
-in anderen Wirtschaftsbereichen

§5
(l) Die Statistik nach § 1 Abs. 1 Nr.2.erstreckt sich auf

1. die Arbeiter in den folgenden Wirtschaftsabteilungen
nach dem Systematischen Yerzeichnis der Arbeits-
stätten:

Bergbau, Gewinnung und Verarbeitung von Steinen
und Erden, Energiewirtschaft,
Eisen- und Metallerzeugung und -verarbeitung,
Verarbeitende Gewerbe (ohne Eisen- und Metall-
verarbeitung),
Bau-, Ausbau- und Bauhilfsgewerbe;

2. die Angestellten in den unter Nummer 1 genannten
Wirtschaftsbereichen so'w'ie in der Wirtschaftsabteilung
,Handel, Geld- und Versicherungswesenc.

(2) Für die Statistik ist eine repräsentative Auswahl von Be-
trieben heranzuziehen.

(3) Die Statistik ist in vierteljährlichen Abständen, für die
erfaßten Handwerkszweige mit Ausnahme der handwerklichen
Betriebe des Hoch-, Tief- und Ingenieurbaues in halbjährlichen
Abständen durchzuführen.

§6
(1) Durch die Statistik nach § 1 Abs. 1 Nr.2 sind zu erfassen

1. gegliedert nach dem Geschlecht und der Tätigkeit

a) die Zahl der Arbeiter und der Ängestellten,

b) die Zahl der Arbeitsstunden der Arbeiter unter be-
sonderer Angabe der zuschlagpflichtigen über-,
Sonn- und Feiertagsstunden,

c) die Arbeitsverdienste der Arbeiter und der Ange-
stellten;

2. die Art des Betriebes, die tarifliche Ortsklasse und die
Zahl der Arbeitstage.

(2) In Abständen von drei Jähren, beginnend mit dem Jahre
1956, sind für einen Erhebungsmonat die in Absatz 1 Nr. 1 ge-

nannten Tatbestände untergliedert nach dem ÄIter zu erfassen.

(3) Die Angaben nach den Absätzen 1 und 2 sind auf Frage-
bogen für jeweils einen Monat oder vier zusammenhängende
Wo'chen zu machen, und zwar für Betriebe mit zehn und mehr
Ärbeitern und Angestellten nicht über die einzelnen Arbeit-
nehmer, sondern über die Arbeitnehmergruppen (Lohnsummen-
verfahren).

VIERTER ABSCHNITT

Sondererhebungen über Arbeitwerdienste und Arbeitszeiten

In Abständen von drei bis ftinf Jahren sind durch die Sonder-
erhebungen nach § 1 Äbs. 1 Nr. 3 die Arbeitszeiien und Arbeits-
verdienste der einzelnen Arbeiter und Angestellten zu erfassen
(Individualverfahren). Dabei ist insbesondere ihre Gliederung
nach der Art der Tätigkeit sowie nach Alter und Geschlecht der
Arbeitnehmer zu berücksichtigen. Für die Arbeiter sind ferner
Arbeitszeit und Arbeitsverdienste getrennt nach Zeit- und
Leistungslohn zu ermitteln. Diese Sondererhebungen erstrecken
sich nicht auf den öffentlichen Dienst.

§8
' (1) Die Bundesregierung bestimmt durch Rechtsverordnung
mit Züstimmung des Bundesrates, in welchen 'Wirtschaftsabtei-

lungen nach dem Systematischen Verzeichnis der Arbeitsstätten
die Sondererhebungen nach § 1 Abs. 1 Nr.3 jeweils durchgeführi
werden.

(2) Die Rechtsverordnung kann die Sondererhebungen auch
auf die sozialen Nebenleistungen der Betriebe erstrecken. So-
ziale Nebenleistungen, die ein'em einzelnen Arbeitnehmer nicht
zugerechnet werden können, sind im gar.rzer. ut erfassen.

,FUNFTER 
ABSCHNITT

Schlußbestimmungen

. §e
Dieses Gesetz gilt nach Maägabe des § 13 Abs. 1 des Dritten

überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgeseizbl. I S. I)
auch im Land Berlin. Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses
Gesetzes erlasseir werden, gelten im Land Berlin nach § 14 dcs
Dritten Uberleitungsgesetzes. ll

§10
Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in Kraft.

Zum gleichen Zeitpunkt treten außer Kraft
das Gesetz über Lohnstatisiik vom 22. August 1949
(wiGBr. s.265),
lfd. Nr.39 des Änhangs"der Gemeinsamen Änordnung der
Verwaltungen des Vereinigten Wirtschaftsgebietes zur
Durchführung von Statistiken vom 1. Juni 1949 (öffent-
licher Anzeiger für das Yereinigte '\4rirtschaftsgebiet Nr. 50
vom 25. Juni 1949),

die Verordnung zur Durchführung einer Statistik der Ge-
halts- und Lohnverhältnisse vom 22.Dezember 1951 (Bun-
desanzeiger Nr.249 vom 28. Dezember 1951),

das Gesetz über Lohnsätistik vom 10. Januar 1952 (Ge-
setz- und Verordnungsblatt für Berlin S.76).

Die verfassungsmäßigen Rechte des Bundesrates sind gewahrt.
Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Bonn, den.18. XIai 1956.

' Für den Bundespräsidenten
Der Präsident des Bundesrates

von Hassel
Der Stellvertreter des Bund,eskanzlers

Blücher
Der Bundesminister für Arbeit

Anton Storch
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Begründungtl

4.. Im'Allgemeinen

Die Lohnstatistiken wurden bisher aüf Grund verschiedener
Rechtsvorschriften durchgeführt. Die laufenden'vierteljährlichen
Lohnsummenerhebungen in der Industrie und im Baugewerbe be-
ruhen auf der ,Gemeinsamen Anordnung der'Yerwaltungen des
VereinigtenWirtschaf tsgebietes zur Durchführung.r,on Statistiken "
vom 1. Juni 1949 (öffentlicher Anzeiger Jahrgang 2 Nr. 50 S. 1),
die auf Grund des 'Gesetzes über die Errichtung eines Statisti-
schen Amtes des Vereinigten Wirtschaftsgebietes. vom 21. Ja.i
nuar 1948 (WiGBl. S. 19) erlassen wurde. Die Sondererhebungen
zur Lohnstatistik sind dagegen durch Yerordnungen nach § 2 des

'Gesetzes über Lohnstatistik. . 
yom 22. August 1949 (WiGB1.

5.265) angeordnet r,vorden. Die erwähnten Gesetze und die
Gemeinsame Anordnung, die ursprünglich nur für das ehemalige
Vereinigte Wirtschaftsgebiet galten, waren durch die ErstrecLungs-
verordnung vom 31. März 1950 (Bundesgesetzbl. S.81) auf das
ganze Bundesgebiet ausgedehnt worden. Später hat aber das ,Ge-
setz über die Statistik für Bundeszrvecke" vom 3. September 1953
(Bundesgesetzbl. I S.1314) sowohl das ,Gesetzrüber die Errich-
tung eines Statistischen Amtes des Ydreinigten Wirtschaftsgebie-
tes. als auch die genannte Erstreckungsverordnung aufgehoben.
Damit hat die laufende Lohnsummenstatistik zum Teil ihre ur-
sprüngliche Rechtsgrundlage verloren, und der Geltungsbereich
des Gesetzes über Lohnstatistik ist wieder auf das ehemalige
Vereinigte'Wirischaftsgebiet beschränkt worden. Die derzeitige
Lohnsta-'tistik beruht als- BundesstatiJtik hur noch auf der Ube-r-
gangsvorschrifi in § 16 des ,Gesetzes über die Statistik für
Bundeszwecke., die besagt, ilaß laufende Statistiken des Bundes
und der Verwaltung des Vereinigten Wirtschaftsgebietes, für die
eine spezielle gesetzliche Grundlage nicht gegeben ist, zunächst
noch als Bundesstatistiken durchgeführt werden dürfen. Damit
ist eine gesetzliche Neuregelung der Lohnstatistik unumgänglich
geworden, zumal es auch zweifelhaft sein kann, ob die in dem
,Gesetz über Lohnstatistik" von 1949 enthaltenen Ermächtigun-
gen miü Ari. 80 GG vereinbar sind.

Für eine baldige Neuregeiung spricht, der Umstand, daß die
Bundesrepublik Deutschland'mit der Ratifizierung des'über-
einkommens der Internationalen Arbeitsorganisation vom 20. Juni
1938 tlber Statistiken der Löhne und der Arbeitszeit in den
hauptsächlichsten Zweigen des Bergbaus und des verarbeitenden
Gewerbes einschließlich des Baugewerbes sowie in der Land-
wirtschaft (Nr. 63) " Verpflichtungen' übernommen hat, die eine
gewisse Erweiterung der bisherigen Lohnstatisiik notwendig
machen (vgl. die Begründung zum Ratifikationsgesetz, Bundes-
tags-Drucksache 126 vom 4. Dezember 1953 sowie Bundesrats-
Drucksache Nr.479153 vom 6. und 7. November 1953).

Das vorliegende Gesetz ist ein Spezialgesetz zum ,Gesetz über
die Statistik für Bundeszweche.. Gegenstände, die dort allgemein
für alle Siatistiken geregelt.sind, wie z.B. die Auskunftspflicht
der Befragten, die Sicherung statistischer Angaben gegen miß-
bräuchliche Benutzung, organisatorische Fragen, die Kostenrege-
lung, brauchen hier nicht nochinals behandelt zu werden.

über die finanzielle Ausriirkung des Gesetzes kann folgendes
gesagt werden: Die Kosten für die laufende Lohnsummen-
statisiik in der fndustrie und im Baugewerbe haben sich bisher
beim Statistischen Bundesamt auf 52 000 DM, bei den Statisti-
schen Landesämtern auf 306 000 DM jährlich belaufen. Diese
Beträge werden sich durch die Einbeziehung einiger Handwerks-
zweige um 5000 DM bzw. 43 000 DM erhöhen. Die neu ein-
zufüirende Iaufände Lohnstatistik in der Landwirtschaft'wird bis
zum Jahre 1958 einschließlich beim Statistischen Bundesamt etwa
4000 DM, bei den Statistischen Landesämtern etwa 37 000 DM
jährlich erfordern, vom. Jahre 1959 ab etwa die Hälfte dieser
Beträge. Für die erste Einrichtung der neuen Statistiken sind
einmalig etwa 50 000 DM erforderlich. Die jährlichen Kosten der
Sondererhebungen werden voraussichtlich die in den Jahren 1950

bis 1954 für solche Erhebungen im Durchschnitt aufgewendeten
Jahresbeträge nicht übersteigen.

' B. Im einzelnen
Zu§1

§ 1 bringt eine übersicht der als Bundesstatistiken zu führen-
den Lohnstatistiken. Es handelt sich dabei um

1. eine laufende Statistik über die Barverdienste und die
Arbeitszeit der ständigen Arbeiter in der Landwirtschäft,

' 2. eine laufende Statistik über die Verdienste und die Arbeits-
zeit in anderen'Wirtschaftsbereichen,

3. die in größeren Zeitabständen durchzuführenden sogenann-
ten Lohn- und Gehaltsstrukturerhebungen.

Die im Gesetz geregelte Lohnstatistik hat die Aufgabe, Stand
und Bewegung der effektiven Arbeitsverdienste und der tatsäch-
lichen Arbeitszeit möglichst weiigehend zu erfassen. Eine genaue
Beobachtung dieser Vorgänge ist vor allem für die Sozialpolitik
einschließIich der Arbeitsmarktpolitik, die Wirtschafts- und
Konjunkturpolitik sowie die Finanzpolitik wesentlich. An den
Ergebnissen der Lohnstatistik sind neben den für die genannten
Sachgebiete zuständigen behördlichen und sonstigen Stellen be-
sonders die Organisationen der Arbeitgeber und Ärbeitnehmer
interessiert. Im einzelnen gili folgendes:

Zu Nr,7

fn der Landwirtschaft sind bisher nur in größeren Zeil-
abständen Lohnerhebungen veranstaltet worden. Es hat sich aber
gezeigt, daß ohne eine laüfende Statistik ein genügend aktuelles
und wirklichkeitsgetreues Bild über die sozialen und wirtschaft-
lichen Verhältnisse in der Landwirtschaft nicht zu gewinnen ist,
das für zahlreiche sozial-, wirtschafts- und finanzpolitische
Maßnahriän unerläßIich isi. I* übri§en wird eine laufende
Lohristatistik in der Landwirtschaft aiuch durch das überein-
hommen Nr. 63 gefordert.

Zu Nr.2

Diese Statistik (die sogenannte Industrielohnsummenstatistik)
bezweckt eine ständige, schnelle Unterrichtung über die Entwick-
Iung der tatsächlichen Arbeitszeit und der effektiven Verdienste
in den wichtigsten Bereichen der gewerblichen \Mirtschaft. Sie
wird für die Arbeiter der Industrie (einschließlich des Bergbaus)
und des Baugewerbes seit 1946 wieder durchgeführt. Das über-
einkommen der fnternationalen Arbeitsorganisation Nr. 63 macht
es erforderlich, in Zukunft auch die bedeutendsten Zweige des

verarbeitenden Handwerks einzubeziehen.

Ztt Nr.3

Die Statistiken nach Nr. 1 und 2 vermöBen - allein schon um
der Aktualität willen - nur ein verhältnismäßig grobes Bild der
Yerdienstentwicklung zu geben. Sie beschränken sich auf einen
Ausschnitt der Gesamtwirtschaft und können wegen des Lohn-
summenverfahrens auch nur Durchschnittsangaben für ziemlich

§roße Gruppen von Arbeitnehmern erbringen. Die laufenden
Statisiiken bedürfen daher einer Ergänzung durch Struktur-
untersuchungen. Diese gehen von den einzelnen Arbeitern und
Angestellten, nicht von Arbeitnehmergruppen aus, wodurch die
notrvendigen difrerenzierten Feststellungen ermöglicht werden.
Auf diese'\Meise kann man insbesondere die Schichtung der Ver-
dienste nach ihrer Höhe ermitteln,- deren Kenntnis zur Beurtei-
lung der sozialen Verhältnisse unerläßlich ist. Ferner ist der Ein-
fluß bestimmter Faktoren auf die Höhe der Verdienste, wie Größe
des Betriebes und der Gemeinde, Art der Entlohnung, Familien-
stand und Kinderzahl, festdtellbar. lVesentlich ist weiter, daß
bei diesen Erhebungen auch die gesetzlichen Abzüge und damit
die Nettoverdienste untersucht werden können. Eine besondere
Bedeutung gewinnen die Sondelerhebungen noch dadurch, daß
sie s'ich nicht nur auf die Arbeiter, sondern darüber hinaus auf
die Angestellten erstrecken und je nach den Erfordernissen auch
Wirtschaftszweige einbeziehen, die den laufenden Statistiken
nicht unterliegen.

Sondererhebungen dieser Art wurden in der Nachkriegszeittl ,".*r*"rucksache Nr. 1994 vom 30. Dezember 1955 (siehe Vorbemer- -;- .;-'dää1'3:i;äät"j: "" r»t vu. DU' uEaturuEr rTrJ \srqrs regelmäßig durchgeführt, unil zwar im Mai 1949 über die An-
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gestellten in der Industrie, im Handel sowie im Bank- und Ver-
siche"ungswesen, 1949/50 über die Arbeiter in der Land- und
Forstwirtschaft, im September 1950 über die Arbeiter, An-
gestellten und Beamten im öffentlichen Dienst, im November 1951

über die Arbeiter und Angestellten in nahezu allen Bereichen
der gewerblichen 'Wirtschaft, l952lb} erneut in der Forstwirt-
schaft und 1953/54 in der Landwirtschaft.

Der Verzichü auf eine laufende Lohnstatistik für die Land-
wirtschaft in Hamburg, Bremen und Berlin (§ 1 Abs. 2) erklärt
sich aus der geringen Bedeutung der Landwirtschaft in diesen

Ländern.

Zr §2
Diese Vorschrift stellt klar, daß nicht die Arbeitnehmer, son-

dern die Arbeitgeber befragt werden.

Zu§3
Die laufende Lohnstatistik in der Landwirtschaft soll nur auf

die wichtigsten Kategorien der landwirtschaftlichen Arbeiter er-
streckt werden. Die Einbeziehung der Aushilfskräfte, dereaZahl
und Bedeutung in der Landwirtschaft sehr erheblich ist, erscheint
wegen der hohen Kosten nicht möglich. Es spricht aber manches
dafür, daß auf längere Sicht die Entwicklung bei den ständigen
Arbeitern für die Gesamtheit der landwirtschaftlichen Arbeits-
kräfte im großen und ganzen charakteristisch ist.

Um Kosten sowohl für die Auskunftspflichtigen als auch für
die Statistischen Amter zu sparen und um eine beschleunigte
Durchführung der Eghebungen zu ermöglichen, wird das auf dem
Gebiet der Lohnstatistik schon allgemein angervandte Repräsen-
tatiwerfahren auch für die laufenden Statistiken in der Land-
wirtschaft zwingend vorgeschrieben.

Für die bis einschließlich 1958 zweimal jährlich durchzufüh-
rende Befragung sind die Monate März, und September vor-
gesehen. Vom Jahre 1959 an soll die Erhebung nur noch einmal
jährlich erfolgen, da anzunehmen ist, daß das ausreicht, um die
Verdienstentwicklung in der Landwirtschaft zu erkennen. Sollte
das nicht der Fall sein, so ist die Bundesregierung ermächtigt,
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates zu
bestimmen, daß der halbjährliche Turnus beibehalten wird.

Zu §4
Hiernach sind nur die Barverdienste zu ermitteln. Naturalver-

dienste spielen zwar in der Landwirtschaft immer noch eine
große Rolle, ihre statistische Erfassung ist aber methodisch
außerordentlich schwierig und auch sehr kostspielig; siö ist daher
allein bei den Lohnstrukturerhebungen vorgesehen, wodurch
wenigstens in größeren Zeitabständen die Entwicklung der
Naturalverdienste 'beobachtet werden kann. Eine weitere Be-
schränkung der Statistik liegt darin, daß sie die Arbeitszeit nur
für die landwirtschaftlichen Arbeiter im Stundenlohn erhebt. Die
Erfassung der Arbeitsstunden wäre an sich auch bei den land-
wirtschaftlichen Arbeitern im Monatslohn wichtig; frühere Ver-
suche dazu haben aber zu keinen brauchbaren Ergebnissen ge-
führt.

Die Aufteilung der Ergebnisse nach Betriebsgrößenklassen ist
notwendig, da in der Landwirtschafi die Höhe der Verdienste in
ziemlich starkem Maße nach der Größe der Betriebe schwankt.

Zu§5
Die im Absatz 1 genannten Wirtschaftsbereiche werden, soweit

es sich um industriplle Betriebe und die handwerklichen Betriebe
des Hoch-, Tief- und Ingenieurbaues handelt, in der laufenden
Lohnsummenstatistik seit jeher erfaßt. Aus dem verarbeitenden
Handwerk sollen in Zukunfi folgende Handwerkszweige neu ein-

bezogen werden: Kraftfahrzeugreparatur, Schlosserei, Bau- und
Möbeltischlerei, Herren- und Damenschneiderei, Bäckerei und
Konditorei, Fleischerei, Zimmerei und Holztreppenbau, Klemp-
nerei, Gas- und Wasserinstallation, Elektroinstallation, Malerei
und Änstreicherei. Das bisher bei den Lohnsummenerhebungen
allgemein angewandte Repräsentatiwerfahren wird aus den zu

§ 3 genannten Gründen weiterhin vorgeschrieben.

Die Arbeitgeber der Industrie und des Baugewerbes sind auch
bisher vierteljährlich befragt worden, was sich als ausreichend,
aber auch als notwendig erwiesen hat. Daß demgegenüber die
neu einzubeziehenden Handwerkszweige nur halbjährlich erfaßt
werden sollen, geschieht hauptsächlich,zur Kosten- und Arbeiis-
ersparnis, lumal es sich hierbei um eine ziemlich große Zahl von
Betrieben handelt.

Zu§6
Die Erhebungsmerkmale des Absatzes 1 entsprechen dem der-

zeitigen Programm der Lohnsummenstatistik. Dabei rverden die
Arbeiter bisher unterschieden in männliche Facharbeiter, mä,nn-
liche angelernte Arbeiter, männliche Hilfsarbeiter, weibliche
Fach- und angelernte Arbeiter, weibliche Hilfsarbeiter. Die
Formulierung ,Tätigkeit der Ärbeiter" Iäßt es zu, eine andere
Aufteilung, zum Beispiel nach Berufen, einzuführen, wenn das

- auch mit Rüchsicht auf die internationale Vergleichbarkeit
der Lohnstatistik - notwendig werden sollte. Die nach Absaiz 2
in Absiänden von drei Jahren vorzunehmende Gliederung der
Arbeiter nach Altersgruppen ist nach Artikel 10 des überein-
kommens Nr. 63 der Internationalen Arbeitsorganisation er-
forderlich.

Zru§7
'W'egen des Programms und des Verfahrens der Sonder-

erhebungen wird auf die Begründung zu § 1 Abs. 1 Nr. 3 hin-
gewiesen. Der öffentliche Dienst ist aus diesen Erhebungen des-
wegen ausgeschlossen, weil für die Erfassung der Verdienste in
diesem Bereich mit dem Finanzstatistischen Gesetz eine geseiz-
liche Grundlage geschafren werden soll. Der Entwurf des Ge-
setzes über die Finanzstatisiik sieht u. a. vor, daß in Yerbindung
mit den Personalstrukturerhebungen auch Erhebungen über die
Löhne und GehäIter der im öffentlichen Dienst Beschäftigten
durchgeführt werden.

Zu§8
Bei der Auswahl der bei den Sondererhebungen zu erfassen-

den Wirtschaftsabteilungen sollen sowohl die bei den Statisti-
schen Amtern gegebenen Möglichkeiten als auch die jerveiligen
aktuellen sozia,lpolitischen Erfordernisse berücksichtigt werden.
Die Notwendigkeit, von Zeil zn Zeit a,uch die sozialen. Neben-'leistungen 

der Betriebe zu erfassen, ergibt sich daraus, daß diese
Aufwendungen in den Ietzten Jahren einen bedeutenden Um-
fang angenommen haben, ohne daß über ihr Ausmaß umfassende
engaUen vorliegen. Diese Fragd spielt auch in der internatio-
nalen Diskussion der Wettbewerbsverhältnisse eine große Rolld.

Zu§9

Die Erstreckung des vorliegenden Gesetzes auf Berlin ist er.
forderlich, weil durch das ,Achte Gesetz über die Anwenclung
von Bundesgesetzen über internationale Abkommen der Bundes-
republik. vom 1. Juli 1954 (Gesetz- und Verordnungsblatt für
Berlin S. 378) das Ubereinkommen Nr.63 aucli für das Land
Berlin bindend geworden ist.

I
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Erste Verordnung über die Durdrführung einer Sondererhebung zur Lohnstatistik

,Vom 7. Februar 1957r)

Auf Grund der §§ 1 Abs. I Nr.3 und 8 des Gesetzes über die
Lohnstatistik vom 18. Mai 1956 (BGBI. I S.429) verordnet die
Bundesregierung mit Zusiimmung des Bundesrates:

§1 r

Im Geltungsbereich des Gesetzes'über die Lohnstatistik ist
nach dem Stande vom Oktober 1957 eine Sondererhebung über
Arbeitsverdienste und Arbeitszeiten gemäß § 7 des Gesetzes über
die Lohnstatistik in folgenden Wirtschaftsbereichen nach dem
Systematischen Verzeichnis der Arbeitsstätten, Ausgäbe 1950,
durchzuführen:

1 Bergbau, Gewinnung und Verarbeitung von Steinen
und Erden, Energiewirtschaft,

2 Eisen- und Metallerzeugung und -verarbeitung,

3/4 Verarbeitende Gewerbe (ohne Eisen- und Metallver-
arbeitung),

' 5 Bau-, Ausbau- und Bauhilfsgewerbe,

6 Handel, Geld- und Versicherungswesen,

941 Rechtsberatung,

945 lMirtschaftsberatung,

9921 Arzte und Heilkundige (ohne Zahn- und Tierärzte),

9924 Zahnärzte,

9935 Tierärzte und andere freie Berufe des Veterinärwesens.

§2
In den Wirtschaftsabteilungen 1, 2, 3/4, 5 und 6 nach dem

Systematischen Verzeichnis der Arbeitsstätten, Ausgabe 1950, ist
die Sondererhebung auch auf die sozialen Nebenleistungen der
Betriebe im Wirtschaftsjahr 1957 zu erstrecken. Dabei sind die
Aufwendungen auf Grund des Kindergeldgesetzes, für die be-
triebliche Fürsorge und Yerpflegung, für die berufliche Förde-
rung, für die Bildung und Freizeit sowie im Rahmen der Woh-
nungshilfe nicht für die einzelnen Arbeitnehmer, sondern für
jedes Unternehmen im gairen ,r. erfassen.

§3
Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritien Überleitungs-

gesetzes vom 4. Januar 1952 (BGBI. I S. 1) in Verbindung mit

§ 9 des Gesetzes über die Lohnstaiistik auch im Land Berlin.

§4
Diese Verordnung tritt am 1. Oktober 1956 in Krafi.

Bonn, den 7. Februar 1957.

D er S tellv e ", " ";"rl j;:Jundesk anzle rs

Der Bundesminister für Ärbeit
Anton Storch

Zweite Verordnung über die Durchführung einer Sondererhebung zur Lohnstatistik
Vom 8. August 1961,)

Auf Grund des,§.1 Abs. 1 Nr.3 und des § 8 des Gesetzes über 11. in den Untergruppen 7100 ,Freiberufliches Gesund-

die Lohnstatistik vom 18. Mai 1956 (Bundesgesetzbl l S. 429) heitswesen. und 7110 ,Freiberufliches Yeterinärwesen'
verordnet die Bundesregierung mit Z,rsiimmun[ des Bundesrates: sowie in der Gruppe 712 ,Recht\beratung,'Wirtschafts-

beratung und -prüfung".

§ 1 (2) Die Erhebungen nach Absatz 1 Nrn. 1 und 3 finden in den

Erfaßte Wirtschaftsbereiche Ländern Hamburg, Bremen und Berlin nicht statt'

(1) Im Geltungsbereich des Gesetzes über die Lohnstatistik § 2
wird eine Sondererhebung über Arbeitsverdienste und Arbeits- Berichtszeiten
zeiten gemäß § 7 des Gesetzes über die Lohnstatistik in folgen-
den Wirtschafisbereichen nach der Systematik iler Wirtschafts- Belichtszeiten sind

zweige (herausgegeben vom Statisiischen Bundesamt im Jahre 1. für die Erhebung nach § 1 Abs.1 Nr.1 das Jahr 1962,

2. für die Erhebung nach § 1 Abs. 1 Nr. 2 der Monat Mai1961) durchgeführt:

f . in der Gruppe 000 ,Allgemeine Landwirtschaft.; U. lflf':,," Erhebung nach § 1 Abs. 1 Nr. B ilas Forstwirr-
2. in der Untergruppe 0010 ,Gartenbau.; schaftsjahr 1962 (1. Oktober 1961 bis 30. September 1962),

3. in der Gruppe 005 ,Forstwirtschaft.; 4. {ür die Erhebungen nach §' 1 Abs' 1 Nrn'4 bis 11 der
Monat Oktober 1962.

4. in den Abteilungen [ 'Energie- und lVasserwirtschaft,
Bergbau', 2 ,Yerarbeitendlen Gewerbe (ohne Bau- § 3

gewerbe) ", 3 ,Baugewerbe, ; Berlinklausel
5. in der Unterabteilung 40l4L,Großhandel"; Diese Verordnung gilt nach ,§r 14 des Dritten überleitungs-
6. in den lJnterabteilunger. 42,Handelsvermittlung" s1fl gesetzes vom 4.Januar 1952 (Bundesgesetzbl.I.S.l) in-Verbin-

4S,Einzelhandel"; - dung mit §9 des Gesetzes über die Lohnstatistik auch im Land

7. in den Untergruppen 5017 ,Güterbeförderung mit Berlin' 
§ 4

Kraftfahrzeugen (ohne Möbeltransport)., 5018 ,Möbel- ' ö -
transport miiKraftfahrzeugen«; 

- Inkrafttreten

8. in den Gruppen 502 ,Binnenschiffahrt, -wasserstraßen Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkündung in

und .häfen" und 503 ,See- und Küstenschiffahrt, See- Kraft.
häfen'; Bonn, den 8. August 1961.

f. in der Abteilung 6 ,Banken und Versicherungs- Der Stellvertreter des Bundeskanzlers
gewerbe"; Luilwig Erhard

10. in den Gruppen 700 ,Gaststätten- und Beherbergungs- Der Bundesminister für Arbeit
gewerben,701 'Wäscherei und Reinigung"; und Sozialordnung

1) Bundesanzeiger Nr. 30 S. 1. -t) Bundesaazeiger Nr. 153 S. 1
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I

Verordnung Nr.10 zur Durdrführung einer Lohnerhebu+g1)

Der Rat der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft,

gestützt auf die Bestimmungen des Vertrages zur Grün-
dung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und ins-
besondere auf Artikel 213,

in der Erwägung, daß die Kommission zur ErfüIlung der
ihr oach dem Yertrag, insbesondere nach den Artikeln2, 3,
117, 118, L20,122 und nach Äbschnittll des Protokolls
über bestimmte Vorschriften betreffend Frankreish ob-
liegenden Aufgaben über die LohnverhäItnisse in den sechs

Ländern der Gemeinschaft, und zwar sorvohl über die
Arbeitskosten als auch über die. Ärbeitnehmereinkommen,
unterrichtet sein muß,

in der Erwägung, dal3 die in den sechs Ländern verfüg-
baren Statistiken keine brauchbare Vergleichsbasis dar-
stellen und daß infolgedessen eine Erhebung an Hand ein-
heitlicher Begriffsbestimmungen und nach einer einheit-
Iichen Methode durchgeführt werden muß,

in der Erwägung, daß die Kommission dringend über die
Ergebnisse dieser Erhebung verfügen muß, um einzelne der
eingangs erwähnten Aufgaben innerhalb der im Yertrag
und insbesondere im Protokoll über bestimmte Vorschriften
betreffend Frankreich gesetzten Fristen erfüllen zu können,

hat folgende Verordnung erlassen:

Artikel 1

Die Arbeitgeber und Arbeitnehmer der im Anhang zu dieser
Verordnung aufgeführten Industriezweige sind verpflichtet, auf
der Grundlage des Zahlenmaterials der Buchhaltung für das
volle Jahr 1959 alle für die Ermittlung der Arbeitskosten
(Arbeiter und Angest,ellte) und des Einkommens der Ärbeiter
erforderlichen Auskünfte zu erteilen; das Nähere regeln die
nachstehenden Bestimmungen.

Die Erhebung erstreckt sich auf alle Unternehmen, die im
Jahresdurchschnitt 1959 in Belgien, in der Bundesrepublik
Deutschland, in Frankr'eich, in ftalien und in den Niederlanden
mindestens fünfzig Arbeitnehmer und in Luxemburg mindestens
zw anzig Arbeitnehmer beschäf tigt haben.

Artikel 2

Es sind zu erfassen:

1. die Lohnkosten und die Lohnnebenkosten, insbesondere die
Arbeitgeberbeiträge zur Sozialen Sicherheit, die sonstigen
sozialen Leistungen einschließlich der freiwillig' gewährten
Sozialleistungen sowie die Aufwendungen im Zusammen-
hang mit der Einsiellung und Berufsausbildung von Arbeit-
nehmernl

2. die Pflichtbeiträge der Arbeitnehmer zur Sozialen Sicher-
heit einschließlich der von den Arbeitgebern freiwillig über-
nommenen Beitragsanteile der Arbeitnehmer;

3. die Zahl der in den UnteJlehmen im Jahresrlurchschnitt
beschäftigten Arbeitnehmer ;"

4. die geleistete Arbeitszeit där Arbeitnehmer und die dafür
gewährte Bezahlung.

Die Auskünfte werden ilIt;:,:"rosen eingeholt, die von
der Kommission unter Mitwirkung der statistischen Amter der
Mitgliedstaaten aufgestellt werden.

Die Kommission bestimmt unter Miiwirkung der statistischen
Amter der Mitgliedstaaten die technischen Einzelheiten der Er-
hebung. Sie setzt ferner in der gleichen Weise den Zeitpunkt
für Beginn und Abschluß der Erhebung sowie die Frist für die
Beantwortung der Fragebogen fest.

Die Auskunftspflichtigen haben die Fragen wahrheitsgemäß,
vollständig und fristgerecht zu beantworten.

, Artikel 4

Die Kommission ersucht die statisiischen Amter der Mitglied-
staaten, 'die. Auskünfte einzuholen und aufzubereiten. Die nach
Industriezweigen geordneten Gesamtergebnisse der Erhebung
werden der Kommission, unter Ausschluß aller Einzelauskünfte,
tibermittelt. I

Artikel 5

Die im Rahmen der Erhebung erteilten Einzelauskünfte dürfen
nur für statistische Zwecke verwendet werden. Ihre Verwendung
für steuerliche Zwecke und ihre lVeitergabe an Dritte ist unter-
sagt.

Artikel 6

Soweit diese Ve"o.dnrng nichts anderes bestimmt, gelten für
die Durchführung der Erhebung die Rechtsvorschriften der Mit-
gliedstaaten für innerstaatliche statistische Erhebungen.

e.titrlt z

Die den Mitgliedstaaien durch die Erhebung entstehenden
Kosten gehen zu Lasten der in den. Haushaltsplänen der euro-
päischen Gemeinschaften für diesen Zweck bereitgestellten
Mitt.t. I

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt
unmittelbar in jedem Mitgliedstaat.

Geschehen zu Brüssel am 25. August 1960.

Im Namen des Rats
Der Präsident
J. M. A. H. Luns

1. Zuckerindustrie (Zuckerfabriken und Raffinerien)
2. Brauereien und Mälzereien

3. Wollspinnereien

4. t Baumwollspinnereien

5, Herstellung synthetischer Fasern (ausgenommen in
Belgien)

6. Herstellung von Halbstoffen, Papier und Pappe (ausge-
nommen Verarbeitung von Papier und Pappe)

7. Chemische fndustrie (ausgenommen KLußchuk) (ausge-
nommen in Luxemburg)

8. Kautschukindustrie (einschließlich Schläuche und Schuhe
aus Gummi, Reifen und Runderneuerung von Reifen) (aus-
genommen in Luxemburg)

, A-t.bl"tt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 56 S. 1199/50 und BGBI.
II 1950 S. 2292.

9. Zementwerke (ausgenommen Betriebe zur Herstellung von
reinem Kalk, Zementagglomeräten und Asbesizement)
(ausgenommen in Luxemburg und in den Niederlanden)

10. Herstellung von Töpfcr-, Porzellan- und Steingutwaren

11. Herstellung von lVerhzeugmaschinen (ausgenommen in
Luxemburg und in den Niederlanden)

12. Elekirotechnische Industrie' (ausgenommen in Luxemburg)

13. Schiffbau und Schifrreparatur

14. Herstellung von Kraftfahrzeugen zur Personen- und
Güterbeförderung (ausgenommen Mo,ntagewerke) (aus-

Senommen
Ianden).

in Belgien, in Luxemburg und in den Nieder-
T

Anlage
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Verordnung Nr. 14 zur Durchführung einer Lohnerhebungl)
Der Rat der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft -

gestützt auf die Bestimmungen des Vertrages zur Grün-
dung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und ins-
besondere auf Artikel 213,

in der Erwägung, daß die Kommission zur Erfüllung der
ihr nach dem Vertrag, insbesondere nach den Ärtikeln 2,3,
117, 118, 120,722 und,nach Abschnittll des Protokolls
über bestimmte Vorschriften betreffend Frankreich, ob-
liegenden Aufgaben über die LohnverhäItnisse in den sechs
Ländern dei' Gemeinschaft, und zwar -sowohl über die
Arbeitskosten als auch über die Arbeitnehmereinkommen,
unterrichtet sein muß,

in der Erwägung, daß die in den sechs Ländern verfüg-
baren Statistiken keine brauchbare Vergleichsbasis dar-
stellen und daß infolgedessen eine Erhebung an Hand ein-
heitlicher Begriffsbestimmungen und nach einer einheit-
lichen 1\Iethode durchgeführt werden muß, 

I
in der Erwäglng, daß in Durchführung der am 25. Äugust
1960 erlassendn und am 31. August 1960 im Amtsblatt der
europäischen Gemeinschafitin veröffentlichten Verordnung
Nr. 10 des Rats der Europäischen \{irtschaftsgemeinschaft
'eine erste Erhebung über die Lohnverhältnisse durchgeführt
wurde, die sich auf die in 14 Industriezweigen ermittelten
statistischen Daten für das Jahr 1959 erstreckte,
in der Erwägung, daß die Kommission Auskünfte über
einige nicht von der ersten Erhebung erfaßten Industrie-
zweige erhalten muß, die sich auf das Zahlenmaterial für
däs Jahr 1960 erstrecken, um den Bereich der statistischen
Auskünfte zu erweitern und so eine vollstindigere und ge-
nauere Übersicht über die Arbeitskosten und Ärbeitnehmer-
einkommen innerhalb der Gemeinschaft zu erhalten -'

hat folgende Verordnung erlassen:

Artikel I
' Die Arbeitgeber und Arbeitnehmer der im Anhang zu dieser

Verordnung aufgeführten Industriezweige sind verpflichtet, auf
der Grundlage des Zahlenmaterials der Buchhaltung für das
volle.Jahr 1960 alle für die Ermittlung der Arbeitskosten
(Arbeiter und Angestellte) und des Einkommens der Arbeiter
erforderlichen Auskünfte zu erteilen; das Nähere regeln die
nachstehenden Bestimmungen

Die Erhebung erstreckt sich auf alle Unternehmen oder Nie-
derlassungen, die im Jahresdurchschnitt 1960 in Belgien, in der
Bundesrepublik Deutschland, in'Frankreich, in Italien und ,in
den Niederlanden mindestens fünfzig Arbeitnehmer und in
Luxemburg mindestens zwanzig Arbeitnehmer beschäftigt haben.

_ Artikel 2

Es sind zu erfassen:

1. die Lohnkosten und die Lohnnebenkosten, insbesondere die
Arbeitgeberbeiträge zur sozialen Sicherheit, die sonstigen
sozialen Leistungen einschließlich der freiwillig gewährteu
Sozialleistungen sowie die Aufwendungen im Zusammen-
hang mit der Berufsausbildung von Arbeitnehmern;

2. die Pflichtbeiträge der Arbeitnehmer zur sozialen Sicherheit
einschließlich der von den Arbeitgebern freirvillig über-
nommenen Beitragsanteile der Arbeitnehmer;

3. die ZahI der in den lJnternehmen oder Nigderlassungen
im Jahresdurchschnitt beschäftigien Arbeitnehmer;

4. die geleistete Arbeitszeit der Arbeitnehmer und die dafür
gewährte Bezahlung.

Astsblatt der

Artikel 3

Die Auskünfte, werden durch Fragebogen eingeholt, die von
der Kommission unter Mitwirkung der statistischen Amter der

Die Kommission bestimmt unter Mitwirkung der statistischen
Ainter der Mitgliedstaaten die technischen Einzelheiten der Er-
hebung. Sie setzt ferner in der gleichen Weise den Zeitpunkt
für Beginn und Abschluß der Erhebung sorvie die Frist für die
Beantwortung der Fragebogen fest.

Die Auskunftspflichtigen haben die Fragdn wahrheitsgemäß,
vollständig und fristgerecht zu beantworten.

Artikel 4

Die Kommission ersucht die siaiistischen Amter der Mitglied-
staaten, die Auskünfte einzuholen und aufzubereiten: Die nach
Industriezrveigen geordneten Gesamtergebnisse der Erhebung
rverden der Kommission, unter Ausschluß aller Einzelauskünfte,
übermittelt.

Artikel 5

Diti im Rahmen der Erhebung erteilten Einzelauskünfte dürfen
nur für statistische Zwecke verwendet werden. Ihre Verwendung
für steuerliche Zwecke und ihre Weitergabe an Dritte ist unter-
sagt.

Artikel 6

Soweit diese Verordnung nichts anderes bestimmt, gelten für
die Durchführrng ä". Erhäbung die Rechtsvorschriften- der Ivlit-
gliedstaaten für innerstaatliche Erhebungen.

Artikel 7

Die in den Mitglieilstaaten durch die Erhebung entstehenden
Kosten gehen zu Lasten der in den Haushaltsplänen der euro-
päischen Gemeinschaften für diesen Zweck bereitgestellten
Mittel.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und
gilt unmittelbar in jedem Nlitgliedstaat.

Geschehen zu Briissel am 24. Juli 1961

Im Namen des Rats
Der Präsident

L. Erhard

l Anlage

zur Yerordnung Nr.14 zur Durchführung einer Lohnerhebung
Industriezweige

1. Schokoladen-, Konfekt- und Keksindustrie

2. Obst- und Gemüsekonservenindustrie

3. Nährmittelindustrie

4. Herstellung von Lederschuhen

5. Sperrholzindustrie

6. Holzmöbelindustrie ' ,

7. Herstellung von Hohl- und Flachglas (außer in den Nie-
derlanden)

8. Feinmechanik und Optik
r)

1961 s.1605.
Europäisdren Gemeinsdraften Nr. 55 S. 1054/61 und BGBI. II
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Verordnung Nr. 28 zlr Durchführung einer Lohnerhebungl)

Der Rat der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft -
gestützt auf den Vertrag und insbesondere auf Artikel 213

und in Erwägung folgender Gründe:

Die Kommission muß zur ErfüIlung der ihr naih dem Vertrag,
insbesondere nach den Artikeln2,3,117,118, 120 und 122 ob-

Iiegenden Aufgaben über die Lohnverhältnisse in den sechs Län-
dern der Gemeinschaft, und zrvar sorvohl über die Arbeitshosten
als auch über die Arbeitnehmereinkommen, unterrichtet sein'

Die in den sechs Ländern verfügbaren statistischen \Merte
stellen keine brauchbare Vergleichsbasis dar; infolgedessen
müssen Erhebungen an Hand einheitlicher Begriffsbestimmungen
und nach einer einheitlichen Methode durchgeführt werden.

Der Bereich der bei den beiden ersten Erhebungen über die
LohnverhäItnisse gewonnenen statistischen'lVerte - erstere
lvurden in Änwendung der Verordnungen Nr. 10 und 14 des Rats
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft an Hand statistischer
Werte für die Jahre 1959 und 1960 durchgeführt - muß
erweitert werden -

hat folgende Yerordnung erlassen:

Artikel 1

Die Arbeitgeber und Arbeitnehmer der im Änhang zu dieser
Verordnung aufgeführten Industriezrveige sind verpflichtet, auf
der Grundlage des Zahlenmaterials der Buchhaltung für das

volle Jahr 1961 alle für die Ermittlung der Arbeitskosten
(Arbeiter und Angestellte) und des Einkommens der Ärbeiter
erforderlichen Auskünfte zu erteilen; das Nähere regeln die
nachstehenden B estimmungen.

Die Erhebung erstreckt sich auf alle Unternehmen oder
Niederlassungen, die im Jahresdurchschnitt 1961 in Belgien, in
der Bundesrepublih Deutschland, in Frankreich, in Italien und
in den Niederlanden mindestens fünfzig Arbeitnehmer und in
Luxemburg mindestens zwanzig Arbeitnehmer beschäftigt haben.

Ärtikel 2

Es sind zu erfassen:

1. die Lohnhosten und die Lohnnebenkosten, insbesondere die
Arbeiigeberbeiträge zur sozialen Sicherheit, die sonstigen sozialen
Leistungen einschließlich der freiwillig gewährten Sozialleistun-
gen sowie die Aufwendungen im Zusammenhang nit der Berufs-
ausbildung von Arbeitnehmern;

2. die Pflichtbeiträge der Arbeitnehmer zur sozialen Sicherheit
einschließlich der von den Arbeitgebern freiwillig übernommenen
Beitragsanteile der Arbeitnehmer;

3. die Zahl der in den lJnternehmen oder Niederlassungen im
Jahresdurchschnitt beschäftigten Arbeitnehmer;

4. die geleistete Arbeitszeit der Arbeitnehmer und die dafür
gewährte Bezahlung.

Artikel 3

Die Auskünfte werden durch Fragebogen eingeholt, die von
der Kommission unter Mitwirkung der statistischen Amter der
Mitgliedstaaten aufgestellt werden.

Die Kommission bestimmt unter Mitwirkung der statistischen
Amter der 1\{itgliedstaaten die technischen Einzelheiten der
Erhebung. Sie setzt ferner in der gleichen Weise den Zeitpunkt
für Beginn und Abschluß der Erhebung sowie die Frist für die
Beantwortung der Fragebogen fest.

Die Auskunftspflichtigen haben die Fragen wahrheitsgemäß,
vollständig und fristgerecht zu beantworten.

Artikel 4

Die Kommission ersucht die statistischen Amter der Mitglied-
staaten, die Auskünfte einzuholen und aufzubereiten. Die nach

Industriezweigen geordneten Gesamtergebnisse der Erhebung
werden der Kommission, unter Ausschluß aller Einzelauskünfte,
übermiitelt.

Artik el 5

Die im Rahmen der Erhebung erteilten Einzelauskünfte dürfen
nur für statistische Zrvecke verrvendet werden. Ihre Verwendung
für steuerliche Zweche und ihre Weitergabe an Dritte ist unter-
sagt.

Für die Verfolgung von Zuwiderhandlungen gegen Absatz 1,

insbesondere die Verletzung von Geschäfts- und Betriebsgeheim-
nissen, gelten die Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten für
innerstaatliche Erhebungen.

Artikel6
Soweit diese Yerordnung nicht anderes bestimmt, gelten für

die Durchführung der Erhebung die Rechtsvorschriften der
Mitgliedstaaten für innerstaatliche Erhebungen.

Artikel 7

Die in den Mitgliedstaaten durch die Erhebung entstehenden
Kosten gehen zu Lasten der in den Haushaltsplänen der euro-
päischen Gemeinschaften für diesen Zrveck bereitgestellten
Mittel. f

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und
gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat.

Geschehen zu Brüssel am 14. Mai 1962

Im Namen des Rats
Der Präsident

M. Couve de Murville

Anh an g

Industriezweige

Nummern des
Systematischen
Verzeichnisses
der fndustrien

in den
europäischen

Gemeinschafüen
(NrcE)

l. Fleischverarbeitung und Herstellung von
Fleischkonserven ...

2. Fischverarbeitung und Herstellung von
Fischkonserven . .. ,.

3. Wirkerei und Strickerei

4. Bekleidungsindustrie
(I\[änner, Frauen, Knaben, Mädchen) . . . .

5. Papierverarbeitung; Herstellung von Arti-
keln aus Holzschliff und Zellsiofr, Papier
und Pappe

6. Druckereigewerbe .

7. Herstellung, Zurichtung rind Veredelung

, von Leder ..r.....
8. Kunsistoffverarbeitung

9. Herstellung von Ziegeleierzeugnissen . . ..
10. NE-Metallerzeugung und -bearbeitung . . .

11. Herstellung von Metallerzeugnissen . ... . .

12. Herstellung von Landmaschinen und Acker-
schleppern

13. Flugzeugbau und -reparaturen

TeiI von 201

Teil von 204
Önä
Lnl

Teil von 243

.>1.1

Teil von 280

29t

302

331

344

35

361

3861) Amtsblatt der Europäisdren Gemeinschafteo Nr.41 5.1177162.
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Phasen*)
dcr Yorboroitung und Durchlührung

A. Vorbereitung
1., Anregung zur Durchluhrung einer Bun-

desstatistik (§ 3 StatGes)
tr'estlegung iler statistisch zu erlagsen-
den Tatbestando

2. Äulnahme der mcthodisch-tcchnischen
Vorarboiten

Fragebogen, Kreis dcr Befragtcn, Er-
hcbungsw0g, Erhebungsverlahren, Auf-
beroitungsplan, Tabellenprogramm;
crstc Kostenschätzung

3. Bcratung der mcthodisch-technischen
Fragcn (untcr Itlitrvirkung aller an der
rmtlichen Statistik Bcteiligten)

4. Bercchnung der Kosten,
HrushaltBvoranschlag

5. Entwurl der-Reohtsgrundlage

6. Bcguiachtung der Notwondigkeit dcr
nouon Erhobung

7. Erlaß dcr Rcchtegrundlagc

8. Bercitstellung dor }littcl

B. Durchführung
0. Huaulgabe dos cndgültigcn Erhcbungs-

plrns
Fragebogen, Terminplan, Erh6bung!-
wcg, Äufboroitungs- und Vcrriffentli-
ohungsplan, Tabellenprogramm, mo-
thodische Richtlinien

10, Aurdruck der Zählpapiere

ll, Yateilung tlcr Zählpapicre gn ilic Bc-
legtcn
DurchIührung dar Bofragung;
Rüoklaul dor Zählpapioro

12. PrüIung und Äulbcreitung dcr
Urmatorirls;
Ermittlung der rcgionalen Ergebnisse

13. Zuumm€nstellung des Bundesergebnirscs

14. Yooffontliohung, Darstcllung und Äus-
vütung ilor Ergcbnirse

Schematische Darstellung
der Vorbereitung und Durchführung von Bundesstatistiken

-i:j

===== --= ==l==

=a2
= -_= --

Statistischer Beirat und Fachaulschüsse
(Aufgabcn und Zusammonsetzung vgl.
S. 11 sowie § 4 StatGeB)

meinden)
Bei zontralcr Durchführung
(2. B. Äußenhanilclsstatistik)
fuhrt das StBA dic Arbeiten

Ländor:
Beratung in dcm besonderon Ausschuß
oinos jeden Landes

Bund:
Beratung im Interministcriellsn Aur-
schuß bzw. rn Rcssortbesprechungen

Bundcrregierung, Bundostag und Bun-
ilcsrat bei Gesotzen

Bundosrogierung unil Bunilosrat bci
Rechtsverordnungcn
Die Rcchtsgrundlage vorpflichtet tlie
Statislischen Ämtcr zur Durohtuhrung
dor Erhebung I

Bundesministerium der Finanzcn
Finanzministerien der Länder

Einheitlichc DurchIührung du Erhcbung
wird eichergestellt

Bei
dic

ilczentra

untor

Erläutcrungen

),:)
il
ll

t|
&

?e

I

Bci zcntralor Aulbareitung dircktc Er-
mittlung dor Bundosorgobnisecs im
StBA

Yeröflcntlichung uncl Darstellung der
Ergobnisso durch dic Statistisohen
Landesämtor. Sio fortigcn außordcm
auf Anfordorung der intoressiortctr
Ministcrien spezicllc Zusemmanstollun-
gcn dcr Ergobnisse, Woitero V€röffcnt-
lichungcn untl Äuswcrtungcn Iür don
Gcschalteboreich der sultreggebendcn
Minirtorien worden von ilrucn vop
genommcn

') Anmcrkung: Dic vereinfaohtc schcmatirchc Darrtclluug bodingt, daß dic toilwcilo Vorzahnung cinzclncr Phascn vor allcm boi dcr Yorboroitung nioht bcrüok-
tiohtigt wcrden konnte. - Dio jowcik hauptbctciligtcn unrl le«lorlührondon Stsllon rind in der Darstcllung duroh ciacn ausgoftilltotr Krois (O) horeurgchribcn.

Bund Ländcr

Ministcricn StBA Minigtcricn StLA

Gomeintlon
und

Gcmciuilc-
vcrbäntle

Sonstige
bcteiligte
Institu-
tioncn

Gclctzgob6uilc Körpcrrchsltcn

Be-

ftzg'
tc

-269-

.10
don T.

d* Gc-

:==

I



l,

übersicht über die wichtigsten'
in der amtlichen Statistik der Bundesrepublik Deutschland verwendeten Systematiken

(ohDe lnternatlonaJc Systematikon)

Bezeichnung
Au§-
gabe/

X'assue

Zehl der Posltionen in der Glietlerungss tufo

2. 3.

Anwendungsgebiete Bemerkmgen

Unternehmens- und Arbeitsstättensystematiken

gystematik der Wbtschafts-
zweigo (Grund-
systcm8ttk)r)t)

1S61 10 29 206 | 669
Gruppen I Unter-

gruppen

I

1397
Klassen

Kostenstruküustatis tikr) r)
§tatistik der Kapitalgesell-

Bch&ften6)
Bilanzstatistik der Äktien-

gesellschaften6)
Eandwerkszählung 1963
fndu8triozensN 1963
Totelerhebung im Bauhaupt-

gewerbe')')
Eandels- und Gaststätten-

zählung 1960r)
Großhandelsstatlstikt)')
Einzelhandelsstatistik')')
Verkehrszensusr) I
Yerdienststatistik in Industrie

und Eandelr)7)
Yerdiensterhebung lm Hand-

werkt)7)
Yerdien6tärhebung]in der

Landwirtschaft')?)
Gehalts- untl f,ohnstruktu-

erhebung in der3gewerb-
Iichen \Yirtschaft und im
Dienstleistung8bereich
1962)

!)Grunilsystematik fiir
den Nachweis Yon In-
stitutionen nach der
Art ihrer wirtschaft-
Iichen Tätigkeit, soweit
nicht das rSystema-
tische Verzeichnis zum
monatlichen f ndustrie-
berichta verwendet
\rbd. Drei spezielle
n'assungen der Grund-
systematik sind an-
schließend aufgeführt.
löst das rgystema-
tische Yerzeichnis der
Arbeitsstritten« ab.

t) Ilierzu auch »Alphabe-
tisches Verzeichnis der
Setrieb8- u. ä. Benen-
nungen zü Systematik
der Wirtschaf tszweige n

als gesonilerte Ver-
otrentlichung.

t) Nur die behefenden
Teile der Systematik.

') Vom dritten Erhe-
bungsjahr ab.

6) Äb Berichtsjahr 1962.
6) Äb BerichtsJahr 1061.
?) Ab Berichtsjahr 1962

bzw. 1963 vorgesehen.

Unter-
ableilungen

Systcmatlk dcr Wlrtschafts-
zvclge für dio Arbclt8-
EtüttenzEhlutrg 1901.)

lg6t 10 25
Unter-

abteilungeD

165 436
Untcr-

gruppen

694 ArbeltsstättenzähluDg 1961 .) Das rAlphabetische
Verzeichnls der Be-
triebs- u. ä. Benen-
nungen zü Systematik
der Wütschaftszweige «

wird auch hier ver-
wendet.

Äbteilungen Gruppcn KlNen

§ysüorotlk aler' lgirtschafts-
zwcigo fär die Berufszählung
1061.)

1S61 10 38
Unter-

abteilungen

25
Unter-

&bteilugen

118 Berufszählung
Mikrozensus!)

1961 r) Näch 4 W'irüschafts-
bereicheD.Gruppen

§ystematlk der
zwcige fär dio
Btatistlkro)

Wlrtschofts-
Umsatzsteuer-

1902 10 166 434
Unter- ,

gruppen

634 Umsatzsteuemtatistik
Einkommensteuerstatistik I r)
KörpeNchaf tsteuerstatistikrr)
Statistik der Eauptf eststellun g

der Einheitswerte des ge-
werblichen Betriebsvermd-
geßr1)

ro) Soll für die ab 1962 auf-
zubereitenden,Steuer-
statistiken anstelle des

Gruppen Klassen

rSystematischen Ver-
zeichnisses der Un-
ternehmon (für die

1

Steuerstatistiken) « ver-
wendet werden.

11) Mit veBchietlener Glle-
. derungstiefe.

rr) Gegllcdcrt in Äbwel-
chuDg Yon dem rsy8te-
maüischetr' _Verzeichnis

Systsmatlßches Yerzeichni6 dor
Untemohmen(f ür dlo Steuer-
stltistikoD) u) 1') r') u)

1956 5 10 295 480 UmBetzsteueßtatistik
Einkommen8teuerstatistikl 1)

Körperschaf üsteuerstatistiklr)
Statistik tler Uauptf eststellung

der Efuheit8werto des ge-
werblichen Betriebsvermö-

Eaupt-
bereiche

Abteilungen Gruppen Zveige Klassen

I dcr Arbeitsstättenr,
au dem es entwickelt
lst, nach sogenannten
Eeuptbereichen, die
verschiedenartige Zu-
sammenfassungen und
Ausgliederungen dleser
Systematlk darstellen.'Wichtlg insbesondere

gem11)
StatlsUk

l,
der Wertpapier-

mäxktor.)

die Ausgliederung deg
. Eandwerks.
1r) Ygl. auch das Dsyste-

matisch8 Verzeichnis
der Arbeitsstritten«.

1r) Beim rProiluzierenden
Gewerbe « ist im Nach-
weis der Gliederungs-
BtuJen dN Handwerk
nichü berücksichtigt
worden.

rr) Soll für dle ab 1962 aul-
zubereitenden §teuer-
statistiken duch die
r§ystematik der 'Wirt-
schaftszweige für dle
Umsetzsteucrsüatlstik «

obgelöst wcrden.
r') Mit erheblicheD Modifl-

kationeD.

I

ll

Systomatlsche. Verzelchnis
zun motratlichen Industrie-
bcrtcht

Monatlicher Industriebedcht
Industriebericht für Kleinbe-

tdebe
Zusatzerhebung zm Industrie-

bericht
T

ß42
Industrle-
gruppen

t4t
Inilustrie-

zweigo

\

_270*

ll

1. 4. 5.

.I



SezelchnuJlg
Äus-
gabel

Fassung
l.

ZahI der Positionon ln aler ... .. GlietlerungsstuJe

1. 5.

Änwendungsgeblete BemerkuDgen

Yerzeichnls der Eandwerks.
zweigo

Systematisches Yerzeichnis der
ArbeitsstättcDr?)r')

1958

r950 10

Gruppen Zweige
Eandwerkszählung 1956, 1963

Yierteljährlicho
erhebung

Produktions.

Berlin. und Interzonenhandels-
§tatistik

Produktions-Eilbericht

Außenhandelsstatistik

681382

140

Abteilungen Gruppen Zweige
Nichtlanilwirtschaftlicho Är-

beitsstättenzäNung 1950
Erhebung über dio Kosten-

struktur der ilchtlandwirt-
scha.f tlichen Arbei tsistättent)

Kostetrstrukturstatistikr) r,)
Statisttk der Kapitalgesell-

scha,ften
Silanzst&tistik der Aktienge-

sellschattetr
Totalerhebung lm Bauhaupü-

gewcrber)
Großhandelsstatistik t) ro)

EinzelhandelsstatistiIr)'
Zusatzerhebung bei den ge-

worblichen Straßenverkehrs-
betriobent)

Stetistrk der Kosten und
Lelstungen im Girteryerkehr
(UnternehmeDserhebuns)t)

Yertllenststatistik in Inrluäiie
und Eandclt)

Verdiensterhebung im Eantl-
werkr)

Vcrtliensterhebung In der
LartdwirtschaJtt)

Gehslts- untl Lohßtruktu-
erhebung ln der gowerb-
lichen Whtschaft 1051,
1057)

Statistlk der Streiks und Aus.
Sperrungen

r?) Eierzu auch rÄlpha-
betisches Verzeichnis
der Betriebsbenennun-
genr als gesondertc
YeröfeDtlichung.

1r) Soll in den laulenden
Drhebungen im allge-
meinen ab Berichts-
jahr 1962 duch die
r§ystematik dor Wirt-
schaf tszweige. abgelöst
werden (ygl. lfd. Nr.4
bis TderBemerkuneen).

ri) Im ersten uud zwäite'n
Irhebungsjahr.

ro).Bis Berichtsjahr 1060
einschließlich.

rr) Eierzu auch rAlphabe-
tisches Warenverzeich-
nis fiil dio Intlustrie-
Btati8tik( als geson-
derto Yerötrentllchung.

r!) Zahl der Positionen in
tlen Gliederungsstufen
gemäß X'assung tg62
der Ausgabo 1958.

't) Enthält ein alphabeti-
sches Stichwortyer-
zeichnis.

,r) Wtud ab Berichtsjahr
1962 etrstello des bis-
herigen rGüterver.
zeichnisses für die Yer-
kehrsstatistikena ver-
wendet.

rB) Eierzu auch rÄlphabe-
tisches Güterverzeich-
nts für tlio Yerkehrs-
statistik« els geson-
derte YeröfenUichung.

tl; ontnett eln rAlphabc-
tisches Verzeichnl8 der
Berulsbenennungen r.

.?) Älphabetischs Re-
gister im Bantl Il,des
Verzeichnisses.

t,) Enthält eln rAlphabo-
tisches Gemeindevcr-
zeichnis«,

Klassen

Warensystematikeü
Systematlsches Warenver-

zeichni8 für alie Industrie-
statistiktr)

Nomenklatur zum ProduL-
tioDs-Eilbericht

6480
'Waren-

erten

6661
Wuen-
uten

437
BeruJs-
klassotr

425
L&ndkreiso

24 547
Gemeinden

55L
EB.

Nummern

99
Kapitel

48,,
Eaupt-
$uppen

11
Unter-

gruppen

784
'Waren-

kIffisen

11r5
Tüif-

nummeln

1962 2l
Abschtritte

tg62 10

1959
Gruppen

1901
BeruJs-

abteilungen

1958

1062!r)

196r

Waren-
gruppen

26
'Waren-
gruppen

10
Ober-

gruppen

170'Waren-

zweige

Warenverzeichnis für alio
Äußenhandelsst&ti.stik ! r)

Güterverzeichnis fär alle Ver-
kobrsstatistiktr)rr)

Erzougnlsglledcrung liir die
land-, X'orst-, Jagdwirt-
Bchafü und Fischerei

der Berufe!.)

Internatlouales und Deutgche8
VerzeichDis der KreDkheiten
(Band I: gystematik der
Kr&Dkheiten, Verletzungen
utrd Todesursachcn)!7)

Yerzeichnis der Religiotrs-
b€ncnnungetr

Amtllchcs GemcindeYerzeich-
dsr.)

1961
Einsteller

7967 l1

6

8

169
Gruppen

Klmsen Erzeugnisse

Personensystematiken

150
BeruJs-

ordnungen

380
Unter-

gruppen

Regionalsystematiken

Stetistik der Güterbewegung
auJ den EisenbahtreD

Binnenschi ffahrtss iatistik
Seeschltrahrtsstatistik
Statistik des gewerblichen

Güterfernverkehrs mit
Kraftfahrzeugen

§tatisüik des W erkf ernverkehrs
mit Krafüfahrzeugen

Statistik des grenzübcrschrei-
tenden Güteruerkebrs mtt
Kraftfahrzeugen

Luftfahtstattstik

Textilstatistikt)
Berlin- und f nterzonenhandcls-

statistlk

66 927

11

4l
BeruJs-
gruppetr

90
Eeupt-
gmppen

Zweisteller

und Ver-

139
kreisfreie

Städtc

42

Berulszählung 1961
Arbeitsstatistik der Ärbeits-

Yerwaltung

Todesursachenstatistik

Yolks- unil BerufszäNung t96t

Außenltandelsstatistik

Länder Reglerungs-

LänderycrzeichDis für die
Außenh&ndelsstatisüik

1062

waltungs-
bezirko

Xrdteilo Länder
149

'- 27.t -

Abteilungen

0



Auszüge aus wichtigen Systematiken

Systematik der'Wirtschaftszweige
(Ausgabe i961)

Abteilungen, Unterabteilungen, Gruppen

Bezeichnung

00

Unter-

05

1t

000
001
002

005
009

050
051
055

100
101
r03
105
r07

Abteilung 0: Land- und Forst-
wirtschaft, Tierhaltung und Fischerei

Land- und Forstwirtschaft

Allgemeine Landrvirtschaf t
Garten- und Weinbau
Landwirtschaf tliche Tierhaltung
und -zucht 1)

Forstwirtschaft
Dienstleistungen auf
f o,rstwirischaf tlichen

der land- und
Erzeugerstufe

Fischerei und
Gärtnerei und

Fischzucht. eewerbliche
gewerbliche" Tierhaltun g

Hochsee- und Küstenfischerei
Binnenfischerei und Fischzucht
Gewerbliche Gärtnerei, gewerbliche
Tierhaltung, -zucht und -pflege

Abteilung 1 : Endrgiewirtschaf t
und Wasserversorgungr Bergbau

Energiewirtschaft und Wu.se.re..orgong

Allgemeine Energiewirtschaf t 2)

Elekiriziiätserzeugung und -verteilung
Gaserzeugung und -verteilung
Fernheizung
\Massergewinnung und -verteilung

Bergbau

Sieinkohlenbergbau (einschl. -brikett-
herstellung) ünd Kokerei -

Braun- und Pechkohlenbergbau
(einschl. -brikettherstellung) und
Braunkohlenschwelerei
Erzbergbau
KaIi- und Steinsalzbergbau sowie
Salinen
Gewinnung von ErdöI, Erdgas und
bituminösen Gesteinen
Sonstiger Bergbau (einschl. Torf-
gewinnung)
Bergbauliche Tiefbohrung, Auf-
schließung und Schachibau (ohne
Erdölbohrung)

10

110

111

113
115

116

118

r19

r) Ohne bzw. mit nur geringer Futtergrondrlage aus eigener landwirtsdraft-
licher Ezeugung. - 

r) Ohne ausgepägten Sdrwerpunkt.

Gruppe

-272-

24

Unter-
abteilung

22

Bezeidrnung

20

Abteilung 2: Yerarbeitendes Gewerbe
(ohne Baugewerhe)

Chemische Industrie (einschl, Kohlen-
wertstofrindustrie) und Mineralöl-
verarbeitung

Chemische Industrie (einschl. I(ohlen-
wertstoffindusirie)
MineralöIverarbeitung, Braunkohlen-
teer -und'Torfteerdestillation sowie
ölschieferschwelerei

Kunststoff-o Gummi- und Asbest-
verarbeitung

Kunststoffverarbeitung i
Gummi- und Asbestverarbeitung

Gewinnung und Vcrarbeitung von
Steinen ,rid E"d"n; Feinkerä'mik und
Glasgewerbe

Gewinnung und Verarbeitung von
Steinen und Erden
Feinkeramik
Herstellung und Verarbeitung von Glas

Eisen- und NE-Metallerzeugung,
Gießerei und Stahlverformung

Eisen- und Stahlerzeugung (einschl.
-halbzeugrverke)
NE-Metallerzeugung (einschl. -halb-
zeugwerke)' 
Eisen-, Stahl- und Tempergießerei
NE-Meiallgießerei
Ziehereien und Kaltwalzwerke, Stahl-
verformung, Oberflächenveredlung und
Häriung
Schlosserei, Schweißerei, Schleiferei
und Schmiederei (anderweitig nicht,
genannt)

Stahl-, Maschinen- und Fahrzeugbau

Stahl- und Leichtmetallbau
Maschinenbau

Straßenfahrzeugbau
Schiffbau
Luftfahrzeugbau

200

205

2t

2L0
215

OD

220

224
227

230

232

234
236
238

239

?40
242
244
246
248

Gruppe



GruppeUnter-
abteilung

25

26

27

28t29

Bezeidrnung

295

297
298

295
t) Ohne ausgeprägten Sdlwerpunkt,

Elektrotechnik, Feinmechanik und Optik;
Herstellung von Eisen-, Blech- und
IIetallwaren, Illusikinstrumenten, Sport-
geräten, Spiel- und Sehmuekwaren

Elektrotechnik
Feinmechanik und Optik
Herstellung und Reparatur von Uhren
Flerstellung von Eisen-, Blech- und
Metalhvaren
Herstellung von Musikinstrumenten,
Spo,rtgeräten, Spiel- und Schmuck-
lVaren

Holz-, Papier- und Druckgewerbe

Säge- und Holzbearbeitungsrverke
Holzverarbeitung
Zellstofr-, Holzschliff-, Papier- und
Pappeerzeugung
Papier- und Pappeverarbeitung
Druckerei und Yervielfältigung

Leder-, Textil- und Bekleidungsgewerbe

Herstellung, Zurichtung und Ver-
edlung von Leder
Lederverarbeitung (ohne Herstellung
von Schuhen)
Herstellung und Reparatur von
Schuhen uü. L"d"" ind Textilien
Textilgewerbe
Bekleidungsgewerbe
Polsterei und Dekorateurgewerbe

Nahrungs- und Genußmittelgewerbe

Herstellung von Nahrungs- und
Genüßmitteln verschiedener Art 2)

MahI- und Schälmühlen (ohne
öImühlen)
Stärkegewinnung und -verarbeitung,
Yerarbeitung von Kartoffeln (ohne
Brennerei und Futtermittelherstellung)
Herstellung von Nährmitteln
Herstellung von Backwaren
Zuckerindustrie
Obst- und Gemilseverarbeitung
Herstellung von Süßwaren
Milchverwertung
Herstellung von Speiseöl und
Speisefett'
Schlachterei und Fleischverarbeitung
Fischverarbeitung
Brauerei und Mälzerei
Alkoholbrennerei, Herstellung von
Spirituosen, I{einherstellung und
-verarbeitung
Gewinnung von Mineralbrunnen, Her-
siellung vo,n Mineralwasser und
Limonaden
Tabakverarbeitung
Sonstiges Nahrungs- und Genußmittel-
gewerbe (ohne Herstellung von
Futtermitteln)
Herstellung von Futiermitteln

2bo
252
254
256

258

260
2öl
264

26b
268

270

27r

272

27c
276
279

280

281

282

283
284
285
286
287
288
289

29t
292
293
294

18 n4,

Gruppe

30

40t4r
400

401

402

404

405

406

407

408

4tt

4t2

413

414

4tb

4t7

418

419

!) Ohne ausgeprägten Sclwerpunkt.

Bezeichnung

Abteilung 3: Baugewerbe

Bauhauptgewerbe

Hoch- und Tiefbau
Spezialbau
Stukkateurgewerbe, Gipserei und
Verputzerei
Zimmerei und Dachdeckerei

Ausbau- und Bauhilfsgewerbe

BauinSallation
GIaser- und Malergewerbe,
Tapetenkleberei
Fußboden-, Fliesen- und Platten-
legerei, Ofen- und Herdsetzerei
Bauhilfsgewerbe

Abteilung 4: Handel

Großhandel

Großhandel mit Waren verschiedener
Art 2)

Großhandel mit Getreide, Saaten,
Pflanzen, Futter- und Düngemitteln
sowie mit lebenden Tieren
Großhandel mit textilen Rohstoffen
und Halbwaren, Häuten und Fellen
Großhandel mit technischen Chemi-
kalien und Rohdrogen, Kautschuk
und Kunstgummi
Großhandel mit Kohle, sonstigen
festen Brennstoffen und.Mineral-
ölerzeugnissen

Großhandel mit Erzen, Eisen,
NE-Metallen und Halbzeug
Großhandel mit Holz, Holzhalbwaren,
Baustoffen und Installationsbedarf
Großhandel mit Schrotl und sonstigen
Abfallstoffen
Großhandel mit Nahrungs- und
Genußmitteln
Großhandel mit Bekleidung, IMäsche,
Ausstattungs- und Sportartikeln sowie
mit Schuhen

Großhandel mit Eisen- und Metall-
'waren sowie mit Fertigwaren aus
Kunststoffen, GIas, Feinkeramik und
Holz (anderweitig nicht genannt)

Großhandel mit elektrotechnischen,
feinmechanischen und optischen Er-
zeuEnissen, Schmuck-, Leder-,
Calänterie- und Spielwaren sowie mit
Musihinstrumenten
Großhandel mit Fahrzeugen und
Maschinen (ohne Großhaindel mit
Soezialmaschinen der IJnter-
giuppe 41 76)

Großhandel mit technischem Bedarf
und Spezialbedarf verschiedener
Wirtschaftszweige
Großhandel mit pharmazeutischen und
kosmetischen Erzeugnissen, Dental-,
Labor-, Krankenpflege- und tr'riseur-
bedarf
Großhandel mit Papier, Papierwaren
und Druckerzeugnissen

300
302
305

308

31

310
312

315

318



GruppeUnter-
abteilung

42

43

Bezeichnung

t
420

42t

422

Handelsvermittlung

VermittlunE r-on lMaren verschiedener
Ari2)
Vermittlung von Getreide, Saaten,
Pflanzen, Futter- und Düngemitteln
sowie von lebenden Tieren
Yermittlung von Rohstoffen und Halb-
rvaren (ohne solche der Ernährungs-
rvirtschaft) sorvie von Brennstoffen
und Minelalölerzeugnissen
Vermittlung von Nahrungs- und
Genußmitteln
Verm?ttlung von Bekleidung, \Mäsche,
Ausstattungs- und Sportartikeln sowie
von Schuhen
Vermittlung von Eisen- und Metall-
waren sorvie von Fertigwaren aus
I(unststoffen, Glas, Feinkeramik und
HoIz (anderweitig nicht genannt)
Vermittlung von elektrotechnischen,
feinmechanischen und optischen Er-
zeugnissen, Schmuck-, Leder-, Galan-
terie- und Spielrvaren sowie von
Musikinstrumenten
Yermittlung von Fahrzeugen, Maschi-
nen, technischem Bedarf und Spezial-
bedarf verschiedener Wirtschafts-
zlveige
Yermittlung von sonstigen lMaren
Versandhandelsvertretung

Einzelhandel

Einzelhandel mit Waren verschiedener
Art
Einzelhandel mit Nahrungs- lind Ge-
nußmitteln
Einzelhandel mit Bekleidung, Wäsche,
Ausstattungs- und Sportartikeln sowie
mit Schuhen
Einzelhandel mit Eisen- und Meiall-
waren sowie mit Hausrat und Wohn-
bedarf aus Kunststoffen, Glas, Fein-
keramik und HoIz (anderrveitig nicht
genannt)
Einzelhandel mit elektrotechnischen,
feinmechanischen und optischen Er-
zeugnissen, Schmuck-, Leder-, Galan-
terie- und Spielwaren sowie mit
Musikinstrumenten
Einzelhandel mit Papiörwaren und
Druckerzeugnissen
Einzelhandel' mit pharmazeutischen,
orthopädischen, medizinischen und kos-
metischen Artikeln sowie mit Putz-
und Reinigungsmitteln
Einzelhandel mit Kohle, sonstigen
festen Brennstoffen und Mineralöl-
erzeugnissen
Einzelhandel mit Fahrzeugen, Maschi-
nen und Büroeinrichtungen
Einzelhandel mit sonstigen Waren

Abteilune 5:
Verkehr und Nachrich"tenübermittlung

Verkehr und Nachrichtenübermittlung

Eisenbahnen

Straßenverkehr
Binnenschiffahrt, -lvasserstraßen und
-häfen

423

424

425

426

427

428
429

430

431

432

433

434

435

436

50

437

438

439

'50 0
501
502

-274-

!) Ohne ausgeprägten Schwerpunkt.

7t3

7t4

7t7

718

GruppeUnter-

60

61

70t7r

Bezeichnung

503
504
505
507
509

600
601
602

Kredit-
institute

See- und Küstenschiffahrt, Seehäfen
Luftfahrt,Flugplätze I

Transpolt in Rohrleitüngen
Deutsche Bundespost
Spedition, Lagerei und \rerlichrsvei-
mittlüng

. r l.

Ahteilung 6: Kreditinstitute und
V e r-sich e run gs gewe rb e

1r"d sonstile Finanzierungs-
1l t

Deuische Bundesbank
Kreditbanken
Institute des Sparkassehrvesens (ohne
Post- und Bausparkassen)
Genossenschaf tliche Kreditinstitute
Hypothekenbanken und öff entlich-recht-
Iiche Grundkreditanstalten
Kreditinstitute mit Sonderaufgaben
Postscheck-'und Postsfarl o.r"iä-te"
Sonstige Kreditinstitute
Bauspark assen

Effeltenbörsen, Vermittlung von Bank-
und Effektengeschäften 

.,

Versicherungsgewerbe .

LebensversicherunE, Pensions-. und
Sterbekassen
Krankenversicherung +.

Schaden- und Unfallversicherung
Rückvdrsicherung
Vermitilung von Versicherungen

i.:

Abteilung 7: Dienstleistungen, soweit von
Unternehmen und Freicn Berufen erbracht

Dienstleistungen, so*eit roi, Unternehrnen
und tr'reien Berufen erbracht

Gaststätten- und Beherbergungs-
ge*""6"
Wäscherei und ReiniEunc (einschl.
Schornstein fegergewerbä) "
Friseur- und sonstige Körperpflege-
gerverbe
'\Missenschaft, Bildung, Erziehung und
Sport,, 

,
Xunst, Theater, Film, .Rundfurfk und
Fernsehen
Verlags-, Literatur- und Pressei,r'esqn

Gesunäheitswesen
Veterinärwesen
Rechtsb.eratung, Wirtsch a f tsbe ra tung
und -prüfung t

Architektur- und Ingenieurbüros, La-
bbratorien und ähnlic-he Institute,
Wirtschaftsrverbung (ohne AusStel-

' lungs-- und Messerväsen)

Gfundötücks- und \Mohnungs,wesen,.
Vermögensverrvaltung
Sonstige Dienstleistungen

603
604

oor
606
607
608
609

610.

612
614
610
619

700

701

702
.- .3.,
706

707

708

.719
7tt

'.'772.

)

li

{

I



Gruppe *' Unter-
abteilung

80

,9.3)

.rr.{bteilung 8: Orgänisationen ohne
Erüerbscharakter und Private Haushalte

Organisationen ohne Erwerbscharakter

Christl,ihe I{irchen, Orden, religiöse
und weltanschauliche Vereinigungen
Organisationen der freien Wohlfahris-
pflege
Organisationen der Erziehung, Wissen-
schaft und Ku]tur

' Organisationen der Sport- und Jugcnd-
pflege

Gewerkschaften und Arbeitgeberver-
bände
Berufsorganisationen und Wirtschafts-
verbände (ohne öffentIich-rechtliche
Wirtschafts- und Berufsvertretungen)
Öfrentlich-rechtliche I{irischafts- und
Berufsvertretungen
Politische Parteien und sonstige Orga-
nisationen ohne Erwerbscharakter

Öffentliche Sicherheit und Ordnung

Rechtsschutz

Unterricht,Wissenschäft, Kultur, Sport-
.und Jugendpflege

Soziale Sicherung und lMiedergut-
macnung
Gesundheitswesen

Wirtschaftsförderung, -ordnung und
-aufsicht

Verschiedehe (kommunale) Anstalten
und Einrichtungen

Vertretungen fremder Staaten in der
Bundesrepublik; inter- und supra-
nationale Organisationen (mit Be-
hördencharakter)

Sozialversicherung

Soziale Rentenversicherung (ohne
knappschaftliche Rentenversicherung)
sowie Zusatzuersorgung für Ange-
hörige des öffentlichen Dienstes

Soziale Krankenversicherung (ohne
knappschaftliche KV)
Knappschaf tsversicherung

Gesetzliche Unfallversicherung, land-
wirtschaftliche . Alterskassen und Fa-
milienausgleichskassen I

' Arbeitsverhittlung und Arbeitslosen-
versicherung

Bezeichnung

Bezeichnun§

Hochsee- und Küstenfischerei
Binnenfischerei und Fischzucht 3)

Bezeidrn,r;pg-1 Unter-
abteilung

! '" ' fil\i

\49.4

9.5

9.2
9.3

9.6
9.7

80.0

801

802

803

804

805

.80 6

807

85 Private Haushalte

850 Private Haushalte

96

9.8

9.9

960

962

964

966

969

,1.1

t7

9.0

9. I

Abteilung 9 : Gebietskörperschaf ten
und Sozialversicherung

i

Gebietskörperschaiten

Politische Füh'runE und zentrale Ver-
waltung
Verteidigung (ohne Dienststellen der
Stationierungsstreitkräf te)

) In die zweite Stelle sind je nadr Bedarf folgende Zifiem einzusetzen:
0 : Gebietskörpeschaften ihsgesamt (einschl. Vertretunsen fremder Stäa-

ten in der Bundesrepublikl inter- und supmnationale Organisationen
mit Behördencharakier)

'1 -.Bund,r ''2: Länder
3: Cemeinden, Cemeinde- und Zwe&verbände.

Abteilung

Systematisches Yerzeichnis der Arbeitsstätten

(Ausgabe 1950) t;

Abteilungen und Gruppen

Bezeidrnung Abteilung

Land-, Forst- und Jagdwirtschaft,
Fischerei (einschl. Gartenbau und Tier-
zucht)

Landwirtschaft (d. h. mit bewirtschaf-
teter Bodenfläche) (ohne Gartenbaq,
Baumschulen und sewerbliche Tier-
zucht) 2)

Landwirtschaftlicher Gartenbau undl
Baumschulen (d. h. mii bewirtschaf-i
teter Bodenfläche) z)

Forst- und Jagdwirtschaft e)

Nichtl andwirtschaftliche (gewerbliche)
Gärtnerei und Sämereiwirt-schaft (d. h.
ohne .bewirtschaf tete Bodenfl äche)

Nichtlandwirtschaf tl iche (gewerbliche)
Tierzucht (d. h. ohne bewirtschaftete
Bodenfläche)

t) Sämtlidre vorgenommeren Anderungen sind berücksidrtigt. - 
t) Be-

triebe mit bewifuchafteter Bodenflädre werden innerhalb der landwirt-
schaftlichen Betriebszählung erfaßt. V e r w a I tu n g s ä m t e r werden bei der
Gruppe 91 : "Ufi entliche Verwaltung.. ausgewiesen.

Bergbau, Gewinnung und Verarbeitung
von Steinen und Erden; Energiewirtschaft

Steinkohlenbergbau
Braunkohlenbergbau
Erzbergbau
Salzbergbau und Salinen
Sonstiger Bergbau (einschl. ErdöI-
gewinnung, Gewinnung und Aufberei-
tung von Bernstein und Torf)
Gewinnung und Verarbeitung von
Steinen, Erden und grobkeramischen
Erzeugnissen
Energiewirtschaft (Elektrizitäts-, Gas-,
lVasser- und Fernheizwerhe)

0 08
09

I

01

02

04

06

07

1

,.t2
.,13
t4
15

19

r) B e t r i eb e mit bewirtsclafteter rVasserfläche werden innerhalb der
Landwirtschaftlidren Betriebszfülung erfaßt. V e rw a I t u n g s ä m t e r wer-
den bei der Gruppe 91 :»Ofientlidre Verwaltung« ausgewiesen.

Cruppe

Gruppe Gruppe

1g* - 27b'-



GruppeAbteilung Bezeidrnung

Eisen- und Metallerzeugung und -ver-
arbeitung

Eisen- und Stahlindustrie (Eisen-
schaffende Indusirie einschl. Kaltwalz-
werke und Eisen-, Stahl- und Temper-

' gießereien)
NE-Metallindustrie (einschl. NE-IV,Ie-
tallhalbzeugwerke und NE-Metall-
gießereien)
Stahlbau
Maschinenbau

. Schiffbau
Straßen- und Luftfahrzeugbau
Elektrotechnik'
Feinmechanik und bptik
Eisen-, Stahl-, Blech- und Metall-
warengewerbe

2

2l

22

ot

24
2b
26
27
28
29

3t4 Verarbeitende Gewerbe (oihne Eisen- und
Metallverarbeitung)

Mineralölverarbeitung und Kohlenwert-
stoffindustrie
Chemischä Industrie
Kunststoff verarbeitung
Gümmi- und Asbestverarbeitung
Feinkeramische und Glasindustrie
Sägerei und Holzbearbeitung
Holzverarbeitung (einschl. Verarbei-
tung von natüilichen Schnifz- ünd
Formstoffen)
Papiererzeugqng und -verarbeitung;
Druckereigeiverle' (einschl. Licht- und
Fotopauserei)
Ledererzeugung und -verarbeituilg
Textilgewerbe
Bekleidungsgewerbe
Herstelluns von 1\Iusikinstrumenten,
Spielwaren] Turn- und Sportgeräten,
Söhmuckwaren und BearbeiLung von
Edelsteinen
Mühlengewerbe, Nährmittel-, Stärke-
und Füttermittelindustrie, Bäckerei-
und Süßwarengewerbe

Fleisch- und Fischverarbeitung, MiIch-
verwertung, Speiseöl- und Speisefett-
herstellung ; Zuckerindustrie
Obst- und Gemüseverwertung, Kaffee-
und Teeverarbeitung, Herstellung von
Gewürzen u, ä., Eisgewinnung und
KühIhäuser
Getränkeherstellung
Tabakwarenherstellung

Bau-, Ausbau- unrl Bauhilfsgewerbe'

Hoch-, Tief- uhd Ingenieurbau
Zimmerei und Dachdeckerei

Bauinstallation
Ausbaugewerbe

Bauhilfsgewerbe

31

90

34
35

36
,n

38

39

4l
42

43

44.

4b

46

47

48
49

5

51

55

56
b7
59

- 276,-

GruppeAbteilung Bezeichnung

6 Handel, Geld- und Versicherungswesen

Ein- und Ausfuhrhandel
Binnengroßhandel (einschl. Gemein-'schaftsein- und -verkauf a) und Ver-
lagswesen)
Einzelhandel
Handelsvertretung, Vermittlung, lMer-
bung und Verleih
GeId-, Bank- und Börsenweseri (ohne
Postscheckdienst und Postsparkassen)
Versicherungswesen (ohne Sozialver-
sicherung)

Dienstleistungen (ohne solche der Ab-
teilung 9)

lMohnungs- und Grundstück§wesen;
Vermögensverwaltung
Gaststättenwesen
Kunst, private Forschung, Theater,
Film, Rundfunk, Schaustellung
Sportpflege, Bade- und Schwimm-
anstalten
I(orrespondenz-, Nachrichtel-, §chreib-'
und übersetzungsbüros
Fotografisches Gewerbe
Friseurgewerbe und Schönheitssalons

übrige Dienstleistungen (ohne solche
der Abteilung 9)

Verkehrswirtschaf t
Deutsähe Bunäespost
Deutslhe Bundesbahn
Schienenbahnen (ohne Deutsche Bun-
desbahp)

Straßenverkehr
Schifrahri, \{asserstraßen- und Hafen-
lVeSen

Luftverkehr
Verkehrsneben- und -hilfsgewerbe

lr-

Öffentlicher Dienst und Dienstleistungen
im öffentlichen Interesse

öffentliche Verwaltung
Ausländische Streitkräfte und auslän-
dische Vertretungen

Politische und Wirtschaftliche Organi-
sationen
Rechts- und Wirtschaftsberatung
Kirche, religiöse und weltanschauliche
Vereinigungen
Erziehung,'\Missenschaft und Kultur
Fürsorge und IMohlfahrtspflege
Sozialversicherung
Gesundheitswesen und Hygiene

.) Gemeinschaftsein- und -verkaufsbctriebe sind der fadrlidr mlspredrcq-
den Binnengroßhandelsklasse zuzuordnm.

61

62t63

64
67

68

69

8

77

72

ID

74

75

76
77
78

81

82
83

84
85

86
87

I

91

92

93

94
95

96
97
98
99

l,



2l
22

25

27

28
29

30
31
ao
'es

34
35

36
ut
38
39

Industrie-
gruppe

Bereich

Bergbau
Mineralölverarbeitung und Kohlenwertstoff-
industrie
Industrie der Steine und Erden
Eisenschaffende Industrie
NE-Metallindustrie
Gießerei-Industrie
Zieher eien und KaItr,r'alzwerke, Stahlverf ormung
Stahlbau (einschl Leichtmetallbau)
Maschinenbau
Fahrzeugbau
Schifrbau
Luftfahrzeugbau
Elektrotechnische Indusirie
Feinmechanische und optische sowie Uhrenindustrie
Eisen-, Blech- und Metallwarenindustrie
Musikinstrumenten-, Spielwaren-, Schmuckwaren-
und Sportgeräte-Industrie

Land- und Fortwirtschaft, Fischerei

Landwirtschaft (einschl. Gartenbau und
Tierzucht)
Forst- und Jagdwirtsöhaft
Fischerei

Bergbau und Energiewirtschaft

Bergbau
Energiewirtschaf t

Verarbeitendes Gewerbe

Metallerzeugung und -bearbeitung
Stahl-, Maschinen-, Schiff- und Fahrzeugbau 

1

Elektrotechnik, Feinmechanik und Optik, Meiall-
warengewerbe, Herstellung von Musikinstrumen-
ten, Spielwaren u. ä.

Chemische Industrie und verwandtes Gewerbe 
. ,

Steine und Erden, keramische und Glasindustrie
Holzbe- und -verarbeitung, Papiererzeugung rind
-verarbeitung, Druckerei
Textilgewerbe
Bekleidungsgewerbe (einschl Ledererzeugung
und -verarbeitung)
Nahrungs- und Genußmittelherstellung

4

Systematisches Verzeichnis zum monatlichen fndustriebericht
(Äusgabe 1962)

Industriegruppen

Bezeidrnung Industrie-
8ruppe Bezeichnung

Chemische Industrie
Feinkeramische Industrie
Glasindustrie
Sägevrerke untl holzbearbeitende Industrie
Holzverarbeiiendä Indusirie
Holzbchliff, Zellstoff, Papier und Pappe erzeugende
Industrie
Papier und Pappe verarbeitende Industrie
Druckerei- und Yervielfältigungsindustrie
Kunstsioffverarbeitende Industrie
Kautschuk und,fsbest verarbeitende Industrie
LedererzeugenilJ Inilustrie
Lederverarbeitende und Schuhindustrie
Textilindustrie
Bekleidungsindustrie
Ernährungsindustrie
Tabakverarbeitende Industrie '

Bezeichnung

Handel

Großhandel und Handelsveimitilung
Einzelhandel

Verkehr und Nachrichtenübermittlung

Eisenbahnen
Schiffahrt
übriger Verkehr (einschl. Spedition
und Lagerei)
Nachrichtenübermittlung (Deuische Bundespost)

Banken und Versicherungsgewerbe

Wohnungsvertnietung (einschl. Nutzung von
Eigentümerwohnungen)

Staat (einschl. Gemeinden und Sozialversicherung) .

Sonstige Dienstleistungen (ohne staatliche
Dienstleistungen)

Erziehung, IMissenschaft und Kultur
Gesundheitspflege und Hygiene t

Hotels und Gaststätten
Häusliche Dienste
Übrige Dienstleistungen

lnlandsprodukt
darunter: Handwerk

40

51
(o

53

b4
55

56
b7
58
59

61

62

63

64
68
69

Bereichsgliederung des Sozialprodukts (Inlandsprodukts)

(Äusgabe 1960)

Bereiche

Beeichnung / Bereich

a

b

c

a

b

5

6

2
a

b

c

d

a

b

a

b

c

7

8

I
d

e

f

0

h

ir

10

a

b

c

d
e

Baugewerbe

277

I

t



Abteilung

11

0

Internationale Systematik der Wiitschaftszweige'
International Standard Industrial Classification of Ali Economic Activities (ISIC)

(Ausg'abe 1958) rl

Abteilungen und Hauptgruppen

Bezeichnung

Land- und Forstwirtschaft, Jagd und
Fischerei

Landwirtschaft und Tierzucht
Forstwirtschaft und Waldnutzung
Jagd, Fallenstellerei und Wildhege
FiscLerei

Bergbau, Gewinnung von Steinen und
Erden \

Kohlenbergbau 
_

Erzbergbau
Erdöl- und Erdgasgewinnung
Steinbrüche, Ton- und Sandgruben
übriger Bergbau und sonstige Gervin-
nung von Steinen und Erden

Yerarbeitendes Gewerbe (ohne Bau-
gewerbe)

Nahrungsmittelgerverbe (ohne Ge-
tränkeherstellung)
Getränkeherstellung
Tabakwarengelverbe
Textilwareiherstellung
Schuhherstellung, Bekleidungs- und
Textilfertigwarengewerbe und Textil-
ausrüstung
Be- und Yerarbeitung von Holz und
Kork (ohne Möbelherstellung)
Herstellung von Möbeln gnd Innen-
einrichtungen
I{erstellung von Papier und Papier-
waren
Druck, Verlag und verwandte Gewerbe
Leder-, Lederrvaren-, Pelzwarenherstel-
lung (ohne Herstellung von Schuhwerk
und anderen Lederbekleidungsgegen-
ständen)

Gummirvarenherstellung
Herstellung von Chemihalien und che-
mischen Erzeugnissen !

Herstellung von ErdöIerzeugnissen und
Kohlenverarbeitung
Yerarbeitung von Steinen und Erden
Eisen- und NE-Metallerzeugung

01

02
03

04

11

t2
l3
L4

19

o/Q

20

2l
22

L)

24

25

26

27

28
29

30
31

eo

Jö

34

Haupt-
gruppe

Haupt-
8ruPpe

Abteilung

6

4

5

35

36

öl

38
39

40

7t
72
lö

84

85

Bezeichnung

Herstellung von Metallwaren (ohne
Maschinen- und Fahrzeugbau)
Maschinenbau (ohne Elektromaschinen-
bau) 'l

Herstellung von Elektromaschinen,
-apparaten, -geräten und -zubehör
Fahrzeugbau
Sonstiges verarbeitendes Gewerbe

Baugewerbe

BauEewerbe"li

Energiewirtschaf t, Wasserversorgung,und
sanitäre Dienste

Energiewirtschaft
\Masseirersorgung und sanitäre Dienste

ll

Handel n

Groß-'und Einzelhandel
Banken und andere Finanzinstitute
Versicherungsgerverbe

Immotiiliengeschäfte

Verkehrd'wesen,
richtenwesen

Lagerung und Naeh-

Verkehrswesen
Lagerei, Speicherei
Nachrichtenrvesen

Dienstleistungen

Öffentlicher Dienst
-Dienstleistungen im öfrentlichen Inter-
esse

Dienstleistungen für das Geschäfts-
und Rechtsleben t

, Dienste für die Freizeitgestaltung
Persönliche Dienstleisiungen

Nicht ausreichend beschriebene Tätig-
keiten

Nicht, ausreichend bcschriebene Tätig-
keiten

51

52

81

82

61

62
63

64.

7

8

83

q

90

- 
278 -.



Zweig

Systematisches Verzöichnis der Iädustrien in den Europälschen Gemeinschaften
Nomenclature des Inclustries 6ta,blies dans les Comurunaut6s Europ6ennes (NICE)

- (Arsgabe 1961)

Zweige und Klassen

Beeichnun! Zweig Bezeidrnung

I
i

Bergbau rind Gewinnung von Steinen und
-Erden

"Gervinnung und Bearbeitung fester
Brennstoffe

. Erzbergbau
Erdöl- und Erdgasgewinnung

' Gewinnung von Baumaterial und feuer-
festen und keramischen Erden
Gervinnung von Mineralien, außer für
die Bauwirtschaft

Verarbeitendes Gewerbe

Herstellung nicht-industrieller öIe und
Fette tierischer und pflanzlicher Her-
kunft
Nahrungs- und^ Genußmittelherstel-
lung (außer Getränkeherstellung)
Getriinkeherstellung
Tabakverarbeiiung
Textilgewerbe
Herstellung von Schuhen, Bekleidung
und Bettwaren
Holz- und Korkveralbeitung (außer
Holzmöbelherstellung)
Herstellung von Holzmöbeln
Papier- und / Pappenerzeugung und
-verarbeituhg

Druckerei, Verlags-
Gewerbe

und verwandte

Herstellung von Leder und Leder-
1\'aren

Gummi-, Kunststoff- und Chemiefaser-
industrie
Chemische industrie
Mineralölverarbeitung
Ilerstellung nicht-metallischer Mineral-
erzeugnrsse

Eisen- und Metallerzeugung und -be-
arbeiiung
Ilerstellung von Metallerzeugnissen
(außer Maschinen und Fahrzeugin)
Maschinenbau
Elektrotechnische Industrie
Fahrzeugbau
Feinmechanik und Optik sowie son-
stige verarbeitende Gerverbe

Baugewerbe

Energiewirtschaft und W'asserversorgung

Gämischte Energie- und lVasserwirt-
schaft
Energiewirtschaft
öfl entliche'\Masserve"so"gurig

Beeichnung

Eisen-, Blech- und Mctallwaren
1\[usikinstrumente, Spiehvaren, Turn- und, Sport-
geräte, Schmuckrvaren, bearbeitete Edelsieinö
Chemische Erzeu§nisse.
Feinkeramische Erzeugnisse

Glas und Glasrvaren
Schnitiholz, Sperrho,Iz und sonstiges bearbeitetes
Holz
Holzrvaren (einschl. Erzeugnisse aus natürlichen
Schnitz- und, Formstoff en)

Holzschliff, Zellstoff, Papier und Pappe
Papier'- und Pappervaren

Druckereierzeugnisse, Lichtpaus- und verwandte
IMaren
Kunststofferzeugnisse
Gummi- und.Asbestlvaren
Leder
Lederwaren und Schuhe
Textilien , )u
Behleidung .
Erzeugnisse der Ernährungsindustric
Tabakrvaren

28

29

30

31
90

öJ

34

35

36
J/

38
39

11

12

13

t4

19

2und3
c

20A

208

2L

22
ot

24

2b

26
27

4

5

50

51
EO

'Warenverzeichnis für die Industriestatistik

(Ausgabe 1958) t;

Warengruppen

§7aren-
gruppeBezeichnung

Bergbauliche Ilrzeugnisse
N{ineralölerzeugnisse und Kohlenwertstoffe
Steine und Erden
Eisen und Stahl (Erzeugnisse der Hochofen-, Siahl-
und \Marmwalzrverke sorvie der Schmiede-, Preß-
und Hammerrverhe)

NE-Metalle und -l\fetallhalbzeug (einschl. EdeI-
metalle undtderen Halbzeug) .,)

, Gießereierzeugnisse
' ErzeuEnisse der Ziehereien Lncl Kaltrvalzrverlie und

der Sählverformung'
§ iahl[6ug pTsugnisse

, Maschinenbarär.rgni§.. (einschl. Lokomotiven und

, Acherschlepper)
Land{ahrzeuge (ohne Schienenf4hrzeuge, Acker-
schlbpper und Elektro.fahrzeuge)
trVasserfahrzeuge
Luftfahrzeuge (einschl. Flugbetriebs-, Rettungs-,
Sicherheits- und Bodengeräte)

' Elektrotechnische Erzeugnisse

Feiinmechanische und optische Erzeugnisse; Uhren

t) Sämtliche vorgenommenen Änderungen sind berüd<sidrtigt.

Varen-
gruppe

31"
90

2t'
22
25
q1

2;

29
3Ö

JÜ

34
DJ

36

ö/

38
39

40
51

52

53

b4

55

56-:\',t

58

59
61

62

63

64
68
69

nao

Klasse Klasse

.l



KapitelAbschnitt

III

IV

I

Bezeichnung

Lebende Tiere und Waren tierischen
Ursprungs

Lebende Tiere
Fleisch und genießbarer Schlachtabfall
Fische, Krebstiere und \Meichtiere
MiIch und Milcherzeugnisse; Vogeleier;
natürlicher Honig
Andere'\4laren tierischen lJrsprungs,
anderweit weder genannt, noch in-
begrifien

Waren pflanzlichen Ursprungs

Lebende Pflanzen und lMaren des
Blumenhandels
Gemüse, Pflanzen, \Murzeln und Knol-
len, .die zu, Ernährungszwecken ver-
wendet-werden
Genießbare Früchte; Schalen von
Zitrusfrüchten oder von Melonen
Kaffee, Tee, Mate und Gewürze

Getreide
Müllereierzeugnisse; Malz; Stärke;
KIeber; fnulin
ölsaaten und ölhaltige Früchte; ver-
schiedene Samen und Friichte; Pflan-
zett zvm Gewerbe- oder Heilgebrauch;
Stroh und Futter
Pflanzliche Rohstofre zum Färben oder
Gerben; Gummen, Harze und andere
pflanzliche Säfte und Äuszüge

Flechtstofre, Schnitzstoffe und andere
Waren pflanzlichen Ursprungs, ander-
weit weäer genannt noch inbegriffen

und pflanzlichen Ursprungs

Tierische und pflanzliche Fette und

1

2

D

4

5

II
t)

7

I
10

11

t2

13

t4

Tierische und pflanzliche Fette und ÖIe;
Erzeugnisse ihrer Spaltungi genießbare
verarbeitete Fette; Wachse tierischen

15

16

öIe; Erzeugnisse ihrer Spaltung; ge-
nießbare verarbeitete Fette; Wachse
tierischen und pflanzlichen Ursprungs

'Waren der Lebensmittelindustrie; Ge-
tränke, alkoholische Flüssigkeiten uud
Essig; Tabak

Zubereitungen von FIeisch, Fischen,
Krebstieren und Weichtieren
Zucker und Zuckerwaren
Kakao und Zubereitungen aus Kakao
Zubereitungen auf der Grundlage von
Getreide, Mehl oder Stärke; Back-
waren
Zubereitungen von Gemüse, Küchen-
kr'äutern, Früchten und anderen Pflan-
zen oder Pflanzenteilen
Verschiedene Lebensmittelzubereitun-
gen

Getränke, alkoholische Flüssigkeiten
und Essig
Rückstände und AbfäIle der Lebens-
mittelindustrie; zubereitetes Futter
Tabak

L7
,18

19

20

2t

22

23

24

- 280

IX

'Warenverzeichnis 
f ür die Außenhandelsstatistik

(Äusgabe 1962)

Abschnitte und Kapitel

Abschnitt

vII

VIII

v

Bezeidrnung

Mineralische Stofre
'Salz; Schwefel; Steine und Erden;

Gips, Kalk und Zement
Metallurgische Erze sorvie Schlacken
und Aschen
Mineralische Brennstoffe; Mineralöle
und Erzeugnisse ihrer Destillaiion; bi-
tuminöse Stofre; Minerahvachse

Erzeugnisse der chemischen Industrie und
verwandter [ndustrien

Anorganische chemische Erzeugnisse;
anorganische oder organische Verbin-
dungen von Edelmetallen, radioaktiven
Elementen, Metallen der seltenen
Erden und Isotopen
Organische chemische Erzeugnisse
Pharmazeutische Erzeugnisse
Düngemittel \
Gerb- und Farbst,o,frauszüge; Tannine
und ihre Derivate; Farbstoffe, Farben,
Anstrichfarben, Lacke und Färbe-
mittel; Kitte; Tinten
Atherische öIe und Resinoide; Riech-,
Körperpflege- und Schönheitsmittel
Seifen, organische grenzflächenahtive
Stofre, zubereitete Waschmitiel und
Waschhilfsmittel, zubereitete Schmier-
mittel, .'künstliche \Machse, zubereitete
\Machse, Schuhcreme, Scheuerpulver
und dergleichen, Kerzen und ähnliche
Erzeugnisse, Modelliermassen und
Dentalwachs
Eiweißstoffe und Klebstoffe
Pulver, und Sprengstoffe; Feuerrverks-
artikel; Zirdhölzer; Zündmetallegie-
rungen; Ieicht entzündliche Stoffe
Erzeu§nisse zu photographischen und
kinematographischen Zwecken
Yerschiedene Erzeugnisse der chemi-
schen Industrie

Kunststoffe. Zelluloseäther und -ester
und War'en daraus; Kautschuk (Natur-
kautschuk, synthetischer,Kautschuk und
Faktis) und Kautschukwaren

Kunststofre, Zelluloseäther und -ester
und IMaren daraus

25

26

27

VI

1e

29

30
31

32

DD

34

öc
36

öl

38

39

40

4t
42

Kautschuk (Naturkautschuk, synthe-
tischer Kautschuk und Falitis) und

43

Kautschukwaren

Häute, Felle, Leder, Pelzfelle und'Waren
daraus; Sattlerwaren; Reiseartikel;
Täschnerwaren; Waren aus Därmen

t
Häute und Felle; Leder
Lederwarenl Sattlerwaren; Reise-
artikel; Täschnerwarenl Waren aus
Därmen
Pelzfelle und kiinstliches Pelzrverk;
Waren daraus

Holz, Holzkohle und Holzwaren;
unil Korkwaren; Flechtivaren und
macherwaren

HoIz, Holzkohle und Holzwaren
Kork und Korkwaren
Flechtwaren und Korbmacherwaren

Kork
Korb-

44
4b
46

Kapitel
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KapitelAbschnitt

XI

XII

Bezeichnung

x Ausgangsstoff e f ür die Papierherstellung;
Papier, Pappe und Waren daraus

Äusgangsstoffe für die Papierherst"el-
lung
Papier und Pappe; Waren aus Papier-
halbstoff, Papier und Pappe
\Maren des Buchhandels und Erzeug-
nisse des graphischen Gewerbes

Spinnstoffe und 'Waren daraus

Seide, Schappeseide und Bourrette-
seide

Synt,hetische und künstliche
Spinnfäden
1\[etallgarne
WoIIe, feine und grobe Tierhaare,
Roßhaar
Flachs und Ramie
Baumwolle
Synthetische und künstliche Spinn-
fasern
Andere pflanzliche Spinnstofre; Papier-
garne und Gewebe aus Papiergarnen
Teppiche und Tapisserien; Samt,
PIüsch, Schlingengewebe untl Chenille-
gelvebe; Bänder; Posamentierwaren;
TülIe, geknüpfte Netzstoffe; Spitzen;
Stickereien
Watte und Filze; Tauwerk'und andere
Seilerwaren; Spezialgervebe, getränkte
oder bestrichene Gervebe; Gegenstände
des technischen Bedarfs, aus Spinn-
stoffen
Gewirke
Bekleidung und Bekleidungszubehör,
aus Spinnstoffen
Andere fertiggesiellte fMaren aus
Spinnstofren
Altwaren; Lumptln

Schuhe; Kopfbedeckungen; Regen- und
Sonnenschirme; künstliche Blumen und
'Waren aus Menschenhaaren; Fächer

Schuhe, Gamaschen und ähnliche \Maren;
Teile davon
Kopfbedeckungen und Teile davon
Regensclrirme, Sonnenschirme, Geh-
stöcke, Peitschen, Reitpeitschen und
Teile davon
Zugerichtete Federn und Daunen und
Waren aus Federn oder Daunen; kürist-
Iiche Blumen; Waren aus Menschen-
haaren; Fächer

Waren aus Steinen, Gips, Zement,
Asbest, Glimmer oder ähnlichen Stoffen;
kcramische W'aren; Glas und Glaswaren

JMaren aus Steinen, Gips, Zement,
Asbest, Glimmer oder ähnlichen Stoffen
Keramische '\Maren

Glas und Glaswaren

Echte Perlen, Edelsteine, Schmucksteine
und dergleichen, Edelmetalle, Edel-
metallplattierungen, )Waren daraus;
Phantasieschmuck; Münzen

Echte Perlen, Edelsteine, Schmuck-
' steine und dergleichen, Edelmetalle,

Edelmetallplattierungen, \Maren
daraus; Phantasieschmuch

I{ünzen

50

51

52

53

54
55

56

57

58

47

48

49

64

65

66

67

68

69
70

59

60
61

62

63

XIII

xIv

7t

72

Abschnitt

xvI

XVII

xIx

xx

xxI

Bezeichnung

xv Unedle MetaIIe und W'aren daraus

Eisen und Stahl
Kupfer
Nickel
Aluminium
I\[agnesium, Beryllium (Glucinium)
Blei
Zink
Zinn
Andere unedle Metalle
\Merkzeuge; Messerschmiedewaren und
Eßbestecke, aus unedlen Metallen
Verschiedene'Waren aus unedlen
NIetaIlen

Maschinen, Apperate und mechanische
Geräte; elektrotechnische Waren

Kessel, Maschinen, Apparate und
mechanische Geräte
Elektrische Maschindn, Apparate und
Geräte sowie andere elektrotechnische
\Maren

Beförderungsmittel

Schienenfahrzeuqe; o,rtsfestes Gleis-
material; nichtelektrische mechanische
Signalvorrichtungen für Verkehrswege
Zugmaschinen, Kraftwagen, Kraft-
räder, Fahrräder und andere nicht
schienengebundene Landf ahrzeuge
Luftfahrzeuge
\Masserfahrzeuge und schwimmende
Vorrichtungen

Optische, photographische und kinemato-
graphische Instrumente, Apparate und
Geräte; Meß-, Prüf- und Präzisions-
instrumenter -apparate und -geräte; medi-
zinische und chirurgische Instrumente,
.{pparate und Geräte; IJhrmacherwareng
Musikinstrumente; Tonaufnahme- .und
Tonwiedergab"gu"ät" I

Optische, photoglraphische und kine-
matographische lnstrumente, Apparate
und -'Geräte; Meß-, Prü[- und Prä-
zisionsinstrumente, -apparate und
-geräte; medizinische und chirurgische
Instrumente, Apparate und Geräte
IJhrmacherwaren
Musikinstrumente; Tonaufnahme- und
Tonwiedergabegeräte; Teile und Zu-
behör fiir diese Instrumente und

. 
Geräte

Waffen und Munition; Teile.tllvon
Waffen und Munition; Teile davon

Yerschiedene Waren.

Möbel; medizinisch-chirurgische Möbel;
Bettausstattungen und ähnliche Waren
Bearbeitete Schnitz- und Formstoffe;
\Maren aus' Schnitz- und Foimsioffen
Besen, Bürsten, Pinsel, StaubwedÖl,
Puderquasten und Siebwa,ren

Spielzeug, Spiele,' Scherzartikel und
Sportgeräte I r

Verschiedene lMaren

Kunstgegenstände, SammlunBsstücke und
Antiquitäten

Kunstgegenstände, Sammlungsstücke
und Airiiquitäten

/D

74
7b

76

77

78

79

80

81

82

83

84

85

86

87

88

89

XVIII

90

9l
92

93

94

95

96

97

98

99
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AbschnittTeil

0

Bezeichnung

Nahrungsmittel

Lebende Tiere
Fleisch und Fleischwaren
Molkereierzeugnisse und Eier
Fisch und Fischwaren
Getreide und Getreideerzeugnisse.

. Obst und Gemüse

Zucker und Zuckerrvaren
' Kaffee, Tee, Kakao, Gewürze und

IMaren daraus

Futtermittel, frisch, getrocknet, zer-
hleinert oder gerhahlen, Äbfälle
Verschiedene Nahrungsmittel-
zubereitungen

.r" .1 :'
Gcträrikb und Tabak
l 

' 
.,:3

Getränker;,:
ilttbak' trnä Tabakwaren

Rohstoffe, ausgenommen mineralische
'Brennstöffe

Häute, Felle und Pelzfelle, rob
ölsaaten und ölfrüchie
Rohkautschuh, na[ürlich, synthetisch
oder regenerieit
HoIz und Kork
ZelIstoff und PapierabfäIIe
Spinnstoffe und Abfälle von Spinn-
stoflen r
Mineralische Rohstoffe, ausgenommen
Erze, Brennstoffe und Schmuiksteine
Erze und Metallabfälle
Tierische und pflanzliche Rohstoffe,
anderrvöitig nicht genannt

Mineralische Brennstoffe, Schmiermittel
und verwandte Erzeugnissc

Kohle, Koks und Brihetts
Erdöl und ErdöIdestillationserzeugnisse
Erdgas und Industriegase
Elektrischer Strom

Tierische und pflanzliche Fette und Ole

Tierische Fette und Öle

Pflanzliche Öle
ÖIe und Fette, verarbeitet und Wachse
tierischen oder pflanzlichen Ursprungs

Chemische Erzeugnisse

Chemische Grundstoffe und Verbin-
dungen 

1

. Mineralteere und rohe chemische Er-
zeugnisse aus Kohle, Erdöl und

. Naturgas
Farb- und,Gerbstoffe 

I

tt, , ' 1'1,,

1

00
01

02
03

04
05
06
07

08

09

.2t
22
oo

24
25

26

-27

28
29

DJ

34
35

4t
42
43

,11

12

2

J

4

51

b2

1D

-- ?82 -

5

fnternationales'Warenverzeichnis für den Außerihandel ll

Classifi,cation Siatistique ei Tarifaire (CST)

(Airsgabe 1961)

' Teile und Abschnitte

Teil Bezeichnung

Medizinische und pharmazeutische
Erzeugnisse
Riechstoffe, Körperpflege-, P:utz-,
\4rasch- und Reinigungsmittel
Chemische Düngemittel
Sprengsto,ffe
Iiunststoffe, regenerierie Zellulose und
Kunstharze - '
Chemische Erzeugnisse, anderlveitig
nicht genannt

I

Bearbeitete Warcn nach Beschafrenheit
gegliedert

Leder,. Lederrvaren und zugerichtete
Pelzfelle
Kautschuhwaren, anderweitig nicht ge-
nannt
H_olz-_+und Korkrvarerl, ausgenommen
Möbel,
Papier, Pappe und Waren daraus

Garne, Gewebe, Textilfertigrvaren und
verwandte Erzeugnisse
'W'aren aus mineralischen Stoffen, an-
derweitig nicht genannt
Eisen und Stahl
NE-MetaIIe I

Metalllvaren

Maschinen und Fahrzeuge

Nichtelehtrische Maschinen
Elektrische Nlaschinen und Äpparate
Fahrzeuge

54

55

59

56

57
58

6

,61

62

63

64

65

Ot)

o/
68
69

7l
72
lö

81.

82

83

84
85

86

89

8 Verschiedene bearbcitetc Waren

Sanitäre und hygienische ArtikeI,
Heizkessel usw. für Zentralheizungen
und Beleuchtungskörper.
Möbel
Reiseartiliel, Täschnerrvaren und dcr-
gleichen
Bekleidung
Schuhe
Feinmechanische, optische und photo-
chemische Erzeugni§se, Uhren
Bearbeitete 14/aren, anderweitig nicht
genannt,

Vorgänge,
gegliedert

I Waren und
schaffenheit

91

93

'94

95

96

nicht nach Be-

Postpakete, anderweitig nicht zu-
geordnet
Rück'waren rtnd beso,ndere Ein- und
Ausfuhren
Zootiere, Hunde, Katzen und der-
gleichen
Kriegsrvaffen und Munition
Nicht in Umlauf befindliche N{ünzen,
ausgenommen Goldmtinzen

ti

Abschnitt

" f :-



gruppe
Haupt-Abteirlung Bezeichnung

Nahrungs- und Genußmittel (einschl.
Rohstoffe)

Getreide
I(artoffeln
Frische Früchte, frisches und gefrore-
nes Gemüse

Zuckerrübäh ,.t
Getreide-, Obst- und Gcnrüse-
erzeugnisse, Hopfen
Ztcker
Lebende Tiere
Fleisch, Fische, Fleisch- und Fisch-
waren, Eier, Milch und Milcherzeug-
nisse, Speisefette
Getränke
Andere Nahrungs- und Genußmittcl

0

ai,"

00
01

02

il -

15

03

04

05
06
07

08
09

2t
22

25

2S

31

öö

34
36
DN

38

1 Futtermittel, pflanzliche und tierische
ÖIe und Fette
- Futtermittel

Ölsaaten, Ölfrüchte, pfl anzliche und
tierische öle und Fette (ausgenommen
Speisefette)

2 Andere
wandte

pflanzliche,
Rohstofre

tierische und ver-

I

Grubenholz
Holz (ausgeirämmen Glubenholz) uncl
Korlr
Zellstoff und Altpapier
Textile urtd ähnliche pflanzliche, tie-
rische und verwandte Rohstoffe

Steine und Erden, Salz, Erze und Schrott

Sand, Kies, Bims, Ton, Schlacken
Sonstige Steine, Erden und verrvrndte
Rohmineralien
Stein- und Salinensalz
Eisener'ze
Eisen- ünd StahlabfäIIe und -schrott

, NE:Metallerze, -abfälle' und -schrott

Kohle, Mineralöl und
Destillationserzeugnisse

, Steinkohle,.Steinhohlenbrilietts und
-köks " ','

4

4t

42 B Braunkohlenbrikeits unrl

_ 283 __

Güterverz'eichrris für die Verkehrsstatistik

(Ausgabe 1962)

Abteilungen' und Hauptgruppen

Abteilung

4i)
47
48

49

5

Bezeichnung

Rohes ErdöI
I(raft- und Leuchtstoffe, Heiz.öl
Sonstige Mineralölerzeugnisse ander-
rveitig nicht genannt, Natur-,
Raffinerie': und verwandte Gase

Benzol, Teer und ähnliche
Des'tillation§erzeugnisse

Chernische Erzeugnisse, Düngemittel

Chemische Grundstoffe
Andere chemische Erzeugnisse
(einschl. Starke)
Düngemittel

Kalk, Zement, kerarnische und ähnliche
mineralische Erzeugnisse

Kalk und Zement

Glas, Baustoffe und ähnliche
mineralische HaIb- und Fertigwaren

Eisen, Stahl und NE-MetalIe
(einschl. Halbzeug)

Roheisen, Ferrolegierungen, Rohstahl
\Malzwerks-, Zieherei- und Gießerei-
erzeugnisse, Schmiedestücke aus Eisen
und Stahl
NE-MetalIe und NE-Metallhalbzeug

Metallwaren, Maschinen, elektrotech-
nische Erzeugnisse, Fahrzeuge

Eisen-, Blech- und Metallwaren und
Baukonstruktionen aus Metall
Maschinen und elektrotechnische
Erzeugnisse
Fahrzeuge

51

55

6

59

7t"

61

65

I

75

81

83

85

9i
95

97

99

Sonstige
besondere

Halb- unil Fertigwaren sowie
Transportgüter

Sonstige Halb- und Fertigwaren
Gebrauchte Verpachungen
Ilmzugsgut, Baugeräte, Zirkusgut u. ä.

Sa,mmel- und Stückgut, sonstige
Transportgüter

Haupt-
gruppe

8

t,. ;. ,



Haupt-
gruPpe

Systematisches Güterverzeichnis für den Privaten Verbrarich

(Ausgabe i962)
Ilauptgruppen

(in der Gliederung nach dem Verwendungszweckl))

Bezeichnung Hlupt-
gruppe Bezeiduung

Bäächnung

Hahdels- und Verkehrsberufe

Handelsberufe
Yerkehrsberufe'

Berufe des Gaststättenwesens und der
privaten Dienstleistung

Gaststättenberufe
Hauswirtschaftliche Beruf e

Reinigungsberufe
Körperpfleger
Dienst- und Wachberufe

0/1

6

Nahrungs- und Genußmittel (ein6chl. Verzehr
in Gaststätten)

Kleidung, Schuhe 
,

Wohnungsmieten u. ä.

Elektrizität, Gas, Brennstoffe u. ä.

Übrige Waren und Dienstleistungen für.die
Haushaltsführung (soweit nicht in sonstigen
Hauptgruppen enihalten)

'\4laren und Dienstleistungen fiir Yerkehrszwecke,
Nachrichtenübermittlung

'Waren und Dienstleistungen für die Körper- und
Gesundheitspflege (soweit nicht in sonstigen
Hauptgruppen enthalten)

'W'aren und Dienstleistungen für Bildungs--und
Unterhaltungszwecke (soweit nicht in sonstigen
Hauptgruppen enthalten)

Persönliche Ausstattung; sbnstige 'Waren und t
Dienstleistungen

n

2

3

4

5

8

I

r) Gliederung nach dcr Dauerhiftigkeit utrd dem Werü (8, g,20)

Benrfs-
abteilung

I

Systematisches Yerzeichnis der Berufsbenennungen

(Ausgabe 1961)

Berufsibteilungen und Berufsgruppen

Beeichnung Berufs- r

abteilung.

Berufe des Pflanzenbaues unä der Tier-
wirtschaft

Ackerbauer, Tierzüchter, Gartenbauer
Forst-, Jagd- und Fischereiberufe
Mithelfende Familienangehörige in der
Wirtschaftsabteilung Land- und Forst-
wirtschaft

Industrielle und handwerkliche Berufe
Bergläute, Mineralgewinner, Mineral-
aufbereiter
Steinbearbeiter, Keramiker, Glas-
macher

Bauberufe
,. Metallerzeuger und Metallbearbeiter

Schmiede, Schlosser, Mechaniker und
verwandte Berufe
Elektriker
Chemiewerker
Kunststofrverarbeiter
Holzverarbeiter und zugehörige Berufe
Papierhersteller und -verarbeiter
Lichtbildner, Drucker und,verwandte
Berufe
Textilhe'rsteller, Textilverarbeiter,

. 
Handschuhmacher
Lederhersteller, Leder- und Fell-

. verarbeiter
Nahrungs- und Genußmittelhersteller
\Marennachsehei, Versandf ertigmacher
und Lagerverwalter
Ungelernte Hilfskräfte, soweit nicht
an anderer Stelle eingeordnet (Hand-
langer)

Technische Berufe
. fngenieure, Techniker und verwandte
Berufe
Technische Sonderfachkräf te
Maschinisten,und zugehörige Beruf e

Berufe der Verwaltung des Rechts-
wesens und der Sozialpflege

Organisations-, Verwaltungs- und
Biiroberufe
Recht'swahrer
Ordnungs- und Sicherheitswahrer
Wehrberufe
Sozialpflegeberufe

Berufe des Gesundheiiswesens, Geistes-
und Kunstlebens

Gesundheitsdienstberufe
Erziehungs- und Lehrberufe
Seelsorger
übrige Berufe der 'Wissenschaft und
des Geisteslebens
Künstlerischä Berufe

Arbeitskräfte mit unbestimmtem Beruf

Mithelfende Familienangehörige
außerhalb der Wirtschaltsabtellung
Land- und Forstwirtschaft -
Arbeiiskräfte mit nichi' bestimmtem
Beruf

5

11

t2
l3

51

52

61

62
63

65
67

6

7L

72
/J

75
77

2tz
2t

22

24
25

26

27
28
29

30
90

öö

öl

38

39

4t

42
43

4

7

34t35

id

8

81

82

83
84

85

91

92
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Volks- und Borulszihlug
1961

Rcpräscntatlvc Hou!-
h&lts- unil

FEmiliGnstrtLtlk
(vgl. IA 1b)

Tota;lwerte, Änteilsrverte,
Miitelwerts

Aufbereitung

Haushalt

Fragebogen

Solbetauslullung

Haushalt bzw. Familis

Liste iler Zahlbezrrkc
tler Yolks- und

Berufszahlung 1961

Buntlesland (11)

10olo

Kreiae, Zahl tler Zähl-
bezirke je Gemeinrlo

I

freie Hoohrechnung bzw.
unmittolbare Auswertung

einstuffg

einphasig

Zahlbezirk

592 000

systematiscb

10olo

59 200
Zahlbeztke

Totalwertc, Anteilswerte

von Hochrechnungsgruppent An-
je Gruppo an loro der \Yohnbevol-
zum Erhebungszeitpunkt durch
und Streiohen aul Zulallsbasis

Von 1957 bis 1961 jrihrlich im Oktober durch-
gefuhrt (ab Oktober 1962 wird eio neuer
Stichprobenplan angewandt). - Auswahl für
Erhebung im Oktober 1957 aus dem Material
iler (10 vII) Erhebung der Wohnungs-
statistik (zweiphasige Auswahl), d. b. gleiche
Stichprobe wie Iur,l vH-Stichprobe dcr
Wohnungsstatistik 1956157.

zweistuflg

2?00
Gemeindeir

gleichen
kerung
Doppeln

Gemeinde

meist: Person

Bilduug

Wohnungsstatrstik
195615? und der

Statistrk der
Baufertigstellungen

10

3 bis 100ofq

11 Merkmale der Be-
volkerungs- und.

Wirtschaftsstruktur
der Gemeinden;
in den Gruppen

regioDal

3 bis 50

regional naoh Ablage
der Leitlisten der
Wohnungszahlung
vom 25. 9. 1956

syBtematisch6)

11olo

1. SLule

einphasig

Bundesland (11),
GemerndegrößenkläB8e

(10)

2. Stule

einphasig

1

1 bi§ 30olo

systematisch.)

1o/0.)

160 0001)
Wohnungen

Erhebuug

Haushalt

Fragebogen

Interview

Wohnung,

16 000 0001

Zählpapiere der

24 000

Lochkartei nach den
Ergebnissen ilcr Volks-
untl Berufszahluug

1950

1 ofo-Erhebungen

Die methodischen Grundzüge

Die Hinweise im Kopf der SpäIten geben die

Rcpräscntativstatlstik der Bcvölkcrung
(vgl. IA 2)

Plan lur die Erhebungen von 1957 bi8 1961

0,1 ofj-Erhebungen 
,

Totälwerte, Änteilswerte

Erhebung

Haushalt

tr'ragebogen

Ilterview

Person

zweistuffg

crunrUrgm dcr Strtlsttk

Vorgesehene Ergebnisse

Einsatzstellc

Erhebungseintreit

Drhebungsvorilruck

Erhebungrverfahren

Äulberoitungseiuheit

AuswahlvcrlrhrcD

Stufen

Phasen

Auswahleinhert

Anzahl iler Auswahleinheiten

Auswahlunterlagen

Sohichtungsmerkmale
(Anzahl iler Gruppen)

Anzahl dcr Scbrohtcnr)

Auswahlsatzo indenSchichten

Anordnung(smerkmale)

Änzahl der Anordnungs-
gmppen')

Äuswahltechuik

Durchlohnittliohor Äuswahl-
satzr)

Stichprobonumlangs)

1. Stule

zweiphasig

2. Slule

zweiphasrg

1. Phqse

Gemeinile
(gleich der
Strohprobe

erster Stule
in iler voran-

gehenden
lolo-Erhebung)

2. Phase

Gemeinile

2700

Auswahllisten
der voran-
gehenden

1o/o-Erhebung

Buntlesland (11),
Gemeinrle-

großen-
klasse (11)

11

10 bis 1000/0

nach d.er Folge
ber der Aus-
wahl frir die
vorangehcnde
lofo-Elhebung

zuIällig?)

Solo')

1, Phase

Wohnung
(gleich der
Stichprobe

zweiter Stule
in d.er voran-

gehenden
o/u-Erhebung)1

2. Ph«sc

Wohnung

160 o00r)

Äuswahllisten
der vorau-

760

I
gehenclen

ofo-Erhcbung

1

10 bis 100olo

nach dertr'olge
bei der Aus-
wahl Iür die
vorangehende
1o/o-Erhebung

systematisch')

o,1olo")

16 000.)
WohnungenGemernilen

Eoohrcohnungsvülrhrcn Anpassung an Strukturzahlen iler vorangehenilen 1016 Erhebung

AnmGrLugcn 1958 bis 1961 (ausgenommen 1960 und Januar 1961) jcweils
im Januar. Apnl unil Juli durchgeluhrt (ab Januar 1963 uird
ein neuer Stichprobenplan angewandt).

r) Je Bundesland.. - 
t) Anzahl innerhalb iler einzelncn Sohiohton. - 

!) Gemäß §tiohprobenplan. - ') Stand Oktobcr 1960. -1f'1 Proportional zur Bevdlkerungszahl d.er
summe). - 

.) Gesamtauswahlsatz. - '0) Im allgemernen Auswahl von 4 Bszrrken aus je 100 (400) auleinanderlolgenrlen \\rahlbezrrken (Zonen).

_286_
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der Stichprobenstatistiken
laufenäe Nummer der Statistik im Katalogreil .an

und dca Erwcrbslcbons (MikrozcDsus)

Plan für die Erhebungen ab Oktober 1962
Rcpräiontrtive Wahlstrtistik lg01

(vgl. II 1)

Anteilstverte

Erhebung h

\Yahlbcreehtigter bzw. Wahter

'Wdhlerlistm 
bzw. Stirnpzettel

Ausf ullung durohWetrlbehörden
bzw. ilurch Wählei
'lYahlberechtigte. bzw. Stimm-
zettel \

cinstuffg

einphasig

lofo-Erhebungen

Totalwerte, Auteilslvertc

Erhebung

Haushalt

tr'ragebogen

Interview

meist: Person

einstuffg

0,1 o/o-Erhebungen

zweiphasig

1. Phase

Zählbezirk
(entBpricht iler 100f 0-Stichprobe
Iür die Haushalts- und Famr-
lienstatistrk im Rahmen der
Yolks- und Berulszählung 1961)

2 . Phase

Zahlbezrk

59 200

Kartei der Zahlbezirke in der
100/r-Strchprobc

Wahlbezirk

52 4?7

Bunilesland (11),
Gemerndegroßenklasse (10),

Anzahl der Zahlbezirke je Ge-

,mernde 
(22)

202

10olo

regional, je Gemeindc nach der
Zahl der Gcbaude rm Zahlbezirk

systematisch

1o/0.),t

5930 r
Zahlbezikc

Ireie Hoohreehnung, Firgänzetr von Antrvortausldllen durch
Doppeln auf Zulallsbasis

Soll ab 1962 jeweits im Oktober durchgefuhrt werden. -Sonderregelung lur Zahlbezirke mit Äustalten und fur 1961
unbewohrte Flachen. -Berüoksiohtryung der Zzihlbezirksgrößs durch systematischen
Austausch von Zahlbezirken bei Gemeinden mit 2 bis 20 Zahl-
bezirken. -Systematisohe Aulteilung der geordnetcn Stiohprobe in Drittel
zur Yorbereitung der Rotation von Zahlbezirken.

Ergebnisse der Buntlestagswahlen
1953 unal 1957

Bundesland (10),
Gemcindegrößenklassc (?)

1 bis 4olo

Stimmanteil der CDU/CSU, dcr SPD
und der DP (bzw. BP) im Jahre1953

21 bis 63

systemätischr)

2,].0lo

t126
W'ahlbezirke

Ireie Hochrechnung ie Land

Im wesenUichen glciche Strchprobe
wie fur die rcprasentatrye Wahl-

statistrk 195?. -
Austausch von Wahlbezirken in Ge-
meindenunter 500 Einwobnern gegen
Wahlbezirke in Gemeiuden von 500

bis utrter 1000 Ernwohnern.

Anpassung an Strukturzahlcn der vorangehenden 1o/o-Erhebung

Soll ab 1963 jeweils im Januar, Aprrl und Juli durchgeluhrt werden

(entspricbt der 10olo-
Stichprobe lur die

(entspricht einem
Driitel der Stichprobe

fur die
vorangehende
1o/o-Erhebung)

Bunilcsland (11),
Gemeindegroßenklasso

(10)

593
Zdhlbezirke

einstuffg

Intervrlw

Persou ''-

1. Phase

Zdhlbezirk ' l

Haushalts- und
tr'amilienstatrstik
rm Rahmen der

Yolks- unil
Berufszählung 1961)

10.

.30olo

entsprioht der Än-
orclnung in der
1o/o-Stichprobe

systematisch

0,1olr')

Totahverte, Anteilsryerte

Erhebu49

Hausha,It

Fragob,ggen

dreiphasig

2. Phase

Zahlbezirk

3. Phasc

Zählbezirk

1e80 i

Liste der Zählbezirke
in der lofo-Stichprobe
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in Sohleswig-Holstein,
Nieilersachsen, Nordrhein-Wesffalen, Hessen, Rheinlanil-Pfalz,

Bayern untl Saarland.

noch: lie methodischen Grundzüge

Die Einweise im Kopf der Spalttrn geben die

BodennutzuDgscrhcbungcn
(vgl. II B

Totalwerte

Erhebung

laudwirtschajtlioher Betrieb

Fragebogeu

Selbstausfüllung

lantlwirtsohef tlicher Betrieb

zwoistuffg

Phason

Auewahleinhsit

Änzahl tler Äuswahleinheiten

Auswahlunterl agen

Suhichtuugsmerkmale
(Äuahl rler Gruppen)

Anzahl der Sohiohtenr)

Äurwahlsätze il den Schiohten

Änordnung(smerkmale)

Änzahl dor Anordnungsgruppen')

Äuswahltechnik

Durohgohnittlioher Auswahlsatzt)

Stiohprobenumfaugt)

1. Stttc

einphasig

Gemeinde

21 000

Ergebnisse iler Bodeunutzungs-
haupterhebung 1960

Bundeelanil (7), Regierungsbezirk6)
(1 bis 8), BowogcDer Durchschnitt

der Anbruflzichen besonilerer
Fruchtartgruppen (3)

3 bis 24

25oro, 50olo, 100olo

nach iler Größe der land.wirtschalt-
licheu Nutzfldche

systematirch

35olo.)

7 400

Gomeintlen

2. Stule

einphasig

lanilwirtschaf tlicher Betrieb

1 400 000

Hillslisten der Bodennutzungs-
haupterhebutrg 1960

lanrlwirtsehaltlioho Nutzfl dche (3)

10olo, 25oro, 1O0olo?)

regional nach Ablage der
Zrihlpapiero

systematisch

? olo.)

105 000

Betriebo

Eochracbnungrvcrhhrcn Verhältnisschätzung freie Ilochrechnung

Anmüf,urgctr

r) Je Iiuntleslantl. - 
t) Anzabl innerhälb dor einzelnen Sohichten. - ') GemäA §tichprobeuptm. - ') Gleioher §tiohprobenplm für Yor-, Haupt- unil Naohorhebungen. -nal zur Aubauflioho tler jowoiligen Fruchtartgmppo im Krois. - 

r0) Gestouort auf proportionalo Erlassung von Betrieben in 3 Größeuklassen iler Nutzfläoho. - 
1r) Zusätzlich

Arüoltskrältccrhcbung
1900161

- Naohcrhcbung zur
Llndwirtsohrltlzihlung

1960 -
(vgl. UA 5b)

Totalwerto, Anteilswerte
I

Erhebung

lantlwirtschaltlioher Betrieb

Betriebshelt

Selbstauslüllunf

Pergou

Betriebsbogen der Lantlwirtschafts-
zählung 1960

Bunileslanal (8), Hauptbetriebs-
arten (3), lanclwirtsohaftüche Nutz-
fläohe (9) bzw. Waldfläche (4 oder 5),

BodenDutzungslyBteme (14),
familieulromde Ärboitskräfte (2)

?'l odet 78

2 bis 100olo

regional naohÄblage der Zählpapiero

1 ?60 000

einstuflg

eiuphaeig

Betrieb

systomatisoh

3olo

50 000

Betriebe

freie Hoohrechnung, Iür einige Merk-
male Yerhältnissohätzuug

MonaUich von November,1960 biB
Olitober 1961 rluchgeführt. -

Zwci Stichprobon zu jo Sofn monat-
lioh altemierend,

I

cruDdlrgcn ücr §trtirtil(

Yorgeroheue Ergobnisso

Eincatzstolle

Erbebungreinheit

Erhebungrvortlruok

Erhcbuugsverlahren

Äulberoitungseialeit

Auswrhlvcrlrhrcn

Stulen
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der Stichprobenstatistiken
laufende Nummer der Statisik im Katalogteil an

1961 und 1962.)
1a, b, a)

in Bailen-Württemberg

Totalwerte

Erhebung

landwirtschaJtlicher Bctrieb

Fragebogen

Selbstauslüllung

land.wirtsohaf tliaher Betrieb

zweistuflg

ObstDaumzirhlung 1958
(vgl. UB 2)

Totalwerte

Erhobuug

Grundstiick

Zrihlbezirksliste

Ermittlung durch Zäh.lcr

Obstbaum

in Schleswig-Holstein
und Baden-Wurttemberg

1. Stufc

cinphasig

Gemeindo

3 400

Ergebnisse tler Botlen-
nutzungshaupterhebung

1960

Anbaufläche je einer von
12 tr'ruchtartgruppen (3)

36

6 bis 100olo

Kreiso

bis ?0

zulalligr)

fast 1000/o

3 400

Gemeinden

2.Stttlc

eiuphasig

a
landwirtschaltlicher

'Betrieb

360 000

Hrllslisten iler Boden-
nutzungshaupterhebung

1960

Anbaufläche besonderer
Fruchtartgruppen in be-
strmmten Gemeinden (2)

1 bis l0oro

zuldllig

25 000

Botriebo

einstuffg

einphasig

Gemeinde

19 300

Ergebnisse der Obst-
baumzahlung 1951

Bunilesland. (5), Obst-
bäume insgesamt (9);

in NRW: Landesterl (2),
Obstbaume jo ha

Gemernd.efläche (5)

9 bzrv. 10

1 bis 1000/0

Kreise, weiter naoh der
übhchen regionalen

Änordnung

bi8 140

systematisch

11olo

2000

Gemeinden

einstufig

einphasig

Zahlbezirk

65 000

Zahlpaprere der Obst-
baumzahlung 1951

Bundesland (2) ; Sontler-
betnebe bzw. Sonder-

gemeinden (2)

2

5 bit 100olo

Kreise, Gemeinden,
Rerhenfolge d.er Ablago

1400 bzw. 3400

systematisch')

Solo

3300

Zrihlbezükerr)

separate Yerhdlttris-
Bchdtzung, gebuud.en an

Zahl d.er Obstbäums 1951

separate Verhaltnisschatzuug, gebuuilen an clic Anbau-
flache 1960 je tr'ruchtartgruppo

Stichprobe bcsteht aus 12 uuabhängigen Teilstich-
proben. Endgultige Ergebnisso durch gewichtet€ Zu-
sammonfmsung der Teilorgebaisse.

3200 Betriebs mit gesohlossenetr ObstanJageu in Schlesrvig-Holsteia.
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NschprülunB du BodcnnutzungsGrhobungcn

(vsl. IIB 1a, b) Nord-
Hessen,
unil

in Niedersachsen,
rhein-\Yestfalen,

Rheinland-PIalz
Bäyertr

Beriehtigungslaktoren

Erhebuug

lanilwirtsohaf tlicher Betrieb

Betriobebogen

Auslüllung ilurch Kommission

lanilwirtschajUioher Betrieb

zweistuffg

Gemeincle

zuldllig

Gomoinilen

4olo

960

1. Stule

einphmig

2. Stule

oinphasig

20 bi! 140

2 bis 9o,o

zufalliglo)

0,20Ä')

2 ?00

Betriobs

1 500 000

Bodennutzungsvor-
erhebung im Berichtsjahr

24 000

Ergebnisso iler landwirt-
schafUiohon Betriobs-

zäh]ung 1949

Bundeslanil (?),
Landkreise
(20 bis 140)

1

1 bis 20olo

laudwirtschaftlioher
Betrieb

kbmbinicrto Yorhältnissohätzuug von tr'ldchen-
drfferenzen, gebunden an Äckerfläche im Beriohts-
j ahr

kombinierte Verhaltds-
schatzung (in NE\Y:

Dillerenzensohätzung),
gebunden at Zab) der

Ob8tbaume 1951

tr'ür rlie Ja.be 1949, 1952 uud 1954 bis 195? sowio
für 1960 duohgelührt.



poch: Die methodischen Grundzüge

Die lfinweise im Kopf der Spalten geben die

Bcsonrlcrc
(vsl. u B 5)

Probesohnitte und Probcrodungen

Grundl.gcn dcr St.tlsUk

Yorgcrehenc Ergebnisso

EinsatzBtelle

ErhcbuDgseinleit

Erhebunpvortlruot

Erhebungrverfahrcn

Aulberoitungseiuheit

1.$tulo

eilphuig

Gcmeinde

24 000

Ergebnisso dor joweile
letzten totaletr Boalen-

nutzunphauptorhebung

Bundeäland (?)')

L

otwa 20olo

Kreise, wcitcr naoh iler
übliohan regionaleu

Änorclnung

20 bi! 40

systematischr)

500 bis 1400
Gomoinden,)

Verhältnirwerte (ErntomengefFkioho in dzlha)

Erhebung

Probcstück

Beriohtsbogcn

Probenahme durch Kommisgion

tr'elil

vierrtuflg

2. Stuta

oinpharig

1 100 000

Hillslisten tler jeweib
letzteu totaleu Bodon-

nutzungshauptorhobung

Auswrhlvcrlrhrcn

Stutel

Pbuen

Auswahleinheit

Anzahl tler Auswahleinhoiten

Auswahlunterlagen

Sohichtungemerkmalc
(Anzahl der Gruppcn)

Anzahl der Sohiohtont)

Auswehlsätzo in don Sohiohten

Änordnung(smerkmalc)

Anzahl der Atrordnungsgruppenr)

Auswahlteohnik

Durchsohnitl,lioher Äuswahlsatzt)

Stichprobenumlangr)

EoohrcohDuDgrvcrhhron

Anmcrkurgcn

landwirtscheftliohcr Fetd milAnbgu
Betricb tler Fruohtart

zufdllig')

1000 bi! 2800
Botriobo?)

3. Stule

eilpha.rig

Äuskunlt des )

Betriobsinhabers

zuIällig

1000 bis 2800
FolderT)

4. Shrlc

oinphasig

Probestück

systomatieoh

(0,001010 der Fläche)?)

, 5000 bis 14 000
Probostüoket)

1 1

Bereohnun_g der durohechdttliohen Erträge als ungewiohteter trfittslwert iler auf ilen Probegtüoken cr.
nittelten Ertrdge

Jährlich durobgolührt seit 1948. -Ermittluugen für Winterroggen, Winterwoizen unil Spättartoffeln sowie - seit 1958 iu Süddeutgchlanil -Iür Sommergersto.

teohsen, Nordrhein-Wertfalen, Hcsseu und Baden-Württembsrg. - 
.) Iu Niedereaohsin. - 

-10) In Niedersaohsen 90.
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der Stichprobenstatistiken
laufende Nummer der Statistik im Katalogteil an

ErntGcrmlttlung

Volldruscho und Yollrodungen

Yerhältniswerte von Ertrögen

Erhebung

Fekl

Berichtsbogen

Ermittlung duroh Kommisrion

FeltI

eiutuffg

zweiphaoig

Itrllchcrzcu8ungs-
und -Yclwcndungg-

st rlsttk
(vgl. U C 5)

Totalwerte

Erhobung

Kuhhaltung

trtagebogen

Intsrview oiler
Selbstausfiillung

Betriob

einstuflg

cinphuig

Kuhhaltung

1 200 000

Zdhlfläoherlieten iler
Viehzdhlung im De-
zomber des Vorjahres

Buntleslantl (7),
Zahl der Milchkühe

4 oder 5

0,1 bis 10olo

Kreise, Gemointlon
weitor naoh der

, Anorihung
iler Zdhlflächsnliste

bir 7000

syrtematiroh

o,+olo I

5000
Botriebc

tr'reio Hochrechnuug
und

Yerhältnissohäüzung,
gobunilen au die Zahl

tler Kuho imDezsmbor
iles Vorjahree

1. Phase

Felil nit Änbau rler
Fruchtart

(entrpricht der Äus-
wabl Yon Feldern

für die ProbeschDjtte
und Proberodurgen)

2. Phase

Feltl mit Anbau der
Fruohtart

1000 bir 2800?)

Anschriltenlisten lür
Probeeohnitte und

Proborotlungen

Bundeslanrl (?)')

150/o

zufällig

150 bi! 400
Fekler?)

Bereohnung von rKorrektivenr (Verhältnis-
w€rte zur Vorberserung ilor mit Probe-
rohdtten bzy. Proberodungon ermittolten
Ertragswerte)

Ygl. Änmerkungon zu Probeschnitten unil
ProberoilungeD.

Ab tr'rühjrhr 1960
monaUioh probewoiro

durchgeluhrt.

WahrscheiDlichkeiten proportional zur Aubaufläoho der jewciligen Fruohtart. - ') Mit Aurgloioh neoh 2 Botrioblgrößenklas§on im Kroi!. - 
7) Je Fruehtart. * ') Iu Nicder'

Vlohzwlschcn-
zihlungGn

(vgl. IIC 1b)

I{aohprülung dcr Vlchzählungcn

im Dezember
(vgl. IIC 1a)

Totalwerto

Erhebung

Viohleltung

ZÄhlflächenlirte

Ermittlung duroh
Zählcr

Tier, Tierhaltung

Systcmatische Fehlcr dor Erhebung

Erhebung

Yiehtraltuug .

Zeblflächcnlist6

Ermittlung duroh PrüIer

Ti*

eiutufig

cinpharig

ZähIfläohe

100 000

Listc oder Kartoi
der ZähIflaohen

Bunrleslutl (?),
Zahl dor Zucht-

sauon (3), Zahl der
Küho (4 oilor 6).),

Zahl clor Sobale (6).)

3 bis 15to)

5 bis 50olo

Kreiso, woiter naoh rler
übliohon rogionalon

Aaordnung

20 bi8 140

!ystoDatisoh

L2o lo

12 000
Zählflriohen

Listc odcr Kartei
der Zahlfläohen

Bunderlautl (7),
ZahlrlerZuchtsauen (3)

0,3 bi8 o,8ofo

Kreiso, weiter nach tlor
übliohcn regionalen

Änortlnung

20 bi8 140

systomatisoh

0,4'lo

400
ZähIfläohsn

cin!tuflg

100 000

cinphasig

Zählfldche

1 bis 15olo

Kreise, weiter nach
der übliohen regio-
nalen Änordnung

20 bir 140

syrtomatisoh

0,4olo

400
Zählflächcn

einstuf,g

zweipharig

1, Phua

Zdhlflricho

2. Phasc

Zä.hlßäohe
(entspricht tlor Aus-
wahl von Zählfläohen

Iür dio goprüIte
Erhebung . 12 000

Liste oiler Kartei der
ZählflAohon

für geprülto Erhebung

Bundosland (?),
Zahl derZuchtsauen (3)

Sohweine,
SchaJc:

frcie Hochreohnung;
Rmilvieh:

Ireie Iloobrcchnung')
bzw. scparate

Ycrhaltnisschätzung,
gobunalen an Rinalor-
zahlon aur ilor voran-
gegangonon ZäbJung

im Dczombor

Kombinierte Vorhältnisschätzung, gebundcu an Yichzahleq iler
gcprüften trlrhebuDg

Seit 1956 il jedem zweiten Jahr clurchgeführt.Laufeud durohgelührt
im MEp ud

September leit 1954,
ssit 19ä6 auoh imJuni.

19+ -291-

im Juni
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Auswahloinheit

Anzahl der Äuswahleinheiten

Äuswahlunterlagen

Sohichtungsmerkmale

(Äuzehl der Gruppen)

Änzahl tler Schichtenr)

Auswahlsdtze in den Schrchtcn

Anordnung(smerkmale)

Änzah.l rler Änordnungsgruppenr)

Äuswahltschnik

Durchschnittüoher A*uswahlsatzr)

Stichprobenumlangr)

noch: Die methodischen Grundzüge

Die Ilinweise im Kopf der Spalten geben die

\[Iohnungr

Rcpröscntativc
(10 vH) ErhcDung 1950

(vgl. V 1a)

Totalwerte

Erhebung

Wohnpartei

Hau8haltungBliste

Selbstauslullung

meist: Wohnparte.i

einstuffg

einphasig

Wohnung

14 000 000

Leitlisten der Totalzählung

Buntleslaud (10)

1

10olo

regional nach den Leitlisten
clor Totalzählung

systematiroh.)

lQolo

1 400 000
Wohnungeu

Bochrcohtrugsvcrf rhrcn Bildung von Ilochrechnungs-
gruppeu, Angleichen je Gruppe

an dre Ergebusse der Total-
zahlung durch Umsetzen

aul Zulallsbaiis

AnmGrkungcD Erhebung
der

erlolgte im Rahmen
Totalzahlung.

r'l Je Bundesland. - 
r) Anzahl innerhalb der einzelnen Schiohten. - ') Gomriß Stichprobenplan. -') Je Zahlbezirk mt besonderem StartpuDkt. - 

r) Im Monaisilurcbechnitt

ll

Grundlagcn dcr Statlstik

Yorgesehene Ergebnisso

Einsatzstells

Erhebungseinheit

Erhebungsvortlruck

Erhobungsvcrlahren

Aufbereitungseinheit

Auswrhlvcrlahrcn

Stulen

Phasen

Handwcrks-
Dcrichtcrstrttung

(vsl. Iv E 3)

JahrrscrhGbung
dcr Nottolcislung dcr Industrlc

1054
(vgl. IY A 3)

Unteruehmen

48 300

Unternehmenskartei

Bunrleslantl (9),
Industrrezweige (80),

Zahl iler Besohäftigten (2)

142

10 bis 100olo

Zahl der Beschriftigten

einstuffg

einphasig

Totalwerte

Erhebung

Unternehmen

Fragebogen

Selbstauslullung

Unternehmen

systematisch

10 ?00
Unternohmeu

Yerhältniswerte, Totalwerte

Erhebung

Handwerksbetrieb

tr'ragebogcn

Selbstausfüllung

Betrieb

660 000

Fragebogen der Hantl-
werkszahlung 1956,

Handwerksroll€n

Bunrlesland (11),
Hanilwerkszrveige (38),

Zahl d.er Besohaitigten (bis
, Neugründungon (1)

243

0,2 bis 100oro

Roihonlolge iler Äblage iler
Fragebogen

Yerhältniswerte :

freie Hoohreohnuug von Zahler
unil Nenner
Totalwerte:

meist kombinierts Verhältnis-
lohdtzung, gebunden an dre Total-
werte aler Hatrdwerkszahlung 1956

eimtuffg

eilphasig

6),

Betrieb

systematireh

eüwa 4olo

26 000
Betriebo

separate Yerhältnissohätiung,
gebunden an Gesamtwert iles

Materialeingangs ausHeupterhebung

Die repräsentative ErgäDzungs-
erhebung wurde aul totalo Haupt-

orhebung aufgeetockt.

Ab Herbst 1960
vierüelj ahrlioh durchgeluhrt.
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der Stichprobenstatistiken
laufende Nummer der Statistik im Katalogteil on

stattstlk 1956/57

1. Stufe

Gemeinde
(glerch der Stichprobe

erster Stufo Iur tlie
1 vH-Erhebung des

Mikrozensus
im Oktober 195?)

Rcprdscntative (1 vE) Zusatzcrh6bung 1957
(vgl. V 1b)

Anteilswerte, Mittelwerte

Erhebung

\Yohnpartei

Fragebogen

Interview

meist: lYohrpartei

zweistufig

2. Slulc

zweiphasig

1. Phase

Wohnung
(gleich dor Stichprobe

fur die 10 vH-Erhebung
der Wobnungszählung

1956r5?)

9. Phase

Wohnung

1 400 000

Leithsten der Totäl-
zahlung

Bundeslanil (10)

1

10olo

regional nach den
Leitlisten

der Totalzahlung

nach Sahlußziffern

lolo

140 000
Wohnungen

unmittelbare Ausvertung
iles Materials ohne Anglerchuüg

Gleiche Stichprobe wie für dre lofo-Mikrozensuserhebung im Oktobsr 1957. -Die Stichprobo Iür dio reprasentative (1 vH) Zusatzerhebung 1960 wurde
alurch 50o|.-Unterauswahl aus den Wohnungen gcwoDnen, die rn dre 1 oJo-Mikro-

zensuserhebungen 1958 und 1959 ernbezogetr worden sind (zusammen etwa
160 000 Wohtrungen).
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Handcls- und Gast-
stättcnz.hlung 1960

- Rcpräscntativc Er-
ginzungscrhcbung -

(vgl. YI Ä 1)

Gaststättcnstatisllk
(vgl. YI A6)

Totalwerte

Erhebung

Unternehmen

Fragebogen

Selbstauslüllung

Unternehmen

Verhältnisrverte

Erhebung

Betrieb

Meklekarte

Selbstauslüllung

Betrieb

Unternehmen

850 000

Material iler totalen
Grunderhebung

Buntlesland (i0),
WirtschaJtsklasseu (21?),

Umsatzgrtißenklassen
(4 oder 5)

einstuffg

einphasig

\ 965

1 bis 10001.

systematiscb

72,5olo

105 000
Unternehmen

. 162 000

Unterlagen der Hanrlels-
unil Gaststdttenzählung
1960, sowie der Gewerbe-

ämter

Bundesland (11), Betriebr
arien (9), Umsatz-

großenklassen (4 bi8 ?),
Neugrundungeu (4)

Zahl iler Beschäftigten (2),
Regierungsbezirk (bis zu 8),

Stadt- oder Landkreis (2)

0,5 bis 100olo

einstuffg

cinphasig

Unternehmen

bis zu 32

systematisoh

8o/o

14 500
Unternehmen

Ireie Hochrechnung freie Hochrechuung
von Zahler uDd Nenner

der Verhältniswerte

Erster Erhebungsmonat
Januar 1962;

im Saarland. bereits
ab Januar 1961.

Außcnhandolsrtatlstik

- Ausluhr -
(vgl. YI B 1)

Totalwerto

Autbereitung

Äusluhrmeldung

Selbstauslüllung

Äußenhandelsfall

einstufig

einphasig

Ausluhrmeld.ung

etwa 1 000 0006)

Ausluhrwert (3)

0') unil 1000/o

etwa 60ofo6)

600 0005)
Ausluhrmeldungcn

Fälle unter 280 DM
werden weggelassen,
dafur Falle von
280 br§ 500 DM
doppelt einbezogen

Das »Dopplungsverlahrenr
wird sert Januar 1958
monatlich angewandt,

3

1961. - ') Ygl. Hochrechnungsverfahren.



Phasen

Äuswahleintcit

Änzahl iler Äuswahloinhoiten

Auswahlunterlagon

Schichtungsmorkmalo
(Anzabl cler Gruppen)

Anzahl der Sohiohten

Auswahlsätze in tlen Sohiohten

Anordnung(smorkmrlc)

Änzahl tlor Änorilnungrgrrppenr)

Auswablteohnik

DurchsshnitUiohor Aucwahltatz,)

Stiohprobenumlangt)

noch: Die methodischen Grundzüge

Die Hinweise im Kopf der Spalten geben die

Vcrkchrszcnsus

- Wcrkv6rkchr -
(vsl. YII F 1)

Totalworte

Erhebung

Uaternehmen

Fragcbogon

Solbstauslüllung

Unternehmen

oinltuflg

Arbcitsstätüen

1 200 000

Unterlagen der Land-
wirtsohaltszehlung I 960
utral der Ärboitsstirtton-

zahlung 1961

Buirdcslanil (11), Wirt.
sohalt8abtoilung bzw.
-unterabüoilung (21),

Zahl der Fahrzeuge (3)

63')

b bir 100olo

Wirtsohaftsgruppe (bir
zu 15), Zahl der Besohaf-

tigten (4), Zabl ilor
Fabrzeugo (8)

bis zu 480

systematiroh

l?olo

145 000
Ärboitestattcu

cinphasig,

Eoehrcchnun grvcrlrhrcn Ireic Hoohrooblung

Anmcrlungcn

-. ) Anzahl innerhalb der einzollsn Sohichten. - 
r) Gomäß Stichprobcnplan. - 

!) Im Monatstlurchrchnitt 1961. - 
.) Im Bundesgobiet ein8chlioßlioh Saarland untl Borliut) Gesantaulwahkatz.

I

lr

GrunillEgcn dcr Strtlstlk

Yorgcschcne Ergebnisco

Ehsatzstollo

Erhebungsohheit

Erhobungsvordruok

Erhobungsvorfahren

Äulberoitungsoinhoit

Auswahlvcrlehrcn

Stufon

stEtktlk dGs gcwcrbllchGn
GütcrlGmvcrkchrs

mlt KralthhrzcugGn
(vsl. VII C 6o)

§trüstlk dcs llllcrklcrn-
vcrkchrs mlt

Krrltl.hrzGugcn
(vgl. YII C 6il)

Stetlstlk dGr Knlt-
lahrzcuglrhrlGlstungcn

lE Jrhr 19ä9

(vg]. vII C e)

Totalwerto

ÄüJbercitung

BoIörilerungsfall

Naohweis über Bo-
f örtlerungsloistung

Selbstaurfüllung

Bof örclerungelall

I

Totalwsrte

ErhebuDg.

Fahrzeug

Fragekntc

SelbrtausfüIlung

Fahrzoug

Totalwcrtc

AuJbereitung

BoIörderungsfall

Fraohtbriel

Selbrtouslüllung

BeIörderungsfall

Frachtbriel

etwa 700 000t)

Eingesandto Fraohtbrief o

Fraohtenprülstollon

Reilanlolge dcs Eiugangr
der tr'rachtbriefe

systomatrsoh

20olo.)

140 000
Beförderungslällo

ciustuflg

einphasig

2lrl

200/oi)

Beförileruugsf all

Gtwa ?00 000r)

EiugeBaniltc Nachweise
übcr

Bef ördcrungsleistungen

1')

20oloo)

Roihenlolgo tler Eingangs' der Nachwoisurgon,
w€iter nsch Anordnung
aui ilen Nachweisungon

sy8tematisoh

20olo.)

140 000
Befd,rdsrungsläUo

oinrtuflg

einphasig

Fahrzoug

I 600 000

Fahrzeugsbestandskartoi,
Fahrgestellkartei

Fahrzeuggmppo (24),
Bcrul bzw. Gewerbo

tleo Fabrzcughalterr (12)

2??.\

0,25 bis 100ofn

Baujahrgruppcn, Stand-
ort, Äntriebsärt, weiter
naoh der Anordnung der

K.artei

55 bzw. 110

rystematiroh

2,loln

einsüuffg

eiuphasig

200 000
Fa}üzeuge

!t

Doppcln tlor echtcn
AurIällo,

Ircic llo.ohreohnun9

Monatlich tlurchgoführt Bcit Januar 1954.

freie Hochrcchuung freio Hocbreohnung
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der Stichprobenstatistiken
laufende Nummer der Statistik im Katalogteil an

StEtlltlk ücr Koltcn und Lclstungctr Im ctltorvcrkchr lm Jahrc 1959
(vgl. VII F 2)

Gütowerkshr mit Kraftlahrzougon

UntemehmenserhebungFabrzougerhebung

Totalwcrto

Erhcbung

Fshrzoug

Fragebogen

Selbstauslüllung

moist: Fahrzeug

cinstuffg

einpharig

Fabrzcug

850 000

l'ahrzeuggruppo (12),
Gewerbozwerg (35 bzw.

1?)

312?)

2 bi! 100oro

zufällig

85 000
Fabrzeugc

Fahrzougbertands-
kutoi,

Fahrge!tcllkartci

Güterverkehr mit
Eisenbahnen

Totslwcrt6

Erhebung

Untcrnchmcn

Fragcbogen

Sclbctausftillung

Unternehmcn

einstuflg

cinphasig

Unternehmen

165

Yerzeiohnis ilcr
Unternehmen

Güteryerkchrr-
leistung (3), Sondt-

Untcraehmrn (1)

4'\

20 bi§ 100oro

Gütcr-
Ycrkehrslelstung

lystcmatirch

61olo

84
Unternehmen

freie Eochrechnung

10olo

Doppeln dor
oohten Äusfauo,

Ireie Hochrcohnung

Einteilung ilor
Stiohprobo in

26 UntoEüichproben
Iür ilie

26 Erhebungswoohcn
im Jah 1959.

Ängaban übor lahr-
zouge werden von den

Untemohmen
aul Grund rhror
Betriebsstatirtik

zusammong€rtout.

(Wcst). - 
6) Seit Januar 1962. - ') Jo Bundesland, - 

?) Im Bundesgobiot (obne Saarland) einschließlioh Bcrlia (Wert). - ') Motorlahrzouge d.es gewerblichon Vukehm. -

Güterverkchr mit Binneruohillen

Unternehmens-
erhebung Fahrzeugerhcbung

Totalworto

Erhebung

Untemehmcn

Fragebogon

Solbstaurlüllung

Unternehmcn

Totalwerte

Erhebung

Unternehmen

Fragobogen

Selbstausfüllung

Untornohmon

2, Plnco

Motorfahrzeug')

? 200

Lochkarton
dcr Stiohprob€

dor onton Phms

l'ahrzouggruppc (6),
Gewcrbezweig (2)

1

einstuflg

zweiphasig

1. Phasa

12r].

3 bis 1000f6

zultillig

Solo')

3 300
Fahrzouge

(entsprechotrd
3200 Uuteruehmon)

Motorlahrzeug
(gleioh der Aurwahl

lür ilie
Fahrzeugcrhebung)

Unternehmen

3 ?00

Unternehmeuskartei

Zahl tlor Sohitro (4)

1r:)

25 bis 100olo

Bogitz von
Tankschiffen,

Zahl der Schifie,
Zahl der Motorschiffs

6ystematiBoh

B0olo

1100
Unternehmeu

einstuflg

einphasig

frcia HoohrechnungIreio Hochrechaung
unter Berüokriohti-

gung dcr untersohieal-
liohcn Auswahlwehr-

rcheialiohkerten
Iür Untelnshmetr

Kontrolls dsrAurwahl. Kontrollo dor Auswahl. - Einteilung iler
Stichprobe in 4 Unterstiehproben Iür die

4 Erhebungsquartalo im Jahr 1959.

Ireio Hochreohuuug

*

zwcistuflg

Ä

1. Stuld

cinphmig

2. Sl.ulc

cinphasig

Unternchmen
(gloich der Auswahl

. lür dio
Unternehmonr-

orhebung)

Binnenrchifl

? 300

Sohiffskartsi

ryrtematisch

1700
Binncnschiffe

Totalwcrtc

Erhebung

Fabrzeug

Fragebogea

Selbstaurlüllung

meist: Fahrzeug

6r)

20 und 25olo

Unternchmon!-
zugehörigkclt

Zahl dar Sohiffe (4),
Sohiffe im Werk-

vorkehi (1)
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Grunillagcn dcr Statlstik

Yorgcsehene Ergebnisse

Einsatzstelle

Erhebungseinheit

Erhebungsvorclruck

Erhebungsverfahren

Aulbereitungseinheit

noch: Die methodischen Grundzüge

Die Hinweise im Kopf der Spalten geben die

LohnstGuerstatistik 1961

(vsl. x B 3)

Totalwerte

Äulbereitung

Lohnsteuerpflichtiger

Lohnsteuerkarte

Äusfullung durch Be-
hörden und Arbert-
geber

Lohnsteuerpflichtiger

einstuflg

einphasigPhaseu

Auswahlernheit

Anzahl der Auswahleinheiten

Auswahlunterlagen

Auswahlvcrlahren

StuIen

Anzahl der Anorduungs-
gmppen2)

Auswahltechnik

Lohnsteuerkarte

etwa 20 000 000

eingesantlto
Lohnstouerkarton

Schichtuugsmerkmalc
(Änzahl der Gruppen) Bundeslanil (11),

Bruttolohngruppen (12),
Stcuerklassen (17)

Änzahl der Schichtenr) 204

0,5 bis 100oloÄuswahlsätzo in alen
Schichten

Anordnung(smerkmale) Kreise, rveiter nach der
Rerhentolge des Materrals

bei Ernsendung,

bis 70

systematisoh

Durchschnittlicher Äuswahl-
satzs)

Stichprobenumfang!)

HochrcchnungsYerlahrcn freie Hochreohnung auf
die Menge der erfaßteu

Lohnsteuerkarten

AnmGrf,.unt€n Stichprobenplan
noch in Arbeit.
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Zusatzstatlstik übcr dic
öIfcntlichc Fursorge

(vgl. IX C 1)

Ststlstik übGr dlc sozlalcn Vcrhältnissr dor
Rcntcn- und Utrtcßtutzungscmplätrgcr

(vgl. IX C 3)

Teil 1 Tcil 2

Lohnstcucrstatistik 1057

(vsl. x B 3)

Totalwerte, Anterle,
Mittelrverte
Erhebung

Fürsorgeverband.)

Zahlblatt

Aktenauszug

llil. unterstutzte Partei

lftl. unterstützto Partei

etwa 510 000

Unterlagen
der tr'ürsorgeverbantle

Bundesland,
Art iles Eursorgeverbaniles,

weiter nach regronalor
Änordnung

der Verbände

30

nach Namensanfang6)

100/o

51 000
laulenrl unterstutzto

Parteren

freie Hochrechnung

einstuffg

einphasig

1

10olo

In den Jahren I 956 bis
1961 8itril 4 Erhebüngen

durohgeluhrt worden.

Totalwerte, Mittelwerte Totalwerte, Mittelwerte

Erhebung

Haushalt

Fragebogen

Interview

Totalwerte

Aulbereitung

Lohnsteuorpflichtiger

Lohroteuerkmte

Erhebung

Dienststelle iler
Sozialeinrichtungen
Zriblblatt

Aktenauszug Austüllung rlurch Be-
horden und Arbeit-
geber

LohnstouerpflichtryerSozialleistungslä1le
utral -emplänger

Haushalt

oinstuflg oinstuffg

zrveiphasig einpbasig

1. Phasc 2. Phase

künstlichei Klumpen6)

9 400

Unterlageu uber Sozial-

Sozialleistungslall Lohnsteuerkarte

17 500 00014 000 000

Unterlagen der
Sozralernrrohüungen lerstungsempfänger aus

Terl 1 dor Erhebung

eingesandte
Lohnsteuerkarter

Bundeslmtl (10),
Bruttolohngruppen

(5 bzw. 11)

1 1 5 bzw.11

0,5 biB 100olo

Reihenfolge des Materials
bei Einsentlung

otwa Solo 20o lo

regionale Änordnung
von Gemernd.en

nach Namcnsanlang

etwa 5ofo

sy8tematisoh

Z0o lo

§yBtematisch

2,501o

700 000 I 880 460 000
LohnsteuerkmtonSozialleistungslälle Klumpen')

(entBprechen 94 000
Sozialleistungscmpldngern)

freie Hochreohnung auf
dre Gesamtzahl der
Sozialleirtungsfalle

Doppeln unil Streichen
von Haushalten auf Zu-
fallsbasir, anschließend

lreie Hochrechuung

freie Hocbrechnung aul
dro Menge der erlaßten

Lohnsteuerkarten

Bei der Aulbereitung
wurden die Sozial-

lerstungsfalle zu
Sozrallerstungsemplangern

zusammengelirhrt.



Einkommens- und VcrbrauchsstlohproDc 1902
(vgl. xI Ä 11c) in dcr gcwcrbllehcn wlilschalt

und lm DicnstlGistungsDcrclch

, (vsl. xI B ab)

Mittelwerte, Totalwerte

Erhebung

Haushalt

tr'ragebogen, Haushaltsbuc\

Interview, Selbstauslüllung

Ilaushalt

Glieilerung der erlaßten Falle

Erhebung

gewerblioher Betrieb')

Fragebogen

Selbstausfiillung

UmrechnuDg aul 15oro
iler Gesamtheit

und
(57)

?,5 bis 100oro

zweistufig

Betrieb

Unterlagen
der Betriebe

gruppen
-klassen

1

Bystematisch

1. Slule

einphasig

2. Slule

einphasig

Ärbeitnehmor

eüwa 20 000 000

Unterlagen aus
Ärbeitsstatten-
zählung 1961,

Industrieberiaht
1961 und

Baubericht 1961

Bundeslanrl (11),
Wirtschafts-

nach Namensanlang

* 
etwa 15olo

1 700 000
Arbcitnehmer

Arbeitnehmer
(Tätigkeitsfall)

5?

7,5 bis 100olo

nach Äblage
iler Unterlagen

Gewiahtetes Zusammenfassen der Ergebuisse

Ein Teil der ausgewählten Haushalte war nioht bereit, an tlcr
Erhebung mitzuarbeiten. Solche Haushalte wurden - 

je Schicht
gesouderi - gegetr bereil,wltige Mikrozensus-Haushalte ausge-
iauscbt; soweit das nicht möghch war, wurden Haushalts aus
auderen Unterlagen ausg€wählt und in tlie Stiohprobe einbezogen. -
Äulteilung der Stichprobe in 12 Untsrstichproben Iür dis monat-
liche Rotation der Feinansohrerbungen. .

dreistuffg

2. Stule

einphasig

3. SLule

einphasig

1. Slulc

einphasig

Haushalt

170 000

Bundeslenrl (11),
soziale Stellung des
Haushaltsvorstan-
iles (9), Änzahl iler

Personen im Haushalt
(5), Nettoeinkommen

iles Haushalts (5)

103

25olo bzw.55nln

Gemeind.egröße

eystematisch

etwa 0,30f6?)

50 000
Haushalte

Gemeinds
(glerch iler Stichprobo
erster Stufe Iür dio

lofq-Mrkro-
zensuserhebung

im Oktober 1960)

Wohnung
(gleich cler Stichprobe
zwerter Stufe fur die

lofo-Mikro-
zcnsuserhebung

im Oktober 1960)

der Stichprobenstatistiken
laufende Nummer der Statistik im Katalogteil an

Einkommcnstcucßtatistlk
7957

(vgl. X B a)

Totalwerte

Aulbereitung

Einkommensteuor-
pflrchtrger

Statistisches Blatt

Ausfüllung durch
Finanzamt

Einkommensteuer-
pflichtiger

einstuffg

einphasig

Statistisches Blaüt

3 100 000

eingesandte
Statistrsche Blatter

Bundesland (10),
Einkommensgruppen

(? bzw. 8),
Steuorklassen (6)

3? bzw.43

5 bis 1000/o

veranlagte Lohnsteuer-
p0ichtige - übrige Ein-
kommenstsuerpfl iohtige

systematisch

18olo

550 000
Statistische Blatter

freie Hochreohnung

GchElts- und Lohnstrukturcrhcbung 1962

(2\

In ilor Landwlrtschalt,
lm Erwcrbsgrrtcnbru und

ln dcr Forstwlrtschalt
(vgl. XI B 4d, e, g)

Gliederung der erlaßten
Fälle
Erhobung

lantlwirtsahaltlicher
Betrieb')
Eragebogen

Selbstauslüllung

Ärbeitnehmer
(Tätigkeitsfal)

cinstufig

eiuphasig

Betrieb')

85 000

Unterlagen aus Land-
wirtschaltszählung 1960

Buntlesland (?ro) bzw. 811)
bzw.11rr)), Betriebs'

arten (3), terlweiss laud-
wirt§ohaltlicho Nutz-

fläoho (2)

4,

15 bi8 50olo13)

nach Ablago
der Unterlagen

systcmatisch

B0o/o

25 000
Betriebe

unmittelbilo Äuswcrtung
ohno Hocbrechnungl

nur in einigen Tabellen
Umrcohnungen wegen
untersohicdlioher Aus'
wahlstitze erlortlerlich

Äuswahl ist noch
nicht abgeschlossen.

t'ürsorsever6anil wird dio gleiche Buchstabenkombination zugeteilt. - 
6) Jo 50 Sozialleistungsempfanger in 1 bis 3 benachberten Gemeinilen. - 

7) Gesamtauswahlsatz. -
der Foistwutschaft. - 

,r; im Drwerbsgartenbau. - 
,.) In der-Forstwirtschaft 1000ie; Unterauswahl von 250f, der Waltlarberter, Haumeister total'
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Flensburg
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I
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ZEICH EN ERKLARUNG
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I
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Statistisches Bundesamt

Zweigstelle Berlin

Außenstelle Düsseldorf
(Eisen- und Stahlstatistik)

Außenstelle Hamburg

Siatistisches Landesamt
Schleswig-Holstein

Statistisches Landesamt
Hamburg

Niedersächsisches Landes-
verwaltungsamt - Statistik -

Statistisches Landesamt
Bremen

Statistisches Landesamt
Nordrhein-Westfalen

,Hessisches Statistisches Landesamt

Statistisches Landesamt
Rheinland-Pfalz

Statistisches Landesamt
Baden-Württemberg

Bayerisches Statistisches Landesamt

Statistisches Amt des Saarlandes

Anschriften der Statistischen Amter

62 Wiesbaden

I Berlin W 30

4 Düsseldorf

2 Hamburg 36

23 Kiel

2 Hamburg l1

3 Hannover

28 Bremen

4 Düsseldorf

Gustav-Stresemann-
Ring 11, Postfach 828

Kurfürstenstraße 87

Jahnstraße I

Neuer WalI 70-72

Mühlenweg 166

Steckelhörn 12

Auestraßb l4; Postfach

Herdentorsteinweg 37

Ludwig-Beck-Straße 23

Rheinstraße 35-37

Römerbad

Neckarstraße 18 B

Neuhauser Straße 5l

Harclenbergstraße 3

-NB-

62 Wiesbaclen

5427 Bad Ems

7 Stuttgart

8 München 2

66 Saarbrücken

Stätistisches Landesamt Berlin Berlin-Schöneberg SalzburgerStraße2l-25

Die Statistischen Amter der Städte sind unter der Bezeichnung "Statistisches Amt der Stadt
zu erreichen.
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Übersicht

über die vom Statistischen Bundesamt herausgegebenen Veröffentlichungen

I. Zusammenf assende Veröff entlichungen

Dre zusammenfassenden Yeröffentlichungen enthalten Ergeb-
nisse ans mehreren oder allen Arbeitsgebiäten des Amtes. iiom
Inhalt her lassen sie sich in clie nachstel.rend aufgeführten Unter-
gruppen einteilen, von denen clie erste die am nieisten verbreite-
ten Standardveröffentlichungen mit Informationen über die Sta,ti-
stiken aus allen Bereichen- des wirtschaftlichen und sozialen
Lebens enthäIt.

A. Allgemeine zusammenfassende Yeröffentlichungen

1. Statistisches Jahrbuch für die Bundesrepublik Deutschlanil
Umfassendes Nachschlagerverk über aIIe Sachgebiete, 1952

erstmalig nach dem Kriege erschienen. EnthäIt neben den Ergeb-
nrssen riber Bcvölkerung und Wirtschaf t der Bundesrepriblik
Deutschland einschließlich Berlin (West) einen Hauptab§chnitt
,Internationale übersichten. und, beginnencl mit clern Jahrgang
1953, Abschnitte über die dcutschen Gebiete außerhalb-dei
Bundesre?ublik Deutschland (Sowjetische Besatzungszone und
Sorvjetsekto'r von Berlin und die Deutschen Ostgebiete, ztr Zeit
unter fremder Yerrvaltung).

2. Statistisches Taschenbueh für die Bundesrcpublik Deutschland
Ilrschcint in handlichem Format im Abstand von clrei Jahren

und enthiilt ausgervrihlte Zahlen aus allen Bereichcn der amt-
lrchen Statistik, jedoch in stark zusammengefaßter Form: Letzte
,\usgabe 1961. Eine englische Fassung hierton ist unter dem'[itel "Hrndbook oI Siitistics. und eihe frrrnz_ösische Fassuug
unter dem Titel ,M6mento des Statistiques" herausgegebei
rvo rcl en.

3. Wirtschaft und Statistik
Jlonatszeitschrift mit grundleEenden Au[sätzen irbcr rnetlro-

,lische Fragen so.rvie. mii textlic-hen _Der-siellungen von Ergeb-
nissen neuer und lvichtiger Iaufender Statisti[en unter Ver-
'wendung von zahlreichen graphi§chen Darstellunqen. Außerdem
Tabellenteil mit regelnräßig'rviederh-ehrenden u"nd einma'ligen
Ubersichten sowie n-rit Ergdnzungen z.u Aufsätzen im Textieil.
,\ls UrgiinzrrngsheilaEe er-scheini einmal iälrrlich ein ,Wirt-
schaftskllendei,,. in ri-.m die fiir die Beur'teiiung der statistischen
Ergebnisse rvichtigen Daten aus dem r,r-irtschaftspolitischcn Ce-
schehen zusa mmengestellt sind.

r\usgervählte meihodische Aufsätze dieser Zeitschrift auch in
lnglischer Sp^rache als ,Studies on Statistics. in unregelmäßiger
Erscheinungs folge.

4. Statistischer'Wochendienst

. ,\usgervählte akiuelle Ergebnisse aus allen Gebieten der amt-
lichen Statistik in Form von Entwichlunqsreihen rnlt hurzem Text
über die rvichtigsten Ergebnisse.

B. Organisation der Statistik,
allgemeine Methodenfragen

1. Das Arbeitsgcbiet der Bundesstatistik
Zusammcnfassende Darstejlung der organisaiorischen, metho-

clischen und rechtlichen Grund'iagen där Bundesstatistik mit
einem Katalog de_r einzelnen Statiitiken. Hierzu englische Aus-
gabe,Survey-of. German Federal Statistics..

.2. Die statistische Erfassung' der Produktionsgrundlagen,
-vorgänge und -ergebnisse in den Bereichen

der Wirtschaft (1959)
51'stematisch gegliederie Zusammenstellunq in Iiatalogform,

aus der zu ersel-rei ist, für rvelche Tatbcstände innerlruiU a".
einzelnen lMirtschaftsbereiche statistische Angaben vorliegen und
rvo sie zu finden sind. (Erschienen a'ls Banä283 ,Stati§tik der
Bundesrepublik Deutschland..)

3. Organisation und Techniir des Volkszählungswerkes 1gE0

Besclrreibung der organisatorischen Yoraussetzungen und der
rneihotlisch-technischen-Durchführune des Ziihlunss;erlies lg50
(Erschienen als Band3l ,Statistih d"er Bundesrep"ublih Deutsch-
1anrl.. vergriffen.-- Eine entsprechenrle Darstellung für das
Zählungsrver.k 1960/62 ist vorgesehen )

4. Bibliographie zum Volkszählungswerk 1950
Zusammenfassende übersicht über die Veröffentlichungen von

Bund und Ländern in sachlicher und regionaler Gliederurig. (Er-
scliienen als Band 50 ,Staiisiik der Bundesrepublik Däutich-
land".)

5. Stichproben in der amtlichen Statistik (1960)
Umf assende Darstellung der theoretischen uncl praktischen

Gmnrllagen des StichproEenverfahrens mit allEemeinverständ-
iiclre r Ein flührung und ausf ührlicher Schil derung"tler wichtigstcn
.\nrvendungsgebiete in der amtlichen Statistik söwie einor mätl,e-
matischen Fo-rmelsammlung für'' den Stichprobenspezialsten. Aus-
gervählte Absjhnitte aus_ 

-dieser Yeröffeirtlichurg in englischer
Sprache als ,Studies on Statistics".

in den internationalen Organisationen
atlgemeinLn Aufgaben, a"-n .t'ufUru und dip
der inter- und supranationalen Organi-

7, Ein Standardsystem Volkswirtschaftlicher Gesamtrechnungen
Deutsche übersetzung des im Jahre 1952 von der OEEC her-

iLusgegebenen ,Siandardised Sysicm of National Accountsu, das
der Yereinheitlichung , und Vleiterentwicklung rler nationalen
Volksrvirtschaftlichen Gesamtrechnungen dicnen soll. (Ver-
griffen.)

6. Die Statistik
Überblick iiber die

statistische Tätigkeit
sationen.

C. Strukturuntersuchungen,

Wirtsch af tsb eobach tung

1. Wirtschaftskunde der Bundesrepublik Deutschland (1955)
Zusammenfassende und gemeinr.erstiindliche Darstellung der

rvichtigsten Ergebnisse dei amtlichen Statistik mit Texi und
Zahlen und zahlreichen graphischen Darstellungen.

2. Die deutschen Vertieibungsverluste (lg58)
Bevölkerungsbilanzen

material über die Höhe
der deutschen IJ
\rertriebenen in den A
Heimat zurückgebliebene und

und über die in der
Bevölkerung.

3. Statistisches Taschenbuch über die Heimatvertriebene" (lgb3;
Erste zusammenfassende Dar.stellung der wichtigsten stati-

slischen Ergebnisse_üb-er die Heimaitvertriebenenf Englische
E,Lssung unter dem Titel ,Statistical pochetbook on ExpEliees.
erschienen.

4. Statistische UnterJa-gen _zur. Reurteilung der Bevölkcrungs-
struktur und Wirtschaftskraft der Eundesländcr

Jdhrlich erscheinende \reröffenilicliung mit Entrvichlungsrcihen
riber n-ichtige-Bevölkerungs-, und Wirtsähaltsdaten, clie iisbeso.r_
dere im Hinblick auf dic-öffentlichen Haushaite rjon Berleutuno
sind. 

^(Bisher "Statistischer Berichi" 1116, Ietzte Lr.guU" ig6tlNr.l2.)

5. Die Frau im wirtschaftlichen und sozialen Leben
der Bundesrepublik

Zahlenmaterial iiber die Stellung der Frau im öffentlichen
Leben mit einführenden textlichen EilduterunEen. (Brsher ,Stati-
stischer Bericht. II/2, leLzte Aus§abe igb6, N;. 3.)'
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6. Die Jugend im wirtschaftlichen und sozialen Leben
der Bundesrepublik (1959)

Zusammenstellung der in den verschiedenen Statistiken vor-
handenen Angaben riber die Jugendlichen, erläutert durch Text
und Schaubilder. (Erschienen als Band 220 ,Staiistik der Bundes-
republik Deutschland".)

7. Bevölkerung und Wirtschaft/Langfristige Reihen 1871 bis 1957
für das Deutsche Reich und die Bundesrepublik Deutschland (1958)

Entrvicklunqsreihen aus allen Bereichen der amtlichen Stati-
stik, in denen- 'historische, Daten vorhanden sind. (Erschienen
als Band 199 ,Statistik der Bundesrepublik Deutschland".)

D. Allgemeine Statistik des Auslandes

1. Internationale Monatszahlen
f.ändervergleiche für ausgewähIte Tatbestände, die für die

außenwirtschaltlichen Beziehungen der Bundesrepublik Deutsch.-
Iand von besonderer Bedeutunglind.

2. Länderberichte
Zusammenfassung des jeweils neuesten Zahlenmaterials über

rvichtige wirtschaftirche und gesellschaftliche Tatbestände in ein-
zelnen Ländern oder bestimmlen Ländergruppen.

II. Fachveröff entlichungen (Fachserien)

Die größie Gruppe von Amtsleröffentlichungen bilden die
Veröffentlichungen mit Ergebnissen aus den einzelnen Fach-
gebieten. Sie erschienen bisher entweder im Rahmen von ,Fach-
serienn oder aber im Rahmen der beiden Sammelreihen ,Stati-
stik der Bundesrepublik Deutschland. und ,Statistische Be-
richte.. Ab Januar 1962 sind sd,mtliche Fachveröffentlichungen
in ,Fachserien* eingeordnet und die Samrnelreihen ,Statistik der
Bundesrepublik Deutschland. und,Statistische Berichten ein-
gestellt worden. Die verschiedenen ,Fachserien" sind äußerlich
äurch bestimmie Kennbuchstaben, Titel und durch die ver-
schiedenen Farben des Randstreifens auf dem festen Umschlag
gekennzeichnet. Der Titel der einzelnen Fachserien gibt, in An-
Iehnung an den organisatorischen Aufbau des Statistischen
Bundesamtes, jeweils-das Hauptsachgebiet an, aus dem die Ver-
öffentlichungen stammen.

JedeFachserie ist in eine bestimmteAnzahl vonYeröf f ent-
Iichungsreihen untergliedert, in denen die pet'iodisch an-
fallenden Ergebnisse ernei Siatistili sorvie die in unregelmäßr^gen
Zeitabsiänden herausgegebenen Sonderbeiträge zu dieser Sta-
tistik enthalten sind. I)ie Reihentitel bezeichnen im allgemeinen
das enEere Aufgabengebiei der Statistik. Verschiedene Reihen
sind nöch in (mit römischen Ziffern numerierie) ,Einzeltitel"
bzrv. ,Untertitei. aufgeteilt. Die Ergebnisse von einmalig oder
in unregelmäßigen größeren Zeitabständen durchgeführten Groß-
zählung"en ersc"hein"en innerhalb der .ies'eiligen" Fachserie als
Einzelveröf f entlichungen. An die SteIIe des Reihentitels
tritt in diesen FäIIen die Bezeichnung der Zählung.

Zv Zeit bestehen 13 verschiedene Fachserien, die sich in die
folgenden Veröffentlichungsreihen bzw. Einzelveröffentlichungen
uniergliedeln:

Fachserie A: Bevölkerung und Kultur

1) e r ofi e nt h dtun E sr e ih e n :
Reihe 1: Besc}äftigung und Umsatz, Brennstofi- und Energieversorgung der

Industrie
Reihe2: Produktion ausgewählter industrieller Erzeugnisse, Index der indu-

striellen Produktion
Reihe 3: Industrielle Produktion
Reihe 4. Sonderbeiträge zur Industriestatistik
Reihe 5: Energie- und rVasseroersorgung
Reihe 6 : Düngmittelversorgung
Reihe 7: Beschäftigte und Umsatz im Handwerk (vorgesehen)
Reihe 8: Industrie des Auslandes

Fachserie E: Bauwirtschaft, Bautätigkeit, Wohnungen
1) e ro ftentlidtungsreiben:
Reihe 1: Ausgewählte Zahlen für die Bauwirtschaft
Reihe 2: Bauhauptgewerbe
Reihe 3: Bautätigkeit
Reihe 4: Bewilli§ungen im öffentlidr geförderten sozialen §Tohnungsbau
Reihe 5: Redrnerisches Vohnungsdeftzit in dea Kreisen
Reihe 5: Bestand an §flohnungen
E inze lo er ö ll eüli&trn gen'
1 o/o-\,)Tohnungsstatistik 1960
Ergebnisse der gebäudestatistisdren Feststellungen im Rahmen der Volks-
zählung 1961 (vorgesehen)

Fachserie F: Groß- und Einzelhandel, Gastgewerbe,
Fremdenverkehr

T e r o ff e nthdtun g sr e ib e n :
Reihe 1: Großhandel
Reihe 2 : Ein- und Verkaufsvereinigungen (Umsatzentwicklung)
Reihe 3: Einzelhandel
Reihe 4 : Handelsvermittlung (vorgesehen)
Reihe 5: Warelverkehr zwiidren Berlin (\West) und dem übrigen Bundesgebiet
Reihe 6: Varenverkehr zwisdren den \l/ährungsgebieten der DM-rVst und

der DM-Ost
Reihe 7 : Gaststätten- und Beherbergungsgewerbe (vorgesehen)
Reihe 8 : Fremdenverkehr
€. inze lp e r ö It e nt li &un g e n :
Handels- und Gaststättenzärhlung vom 1. August bzw. 30. September 1960
(vorgesehen)

Fachserie G: Außenhandel
1) e r ö ff e nt I i dt un g sr e ib e n :
Reihe 1 : Zrrsammenfassende Ubereichten
Reihe 2: Spezialhandel nach Varen und Ländem
Reihe 3: Speialhandel nadr Ländem und V'arengruppen
Reihe 4: Generalhandel
Reihe 5: Special Trade according to the Classi0cation for Statistics andTarifis

(cs])
Reihe 6: Durchfuhr
Reihe 7: Sonderbeiträce
Reihe 8: Außenhandei-des Auslandes

Fachserie H: Verkehr
? er ö ff e nt lidtun g sr e ib en :

Fachserie D: Industrie und Handwerk

Binnensdriffahrt
Seeschiffah*

: Luftverkehr
: Eisenbahnverkehr
: Straßenverkehr

Stnßenverkehrsunf älle
Crenzüberedrreitender
Nadrrichtenwesen

Reiseverkehr

a

'l e r ö ft e ntli & un q s r c ib en :
Rei,he 1: Bevölkerungsstand und -entwid<lung
Reihe 2: Natürlidre Bevölkerungsbewegung
Reihe 3: rVanderuncen
Reihe 4: Vertriebenä und Flüdrtlinge
Reihe 5: Haushalte und Familien
Reihe 6: Emerbstätigkeit
Refüe 7: Gesundheitswesen
Reihe 8: Vahl zum Deutsdren Bundestag
Reihe 9: Redrtspflege
Reihe 10: Bilduncswesen
Reihe 11: Bewöllierung des Auslandes
E i nze lo e r ö ft e nlli&un ae n,
Volks- undBerufszätlung vom 6. Juni 1951 (vorgesehen)

Fachserie B: Land- und Forstwirtschaft, Fischerei
T er ö ft e ntli dtun g sr c ib en t
Reihe 1: Bodennutzung und Emte
Reihe 2: Gartenbeu und §ü'einbau
Reihe 3: Viehwirtsdraft
Reihe 4: Fischerei
Reihe 5 : Tedrnische Betriebsmittel
€. inze b e r ö fi e ü li & un a en,
Landwirtsiiraftsählüng vom 31. Mai 1950 und Nadrerhebungen

Fachserie C: Unternehmen und Arbeitsstätten
T er ö fi e nt lidtun q sr e ib en t
Reihe 1: Die Kosteastruktur in {er '§rirts&aft
Reihe 2: Kapitalgesellsdraften
Reihe 3: Ofientlidre Untemehmen
€i tzc lv e r ö ff entlidtun E e n :
Nichtlanduiirtsdraftlidre Arbeitsstättenzählung vom 6. Juni 1951 (vorgesehen)

Reihe 9: Sonderbeiträge
€.irze b er ö ff entli&un g e n :
Verkehrezensus vom 28. September 1962 (vorgeseheo)

Fachserie I: Kapitalmarkt und Zahlungsschwierigkeiten
1) e r ö fi c ntlidt un E s r eib en :
Reihe 1 : Boden- und Kommunalkreditinstitute
Reihe 2: Aktienkune
Reihe 3 : Zahlungsschwierigkeiten (vorgesehen)

Fachserie K: Öfrentliche Sozialleistungen
? cr ö ff e nt lidtun g sr e ibe n :
Reihe 1 : Offentlidre Fürsorge
Reihe 2: Uftentlidre Jugendhilfe

Reihii
Reihe
Reihe
Reihe
Reihe
Reihe
Reihe
Reihe

7

2
3
4
5
6
7
8
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Fachserie L: Finanzen und Steuern
T er öfi entlidtun 4 sr e ib ea :
Reihe 1: Haushaltswirtsüaft von Bund, Ländem und Gemeinden
Reihe 2: Steuerhaushalt von Bund, Ländem und Gemeinden
lei,he 3: Sdruldea und Vermögen von Bund, Ländem und Gemeinden
Reihe4: Personal von Bund, Lländem und Gemeinden
Reihe 5: Sonderbeiträge zur'Finanzstatistik
Reihe 6: Einkommen- und Vemögensteuem
Reihe 7: Umsatzsteuer
Reihe 8: Verbnudrsteuem
Reihe9: Realsteuem

lt
Reihe 4: Preise und Preisindices für die Land- und Forstwirtsdraft
Reihe 5: Meßziftem für Bauleistungspreise und Preisindices für Bauwerke
Reihe 5; Einzelhandelspreise und lhdices der Verbraudrerpreise
Reihe 7: Preise für Verkehnleistungen
Reihe 8: Großhandelspreise im Ausland
Reihe 9: Einzelhandelipreise im Ausland
Reihe 10: Intemationaldr Vergleich der Preise für die Lebenshaltung
Reihe 11: Tariflöhne und Tari-fgehälter
Reihe 12: Verdienste und Löhne im'Ausland
Reihe 1 3 : \Yirtsdraftsredrnuncen
Reihe 14: Arbeiteruerdienste in der Landwirtschaft
Reihe 15: Arbeitnehmeruerdienste in Industrie und Handel
Reihe 15: Arbeiteruerdienste im Handwerk

Fachserie N: Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen
Bisher sind noch keine Veröffentlichungen innerhalb dieser Fadrserie er-
schienen.

Fachserie M: Preise, Löhne, Wirtschaftsrechnungen
T e r öfi enl lidtun g x e ib e n :
Reihe 1: Einfuhrpreise und Index der Einkaufspreise für Auslandsgüter
Reihe 2: Preise und Preisindex auseewählter Grundstoffe
Reihe 3: Preise und Preisindices fü;industrielle Produkte (Eäeugerpreise)

Unter diesem Sammeltitel erscheinen alle Systematiken, die
bei der Bearbeitung von Statistiken verwendät werden. Ab-
gesehen vom ,Amtlichen Gemeindeverzeichnis«, das auch Be-
vöIkerungszahlen enthält, handelt es sich bei den systematischen
Verzeichnissen nicht um Veröffentlichunsen mit statistischen
Ergebnissen, sondern um Hilfsmittel, di; für die Erstellung
bestimmter statistischer Unterlagen benötigt werden. Entspre-
chend der Art der klassifizierten Tatbestände wird im folgenden
zwischen lInternehmens- und Arbeiisstätten-, \Maren-, Per§onen-,
Regional- und sonstigen Systematiken unterschieden.

III. Systematische Verzeichnisse

b) Alphabetisches V.erzeichnis
(Allgu}" 1958 mit Berichtigungen) hat die Aufgabe, das
Auffinden der einzelnen im jystämatischen Verzeiähnis ent-
haltenen lVaren und ihre Zudrdnung zu den entsprechenden
Warengruppen, -zweigen ünd -klassän zu erleicht^ern.

3. Warenverzeichnis für die Außenhandelsstatistik
(Ausgabe 1962)

_ Umfaßt 21 Äbschnitte, 99 zweistellige Kapitel, 1115 vierstellige
Tarifnummern und 6561 lVarennummern (\4rarenarten). A6-
schnitte, Kapitel und Tarifnummern sind aus dem Deutschen
Zolltarif 1962 übernommen und stimmen in dieser Form mit dem

.Brüsseler Zolltarifschema 1955 überein. Ein alphabetisches Stich-
lvortverzeichnis im Anhang erleichtert das Auffinden der ge-
suchten 'Warenarten.

A. Unternehmens- und Arbeitsstättensystematiken

Systematik der Wirtschaftszweige (Äusgabe 1961)

a) Grundsystematik mit Erläuterungen
Enthält gründliche Ausführungen über den Aufbau der

Systematik und für alle Positionei nähere Hinweise auf In-
halt und Abgrenzung.

b) Systematik mit Betriebs- u. ä. Benennungen
(aufgestellt für ilie Arbeitss;ätten- und Berufszählung 1961)

Zeigt rt. a. alle Betriebs-, Waren-, Dienstleistungs- u. ü. Be-
nennungen jeweils bei der Klasse der Grundsystematik, zu
der sie gehören. Für alle Positionen werden die Nummern
der Grundsystematik und der Signierschlüssel für die

' Arbeitsstätteh- und Berufszählune "anseEeben. Die Ver-
öflentlichung stellt gleichzeitig dYe VärEindung zwischen
den abgeleiteten Systematiken für die Arbeitsstätten- und
Berufszählung 1961 und der Grundsystematik und unterein-
ander her.

c) Älphabetisches Verzeichnis der Betriebs- u.ä.
Benennungen
(aufgesiellt für die Arbeitsstätten- und Berufszählung 1961)

Ordnet alle Benennungen alphabetisch und gibi für jede
Benennuns die Nummei der Grundsvstematik sorvie die
Signierken-nziffern für die ' Arbeitsstätten- und Berufs-
zählung an.

B. Warensystematiken

1. Klassifzierung der Berufe (1961)

SJstematis^ches Verzeichnis der Berufsbenennungen,, gegliedert
nach 8 Berufsabteilunqen, 41 BerufsEruppen. 150 leru-fsärdnun-
gen und 437 Berufsklässen. Alphabelischäs Verzeichnis mit An-
gabe der jeweiligen Berufsklasie. Dient der einheitlichen beruf-
lichen Zuordnung auf allen Gebieten des Erwerbslebens.

2. fnternationale Standardklässifikation der Berufe (1960)

Deutsche übersetzung der 1958 vom Internationalen Arbeits-
amt herausgegebenen,-International Standard Classification of
()ccupations..

4. Güterverzeichnis für die Yerkehrsstatistik
(Ausgabe 1962)

Systematisches Verzeichnis der Güterbenennungen mit 10 Ab-
teilunEen, 43 Haupteruppen und 169 Grunoen. Es ist mit dem
Intern"ationalen Wäränrä'.reichhis für die'.dußenhandelsstatistik
und dem Brüsseler Zolltarifschema 1955 vergleichbar.

C. Personensystematiken

3, Handbuch der Internationalen Statistischen Klassiffkation der
Krankheiten, Verletzungen und Todesursachen (Ausgabe i958)

Deutsche Ausgabe der 7. Bearbeitung des ,fnternationalen Ver-
zeichnisses der Krankheiten, Verletzuigen und Todesursachen".
Systematik, die hauptsächlich für die Stätistik der Todesursachen
verwendet wird. Band I enthält die Internationale und Deutsche
Systematik, Band II das Alphabetische Register.

4. Verzeichnis der Krankheitsarten und Todesursachen für die
Statistik der Sozialversicherungsträger (1953)

Für die Zwecke der Statistik der Sozial aus
dem,Internationalen Verzeichnis der Krankheiten,
und Todesursachen" (Vergrifren, Neuauflage in
bereitung.)

1. Erzeugnisgliederung für die Land-, Forst-, Jagdwirtschaft
und Fischerei (Ausgabe 1959)

Wird in erster Linie für Zwecke des Berlin- und Interzonen-
handels verwendet und umfaßt 6 zweistellise Grüooen. 11 drei-
stellige Untergruppen, 66 vierstellige Klaisen uää 927 sechs-
stellige Erzeugnisarten.

2. Warenverzeichnis für die Industriestatistik
a) Systematisches Verzeichnis

(4usgabe 1957 mit Berichtigungen) nach 32 zweistelligen
Warengruppen, 152 dreistelligen Warenzweigen, 787 vi6r-
stelligen'Warenklassen und 5481 sechsstelligei lMarenarten
systematisch gegliedertes'W'arenverzeichnis. Ergänzend hier-
zu: »(e6ps1tar zur \Marengruppe 36. (Eleklrotechnische .
Erzeugnisse) und Verzeichni§ däi in den.Jahren 1952 bis
1960 elfolgten Yeränderuagen.
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5. Verzeichnis der Religionsbenennungen (Ausgabe lg6l)
Dient. der. Gruppierung der Bevölkerung nach der Religions-

zugehörigkeit in der Statistik.

3. Alphabetisches Länderverzeichnis
für die Außenhandelsstatistik (Ausgabe lg62)

Enthält sämtliche Positionen des systematischen Länderver-
zeichnisses für die Außenhandelsstatisfik und die dazu gehören-
den Teilgebiete in alphabetischer Folge.

r[. Bezirks- und Hafenverzeichnis für die Binnenschiffahrt
(Ausgabe 19b6)

Alphabetisches Hafenverzeichnis für das In- und Ausland so-
rvie Kilometrierungstabellen für die Binnenschiffahrt nach
lVasserstraßen. (Ei-ne Ausgabe für 1962 befindet sich in yor-
bereitung.)

5, Yerzeichnis der Häfen des Auslandes für die Verkehrsstatistik
(Ausgabe 1961)

- A-Iph-abetisches und geographisches Yerzeichnis der aus-
ländischen Hafenplätze mit Veüeichnis der Küstenstrecken.

D. Regionalsystematiken

1. Amtliches Gemeindeverzeichnis
(Ausgabe 1957 mit Ergänzungen)

erzeichnis der Gemeinden

und Finanzamt.
I'inanz- und sowre der' Zusammen-
fassende über
dustrie- (Eine Ausgabe
befindet sich in Yorbereitung.)

2. Statistische Kennzifrern der Gemeinden
und Verwaltungsbezirke (Ausgabe 1960 mit Ergänzungen)

__Enthält in systematischer und- alphabetischer Ordnung die
Verwaltunqsbezirke und Gemeinden.- Außerdem \4'eist e; die
Gliederune-nach Naturräumen nach. Für iede Gemeinde werden
die staiisiische Kennziffer, die Natumairmkennziffer und der
Koordinatenschlüssel nachgewiesen.

E. Sonstige Systematiken

Verzeichnis der Höheren Schulen, Mittelschulen
und Sonderschulen (Ausgabe 1960)

. Nacf Bundesländern gegliedert mit Angaben der Adressen,
des Schulträgers, SchuTty"ps, Zahl der 3chüler und Lehr-
kräfte usw.

Diese Übersicht wird durch das ,Verzeichnis der Veröffentlichungen des Statistischen Bundesamtes - Stand Anfang 1962 -.ergänzt.

_ lVeiterhin_k nn ein Quellennachweis im ,§161is1b.hen Jahrbuch" herangezogen werden, in dem u. a. auch Textbeiträge aus der
Zeitschrift,l4rirtschaft und Siatistik" verzeichnet sind.
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